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81. 
Weſen und Bedingungen der Völkerrechtsperſönlichkeit. 


Literatur: Heffter, Europäiſches Völkerrecht (7. Aufl. von Geffden 1881) 8 14ff. 
— Bluntfhli, Modernes Völkerrecht, $ 17ff. — Bulmerinca, Völkerrecht, 
$ 14. — Pradier-Fod&r£&, Trait& de droit Intern. Public I, $ 48-96. 
— P. Fiore, Trattato di diritto Intern. Pubbl. (2 ed. 1879) I, 222ff. — 
5.0 Martens (Bergbohm), Völkerrecht J. 53. — R. Phillimore, Comment, 
1, ©. 79 -- 93. — T. Twiss, Law of Nations I, 16ff. — W. E Hall, 
Intern. Law (1880) $ 6. — D. F. Field, Draft Outlines, I, 1, 97; 119. 


In der Einleitung (Bd. I) ift davon ausgegangen, daß auf dem Herr— 
Ichaftögebiete der Europäifhen Völlerrehtöbeziehungen nur Staaten 
als beredjtigte und pflichtige Subjecte in Betradyt fommen. in pofitiv recht: 
licher Unterfchied zwiſchen Staat und Volk befteht in diefer Richtung alfo nicht. 
Europäifche oder civilifirte Staaten können jedody auch in uncivilifirten Re— 
gionen Rechtsbeziehungen anknüpfen. In folhen Fällen erfennen fie aud) 
ftaatlich nicht organifirten Stämmen quafi rechtliche Perfönlichkeit überall zu, 
wo fie ſolche ihnen gegenüber für ſich felbjt in Anfpruch nehmen. Aus der 
Nihtmitgliedfhaft eines Gemeinweſens im Bereich der Europäifchen Rechtö- 
genoſſenſchaft folgt alfo noch nicht deſſen Hechtlofigkeit innerhalb menſchlicher 
DVerfehröbeziehungen. !) 

Die VBölterrehtsperfönlichfeit des Staates ift nur eine Seite feiner 
Hechtsperfönlichkeit, die ji) außerdem als privatrechtliche innerhalb der Ver— 
mögensfphäre (ald Fiscus oder Nerar) und als öffentlich rechtliche, innerhalb 
der politiihen Beziehungen zu feinen Angehörigen (als Staatögewalt oder 
Regierung) darftellt. Aus dem allgemeinen Entwidlungsgange der ftaatlichen 
Cultur geht hervor, daß die Beitandtheile der ſtaatsrechtlichen und privatrecht⸗ 
lichen Perfönlichteit früher gegeben find, als diejenigen der Bölferrechtäper- 
ſönlichkeit. Vorhanden find legtere erft dann, wenn in dem Gefammtbewußtjein 
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ſtaatlich organifirter Nationen oder der fie beherrfchenden Organe der praktisch 
thätige Wille, internationale Berechtigungen und Verpflichtungen zu üben, 
dauernd erijtent geworden ift. 

Da für und der Staat (oder auönahmämeife ein ftaatlih nod nicht or- 
ganifirte® Gemeinweſen außerhalb Europas) als Rechtsſubject vorausgeſetzt 
wird, könnte gefragt werden, wie der Staat in juriſtiſcher Weiſe zu definiren 
ſei. Solange man das Völkerrecht als philoſophiſch naturrechtliche Materie 
ſchlechthin behandelte, konnte eine methodiſche Unterſuchung des Staatsbegriffes 
ſchon deswegen nicht umgangen werden, weil es darauf ankam, Staat und 
Geſellſchaft zu unterfcheiden. ?) 

Das pofitive Völkerrecht feht jedoch einen den Verkehr pfle 
genden Nationen gemeinfam gewordenen Staatäbegriff voraus. 
Derfelbe ift durchaus unabhängig von den fo verfchiedenen Formulirungen der 
Theorien des Staatsrechts oder der philofophiichen Syfteme oder gar ber 
Staatsibeale. Für ihn genügen die als hinreichend befannt zu nehmenden 
Merkzeichen, wodurch das Weſen des Staates von den anderen menfchlichen Ge— 
ſellſchaftsformen der Stämme, Familien und Gefchlechter oder einer numerifch 
außgedrüdten Menge Einzelner unterſchieden wird. Eine Verwechſelung diefer 
andermweitigen Gefellfhaftöformen mit dem Staate fcheint für die praftifchen 
Zwede des Völkerrechts ausgeſchloſſen, fobald man fi die den Völkern ge: 
meinfam gewordenen Merkmale aller Eulturitaaten vergegenmärtigt. 

Allen Staaten eigen ift die rechtlich gemwollte und thatſächlich 
dauernde Ordnung des Voltälebens auf einem begrenzten Theile 
der Erdoberfläde, d. h. die mwillfürlic nicht zu löfende Vereinigung dreier 
Grundelemente: des Staatsvolkes, als einer bereits entweder vorftaatlid, ges 
gebenen oder durch den Staat allmälig entwidelten Gemeinfchaftsbeziehung 
(fjociale Grundlage des Staates), des räumlich begrenzten Staatögebietes 
(geographbifhe Grundlage des Staates) und der Staatsgemwalt, be 
ruhend in einem höchſten Machtorgan des einheitlich vorgeftellten Volkswillens 
(der politifhen und ethifhen Grundlage des Staates). 

In diefer Weife aufgefaßt, braucht aber der Staat noch nicht Völkerrechts- 
perfönlichfeit zu fein. Denn er fünnte, wenn er dazu nad) feiner geographifchen 
Lage im Stande wäre, fi tfoliren wollen oder aus politischen Beweggründen, 
indem er auf unmittelbaren Berfehr mit dem Auslande verzichtet, fich ſelbſt 
für diefen befonderen Verkehrszweck einem höheren Machtorgan unterorbnen, 
ohne feinen Namen ald Staat aufzugeben. 

Um die Eigenschaft völkerrechtlicher Perfönlichkeit zu erlangen, bedarf der 
Staat noch weiterer Inhaltsbejtimmungen. Erftend, der Mactfähigfeit und 
Berechtigung freier Selbftbeftimmung in feinen auswärtigen Be 
ziehungen (Souveränetät im völkerrechtlichen Sinn); und zweitens, Des 
durch thatjächliche Uebung oder ausdrüdliche Erklärung allgemein glaubwürdig 
gewordenen Willens, fih in Gemäßheit des bereits in Geltung be 
findliden Maßſtabes internationaler Berehtigung und Ber: 
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pflihtung nad Außen hin felbit zu beftimmen und zu bejchränfen. 
Er bedarf ſonach der in ihrem Urfprunge freiwilligen Unterwerfung unter eine 
bereitö vor ihm gegebene oder neben ihm im Entjtehen begriffene Gemein: 
ſchaftsordnung der Staatengenofjenjchaft.?) 

In wieweit diefer Wille und diefe Fähigkeit ver Anerfennung durch 
bereit3 vorhandene Staaten bedarf, wird im Zufammenhang mit dem Ent- 
ftehungsprozeß der Staaten an einer anderen Stelle zu unterjuchen fein 
(zweites Kapitel). Aus dem Gefagten geht aber hervor, daß die Rechts» 
begriffe von Volf und Staat innerhalb der gegenwärtig beftehenden Ordnung 
ausmwärtiger Verfehröbeziehungen von einander nicht mehr geſchieden, die po— 
litifchen Afpirationen der jog. Nationalitäten im ethnographiichen Sinne daher 
nur ſtaatsrechtlich (4. B. in Dinficht des Sprachzwanges) oder politiih und 
hiftorifch oder ausnahmsweife in Gemäßheit von Staatäverträgen für jeden ein- 
zelnen Fall, nicht aber nach allgemein völterrechtlihen Grundlagen bemefjen 
werben fünnen. 

Aud die Frage nach der Minimalziffer der völkerſchaftlichen Grundlage 
des Staates ijt alö politiſch-hiſtoriſche Thatbeſtandsfrage jedes einzelnen Falles 
einer juriftifchen Köfung nicht fähig. Als thatfählich vorhandene Minimalziffer 
einer ftaatlichen Bevölterung mag diejenige von Monaco (1200 Seelen unge 
fähr) bezeichnet werben. 

) Died würbe ſich 3. B. darin zeigen, daß die Tödtung eines rechtswidrig ans 
greifenden Europäerd durch ſchwer bedrohte Gingeborene auf ftaatenlofen Ges 
bieten ald berechtigt au in Europa anzuerfennen wäre, wenn eine Geridhtövers 
handlung deswegen eingeleitet würde Anfofern giebt es alfo, wie Bluntſchli ber: 
vorhebt, allerdings völferrechtlich zu ſchützende „Menſchenrechte“, deren Exiſtenz von 
der Publication eines Geſetzes unabhängig ift. Auf der gleihen Erwägung beruht 
die vertragsmäßig geordnete Pflicht, auf ftaatenlofen Gebieten dem Sclavenhandel 
zu wehren: meil diefer als menſchheitswidrig gilt. 

2) Calvo giebt noch eine Aufzählung der verfchiedenen Definitionen. Gehört 
eine Zegaldefinition von „Boll” oder „Staat in einen völferrechtlihen Codifications⸗ 
entwurf? Ich glaube nit Field ſchlägt folgende ſehr anfechtbare Formel vor: 
»A nation is a people permanently occupying a definite territory, having a 
common government, peculiar to themselves, for the administration of justice 
and the preservation of internal order and capable of maintainiug relations 
with all other governmentse. — Bei den Stalienern florirt vielfah ihre Na 
tionalitätentheorie bereits im Staatäbegriff felbft. (So bei Fiore.) Im Allgemeinen 
läßt ſich jagen, vom völkerrechtlichen Standpunkt feien alle Staatöbefinitionen fehler: 
haft, welche entweder beftimmte Eigenfchaften einzelner Völker, oder beftimmte Staats- 
zwecke (wie Field thut) generalifiren, oder ber auswärtigen Beziehungen der Staates 
überhaupt gar nicht gebenten. 

3, X. M. vo. Martens (Bergbohm) I, ©. 54, welcher meint, daß die Völker⸗ 
rechtäperfönlichkeit bereit3 mit der Staatsrechtäperfönlichkeit fchlechthin zufammenfalle. 
Daß dies nicht der Fall, zeigt die abhängige Stellung der Unionsftaaten in Nord 
Amerila. 
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82. 


Souveränetät der Staaten. 


Literatur: Heffter, Böllerredt, $ 31. — Bluntfhli, Völkerrecht, F 64—80 
— p. Neumann, Grundriß bes Europäifhen Völkerrechts, S. 3 — F. v. Mar— 
tens, Völkerrecht (Bergbohm) I, $ 70. — J. Austin, Lectures on the Pro- 
vince of Jurisprudence (ed. 31, p. 226). — Ph. Woolsey, Introduction . 
into the Study of Intern. Law (2 ed.), $ 37. — Derfelbe, Political 
Science I, &. 202ff. — Field, Draft outlines, $ 12 ff. — Wharton, Com- 
mentaries, & 135ff. — C. Calvo, Droit Intern. I, $ 41. 


Vorhanvdenfein der Sowveränetät ift eine normale Vorbedingung der 
Völkerrechtöperfönlichkeit, Fein Product der pofitiven Völkerrechtsordnung. 

Zur Vermeidung von Unklarheiten ift e8 daher nothmwendig, ſich über ben 
Begriff der Souveränetät in völkerrechtlicher Hinſicht zu verftändigen. 
Etaatö- und verfaffungsrechtlich knüpft ſich der Status effectiver Souveränetät 
immer an bejtimmte Subjecte, ſei e8 an einzelne Herrſcher, an Körperfchaften 
oder politiich handelnde Kategorien von Perfonen (z. B. an fämmtliche groß: 
jährige, männliche Individuen ala mwählende oder befchließende Staatsbürger). 
In diefer Dinficht beruht die Souveränetät auf thatfählih nothmendigem, 
alfo unvermeiblihem (in Monardien dur den Tod herbeigeführten) Wechſel 
der die Souveränetät außübenden Subjecte. Staats- und verfafjungsrecht: 
lid genommen fann es daher theoretifch auch ftreitig werden, mem die Aus: 
übung der Souveränetät grundfäßlich gebühre, ob den einzelnen Derrichern oder 
dem Volle oder corporativen Bertretungen befjelben.') 

Völferrehtlich genommen, knüpft ſich zuftändlich die Souveränetät zu= 
nädjft immer an das durch feinen einheitlihen Willen in ftaatlicher Form con- 
ftituirte Voll. Unbedingt gilt dies, mie bereit3 oben bemerkt ift, fomeit 
Europäifhe Nationen unter einander Verkehr pflegen. Diefe nationale 
Volls-Souveränetät bleibt nothwendig unabänderlid gegenüber 
den veränderliden Subjecten ihrer ftaatörehtlid möglidhen Dar: 
ftellungsweife. Der völterrechtliche Lehrſat: „Das Volk ftirbt nit” 
ift in diefer Richtung zutreffender alö der ftaatärehtlihe Sat: „Der König 
ftirbt nicht“ (le roi est mort, vive le roi!). Adoptirt man dieſe Unter- 
fcheidung,?) fo ergiebt ſich, daß Staaten in verfaſſungsrechtlicher Hinſicht (3. B. 
in Conföberationen) und im Gegenſatze zu einer anders organilirten Gefammt- 
Regierungsgewalt innerhalb eines bejtimmten, örtlich begränzten Bereichs für 
fouverän erklärt fein können, ohne daß ihnen in völlerrechtlicher Hinſicht 
Souveränetät zuerlannt werden dürfte.) 

Völkerrechtlich definirt, beveutet „Souveränetät” den vollendeten 
Machtzuſtand eines Staatövolfes im Verhältniß zu anderen, vermöge 
deſſen daſſelbe fein eigenes Dafein nad) Außen aufredht erhält. 
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Bevor in allerälteften Zeiten die Frage: wer in innerftaatlichen Beziehun: 
gen zur höchſten Gemwaltübung befugt fein ſolle,“ durd) das Bewußtſein der 
Völker oder Stämme geftellt werden fonnte, war dad Bewußtſein ded äußern 
Gegenſatzes und des felbitändigen Dafeins bereits weiter vorgeſchritten. 

Darauf weiſen die alten claffifchen Bezeihnungen der Autonomie und 
der libertas populi hin: negative BVorftellungen des Nihtunterworfen- 
feins, in öffentlich rechtlicher Hinſicht parallel laufend dem Gegenfage zwiſchen 
perfönlicyer Freiheit des Einzelnen und der Sclaverei. 

Andererfeitö ift der Kern der rein flaatärechtlihen Souveränetätä- 
begriffe immer weſentlich pofitiven Gehalts, weil es fi dabei um Macht 
und Hecht der Gewaltübung über politiih unterworfene Perſonen handelt. 
Kehrfeite der ftantärechtlichen Souveränetät ift die Pflicht des jtaatsbürgerlichen 
Gehorfams. Ein fouverän gewordenes Bolt ſchuldet dagegen anderen Völkern 
niemals Gehorſam, fondern nur Achtung im weiteften Sinne und Anerkennung 
feiner Gerechtſame. 

Das politifch normale, für die Staatspraxis höchſt weſentliche Erforderniß 
dauernder Befähigung zur Erlangung und Behauptung der völferrechtlichen 
Perfönlichkeit, oder jenes fog. vollendeten Madhtzuftandes, liegt in einer 
nicht genauer zu definivenden mittleren Stellung der einzelnen Staaten, wo— 
durch ſowohl eine den inneren Fortbeftand gefährdende Ohnmacht ala auch 
eine das Recht des Auslandes negirende Uebermacht der einzelnen Staaten 
ausgeſchloſſen ift. Mit anderen Morten: Zmifchen den begränzenden Polen 
unzulänglicher, Heinfter Communalftaatäbildung und der Weltjtaatöbildung 
eines übermächtigen Staates liegen die rechtlich möglichen Zuftände der ſouve— 
ränen Staatägebilde. 

Bei der politifchen Würdigung folder Normalität der Souveränetät dürfen 
freilich die Webergangäzuftände des Wahsthums und Verfalles der Gemein: 
wefen nicht überfehen werden. Auf dieſer Erwägung beruht die Anomalie 
der fog. Halbfouveränen Staaten, von den weiter unten in einem anderen 
Zufammenhange die Rede fein wird. (S. VII. Stüd Kap. 2.) 

Obſchon begriffsmäßig zu fondern, fteht aber die völferrechtlihe Seite der 
Souveränetät doch im praftifhen Zufammenhange und in fortwährender 
Wechſelwirkung mit der ſtaatsrechtlichen Souveränetät. Denn ald Einzeljtaat 
genommen, fönnte überhaupt fein Gemeinweſen ſtaatsrechtliche Souveränetät 
feinen handelnden Madtorganen zuertheilen, wenn es vom Auslande völlig 
abhängig wäre. Der modern verfafjungsrechtlihe Souveränetätsbegriff hat 
erſt durch das Völkerrecht feine praftifhe Verwirklichung erlangen können. 

Andererſeits mird aber auch durch den Grundbegriff eines vollendeten 
Machtzuſtandes die Vorftellung abfoluter ommipotenter Willfür der Staaten 
ausgefchlofien. Im Gegentheil liegt im Weſen des modernen Rechtsſtaates 
die Forderung, daß die höchften Negierungsorgane im Verhältniß zum Wolfe 
durch Geſetz ſich felbit Beſchränkungen auferlegen, und völkerrechtlich ift es 
ganz felbftverftändlich, daß jedes fouveräne Staatävolf nur im Berhältnig zu 
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anderen einzelnen Nationen völlig unabhängig fein kann, im Verhältniß zu 
den rechtlich jittlichen Fyundamentalgeboten der Staatengenofjenfhaft aber nicht 
willfürlich d. h. lediglich nach feinem Ermefjen handeln darf. Trotz ihrer un- 
bejtrittenen Souveränetät würden übrigens auch die größten unter den modernen 
Großſtaaten thatfähhlih niemals im Stande fein, die Gefammtorbnung der 
Völkerrechtsordnung aufzuheben und umzuftürzen. 

Somohl thatſächlich als auch ethiſch und rechtlich trägt alfo der Begriff 
der Souveränetät überall ein Moment der Beſchränkung in fidh felber. Nur, 
daß diefes Beichränttjein in feinem Urfprung und in feiner Verwirklichung 
ala Selbſtbeſchränkung, jomit als völlige oder relative Unabhängigfeit vor 
dem Eingreifen eines förmlich conitituirten, amderweitigen, rechtlich über: 
legenen Machtorgans aufgefaht werden muß. 

Hieraus ergiebt jich, daß die völferrechtliche effective Souveränetät 
der Staaten weder mit der verfafjungsrehtlih formulirten Souveränetät 
der Monarchen, nod) mit der blos titularen Souveränetät eines in Ge- 
fammtitaaten eingeglieverten Staatögebietes, am allermenigiten aber mit dem 
hiſtoriſchen Thatbeitande vermengt werden darf, vermöge deſſen gerade Die 
höchſt entwidelten Culturftaaten in ihrem politifhen Entwicklungsſtande am 
meiften abhängig erfcheinen von dem wirthſchaftlichen Verhalten anderer 
Nationen. 5) 

Die rechtlich erheblichen Merkmale der ſtaats- und völferrechtlihen Souve- 
ränetät find aus der Totalität des jtaatlihen Gefammtmwirtend? und Könnens 
zu entnehmen. Die Aufzählung einzelner Kriterien erſcheint vom Standpuntte 
des allgemeinen Völkerrechts jchmwierig,®) wenn damit eine vollitändige Ers 
Schöpfung des Souveränetätsbegriffes erjtrebt wird. 


Will man aber innerhalb des gegenwärtigen Entwidlungsitandes völfer: 
rechtlicher Beziehungen gewifje Merkmale beſonders betonen, jo wäre zu fagen: 
leter und höchſter Ausdruck aller Souveränetät iſt die rechtlich beftehende 
Machtvollkommenheit felbitändiger Kriegsführung gegenüber anderen Nationen, 
und die Macht eigener Verfaffunggebung (pouvoir constitutif). Wo diefe ganz 
oder theilmeife fehlt, fann nur (fo lange die Kriege überhaupt noch nicht bes 
jeitigt find) von einem mehr oder weniger unvollfommenen oder unvolls 
endeten Machtzuſtand die Rede fein.?) 


I) So ift Dicey (Lectures introductory to the Study of the Law of the 
Constitution, 1885, p. 35ff.) der Anficht, daß in England verfaſſungsrechtlich nicht 
die Krone, fondern das Parlament fouverän ſei — während völferrechtlich bie 
Souveränetät des Volkes zweifellos erjcheint. 

2) Dies fheint auch Heffter anzunehmen, wenn er erftens ($ 31) als souve- 
rainete „dad Recht eines freien ftaatlichen Waltens“ behandelt und hinterher ($ 48 
—57) von „den Souveränen, ihren perjönlichen und Familienverhältniffen fpricht, 
alfo Spezialvechtöverhältniffe monarchiſch verfakter Staaten betrachtet.” — Wharton 
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(Commentaries) unterfcheidet in gleicher Richtung (dependent und independent so- 
vereignty) in dem Sinne, dab das Bölferreht independent sovereiguty erfordert. 

3) Dies tft der Fall in Beziehung auf die einzelnen Bunbesftaaten der Ameris 
fanifchen Union, die in ihrem ftaatsrechtlihen Bereich sovereign and independent 
heißen. 

4) Die Ältefte Streitfrage bezüglich der Souveränetät in innerftaatlihen Fragen 
Inüpft fih in Rom an das judicium Horatianum, d.h. an die provocatio ad po- 
pulum gegen Todesurtheile S. darüber die neueften Unterfuchungen von C. Fadda, 
Appello penale (Torino 1885). 

5) Für diefes thatfächliche Unabhängigfein der Staaten von einander braucht 
&orimer den bezeichnenden Ausprud »interdependence«. 

6) Field begnügt fih mit dem Merkmale der Selbftgerihtsbarkeit: »Every 
nation is sovereign within its own jurisdietion«. Sicherlich würde aber darum 
die Souveränetät nicht aufgehoben, wenn Bejtandtheile der Nechtöpflege auf ein 
(völferrechtliches) Sefammttribunal übertragen werden. — Ebenfo ungenügend Blunt: 
ſchli, welde fünf Merkmale der Souveränetät aufzählt: 1. verfafjunggebende Ge: 
malt; 2. gejeggebende Gewalt; 3. Selbftregierung und Selbftverwaltung (mohl im 
Sinne von centraler, aber nicht im Sinne Iocaler Selbftregierung) ; 4. Aemterhobeit; 
5. ausmärtige Bertretung. 

?) Der moderne Souveränetätäbegriff findet feinen Gegenfag: 1. in dem mittels 
alterlichen Stirchenbegriff, der weſentlich ſtaatliche Functionen (3. B. in der Gerichts: 
barkeit) durch das kirchliche Aſylrecht negirte; 2. in dem mittelalterlihen Lehnäbe: 
griff, der einerfeitö durch Selbfthülfe das Privatkriegsrecht fanctionirte, anderer: 
feit3 den Lehnsherrn praftiih auf die Hilfe des Bafallen — modern geiprochen 
auf den vom Bafallen eigenmädtig zu beurtheilenden casus foederis verwied. Im 
höchſten Maße auffallend ift, daß Bluntſchli in feiner Aufzählung ber Kriegäherr: 
lichteit ald eines Merkmals der Souveränetät nicht gebentt. 


83. 
Gleichheit und Ungleichheit der Staaten. 


Literatur: Heffter, Europäiſches Völkerrecht, $ 27. — P. Fiore, Trartato di 
D. 1. Pubbl. 1, $ 419ff. — R. Phillimore, Comment, I, ©. 216ff. — 
T. Twiss, Law of Nations, S. 12. — J. Lorimer, Law of Nations ], 
182ff. — Wheaton, Histoire des progr&s du droit des gens, $ 2. — 
Wharton. Commentaries, $ 135 (S 213, Note 1). — Calvo, Droit inter- 
national 1, $ 296. 


Zu den oberjten Srundfäten des allgemeinen Völkerrechts gehört das 
Boftulat der Gleihberedhtigung fouveräner Staaten innerhalb der 
internationalen Gemeinſchaftsordnung. Diefer Lehrſatz erjcheint durchaus un- 
abhängig von der naturrechtlichen, in der Franzöſiſchen Revolution formulirten 
Egalität der menfhlihen Individuen. Ob man die leßtere anerkennt oder 
nicht, ift an diefer Stelle unerheblid. Wer die Gleichheit fouveräner 
Staaten in der allgemeinen Volferrechtsoronung verneint, leugnet damit 
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gleichzeitig das Vorhandenfein des Bölferrechts felber. Im Allgemeinen ftimmen 
denn aud, mit wenigen Ausnahmen und ohne Rüdficht auf demokratifche oder 
monarchiſche Verfafjungsform, die leitenden Autoritäten in der Anerkennung 
der Rechtögleichheit jouveräner Staaten durchaus überein. !) 

Wo die Rechtögleichheit der Staaten, die eine logifche Confequenz der 
völferrechtlihen Souveränetät ift, wie von Lorimer und neuerdings auch von 
Zorn?) verworfen wird, läßt man ich entweder durch ausdrücklich in gewiſſen 
Verträgen ftipulirte Ungleichheiten beirren oder man ftößt ſich daran, daß nicht 
allen Staaten die gleichen Rechsmittel zu Gebote ftehen, um gegen Rechts— 
verlegungen fi; zur Wehr ſetzen zu können. 

Da Unabhängigfeit nad) Außen das negative völferrechtlich entſcheidende 
Merkmal der Souveränetät ausdrüdt, fo find innerhalb defjelben logiſch keinerlei 
Abjtufungen möglich, außer denjenigen, die fich der ſouveräne Staat felbit ſetzt. 
Alle fouveränen Staaten find einander völferrechtlich gleich geftellt. Verſchie— 
denheiten der Titulatur, ded Ranges und der Ehrenvorzüge für 
die verjchiedenen Subjecte der Staatögemwalt fallen in diefer Be: 
ziehung nicht ind Gemidt. 

Wie die ftaatsbürgerliche Gleichheit vor dem Civil- und Strafrichter einen 
Anfangspunkt für den modernen Rechts- und Verfaſſungsſtaat darftellt, gerade 
fo verhält es ſich mit der Nechtögleichheit fouveräner Staaten in völkerrecht- 
liher Hinſicht. Die denkbar höchite Geltung des praftifhen Völkerrechts in 
feiner jeweiligen Anwendung tit deswegen gleichbedeutend mit der höchſten 
Sicherheit der kleinen Staaten gegen die Gefährdungen ihres Beltandes dur 
Machtmißbrauch mächtigerer Nacbarjtaaten. 3) 

Der Grundfag rechtlicher Gleichheit, anerfannt wie er ift, beruht gleich— 
zeitig auf dem Fundamente der internationalen Moral. Sein praktiſch ent: 
fcheivender Ausdrud ift die Norm der Neciprocität im auswärtigen Ver: 
fehr zmweier oder mehrerer Staaten mit einander. Kein Staat kann vom 
Standpunft der Völfermoral ausgehend, verlangen befjer oder günftiger be— 
handelt zu werben, alö er andere von ihm in Anſpruch genommene Staaten 
behandelt. Jede Unaleihheit rehtliher Art im Staatenverfehr 
muß bejonders ftipulirt werden. 

Auf der andern Seite find die Mitglieder der internationalen Rechtsge— 
noſſenſchaft thatſäch lich wie auch ſtaatsrechtlich einander ungleich) geordnet. 
Weſentliche und unvermeidliche Verſchiedenheiten liegen: 

1. In der inneren Verfaſſungsform. Es kann nicht geleugnet 
werden, daß das Verhalten gewiſſer Verfaſſungsformen entweder im 
Allgemeinen oder während gewiſſer Zeitepochen zu der Erreichung der 
Völkerrechtszwecke günſtiger ſein kann als dasjenige anderer Ver— 
faſſungsformen. Das bisherige Völkerrechtsſyſtem ſeit dem Weſtphäli⸗ 
ſchen Frieden entwickelte ſich auf vorwiegend monarchiſcher Verfaſſungs⸗ 
baſis der Großſtaaten, die in Europa eine leitende Stellung behaupteten 
und die Initiative zur Durchſetzung nothwendig gewordener Re— 
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formen ergriffen. Jede Rechtögeftalt des inneren Verfaſſungslebens 
befähigt aber zur Mitgliedfchaft im Völkerrechtsverein. Monardie 
und Republif find in diefer Beziehung einander gleichberechtigt. So— 
weit die Verfafjungsformen von Bedeutung für die ausmärtige 
Staatspraxis werben, ift davon fpäterhin ausführlicher zu handeln 
(S. unter VII. Stüd, 3. Kapitel). 

2. Rüdfihtlih der geographifhen Lage. Während die Nlüftens 
lage die Staaten befähigt, an allen auswärtigen Berhältniffen des 
Verkehrs theilzunchmen, bleiben Binnenftaaten (mie Serbien, die 
Schweiz u. f. w.) von der directen Betheiligung am Seeverkehr aus: 
geſchloſſen *). 

3. Rüdfihtlih der comitas gentium und der Staatengunft. 
Minder mächtige Staaten können, der Tradition der Verfehrfitte 
ober den Rathſchlägen der Schielichkeit folgend, älteren und ange 
jeheneren Staaten ein höheres Maß von Ehrenerweifung zugeitehen, 
als fie ſelbſt für fich beanfprucdhen. Die Verſchiedenheiten der Titus 
latur, des Ranges und des Ceremonials entftammen nicht dem all: 
gemeinen Völkerrecht, fondern der Sitte und ihrem eigenthümlichen 
Charakter im Verhältniß zum Recht. 

4. In Dinfiht der jeweiligen thatfählihen Madtverhält: 
niffe und der politifhen Geltung der einzelnen Staaten. 
Laßt fich der Unterfchied zwiſchen Großmädten und Mittel: oder 
Kleinjtaaten auch nicht juriftifch formuliren, fo läßt er fich doch auch 
nicht negiren, wenn die Einflüffe zu würdigen find, deren Serrichaft 
die Entwidelung völkerrechtlicher Neubildungen oder die Realifation 
pofitiver Rechtöfäge oder die Beilegung der Völkerſtreitigkeiten mit 
beitimmt, fördert oder erjchwert. Im übrigen werben alle mit 
einander verfehrenden Staaten in den Bertragsinjtrumenten als 
„Mächte (puissances) bezeichnet. 


1) Wharton (l. c.) hebt hervor, daß in der Rechtöfprechung Englifcher Gerichts: 
höfe zur Zeit der napoleonifchen Kriege (vornehmlich dur Lord Stomell) ber 
Grundſatz der Rechtögleichheit minder mächtiger Staaten durchaus anerfannt wurde. 

2) In einer Kritit zu Bulmerincq's Darftellung in Marquardſen's Handbuch 
(Münden) Kritifche Bierteljahrsfchrift, Jahrgang 1885. - Mit Unrecht nimmt fomit 
Calvo an, daß das Wleichheitäprinzip der Staaten einen allgemein (von ber 
Theorie) anerfannten Grundſatz des öffentlichen Rechtes daritelle 

3) Es ift wichtig, daß diefer Grundſatz der Bleichberechtigung durch die Englis 
ſchen Autoritäten nahbrüdlih betont wird. Denn eben diefe find völlig frei von 
ben Franzöfifhen Egalitätögedanten. Twih jagt: Power and weakness do not in 
this respect give rise to any distinction and the Prineipality of the Monte- 
negro is as much an independent State as the Empire of all the Russias. 

4) Was nicht Hindert, daß fie rechtlich zur Beftrafung des Seeraubes ober 
Sclavenhandeld im Berhältniß zu ihren Unterthanen verpflichtet werben könnten. 
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84 
Das fogenannte Gleichgewicht der Europäiihen Staaten. 


Literatur: Gen, Fragmente aus ber neueften Gedichte des politifchen Gleich— 
gewichts in Europa, 1806. — Bluntſchli, Das moderne Bölferrecht, $ 95— 100. 
— Geffden (zu Heffter's Lehrbuch) Note ©. 10. — v. Neumann, Grunds 
riß deö Europäiſchen Bölkerrehts (3. Aufl. 1885), ©. 23. 99. — E. Orto- 
lan, Des Moyens d’acqu£rir le domaine International (Paris 1851), ©. 133ff. 
- Th. Woolsey, Introduction to the study of International Law, $ 43 ff. 
— Cyelopaedia of political science, political economy and of the political 
history of the Un. States s. v. Balance of power (Chicago 1883) I, 129. 


In der Wagejchale der internationalen Gerechtigkeit follen alle Cultur—⸗ 
ftaaten gleicy viel wiegen. Wäre dies thatſächlich der Fall, jo hätte man den 
hiſtoriſch und politiſch bedeutſamen Grundfag des Europäifhen Gleichgewichts 
gleichzeitig auch ald Grundfag der pojitiven Völferrecht3ordnung zu betrachten. 
Obwohl die Möglichkeit rechtlicher Störung durch thatfählihe Machtungleich 
heiten näher liegt, alö die Störung procejjualifcher Rechtsverfolgung durd den 
ungleichen Stand der VBermögensverhältniffe unter den Parteien oder ala bie 
Beeinträchtigung der Strafjuftiz durch Ungeſchick der Vertheidigung, jo darf 
doch die Wichtigkeit diefer Thatfahe vom Standpunkte der pofitiven Rechts— 
orbnung nicht überſchätzt werden. 

Wird diefe Thatfahe Hingegen zugegeben und außerdem auch anerkannt, 
da nad) dem Standpunkt bisheriger Erfahrung Ungleichheiten der Madıt 
unter den Mitgliedern der Völkerrechtsgenoſſenſchaft niemals bejeitigt werden 
fönnen, fo bleibt nur die Frage übrig: ob ſolchen Gefahren der Ungleichheit 
durch politiſch rechtliche Veranſtaltungen befonderer Art einigermaßen gewehrt 
werden fönne? 

Auf die Erledigung diefer Frage bezieht fi die Theorie des jtaat- 
lihen Bleihgewidts in Europa: das völkerrechtliche Analogon zu der 
allgemein ftaatsrechtlihen Theorie der Theilung der Gemwalten zum Zwecke 
der Bekämpfung oder Hemmung abjoluter monardifcher Gewalt. !) 

Negativ aufgefaßt, bedeutet die Theorie des Europäifchen Gleichgewichts : 
Gemeinſamer Gegenfag aller minder mächtigen Staaten in ihrem Verhältnik 
zu Jolden Großftaaten, deren Machtvorrath bei weiterem MWachöthum den 
Hortbeitand oder die Unabhängigkeit anderer Staaten in Gefahr bringen 
fünnte. Denn die gemeinfame Wahrnehmung der auswärtigen Machtintereſſen 
auf Seiten minder mächtiger Staaten ift nad) dem Grundfat der Rechtögleich- 
heit an ſich ebenfo zuläffig, wie auf Seiten großer Mächte. Nur wird nad) 
der Natur der Verhältnifje der politiiche Erfolg bei ihnen weniger von eigner 
Macht, als von einem mweife durchgeführten Syftem der Bündniffe abhängen. 
Sodann tft im Voraus anzuerfennen, daß Veränderungen im fog. Europäifchen 
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Gleichgewicht nicht Tediglich, wie man ehemals vielfach glaubte, von dem terri- 
torialen Gebietszuwachs mächtiger Staaten abhängen. Unleugbar fommen da- 
bei auch noch zahlreiche andere Factoren in Betracht, beifpieläweife Beichaffenheit, 
Charakteranlage und Ziffer der Bevölkerung, Organifation der Wehrträfte,?) 
die Einfiht und Stärke der Regierungen, die Formen des Verfafjungsrechtes, 
die geographifche Lage der Gebietäftüde und endlich auch die Begränzung; 
alſo meiftentheild Zuftände, die ſich ganz oder theilmeife der rechtlichen Ein- 
wirkung ausmärtiger Staaten entziehen. 

Die alten, feit dem XVI. Jahrhundert gangbar gewordenen Vorftellun> 
gen von der Aufgabe der Gleihhgewichtserhaltung durch Hinderung folder 
territorialen Bergrößerungen, die auf Koſten der Sicherheit minder mächtiger 
Staaten vor fi) gehen, erfuhren daher eine Berichtigung durch die moderne 
Staatswiſſenſchaft. In Gemäßheit diefer muß eine auf den Interefjenausgleich 
unter den Großmächten gerichtete Politif nicht Tedigli von dem negativen 
Merkmal mwechjelfeitiger Hinderung, ſondern gleichzeitig von der pofitiven För— 
derung folder Machtanſprüche einzelner Staaten ausgehen, deren Befriedigung 
billig, angemefjen, und der Aufrehterhaltung des allgemeinen Sicherheits: 
ftandes förderlich erachtet werden fünnte.?) 

Das Syitem der modernen, in feinen Grundzügen an den Wiener 
Gongreß von 1815 und an den Pariſer Friedend-Tractat von 1856 ſich an= 
ſchließenden Europäifchen Großmachtspolitik ruht fomit auf dem Grundgedanten, 
. daß der Geltung und Bethätigung der pofitiven Wölferrechtsordnung und der 
Aufrehterhaltung der Gebietäverhältniffe in ihren mefentlihen Stüden durd) 
gemeinfame Action der Großmächte und durch mwechielfeitig geübte Nachgiebig- 
feit in der rechtzeitigen Zulafjung nothwendig gewordener Beridhtigungen oder 
Veränderungen befjer gedient werde, als durd die Handhabung einer Regel, 
die überall von der Annahme eines Gegenſatzes der Interefjen einzelner Groß- 
mächte zu einander oder zu minder mächtigen Staaten ausging. 

Da ferner die Actionskraft der einzelnen Europäifchen Großmächte nicht 
nur ſelbſt hinwiederum eine ungleihe nach ihrem mechjelfeitigen Verhalten 
bleibt und deren Machtelemente von Haufe aus einem hiſtoriſchen Wechſel auch) 
bei vorhandener Bejtändigfeit in der Gebietögröße unterliegen, jo bedeutet 
diefe feit 1856 in der Beilegung großer allgemeiner Streitfälle bethätigte 
Bleihgewichtöpolitit der Großmädte in der That eine Annäherung an den 
Rechtsgrundſatz der Gleichheit wenigſtens unter den jemweilig leitenden Staaten, 
trotz thatfächliher Ungleichheit ihrer militärifchen oder diplomatifhen Macht: 
ftelung nad) Außen. Die Machtdifferenz unter den einzelnen Großmächten tft 
fomit rechtlich genommen unerheblid). 

In diefem Sinne aufgefaßt, ift das Europäifche Gleichgewicht der höchite 
Ausdrud aller Beftrebungen, welche die friedliche Beilegung bei allen Gebiets- 
ftreitigfeiten zum Gegenftande nehmen und davon ausgehen, daß zwiſchen 
Macht und Politit fein unlöslicher Widerjtreit bejteht, daß jeder Staat viel- 
mehr berufen ift, feine eigenen Machtinterefjen in Einklang zu ſetzen mit den 
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unerläßlihen Bedingungen einer völferrechtlihen Gemeinfchaft3ordnung. 
Nur dur eine das allgemein anerkannte Rechtsgeſetz des Wölferlebend mit 
den nächften Zwedmäßigfeitpoftulaten des einzelnen Anmwendungsfalles, ſowie 
das Bedürfniß der internationalen Nechtöbejtändigfeit mit dem niemals fehlen- 
den Bebürfnifje hiftorifcher Entwidlung ausgleihende Gefammtpolitif kann 
auf dem Boden der gegenwärtigen Staatäzuftände eine Erhöhung der all: 
gemeinen Völferrechtsficherheit erwartet werben. 

Deswegen bedarf die Europäiſche Gleihgewichtspolitit in gleichen Maße 
der Selbſtbeſchränkung durch Anerfennung der rechtlichen Gleichheit aller fou- 
veränen Staaten, wie der unbehinderten Action in der Unterftüßung, Förde: 
rung oder Zulafjung rathfam gewordener Veränderungen. Daß fich kleinere 
Staaten einer politifchen Gefammtaction der Großmächte am menigjten entziehen 
fönnen, tft natürlih. Aber ihre (freiwillige) Unterordnung unter einjtimmige 
Rathſchläge der Großmächte, durch mweldye mindeitens eine ſtarke Präſumtion 
für das Vorhandenſein eines internationalen Geſammtintereſſes erreicht wird, 
ijt für ihren Rechtsbeſtand förderlicher, als die ehemalige erzwungene Nach- 
giebigfeit gegen die Drohungen einzelner übermächtiger Nachbarftaaten. 

Der innere Zufammenhang der Gleichgewichtätendenz mit dem jeweiligen 
Zuſtande des Europäifchen Staatenbeftandes zeigt ſich Übrigens auch im poſi— 
tiven Völkerrecht; insbejondere 

1. im Staatövertragsrehte. Die Eingangsformel des Utrechter 
Friedens nimmt Bezug auf die Erhaltung des Europäifchen Gleich: 
gewicht. Bei der Erfüllung von Allianz: und Garantieverträgen, 
ſowie bei der Interpretation des casus foederis fann oder muß auf 
die Zweckbeſtimmung der Bleichgewichtserhaltung zurüdgegangen 
werden, wenn die Abficht der Contrahenten darauf gerichtet war. 

2. Aud in der Lehre von der Intervention gewinnt die Forderung 
des Europäischen Gleichgewichts hervorragende Bedeutung. Selbit- 
verjtändlich übt jeder Staat für ſich die Berechtigung, gewaltfam her— 
beigeführte Veränderungen in der Gebietävertheilung, ſoweit ſolche 
feinem eigenen Fortbeftande gefährlich werben würden, durch jelbit- 
ftändige Machtbethätigung zu hindern, wenn er von anderen Rechts- 
genofjen im Stiche gelajjen wird. 

3. Die Neutralifirung gewiſſer Staatögebiete oder Staatsgebiets— 
teile im Sinne einer Gejammtgarantie ihres Fortbeſtandes und im 
Hinblid auf die Gefahr ihrer Bedrohung oder der Unzulänglichkeit 
ihrer dem Vertheidigungszwecke dienlichen Machtmittel beruht vor: 
nehmlid) auf den Pojtulaten der Europäischen Bleichgewichtsinter- 
ejlen. #) 

Schließlich ift daran zu erinnern, dab die Gleichgewichtäpolitif ihre Db- 
jecte nicht mehr auf das Europäiſche Feitland zu befchränten vermag. Auch 
die colonialen Gebiete der Mächte, vor allen die nordafrifanifchen und vorder- 
aſiatiſchen Länder, treten, wie vor allen Dingen die Gefchichte Aegyptens feit 
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1840 und die Afghanifchen Streitigkeiten gezeigt haben, in den Bereich der 
Gleihgewichtöinterefjen. Eine eigenartige Stellung nimmt die Nord: Amerika: 
nifche Doctrin ein. In der Richtung der vorwiegend Europäifhen Interefjen 
Enthaltfamkeit übend, negirt fie in Gejtalt der fog. Monroe-Doctrin die 
Befugnig der Europäifchen Großmächte, fi in die Beziehungen Amerikaniſcher 
Staatögebiete zu einander einzumifchen. ®) 

Das lehte Ziel einer in ferner Zukunft möglichen Vollendung völferredht: 
liher Cultur wird jedoch trogdem darin erfannt werben, daß an die Stelle 
des Europäifchen Gleichgewichts die Idee eines univerfalen Gleichgewichts tritt, 
wodurch jeder Rechtsſtaat, unabhängig von bedrohliden Nachbarſchaftsverhält⸗ 
nifjen, eine Sicherung feines territorialen Bejtandes gegen gewaltfame Ueber: 
griffe der Mächtigeren gewinnen follte. 

Der wichtigſte aus dem Vorangegangenen herzuleitende Lehrſatz, in wel⸗ 
chem gleichzeitig der Uebergangspunkt zur Darftellung des Gebietserwerbes und 
der Staatenentjtehung liegt, läßt ſich dahin formuliren: 

Innerhalb der Völlkerrechtsgenoſſenſchaft berühren größere Gebiet8- 
veränderungen zwiſchen benachbarten Staaten nicht nur deren eigene 
Staatöinterefjen, fondern möglicherweife auch das friedliche Interefle 
der Staatengemeinfchaften und die Sicherheit dritter Staaten. 


1) Genf fahte das Europäifche Gleichgewicht ald gleihfam gewohnheitsrechtlich 
gewordenen Berfaffungszuftand auf: „Diejenige Berfaffung neben einander beftehens 
der und mehr oder weniger mit einander verbundener Staaten, vermöge deren feiner 
unter ihnen die Unabhängigkeit oder die wefentlichen Rechte eines anderen ohne wirt: 
famen Widerftand von irgend einer Seite und folglich ohne Gefahr für fich felber 
befchäbigen Tann.” 

2, Auch bei numerifch gleicher Proportion des Truppenftande® und nah ges 
fchehener Durhführung der Entwaffnung würde ein politifches Gleichgewicht unter 
den einzelnen Europäifhen Staaten nicht zu erreichen fein. 

3) Bluntſchli bezieht daher die Bleichgewichtöforderung nicht auf das Ver— 
bältnik eines (fi bildenden) Nationalftaates zu einem „PBarticularftaat”. Handelt 
ed fich dabei nit um eine Gonföderation, innerhalb weldher der Particularftaat eine 
bereitd abhängige Stellung einnimmt, fo wäre biefe Gonfequenz des Nationalitäts: 
prinzips als pofitiv rechtlich ſchwerlich anzuerkennen. 

4) Auch wäre es politifch correct und dem Rechtsgedanken frieblicher Entmwidlung 
dienlich, die nicht Durch eigene Kraft, fondern durch die Großmächte conftituirten Neu— 
ftaaten, die eine im Boraus erkennbare Vergrößerungstendenz aufzeigen (mie Griechen: 
land, Serbien, Bulgarien), durch Neutralifirung und Auferlegung ftändiger Neu: 
tralitätspflicten zu aügeln, damit die Bergrößerungsfuht Heiner Staaten nicht die 
Großmächte in einen Krieg verwideln kann. 

5) James Monroe igeb. 1758, geft. 1831, Präfident der Bereinigten Staaten 
1817— 1825) verfündete, wahrſcheinlich durch Ganning angeregt, gegenüber den Süd— 
amerifanifchen Interventionsgelüften gewiljer Europäifher Mächte, dur feine Bot— 
ihaft vom Jahre 1823 den Grundfag: »With the existing colonies or depen- 
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dencies of any European powers we have not interfered and shall not inter- 
fere; but with the governments, which have declared their independence and 
maintained it, and whose independence we have, on great consideration and 
just principles, acknowledged, we would not view an interposition for oppressing 
them or controlling in any other manner their destiny by any European power 
in any other light, tban as a manifestation as an unfriendly opposition toward 
the United States. — Diefelbe Botfchaft erklärt fich gegen jede Neugründung Euros 
päifher Eolonien auf Amerikaniſchem Boden: The American Continents should no 
longer be subjects for any new European colonial settlement, S. John 2a: 
lor's (Amerikaniſche) Cyclopädie II, 898 ff. 


Zweites Kapitel. 


Entfiehung und Untergang der Ktaaten. 


8§ 5. 
Entſtehungsprozeß der Staaten. 


Literatur: Heffter, Völkerrecht, $ 24. — Bluntſchli, Allgemeine Staats: 
lehre (1875), ©. 298— 319. — Derfelbe, Modernes Völkerrecht, $ 28. — 
v. Neumann, Grundriß des heutigen Europäifchen Völkerrechts (3. Aufl., 1885), 
©. 17ff. — Pradier-Fodere, Traits I, $ 18. — Holland, Elem. of 
Jurisprud., ©. 295. — Hall, International Law (1880) $ 26ff. 


Wie die Privatrechtögefellichaft aus ſehr verſchiedenen, mit einander gleid)- 
zeitig lebenden Alteräftufen der Individuen ſich zufammenfeßt, ähnlich verhält 
es fih mit der Völkerrechtsgenoſſenſchaft. Die einzelnen daran betheiligten 
Staaten find ungleihen Alters. Sie entftehen, wachſen, ſchwinden, verfallen 
und fterben ab. Auf gegenwärtig wüſtem Gebiete beftanden ehemals blühende 
Gemeinweſen. Mo ehemald undurhdringlihe Wildnig Menſchen verſcheuchte, 
entitanden neue Gulturjtätten des ſtaatlichen Lebens. 

Während das pofitive Staatsrecht den jemweilig beftehenden Verfaſſungs— 
zuftand zwar nicht in den Einzelheiten, aber im Princip als einen hiſtoriſch 
und rechtlich unauflösbaren fingirt, hat das Völkerrecht feine Baſis in ber 
Thatſache, daß die Staatengefellichaft keine für alle Zeiten geſchloſſene Gefell- 
Schaft fein Fann. Die Mandelbarkeit ihrer Subjecte muß als weltbiftorifch 
nothwendig und unabänderlich vom Standpunkte biöheriger Erfahrung zuge 
lafjen werden. Es giebt feine VBeranftaltung, die den Dienft einer ewigen 
Lebensgarantie für Staaten zu leiften im Stande wäre. 
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Allerdings find die Staaten auch Rechtsſubjecte, die fich einander ftüßen. 
Infomweit gemährt ein in feiner Entwidelung fortgefchrittener Völkerrechtszu⸗ 
ftand auch einige wefentlihe Bürgfchaften gegen Staaten vernichtende Gewalt⸗ 
that. Gegen gleihfam natürliche Todesurſachen, die aus der Erfhöpfung ber 
innerftaatlihen Lebenskräfte hervorgehen, vermag indeſſen die Völferrechtöpraris 
feinen Schuß zu bieten. Auf dem Fundamente der gegenwärtigen modernen 
Staatögeftaltungen ftehend, bemerkt man, daß es meiftentheild ein Zufammen- 
wirken innerftaatlicher und international wirkender Vorgänge ift, wodurch der 
Neubildungsprozeß einerfeitö, der Untergang andererfeit3 bei den modernen 
Staaten beherrſcht wird. 

Die Entftehung der Staaten erfcheint in der großen Mehrzahl der Fälle 
ala natürlicher, zumweilen friedlih, häufiger gemwaltfam verlaufender Prozeß, 
der fi) unabhängig von dem freien Willen der überlieferten alten Stantöge- 
walten vollzieht. Es handelt ſich dabei vegelmäßig alfo um biftorifche Macht: 
prozeſſe, die fich hinterher, d. h. nad) der Vollendung, fo ſtark erweifen, daß 
fie dur menſchliche Willkür nicht gehindert werden fonnten.!) 

Ausnahmsweiſe Tann indefien die Entjtehung der Staaten durch einen von 
Haufe aus überall freien Rechtsact der Gründung vermittelt werden. Dies 
gejchah beifpieläweife in dem Zeitraum der alten Geſchichte, wo primitiv ein= 
wandernde Volksſtämme auf bis dahin ftaatenlofem Gebiete politifche Gemein: 
weſen herjtellten oder griechifche Goloniften von ihren Seimftätten unter ber 
im Voraus gewährten Anerkennung ihrer Selbjtändigteit außgefendet wurden, 
um den eigenen Staat gleichſam im Wege der Fortpflanzung zu vervielfältigen. 
Aus neuerer Zeit dürfen ala rechtmäßige Staatdgründungsacte die Schöpfung 
des afrikanischen Negerftaates Liberia?) und des Gongoftaates angeführt 
werben. 

Weitaus häufiger gefchieht es jedoch, daß der Entftehungsact neuer Staaten 
dur Zerftörung derjenigen Baumaterialien vermittelt wird, von denen ein 
ältere Gemeinmwejen getragen wurde. Zwiſchen dem Acte bes Einfturzes 
älterer Staaten und der Errichtung eines ftaatlihen Neubaues pflegt dann ein 
bald fürzerer, bald längerer Uebergangszuftand zu liegen, während deſſen es 
zweifelhaft ift, ob der ältere, in feinem Beftande erfchütterte Staatöverband ſich 
wieder heritellen läßt, oder unmieverbringlic verloren ift. Unter ſolchen Um: 
ftänden entjteht dann für dritte, an diefem Kampfe unbetheiligte Staaten bie 
rechtliche Streitfrage: welche Wirkungen der Kampf zwifchen der Fortdauer 
eines älteren, anerkannt gemwejenen Staatöbeftandes und der Neugründung 
eines anderen im Entjtehen begriffenen Gemeinweſens herbeiführen fol. 

Unmöglich wäre es, dieſe Rechtsfrage vom Standpunkte irgend einer ju— 
riſtiſchen Theorie zu unterfuhen, deren Wurzeln im Boden entweder des 
pofitiven Staatsrechts einzelner Länder oder gar des Strafrechts jteden. Das 
allgemeine Völkerrecht würde in Widerſpruch zu ſich felbit treten, wenn es bie 
Zulaſſung weltgeſchichtlicher Thatbeſtände von den eigenartigen Anwendungen 
der pofitiven Gefetgebung einzelner Länder abhängig machen wollte. 

2* 
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Das philofophifche VWölferreht muß vielmehr bei dem zwiſchen der Ger 
ſchichte und dem pofitiven Rechte von Zeit zu Zeit unter dem Titel der Eroberung 
oder des Aufitandes eintretenden Brud dur die Vorftellung eintreten, daß 
der Beitand der Staaten durd Willkür, Mifjethaten und Irrthümer verändert 
wird, welche der unterliegenden Nation oder der Herrfchergewalt zur Dit: 
ſchuld zugerechnet werden müfjen oder können. 

Für die Praxis des pofitiven Völferrechts hängt die Zu läſſigkeit einer 
Staatöbildung zunächſt von der Entſcheidung der hijtorifchen Unterfuhung ab: 
ob eine vollendete Thatfahe den Kampf zweier um ihre Exiſtenz 
ringender Gemwalten entfhieden hat? Wie der gemaltfam vollendete, 
zur unbeftrittenen Geltung gelangte, feiner Abfiht nad verwirklichte Ber: 
faffungsumfturz feinen competenten Strafrichter vorfindet, der über die Urheber 
zu Gericht fiten könnte, fo fehlt der Wölkerrechtägenofienfchaft ſowohl die 
objective Norm, wie auch die Zuftändigfeit, um über Recht oder Unrecht des 
Prozeſſes zu urtheilen, der einen gegenwärtigen Zuftand ſtaatlichen Daſeins 
herbeiſührte. E3 handelt fi) fomit weder um Billigqung oder Nihtbilligung, 
fondern um Zulaffung eines Gefhehenen, dejien Rüdgängigmahung der 
Bethätigung der früher herrſchend geweſenen Rechtsmacht des verlegten Staates 
unmöglid geworden iſt. Der Begriff der vollendeten Thatſache, den 
das Völkerrecht nicht entbehren kann, findet fomit zwar fein Analogon, aber 
doch ein Object vergleihender Erklärung an dem Beariff der Verbre hend 
vollendung, infofern der vollendete Thatbeitand einer als ftrafbar bezeich- 
neten Handlung durch Zuthun des Schuldigen oder des Verletzten nachträglich 
nicht mehr verändert werden fann. 

Der Inhalt der Thatfache, deren Vollendung in jedem einzelnen Fall zu 
prüfen ift, ergiebt ich von felbit aus dem Staatäbeariff. Zur vollendeten 
Staatsbildung gehört fomit die unlösbar und dauernd gewordene Vereinigung 
von Staatsgemwalt, Staatögebiet und Staatävolf. Die Reihenfolge, 
in welcher dieſe Grundbeſtandtheile ſich mit einander verbinden, fann eine 
biftorifch verfchiedene fein, bleibt aber in rechtlicher Hinficht ohne Belang. 


i) Bluntſchli in feiner allgemeinen Staatälehre S. 300 unterfcheidet: a) ur» 
fprünglide Entftehungdformen; b) fecundäre Entjtehungäformen; c) abge» 
leitete Staatenbilbung. 

3) Liberia mit der Hauptftabt Monrovia und einem Litoral von 960 km wurde 
1821 mit freigelaffenen Negern befiedelt. Am 24. Auguft 1847 erlangte dieſe 
Niederlaffung der Amerikaniſchen Coloniſationsgeſellſchaft ihre Unabhängigkeit. ©. 
Begründung und gegenwärtige Zuftände der Republif Liberia in der Zeitjchrift für 
allgemeine Erdkunde 1. Bd. (1853). Stockwell, The Republic of Liberia, New 
York 1868, Wilson, Western Africa, London 1856. Twiss (Vorrede zur 
2. Aufl, S. XII) erwähnt, daf die Verfaffung der Republif in den British and 
Foreign State Papers vol. 35, p. 1301 abgebrudt ift. 
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8 6. 
Untergang der Staaten. 


Literatur: Seffter, Völkerrecht, $ 24. — Bluntfhli, Allgemeine Staatälehre 
(1875), S. 319ff. — Pradier-Fodere, Traite I, $ 146ff. — Philli- 


more, Comment. I, S. 201. 


Der Untergang der Staaten ermeift ſich meiftentheild als hiftorifches Ge- 
genftüd zu ihrem Entſtehungsprozeß. Er tritt überall naturgefeglich ein, mo 
fi) eines der den Staat conflituirenden Grundelemente von feiner Verbin» 
dung mit den beiden andern loslöft. Der ftaatlihe Zufammenhang innerhalb 
des Volkslebens kann fich fomweit durch Vermifhung mit fremdartigen Beſtand⸗ 
theilen zerjegen, daß die Volksſprache allmälig abftirbt, was durch den Auf: 
löfungsprozek des jüdiſchen Staatsweſens veranfchaulicht wird. Anfäffig ges 
weſene Staatsvölfer fönnen durch den Zwang der Umftände von ihrem Ges 
biete getrennt werden. Schließlich geſchieht es auch, daß die Organe des 
ftaatlichen Gemeinwillens, ohne daß die Möglichkeit ihrer Umgeftaltung und Er- 
fegung übrig bleibt, untergehen. 

Am jeltenften ereignet e8 fi, daß ein ehemals ftaatlich geweſenes Gebiet 
der Erboberflähe durch phyfifhe Prozeſſe infomweit vernichtet wird, daß die 
Bedingungen ftaatlihen Lebens, wie etwa in den hödjiten arktiſchen Regionen 
oder mo die Meereöfluth bemohntes Land verſchlang, völlig vernichtet werden. 
Bon folden, ald möglich zu fegenden Ausnahmefällen abgefehen, iſt der in der 
Geſchichte der Menschheit regelmäßige Hergang alfo der, daß das Aufhören 
einzelner bejtimmter Staaten gleichzeitig ald Prozeß der Neubildung oder Er: 
weiterung anderer Staaten erfcheint, ald numerifche Verminderung oder Ber- 
mehrung der auf einer ſtaatlich organifirt gewejenen Geſammtfläche woh— 
nenden Herrſchergewalten. 

Die einzelnen dabei entfcheidenden Acte kriegerifher Gewaltthat oder der 
Eroberung oder der vertragsmäßig vereinbarten Auseinanderfegung ftreitender 
Parteien, können fich daher immer nur in der Richtung entweder der Theilung 
eines bis dahin einheitlichen Volksgebiets in mehrere, oder der Unification oder 
Bereinigung mehrerer felbitftändig gemefener Staatögebiete bewegen. 

Demgemäß kann man unterfcheiden: 

1. Untergang eines Staates, vermittelt durch die Friegerifche Macht: 
überlegenheit eined andern erobernden Staates, ſei es, daß dieſe Er- 
oberung in einer Niederlafjung eindringender Volksſtämme oder unter 
Aufrechterhaltung ihres überlieferten Territorialftandes ſich vollzieht. 
Modernen Eroberungen ift es einenthümlih, dab die Privateigens 
thumsverhältniſſe rechtlich davon unberührt bleiben. 

In wieweit innere ftaatörechtliche Verhältniffe durch den Dergang 
der Eroberung berührt werden, läßt das pofitive Völkerrecht dahin: 
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geftellt fein. Blos militärifche Erfolge auf dem Schladhtfelde find für 
den Untergang des unterliegenden Staates noch nicht entfcheidend. 
Um das Ende der befiegten Staatögemwalt zu bezeichnen, ift die Er- 
Härung des Siegers erforderlich, feine Macht bis jur ſtaatlichen Ber: 
nichtung des Gegners ausdehnen zu wollen, außerdem ein dieſer 
Erklärung entfprecdhender, auch von Seiten dritter Staaten nicht an- 
gefochtener Machtzuftand. So lange Verbündete des gefchlagenen 
Staates außerhalb feiner Gränzen nod im Felde ftehen, muß die 
Fortdauer des alten Staatäbejtandes auch dann präfumirt werden, 
wenn bie vertriebene Staatögewalt ihre Regierungsthätigfeit factifch 
nicht mehr ausüben fann. Denn vorübergehend kann ein Staats- 
oberhaupt auch vom Auslande ber regieren. Ob dies verfafjungs- 
rechtlich zu Friedenszeiten gejchehen darf, bleibt völkerrechtlich ohne 
Einfluß. 

Die bedingte Rechtmäßigkeit der mit Vernichtung einer Staate- 
perfönlichteit endenden Eroberung kann je nad der Natur der Um: 
ftände des einzelnen Falles nur in dem Kriegsgrunde gefunden wer⸗ 
ben. Andrerfeitö giebt es auch hier Abftufungen des Unrechts. Eine 
ohne Kriegäurfache aus fog. Zwedmäßigfeitögründen zwifchen Nach— 
barjtaaten vereinbarte und von ihnen gemeinfam durchgeführte Thei- 
lung eines dritten Staates, wie ſolche Polen zuerft 1772 widerfuhr, 
ift ſtets als befonders ſchwere Verlegung auch der allgemeinen Böl- 
kerrechtsordnung gerügt worden. 


. Der Untergang eines Staates kann ferner herbeigeführt werben, 


indem außerhalb friegerifher Vorgänge deſſen eigene Staatögewalt 
aufgelöft wird. In rehtmäßiger Meife gefchieht Dies, wenn unter 
Innehaltung verfaſſungsrechtlich vergefchriebener Formen und ohne 
Verlegung beftehender Rechtsanfprüche der Träger der Souveränetät 
feine Gewalt abdizirend in die Hände einer auöwärtigen Staats: 
gewalt überträgt. Unter diefen Geſichtspunkt fällt der Uebergang 
ver Hohenzollernfhen Landestheile in Süddeutſchland an die 
Krone Preußen auf Grund des Staatövertrages vom 7. Dezember 
1849.!) Auc andere Rechtsgeſchäfte (4. B. Erbverträge) können 
den Untergang eines Staates herbeiführen, wobei indeſſen zu bemerken 
ift, daß die Vereinigung mehrerer Staaten unter derfelben Herrſchaft, 
wenn biefelbe in den Formen der Union geſchieht, ala Act der Auf: 
bebung einer der Staatögewalten nicht aufgefakt werben Tann. ?) 


Durch Umfturz einer Staatögemwalt zu dem Zwecke ihrer Nicht- 


erfeßung durch eine andere befondere Gewalt begleitet von der Ber: 
einigung des herrfcherlo8 gewordenen Staatsgebietes mit einem be— 
reits bejtehenden Staate. Das Völkerrecht kennt feine Bedingungen, 
unter denen ber Verfafjungsumfturz im Innern eines Staated ge- 
rechtfertigt werben könnte; aber auch feine rechtliche Pflicht, ihn Durch 
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Interventionen zu hindern, wenn nicht beftehenden Staatäver: 
trägen zumwidergehandelt worden ift. Für die Vollendung des Staats» 
unterganged genügt in thatſächlicher Beziehung keineswegs, daß der 
berrfchaftäberechtigte Souverän vertrieben wurde und der Vollkswille 
fi für die Unification mit einem anderen Staate formell geäußert 
bat. Vielmehr wird die Thatfahe der Selbftauflöfung eines Staates 
erft perfect mit der Aneignung der Herrſchaftsrechte durch denjenigen 
Staat, an den die Öffentlihe Gewalt übergehen fol. Solange noch 
eine bis zu diefem Endpunkte wirkende, proviforiihe Regierung bes 
fteht, erfcheint der ältere Staatöbeftand nur fußpendirt, nicht er 
loſchen. 

4. Der völkerrechtliche Charakter einer beſtehenden Staatsgewalt kann 
aufgehoben werden, während der innerſtaatliche Gewaltzuſtand in 
einem Landesgebiete fortdauert. Dies ift der Fall bei der Begrün- 
bung foldyer Gonföderationen, durch deren Berfafjungsrecht der Ver—⸗ 
kehr der einzelnen Mitglieverftaaten mit dem Auslande rechtlich auf: 
gehoben wird. Der umgekehrte Prozeß tritt ein, wenn bie Geſammt⸗ 
ftaatögebilde einer Conföderation, wie das ehemalige Deutſche Reich 
im Jahre 1806, durch Losreißung völkerrechtlich ſouverän werbender 
Landesbeſtandtheile aufgelöft wird. Das Nähere über diefe Vorgänge 
gehört in die Lehre von den Staatenverbindungen oder von der Sue⸗ 
ceffion der Staaten. 

5. Eine theilmweife Zerftörung des Staatäbeftandes kann in dop—⸗ 
pelter Richtung vor fi) gehen. Entweder in der Weife, daß die In- 
tegrität des Gebietes durch Neubildung eines Staates innerhalb des⸗ 
felben verlegt, oder binfichtlich der Stantögewalt, wenn dieſe aus 
dem ZBuftande der Souveränetät in denjenigen ber fog. Halbſou— 
veränetät verfegt wird. 


1) &. aud das Preußijche Befek vom 12. März 1850 und die Preußifche Geſetz⸗ 
fammlung 1850. 
2) S. unten Stüd VII, Kay. 3. 


81. 
Anerlennung neuer Staaten. A. Rechtsgrund. 


Literatur: Heffter, Völkerrecht, $ 55. — Bluntſchli, Modernes Völkerrecht, 
$ 30ff. — Pradier-Fodéré, Traite I, $ 136—145; 8 163ff. — Fiore, 
Trattato 1, $ 302ff. — F. v. Martens, Völlerreht (Deutfhe Ausgabe) I, 
864. — Phillimore, Commentaries II, S. 16ff. — Twiss, Law of Na- 
tions I, $ 20. — Lorimer, Institutes of the Law of Nations I, S. 93 
—163. — Lawrence, Comm. sur Wheaton I, &. 195. — Spence, On 
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recognition of Southern Confederacy. 3. ed. 1882. — Gibbs, Recognition, 
1863. — Wharton, Commentaries on Law, $ 140. — Calvo, Droit inter- 
national I, & 79ff. 


Die Anertennung neu entjtandener Staaten (Franzöſiſch recon- 
naissance, Englifch recognition, Italienisch riconoscimento) bedeutet gleich. 
fam die Eintragung eines neugeborenen Gemeinwefens in die international 
geltenden Standesregifter der Völkerrechtsgenoſſenſchaft, alfo einen rechts— 
biftorifhen Beurfundungsact. Diefe Anerkennung neuer Staaten Tann 
alfo niemald® als ihr Entjtehungsgrund angefehen werden. Auch mit ber 
Zegitimität oder Ilegitimität des ftaatlichen Entſtehungsprozeſſes fteht fie in 
feinem nothwendigen Zufammenhang. Entfcheidend ift vielmehr, wie bereits 
gezeigt wurde, die vollendete Thatfache eines neu in fich felbft volllommen be: 
gründeten Staatöwejens, defjen in den Völkerverkehr thatſächlich eintretende 
Negierungsorgane gewillt und befähigt find, den bereitö beſtehenden Rechts— 
pflichten der internationalen Gemeinschaft zu genügen. 

Iſt ein Staat auf bisher ftaatenlofen, von feiner Macht beherrfcht ge 
wejenen Gebieten entitanven, fo bietet die Anerkennung des Geſchehenen eben: 
fowenig Schwierigkeiten, wie, wenn gemeinfame Vereinbarung Europäifcher Mächte 
gleich dem Falle des Congoftaates in Afrika, den Staatögründungsact leitet.!) 
Die Anerkennung eines zufünftigen Thatbeftandes geht hier feiner Vollendung 
voraus. 

Schmieriger geftalten fich die rechtlichen Verhältnifje, wenn die Entftehung 
neuer Staaten ſich auf Koften eines nicht völlig vernichteten älteren Staats: 
fubjects, alfo durch Losreißung von einem nachher benadhbart gewordenen Ge— 
biete vollzieht. Alsdann handelt es fih um gemwaltiamen Zufammenftoß 
zwifchen pofitivem Recht und pofitivem Unrecht oder um den Kampf zwifchen 
zwei fubjectiv verfchiedenen Rechtsauffafjungen der miteinander um die Staats: 
macht ringenden Parteien. 

Anerfennung eines auf Koften älterer Staatömwefen gewaltſam errichtes 
ten Neuftaates bedeutet dann gleichzeitig Abertennung älterer Befugnifle 
der früher berechtigt gewejenen Gewalt. Obſchon Gründe der Zweckmäßigkeit 
und der Politik in dem Verhalten dritter unbetheiligter Staaten gegenüber den 
Bemwaltacten einer der Losreißung und Trennung vor ihrem ehemaligen Staats- 
verbande zuftrebenden Partei daran ſtets bedeutfamen Antheil haben, darf 
man doch nicht annehmen, daß Gewährung oder Berfagung der Anerkennung 
lediglih nur Sache des Beliebens oder der Willfür daritelle. 

Von Wichtigkeit wird hier zunächſt das zeitliche Verhältniß des Aner- 
fennungsactes zu dem hiſtoriſchen Vorgange ftaatliher Neubildungsprozefle, 
wobei zwei Modalitäten zu unterfcheiven find: 

1. Gewährung vorzeitiger Anerfennung eines Staates, 
während eineönod fortdauernden Unabhängigfeitsfrieges 
erſcheint als pflichtwidrige Aberfennung der Staatögewalt und be: 
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ziehungsmeife der Gebietöintegrität bezüglich der in ihrem Beſtande 
angegriffenen Macht oder kann ald Intervention in die inneren 
Angelegenheiten oder als friegerifhe Parteinahme aufgefaßt werben. 
Eine folde Anfangs völferrechtsmwidrige, vorzeitig ausgefprochene An⸗ 
erfennung fann aber im Verlaufe der Zeiten convalefeiren, wenn die 
Losreißung definitiv geworden iſt. 

. Berfagung der Anerfennungnadvölligbeendetem Kampfe 
oder nad vereinbartem Friedensſchluß zmwifchen den ehemaligen 
Belligerenten erfcheint ald Unrecht gegenüber neuentitandenen Staaten, 
deren Rechtöqualität unzweifelhaft geworden ift, nachdem fich der Bes 
ſchädigte ſelbſt beruhigt hat. 

Die Zuläffigkeit der Anerkennung von Seiten dritter unbetheiligter Mächte 
ift keineswegs ausfchlieglic abhängig von dem Verhalten der durch Losreigungen 
befhädigten Staatsmacht. Im Gegentheile wird gerade die Anerkennung 
des Beihädigten häufig herbeigeführt durch die Thatfache, daß dritte Staaten 
durd ihren Ausfprud die Vollendung des Gefchehenen conftatirt haben. So 
befinden ſich meiftentheild diefe dritten Staaten in politiſch vermittelnder 
Stellung zwifhen den Anforderungen einer neuftaatlichen Bildung, die den 
Nachtheil ſpät gemährter Anerkennung von ſich fernzuhalten ſucht, und einer 
alttaatlihen Macht, die den Vortheil einer Anerfennungdverfagung möglichit 
lange für fi auszunugen trachtet. Daher gefchieht es häufig, da die Aner- 
fennenden die Erwartungen und Wünfche je einer Partei verlegen. Um fo 
mehr ift e3 ihre Pflicht, die Anerkennungsfrage ſowohl vom Standpunfte der 
hiſtoriſchen Thatbeftandsvollendung in Hinſicht neuer Staaten, als vom Stand: 
puntte der allgemeinen Friedensinterefjen der Völkergenoſſenſchaft zu ent- 
ſcheiden, ohne lebendige Kräfte der Gegenwart vorausſichtlich fruchtlofen Wie— 
derbelebungsverfuchen des Abgeftorbenen auf dem Niveau der Vergangenheit 
zu opfern.?2) Geht man von dem fpäterhin nachzumeifenden Unabhängigteits- 
rechte der Staaten aus, fo fällt rechtlich auch dies ins Gewicht, daß jeder 
Staat befugt ift, dem Auslande gegenüber vermöge feiner Souveränetät das 
Schiedsgericht der Waffen in einem Bürgerfriege darüber entfcheiden zu laflen, 
ob er ſich in mehrere Gebiete theilen laſſen jo. 

Die Frage, wann die Anerkennung eines fi) von der Gemeinſchaft mit 
älteren Staaten losreißenden Neuſtaates ausgeſprochen werden foll, ift fomit 
vornehmlich und zunächſt eine Thatfrage, bei deren Beantwortung weniger dad 
BVorhandenfein überall wiederkehrender, objectiv unbeftreitbarer Kriterien, als 
das fubjectiv unparteiifche Ermefien anerfennender Staaten zur Endentfchei- 
dung berufen ift. 

Freilich fehlt es nicht an beachtenswerthen objectiven Merkmalen. Eine 
Depofjedirung älterer Staatögewalten erfordert überall eine nah Außen hin 
erfennbare Raumgränge, innerhalb welcher die ältere Staatögewalt nicht mehr 
den ftaatöbürgerlichen Gehorfam zu erzwingen vermag, ohne daß darum gerade 
genaue Gränzzeichen errichtet zu fein brauchen. ®) 


to 
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Sodann die mindeſtens thatfählih endgültig erfheinende Ein- 
ftellung der Feindfeligfeiten aud in den Grängbiftricten, die Bethätigung 
der gejeßgebenden und richtenden Gewalt innerhalb des feine Unabhängigteit 
erjirebenden Staates und zwar außerhalb der rein militärifchen Form bed 
Standrechts oder Oberbefehls, endlich der ungehinderte Verlehr handeltreiben- 
ber Perfonen. Sind diefe Merkmale gepaart mit anfcheinender Dauerhaftig- 
feit deö neuen Zuftanbes, fo können Protefte und Vorbehalte einer älteren 
Staatögewalt wenig ind Gewicht fallen. 

Trogdem wird der fubjectiven Würdigung dritter Staaten gerade dann 
ein weiterer Spielraum offen bleiben, wenn e3 darauf anfommt, die voraus 
fihtlihe Dauerhaftigkeit der neu entitandenen Staatszuftände abzufhäßen. 
Zuneigung oder Abneigung, perfönliche Beziehungen der Herrſcherfamilien zu 
den Streitenden, verfafjungäpolitifche Principien entweder der Legitimität oder 
der Demokratie beeinflufen das Urtheil der Staatdmänner, wenn e8 gilt, eine 
folde Zufunftsprognofe zu ftellen. 

Erwieſen wird dies durch die Wahrnehmung, daß, abgefehen von folden 
Neubildungen, denen von vornherein die Sanction eines Gongrefjes zu Theil 
wird, der Anerkennungsact durch einzelne Staaten in fehr ungleich bemefjenen 
Zwiſchenräumen zu erfolgen pflegt. Der Zwiſchenraum langer Jahre trennte 
die Acte der erjten und legten Anerkennung bezüglid des feit 1859 fich ent: 
midelnden, italienifhen Einheitöftaates, der gegenwärtig noch der päbftlichen 
Anerkennung entbehrt. 

Somit läßt fi fagen: 

1. In zeitliher Hinfiht und vom Standpunfte des friedlihen Böl- 
kerrechtszuſtandes pflihtwidrig ift die Anerkennung, folange 
die militäriſche Endentſcheidung nicht gefallen und kämpfende Armeen 
im offenen Felde einander gegenüberftehen. Als Beifpiel folcher 
vorzeitigen und pflichtwibrigen Anerkennung wird biejenige ber ab» 
gefallenen Norbamerifanifchen Eolonien (1778) durch Frankreich ans 
zufehen fein.t) Diefe Regel gilt jedoch nicht, wenn der bereitö 
unterlegene Souverän ſich mit unzureichenden Madhtmitteln in min- 
der bedeutenden Gränzfeſten ober Grängbiftricten, ohne wahrfcheinliche 
Ausficht auf- auswärtige Intervention, einfchließt.°) 

2. Pflihtmäßig ift Anerkennung zu gewähren, wenn ein neuent- 
ftandener Staat durch den von ihm depofjedirten Souverän förmlich 
anerfannt wurde. 

3. Rechtmäßig und zuläffig ift die Anerkennung, wenn ein neuent- 
ftandenes Gemeinweſen die äußeren Merkmale ftaatlihen Beftandes 
mit der Wahrfcheinlichkeit gefiherter Fortdauer und der Fähigkeit, 
feinen völkerrechtlichen Verkehräpflichten zu genügen, nah dem Er- 
meflen der anerfennenden Staatäregierung vereinigt. 

4. In allen zweifelhaften Fällen verdient die Vermuthung zu Gunften 
der angegriffenen älteren Staatögewalt den Vorzug vom Standpunft 
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der völterrechtlich beftehenden Drbnung. Jedenfalls folgt aber aus 
der Natur der PVerhältniffe, daß neutralifirte Staaten (wie bie 
Schweiz und Belgien) mit ihrer Anerkennung fo lange zurüdhalten 
follten, bis die ihre Neutralität garantirenden Mächte vorangegangen 
find.) 

1) Diefen Fall einer gleihfam völferrechtlih vermittelten Staatäfhöpfung, ber 
allerdings nicht vorauszufehen war, jcheint Bluntſchli als einen unmöglichen er 
achtet zu haben. ©. a.a.D. 8 28. 

2) Mharton (a. a. D.) faßt die Anerkennung als Bunftermeifung auf: But in 
any view it (scil. recognition) is a matter of grace, to be granted at discretion. 

3) In folden Fällen können fogar natürlihe Gränzen oder hiſtoriſche Gränz— 
linien zwiſchen provinziellen Abtheilungen in einem Gefammtgebiet Berüdfichtigung 
verbienen, wie 3. B. im Falle der Losreißung der Amerikaniſchen Eolonien. 

4% 4. M. Bluntſchli, der hier feine Pflichtwidrigkeit, jondern nur Nihtvers 
pflichtung ftatuirt. 

5) Dies war der Fall, ald nad; entfcheidender Niederlage König Franz von Reapel 
(1860) fi in Baöta einfhloß und feine Anhänger in einigen anderen Plägen fi 
behaupteten. England ließ ſich dadurch nicht abhalten, feine Anerkennung zu erflären. 
S. Bluntjdli, $ 32. 

6) Von Wichtigkeit für die Bezeugung der richtigen, die Englifhe Staatäpraris 
gegenwärtig leitenden Marimen find die amtlichen Yeußerungen von Lord Palmer: 
fton mit Beziehung auf Teraö (Lawrence, sur Wheaton I, 197; Bluntſchli 
$ 32) und Lord John Ruſſel vom 27. Dectober 1860 (Phillimore Il, ©. 29). 


N 8. 
Fortjegung: 
B. Formen und Modalitäten der Anerkennung der Neuftaaten. 


Wie der Zeitpunkt, zu welchem einem Neuftaat Anerfennung gewährt wer: 
den foll, von dritten Staaten in verfchiedener Weife beurtheilt werden kann, 
ebenfo verhält es fi) mit der Form der Anerkennung Es genügt jede 
unzmweideutige Willensäußerung auf Seiten der Anerlennenden. 
Solde Willensäußerungen find entweder ausbrüdliche oder ftillfchweigende: 1) 

Ausdrüdliche Anerfennungen gründen ſich entweder auf zweifeitige 
oder auf einfeitige Erklärungen anerfennender Staaten. Irgend welcher An- 
nahmeerflärung des anerkannten Neuftaates bedarf es nicht. Selbſt die directe 
Zuftellung der Anerkennungserklärung erjcheint nicht wefentlich, wenn ihr nur 
irgendwie Deffentlichfeit zu Theil geworden ift. Als feierlichfte Form 
würde diejenige zu erachten fein, welche auf Europäifchen Congreſſen beur- 
fundet wird. 

Auch durch zweifeitigen Vertrag fann die Anerkennung mechfelfeitig ftipu- 
lirt werden, wenn fich zwei Neuftaaten, die gleichzeitig neben einander ent: 
ſtanden find, in rechtliche Beziehung een. 
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Stillfdweigende Anerfennung gründet fih auf concludente 
Staatöhandlungen, aus denen mit Sicherheit der Wille völkerrechtliher Ver⸗ 
tehrögemeinfchaft zwiſchen den betheiligten Staaten gefolgert werden muß. 
Als folde Thatfahen find zu erachten: Abſendung förmlich beglaubigter 
Befandtfchaften an den Neuftaat oder offizieller Empfang der von ihm 
feinerfeit3 abgeordneten Geſandtſchaften,)) Abſchluß von Staatöverträgen, Ein: 
ladung zur Theilnahme an den Berathungen oder Beſchlußfaſſung bevorftehen: 
der Gongrefverhandlungen oder bdiplomatifher Conferenzen, Ertheilung des 
Exequatur an die von Neuftaaten defignirten Confuln, Beftattung eines öffent: 
lihen Gebrauchs der von Neuftaaten adoptirten Flagge in den Territorial: 
gemwäfjern oder Häfen eine Staates, Auslieferung von Verbrechern an einen 
darum erfuchenden Staat und anderes mehr. 

Andererfeitö hat die Staatöpraris daran feftgehalten, daß der Wille 
der Nichtanerfennung durchaus vereinbar ift mit der thatſächlichen Duldung 
des privaten Handelsverkehrs mit den Angehörigen folder Staaten, bie 
ſich beftreben, anerfannt zu werden. 


Gewiſſe Staatdacte find zmweifelhafter Natur. Beifpielaweife die Zulafjung 
der von einer neuentitandenen oder depofjedirten Staatögewalt ausgegangenen 
Drdensauszeihnungen und Zitelverleihungen. Da das Recht der Verleihung 
von Orden auch nicht fouveränen Perſonen, Kirchenfürſten oder Corporationen 
durd; Herkommen belafjen fein kann, würde daraus mindeitens die Anerkennung 
voller Unabhängigkeit nicht gefolgert werden fönnen.?) In allen foldyen zweifel: 
haften Fällen find Protefte Seitens desjenigen Staates politifh rathſam, der 
eine Mifdeutung feiner Abfichten zu befürchten hat. 

Die Gewährung der Anerkennung kann von manderlei Modalitäten 
abhängig gemacht werden. Zunächſt von vorgängigen Begenleiftungen eines 
anzuerfennenden Staates, dem beifpieläweife die Derftellung zuverläffiger Gränz⸗ 
zeichen auferlegt fein kann, oder von der Beifügung von Bedingungen, deren 
Erfüllung abgewartet werben foll. Da ed unvernünftig fein würde, den Be 
ftand fouveräner Gemeinwefen von einem Zufall oder von dem willfürlichen 
Verhalten dritter Staaten abhängig zu machen, können folde Bedingungen 
nur den Charakter ſog Poteftativbedingungen an fi tragen. Sie er: 
ſcheinen fomit vielmehr als Stipulationen einer Segenleiftung und dürfen das 
Brundmefen eines fouveränen Staates begriffsmäßig nicht verlegen. Theoretiſch 
genommen wäre e8 richtiger, die Zuläffigkeit einer Bedingung neben der An- 
erfennung zu bejtreiten. Berlangt man beifpieläweife, wie durch den Berliner 
Tractat vom Jahre 1878 geſchah, gewiſſe geſetzgeberiſche Leiſtungen von neufor- 
mirten Gemeinweſen vor der Genehmigung der Anerkennung, fo bleibt nur bie 
Alternative: Entweder hat man in der Gtipulation eines zufünftigen Geſetz— 
gebungsactes doch wiederum eine bereits gegebene Nechtövolllommenheit zur 
Emanation von Gefegen zugeitanden, oder man verfagt indirect die Aner- 
fennung voller Souveränetät mwenigftend dann, wenn man der Bethätigung 
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freier Geſetzgebungsgewalt in inneren Angelegenheiten für alle Zukunft eine 
bleibende Beſchränkung auferlegt. 

Es iſt felbjtverftändlih, daß die Auferlegung folder Bedingungen, auch 
wenn jie etma von einem Congreß der Großmächte gefchehen fein follte, nur 
die Gontrahenten felbjt bindet. Dritte Staaten find nicht behindert, mit ihrer 
Anerkennung vorzugehen, bevor die geitellte Bedingung erfüllt wurde, wofür 
dad Verhalten einiger Mächte gegen Rumänien (3. B. Schwedens) vor Er- 
füllung der vom Berliner Congreß geftellten Bedingungen als Beifpiel ans 
geführt werden kann. 

Ihren Ausgangspunkt hat die Anerkennung nothmwendiger Meife in den 
Erklärungen oder Handlungen einer ihrerfeitö bereitö anerkannten Staatögemwalt. 
Nur der anerlannte Staat fann anerfennen. Daraus folgt, daß die 
von einer nicht anerkannten de facto Regierung ausgegangene Anerkennung 
von der nachher rejtaurirten legitimen Regierung nicht beachtet zu werden 
braudt. Zweifelhafte Rechtöverhältnifje würden fich jedod in beiden Rich— 
tungen der anerfennenden und der neuanerfannten Staatöbildungen ergeben, 
wenn ein Neuftaat nur von einem Theile feiner Nachbarſtaaten die Anerfen- 
nung bewilligt, von einem anderen Theile dagegen verweigert erhält, oder wenn 
die anerfennende Regierung ihrerfeitö in der Lage ſich befindet, nur von einigen 
Staaten anerkannt zu fein. 

Un fich fteht nichts im Wege, daß vom Standpunkte des Verfafjungs- 
rechtes zur Ertheilung der Anerkennung die Zujtimmung anderer gefeßgeben« 
der Factoren neben ber erecutiven Gewalt vorgefchrieben werde.) Sachlich ges 
würdigt, wäre jedoch eine ſolche Erfchwerung freier politiſcher Würdigung hiftos 
riſch gewordener Thatbeitände als zwedwidrig und verzögerlich zu erachten. Auch 
würde, wo die Anerkennung eines Staates aus dem Abſchluß von Staatö- 
verträgen mit ihm gefolgert wird, das Erforderniß der Natification, beziehungs— 
weife deren Verweigerung auf die Anerkennung ſelbſt nicht zu beziehen fein, 
weil ſchon die förmlicye Verhandlung über den Abſchluß eines Staatövertrages 
ausreicht, um die in jener Dinficht erforderliche Schlußfolgerung zu begründen. 
Auch der Abſchluß ungültiger Staatöverträge mit einem Neuftaate involvirt 
Anerkennung. 


1) Irreleitend ift es, wenn in ber Deutfhen Ausgabe von %. v. Martens 
ber Unterfdied der Anerfennungsform dahin beftimmt wird: „Die Anerkennung er: 
folgt entweder in offizieller Weife als formelle ober in formlojer Weife als blos fae— 
tifche.” Beide Arten der Anerkennungsformen find offiziell und beibe haben bie 
gleichen Rechtswirkungen. 

2) Einfadereception (3. B. Bewilligung einer nahgefuchten Privat: Aubienz) 
genügt nicht. A. M. fcheint Field zu fein (a. 118): The reception of a public mi- 
nister is a recognition of the Government by which he is sent. 

3) Dahin gehören die Orbensinfignien des Patriarchen von Jeruſalem, ded Mal: 
tefer Ordens nad) feiner politifhen Aufhebung, des Familienhauptes der Hohenzollern. 
ſchen (Sübbeutfchen) Linie und der fog. Halbſouveräne. 
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4) Wharton S. 219 Nr. 1 citirt eine in Saden U. 8. v. Palmer ergangene 
Entfcheidung dafür: that in the United States questions of recognition are de- 
termined by the executive and legislation departments of the government. 
ebenfalls ift durch die Judicatur der Norbameriktanifchen Union feftgeftellt, daß Ge 
richtöbehörden nicht befugt find, die Initiative in der Anerfennung zu ergreifen. 
©. Lawrence, sur Wheaton I, 195. 


89. 
Fortjegung: 
0. Rehtswirfung der Anerkennung von Neuftaaten. 


Literatur: ©. oben zu $ 7. 


Um die Rechtswirkung der einem Neuftaate gewährten Anerkennung 
zu bemefjen, hat man ſich vor allen andern Dingen zu vergegenwärtigen, daß 
es fi dabei um eine Beneral:Anerfennung handelt, in welcher fich bei 
fouverän gewordenen Staaten alle wejentlichen Functionen des ftaatlichen Lebens 
gegeben vorfinden. Verſchieden von den hier abgehandelten Gegenftänden 
find die, in anderem Zufammenhange erfcheinenden Anwendungen der Ans 
erfennung auf fpezielle Functionen der Staatsgewalt, insbefondere 
alfo auf das ausmwärtige Vertretungsrecht einer in alten Staaten entftandenen, 
neuen Negierungsgewalt, auf Abänderung hergebracdhter Staatstitulaturen, !) 
auf das Kriegsführungsrecht einer aufftändifchen Partei. Cine vorbehaltlos 
ausgeſprochene oder ftillfchweigend genehmigte Anerfennung neuer Staaten 
abforbirt ſolche fpecielle Anerfennungsacte, mögen diefelben nun bereitS früher 
eingetreten oder bis dahin verweigert worden fein. 

Iſt durch den Neugeftaltungsprozeß, was bei gewaltfamer Gebietölosreißung 
oder revolutionären Unificationen mehrerer Staatsgebiete der Fall fein muß, 
das hiftorifche Hecht älterer Staatsverbände verlegt, fo bedeutet internationale 
Anerkennung des neuen Zuftandes gleichzeitig Aberfennung des thatjäd: 
lich gegenftandslos gewordenen alten Rechts,; dabei bleibt hier die 
Fragen offen, welche aus dem früheren Staatäzuftand hervorgegangene Ver- 
pflichtungen beſtehen bleiven können oder müfjen. 

Aus der allgemeinen Natur der in Betracht fommenden Rechtöverhältnifie 
laſſen fi folgende Schlußfolgerungen ableiten: 

1. Die Unerfennungserklärung tritt fofort in Wirkſamkeit, 
wenn ein anderes nicht aus den Umſtänden des einzelnen 
Falles hervorgeht. Sie ift vom Tage der Nachweisbarkeit ent: 
ſcheidend für Die völferrechtlichen Beziehungen zwiſchen dem anerkennen: 
den und dem anerkannten Staat. 

Man wird aber noch weiter gehen müflen, indem man anzuneh— 
men hat, dab die Anerfennunggerflärung rüdwirkende Kraft äußert 
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auf die Gültigkeit aller von einer ehemald nur factifch beftandenen 
Regierung jeit ihrer Unabhängigfeitserllärung ausgegangenen Gefeh: 
gebungdacte. Um die Unterthanen anerfennender Staaten zu ver 
pflichten, bedarf es fomit in unabhängig gewordenen Gebieten feiner 
Wiederholung der während des Kriegszuſtandes bereits ergangenen 
Geſetzespublicationen. Mit der Anerfennung vollendeter Thatſachen 
entſchwindet auch die formal rechtäwidrige Dualität der zu ihrer Vollen⸗ 
dung mitwirkend gewefenen Urfachen. Jeder in Beziehung auf das 
ehemalige Gebiet oder die ehemaligen Unterthanen nah erfolgter 
Unabhängigfeitserlärung ergangene NRegierungsact einer älteren Res 
gierung wird anbererfeits hinterher ungültig, fo daß beifpielämeife 
die Auslieferung eines ehemaligen Unterthanen wegen irgenb eines 
an ſich auslieferungspflichtigen, während der Zmifchenzeit gegen den 
altftaatlihen Verband begangenen Verbrechens von dem anertennenden 
Staate verweigert werden muß, wenn nicht die Außslieferungspflicht 
eigener Unterthanen im gerade vorliegenden Falle von dem aner⸗ 
fannten Neuftaate felbft zugelafjen wird. 

» Die Anerkennungserklärung ift unwiberruflid. Dies gilt 
felbit für eine bebingungsweife gewährte Anertennung, in ſolchen 
Fällen, wo der Bedingung zwar entfprochen, aber hinterher von ber 
Regierung des anerfannten Staates zumidergehandelt worden ift. Es 
fann bier dahin geftellt bleiben, ob ſolche Zumiderhandlungen be— 
ftimmte Mächte zur Intervention befugen würden, oder — mas 
ſchwerlich in Abrebe geftellt werden kann — einen Abbruch der diplos 
matifchen Verkehräbeziehungen nad) ſich ziehen könnten. Dagegen muf 
die Zuläffigkeit irgend einer das innerftaatlihe Leben oder die ftaat- 
lihe Exiſtenz ipso jure ergreifende Refolutivbedingung ala grund» 
ſätzlich ſtaatswidrig verneint werben. Ebenſowenig, wie (völferrecht- 
lih genommen) die Entftehung von Staaten durch rechtswidrige 
Acte ausgefchloffen wird, kann die Fortdauer eines bereit3 rechtlich 
anerkannten Staated von der Rechtmäßigkeit einzelner Regierungdacte 
abhängig fein. 

» Die Anerfennung der völkerrechtlichen Perſönlichkeit 
eines neuen Staates umfaßt aud feine Anerlennung als 
Privatrechtsperſönlichkeit in fiscalifher Hinſicht, berech— 
tigt ſomit zur Forderung prozeſſualiſchen Rechtsſchutzes vor den Ge— 
richten aller anerklennenden Staaten, während ein de futuro gegebenes 
Anerkennungsverſprechen der gleichen Wirkung entbehren würde. 
Tritt ein Neuſtaat vor ausländiſchen Gerichten als klagende Partei 
auf, fo hat er zu feiner Legitimation im Beſtreitungsfalle den Ur- 
kundenbeweis für die erfolgte Anerlennung zu führen, wenn bies 
felbe nicht nad) inländifchem Rechte des Richters notoriſch ift.?) Der 
angebotene Beweis concludenter, Anerfennung begründender Staatös 
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bandlungen muß als competenzwibrig zurüdgemiefen werden, meil 
der Richter zur Interpretation rein politiiher Handlungen nicht bes 
rufen ift und möglicherweife in die Zage verfeßt werden kann, eine 
Anerkennung aus juriftifhen Gründen zu conftruiren, die zu gewäh— 
ven feine Regierung nicht gelonnen mwar.d) Was vom Givilprozeß 
gejagt ift, gilt aud für den Strafprozeß. Neuftaatlihe Regierungen 
dürfen verlangen, daß fie gegen jolde Berlegungen gefchügt werben, 
die au dann ftrafbar find, wenn fie gegen fremde Regierungen be: 
gangen werben. 


4. Die Anerfennung eines Neuftaates verfchafft aud feinen 
Siegeln, Schriften, Wappen und Flaggen die Qualität 
öffentliher Doheitszeihen, beziehungsweiſe öffentlihen 
Glauben vor den Berichten der anerfennenden Staaten.) 
Ob etwaigen Erſuchen um Rechtöhülfe bezüglid; der dem Uebergang3- 
zuftande angehörigen Streitfahen im Wege des Civil- oder Straf: 
prozefjes durd) die angegangenen Berichte entfprochen werden kann oder 
nicht, hängt von der bereits angedeuteten frage der Rückwirkung ab. 
Zedenfalld darf Rüdwirfung der Anerkennung alddann nicht ange: 
nommen werben, wenn ihre Zulafjung den Erfolg haben würde, die 
Rechte einer älteren früher anerfannt geweſenen Regierung hinterher 
zu beichädigen. 

5. Die Rechtswirkungen der Anerfennung laffen fidh, ſoweit 
internationale Redtsverhältnifje in Rede ftehen, aud 
dann nicht völlig bejeitigen, wenn das neue Staatöge 
bilde, gleih dem ehemaligen Königreich Weftphalen, nad 
fürzerem Beſtande durch Wiederherftellung eines älteren 
Staatözuftandes zerftört wird. Das Nähere über die alddann 
eintretenden Folgen gehört in die Lehre von der Zwiſchenherrſchaft 
oder dem Pojtliminium. 


1) A. M. F v. Martens (a. a. D. ©. 271), der eine neuftaatlihe Bil 
dung aud dann annimmt, wenn dad Staatöoberhaupt einen neuen Titel annimmt. 

2), Iſt das Vorhandenfein eined Staates eine Incidentfrage in einem Rechts— 
ftreite zwiſchen Privatperfonen, fo muß nad) Englifchem Rechte der Richter die Nicht: 
anerfennung einer aufftändifchen Regierung von Amtswegen berüdfichtigen (Taylor 
ed. Barclay 1828). S. Weftlafe (Deutfhe Ausgabe, S. 245, $ 202). 

3) Daß der Richter Staatäverträge oder Erflärungen internationaler Art nicht 
interpretiren darf, wofern fte nicht ald Geſetze oder Verordnungen publicirt find, oder 
zum Zmede der Anwendung vor dem Gerichte (mie beiſpielsweiſe betreffend die Rechts— 
hilfe) abgeſchloſſen wurden, nimmt bie Franzöſiſche Gaffationspraris feit 1839 an. 
Bleicher Anficht war auch der Italieniſche Staatsrath, ausgenommen, wo es fih um 
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vertraggmäßige Schuldforderungen ober die Dinglichkeit einer Schuld handelt. ©. 
Mantellini, Lo Stato ed il Codice civile (Firenze 1882) II, S. 358. 

4) Dies ift auch wiederholt in der Nechtiprehung der N U. Union anerkannt. 
&. The Law Register (Philadelphia 1885), S. 557, womit ber Entwurf des 
New-York Code of Evidence (1885) 8 48 Nr. 6 übereinftimmt. 


Drittes Kapitel. 


Bie Rechtsnachfolge neuentſtandener Staaten. 


8 10. 
Aechte und unächte Succeffionsfälle. 


Literatur: Pfeiffer, Recht der Kriegseroberung in Bezug auf Staatsfapitalien, 
1823. — Heffter, Europäifches Völkerrecht, Ss 25. — Bluntſchli, Völker— 
recht, $ 46—60. — Pradier-Fodere, Trait& de droit international publ, 
I, 159ff. — F. Gabba, Successione di Stato a Stato in deſſen Quistioni 
di diritto civile, Torino 1882, ©. 375ff. — F. v. Martens, Völferredt, 
(Deutfche Ausgabe) I, $ 67. — Calvo, Droit International I, S. 223. 


Angefichts der hiſtoriſchen Thatſache, daß Staaten aus zerfallenden oder 
gewaltfam auseinandergerifenen Bauftoffen älterer Gemeinweſen neu formirt 
werden und rechtliche Qualität durch Anerkennung erlangen, entjteht die Frage, 
ob zwifchen ehemaligen Altjtaaten und daraus hervorgegangenen Neuftaaten 
ein Succeffionsverhältnig rechtlicher Art entftehe? Allerdings iſt es nicht ganz 
leicht, den Begriff eines Neuftaates von demjenigen eines Altſtaates abzu- 
zweigen. Räumliche Vergrößerungen des Staatögebietes bedingen Feine Neu: 
ftaatlichkeit. Andererfeits würde man zu mweit gehen, wenn man bie Bildung 
des Königreichs Italien nur als räumliche Vergrößerung des alten Königreichs 
Sardinien auffallen wollte!) 


Bon Haufe aus lag hier, zumal für die älteren Naturrechtölehrer, die 
Verfuhung nahe, die Analogie des Privaterbrechts herbeizuziehen. Manche 
verjuchten jogar zwiſchen Singular- und Univerjaljucceffionen der Staaten 
zu unterjcheiden, ohne zu bedenken, daß ſog. moraliihe Perſonen oder Corpo- 
tattonen, ala welche man die Staaten anfah, Erbrecdhte irgend melder Art 
oder Ansprüche auf Zumendungen nur durch pofitive Geſetzesvorſchrift oder 
Privilegien erlangen können. Gegenwärtig darf angenommen werden, daß in 


der Theorie die Herbeiziehung privatrechtliher Geſichtspunkte bet es Erörterung 
Handbuch des Völkerrechts U. 
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der Staatsnachfolge als verwirrend zurüdgemwiefen wird. Heffter und 
Bluntſchli verwerfen fie, indem fie gleichzeitig befennen, daß Privatrechts⸗ 
verhältnifje zwiſchen Angehörigen eines neuen Staated untereinander ober 
zwifchen dieſen und Angehörigen eines im Gebiet verringerten Altſtaates den 
älteren Staatenbejtand überleben, und zwar fo lange alö ihre Verwirklichung 
im Hinblid auf veränderte Umftände möglich bleibt. Das Gleiche gilt von 
den Strafrehtöfagungen, die einer älteren Staatögewalt entftammen, voraus: 
geſetzt, daß es ſich nicht um fpezielle Treupflichten gegen eine hinfällig gewor— 
dene Staatögewalt handelt.?) Selbſt vorübergehende Zuftände der Staaten- 
lofigfeit auf neuem Gebiet können an diefer Fortwirkung folder Geſetze nichts 
ändern. Man erkennt bei aufmerkfamer Betrachtung, daß es ſich hierbei gegenüber 
dem Privat: und Staatörechtäzuftande in neugebildeten Staaten überhaupt nicht 
um völkerrechtliche Succeffiondverhältniffe, fondern um die allgemeine Lehre 
von der örtlichen Serrfchaft, der zeitlichen Geltung, der Aufhebung, Beendigung 
oder Fortwirkung der Privatrechts: und Strafgefebgebungsacte handelt. 

Aber auch die rein ſtaatsrechtlichen Kehren von der Zwifchenherrichaft 
und der Ufurpation oder der Zegitimität dürfen nicht voreilig herbeigezogen 
werben, wenn e3 darauf anfommt, die Uebertragung älterer Völkerrechtsver— 
hältnifje zu erörtern. Aus diefen Gründen muß felbjtverftändlich Alles das» 
jenige aus unferer Darftellung ausgefchieven werden, was ſich entweder auf 
das verfaſſungsrechtliche Verhältniß einer neueintretenden Staatögewalt zu 
ihrer Vorgängerin oder auf die Befugniß zur Aneignung aller innerhalb eines 
neu formirten Etaatögebietes befindlichen res publicae oder auf die Abgrän- 
zung des Staatseigenthums gegenüber dem Privateigenthum bezieht. Wölfer: 
rechtlich genommen, ift jede aus verfaſſungs- oder ſtaatsrechtlichem Titel factiſch 
ergangene Verfügung neuer anerfannter Staatögewalten innerhalb ihres Ge— 
bietes zuläffig, folglich aud die Erpropriation des einer fremden Staatsregie- 
rung zugehörigen, außerhalb ihres politiihen Machtgebietes belegenen Grund: 
befiged oder Eigenthums. 

Melde ftaatsrehtlihen Gonfequenzen jih als fortdauernd aus dem 
Berfaffungszuftande einer gänzlich untergegangenen oder theilmeife aus ihrem 
Gebiete verdrängten Staatögemwalt ergeben, das zu unterfuchen, liegt gleichfalls 
außer dem Bereiche der pofitiven Völkerrechtsordnung, wofern nicht etwa ge: 
wiſſen Xerritorien, unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu bejtimmten Staats: 
gewalten, Rechte garantirt oder Pflihten dur allgemeine Staatsverträge 
auferlegt wurden. Mit anderen Worten: die Lehre von der internationalen 
Staatsnachfolge der Staaten darf mit der Lehre von der (jtaatsrechtlichen) 
Succeſſion der höchſten Regierungsorgane nicht vermijcht werden. ®) 

Das Thema der Staatönadhfolge, im völkerrechtlichen Sinne geitellt, bezieht 
fi) fomit lediglich auf die Fortdauer, Beendigung oder Modification derjenigen 
ausmärtigen Beziehungen, welde ſich auf das internationale Verhältnik 
entweder der Völkerrechtsgenoſſenſchaft in ihrer Totalität oder dritter Altitaaten 
zu anerfannten Neuftaaten richten. 
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Da es nun zweifellos ift, daß die Eontinuität der allgemeinen 
Völkerrechtsnormen durch politifche Umgeftaltungen im Bereich einzelner 
Bölferrechtöperfönlichleiten niemals aufgehoben werben kann, fo bebeutet bie 
Anerkennung eines Neuftaate ipso jure gleichzeitig die Feftftellung, daß ber 
allgemein überlieferte und hergebrachte Stand rechtlicher Befugnifie und Ver⸗ 
pflihtungen der Staatengenofjenfhaft aud) in Beziehung auf den Neuftaat wirkſam 
geworben ſei. Bildet fich Daher beifpieläweife am Ufer des Weltmeeres ober eines 
fog. internationalen und conventionellen Stromlaufes ein Neuftaat, fo folgt 
daraus die Fortbauer des allgemeinen Schiffahrtörechts und der befondern den 
Uferjtaaten etwa auferlegten Verpflichtungen, ohne daß man nöthig hätte, von 
irgend einem fpeziellen Succeffionsverhältnifje rechtlicher Art zu ſprechen. Cs 
bleiben daher für eine genauere Erörterung nur diejenigen Rechtsverhältniſſe 
internationaler Art übrig, welche innerhalb des befonderen Verhältnifjes des 
Neuftaates zu dritten Staaten galten und daher im Wefentlichen der freien 
Bereinbarung durch Staatöverträge unterftellt werden können. 

Bei der Feſtſtellung der Rechtsnachfolge innerhalb diefer Beziehungen 
erſcheint es mwefentlih, genau im Voraus zu beftimmen, wann im völferrecht- 
lihen Sinne dad Vorhandenfein eines fuccedirenden Neuftaates anzunehmen 
ft. Auszufcheiden find hier nämlich zunächſt alle Veränderungen in der Or- 
ganifation der Staatögewalten innerhalb foldher Gebiete, die in äußerlich er⸗ 
fennbarer Weife mit eigener Rechtöqualität beitehen bleiben. Aus diejem 
runde ift von der Herftellung eines Bunbesftaates, oder Staatenbundes, oder 
einer Perfonal:Union in dieſem Zufammenhange nicht zu handeln. Wie die 
auf Grundlage mehrerer fortbeftehender Unterftaatögewalten einheitlich 
geichaffene, ſich concentrirende Oberftaatögewalt fih zum Auslande rüdfichtlich 
des älteren Zuftandes verhält, richtet fich zunächſt nad) den Prinzipien des 
Staatövertragärehtes, insbefondere nad den Rechtsgrundſätzen, in Ges 
mäßheit welcher ältere Staatöverträge einfeitig aufgehoben werben können. 
An diefem Maßftab ift zu prüfen, welche befonderen Rechtöbeziehungen ehemals 
felbjtändiger, nachmals conföderativer oder unirter Staaten ald aufgehoben, 
welche als fortwirfend erachtet werden müſſen.) Giebt beifpieläweife ein fich 
mit anderen Staaten conföderirender Staat fein Kriegsführungsrecht zu Gunften 
einer Gentralgewalt auf, fo kann in Frage kommen, ob dadurch feine ehemalis 
gen Alliance = Verträge mit nicht conföderirten Staaten aufgehoben werben. 
Eine neuftaatlihe Bildung im e. ©. ift alfo nicht vorhanden, wenn ältere 
Staaten ihre völferrehtlihe Souveränetät durch Gonföderation befchränten 
oder in den Zuftand der Halbjouveränetät gerathen. 

Ebenfowenig liegt ein internatiohaler Succeffionsfall vor, wenn auf 
ftaatenlofem ®ebiete ein Staat neubegründet wird. 

Als feiner rechtlichen Natur nad) zweifelhaft kann hingegen derjenige Vor⸗ 
gang angejehen werden, mit welchem die ältere deutſche Literatur fi am ein- 
gehendften beichäftigt hat: Die Auflöfung eines zufammengefegten Staatskörpers, 
wie des alten Deutſchen Kaiſerreichs im Jahre 1806, in feine bereits ftantd« 

8* 
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rechtlich organifirten und völferrechtlih als jelbftändig anerfannten Beſtand⸗ 
theile unter gleichzeitiger Mediatifirung anderer demfelben Reichöverbande 
angehörig geweſener Staatsgebilde. 

Haben ſolche ſouverän gewordene Beſtandtheile als ehemalige Reichs— 
ſtände oder als Mitglieder eines Bundesraths mitbeſchließend zur Uebernahme 
gewiſſer theilbarer Verpflichtungen gegenüber dem Auslande mitgewirkt, ſo 
ſcheint es zweifellos, daß gerade die gegenſtändliche Erweiterung ihrer Souve— 
ränetät in Folge geſchehener Auflöſung des Geſammtverbandes nichts Weſent⸗ 
liches ändern kann. Ein derartiger Vorgang berührt dann mehr ſtaatsrecht⸗ 
lihe Unterordnungsverhältnifje, als völkerrechtlihe Selbjtändigfeitsrechte. Auch 
die Auflöfung des Deutfhen, 1815 begründeten Bundes im Jahre 1866 bat 
zu feinerlei irgendwie erheblichen Rechtsfragen geführt, weil die völferrechtliche 
Qualität der ſich trennenden Beftandtheile bereitö zu Bundeszeiten anerkannt 
war. In negativer Kihtung wurde aber 1867 zugegeben, daß dem norb» 
deutfhen Bunde, auch unter Zuftimmung der fübdeutihen Staaten, ein Be 
fagungäredht in der ehemaligen Bundesfeftung Luxemburg aus dem Titel der 
Rechtsnachfolge nicht zugefprochen werden könne. 

Auszufcheiden aus der Erörterung der Staatönachfolge ift ferner der von 
Bluntfhlid) und anderen gleichfalls hierhergezogene Fall einer fürmlichen 
Bebietsabtretung von einem Staate an einen anderen. Iſt eine genaue Ver: 
einbarung über die Ordnung des wechfeljeitigen Nechtöftandes unterblieben, jo 
fehlen dem allgemeinen Völkerrecht bindende Rechtsregeln für die materielle 
Entſcheidung der hinterher unter den Contrahenten entjtehenden Streitfragen. 
Diefelben müſſen vielmehr mit den gewöhnlid in Streitfachen verfügbaren 
Mitteln zwifhen den Gontrahenten felbjt zum Austrag gebracht werden. Rath: 
ſchläge an jtreitende oder vermittelnde Mächte dürfen nicht mit Rechtöregeln 
verwechjelt werden. 

Endlich darf von einer Staatöfucceffion aud dann nicht geredet wer—⸗ 
den, wenn ein abgefallener Neuftaat nur mit einem bejchädigten Altjtaate ver: 
mögensrechtlic fi) auseinanderfegen muß. Nicht um ein Succeffionsverhältniß 
inter vivos, fondern um ein Xheilungsverfahren oder um eine Liquidation 
handelt es fi) alödann, wofür die allgemeine Völferrechtötheorie im Voraus 
Schon deswegen feine bindenden Kegeln aufftellen fann, weil damit gleichlam 
alle zukünftigen Fälle der Auflehnung gegen beitehende Gemeinweſen legalifirt 
fein würden. Der Völkerrechtscharakter der von einigen Schriftftellern für 
die Staatsſchuldenregulirung zwifchen einem Altjtaat und einem loögerifjenen 
Neuftaat aufgejtelten Vertheilungsmodalitäten muß daher grundfäglich geleug- 
net mwerben.d) 

Es bleibt alfo für die Unterfuhung der Staatsnadhfolge hauptfädlich 
nur die Frage, melde Rechte und Pflihten internationaler Art von einem 
ganz oder theilweife untergegangenen Staat und der ehemals in ihm beftan- 
denen. Staatögewalt auf ſolche Staaten übergehen, die fi) das herrichaftslos 
gewordene oder gemachte Staatögebiet aneignen. 
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Bei diefer Frage ift vor allen andern Dingen von dem Irrthum abzufehen, 
als ob Volt und Gebiet auch nad) dem völligen Untergange ber fie ehemals ein- 
heitlich beherrfchenden Staatögewalt thatfächlich fortbeitehen. Denn das Bolt 
wird dann feines internationalen Rechtſtandes verluftig und finkt zur bloßen 
numerifchen Bevölkerung herab. Man erkennt in diefem Irrthum die Fort: 
wirkung der civilrechtlichen Anſchauung von der Verpflichtung aus der fog. in 
rem versio auf die der Nationalitätentheorie. 7) 

In Wirklichkeit ift die Frage vielmehr diefe: In welden Fällen ftaat- 
licher Neubildung gegenüber dritten unbetheiligten Staaten müfjen die befonderen 
Rectöbeziehungen des untergegangenen Staaten und die davon beherrfchten 
Pflichtverhältnifje unter den Grundfa der Continuität oder gegentheilig unter 
den Grundfa der Discontinuität geftellt werden? 


1) Dies gefchieht beiſpielsweiſe durch Babba (Quistioni di diritto civile S. 377): 
ll Regno d’ltalia infatti nei rapporti internazionali fü un nome nuovo 
dato al Regno di Sardegna. Richtiger bürfte es mohl fein, feit der Verlegung ber 
Hauptftadt nad Florenz und zumal nah Rom das Borhandenfein eines neuen 
Staatenfubject3 zu ftatuiren. Aber die Italienifche Berichtspraris giebt Gabba Ned, 
indem fie annimmt, alle Stantöverträge des alten Königreihs Sardinien feien ipso 
jure auf die annectirten Provinzen übergegangen. 

2) Die Amerilanifche Jurisprubenz hat ftetd anerkannt, daß nad der Losreißung 
ber Eolonien dad common law in Geltung blieb. Andererſeits ift es felbftverftändlich, 
daß eine ſpätere republicanifche Regierung die Fortwirkung der aus königlicher Ges 
walt hervorgegangenen Beftimmungen über Hochverrath und Majeftätöbeleidigung 
nicht anerkennen kann. 

3) Dies gefchieht ftellenweife durch Bluntfchli, der feinem Rechtsbuch auch 
ftaatsrechtlihe Sätze einverleibt hat. 

4) Dies ift in der Hauptfache auch die Anſicht von Calvo. 

3) a.a.dD. $ 47. 

6) Weber die Amerifanifhe Theorie bezüglich der Fortwirkung bes alten Eng: 
liſchen common law nad) dem Abfall der Eolonien f. Wharton, Comment. $ 25. 

7) Mit Bluntfhli ſtimmt Pradier-Fodere überein: »le peuple et le 
territoire n’ont pas cess& d’exister, quoique faisant partie desormais de l’Etat 
acquereur.« 


$ 1. 
Staatsnadfolge in vermögensredhtliher Hinſicht. 


2iteratur: Pradier-Fode&re, Traité I, $ 161. — G. Mantellini, Lo stato 
ed il diritto civile (1882) II, 3863. — D. D. Field, Draft outlines, $ 22. 


Daß der Untergang derjenigen völferrechtlichen. Perfönlichkeit, die durch 
die politifhe Verbindung eines Volkes mit einem beftimmten Gebietörayon rer 
präfentirt war, Privatrechtöverhältniffe in ihrem Beftande nicht berührt, ift 
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gegenwärtig überall anerkannten Rechtes. Diefer allgemein ausgeſprochene 
Sat ift einer doppelten Anwendung fähig. Er bezieht ſich fomohl auf die 
fiscalifche Nechtöperfönlichkeit des durch Einverleibungen vergrößerten Staates 
im Verhältniß zu den bereitS erworbenen Rechten und zu den Pflichten der 
ihm zuwachſenden Unterthanen, als auch auf die vermögensrechtlihen Anſprüche 
dritter Staaten und ihrer Angehörigen. Vermöge diefer legtern Beziehungen 
fallt unfer Sat alfo auch in das Gebiet des internationalen Privatredhts und 
Völkerrechts. 

Innerhalb der modernen Culturwelt kann ein zwiſchen mehreren Staats- 
gewalten durdy Krieg oder Revolution fireitig gemordenes Gebiet niemals völlig 
ſtaat⸗ oder rechtlos gervorden vorgejtellt werden. Die Mittel der Rechtäver: 
folgung und bie Grenzlinien abminiftrativer Competenz mögen durch den Unter- 
gang oder die Verdrängung einer ehemals anerkannt geweſenen Staatsmacht 
vorübergehend verändert werden. Der Grundſatz der privatredtliden 
Gontinuität bleibt davon unabhängig bejtehen. Denn die Aneignung der in 
der untergegangenen Staatöperjönlichleit enthalten gewefenen vermögensredt- 
lihen Functionen bedingt auch ohne Weiteres den Uebergang aller die politische 
Herrſchermacht begleitenden Pflichten von dem Tage an, wo die Staatögewalt 
ihr Dafein beginnt, ohne daß fie in diefer Richtung der vorgängigen Aner« 
fennung durch dritte Staaten bedürfte. 

Die Aneignung der politifhen Staatsmacht bedeutet aljo gleichzeitig die 
Aneignung der mit ihr unlösbar verbundenen Gegenftände des Staatseigen: 
thums und ded gejammten Staatsvermögens in den beiden Richtungen ber 
Berehtigung und Verpflihtung. Der ältere Rechtszuftand überlebt hier bie 
Thatſache des Gewaltwechſels.) Wertriebene Herrſcher, die gleichſam eine 
capitis diminutio erleiden, indem fie zur Privatperfon herabgefegt merben, 
bewahren aljo gleichfalls ihr volles Privatrecht bis zu dem Augenblid, wo 
ihr jus quaesitum durch Ausnahmegeſetze (Sequeftrationen oder Gonfigcationen) 
verlegt wird. ?) 

Schwierigkeiten ergeben fi in der Anwendung dieſes Satzes erjt dann, 
wenn im einzelnen Fall zu unterfuchen ift, welche Gegenftänbe (mie etwa Kron⸗ 
jumelen, Gemäldefammlungen oder Kunjtwerke) dem verbrängten Monarchen 
oder dem bepofjedirten Herrfchergefchledht zugehörig waren oder an melden 
anderen ihm Nutungdrechte zuftanden. UWeberall muß dabei das ältere Recht 
fo lange zur Anwendung gelangen, bis der Nachfolger in der politifchen 
Gewalt dafjelbe aufgehoben oder im Wege der Erpropriation der Privatrechts- 
objecte befeitigt hat. In Ermangelung einer inzwifchen etwa eingetretenen 
Abänderung der Gerichtöverfaffung und der in ihr enthaltenen Gompetenzbe- 
ftimmungen muß der neue Herrſcher bereit3 vor erfolgter politifcher Anerkennung 
dur dad Ausland ald Schuldner auch gegenüber ausländifhen Gläubigern 
Recht nehmen. 

Den häufigften und mwidtigften Anwendungsfall liefern die Staats— 
ſchulden einer völlig untergegangenen Staatögewalt, einjchließlich der Kriegs: 
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anleihen, die eine hinterher übermwunbene, legitim gemefene Staatöregierung 
während ihrer thatſächlich ausgeübten Gebietäherrfchaft zur Bekämpfung bes 
Siegerd aufnahm, gleichviel ob dies im Inlande felbft oder im Auslande ge: 
ſchah. Diefen Rechtögrundfägen entfprehend haben ſich die territorialen Vers 
änderungen in Italien und Deutihland während des Zeitraumes von 1859 
bis 1870 vollzogen, ?) während zu Anfang des 19. Jahrhunderts, zumal bei 
der Zerftörung des alten Deutichen Reichsgebiets durch das gleichzeitige Zu— 
ſamenwirken eines Auflöfungs: und eines in den Mediatifirungen vollzogenen 
Unificationsprozeſſes, in der juriftifchen Theorie die Anwendung rein privat- 
rechtlicher Analogien das Verſtändniß öffentlich rechtlicher Continuität erfchwerte 
und die Neigung hervortrat, die Hebernahme der Staatöfhulden untergegangener 
Regierungdorgane unter mannigfach gearteten Vorwänden zurüdzumeifen. *) 

Was von den Staatöfhulden in privatredhtliher und internationaler Sin» 
fiht anerkannten Rechtes ift, muß auch für die Schadenserfagpfliht und bie 
Haftung des nachfolgenden Staates für die quasi Delicte der von dem Vor: 
ſtaate angeftellten Beamten gelten. UWebernimmt ber einverleibende Staat 
früher im Privatbetrieb geweſene Telegraphen: oder Eifenbahnlinien im Wege 
der gemaltfamen Aneignung, fo liegt ebenfo wenig Grund vor, feine vermö» 
gensrechtliche Stellung nad) anderen neuen Regeln beftimmen zu wollen. 
Zweifelhaft bleibt aber in manchen Beziehungen die richtige Beſtimmung des 
Zeitpunttes, zu welchem die Saftung oder die Verfügungsfähigteit einer im 
Untergang begriffenen Staatögewalt aufhört. Dat ein angegriffener Souverain 
fein Herrfchaftögebiet verlaffen und fi ind Ausland geflüchtet, fo kann der 
einverleibende Staat nicht verpflichtet erachtet werben, diejenigen Handlungen 
defielben zu vertreten, die in den Zeitraum nad) eingetretener Depoffedirung 
fallen. In diefer Richtung fpielt alfo die erjt fpäter erfolgende Anerkennung 
des Neuftantes eine durchaus nebenfählice Rolle im Verhältniß zu den that- 
ſächlichen bereits vorher gegebenen Machtverhältnifien und der aus ihnen reſul⸗ 
tirenden Verfügungen. 

Eollen ähnliche Geſichtspunkte aud für den Fall gelten, wo ein mit Des 
pofjevirung oder Debellation durch einen anderen Staat bedrohter Monarch 
Kriegämaterial, Waffen oder Schiffe in das Gebiet neutraler Mächte flüchtete? 
Es kann gefchehen, daß vor thatfächlicher Beendigung eines Krieges oder einer 
aufftändifchen, auf Anſchluß an einen anderen Staat gerichteten Volksbewe— 
gung ein Monarch fein Kriegämaterial, um feinen Werth zu retten, ind Aus- 
land verkauft. Handelt es fih um zwei alö Sriegführende anerkannte Par: 
teien, jo dürfte die rechtliche Löfung der aufgemorfenen Frage vorwiegend vom 
Standpuntte der Neutralitätspflichten zu ſuchen fein. Im entgegenge- 
festen Falle können die während des Krieges gültig gefchehenen Veräußerungs- 
acte des Unterliegenden weder von Seiten derjenigen, die eine Rechtsſucceſſion 
behaupten, nod von Seiten gegnerifcher Auffaffungen aus angefochten werben. 
Denn einerjeits giebt ed gegenüber aufſtändiſchen Parteien vor erfolgter Zus 
ertennung der Eigenſchaft eines Kriegführenden feine Neutralitätäpflichten und 
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andererſeits kann von einer Staatsnachfolge in nicht vorhanden geweſene Rechte 
Aufftändifcher nicht die Rede fein. 

Die Stalienifhe Gerihtspraris bezog die voritehend entwidelten 
Rechtsſätze übrigens nicht nur auf den totalen Untergang eines Staatsweſens, 
(wie des ehemaligen Königreich Neapel, des Großherzogthums Toscana u. f. w.), 
fondern auch auf partielle Gebietsübergänge, wie hinſichtlich der Lombardi— 
chen und Venezianifchen Provinzen und nimmt an, daß zur Ergänzung der 
in Geffionsverträgen oder Friedensſchlüſſen über die Vertheilung der Laſten 
und Pflichten von den Paciscenten getroffenen Vereinbarungen auf die allge 
meinen Principien des Völkerrechts zurüdgegangen werden muß, wonach ört— 
lich beftimmte Obligationen von dem Erwerber des betreffenden Gebietäftüdes 
aus dem Titel der Succeffion im Streitfalle übernommen werden müfjen. 5) 


1) Pradier-Fod&r& unterfdeidet dabei Domaine public et domaine prive 
de PEtat und will das domaine prive für Iocale Bedürfniſſe des annectirten Bes 
bieteö referviren. Diefer Unterfchied mag ſtaats rechtlich im einzelnen Falle be: 
gründet fein, von völferrehtlihem Standpunkt aus läßt er ſich ſchwerlich be- 
gründen. 

2) Da bepofjebirte Monarchen weder Unterthanen der depofjebirenden Macht noch 
auch dritter Staaten werben wollen, fo fehlt es ihnen an völferrechtlihem Schu für 
ihr Vermögen. 

3) ©, Preußiſches Gefeh vom 22. September 1866. 

4) Die Nordamerikanifche Union repubiirte 1845 nad der Annerion von Texas 
deſſen Staatsfchulden, jorgte aber 1851, ohne das Princip der Nachfolge anzuer- 
kennen, dennoch für die Befriedigung der Gläubiger. (Lawrence, Comm. sur Whea- 
ton I, p. 210. Field citirt S. U. S. at Large, 797, 10, ibid. 617.) 

5) Der Caſſationshof von Florenz hatte in feiner Entfheidung vom 23. Detober 
1871 aus dem Grunde der Staatenjucceffion nur das Borhandenfein moralifcher Ver: 
pflihtungen ftatuirt; er ift aber in fpäteren Entfcheivungen davon abgegangen, wäh 
rend der Caſſationshof von Turin und die Appellhöfe von Benedig, von Rom und 
von Modena von vornherein übereinftimmend zu Gunften der Gläubiger gegen den 
Staat erfannt hatten. ©. die genauen Angaben bei Gabba (a. a D. ©. 378) 
Gontroverd war aber die Bartialfucceffion in Folge von Bebiet3abtretungen, 
im Unterfchied zu den Totalincorporationen. Es handelte fih nämlich um bie 
Frage, ob die Italieniiche Regierung verpflichtet fei, für bie in den abgetretenen 
Landſtrichen eingetriebenen Kriegäcontributionen und Lieferungen an Stelle der Defters 
reicher zu haften. (Bgl. Art. 8 des Züricher Friedens von 1860.) Der Appellhof 
von Venedig hatte in Sachen Balenzo (am 30. März 1877) zum Rachtheil der Ha: 
genden Partei entſchieden. Die Italienifche Regierung hatte aber in einem Circular 
des Minifterd ihre Verpflichtung anerkannt. Gegenwärtig nimmt die Prarid den 
Sat an, der am fhärfften in einem Ausfprud des Gaffationshofes von Florenz 
vom 15. December 1879 formulirt wurde: per diritto pubblico lo Stato che suc- 
cede in una parte del territorio d’altro Stato, & tenuto, independente da con- 
venzioni speciali, alle obbligazioni contratte legalmente da quest’ ultimo 
riguardo al territorio nel quale succede. — Ueber die Verpflichtung des Bebietö- 
erwerberd zum Erſatz der Kriegsſchäden ſ. Mantellini a.a.D. ©. 364. 
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8.12. 
Staatsnadhfolge in perfonalen Rechtsbeziehungen. 


Der völlkerrechtliche Charakter der die Staatsnachfolge beherrfchenden Grund: 
ſätze tritt deutlicher, als dies bei fiscalifchen Schuldpflichten der Fall fein Tann, 
bei perjonalen Hechtsverhältniffen hervor. Drei Grundbeziehungen find es, 
unter welche fich diefe perfonalen Rechtsbeziehungen fubfumiren laſſen. 

1. Die Staatönahfolge in Sinfiht der von einer unterge: 
gangenen Macht abgejhloffenen Staatöverträge in der 
doppelten Richtung internationaler Befugniffe und Ver: 
pflihtungen des Neuftaates. 

2. Das international wirkende Herrſchaftsverhältniß des 
neuen Staate3 zu den ehemaligen Unterthanen eines 
untergegangenen Bemeinmwefen3. 


3. Die Antheilnahme der ineinen neuen Staatöverband ein- 
getretenen Unterthanen eines untergegangenen Gemein« 
wefens an den durch Staatöverträge gefiherten Bor: 
theilen, der fi die Unterthbanen des fie aufnehmenden 
älteren Staatsverbandes in internationaler Dinficht zu 
erfreuen haben. 


Was den eriten Punkt anbelangt, fo ift vor allen anderen Dingen auf 
die in der Einleitung gegebene Unterfcheidung der Staatöverträge (ſ. Bd. I, 
©. 97ff.) zurüdzugreifen. Soweit Staatöverträge diejenigen Eigenschaften 
haben, vermöge welcher fie ſich ald normative Quellen des Völkerrechts dar- 
jtellen, erjcheint ihnen gegenüber das Beſtehen einer feften Zahl beftimmt bes 
gränzter Staatsweſen, folglich audy der Untergang einzelner Staaten durchaus 
unerheblih. Anders verhält es fich dagegen mit denjenigen Staatäverträgen, 
die zur Begründung einzelner, fpecieller, alfo nicht allgemein wirkſamer Böls 
ferrechtöverhältnifje unter beftimmten Staaten abgefchlofjen werden. 

Unter den theils politifhen, theils rechtlichen Beweggründen des Ber: 
tragsabichlufjes nimmt die Rüdfiht auf Machtverhältnifie, Bevöllerungsgröße 
und Gebiet der Contrahenten immer einen bedeutenden Platz ein. Dazu kommt 
vor allen anderen Dingen, daß die thatfähliche Präfumtion immer dahin geht, 
ein einmal beftehendes Staatsweſen werde nicht nur fortdauern, fondern auch den 
etwa gejehten Endpunkt der Vertragsdauer überleben. Iede weſentliche 
Veränderung in dem Zerritorialbeftande eines Staates ftellt die 
Fortdauer der früher gefhloffenen Staatdverträge politiſchen 
Inhalts in Frage. Um fo mweniger darf man zmeifeln, daß auch unter 
dem Titel der fog. Succejfion keinerlei Subftitution eines Neuftaates an 
Stelle eined untergegangenen Staates weder hinfichtlih der Berechtigungen, 
noch binfichtlich der Verpflichtungen eintreten darf. 
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Eine Ausnahme von diefer Regel könnte nur dann zugelafjen mwerben, 
wenn es fih um foldye örtlich begrängte Verpflichtungen eines untergegangenen 
Staates handelt, die ald Servituten bereitö begründet waren, jo daß e3 nicht 
auf Erfüllung einer Leiftung, fondern auf die Fortdauer eines bereits eriftent 
gewordenen Nechtszuftandes ankommt. Diefes Rechtsverhältniß territorialer 
Belaftung fällt alfo unter andere Gefichtöpunfte und fann weder aus der 
Staatäfucceifion allein, nody aus dem Acte der einem Neuftaate gewährten 
Anerkennung begründet werden. In Beziehung auf loögerifjene, zur Selb: 
ftändigkeit gelangte Staatögebiete unbedenklich annehmbar, könnte diefer Lehr: 
ſatz allerdings zweifelhaft werden, wenn es fih um Unificationsprogefje und 
Einverleibungen handelt; denn man kann nicht fagen, daß Gebietsvergröße— 
rungen immer als neujtaatliche Bildungen anzufehen wären. Sind daher 
durch ältere Verträge des fich territorial vergrößernden Staates internationale 
Beziehungen der Unterthanen diefes hinterher vergrößerten Staates geordnet, 
jo tritt fcheinbar der umgelehrte Fall ein: die Neubürger treten ein in bie 
Rechtsverhältniſſe, die urfprünglih für Unterthanen eine andern noch fortbe- 
ftehenden Staates gefchaffen worden find. Bei näherer Erwägung findet man 
aber, daß es ſich auch hier nicht um ftaatliche Succeſſionsrechte, ſondern theils 
um bie Grundſätze bezüglich der Aufhebung der Staatöverträge gleichſam inter 
vivos, theild um Interpretationäregeln handelt. 

Zweitens: Melde Wirkungen der Untergang eines Staate8 und bie 
Neubildung eines anderen auf das Herrfchaftäverhältnig zu den neu erwor— 
benen oder verlorenen Bevölferungen äußere, ift in der Lehre von der Natu— 
ralifation und dem Ermwerbe des Staatsbürgerrechts auseinanderzufegen (fiehe 
unten, Stüd XIV). Als Confequenz der bereit8 vorgetragenen Brundfäge ift 
hier nur anzudeuten, daß diejenigen Bewohner eines einverleibten Gebietes, 
welche dafjelbe vor dem Untergang der Staatögewalt in der Abfiht dauern— 
der Fernhaltung oder der Mohnfignahme in einem dritten Staate verließen, 
von dem neuen Unterthanenverhältnig und der in ihm ruhenden Verpflichtung 
zum jtaatäbürgerlichen Gehorfam nicht ergriffen werden, fondern als Fremde 
auch dann zu erachten find, wenn fie ein neued Staatöbürgerredht noch nicht 
erworben haben. Zunächſt gilt dies von dem perfönliden Träger der Sou— 
veränetät, wofern ſich derfelbe ins Ausland flüchtet oder wider feinen Willen 
ald Staatögefangener zurüdgehalten wird. Aber auch die Unterthanen, die 
ihn vor gefchehener Einverleibung des herrenlos gewordenen Gebietes ins Eril 
begleiten, unterftehen nicht dem internationalen Vertretungäverhältnifjfe oder 
dem Auälieferungsbegehren des in anderen Dinfihten nachfolgenden Staates, 
fo lange fie nicht in rechtlich verbindlicher Form ihre Unterwerfung unter die 
neuftaatlihe Gewalt erklärt haben. Allerdings bleibt dann die Yüde, daß, 
wofern fie fich ihrerfeitö über Rechtöverlegungen durch den Staatöfuccefjor zu 
beilagen haben, diefem gegenüber auch die Regierungen folder Staaten, in 
deren Gebietätheilen fie fich niedergelafjen haben, zur Rechtsvertretung nicht legi- 
timirt erachtet werden fünnen.!) 
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Drittens: Ob dritte Staaten verpflichtet find, den abgefallenen Unterthanen 
eines Neuftaates oder den einverleibten Unterthanen eines nachmals untergegange- 
nen Staates biefelben Rechte zuzugeftehen, welche ben Bewohnern des betreffen- 
den anderen Staates zugefichert waren, muß von der Natur der Umftände des 
Einzelfalle® abhängig gemacht werden und richtet ſich nach der eigenartigen 
Beihaffenheit der in Rebe jtehenden Rechtsverhältniſſe. Handelt es ſich um 
die in früheren Proclamationen oder in der Geſetzgebung dritter Staaten aus—⸗ 
geiprochene Anerkennung gemifjer vorwiegend menſchlicher Freiheitsrechte, wie 
3. B. der freien Neligionsübung, des Grundbefißerwerbes, jo liegt für den 
Richter in dritten Staaten ein Grund zur Rechtöverweigerung auch dann nicht 
vor, wenn ſolche Gejeße oder Proclamationen nur beftimmte Kategorien von 
fremden Staaten und Staatdangehörigen benannt haben, und ber unterge- 
gangene Staat in denjelben erwähnt worden war. Handelt e3 ſich aber um 
die Einräumung wirtbichaftlicher Vortheile für die Angehörigen eines beftimm: 
ten Staates, 3. B. um Fiſchereigerechtſame, jo kann bei eintretender Einver- 
leibung dem vergrößerten Staate entgegengehalten werden, daß durch plöß= 
lihe und ſchnelle durd Einverleibung vermittelte Vermehrung feiner Bes 
völferung das urfprünglid vorausgeſetzte Werthverhältnig mirthichaftlichen 
Nutzens zum Nachtheil des bisher verpflichteten Staated verändert werben 
würde. 

Im Allgemeinen find Theorie und Staatöpraris darin einverftanden, daß 
binfichtlich perfönliher Rechtswirkungen des Herrſchaftsverhältniſſes eine Staatd- 
nachfolge internationaler Art nicht eintreten Tann. 


1) Der (ehemalige) Preukifhe Staatögerichtähof war in der Unterfuhungs:- 
fache wider v. Düring und Genoffen (1868) in Hinſicht der Sannoverfchen Eins 
verleibungen anderer Anfiht und nahm an, daß auch die zur Zeit der Einverleibung 
auögemanberten Hannoveraner Preußiſche Staatöbürger geworben feien. Diefe übri- 
gend nicht näher motivirte Annahme ift durch Gutachten von JZahariä und v. Neu: 
mann wiberlegt worben. v. Holtzendorff's Allgemeine Deutfche Strafrecht⸗ 
zeitung 1868. S. 304ff. 


Sechſtes Stück. 


Grundrechte und Grundpflichten der Staaten. 


Von 


Dr. Franz von Holtzendorff. 


8 13. 
Wejen der Grundrechte und Grundpflichten. 


Ziteratur: Deffter, Völkerrecht, $ 29ff. — v. Kaltenborn, Berfud einer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Syftematit des Völferrechts, Kap. 5, $ 9. — v. Neumann, Grunds 
riß des Europätfhen Völkerrechts, $ 8a. — v. Holtzendorff in feiner Ency— 
clopädie der Rechtswiſſenſchaft I, ©. 1211. — v. Bulmerincg, Völkerrecht 
(bei Marquardjen), S. 202ff. — Pradier-Fodere, Trait& de Droit Inter- 
national I, $ 164 — 200. — Casanova, Droit International I, 84. — 
P. Fiore, Trattato di dir. internaz. pubbl. I, $ 358f. — F. v. Mar: 
tens, Bölferreht $ 72. — Phillimore, Commentaries I, 213-215. — 
P. Twiss, Law of Nations I, 143. — Hall, International Law, $ 7ff. — 
T.E. Holland, The Elements of Jurisprudence, p. 296. — Calvo, Droit 
international 1, 224, 346 ff. 


Schon durch die Erforfhung der Quellen des pofitiven Völkerrechts wur: 
den Grotius und feine Nachfolger zu dem Anerkenntniß geleitet, daß unter 
den Völkerrechtsnormen ein gleichſam unveränderlices und unbemwegliches Ele: 
ment von anderen beweglichen Elementen unterfchieden werden müfje. Die 
Rechte, welche ſich ala Ausflug der unbeweglichen, feiten, natürlihen Staaten- 
ordnung auffafien ließen, feste man ala unveräußerliche den gleichſam ver- 
äußerlich gedachten Rechten entgegen. Unterftüßt wird diefe Auffafjung der 
alten Raturrechtslehrer durch die im Staatörecht parallel gehende Unterfcheidung 
der Staatävertragstheoretifer, wonach unveräußerliche, im Urzuftande der Gefell- 
Schaft mwurzelnde Menſchenrechte von ben der hiſtoriſchen Modifications: 
fähigkeit unterliegenden ſtaatsbürgerlichen Geſetzesrechten gefondert werden 
follten. Andere haben diefe Unterfcheidung anders ausgebrüdt, indem fie 
jog. abjolute Rechte von conventionellen Rechten unterfcheiden. !) 

Neuerdings wurde die Bezeichnung folder ald unabänderlich vorgejtellter, 
international anerlannter Staatenrechte als ſog. Grundrechte üblid. Man 
begriff aber, daß diefelben nicht aus urfprünglich gegebenen Gefellfchaftszuftän« 
den der Menjchheit, fondern aus einer geſchichtlich gewordenen Entwidelung®- 
ftufe des ftaatlichen Xebend und der fubjectiven Natur der miteinander vers 
lehrenden Völferrechtsperfönlichkeiten herzuleiten feien. Eben deswegen kann 
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man fie als fjubjective Grundredte bezeichnen. Sie bilden das Gegen- 
ſtück zu der Feltftellung der ftaatsbürgerlihen Grundrechte, die in feinem mo— 
dernen Rechtsſtaate fehlen können, obwohl fie durch befondere Berfafjungsur- 
funden nicht vorgefchrieben zu fein braudhen und aud, mie im Preußiſchen 
Landrecht zu Zeiten der abfoluten Monarchie 1794 gefchehen mar, in Privat: 
rechtsgeſetzen niedergelegt fein können. 

Nah ihrem Wefen find diefe Grundrechte hinreichend befinirt, wenn man 
fagt: Sie find PVorbedingungen für die Möglichkeit eines der 
Willkür entrüdten Beftandes einer internationalen Rechtsver— 
faffung oder Staatenorbnung, alfo gleihjfam das ungeſchriebene 
Weltgeſetz der Staatencultur. 

Eben deswegen ftehen fie allen fouverän gemorbenen Völferrechtöperfön- 
lichfeiten ohne Ausnahme zu. Sie bedürfen feiner befonderen Anerkennung, 
vielmehr fließt jede Anerkennung fouveräner Staaten ipso jure aud) diejenige 
der Grundrechte in fid. Andrerſeits beruht die Anerfennung der Neu: 
ftaaten auf der thatfächlihen Vorausſetzung der Befähigung, ſolche Grund— 
rechte zu üben und zu behaupten. Daher die ftaatlihen Grundrechte im inter: 
nationalen Verkehr überall die doppelte Eigenschaft haben, in thatſächlicher 
Richtung ihres Dafeins Worbedingung für die Erlangung völferrechtlicher Per: 
fönlichkeit zu fein, und in juriſtiſcher Hinſicht in jedem einzelnen Falle ihrer 
Bethätigung und Ausübung als Gonfequenz eined bereits anerkannten allge 
meinen Rechtözuftandes hervorzutreten. 

Daß jedoch die international wirkfamen Grundrechte der Staaten zu allen 
Zeiten rüdfihtli ihres Inhaltes und ihrer Begrenzung abfolute 
Qualität der Unabänderlichfeit auf ewige Zeiten behaupten müſſen, läßt ſich 
nicht nachweiſen. Im Gegentheil ift die Annahme mohl zu begründen, daß 
im Verlaufe großer menjchheitlicher Entwidelungsepodyen und unabhängig von 
dem Willen einzeljtaatliher Machtäußerung, die Grundrechte ſowohl einer Er- 
weiterung als einer Beſchränkung ihres Inhaltes theilhaftig werben Fönnen, 
je nachdem der Geſellſchaftszuſtand der Staaten feine Anforderungen an bie 
einzelnen Bölferrechtäperfönlichkeiten umgeftaltet. Gejteigerte Gemeinfchaftäbes 
dürfnifje der Staatengemeinde bedingen allmälig weitergehende Beſchränkun— 
gen der einzelnen Mitglieder, folglich eine Ausdehnung in der Unterordungs⸗ 
pfliht der einzelnen Staaten; ebenjo bedingt Verbeſſerung in den Mitteln 
des formalen Rechsſchutzes (duch Sciedögerihte, Wermittelungen u. f. m.) 
eine praltiſch mehr geficherte Stellung der Grundrechte deö einzelnen Staates 
im Verhältniß zu andern Staaten. Unverkennbar iſt e8 ein Grundzug in der 
modernen Staatenentwidelung, daß einerfeit3 die Nüdjichtnahme auf die Ges 
meinſchaftsordnung der Staaten in Europa in ftärferem Maße Beſchränkungen 
von den einzelnen Mitgliedern in Beziehung auf fie jelbjt verlangt, dagegen 
aber auch die Sicherheit des territorialen Bejtandes gegen willfürlicye Inter: 
ventionen einzelner Mächte im Wachsthum begriffen iſt. Trotzdem muß 
juriſtiſch die Qualität der relativen Unabänderlichkeit ſolcher Grundrechte im 
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Verhältniß zu den nur durch Staatsverträge begründeten Rechtsverhältniſſen 
feſtgehalten werden. 

Die Grundrechte ſind alſo auch in dem Sinne unveräußerlich, daß 
ihre Subſtanz in jedem einzelnen Falle nur mit dem Untergange beſtimmter 
Völterrechtöperfönlichkeiten aufhören kann. Damit iſt aber, was oft genug 
von den Theoretifern verfannt wird, keineswegs ausgeſchloſſen, daß nicht vor⸗ 
übergehend im Verhältniß einzelner Staaten zu einander, die Geltung der 
Grundrechte durch befondere Ausnahmezuftände fuspendirt werden könnte. Auch) 
hier liegt die Analogie nahe, die fih im Verfafjungsrechte einzelner Staaten 
offenbart, wenn unter dem Titel der Ausnahmegefege die Geltung ftaatäbürger- 
liher Grundredte (3. B. Habeas Corpus-Xcte) ſuspendirt wird. Solche 
Abmweihungen von der Normalität der internationalen Beziehungen liegen 
überall dann zu Kriegszeiten vor, wenn die Macht eines Staates fiegreich 
in dad Gebiet eined anderen Staates einbringt und dann nomine alieno 
Gehorfam gefordert, oder wenn nad) wieder eingetretenem Friedenszuſtande 
auf Grund vertragsmäßiger Stipulation dem Sieger ein Beſetzungsrecht bis 
zur Abtragung der Kriegdentfhädigung eingeräumt wird. Selbitverftändlich 
können die Grundrechte der Staaten in Beziehung auf einzelne Gebiets: 
objecte durch Dienftbarkeiten freiwillig modificirt werden, wovon an anderer 
Stelle die Rede fein wird. (S. unten im IX. Stüd.) Man gebt alfo 
zu weit, wenn man von der abjoluten Unveräußerlichkeit der Grundrechte in 
dem Sinne fpricht, alö ob dadurch Beſchränkungen im einzelnen Falle völlig 
ausgeſchloſſen fein ſollen. Und ebenfo wird man nur durd fehlerhafte Ueber- 
treibung in der Anwendung unſeres Grundfages etwa zu der Schlußfolge— 
rung gelangen, daß feinem jouveränen Staate in einen unauflösliden Födera- 
tionöverband freiwillig einzutreten erlaubt fein ſollte. In Wirklichkeit muß 
aljo die Rechtäfrage jo geitellt werden: Wie weit durd freiwillige Ber: 
äußerungen einzelner in dem jubjectiven Grundrechte gelegener 
Beitandtheile die Fortdauer der (jelbftändigen) völterredtlihen 
Perſönlichkeit des fich bejhräntenden Staates zweifelhaft wer: 
den könne? 

In der biöherigen Theorie bemerft man bei folder Frageftellung nicht 
felten eine Bermifhung ſtaats- und völkerrechtlicher Geſichtspunlte. Dean 
überjieht, daß eine verfafjungswidrige Pflichtverlegung der ſich ihrer Macht: 
vollfommenheit theilweife entäußernden Staatögewalt nicht nothwendiger Weife 
auch gleichzeitig ald Völkerrechtswidrigkeit aufgefaßt werden muß. 

Demfelben Irrthum begegnet man bei ber Erörterung der allgemein ges 
ftellten Frage: ob jedes international geltende Grundredt der 
Staaten aud gleichzeitig eine Grundpflicht darftelle? Gewiß ift 
diefe Frage zu bejahen, infofern die Grundrechte der Staaten gegeneinander 
auc gleichzeitig in umgelehrter Richtung ebenſo viele Pflichten vorausfegen. 
Recht und Pflicht bedingen ſich bier überall wechfeljeitig Was ein Staat als 


jein Grundrecht für jih in Anſpruch nimmt, muß er gleiägeilig pflichtmäßig 
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auch allen anderen Mitgliedern in der Rechtsgenoſſenſchaft zugeftehen. Was 
er in Beziehung auf fich felbit an Handlungen oder Unterlafjungen von ande: 
ren verlangt, muß er nothmwendigerweife aud von feiner Seite an andere ge 
währen. Und andererfeits, was der Staat gegen fich felbit nicht zuläßt, darf 
er fih aud in Beziehung auf andere niemals herausnehmen. Jedes einzelne 
Grundrecht findet ſomit feine praftifche Grenze an dem entſprechenden Grund: 
rechte anderer Staaten. 

Dagegen wäre es beijpielämeife verkehrt, zu fagen: Jeder Staat habe 
nicht nur das Brundredt der Selbiterhaltung (gegen andere Staaten), 
fondern aud die Pfliht der Selbiterhaltung (in Beziehung auf ſich 
felbft). Kein Staat ift völferredhtlid; anderen Staaten feine Selbfterhaltung 
ſchuldig, mag man aud im ethifchen oder politifchen Sinne behaupten wollen, 
jeder Staat müfje die Pflicht der Selbiterhaltung üben, was in folder All- 
gemeinheit ebenfalls bedenklich fein würde. Mer das pofitive Wölferrecht nicht 
mehr mit dem abjtracten Naturrecht früherer Perioden vermengt, muß finden, 
daß das Pflichtgebot, ſich felbft zu erhalten, weder in die internationale, noch in 
die Privatredhtäordnung gehört. ?) 

Wie viele einzelne Grundrechte unter felbftändigem Titel anzunehmen find, 
ift eine frage von untergeorbneter Bebeutung, denn in ber Hauptſache jind 
Theorie und Staatöpraris einig. Es genügt für die Zwede fyftematifcher 
Darftellung, wie im Folgenden gefchieht, nachſtehende Rechte zu untericheiden: 
1. Das Recht der Selbfterhaltung. 2. Das Recht der (inneren) Selbitän- 
digleit und Unabhängigkeit. 3. Das Recht auf auswärtigen Ver— 
tehr. 4. Das Recht auf Achtung. Auf einen oder den anderen Gefichtö- 
punkt werden ſich die von einem Staate zu erhebenden rechtlichen Schutzan⸗ 
ſprüche immer zurüdführen lafjen.3) 

Schon bier ift im Voraus daran zu erinnern, daß jede ſchuldhafte Ver: 
legung ftaatliher Grundrechte den Staaten als völterrechtlihes Delict zuge- 
rechnet werden muß und im alle verfagter Genugthuung zur Anwendung 
äußerfter Zwangsmittel befugt. (Das Nähere f. unter $ 17.) 


1) Holland beftimmte dieſe Rechte ald fog. antecedent internat, rights im 
Gegenſatz zu remedial rights (abgeleitete Redite): »Antecedent internat. rights 
in rem are those, which do not result from wrong doing and are enjoyed by 
a state as against all others. 

2, Diefe fehlerhaften Auffaffungen find namentlih durh Vattel in Umlauf 
gebracht worden. ©. feine Lehre ausführlich reprodueirt bei Prabier-Fodere (a. a. D. 
S. 211ff.) 

3) Andere, wie Martens, ziehen außerdem noch ein „Territorialredt” 
($ 297) hierher. Someit jedoch über dieſes Thema nicht befonders in der Lehre vom 
Staatögebiet zu handeln ift, laffen ſich Gebietöverlegungen theild ald Verlegungen 
der Selbftändigkeitärechte, theild als Berlegungen der fhuldigen Achtung auffaffen. 
— field (Draft Outlines) rechnet zu den Essential rights das Recht auf Gleich 
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heit und verlangt demgemäß ($ 10) Abſchaffung der Rangunterfchiebe. Nicht felten 
eriheint an dieſer Stelle dad „Interventiondredht”. Wenn man baffelbe in 
feiner Allgemeinheit anerkennen will, läßt fi} dagegen nicht3 einwenben ; denn Inter- 
vention ift immer gleichzeitig Erweiterung der Selbfterhaltungsrechte und Einfchrän- 
fung fremder Unabhängigkeitsrechte. — Aehnlich fhon Phillimore, ber nur zwei 
Dauptlategorien unterfchieden wiffen will: Rechte der Bleichheit und der Unabhängig- 
keit. Richtiger erfcheint es, die Rechte der Gleichheit an anderer Stelle abzuhandeln 
(f. oben $ 3), weil @leichheit aus der objectiven Natur bed Völkerrechts, nicht aus 
dem fubjectiven Charakter der Bölkerrechtsperfönlichkeit folgt. Auch das Recht „Staats» 
eigenthum zu haben’ oder Unterthanen im Auslande zu befchügen, findet öfters hier 
feinen Pla (Hall, Fiore u. a.). 

Die wifjenfchaftliche Aufgabe befteht hier darin, Eafuiftif zu vermeiden und mög: 
licht einfache Kategorien für die Zwecke der juriftifchen Subfumtion aufzuſuchen. 


8 14. 
Recht der Selbiterhaltung. 


Literatur: Heffter, Völkerrecht, 8 30. — v. Bulmerincq (bei Marquardien), 
Bölferreht, S. 202. — Pradier-Fodere, Traite I, $$ 211. 286. — 
P. Fiore, Trattato di dir. intern. pubbl. I, $ 339. — $. v. Martens, 
Völkerrecht 1.5 73 — T. Twiss, Law of Nations 1, $ 106-111. — Hall, In- 
ternational Law, $$ 83. 91. — Calvo, Droit International I, $ 104-124. 


Das Selbiterhaltungsredt der Staaten kann in doppelter Weiſe 
begründet werden: Aus dem Kechtöbegriff und dem Zweckbewußtſein aller 
Staaten, welden der Wille, dauernd zu beftehen, nothwendig innemohnt. So: 
dann aus der Natur des pofitiven Völferrechts felber, deſſen Borausfegung 
darin liegt, daß fortdauernde Gemeinfhaft felbitändig bleibender Staats: 
förper aufrecht erhalten werden ſoll.) Das Recht der Selbfterhaltung er- 
ſcheint, hiftorifch genommen, fogar unabhängig von dem Eintritt in die Völfer- 
rechtsgenoſſenſchaft. Selbjt dem nod nicht anerkannten Staate fönnte e8 von 
Seiten anderer Staaten nicht abgefprodyen werden, wenn jemer ſich in feiner 
Zfolirung behaupten wollte. Der Unterſchied zwifchen ſolchen primitiven Zus 
ftänden und der Gegenwart liegt alſo nur darin, daß gegenwärtig bie Zwecke 
der Selbiterhaltung und deren Mittel, auf der Bafis des internationalen Ver: 
kehrs ruhend, einen allgemeinen Rechtscharakter nach dem Maßſtabe der Re: 
eiprocität angenommen haben. Der urfprünglide Trieb aller Staaten zur 
Selbfterhaltung gewinnt innerhalb der Völkerrechtsgenoſſenſchaft die Dualität 
des rechtlich zuftehenden Fortbeftandes. Die Mittel der Selbiterhaltung 
find überall entweder politifche (wie der Abſchluß von Bünbnifjen), oder 
völkermoraliſche (wie Pflege freundfchaftlicher Beziehungen zu benachbarten 
Staaten), oder völkerrechtliche, (mie die Vertheidigung gegen ausmärtige 
Angriffe. Somit jtelt die Lehre von der Selbfterhaltung der juriftiichen 
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Unterfuhung eine dreifache Aufgabe, nähere Beitimmung nämlich: 1. des Ins 
halts und Umfangs der vorausgefegten Berechtigung; 2. der gegenftändlichen 
Richtung der Selbiterhaltungsaction und 3. der rechtlich zuläffigen Mittel der 
Selbiterhaltung. 

Was zunächſt den Inhalt des Selbſterhaltungsrechtes anbelangt, fo 
ift derfelbe durdy die weſentlichen Momente des Staatöbegriffs felber bereits 
gegeben, das heißt durch die rechtlich unlösbare Verbindung von Staatögewalt, 
Staatögebiet und Staatsvolf. Alle diejenigen Urſachen, welche nad) dem Stande 
unferer mweltgefhidhtlihen Erfahrung die Auflöfung und den Untergang der 
Staaten herbeizuführen geeignet find, können gegenüber den Staaten der Ge: 
genmwart ald concrete Urfahen der Gefährdung mwiederfehren. 

Bei der genauen Feitftellung des dem Selbiterhaltungäredhte der Staaten 
zulommenden Inhaltes darf aber jeneö bereitö in der Einleitung (j. Bd. L, 
88 31. 39) nachgewieſene hiftorifche Princip nicht überfehen werden, in Ge— 
mäßheit defjen die Staaten nur dadurch beftehen, daß fie jich in lebendiger 
Entwidelung erhalten. Wollte man alfo das Hecht der Selbiterhaltung nur 
als abjolutes Hecht des Beharrens und Stillftandes auffaffen, fo wäre damit 
gerade in entgegengefetgter Richtung die völferrechtliche Perfönlichkeit verleugnet.?) 
Selbiterhaltungsfähigfeit und Entwidelungsfähigfeit bedingen ſich alfo wech— 
felfeitig. 

Nicht wenige Unklarheiten und Miderfprüche der älteren Lehre ergaben 
fi) daraus, daß man auch den jemeiligen (auswärtigen) Machtzuſtand oder 
die fog. internationale Machtſphäre der Staatöregierungen, beziehungsmeife 
deren unabänderliche Aufrechterhaltung gegenüber anderen Staaten als einen 
Beftandtheil des dem Selbiterhaltungsrecdhte zu gebenden Inhaltes anſah Es 
ift deswegen ficherer, dem Selbſterhaltungsrechte eine mehr negative Formu— 
lirung Angeſichts der vielfach hervorgetretenen Uebertreibungen zu geben und 
audzufprehen, daß fein Staat berechtigt ijt, dad jeweilige Maß feines Diplo: 
matifchen oder politiihen Einflufjes als ein rechtlich unabänderliches zwangs⸗ 
weife geltend zu machen, oder anderen Staaten aufzunöthigen. Erkennt man 
died an, fo wird die im Zufammenhange mit der Selbiterhaltung erörterte 
Lehre von der Intervention eine feitere Geſtalt gewinnen, als ihr biöher 
befchieden war. 

Auch die bei den alten Naturredtölehrern an diejer Stelle herfömmliche 
Erörterung eined international wirfenden Nothrechts muß durdaus 
bei Seite gejegt werden. Iſt der Staat mit natürlichem Untergang bedroht, 
weil fein Gebiet unbemohnbar wird, oder die Productionskraft des Bodens 
nicht auöreicht, um feine Bewohner zu ernähren, jo fann feine Rede davon 
fein, daß es dem Gelbiterhaltungstrieb (innerhalb der Völterrechtägenofjen: 
ſchaft) geftattet fein müßte, benachbarten Bölfern die ihnen entbehrlihen Nah: 
rungsmittel zu rauben, oder gegen Entihädigung wegzunehmen. Die Zeug: 
nung folder in der That entweder unpractiicher oder gefährlicher Nothrechte 
des einen Staates im Verhältniß zu andern jchließt aber ‚keineswegs das 
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Anerfenntniß aus, daß hiſtoriſch Collifionsfälle in der Goeriftenzfähigfeit zweier 
benachbarter Völker eintreten können, in denen Angefihtö der auf eine Um: 
wälzung hin drängenden Thatſachen die Anwendbarkeit einzelner auf andere 
BVerhältniffe berechnet geweſenen Wölkerrechtönormen ceffirt. Ebenfomenig 
mie dad pofitive Staatsrecht kann das pofitive Völkerrecht die Möglich 
feit revolutionärer Acte völlig eliminiren. Gefährlid wäre ed hingegen im 
höchſten Grade, wenn die Grundfäge oder die internationalen Fundamente 
durch theoretifche Conftructionen von Ausnahmen durdlöchert werden follten. 
Indem man ein fog. Nothredt der Völker gegen einander leuanet, mag 
man immerhin zugeben, daß Naturgewalten nicht nur den einzelnen Menfchen, 
fondern auch die Nationen bezwingen und dann die Rechtsordnung vorüber: 
gehend verdrängen Fönnen. 

In gegenftändliher Richtung fcheiden alfo aus der rechtlichen Bethäti- 
gung des Selbſterhaltungszweckes alle den Staat bedrohenden Naturereigniffe 
infofern aus, ald es ſich um internationale Einwirkungen gemwaltfamer Art 
handeln follte. Permanent gewordene Gefahren der Ueberſchwemmung des 
Staatögebietes befugen feine Regierung auswärtige Dülfeleiftungen zu erzwin⸗ 
gen. Abgeſehen von folden Naturgefahren, gegen melde jeder Etaat ſich 
lediglidy mit den Mitteln der Verwaltung oder der Staatsvertragsſchließung 
überall dann zu ſchützen hat, wenn fie nicht aus ſchuldhaften Verſäumniſſen 
einer andern Regierung entfpringen, bethätigt fich die na anal 
in folgenden Richtungen: 

a. Gegenüber eigenmädtig auf hoher See oder in flaatenlofem 
Gebieten unternommenen Angriffen fremder Individuen, melde 
der GStrafgewalt oder Strafgefeggebung des abmwehrenden Staates 
nicht unterliegen. Unter diefen Geſichtspunkt fällt die Abwehr bes 
Seeraubes oder die Selbithülfe gegen Barbaren, fomeit dieſe 
leßtere völlig unabhängig ift von den Formen des Prozeſſes und 
der regelrechten Kriegführung-®) 

b. Gegenüber aufrührerifhen Staatöunterthanen, die fich der 
Erfüllung jtaatsbürgerliher Pflichten entziehen oder ſich gegen die 
Staatögewalt auflehnen.*) 

e. Gegenüber fremden Staatdangehörigen, wenn diefelben in die Ge— 
walt des von ihnen angegriffenen Staate® gelangen und alsdann 
wegen ihrer im Auslande gegen diefen Staat verübten Delicte nicht 
zur ſtrafrechtlichen Berantwortlichleit gezogen werden fönnen. 

d. Gegenüber anderen Nationen und deren Pegierungen, mobei au 
bier nicht meiter zu erörternden Gründen lediglich internationalrecht- 
liche Mittel außerhalb des ftrafrechtlihen Rahmens zur Anmendung 
fommen. 

Hinſichtlich der Zuläffigkeit der für den Selbfterhaltungdzmed verfügbaren 
Rechtsmittel ift es von Wichtigkeit, daran feitzuhalten, daß fie je nach der 
Natur des vorliegenden Thatbeitandes bemefjen werden müflen, ohne daß es 
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aber erforderlich wäre, fie nach dem engeren Rahmen des hier vielfach zur Ber- 
gleihung herangezogenen Nothmwehrbegriffes überall einzufchränten. 

Der Staat, der feinen Beftand durch andere Staafen gefährbet fieht, 
braucht keinesweges auf unmittelbare Bedrohung feiner Eriftenz zu marten, 
ehe er einfchreitet. Nicht nur die Abwehr, fondern aud) der rechtzeitige An: 
ariff ift ihm zu geftatten. Auch darauf kommt nicht? an, ob auf Seiten eines 
die Sicherheit anderer Staaten gefährbenden Gemeinweſens Abfiht oder Schuld- 
bewußtjein vorhanden ift oder die nach Außen ſtaatsgefährliche Handlungsweiſe 
von dritten Staaten als folche erfannt wird. Geheimen, auf den Untergang 
eined Staates berechneten Gonfpirationen verbündeter Feinde, die auf ihnen 
pafiende Gelegenheiten zum Angriff warten, darf, wie im Falle Friedrichs des 
Großen vor dem Ausbruch des fiebenjährigen Krieges, fofort mit offener Ge- 
malt entgegengetreten werden. Die Hauptaufgabe der Politit ift gerade 
die, nicht auf den Nothfall zu warten. 

Die wichtigſte Anwendung des Selbfterhaltungsrechtes offenbart ſich in der 
jedem Staate zuftehenden Befugniß, feine militärifhen Gemwaltmittel zu organi- 
firen, die Heerdienftpflicht zu Waſſer und zu Lande einzurichten, fich gegen den 
PVerrath der Staatögeheimnifje an das Ausland Schon in Friedenszeiten zu fichern, 
befeftigte Pläge an beliebigen Orten anzulegen und in Zeiten der Gefahr oder 
gar des Krieges durch Verkündung des Belagerungszuftandes außerordentliche 
Mahtvolltommenheiten an die Behörden zu gewähren. Na allen Richtungen 
des inneren, font auch dem Fremden zugefiherten Verfafjungd- und Verkehrs: 
rechts, können die Rückſichten der Sicherheit Plab greifen und eine Suspen- 
dirung der Freiheitsrechte durch erweiterte Verhaftungäbefugniß herbeiführen, 
ohne daß ausmärtige Mächte befugt würden, die zu Zeiten der Gefahr er- 
wähnten Ausnahmemaßregeln nad dem Maßſtabe ftaatörechtlicher Legalität zu 
prüfen. 

Bedrohung des Staatsbeſtandes durch auswärtige Regierungen ift jomit 
unter allen Umitänden ein Rüftungsgrund oder aud ein Kriegägrund, 
der felbft von Solden anerkannt wird, die der friegerifhen Gemaltübung bie 
engiten Schranken gezogen wiſſen wollen. 

Bon Wichtigkeit aber ift e8, gleichzeitig daran zu erinnern, daß jede ge— 
heim betriebene oder plötzlich angeordnete, während des Friedens eintretende 
Steigerung der Wehrkraft in ungewöhnlidhem Umfange, jede durch innere Un- 
ruhen nicht zu motivirende Anhäufung von Truppenmaffen, für die zunächſt 
belegenen Grenzſtaaten den Charakter einer Sicherungsmaßregel verlieren und 
denjenigen der aggreffiven Bedrohung annehmen fann. Die Erfahrung lehrt, 
daß die Ueberzeugung oder der Wahn, mit Krieg bedroht zu fein, in der Mehr: 
zahl der Fälle ein mwechfelfeitiger bei mehreren mißtrauifch gegen einander ge: 
wordenen Staaten zu fein pflegt. 

Unter ſolchen Umftänden muß nicht blos auf Seiten benachbarter, jondern 
auch auf Seiten aller Verkehr pflegenden und möglicherweife in Mitleivenfchaft 
gerathenden Staaten dad Aufflärungsbegehren an rüftende Staaten, mo: 
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fern ihre Abfichten zweideutig find, als durchaus zuläffig erfcheinen, wobei 
e8 darauf ankommen fann, feitzuftellen, welcher Staat mit ungewöhnlichen 
Kriegärüftungen zuerft begann und daher, mwofern er feine friedlichen Ab» 
fihten erweiſen will, auch als verpflichtet gelten muß, zuerjt die Rüdtehr 
in den normalen Frievenäftand einzuleiten. Daß dagegen die Einführung 
technifcher Verbefferungen im Armeewefen und alle dauernd gemeinten Reors 
ganifationen der Heereskörper niemals in den Begriff der unzuläffigen Bes 
drohung fubfumirt werden fönnen, liegt auf der Hand. 

Allen Kriegsrüftungen wohnt fomit die doppelte Eigenfhaft inne, gleich— 
zeitig Maßregel des Eicherheitsfhuges und der Bedrohung fein zu fönnen, 
wofern die dabei mitmwirfenden Staaten nicht von fo ungleihen Kräften find, 
daß auf Seite des Schwäderen die Vermuthung der Angriffsluft von vorn- 
herein völlig ausgefchloffen erſcheint. 

Daß eine auf Grund mwecjfelfeitigen, aber unbegründeten Mißtrauens be= 
gonnene und dann hinterher mehr und mehr gejteigerte Kriegärüftung mög: 
liherweife den Erfolg haben kann, Widermillige in einen Krieg durch Erre— 
gung nationaler Leidenſchaft hineinzutreiben, ift eine Thatfahe, in welcher 
fid) die Unvollfommenheit des gegenwärtigen Völkerrechtszuſtandes offenbart. 
Um fo wichtiger kann für die Zufunft die Aufgabe der Diplomatie werden, 
wenigſtens für ſolche Fälle die Herſtellung einer jet noch fehlenden Ab- 
rüftungsordnung zu verfuchen. 


I) Anbermeitige Bezeihnung für ein und daſſelbe Rechtsverhältniß: Right of 
continuiog and developing existence (Hall). 

2) Fiore ſpricht daher von der Selbfterhaltung unter dem Titel des »diritto di 
conservazione e perfezionamento«, was an fih ganz richtig ift; nur erfcheint das 
perfezionamento alö eine nad) innen gerichtete Thätigfeit im engeren Zuſam— 
menbange mit dem Unabhängigkeitsrechte. 

3) Nach der colonialen und maritimen Praris find Negerftämme und Polgnefier 
gelegentlich dur Bombarbementd oder Nieberbrennung von Gehöften für die gegen 
Europäer begangenen Gemaltthaten gezüchtigt worden. Kriegführung kann bier auf 
Grund Europäifher Grundſätze nicht angenommen werben, weil die Abficht, den 
@egner zu übermwältigen fehlt. Bon Strafjuftiz in unferem Sinne kann auch nicht 
die Rebe fein. Es handelt ſich Hier wirklich um einen Reft von „Raturrecht der Ges 
waltthätigkeit”, das in feine gangbare Kategorie paßt, fondern nur als eine auf 
Zerrition gerichtete Selbfthilfe präventiver Art aufzufaffen ift. 


*) Phillimore (l, 253). Bulmerincq, Böllerreht, S. 203. 
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8 15. 
Reht der inneren Selbftändigleit und Unabhängigkeit. 


Literatur: Heffter, Europäifches Völkerrecht, $ 31. — v. Bulmerincg, Böller- 
recht, $ 23. — Pradier-Fodär&, Trait& I, $ 287ff. — E. Casanova, 
(ed. Brusa) Diritto Intern. I, 84. — P. Fiore, Trattato di Dir. Intern. 
Pubbl. I, 282fj. — F. v. Martens, Bölferret 1,$ 75. — Calvo, Traite 1, 
$ 108. 


Das Recht der Unabhängigkeit fteht ſchon deswegen in unlösbarem 
Zufammenhang mit dem Rechte der Selbiterhaltung, weil jeder Staat aus 
eigener Machtvolllommenheit zu prüfen hat, melde Mittel fei es der kriege— 
riihen Gewalt, fei e8 der diplomatifhen Action, fei es der inneren Geſetz— 
gebung, Verwaltung und Rechtäpflege feiner Selbiterhaltung dienlich fein können. 
Eine Verfchiedenheit in der Richtung beider Grundrechte tritt erft infofern 
hervor, ald das innere Leben der Staaten auch noch von anderen politifchen 
Beweggründen außer denjenigen der bloßen Eriftenzfiherung beherrfcht wird, 
daher denn hier zunächft überall an innere Entwidelungsprozeffe gedacht wer: 
den muß. Kein Staat braudt fi) Einmifhungen des Auslandes in diejenigen 
Angelegenheiten gefallen zu lafjen, welche als innerftaatlic; anerkannt find; 
jever hat das Recht, innerhalb diefer Sphäre, unabhängig von der Einmifhung 
des Auslandes, nad) eigenem Ermeſſen zu thun und zu unterlafjen, mas ihm 
gut dünft.!) 

Daß diefer Grundfag ſchlechthin anerkannt werde, fordert die Fundamen⸗ 
tirung des Wölferrechts fchon deswegen, weil feine Vorausſetzung, auf ber 
Unabhängigteit des einzelnen Staatsweſens beruhend, auch die Confequenz 
ihrer fortgefegten Aufredhterhaltung bedingt. Nur darf man nicht glauben, 
daß auf dem Boden hiftorifcher Thatſachen ein Einfluß ausmärtiger Angelegen- 
heiten von dem Gange innerer Staatöentwidelung willkürlich abgewehrt werden 
fönne. Im Gegentheil erfennt man, daß in demfelben Maße, wie ber inter: 
nationale Einfluß gemifjer politifcher Snftitutionen (beifpieläweife der repräfen- 
tativ⸗monarchiſchen oder conftitutionellen Einrihtungen) ſich feit dem XVII. 
Zahrhundert verallgemeinert hat, gleichzeitig in der Praxis die Anerkennung 
der Selbftändigkeitsrechte gegenüber den einzelnen Nationen an Kraft ge 
monnen bat. 

Als durchaus feftftehend darf fomit der Rechtsſatz gelten: Jede politisch 
organifirte Nation hat das unbeitrittene Recht, ſich an diejenige Verfaſſungs⸗ 
art zu binden, welche es für angemefjen erachtet, ohne dem Auslande Rechen: 
ſchaft zu fchulden. Die Erijicnz jedes Staates bedingt überall dad Vorhanden- 
fein irgend einer Staatöverfafjung, durd die eine dauernde Orbnung für bie 
Beziehungen der Obrigkeit zu den Staatdangehörigen feftgeitellt wird. Wird 
alfo ohne Rüdfihtnahme auf ältere Rechtözuftände im Allgemeinen anerkannt, 


Recht der inneren Selbftänbigfeit' und Unabhängigkeit. 57 


daß neue Staaten im Verlaufe der Geſchichte Rechtsqualität erlangen können, 
ſo kommt auch bei der Verfaſſungsgebung ſolcher Neuſtaaten völkerrechtlich 
nichts darauf an, in welcher Weiſe, ob legitim oder illegitim, bei den Völkern 
Verfaſſungsgeſetze entſiehen oder ſich im Verlaufe der Zeit verändern. 

Mit anderen Worten: Die Völkerrechtsgemeinde hat über die ſtaatsrecht⸗ 
liche Illegalität oder die ftaatörechtliche LXegitimität der Verfaſſung gebenden 
Acte nicht zu entfheiden. Sie kann ſich, fo lange es fi um innere Lebens⸗ 
vorgänge der Staaten handelt, nicht darum fümmern, ob das Werk des Ber- 
fafjungsfturzes aus dem Gewaltſtreich eined Ujurpatord oder der Uebermacht 
des Volksaufruhrs hervorging. Entſcheidend bleibt aber felbftverjtändlich dabei 
die Nüdfiht, daß auswärtige Hechtöbeziehungen zwifchen den bereit3 be- 
ftehenden Wölterrechtäperfönlichkeiten dur die Berufung auf innere Unab— 
bhängigfeit der einzelnen Staaten hinterher nicht verändert ober aufgehoben 
werden können. Somit unterliegt es keineswegs der willfürlichen, einfeitigen 
Verfügung der einzelnen Staaten, die Grenzlinien zu verändern zwifchen ihren 
inneren Unabhängigfeitörechten und allgemeinen internationalen Staat3pflichten. 
Verfafjungen, melde der Staatöregierung allgemein die Auslieferung oder 
Ausweifung gemeiner Mörder unterfagen wollten, würden dem Gemeinſchafts— 
princip aller ftaatlihen Bedingungen zumiderlaufen. Nicht zu bezweifeln ift, 
daß begriffämäßig auch völkerrechts widrige Staatsverfaffungen denkbar 
find. Nur kann diefe Möglichkeit niemals an beftimmte ftaatlihe Brundformen, 
an Monarchie, abjolutes Fürſtenthum oder Republik geknüpft fein. Inner: 
halb der allgemeinen, von Verträgen unabhängigen Grundorbnung der Staaten 
find nicht nur die Nationen als folde, fondern auch die verfchiedenen Grund» 
formen der Staatäverfaffung völlig gleichberechtigt. Die ehemald nad) dem 
Syſtem der Wiener Congreßacte und der heiligen Allianz zum politifchen Blau: 
benöbelenntniß erhobene fog. Solidarität fürftlicher Machtinterefjen oder demo⸗ 
tratifcher Völkerverbrüderungen ift der befjeren Erfenntniß gewichen, daß völter: 
rechtlich Beziehungen völligfter Keciprocität zwifchen unbefchränttem Fürſten⸗ 
tum, wie Rußland, und demofratifchen Republifen, wie die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, fehr wohl dauernden Beitand haben können. Gegen: 
fäge in den Regierungsprincipien brauchen alfo die Geltung und Erfüllung 
internationaler Staatöpflichten nicht zu beeinträchtigen. 

Wo dies dennoch der Fall ift, wo alfo Collifionen zwifchen innerer Ver⸗ 
fafjungsfegung und ausmärtiger Staatenordnung eintreten, kann e3 feinem 
Zweifel unterliegen, daß das Selbfterhaltungsredht einer durch feindfelige Ber: 
fafjungsgefege bedrohten Macht den Vorrang verdient vor dem Anſpruch auf 
Unabhängigfeit des Gegners. In diefem Gedanken wurzelte die traditionelle 
Theorie des Interventiondredhte3.?) 

Zener dem Selbſterhaltungsrechte in Collifionsfällen zuerfannte 
Vorrang rechtfertigt fich außerdem dadurch, daß bedrohte Staaten feine andere 
Wahl haben, ala entweder Preisgebung ihrer Eriftenz an ihre Feinde, oder 
rechtzeitige Gegenwehr, während die innere Berfaffungsgebung der Staaten 
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zahlreiche andere Möglichkeiten vor fi) fieht und ausmärtige Verhältnifje über: 
haupt nicht in ihren Bereich zu ziehen hat. Erceffe einer Nation unter dem 
Titel de Unabhängigfeitsrechtes find daher fehr wohl möglid. Allerdings 
lafjen fi die Grenzlinien zroifchen inneren und ausmärtigen Staatsangelegen- 
heiten im Verlaufe der Gefchichte nicht immer mit Sicherheit ziehen. Viele 
Rechtsverhältniſſe — beilpielämeife die geſetzgeberiſche Ordnung des Fremden» 
rechts — berühren gleichzeitig beide Seiten. Erwägt man dies genauer, fo 
ergiebt fich eine Heihe von praktiſch verwerthbaren Folgefägen bezüglich der 
Beichränkbarkeit der Unabhängigkeitsrechte der Verfaſſung gebenden Gewalten: 

1. Die conftituirenden, Berfafjung gebenden Gewalten dürfen zwar 
nicht durch die Interefjen, Anforderungen oder Einfprücde einzelner 
Völkerrehtsfubjecte in ihrer freien Thätigkeit behindert werden, müffen 
ſich aber ſolche Einſchränkungen gefallen laffen, die nad) dem Stande 
des allgemeinen Völkerrechts durd die Grundrechte aller an- 
deren Staaten geboten find. Beltimmte einzelne Objecte können 
durch Verträge der Verfügung der Einzelftaaten entzogen fein, 3. B. 
die Regelung internationaler Flußfchiffahrtsverhältniffe. 

2. Wo die Gründung eines neuen Staates, wie 3. B. auf dem Kongo— 
gebiet, nicht durd) freie Bethätigung eines Volkswillens, fondern 
durch Vereinbarung unter Europäiſchen Mächten ermöglicht wird, 
fönnen zufünftigen Staatögewalten auf dem in Betradht fommenden 
Gebiete gewiſſe international wirkende Beſchränkungen dauernd auf: 
erlegt werden. Abgelehen von dem bereits aufgeführten Beifpiel der 
internationalen Flußſchiffahrtsordnungen, würde nad; modernem Völter- 
recht auch Einführung der Sclaverei oder des Menſchenhandels neuen 
Staaten unterfagt werden fönnen. 

3. Es ift feine Verlegung der Unabhängigfeitsrechte, wenn neu ein 
gefegten Staaten durch die dabei mitwirkenden Großmächte die 
Verpflichtung dauernd auferlegt wird, die Gewiſſensfreiheit oder andere 
Gerechtſame der Unterthanen im Frieden zu achten. 

4. Mit dem Grundrechte der ftaatlihen Unabhängigkeit ift e8 auch ver: 
einbar, wenn der rechtämidrig angegriffene over bedroht gemwefene 
Sieger im Friedensſchluſſe mit dem unterlegenen Gegner darauf be 
fteht, daß, um zufünftigen Revanchekriegen vorzubeugen, das perfonale 
Subject der höchſten Staatögewalt abdicire und von der Wiederer— 
langung der Staatsmacht ausgeſchloſſen werde oder in Republifen 
feine MWählbarkeit zu höchſten Staatsämtern verliere. Unter dieſen 
Geſichtspunkt fällt die durchaus gerechtfertigte Aechtung Napoleons 
nach feiner Rückkehr von der Infel Elba. Da es ſich dabei nicht 
um eine ftrafrechtliche Action, fondern um eine internationale Sicher- 
rungämaßregel handelte, war aud) der Vorwurf ungeredhter Be 
handlung feiner Nachkommen nicht begründet, obfchon die Wieder 
berftellung des zweiten Kaiſerreichs durch Napoleon III. darthat, 
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daß folde Maßregeln feine abfolute Sicherung bieten und hinterher 
fogar das Gegentheil von dem fördern, was urfprünglicy beabjichtigt 
war.) 

. Wo Staatöverträge eine Garantie beftehender Verfaffungszuftände 
durch auswärtige Mächte gefchaffen haben, wirkt folde nur gegen 
den Verſuch dritter Staaten, durch Eingriffe die garantirte Ver: 
faflung zu ftören, nicht aber gegen das Unabhängigkeitärecht der 
Nationen. Kein felbjtändiger Staat ift behindert, troß folcher 
Garantie feine inneren Berfafjungsangelegenheiten nad; freiem Er: 
meſſen fpäterhin anders zu geftalten. Man hatte daher anzu: 
nehmen, daß die dem Deutfhen Bunde 1815 durch die Miener 
Gongrekacte gewonnene Sanction feiner Grundverfaflung nur ſoweit 
Europäifches Recht ſchuf, ald der territoriale Beitand oder das recht: 
lihe Verhältniß der Europäifhen Staaten zum Deutſchen Bunde in 
Betracht fam. Dagegen waren die Deutfchen Bundesftaaten dadurd) 
keineswegs verhindert, ihre Gefammtverfafjung im Innern zu ver 
ändern. Die Umgeftaltungsverfuche des Jahres 1848, melde fchei- 
terten, und bie Kämpfe, die zwifchen 1866 und 1871 zur Neu: 
geitaltung des Deutihen Reiches führten, haben demnach nirgends 
einen Einſpruch von Seiten anderer, nicht betheiligter Mächte er- 
fahren, mährend der von Defterreihh 1851 betriebene Plan, feine 
außerdeutfchen Befigungen in den Bund aufnehmen zu laffen, den 
MWiderfprud anderer Mächte hervorrief. 

Das Unabhängigkeitäreht der Staaten ift alfo nur fomweit unbefchränfbar, 
als es fich ausfchlieglih um das Verhältniß jedes einzelnen Volkes zu feiner 
eigenen Obrigkeit handelt. In anderen Nichtungen kann dafjelbe, zumal 
Fremden gegenüber, theils durch den Staatdgründungsact, theild durch Staats- 
verträge beſchränkt werden. Bis zu welchem Make dies geſchehen kann, wird 
fich erft fpäterhin zeigen lafjen. Doc ift Schon hier anzudeuten, daß durch die 
völterrechtlihen Vorſchriften über Erterritorialität der Staatögemwalt nad) 
Innen ebenfalls jehr beveutfame Schranfen gezogen find. 

Hat man dem Staat einmal dad Recht felbitändiger Verfafjunggebung 
zuerlannt, fo folgt daraus weiterhin, daß feine Unabhängigkeit ſich auch bei 
der Anmwendung der Geſetze auf alle daran betheiligten Organe der Geſetz— 
gebung, Rechtöpflege und Verwaltung erjtreden muß. Someit nit Rechte 
fremder Staatsangehöriger in Rede ftehen, ijt es nicht Sache des Auslandes, 
fehlerhafte Geſetzesanwendung oder irrige Gefeßesauslegung (es fei denn, daß der 
Richter innerhalb feiner eigenen Competenz fremdes Recht anwendet, wie in ber 
internationalen Privatrechtäpflege oder auch im Strafprozeß gefchieht) zu prüfen. 

Während der Staatögewalt und ihren höchſten Organen in der Geſetz- 
gebung, Gefegesvollziehung, Rechtspflege und Verwaltung die Präfumtion voller, 
unmittelbarer Unabhängigfeit überall da zulommt, wo nicht beftimmte Aus- 
nahmen und Einſchränkungen dur das völferrechtlihe Gemeinſchaftsprincip 
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oder Staatäverträge geſetzt find, gebührt den Staatöunterthanen in ihrer Stel- 
lung zum Auslande mittelbare Unabhängigfeit vom Auslande fo lange, 
als fie nicht in den territorialen Machtbereih einer fremden Macht gerathen. 
Daraus folgt, daß Niemand verpflichtet iſt, ſich als Abweſender den Befehlen 
einer ihm fremden Obrigkeit zu fügen, oder der Ladung eines ausländischen 
Richters zu folgen. Wirkliche oder fcheinbare Ausnahmen gehören in die Lehre 
des internationalen Privatredht3. 


1) Seffter umfchreibt dad Recht auf Unabhängigkeit (droit de souverainet£) 
ald „Recht eines freien ftaatlihen Waltens’. Neuerdings wird aber die Bezeichnung 
droit d’ind&pendance üblicher. 

2) A. M. Fiore ($ 263) welcher das diritto di autononomia e d’indepen- 
denza als das wichtigere erachtet. 

3) Durchaus rechtmäßig find aus gleichen Gründen die Beſchränkungen des na— 
tionalen Wahlrechts duch Feitfegung der Nichtwählbarkeit gewiſſer Fürften im Hins 
blid auf einen vacanten Fürftenthron (Griechenland, Bulgarien). 


8 16. 
Reht auf ausmärtigen Verkehr. 


Literatur: Heffter, Europäifches Völkerrecht, F 33. Klüber, Völkerrecht, 
$ 69. — A. Bulmerincq, Böllerreht, $ 26. — F. v. Martens, Böller- 
recht, $ 78. — Phillimore, Comm. I, p. 322fj. — Th. Woolsey, Intro- 
duction into Int. Law, $ 59. — Calvo, Droit International I, $ 384ff. 


In dem Rechte der Unabhängigkeit jedes Staates Liegt auch die Befugniß, 
die Bedingungen und Formen feiner inneren Verkehrsverhältniſſe durch Geſetze 
oder Verwaltungävorfchriften in Gemäßheit feiner eigenen Interefjen zu ordnen. 
Aber aud) hier zeigt ſich alöbald die MWirkfamteit einer im Völkerrechtsprinecip 
jelbft von Haufe aus liegenden Echrante, welche unter der befonderen Bezeich- 
nung des auswärtigen Verkehrsrechts hervortritt und zu dem Rechtsſatze leitet, 
daß jedes Grundrecht nicht nur durch entfprehende Grundpflidhten, ſondern 
auch durch andere daneben ftehende Grundrechte defielben Staates oder anderer 
Staaten bald ergänzt, bald eingeſchränkt, bald verftärft und erweitert wird. 

Da der Beftand völkerrechtlicher Perſönlichkeit nur durch die Thatſache 
und die ihr entprechende Zweckvorſtellung des internationalen Verkehrs ermög- 
licht ift, fo Tann es nicht im Belieben einzelner Staaten ftehen, den Allge 
meinverfehr beliebig aufzuheben oder zu negiren. Wer bie Frage jtellt, ob 
eine gänzliche Sperrung des ausmärtigen Verkehrs durch einzelne Staaten zu- 
läffig fein würde, ftellt damit gleichzeitig auch die Vorfrage, ob das Recht 
anerkannt ſei, die Mitgliedfhaft in der Völkerrechtsgenoſſenſchaft aufzufündi- 


— — — — 


Recht auf auswärtigen Verkehr. 61 


gen und auß ihr auszuſcheiden — eine Vorfrage, deren Verneinung noch nicht 
ausfchließen würde, daß zeitweife von der anderen Seite ald Sanction des 
Völferreht3 und primitive® Zwangsmittel von der Gefammtheit der Cultur- 
ftaaten gegen rechtsbrüchige oder in den Zuftand bevrohlicher Anarchie ver: 
fallende Staaten eine Berkehröfperre befchlofjen werden könnte. Die Mög. 
lichfeit ein Berfehrsinterdict gegen rechtsbrüchige Staaten zu verhängen, 
wäre jogar als Anzeichen höherer Völkerrechtsentwickelung zu begrüßen. 

So lange irgend ein Staat feine Völkerrechtsperſönlichkeit bewahren will, ift 
er verpflichtet, dad dem allgemeinen Verkehrsbedürfniß entſprechende Mini- 
malmaß des Verkehrs fich gefallen zu laſſen und aud) berechtigt, dafjelbe für 
ſich felbit zu fordern. Diefes Minimalmaß aufzufuhen und genau zu bejtim- 
men, ijt von praftifch untergeorbnetem Intereſſe, weil die Vorftellung von dem 
Uebergewicht des Verkehränugens über Verkehrsnachtheile in der Europäiſchen 
Politik längit beftimmend geworden ift. Nur daran mag erinnert werden, daß 
im Berlaufe der Culturgefhichte höhere Gefittung auch gleichzeitig eine Stei: 
gerung des Verkehrs und folglich auch ein Steigen des rechtlich zu forbern- 
den und zu gewährenden Verkehrsminimums bedingt. 

In gegenſtändlicher Richtung ergeben ſich als weſentliche Inhaltsbeſtim— 
mungen des Verlkehrsrechtes gegenwärtig folgende: 

1. Diplomatifher oder gefandtjhaftliher Verkehr der 
Staatsregierungen unter einander. Kein Staat kann ih 
in Friedenszeiten weigern, Mittheilungen des Auslandes entgegen« 
zunehmen, Beſchwerden und Wünfchen genügendes Gehör zu geben, oder 
Geſandte zu Friedenszeiten zu empfangen. Auch mag hierher die Anfors 
derung geitellt werden, daß ein dem Derfommen und den auswärtigen 
Macdıtverhältniffen entjprehend gewählter Staats: und Würdentitel 
jedem Staate oder feinem Oberhaupte in fchriftlichem oder mündlichen 
Verkehr eingeräumt werde. Während der interne Gebraud) der Staat3- 
titel von der freien Wahl unabhängiger Staaten abhängt, kann der 
externe Gebrauch nur auf der Bafis der Anerkennung ſicheren Be— 
ftand gewinnen. (©. unten Stüd VII) 

2. Berfonen: oder Fremdenverfehr der Landesangehörigen 
verfhiedener Staaten mit einander. In wieweit folder Ver: 
fehr gefördert oder erleichtert werden foll, hat jeder einzelne Staat 
vermöge des ihm bereit3 zuerfannten Unabhängigfeitärechtes zu be. 
ftimmen. Daß die Bedingungen ded Fremdenverkehr überall die 
gleichen ſeien, iſt nicht erforderlid. Zwiſchen Einheimischen und 
Fremden können, aud wo Privatrechtsgleichheit vorausgefegt wird, 
polizeiliche Unterfchieve durd die Verwaltungsintereſſen gerechtfertigt 
erfcheinen. Ebenfo pflegen aud) für den Gränzverkehr benachbarter 
Staaten mandje perfönlide Erleichterungen zugeftanden werben, die 
fonft gegen Ausländer nicht gelten. Bier wird es zumeilen von Wich— 
tigkeit, die Grundfäße der comitas gentium zu Hülfe zu rufen, um 
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den Gränzchicanen in minder civilifirten Staaten zu wehren. Jeden: 
falls ift dauernde oder völlig unbejtimmte Sperrung des gefammten 
Staatögebietes zu Friedengzeiten als unvereinbar mit den allgemeinen 
völferrechtlichen Verkehrspflichten zu erachten. Auf der anderen Seite 
wird aber nirgends beftritten, daß jeder Staat auch außerhalb des 
Kriegäfalles eine Verkehrsſperre durch Quarantäne an feinen 
Sränzen zur Belämpfung drohender Seuchen vorkehren, oder aus 
anderen Gründen z. B. Angeſichts eines Aufftandes zur Belämpfung 
von Infurgenten, bejtimmte Gebietätheile dem Verkehr völlig ver: 
Ichließen darf. Bon der Befugniß, Ausländer von der Gränze zu= 
rüdzumeifen oder nachträglich aus dem Staatögebiete zu vertreiben 
oder auszuweiſen, fol an anderer Stelle die Rede fein (ſ. unten 
XIV. Stüd). Schon hier aber muß daran erinnert werden, daß 
willfürlihe Ausmweifung Fremder dem Verkehrsprincip des Völker⸗ 
rechts auch dann zumiderläuft, wenn der Ausgemwiefene, als Pri— 
vatperfon genommen, dagegen formellen Rechtsſchutz nicht geltend 
machen kann. Someit nicht richterliche, geſetzliche oder abminiftrativ 
erlafjene Verbote ergehen, muß in Friedenäzeiten der Perſonenverkehr 
al3 erlaubter präjumirt werden.!) 


- Bezüglich des Handeläverfehrs gelten grundfäglid die— 


felben Regeln, doch hat die Staatöpraris in diefer Hinſicht feitern 
Boden gewonnen. Dem Belieben der einzelnen Staatsregierungen 
und der Gebietöhoheit find nämlich hier dadurch engere Schranfen 
gezogen, dab der Handelszweck und ber mit ihm verknüpfte Perſo— 
nenverfehr der Sandeltreibenden auf internationalen Stromläufen 
nicht gehemmt werben dürfen. Kein Europäifder Staat ift be- 
fugt, einzelnen Völkern den Handel mit feinen Unterthanen gänz- 
lih zu verwehren oder dem Waarenverkehr den Durchgang all« 
gemein zu verfchhließen, obmohl es ihm unbenommen bleibt, die Be: 
dingungen des Transportes zu regeln. Durchlaß oder Einlaß ein- 
zelner, zumal gefährlicher oder monopolifirter Handelsartikel fallen 
felbftverjtändlih in den Bereich) des freien Ermeſſens. Jeder 
Zwang, darauf abzielend, eine Nation zur Confumtion von Gift: 
ftoffen 3. B. des Opiums oder des Alcohols direct oder indirect zu 
nöthigen, muß als völferrehtsmidriger Gewaltmißbrauch verurtheilt 
werden. Im Uebrigen ift die Gefchichte des Völkerrechts nicht arm 
an Beifpielen für die Anwendung ungerechten Zwanges in den 
Fällen, wo die Interefjen mächtiger Handelsvölker mit dem Unab— 
hängigkeitsrechte ſchwächerer Nationen in Widerftreit geriethen. Solche 
Präcedenzfälle der älteren transoceanishen Handelspolitik bemeifen 
aber bei den völlig veränderten Berfehröverhältnifjen der Gegenwart 
nichts. Ganz im Gegentheil geht die neuere aud auf der Kongo- 
conferenz im Jahre 1884 ſiegreich gebliebene Auffafjung dahin, daß 
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die großen, von uncivilifirten Völkern bewohnten Verkehrsgebiete in 
Afrika und Polyneſien durch Machtmißbrauch großer Mächte dem 
Verkehr aller mindermädhtigen Dandelsftaaten nicht gefperrt werben 
dürfen. In folden Fällen würde aljo der Verfuh, durch Staats: 
verträge mit eingeborenen Fürften oder aud) durch Handelsabkommen 
mit Europätfhen Staaten ſich befondere Sandelävortheile auszube- 
dingen oder gar Monopole zu erlangen, ala ein Angriff auf ein 
in diefer Richtung allgemein gemordenes und fanctionirtes Verkehrs— 
princip anzufehen fein.?) Schon die ältere Theorie hatte ausdrück— 
lich betont, daß Verträge, durch welde ein Volk ſich feiner Verkehrs: 
freiheit zum Bortheil einzelner anderer Staaten begiebt, als nichtig 
zu erachten find. 

Bei der Bemefjung und Begrenzung der beiden fich wechleljeitig 

ftügenden Grundrechte der internationalen Verfehröfreiheit aller Völ- 
ferrechtöperfönlichkeiten und der dem einzelnen Staate auch bei der 
Ordnung feiner Verkehrs: und Gebietsverhältniffe zu belafjenden Un— 
abhängigfeitörechte, dürfen aud die Hegeln nicht überfehen werden, 
die fih aus dem Charakter der Friegeriihen Beziehungen zwifchen 
Belligerenten und Neutralen ergeben. Der Kriegszuſtand erfcheint 
alsdann mie ein rechtlich anerkanntes partielles Verkehrshinderniß 
innerhalb der Staatengemeinichaft auch auf ſolchen Seegebieten, die 
grundjäglich dem Allgemeinverkehr offen jtehen. Das Nähere gehört 
in die Lehre von der Neutralität. 
. Der Nachrichtenverkehr, namentlih durch die modernen 
Beranjtaltungen der "oft und Telegraphie, melde zwar 
auch Halbeivilifirte oder ftaatenlofe Gebiete in ihren thatfächlichen 
Machtbereich ziehen und die kosmopolitiſche Anziehungsfraft der Ver: 
fehrönothwendigfeit am beiten veranfchauliden, immerhin aber auf 
die Bedeutung des Staatövertragsredhts in dieſer Materie hin— 
mweifen. 3) 

Die juriftifche Seite des Verkehrsrechtes zeigt ſich fomit überall 
in der negativen Nichtung. Wlan muß fragen: Welche Verkehrsſtö— 
rungen und Hemmniſſe find als Ergebniß eines vorübergehenden 
Ausnahmezuftandes 3. B. des Krieges innerhalb der Völkerrechtsge— 
noſſenſchaft hinzunehmen? Welde Rückwirkungen müffen ſich alsdann 
dritte Staaten gefallen laſſen? Wie weit darf ein kriegführender 
Staat auf hoher See in den poftalifchen oder telegraphiſchen Verkehr, 
oder in den Gang der internationalen Handelsbeziehungen eigen= 
mächtig eingreifen? ine eingehende Erörterung folder Fragen bes 
dingt eine vorausgehende Feitiegung des dem Kriege zufommenden 
Rechtsbegriffs. Schon hier darf aber angedeutet werden, daß in 
Collifionsfällen der allgemeine Berfehr als normales Grundrecht 
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der Völkerrechtsverfaſſung den Vorrang beanfpruchen follte vor den 
Madtforderungen zweier in Streit mit einander befangenen Staaten. 
Diefer Sat gehört dem allgemeinen Völkerrecht an. 


AM. Geffcken (Nr. 6 zu Heffter $ 34), welcher ein völlig unbegrenztes 
Ausmweifungsreht nad freiem Ermefjen der Regierungen zuläßt. 

2) Im Uebrigen kann es unabhängigen Staaten nicht verwehrt fein, Monopole 
zu ertheilen, ohne daß auf die Bedingung ihre Bortheilhaftigkeit für den Staat, wie 
Heffter meint, etwas anfommt. 

3) Noch weiter in der Ausdehnung des natürlihen und allgemeinen Verkehrs: 
rechts geht Heffter. Seine Aufftellungen entftammen der älteren philoſophiſchen 
Heberlieferung und entbehren theilmeife des practifchen Werthes. So beifpielämweife 
ber Sag: „Kein Staat kann, ohne eine Feindfeligkeit zu begehen, dem anderen ben 
Verkehr mit jolden Artikeln abſchneiden, deren dieſer Staat zu feiner Eriftenz weſent⸗ 
lich bedarf.“ Ferner: „Jede Nation muß, wenn und foweit fie ſich dem Verkehr 
Öffnet, Treue und Glauben bewahren. Sie darf biefe nicht zu ihrem Vortheil miß- 
brauden. Rur eine fonft unabwendbare Noth entfchuldigt.‘ 


8 17. 
Recht auf Adhtung. 


Literatur: Heffter, Europäifches Völkerrecht, SS 32, 102ff. -— A. v. Bulme:- 
rincq, Böllerredt, $ 25. — F. v. Martens, Völkerrecht, F 78. — Philli- 
more, Comment. Il, ©. 41ff — Th. Woolsey, Introduction to the study 
of Internat. Law, S 83. — Calvo, Traite, $ 382ff. 


Ob dem Staat ein „Brundredt auf Ehre” zukomme, erſcheint ftreis 
tig. Wo im Verlaufe der hiſtoriſchen Rechtöentwidelung ein folches geltend ge— 
macht wurde, wurzelte es vielfach in der patrimonialen Auffaffung des Staa- 
teö, wonach die perfonale „ritterlihe Ehre” des Staatsoberhauptes gleichzeitig 
ala „Staatsehre” genommen wurde, oder in dem fehlerhaften Lehrſatz, mo» 
nah die Staatöehre einfah ala Analogon der ftantöbürgerlihen PBrivatehre 
angejehen werden follte. Soweit aber Ehrbegriffe in dem individuellen 
Ehrgefühl einzelner Menfchen und in dem damit zufammenhängenden Begriff 
eigener Dignität wurzeln, jcheitern fie bereit an dem Gemeinfchaftsprincip des 
Völkerrechts und an der Gleichheitsforderung für alle Staaten. Rechtlich ges 
nommen fann alſo eine Großmadt nit mehr Ehrenrechte beanfpruden, 
als Kleinjtaaten.!) Beftehen in der Praxis foldye Unterfheidungen, fo ergeben 
fie fih nur aus den von der Comitas gentium gemachten Zugeftändnifjen der 
einzelnen Staaten untereinander. 

Anders geftalten fi die Auffafjungen, wenn man annimmt, daß eine ftän- 
dige pofitive Völferrechtöordnung überhaupt nur durch die Vorausfegung eines 
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au international wirkſam gewordenen Moralprincips ermöglicht werben 
konnte. Das Recht fchließt aud die Idee des Sittengeſetzes in fi, das 
Rechtsbewußtſein gleichzeitig den fittlihen Willen, internationale Grundpflichten 
zu erfüllen. Daß auch diefer Wille bei ihm überall vorausgeſetzt werde, darf 
jever Staat ald Völferrechtöperjönlichkeit verlangen. 

Eben daraus folgt der Anſpruch auf Achtung in vorwiegend 
negativer Rihtung. Zu verlangen ift, daß jeder Vorwurf unter: 
laffen werde, der unter ber Voraußfegung der Wahrheit des 
wirklichen Befhehens, die Befhuldigung einer Verlegung oder 
Zeugnung allgemeiner, im internationalen Verkehr wejentlider, 
alle Staaten bindender Moralpflidten in Beziehung auf den 
befhuldigten Staat enthalten würde. Der Maßſtab folder Ehr— 
verlegungen liegt alfo in den Inftituten der internationalen 
Berlehrsordnung oder in einer international zu denkenden fitt- 
lihen Weltmeinung, welde bier dasjenige zu erjegen hat, was 
die öffentlihe Meinung einzelner Staaten für den Begriff der 
Privatinjurie bedeutet (existimatio).?) Der Borwurf internationaler 
ſchuldhafter Pflichtverlegung bewirkt auch ideell eine Mactverfümmerung inner- 
halb der ftaatlih berechtigten Thätigkeitsſphäre oder eventuelle Vermin— 
derung derjenigen Achtung, aus welcher die freiwillige Xeiftung des ftaate- 
bürgerlichen Gehorfams entfpringt. 

Wie wichtig auch in materieller Hinficht die ungejchmälerte Ehrenhaftig- 
feit der Staaten ſich erweift, erfennt man gegenwärtig an der Empfindlichkeit 
des internationalen Staatscredits für bloße Gerüchte. Ebenſowenig wie der 
Staat in feinem inneren politifchen Verhalten e8 dulden darf, daß die fittliche 
Qualität feiner Negierungsorgane und Behörden vorjäglich beleidigt oder thät- 
lid angegriffen werde, darf er ſich die Verlegung der internationalen Pflicht: 
ordnung von anderen Staaten zur Laſt legen laſſen. Entgegengefegten Falles 
würde fein Staatöcrebit herabgemindert werben. 

Im weiteren Sinne handelt es ſich aber bei dem Anfprud auf Ach— 
tung nicht nur um Vermeidung jeder beleidigenden Herabwürdigung der fitt- 
lich rechtlihen Staatäperfönlichleit, fondern auch um die Unterlafjung jedes 
ſchuldhaften, ſowohl vorſätzlichen ald auch fahrläffigen Eingreifens in den Be- 
reih international anerlannter Willensbethätigung der Staatö- 
gemwalt; dieſer weitere Begriff der völkerrechtlichen injuria wird gerade des⸗ 
wegen von Bedeutung, weil jene erjte Kategorie mit den privaten Chrver- 
leungen vom Standpunkte der heutigen Rechtötheorie das gemeinfam hat, daß 
bei ihnen Fahrläffigkeiten zum Thatbeftande nicht genügen.) So aufgefaft, 
gewährt das Recht auf Achtung dem Rechte auf Unabhängigkeit eine fehr 
weſentliche Ergänzung und Erweiterung. Der Unterfchied zwifchen der Achtungs- 
verlegung im weiten Sinne und der Staatsehrenverlegung im e. ©. tritt übri- 
gend auch darin hervor, daß zu jener weder die Abficht, fremde Unabhängigkeit 
zu beeinträchtigen, noch das rechtswidrige Bewußtſein einer möglicherweife zu: 
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gefügten Ehrverminderung auf Seiten des ſchuldigen Staates vorhanden zu 
fein braucht. 
Sm Einzelnen begreift das Recht auf Achtung folgende Rechtsverhältniſſe 


in ſich: 


1. Die Unverleglidfeit eines (ausländifhen) Staatsober— 


bauptes, mag dafjelbe nun im Auslande gerade anmwejend oder abwe⸗ 
ſend fein. Die Mehrzahl der neueren Strafgefegbücher beftraft Ehrver- 
legungen und Beleidigungen fremder Monarchen“) oder Regenten. 
Beleidigt eine Staatöregierung die andere im biplomatifchen Verkehr, 
jo wird für die procefjualifhe Anmendung des Strafgefeßes fein 
Raum bleiben. Dann tritt der ftrafrechtliche Charakter hinter dem 
völferrechtlichen Charakter des Unrecht? zurüd; der ſonſtige Anſpruch 
auf Bewahrung des diplomatischen Beheimniffes wird durch Beleibi- 
gung vermwirkt; denn auch geheim gehaltene Beleidigungen braucht 
Niemand hinzunehmen. Mittelbar kann ſich eine Staatsregierung 
zum Mitfchuldigen an einer gejchehenen Ehrverlegung machen oder 
doch neben folder eine Injurie im w. ©. begehen, wenn fie e& 
verabfäumt, zum Schutze durdpreifender Monarchen oder Befandten 
die erforderlihen Schugmaßregeln zu ergreifen und jemand von der 
Volksmenge beleidigt wird.?) 

Da fogar der Krieg ſelbſt einen Rechtsact darftellt, jo kann auch 
Beleidigung zu Kriegszeiten gegenüber feindlihen Monarchen ebenfo 
wenig gebilligt werden, wie andere nach den Normen des Strafge: 
ſetzes zu beurtheilende Gewaltthaten oder Beſchädigungen. Aller: 
dings darf der freien Kritik ausländischer Hegierungshandlungen der 
Weg nicht verjperrt werden, und ebenfowenig wäre es angemefjen, 
aus politiihen Gründen den Wahrheitsbeweis in Beleidigungs- 
fällen abzufchneiden.*) Wird die im Inlande an burchreifenden 
fremden Monarchen verfuchte oder vollendete Tödtung nad) den 
gewöhnlichen Regeln des gemeinen Rechts behandelt, jo liegt auch 
fein binveichender Grund vor, von den Straffagungen des gemei- 
nen Rechts in Beleidigungsfällen abzumeichen, womit indefjen nicht 
gefagt fein foll, daß die Verfolgung durch öffentliche Anklage in 
ſolchen Ländern ausgefchloffen bleiben müßte, wo bei Privatbelei- 
digungen nur die Privatllage üblich if. Won einer Beleidigung 
gegen ganze Völker kann nad dem Entwidelungszuftande der heuti- 
gen Strafrechtswiſſenſchaft feine Rede jein. 


. Die Integrität der ausländiihen Staats: und Madt- 


zeihen, insbejondere öffentlih aufgeftellter Wappen, 
Flaggen, Fahnen und anderer Hoheitäzeihen. Daß bei 
befchtimpfenden Angriffen auf ſolche ficher eine ſymboliſche Injurie 
vorliegt, und völferrechtlicy gefühnt werden muß, ift allgemein aner- 
fannten Rechtes. Werden ausländifche Staatöbeamte, zumal Offiziere 
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in ihrer Amtötracht oder Uniform angegriffen, fo kann gleichfalls je 
nah den Umſtänden des einzelnen Falles entweder nur einfache 
Privatinjurie oder außerdem gleichzeitig völferrechtliche Beleidigung 
angenommen werden. Iſt leiteres der Fall, jo können fremde Re— 
gierungen die Verfolgung der Angelegenheit zur eigenen Sache machen. 
Das Gebot der Achtung begreift ferner:?) 

» Das Verhältnig der Staatsgewalt zu ihren eigenen 
Unterthanen, mwobei die Beurtheilung des vorliegenden Thatbe- 
ſtandes einer Injurie ſich darnach richtet, ob es fih um interne 
oder externe Beziehungen handelt. Jede Regierung verharrt in 
einem Autoritäts-, Macht: und Pflichtverhältnig zu ihren Untertha- 
nen, auch dann, wenn ſich diefe ins Ausland begeben, ohne ihre 
Staat3angehörigfeit mit voller Rechtswirkung aufgegeben zu haben. 
Daraus folgt, daß jede Nechtöverlegung die Ausländern lediglich 
aus dem Grunde ihrer Qualität als Fremder durch einzelne 
Individuen oder durch Staatsbeamte zugefügt wird, wenn es an 
gerichtlichen Mitteln des Rechtsſchutzes fehlt, eventuell als völker— 
rehtlihe Injurie geahndet werden kann. Denn die in der Ber: 
weigerung des Rechtsſchutzes fi) offenbarende Annahme, daß fremde 
Staatöregierungen pflihtwidrig ihre im Auslande weilenden Unter: 
thanen der Willkür preiögeben wollen, ift für die Ehre ſchon an ſich 
felber beleidigend. Wann der Staat aus folder Veranlafjung ein: 
ſchreiten Tann, läßt ſich erit dann genau feititellen, wenn die Grund- 
fäge des Fremdenrechts zur Daritellung gelangen. Bier genügt es, 
den Zujammenhang anzudeuten, welcher zwiſchen der Aufgabe des 
Fremdenſchutzes und dem Grundredhte der Staaten auf Achtung 
beiteht. 

Hinfichtlih der internen Beziehungen der Staatsregierungen 
zu ihren Unterthanen muß auch aus diefem Zitel die Forderung er- 
hoben werden, dab Friedensſtörungen und Aufreizungen zu Unbot: 
mäßigfeiten unterbleiben. In ſchwereren Fällen laſſen ſich ſolche 
Unternehmungen gegen die innere Sicherheit fremder Staaten ala 
Angriffe auf ihren Fortbeftand oder die innere Unabhängigteit ber 
angegriffenen Staaten qualificiven. Wo dies nicht thunlich erfcheint, 
muß daran erinnert werden, dab jolche Friedensgefährbungen unter 
allen Umjtänden als Verlegungen eines internationalen Rechtsbe— 
itandes zu erachten find. Ihre Beitrafung oder Hinderung fann fo: 
weit verlangt werden, als die Machtmittel jeder Hegierung reichen. 

Im Zufammenhang mit den in diefer Richtung möglichen Vor: 
fommniffen entjteht die grundſätzlich höchſt wichtige Frage, wie mweit 
die Culturſtaaten verpflichtet find, ihre Strafgefeßgebungen in einer 
dem Schugbedürfnig fremder Staaten entjprechenden Weife einzu: 
richten. Unzmweifelhaft würde man zu weit gehen, wenn man ver« 
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langte, daß ausländifhen Regierungen durh Ausnahmegejege 
Unterftügungen gewährt werben follen, deren das Inland für fich 
jelbjt entbehren kann. Freie Staaten find nicht gehalten, despoti- 
ſchen Regierungen des Auslandes ftrafrechtlihe Garantieen ihres 
fonft gefährdeten Beftandes zu liefern. Andererſeits erjcheint e8 an- 
gemefjen, den Grundſatz zu betonen, wonad der Begriff der biäher 
fog. politifden Bergehen niemals auf Verlegungen der eigenen 
heimifchen Staat3ordnung ausſchließlich beſchränkt werden darf, wenn 
man aud die Angemefjenheit von Strafbarkeitäunterjchteden für beide 
Kategorien von Straffällen zugeben muß. Der neueren Völkerrechts- 
praxis ift ſomit die höchit ſchwierige Aufgabe geftellt, die modernen 
BVerfafjungsgrundfäge, betreffend die Freiheit der Meinungsäuße— 
rungen und des Verfammlungsrechtes in Einklang zu fegen mit den 
unumgänglich nothwendigen Anforderungen des internationalen Rechts⸗ 
ſchutzes. Bei dem gegenwärtigen Entwidelungszuftande wird alfo 
in der Staatäpraris daran feitzuhalten fein, daß feine Regierung ge: 
halten ift, um weitergehenden Anforderungen an den von ihr begehr- 
ten Rechtsſchutz zu genügen, ihre eigene heimifche Gejeßesordnung 
aufzuopfern oder zu umgehen. 

Die alte Streitfrage früherer Jahrhunderte, ob es rechtäwidrig 
und beleidigend fei, fremde Staatsangehörige zur Auswanderung zu 
verloden, hat gegenwärtig in der Mehrzahl der Culturjtaaten ihre 
Bedeutung dadurch verloren, daß die ‚Freiheit der Auswanderung 
als jtaatöbürgerliches Grundrecht anerkannt wird.®) Aeltere Publi- 
ciften gingen dabei ehemals von der nicht mehr zutreffenden Auf: 
fafjung aus, daß Einladung zur Auswanderung auch eine Aufforde: 
rung zur Geſetzesumgehung in ſich Schließe und ſomit gleichbedeutend 
fei mit Aufreigung der Unterthanen. Beute würden für die An: 
wendung des Kechtögrundfages der Achtung nur ſolche Fälle übrig 
bleiben, wo die Rathſamkeit der Auswanderung in einer für die be- 
theiligte Regierung beleidigenden Weife motivirt würde. Endlich be: 
trifft das Gebot der Achtung: 


. Die Bebietöverhältniffe und Staatdgrängen. Den meiiten 


in der Prariö vorfommenden Sränzverlegungen liegt der Wille fern, 
fremde Staatsrechte zu beichädigen, oder gar fremde Unabhängigkeit 
zu beeinträchtigen. In der Regel handelt es fih um Irrthümer oder 
Unaufmertfamfeiten der Grängbehörden. Immerhin können folde fälle 
nicht einfach überfehen werden. Sie begründen, wenn der Thatbe- 
ftand der unbefugten Gränzüberjchreitung feitgejtellt wurde, den An- 
ſpruch auf Entſchuldigung oder Entſchädigung oder gar auf Beſtra— 
fung der fchuldigen Beamten je nad den Umftänden des einzelnen 
Falles. (Weiteres f. in der Gebietslehre, IX. Stüd.) 
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1) A. M. vo. Neumann, der mit der Mehrzahl der Aelteren ein Recht auf 
Ehrerweijung annimmt; folde Ehrermeifungen können freilih, um Staatöhänbel 
beigulegen oder vorangegangene Beleidigungen zu fühnen, ftipulirt werben, fallen aber 
fonft nur in das Gebiet der Comitas. Das Grundrecht auf Unterlaffung einer Ehr⸗ 
verlegung darf alfo niemald mit den Fällen verwechſelt werden, wo zum Zwede 
der Benugthuung nad vorangegangenen Beleidigungen Begrüßungdceremonien 
feierlicher Art nachträglich vereinbart werben. S. eine Aufzählung ber älteren Fälle 
von 1662— 1785 bei Heffter, ©. 219. 

9), Die richtige Beftimmung giebt au Woolsey: Every nation hasa right 
of reputation, every other therefore is bound, to abstain from deeds and 
words, which are calculated to wound its sense of character or to injure its 
good name or that of its sovereign, before the world. 


3) Da für den internationalen Verlehr fein Gerichtshof befteht, der die Grängen 
zwiſchen dolus und culpa auf Seiten der Regierungen feftftellen könnte, muß bas 
in der Ehrenfhugpraris der Privatperfonen üblihe Aufllärungsbegehren zus 
läffig erachtet werden. Vermeintlich angegriffene Staaten können fordern, daß ber 
zweifelhafte oder zweideutige Wortfinn von Seiten des vermeintlih die Staatäehre 
Angreifenden glaubhaft erläutert merbe. 


4) Das Deutfche Strafgeſetzbuch fchügt unter der Rubrik, „Feindliche Handlungen 
gegen befreundete Staaten” in feinem $ 103 (Berbürgung der Gegenfeitigfeit voraus: 
gejegt) fremde Landesherren und Regenten, falls Strafantrag von auswärtigen Re: 
gierungen erhoben wird, gegen Beleidigungen dur eine Strafdrohung (Gefängnik 
von einer Woche bis zu zwei Jahren oder Feſtungshaft von gleicher Dauer). Die 
Ausdehnung diefer Beitimmung auf das Oberhaupt in republicaniihen Staaten 
ſcheint geboten. 

5) Eine derartige Beleidigung warb dem König Alfons von Spanien 1883 auf 
der Durdreife nad Spanien durch den Parifer Pöbel zugefügt. Die Franzöfifche 
Regierung erkannte ihre Verantmwortlichkeit an. 

6) Gegen parlamentarifhe Beleidigungen ausmärtiger Monarchen oder Regies 
rungen kann nur der Orbnungsruf ſchützen. Geſchah aber die Beleidigung durch 
Minifter, die gleichzeitig Parlamentömitglieber find, während der Debatten, fo liegt 
dennod eine biplomatifch zu jühnende Ehrverlegung vor. 

?) Bgl. Deutiches Neichäftrafgefegbuh $ 103a: „Wer ein öffentliches Zeichen 
der Autorität eines nicht zum Deutſchen Reiche gehörigen Staates oder ein Hoheits⸗ 
zeichen eines folhen Staates böswillig wegnimmt, zerftört oder beſchädigt oder be: 
ihimpfenden Unfug daran verübt, wird mit Gelbftrafe bis zu 600 Mark oder mit 
Gefängniß bis zu zwei Jahren beſtraft.“ — Unterläßt die Staatöregierung die zur 
Ermittelung geeigneten Unterfuhungsacte, jo macht fie fich einer jelbftändigen In: 
jurie im m. Sinne ſchuldig. In allen folden Fällen wird eö wichtig, die rein völler⸗ 
rechtliche injuria von der ftrafproceffualifch zu verfolgenden Injurie zu unterfcheiden. 


8) Twiss, Law of Nat. I, & 167. 
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& 18. 
Grundredtsverlegungen und Haftpfliht der Staaten. 


Literatur: Heffter, Völkerrecht, $ 101ff. — Lentner, Grundriß des Böller- 
rechts (Wien 1885) $ 13. — Pradier-Fodere, Traite Il, $ 471ff. — 
P. 8. Fiore, Trattato I, &. 490ff. — Phillimore, Comm. 1,8 41. — 
Hall, International Law $ 296. — Calvo, Trait& de Droit International 
1, $$ 346ff. | 


Die internationale Rechtsordnung der Staaten Tann der gegen Uebertre- 
tung fihernden, das Unrecht aufhebenden Sanction ebenfo wenig entbehren, 
wie die innere DVerfafjungsorbnung der Staaten. Alle Grundrechts ver— 
legungen, begangen gegen einzelne Staaten, find daher gleich— 
zeitig allgemeine Völlerrehtöverlegungen in dem Sinne, daß, 
wofern der zunädft angegriffene Staat ſich nicht felbft Recht ver— 
Ihaffen fann, die Völfterrehtögenoffenfhaft in ihrer Geſammt— 
heit als berehtigt und verpflichtet gelten follte, gefhehene Rechts— 
verlegungen zu befeitigen. Hierzu fehlt es allerdings bis jebt an den 
geeigneten Mitteln und Organen. Aber der Grundſatz ſelbſt kann nicht zweifel: 
haft fein. Bis zu feiner vollen Verwirklichung befindet ſich der einzelne, zu: 
nächſt angegriffene Staat in ähnlicher Lage, wie der ſtrafrechtswidrig verlegte 
Staatöbürger, der im Wege der Privatanllage oder gar der Selbithülfe Genug: 
thuung ſuchen muß.) Jede Grundrechtöverlegung ift ein politifches Delict 
gegen die Bölferrechtsordnung- 

Zwei Sauptfragen gehören alſo dem allgemeinen Völterreht an: Welches 
überhaupt die Rechtäfolgen der Grundredhtöverlegungen find? Und in melden 
Fällen Staaten, abgefehen von den unmittelbar durch fie zugefügten Ber: 
legungen, nad) internationalem Recht für Andere haftbar erachtet werden müfjen. 

Was den eriten Punkt der nächiten Unrechtsfolgen anbelangt, ?) fo fehlt 
es noch an einer überall angenommenen Glaffification der Berlegungen. Man 
wird alfo damit beginnen müfjen, Merkzeihen der Unterfcheidung auf Grund: 
lage der allgemeinen rechtöwiflenichaftlid gültigen Mapftäbe aufzuſuchen. Schon 
früher ift bemerkt worden, daß brohendem Unrecht mit allen zur Bertheidigung 
des beitehenden Rechts geeigneten und erforderlihen Mitteln begegnet werben 
darf, ohne daß einſchränkende Beitimmungen, wie bei der Nothwehr, dabei 
Platz greifen müßten. Andererfeit3 hören gewiſſe Rechtöverlegungen nad) 
ihrer gegenitändlihen Verwirklichung auf, fühnbar zu fein. Dies gejchieht, 
wenn benadhtheiligte Staaten untergehen, nachdem fie vergeblidy für ihre Selbit- 
erhaltung und Unabhängigkeit gelämpft haben. Auch der freimillige Verzicht 
auf Selbitändigfeit muß als ein Grund erachtet werden, durch deſſen Por: 
handenfein ältere nicht rein vermögensrechtliche Delictöforderungen aus der 
vorangegangenen Epoche des ftaatlichen Daſeins getilgt werben. 

Zwiſchen den beiden Endpunkten rein präventiver Selbithülfe, deren Mittel 
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fich der juriftifchen Worausbeitimmung im einzelnen Falle entziehen, und der 
Tilgung einer politifchen Delictöforderung Durch Untergang des verlegten oder 
des delinquirenden Staates liegen diejenigen Fälle der Grunbrechtäverlegung, 
wo ein rejtitutived Hechtöverfahren eintreten fann. Dabei find die Unrechts- 
folgen unter dem doppelten Geſichtspunkte zu prüfen, ob fie entweder aus- 
Schließlich oder doc; vorwiegend auf den Bereich materieller ökonomiſcher Schä⸗ 
digungen des Staatseigenthums zu beziehen find, und dann eine Feftftellung 
des zu leiftenden Erſatzes möglich ift oder vormiegend ideelle, allgemein poli- 
tifhe Rechtöinterefjen berühren. In der jubjectiven Richtung der den Staaten 
nad; Außen hin aufzuerlegenden Daftbarkeit müſſen ſodann die Unterſcheidungen 
der Zufälligleit eine Schadens gegenüber denjenigen der Vorſätzlichkeit und 
Fahrläffigkeit feitgehalten werden. So lange der Friedenszuftand der 
Staaten dauert, bleibt die Daftbarkeit wegen Casus allgemein, für Bor: 
fäglichfeit wenigſtens dann ausgeſchloſſen, wenn eine beſchuldigte Regierung 
dad Vorhandenjein der bona fides oder eines unvermeiblichen Irrthums auf 
ihrer Seite verfihert. Im ftrafrechtlihen Sinne können zwar aud die Angriffe 
einzelner Privatperfonen, die ſich gegen eine fremde Staatsordnung richten, ala 
Vergehen gegen das Völkerrecht verpönt werden. Im engeren Sinne, den 
mir bier ind Auge zu faſſen haben, find nur ſolche Acte ala Völkerrechts— 
delicte und Örundredhtöverlegungen anzufehen, die, weil fie von ber 
höchſten Staatögewalt und ihren Organen ausgehen, aus politifchen ober ver- 
mwaltungsrechtlihen Gründen der Competenz richtender Behörden geſetzlich oder 
willfürlich entzogen find, oder von Individuen auf ftaatenlofen Gebieten ver: 
übt wurden. (Seeraub ſ. unten XIII. Stüd). Diefe Völkerrechtsdelicte 
der Staatögewalten können auch durch Unterlafjungen begangen werben, 3. B. 
durch fchuldhaft unterlafjene Bejtrafung oder Hinderung folcher Perſonen, die 
ein fremdes Staatsweſen verbrecherifch angreifen. Das mindefte Maß inter: 
nationaler Berantwortlichkeit tritt aladann darin hervor, daß jede Regierung 
die ihr zur Laſt gelegten Urſachen Schaden jtiftender Irrthümer aufzuklären, 
ihre etwaigen Erkenntnißfehler zu conitatiren und zu entfchuldigen bat. Jedes 
nachmweisbare ſchuldhafte Berfehen, jede wirkliche Fahrläffigkeit im internatio- 
nalen Verhalten der Staaten gegeneinander, berechtigt, wenn die Folge einer 
Srundrechtöverlegung eintrat, zur Geltendmachung einer auf Genugthuung 
oder Schadenderfapleiftung oder in ſchweren Fällen auf beides gerichteten 
Forderung. Angejichts des Mangels jcharf gezogener juriftifcher Gränzen mag 
dann nebenher für den diplomatiſchen Verkehr daran erinnert werben, daß 
Forderungen von Beldentfhädigungen überall da unanjtändig erjcheinen, mo 
es ſich nicht um materiellen Schaden handelt, oder wo bei leichten Verſehen 
wörtliche Entfehuldigung den Schuldigen empfindlic; genug treffen würde. 
In wie weit Staatsregierungen ſich mit dem Vorhandenfein einer unbes 
zwingbaren vis major bei inneren Aufruhrbewegungen entſchuldigen können, 
wenn jie ihren internationalen Rechtsfchußpflichten gegen Ausländer nicht zu 
genügen vermögen, ift eine in der internationalen Staatspraxis höchſt ftreitige 
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Thatbeftandsfrage. Zwei Regeln fcheinen aber bei der Beurtheilung der 
bier in Betracht fommenden Berhältniffe unbedenklich: 

1. Jede Staatöregierung haftet aud aus dem Xitel ihrer verſchulde— 
ten Schwäde, aljo der unterlafjenen rechtzeitigen Anwendung 
ihrer vorhandenen Machtmittel oder aus dem Titel der eigenen, Klar 
vorliegenden Gefeßwidrigfeit, wenn der hinterher erfolgreiche Wider: 
ftand ihrer Unterthanen die beftehende Regierung zur Zurüdnahme 
verfaflungswibriger Maßregeln nöthigt, und folde Maßregeln den 
Grund internationaler Verlegungen abgeben. 

2. Keine Staatsregierung haftet dem Auslande gegenüber für unvors 
ſätzliche Verlegung internationaler Pflichten, wenn der Hergang in 
einem aufftänbifchen Gebietätheile erfolgte, defjen Unabhänigfeit hinter- 
her völferrechtlih anerkannt wurde. Denn in folden Fällen bedeutet 
Anerkennung der Selbftändigfeit abgefallener Gebiete gleichzeitig das 
Borhandenfein der vis major gegenüber der befiegten alten Staatögemalt. 

Somit ergiebt fi, daß, von Zeiten eine inneren oder äußeren Krieges 
abgejehen, zu Friedenszeiten Staatöregierungen für internationale Rechtsver⸗ 
legungen ihrer Unterthanen nur dann haften, wenn die innerhalb ihres Ge: 
bietes begangenen Schadenäzufügungen im einzelnen Falle vorauszufehen, durch 
rechtzeitige Hülfe abzuwenden oder doch durch öffentlihe Warnung vermeidlich 
zu machen waren, neben der Schuld der handelnden Miſſethäter alfo eine 
collective Schuld der Negierung vorliegt.) Diefe Verpflichtung muß insbe: 
fondere dann betont werben, wenn Regierungen, die mit Schabenserfahforbe- 
rungen in Anſpruch genommen werden, vorher ihrerfeitd? auf die drohende 
MWahrfcheinlichkeit der Schabenszufügung vom Auslande aufmerkfam gemacht 
worden waren. Im Webrigen fann der Sat: inpossibilium nulla obligatio 
auch an biefer Stelle nicht angefochten werden. Nur darf der Begriff ber 
„Unmöglichkeit einer Zeiftung nicht abftract aufgefaßt werden. An coloniale 
Gebiete Europäifcher Staaten, die in entlegenen Gontinenten belegen find und 
in den Anfängen der Gefittung ftehen, dürfen nicht diefelben Mafftäbe der 
Haftbarfeit gelegt werden, wie an hochentwidelte Gulturländer. 

Im Uebrigen haftet die Staatögewalt felbftverftändlih für jede Vers 
legung der internationalen Grundrechtsordnung, die entweder durch ihre höchſten 
Drgane oder durd ihre Beamten verurfacht wurde.) Die ftrafrechtlic oder 
politiich eremte Stellung des Staatsoberhaupies in Monardien vermag darin 
nichtö zu ändern. Jedes Delict eined Souveraind gegen fremde Staaten oder 
Bejandte muß völferrechtlich gefühnt werden. Der Grundfag der Minifter: 
verantwortlichfeit vermag dem Auslande gegenüber das internationale Unrecht 
nicht zu deden, das beifpieläweife in einem völkerrechtswidrigen Befehl an die 
Marine liegt. Aehnlich verhält e8 ſich mit den Bölferrechtswidrigfeiten folder 
Perſonen, die aus dem Grunde ihrer Erterritorialität von der Gerichtögewalt 
desjenigen Landes befreit jind, in welchem fie delinquiren. Ihre Nichtbe— 
ftrafung conftatirt alsdann “ie internationale injuria auf Seiten ihrer 
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eigenen, fie in Schuß nehmenden Regierung, die in jeder Richtung Genug: 
thuung zu gewähren oder Schabenserfat zu leiften hat. Ob im Allgemeinen 
fonft die Haftpflicht der Regierungen, ſtaatsrechtlich genommen, eine fubfidiäre 
ift, kann nicht in Betrag kommen. Bei ſolchen Eingriffen in die Völkerrechtsordnung 
der Staaten, wo nicht blo3 Einzelne ihrer Angehörigen, fondern fie felber als ver- 
legte Subjecte erfcheinen, braucht fich feine Staatsregierung auf den Weg der Civil- 
oder Strafflage einzulafjen, oder fi) von den im Innern eines andern Staates 
geltenden Competenzvorfchriften abhängig zu machen. Mangelhaftigfeit oder Lücken⸗ 
haftigfeit der Gefehe des einen Landes kann niemals ein Grund fein, durch den 
Unverantwortlichkeit für Die Begehung völterrechtlicher Delicte zu begründen wäre. 

Aber die Haftpflicht der Regierungen beſchränkt fich keineswegs auf foldhe 
Vorkommniſſe, bei denen ein mit dem Auslande verkehrender Truppenführer, 
Diplomat oder Kriegsſchiffscapitän aus höchſter Machtvolltommenheit, ſei es 
felbftändbig oder fei es auftragsgemäß handelt, indem er die international 
geltenden Schranten feiner Competenz überfchreitet. Auch durch Mißbrauch der 
inneren Berwaltungdordnung 3. B. durch Nachläffigkeit in der Amtsführung 
gegenüber den anertannten Rechtöinterefjen des auswärtigen Verkehrs ann 
eine Gtaatäregierung verantwortlid erklärt werden, wenn fie es troß erhobener 
Beſchwerde verfäumt, ungeeignete oder ſäumige Beamte vor eintretender Scha- 
denszufügung zu entfernen. 

Freilich find hier die Grenzlinien zwifchen dem Recht innerer Unabhängig: 
feit, in Gemäßheit welcher jeder Staat befugt ift, die perfönliche Verantwort⸗ 
lichfeit feiner Beamten gegenüber den Unterthanen einzufchränfen und der 
Pflicht der Haftbarkeit gegenüber dem Auslande fchwer zu ziehen. Als Grund» 
ſatz bes allgemeinen Völkerrechts darf aber dennoch die Regel gelten, daß 
wenigftend im birecten Verkehr zwiſchen Beamten verfhiedener Staaten das 
internationale Unrecht niemals dur) Zuftiguerweigerung?) oder durch Be— 
rufung darauf fanctionirt werben darf, daf die im Staate des delinquirenden 
Beamten geltende Berichtäverfafiung ihn von der Baftbarkeit befreien würde. 
Und im Berfehr Europäifher Mächte mit minder civilifirten Staaten gebieten 
häufig. genug politiihe Rückſichten, die Mangelhaftigkeit beftehender pofitiver 
Geſetzesausführung dadurch unfhäblic zu machen, daß die perfönliche Berant- 
mwortlichfeit der Beamten und die Haftpflicht despotifcher Staatöregierungen 
in dem Maße ftärfer zu betonen ift, ala die Schutzwehr einer regelrechten Ge- 
richtsordnung oder Amtädienftorbnung verjagt. 

In welcher Weife der den verlegten Staaten (außerhalb ber vertrags- 
mäßig geordneten Beziehungen) zu leiftende Schadenserſatz liquidirt wird, läßt 
fih nicht überall mit Beftimmtheit fagen. Heffter will kurzweg das Ro- 
mifche Recht herbeiziehen, man fann aber nicht behaupten, dat Staaten, die 
dad Römische Recht überhaupt nicht recipirten, feinen Grundſätzen bezüglich 
der Privatdelicte fi unterwerfen müßten. Billig erfcheint e8, da® Quantum 
des zu erjeßenden Schadens in pofitiver Richtung des directen Verluftes und 
in negativer Richtung des entgangenen Gewinnes von den zur Zeit und am Drte 
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der Schadenszufügung allgemein maßgebenden Umftänden abhängig zu machen. 
Die in quanto ftreitigen Schadenserfagforberungen find zu denjenigen Fällen 
zu rechnen, in denen jchon gegenwärtig die Beilegung durch Schiebögerichte 
beſonders angemejlen erfceint. 


1) Im Anſchluß an das alte Raturrecht unterſcheidet Calvo die Obligatio stricti 
Juris — Grundredtspflichten, und Billigfeitäpflichten der comitas gentium. Zu den 
legteren rechnet er: »ceux qui proviennent des relations volontaires, diplomatiques, 
commerciales et autres analogues, ou qui ne decoulent que des préceptes d’hu- 
manite, d’equite, de bonne harmonie et d’amitie, qu’enseigne la loi natu- 
relle« Diefe Gegenüberftellung ift fehlerhaft. Die Rechtspflichten zum Inter: 
fhied von Anftandspflidten find für das internationale Verkehrsleben entweder 
außervertragsmäßige Grundpflichten oder vertragsmäßig vereinbarte Pflichten. 

2) Die Eventualfolge des Krieges, der überall die doppelte Eigenſchaft hat, 
ſowohl jelbft (nämlich in Fällen ungerechter Angriffe auf die Selbftändigfeit anderer 
Staaten) Völkerrechtsdelict, als aud Rechtsmittel (gerechten Angriffs ober gerechter 
Bertheidigung) fein zu können, tft erft unter den Kriegsgründen zu handeln. 

3) Unter diefen Gefihtäpunft find die Fälle zu bringen, in benen wegen Straßen: 
raubes oder Mordes oder wegen Wegfchleppung von Reifenden internationaler 
Schadenserjag von auswärtigen Regierungen biplomatifch verlangt wurde. Crreichte 
die Unficherheit öffentlicher Straßen, wie ehemald in Sicilien und Griechenland, eine 
folhe Ausdehnung, daß Straßenraub fi oft wiederholte, fo hat die betheiligte Terri⸗ 
torialregierung den Anforderungen des allgemeinen Verkehrsrechtes 
dadurch zu genügen, dab außerorbentlihe Machtmittel (3. B. des Belagerungszuftans 
des) aufgeboten oder Ausländer auf die ihm drohende Gefahr ausdrücklich öffentlich 
verwiefen oder Berlehräfperren angeordnet werden 

4) Aus der Englifch: Ameritanifhen Praris gehört Hierher der berühmte Fall 
Macleod. (1512) S. Phillimore, 111, 60. Macleod (Ealvo II, $ 1582), Britifcher 
Offizier, hatte im Amerikaniſchen Seegebiete deö Ontario ein für aufrührerifche Zwecke 
beftimmtes Schiff, das in Canaba landen follte (die Caroline), weggenommen und 
verbrannt, wobei auch Menichen zu Grunde gingen. Gefangen genommen und in 
New: York ftrafrechtlich proceffirt, ward er ſchließlich freigefproden und außer Berfol- 
gung gefegt, weil die Britifche Regierung die internationale Berantwortlichfeit für 
das Geſchehene und Anbefohlene übernommen hat. 

5) Heffter: „Rechtsverweigerung (denegatio justitiae) liegt vor, wenn in 
einem Lande einem begründeten Rechtsanſpruch die Anerkennung und Vollziehung, fie 
feien richterliche oder abminiftrative, verfagt wird, worin überdies auch der Fall einer 
Rechtöverzögerung (protractio justitiae) einbegriffen ift, wenn nämlid bie Erörtes 
rung und Entſcheidung eines Rechtsanſpruchs gegen die beftehende Drdnung von ber 
Behörde in jchuldhafter Weife hingezogen und auch von der oberiten Staatsgewalt 
eine Abhilfe nicht erlangt wird.” Streitig wurde die Frage, ob eine Staatsregie— 
rung aus dem Titel (nachgewiefener) Beſtechung eines Richterd in Civilſachen nad 
Außen haftpflichtig ift im Falle der Caroline zwiſchen Brafilien und der N. U. 
Union. Letztere (forberungäberechtigte Partei) erpreßte eine Summe, die unter Ber: 
neinung ber Principienfrage 1874 zurüdgezablt wurde. S. Calvo 1, ©. 421. 
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Jener vollendete Machtzuftand eine® Staatsvolkes, welcher als Sous 
veränetät im völferredhtlihen Sinne definirt wurde (ſ. oben V. Stüd, $ 2), 
bethätigt feine Rechtswirkungen vermöge der auswärtigen Repräſen— 
tativgewalt. Nach innen gewendet, kann die Staatögewalt in verfchie- 
denen mit einander gemeinfam wirkenden Organen des Volklswillens darge: 
ftellt werben, nidht nur in der Krone allein, wie in abfoluten Monardien, 
fondern außerdem auch in Parlamenten und Kammern oder in abftimmenden 
Urverfammlungen der republicanifchen Demokratie. Nach Außen gemenbet, 
muß die Staatögemwalt immer als einheitlich organifirte Macht beftimmter 
Subjecte wirkſam werden, fo daß grundſätzlich jeder Zmeifel in Beziehung 
auf die Competenz ausgefchlofien bleibt. Dies mit hinreichender Klarheit 
feftzuftellen, ift eine der oberiten Aufgaben der modernen Verfaſſungs— 
gebung. Die mit der Vertretungsgewalt betrauten Perfonen fünnen von 
Zeit zu Zeit wie nad) dem Ablauf republicanifcher Wahlperioden oder im 
Todesfalle eines Alleinherrfchers wechſeln. Immer aber müfjen fie während 
ihrer Functionen im Inlande oder Auslande mit Sicherheit erkennbar fein. 
Einzelne in ihrem Perfonalftand mechjelnde Volksverſammlungen oder Parla- 
mente bebürfen fomit, um dem Auslande gegenüber vertretungsfähig zu werden, 
der ftellvertretenden Magiftratur, die für fie umd in ihrem Namen han: 
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deln fann; daher in älteften Zeiten die Geftaltung de Staatsamtes und 
der Staatöwürdenträger vornehmlich aus dem Gelegenheitsbedürfniß auswärtiger 
Verkehrsbeziehungen entiprang. Aus dem Wirrfal mittelalterlicher Gemalten- 
miſchung in kirchlichen und ſtändiſch feudalen Beziehungen Härte ſich der mo- 
derne Begriff der ftaatlihen Repräfentativgewalt, in Gemäßheit defjen niemals 
mehrere Organe neben einander zu Rechtshandlungen und Nechtögefchäften dem 
Auslande gegenüber gleichzeitig befugt fein können. 

Die höchſten ftändigen Organe der Staatögemwalt, mag diefe nun republi= 
canifch oder monarchiſch verfaßt fein, find überall nad gegenwärtig anerkann⸗ 
ten Grundſätzen ipso jure zur Wahrnehmung der auswärtigen Bolfävertre- 
tung berechtigt und verpflichtet. Einer befonderen Benollmädhtigung für den 
einzelnen Fall bedarf ed dann, wenn im Mege der Delegation die Subjecte 
der höchſten Staatsgewalt ſich ihrerſeits felbit für Zwecke der Staatäverhand- 
lung im Auslande vertreten lafjen. Im Uebrigen ergiebt fi) aus der Natur 
der Sache, daß durch die Acte der höchiten, mit dem Bertretungsrecht betrau- 
ten Regierungdorgane jeder Staat in der doppelten Richtung feiner Berechti— 
gung und Verpflichtung vertreten wird, jo daß zwilchen den Handlungen der 
jemeilig bejtehenden Staatövertretung und denjenigen des Volkes oder Staates 
rechtlih nicht unterfchieden werden kann. Schon oben ift gezeigt morben, 
dab die Staatögewalten für die völkerrechtlichen Delicte einzelner Staatsan- 
gehöriger oder der ihnen unterftehenden Beamten haftbar gemacht werden 
fünnen. In umgekehrter Richtung büßen auch die Nationen dem Ausland gegen: 
über für die Schuld ihrer Regierungen ſelbſt dann, wenn diefe dem erklärten 
Volkswillen zumiderhandelten.!) Es iſt daher ebenfalld richtig, wenn man 
jagt: Wie jede Regierung international verantwortlich erfcheint für das von 
ihr regierte Volt, jo ift zulegt auch jedes Volk praftifch dafür verantwortlich, 
daß feine Regierung fich in den Schranken des allgemeinen Völkerrecht dem 
Auslande gegenüber hält. 

Die mwejentlihen Beitandtheile des Vertretungsrechtes find folgende: 

1. ProcefjualelUnverantwortlichfeitgegenüber dem Auslande 
und ausländifhen Behörden, fomeit es fich um die Wahrneh- 
mung der Souveränetätsrechte eines Staates handelt. Kein Macht: 
haber ijt verpflichtet, fih vor dem Auslande gerichtlich zu verant- 
worten oder eine Darauf abzielende Ladung anzunehmen.?) Mit der 
ſtaatsrechtlichen Unverantwortlichfeit der Zöniglichen oder fog. per: 
ſönlichen Souveränetät hat diefer Sat nichts zu thun. Aud der 
abjegbare Wahlfürjt oder das Dberhaupt einer Republik bat die 
gleiche Qualität, foweit es fi um Acte handelt, die aus der Wahr: 
nehmung des BVertretungsamtes hervorgehen. Selbft depofjedirte 
Fürſten können aus dem Grunde ehemaliger Regierungshandlungen 
niht in Anfprud genommen werden. Der Unterjchied zwischen 
Staatsreht und Völkerrecht würde ſich, wenn er zweifelhaft wäre, 
auch durch Hinweis darauf Elarftellen laffen, dab auf der anderen 
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Seite der Grundſatz monarchiſcher Unverleglichfeit in Kriegszeiten 
nicht gilt, der Monarch vielmehr völkerrechtlich dem Schidfal der Töd- 
tung oder Gefangennahme erponirt ift. 

Das Recht der Unverantwortlichkeit greift aber über das politifche 
Gebiet der öffentlich rechtlichen Wertretungsacte hinaus. Auch in Straf: 
rechtlicher und vermögensrechtlicher Hinficht können Staatöregierungen 
nicht genöthigt werden, vor ausländiſchen Gerichten Necht zu nehmen, 
wofern nicht Grundftüde oder Wermögensobjecte, die ſich im Bereich 
auswärtiger Berichtöbarkeit befinden, eine Abweihung von dieſer 
Regel bedingen. Der Grund dieſer Unverantwortlichkeit ruht be: 
reits im Begriffe der abjtract jtaatlihen Souveränetät des Volkes 
und in dem Unabhängigfeitsprincip der einzelnen Staaten, darf aljo 
auch nicht mit den Erterritorialitätöregeln verwechſelt wer: 
den, die für ſolche Fälle dur die Vertehrspraris und das Ge: 
wohnheitsrecht geſchaffen wurden, wo ein reifender Souverän oder 
die von ihm beglaubigten Befandten, oder feine Truppenbefehlshaber 
und Kriegsfchiffe aus Gründen vorübergehender Zweckmäßigkeit ji 
zu Friedenäzeiten in den Bereich einer fremden Gerichtsbarkeit hinein- 
begeben. Selbft wenn man dieje Erxterritorialität, von der erſt an 
einer fpäteren Stelle die Rede fein wird, mit dem Unabhängigfeits- 
rechte der Staatögewalten in Zufammenhang bringen wollte, könnte 
man immer nur fagen, daß es ſich dabei um die üblich gewordene 
Anerkennung einer aus der Souveränetät abgeleiteten, aljo mittel- 
baren Conſequenz handle. 

. Der perfönlihe Träger der höchſten Regierungsgewalt 
bat kraft feiner Bertretung das Recht der formalen 
Authenticität für feine urfundlid gewordenen, ſchriftlich 
niedergelegten Regierungsacte in dem Sinne, daß er der 
für untergeordnete Amtsftellen etwa erforderlichen Be: 
glaubigungsmittel zur Gonftatirung der Aechtheit jeiner 
Willensacte nicht bedarf. Er genießt alfo der publica fides 
im internationalen Verkehr auf unmittelbare Weife und darf für 
feine thatfächlichen Berficherungen bi8 zum Nachweife eines Irrthums 
Glaubwürdigleit für ſich beanspruchen. Erkennt man das an, fo er: 
giebt fih, dab aud aus diefem Grunde nad) moderner Praxis das 
Verlangen aſſertoriſcher Eide zur Bejtätigung amtlicher Angaben oder 
promifjorifcher Eide zur Bekräftigung gemachter Verfprechungen gegen: 
über ausländifchen Stantövertretungsorganen als unzuläffig erachtet 
werden muß. 

. In dem Rechte ausmwärtiger Staatövertretung liegt noth— 
wendig die Befugnif, Staatöverhandlungen internatios 
nalen Charakters einzuleiten und zu führen oder führen 
zu laffen, Berträge vorzubereiten, folde vorbehaltlid 
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der für jeden einzelnen Staat geltenden Berfaffungs- 
grundfäge abzufhließen und zu fanctioniren, den inneren 
Bejegeszuftand dem Auslande gegenüber zu erflären und 
zu interpretiren. Daraus folgt, daß mindeften® in allen abmi- 
niftrativen Sachen und in allen, der Competenz ber Landesgerichte 
entzogenen Angelegenheiten die Repräfentativgewalt auch die Befug- 
niß in fich fchließt, im internationalen Verkehr das eigene heimifche 
Recht authentisch zu erklären. In diefer Dinficht muß aber der Brund- 
fa der Rechtscontinuität und die Verbindlichkeit vorangegangener 
Präcedenzfälle fo lange aufrecht erhalten werden, als nicht ein neuer 
Geſetzeszuſtand in der Zmifchenzeit eingetreten if. Aus biefem 
Principe darf außerdem die Hegel abgeleitet werben, daß die ber 
Repräfentativgewalt unterftellten Behörden der Verwaltung und 
Rechtspflege ohne Vorwiſſen und Genehmigung der höchſten Regie: 
rungöftelle niemald in unmittelbaren Verkehr mit dem Auslande 
treten und aud für die Behandlung einzelner Fälle keinerlei Ber: 
bindlichkeiten übernehmen fönnen. 

Gerade in diefer Hinficht hat die Entwidelung der modernen Ver- 
fehrätechnif die Goncentration der Vertretungdgemwalt in den höchſten 
Staatöftellen deswegen gefördert, weil die Ausnahmefälle der Dring- 
lichkeit, wo Gefahr im Verzuge waltet, bei der Behandlung ausmwär: 
tiger Staatöangelegenheiten durch Beichleunigung des Verkehrs ver: 
mindert worden find. 


.Das Recht, Krieg zu führen und Frieden zu ſchließen und 


auch außerhalb des Kriegäzuftandes in Gemäßheit der 
allgemein geltenden Regeln Gemwaltmaßregeln (z. B. Ne 
prefjalien) zur Anwendung zu bringen. Die Organe der auswär— 
tigen Staatävertretung haben in allen diefen Richtungen die boppelte 
Eigenſchaft der friegeriihen Macht- und ver friedlihen Rechtsver— 
tretung. Die Repräfentativgewalt, welche man ehemals als jus re- 
praesentationis omnimodo bezeichnete, bedeutet ſomit in der Zu- 
fammenfafjung aller ihrer Beftandtheile: das fubjective und perfonale 
Recht und die ihm entſprechende Verpflichtung der Bethätigung aller 
in der Staatöfouveränetät objectiv begründeter Machtvollkommen⸗ 
heiten in Gemäßheit der international geltenden Grundfähe. Jeder 
einzelne Bertretungsact bleibt daher formell als folder dem Wolfe 
gegenüber unanfechtbar. Die Nationen können zwiſchen fich felbft 
und ber internationalen, von ihren Hegierungen übernommenen Ber: 
pflichtung keinerlei Gränzlinien ziehen. Dennoch muß zwifchen dem 
BVertretungsrecht der Staatdorgane und jener Souveränetät, die den Na— 
tionen und den Staaten unmittelbar zufteht, ſchon deswegen unterfchie: 
den werden, weil innerhalb der Unabhängigfeitägerechtfame des Volkes 
auch die Befugniß gelegen ift, die Organe der Staatsvertretung zu med): 
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feln. So lange der völterrechtliche Verkehr auf der Baſis monarchiſch 
abfoluter Staatsordnung ruhte, wurde das Hecht der ftaatlichen Sou— 
veränetät mit dem Rechte monarchiſcher Staatävertretung deswegen 
vermifcht, weil man fogar die titulare oder auch verfafjungsrechtliche 
Souveränetät der Fürften als Völkerrechtszuſtand anſah. Selbit 
Heffter ſpricht noch mit Unrecht von der in bejtimmten Perſonen 
verförperten Souveränetät. 


I) Dies ift der allgemein gültige Inhalt des alten Dichterwortes: Quidquid de- 
lirant reges, plectuntur Achivi. 

2) Eine andere, nicht bierher gehörende Frage ift die: inwieweit ein frember 
Monarch ald Privatperfon oder die fiscalifhen Stationen einer auswärtigen Regierung 
(3. B. Staatöbahnämter oder Staatätelegraphen und Staatspoften) genöthigt mer: 
den können, Recht zu nehmen, 
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Im Wefen der internationalen Staatövertretung liegt das Erforderniß 
der Bublicität aller mit ihrer Wahrnehmung jtändig betrauter Organe. 
Beheime Hegierungen mögen zu Zeiten der Anarchie oder während eines revo- 
lutionären Webergangszuftandes vorlommen und im Innern des Staates that- 
ſächlich Gehorſam für ihre Befehle erlangen. Für den auswärtigen Verkehr 
eriftiren fie nicht. 

Im Uebrigen fann unter der Borausfegung der Ständigfeit, Einheitlich- 
feit und Untheilbarfeit der höchſten Vertretungsfunctionen, die verfafjunggebende 
Gewalt jedes einzelnen Landes frei verfügen, welchen PBerfonen, ſei ed unmider: 
ruflich, ſei e8 für beftimmte, im Voraus feftgefeßte Zeitfriften, die Staatöver- 
tretung übertragen jein fol. Das Völkerrecht kennt feine Befähigungsnad- 
weife für deren Wahrnehmung, fondern nur die felbjtverftändliche Voraus: 
jegung allgemeiner Handlungsfähigkeit. Fehlt diefe, mie beifpieläweife bei 
titularen Monarchen während der Zeitdauer ihrer Unmündigfeit, Geiftesfrant- 
heit oder fonftiger Regierungsunfähigfeit, jo muß der Fall der Subftitution 
vorgefehen werden. Eine Theilung der Regentſchaft im Sinne der völligen 
Gleichberechtigung Mehrerer, in der Wahrnehmung innerer und ausmärtiger 
Staatöfunctionen muß vom Standpunkt des Völkerrechts ala dem Rechtsver⸗ 
fehr hinderlich verworfen werben. 

Der rechtlich — Unterſchied, der in der Geſtaltung ai nah Außen 
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repräjentativen Staatdorgane hervortreten kann, folgt den maßgebenden Prin- 
cipien des monarchiſchen oder freiftaatlichen Verfaſſungsrechtes, nächftdem (wovon 
im zweiten Kapitel diefes Abſchnitts die Rede fein wird) den territorialen 
Staatsformationen, bei denen es ſich um den Gegenſatz zwifchen einfachen und 
zuſammengeſetzten Staaten handelt. 

Wenn aud) noch gegenwärtig in Europa die erblihe Monarchie ihren eigen: 
artigen, überlieferten Einfluß auf die Staatöverfehrsformen bewahrt, fo zeigt 
ih doch, daß bei der Betrahtung der allgemein als möglich vorausgeſetzten 
Beftaltungen der Verkehrsorgane der Unterſchied monardifcher und republica- 
nifher DVerfafjungsformen erheblich verringert werden kann. Dies gefchieht 
3. B., wenn es ſich auf einer Seite um Wahlfürjten, auf der anderen Seite 
um lebenslänglihe PBräfidentidaften in einer Republik handelt. Größer er: 
ſcheint in der Praxis der Unterſchied zwifchen individueller Staatsrepräfenta- 
tion durch eine einzelne Perſon einerfeitö und collegialeg Verfaſſung einer höchften 
republicanifchen Staatöbehörde andererjeits, injofern bei letzterem Modus das Be— 
Ichließungsrecht in internationalen Angelegenheiten nur in der Form der Majo- 
ritätsbeſchlüſſe verwirklicht wird und dann in Staatsurfunden durd Unter: 
Schrift conftatirt werden muß, während der regelmäßige mündliche Verkehr 
überhaupt nur durch Delegirte (Vorſitzende des Gollegiums oder untergeord- 
nete Minifter) praftifch ausgeübt werden kann. 

Wie jedody immer die Einrichtung der höchſten Staatsftelle beſchaffen fein 
möge — rechtlich genommen bleiben fid alle ſolche Organe gleich. Republi— 
canifche Regierungsbehörden jtehen hinſichtlich ihrer politifc) = repräfentativen 
Rechte den Monarchen im auswärtigen Verkehr völlig gleich, wenn aud) that- 
ſächlich Rangunterſchiede ceremonialer Art beobachtet werden mögen. !) 

Das Geremonialmejen der internationalen Umgangsformen beruht auf 
höfifcher Reciprocität und darf daher von Republiken nicht in Anſpruch ge 
nommen werben, wofern feine Anwendung für den einzelnen Fall nicht be— 
ſonders zugefagt war. Es ift ſomit aud fein Beftandtheil des allgemeinen 
Europätfhen Völkerrechts. 

Für die örtliche Beſtimmtheit der mit der Nepräfentativgewalt ausgerüftes 
ten Perfon ift ihre meistens als notoriſch zu eradhtende Beziehung zu gewiſſen 
Regierungsfigen ebenfo wichtig wie die Begränzung des Staatäterritoriums 
für den Umfang der öffentlichen Gewalt oder die Domtcilnahme für die PBri- 
vatrechtsordnung und den Proceß. Der präfumtive Sit der repräfen: 
tativen Staatsbehörden ift immer die Hauptitadt des betreffen: 
den Zandes (oder Bundesftaates) biß zu dem Zeitpunkt, wo die Ber: 
legung derjelben nah anderen Orten erfolgt ift.?) 

Auch das moderne Völkerrecht fennt jomit eine Refidenzpflicht, denn 
die örtliche Beftimmtheit der höchften repräfentativen Verkehrsorgane erlangt 
dadurd in internationaler Sinficht Bedeutung, daß zeitlich vorübergehende Ent: 
fernung des Staatöoberhauptes (3. B. auf Reifen) Feine Veränderung in den 
gefchäftlichen Einrichtungen des auswärtigen Verlehrs bedingt. Jeder Staats: 
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repräfentant muß für die Fälle feiner perfönlichen Behinderung für geeignete 
Stellvertretung am Regierungsſitze Sorge tragen und bleibt verpflichtet, an 
diefer Stelle Mittheilungen des Auslandes entgegenzunehmen. Begiebt ſich 
ein Monar auf längere Zeit ind Ausland, und verwaltet er von dort aus 
innere Regierungsgejchäfte feines Landes, fo kann er die Fortführung feines 
directen Verkehrs mit den Agenten des Auslandes nicht beanfpruchen. Geſandte 
fönnen nicht verpflichtet werden, feiner Perfon als Reifegefolge hinzuzutreten. 
Das Gleihe hat man für den Fall eines Kriege dann anzunehmen, wenn 
das Staatsoberhaupt in feiner Eigenfchaft ald HSöchfteommandirender die Trup- 
pen während einer Invafion ins Ausland begleitet. Ia, man hat vielmehr daran 
feftzuhalten, daß, vorbehaltlih befonderer Verſtändigung für den einzelnen 
Fall, dad Recht und die Pflicht der auswärtigen Staatörepräfentation an den 
Regierungsſitz fo lange local gebunden bleibt, als eine Verlegung nicht an- 
geordnet und bekannt gemacht wird. 

Im Auslande während des Krieges commandirende Monarchen jind jelbit: 
verftändlich nicht verpflichtet, im Hauptquartier durch directen perfönlichen 
Verkehr diplomatifche Gefchäfte zu erledigen und auch nicht berechtigt, zu for- 
dern, dab jich delegirte Agenten anderer Staaten den Kriegäzufällen aus: 
jegen.?) 

Mie Stellvertretung des Staatöoberhauptes (zum Unterjchiede von 
der Regentſchaft im e. ©.) jtaatörechtlic vorwiegend aus dem Gefichtöpunft 
der politifchen Berechtigung des Vertretenen zu würdigen ift, jo erfcheint fie 
völferrechtlidy mwefentlih auch als Verpflichtung gegenüber dem Auslande, bei 
deren Erfüllung in Abweſenheits- und Behinverungäfällen e8 darauf an 
fommt, jegliche Zmeifelhaftigfeit in den perjönlichen Gompetenzen zu vermeiden. 

Melden PBerfonen die Ausübung der Kepräfentativgewalt 
nah Außen zulomme, fann unter Umftänden zweifelhaft werden 
und beftritten fein. Das alte Deutſche Wahlkaiſerthum kannte Gegenkaiſer 
und Begenpäpfte. Die erblihe Monarchie hat mit der Möglichkeit der Thron: 
folgeftreitigfeiten zu rechnen, ein Fall, der fid) nach den Tode des lebten Her: 
3098 von Braunfchweig aus dem Haufe Lüneburg wiederholt, wennſchon bei 
ihm das prätendirte Erbrecht in weitem Abſtande von der Möglichkeit feiner 
thatfählihen Geltendmachung verharrte. Tritt Diefer Fall einer Concurrenz 
mehrerer Prätendenten ein, jo entjcheidet für die internationalen Beziehungen 
die negative Regel, daß das Ausland über die inneren Beziehungen eines Staa: 
tes oder die Ausübung der höchſten Staatögewalt irgendwie abzuurtheilen nicht 
befugt ift, es fei denn, daß es fih um die Wahrung vertragsmäßiger Rechte 
handelt. Damit im Zufammenhang ſteht die pofitive Negel, daß in allen 
rechtlich zweifelhaften Fällen nad) Außen für die perfönlihe Ausübung der 
Nepräjentativgewalt die Thatjahe der Herrſchaft den Ausſchlag 
geben muß- 

Sind auch die thatfächlichen Herrſchaftsverhältniſſe nicht zweifellos, wie zu 
‚zeiten anarchiſcher Bürgerfriege, wenn fog. proviforifche Regierungen in 
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Wirkſamkeit getreten find, fo bleiben für die Ordnung der völferrechtlichen 
Repräfentativverhältnifje folgende Möglichkeiten: 

1. Entweder die Suspenfion der Staatörepräfentation durch Einftellung 
des amtlichen Verkehrs, oder 2. die gleichfalls nur proviſoriſche Fortfühs 
rung laufender Geſchäfte innerhalb der maßgebenden, als fortdauernd ans 
zufehenden Normen früherer Zeit durch untergeorbnete Amtsjtellen, oder end- 
lih 3. Serbeiführung einer einzelnen Entſcheidung durch ausdrüdliche Erfra- 
gung des Gefammtmwillens einer dauernd zu verpflichtenden Nation: was durch 
Plebeifeite oder Veranlaſſung einer Wahl von Volfövertretern geſchehen fann. 

Letzteres, in der Geſchichte neuerer Zeit biöher ohne Präcedenzfall da= 
gejtandenes Verfahren wählte die Nepräfentativgewalt des Deutſchen Keiches, 
als durch örtliche Theilung der Franzöſiſchen Hegierungsbehörden in eine civile 
und militärifche Abtheilung die Xegitimation zur Vertretung Frantreichs in 
Beziehung auf den Friedensſchluß 1871 zweifelhaft geworden mwar.*) 

Man ließ durch eine in Feindesland völlig frei gewählte Volfsvertretung 
in Bordeaux die friedenspräliminarien beftätigen und befeitigte auf diefe Weife 
die Möglichkeit zufünftiger Anfechtung durch die erſt ſpäterhin verfafjungs- 
mäßig zu conitituirenden Gemalten. 

Aber nicht nur in Republiken, was allerdings der häufigere Fall it, fondern 
aud in Monarchien kann es vorfommen, daß gelegentic einmal die Berechti— 
gung zur Inhaberfchaft und Ausübung der Kepräfentativgewalt jtreitig wird. 
Dies aefchieht, wenn, abgefehen von dem gleich zu erörternden Vorgang eines 
Verfaſſungsumſturzes beifpieläweife wider den Willen eines vegierenden Fürften, 
der entweder abmwejend oder in Kriegsgefangenſchaft befindlid it, oder nach 
der Meinung jeiner nadjten Agnaten regierungsunfahig wurde, eine Regent: 
Ichaft eingelegt wird.) Zwiſchen mehreren neben einander beitehenden auf 
dem Boden derjelben Staatsverfajiung wirkenden Hepräfentativorganen giebt 
ed völterrechtlic feine andere Entſcheidung, alö diejenige nad) Maßgabe der 
thatfächlich geübten Herrichergewalt. Auch bei diefer Gelegenheit hat das ört— 
lihe Moment infomweit eine Bedeutung, alö der in der Hauptſtadt (rechtmäßig ) 
anmwejende Staatsrepräjentant den Vorzug verdient vor dem im Auslande mei: 
lenden, an der Regierung behinderten Herrſcher. 


1) Wie incognito im Auslande reifende Monarchen zu behandeln find, ift in 
ber bisherigen Praris nicht entſchieden Im Allgemeinen fcheint die Annahme rich— 
tig, daß die Beilegung eines Privatnamens während der Reife nur als Verzicht auf 
bie üblichen Empfangsfeierlichkeiten gemeint ift und ftrafrechtliche Gonfequenzen oder 
abminiftrativ diplomatifche Beſchwerden im Fall eines error in persona ausfchließt. 
Dagegen würde das Recht der Exterritorialität immerhin aud dann wirkſam werben, 
wenn nadträglich bei entftehenden Rechtäftreitigkeiten die (unveräußerliche) öffentliche 
Qualität des Staatsoberhauptes eingewendet würde. Hall fagt darüber: An hereditary 
sovereign is always looked upon as personifving his state except when he 
suppresses his identity by travelling in foreign countries incognito, 
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3) Die Firirung der fürftlihen Reſidenzen — im Gegenſatz zu dem politifchen 
Nomadenthum der älteren Deutfchen Kaiſer — hängt theilmweife mit dem Intereffe an 
ftändigen diplomatifhen Berkehröverhältnifien zufammen. Andrerfeitö: daß England 
und Frankreich (und vor ihnen das Papſtthum) frühzeitig zu feften Regierungs- 
figen gelangten (mas der Schottifchen Krone nicht gelang), ift ein Factor zur Ers 
Märung ihrer diplomatifchen Ueberlegenbeit. 

3) Aus diefem Geſichtspunkt find Vorkommniſſe zu beurtheilen, wie diejenigen 
während der Belagerung von Paris (1870—1871), während welder vielfach diplo- 
matifhe Verhandlungen im Hauptquartier zu Verfailles gepflogen wurden. Auch die 
Forderung des Franzöſiſchen Botichafters Benedetti in Ems im Juli 1870, vom 
König von Preußen empfangen zu werden, war nur als Wunſch zu berüdfihtigen 
und begründet feinen diplomatifhen Anſpruch auf Aubienz. 

4) Eigentlich handelte es fih damals um eine Dreitheilung der Repräfentation 
zwifchen der Regierungsabtheilung der nationalen Bertheidigung, der Dictatur Gam— 
bettas in Tours und ber Faiferlihen Perjon in der Kriegögefangenfchaft, zumal das 
Schidfal des Kaifertbums noch ungemiß war. Wäre daneben noch der Aufftand 
der Commune in Paris zwei Monate früher ausgebrochen, jo hätten fogar auf dem 
Boden des internationalen Rechtes vier Staatöorgane mit einander concurriren 
fünnen. 

5) Nah Nordamerilaniihem Bundesrecht tft es zmeifelhaft, was zu gefchehen 
babe, wenn aud die Vicepräſidentſchaft während der vierjährigen Präfidentichafts- 
periode vacant wird. 


$ 21. 
Der Wechſel in den Subjecten der Staatsvertretung. 


Ziteratur: Bluntſchli, Modernes Völkerrecht, $ 120ff. — P. Fiore, Trattato 
1, S. 286ff. — F. v. Martens, Völlkerrecht I, $ 273. — Phillimore 
Comm. 1, $ 202}. 


In der vorangegangenen Erörterung wurden ſolche Fälle vorausgeſetzt, mo 
auf der Grundlage geltender Berfafjungen innerhalb eines ſonſt einheitlich re 
gierten Staatögebietes die Legitimation zur Ausübung der Nepräfentativgewalt 
zwifchen mehreren, neben einander wirtenden Subjecten zweifelhaft wird. Ver— 
fchieden davon jind foldye Fälle, in denen eine Aufeinanderfolge der Re— 
präfentativorgane eintritt. 

Solcher MWechjel in dem WBerfonalbeitand pflegt regelmäßig in den Ber: 
fafjungsgeiegen vorgejehen zu ſein. Monarchiſch verfaßte Staaten wechſeln 
die Herrſcher im Falle einer Abdication oder wenn das Staatöoberhaupt jtirbt, 
auf legitime Weiſe. Eines bejonderen Uebernahme- oder Aneignungsactes 
der Kepräfentativgemalt bedarf e8 dann nit. Es genügt, in glaubhafter, 
ſei es in feierlicher, ſei es im nicht feierlicher Weife, durch Entjendung von 
Agenten, durch öffentlihe Proclamation oder durch Zufchriften den eingetrete- 
nen Herrſchaftswechſel anderen Staatsregierungen zu notificiren. Schon bevor 
dies gefchehen, kann der beitehende internationale Gefchäftsverfehr auf dem 
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Grunde der Notorietät fortgefeßt werden. Aehnlich verhält es fi, wenn 
die perfonale (alfo nicht collegialifch verfaßte) Staatsleitung republicanifchen 
Charakter wechſelt. Das Vertretungsrecht devolvirt ipso jure an die als 
gemählt bezeichneten Perſonen in dem geſetzlich vorgefchriebenen Termine 
ohne andere Formalacte außer dem Erforderniß gehöriger Anzeige, voraußge- 
fett, daß die Uebernahme der Amtögefchäfte im Allgemeinen erfolgt. Die An- 
meldung von Wahlproteften kann alfo die Ausübung des Repräfentativrecht3 
nicht fuspendiren. Durchaus unweſentlich in internationaler Hinfiht erfcheint 
auch das fonft etwa bei einem Regierungswechſel ftaatsrechtlich vorgefchriebene 
oder hergebrachte Geremoniell oder Formalerforderniß der Vereidigung höchſter 
Staatöorgane auf die Verfaffung des Landes, oder Krönung oder Huldigung, 
der eiblichen Verpflichtung der Truppen und anderes mehr. Eine Ausnahme 
wäre nur dann zu begründen, wenn in einzelnen Fällen durch verfafjungs: 
rechtlihe Vorfchrift das Regierungsrecht eines Monarchen von der Zeiftung 
des Verfaflungseides abhängig gemadt if. Im völterrechtlihen Sinne be 
fteht überall eine formale Gontinuität der Herrſchergewalten ala folcher. 

Ein wirkliches Succeffionsverhältnif in der repräfentativen Stellung tritt 
hingegen alsdann ein, wenn im Zufammenhange mit oder in Folge von ein- 
tretenden PVerfafjungsänderungen oder anderen Umwälzungen eine fachliche Um: 
geitaltung der repräfentativen Organe erfolgt. 


1. Ohne Veränderung der Staatöform fann ein Ujurpator den legi« 
timen Herrſcher verdrängen; der rechtmäßig ermählte Präfident einer 
Republik wird möglicherweife rechtswidrig feines Amtes entjeßt oder 
durch einen Nebenbuhler geftürzt. Oder 


2. duch Umfturz der Verfaſſungsformen tritt an Stelle der Monardjie 
eine Republik oder an Stelle der Republif die Monarchie. 


Wird in beiden Fällen das Widerrechtlich Geſchehene durch Abdication 
oder Refignation der berechtigt geweſenen Herrſchaftsſubjecte anerkannt, fo 
entfällt für das Ausland jeder Grund des Widerſpruchs, weil lediglich das 
Grundrecht der Unabhängigkeit für jeden einzelnen Staat zur Anwendung zu 
bringen ift. 

Regelmäßig pflegen jedod innere Ummälzungen, auch wenn fie das Ziel 
des Verfaſſungsumſturzes verwirklichen, einen, bald längeren, bald kürzeren 
Uebergangäzuftand zu bedingen. Die Wagefchale des Bürgerkrieges oder Auf: 
ruhrs ſchwankt dann zwiſchen depofjebirten Fürjten und Ufurpatoren, oder 
zwifchen den republicanifhen Prätendenten der höchſten Gewalt. In diefen 
Zwiſchenräumen zwiſchen dem alten Recht und noch ungemifjen Neugeftaltungs- 
verjuchen gilt dann als unzweifelhafte Hegel der Sat, daß das Repräſen— 
tativredht der älteren Gewalthaber fo lange verbleibt, ala fie 
daffelbe thatjählid auszuüben nicht völlig behindert find, und unter 
feinen Umftänden darf das Princip der Einheitlichkeit durch gleichzeitigen mehr: 
fahen Verkehr mit verſchiedenen Gewalthabern von Seiten des Auslandes 
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verlegt werden. Die Analogien ftaatliher Neubildungen find durchaus maß: 
gebend für die völferrechtliche Behandlung der Neubildung der Repräfentativ: 
Organe. 

Entjcheidend wirkt alfo auch hier die Feſtſtellung der Thatſache: ob auf 
der einen Seite die Depofjedirung der legitimen Derrfcher, auf der anderen 
Seite die Aneignung der höchſten Gewalt definitiv geworben ift. Der 
vollendeten, aljo Dauer verheißenden Thatſache entipricht auch bier das 
Recht und die Pflicht der Anerkennung in denjenigen Formen und Modalitä- 
ten, die in der Anerkennung der Neuftaaten bereitö zur Darftellung gelangt 
find. Voreilig während eines noch fortvauernden Berfafjungstampfes einem 
Ufurpator gewährt, fünnte die Anerkennung politiſch ald Interventionäver- 
juh gedeutet werden. Sie ift in Wirklichkeit Intervention, wenn einer 
aufftändiichen Partei gleichzeitig effective Hülfe geleiftet würde. Das Gleiche 
gilt, wenn nad) völliger Vertreibung einem ins Ausland geflüchteten Herrſcher 
zum Zwecke feiner Reftauration Hülfskräfte zur Verfügung geftellt würden. 

Die Kriterien definitiver Depofjedirung jind auch bier jchmwerlic in er: 
Ihöpfenvder Aufzählung zu liefern. Immerhin gewinnt die Abmwefenheit vom 
Staatsgebiet, wenn ſich der entſetzte Derrfcher in den Bereich eines frem- 
den Gebietes begab, ebenfo ſehr an Bedeutung, wie das freiwillige Belennt- 
niß der Unfertigfeit, das eine revolutionäre Regierung ablegt, jo lange fie fi 
al3 eine nur proviforfche jelbit bezeichnet. Man darf aber dabei nicht 
überfehen, daß in folden Fällen, troß eines auögelprochenen Proviforiums 
dennoch fchon ein definitiver Zuftand in negativer Richtung gegenüber dem ver: 
triebenen Staatörepräjentanten ausgefprochen fein fan, mas dann angenommen 
werden muß, wenn nur die pofitive Art der Verfafjunggebung der Zukunft 
vorbehalten fein jol. Mit anderen Worten: Das verfaffungsredtlide 
Proviforium der Regierung (4. B. durch Proclamation der Republif an 
Stelle der Monardie) braudt nit nothbwendigermweife ein völker— 
rehtlihes Proviforium in dem Sinne zu fein, daß die Geltend— 
madhung repräfentativer Rechte und Pflihten völlig aufgehoben 
werden müßte. Proviſoriſchen Regierungen, die ausfchließlid und unan- 
gefochten über die gefammte Heeresmacht des Staates gebieten, kann beifpiels- 
weiſe das Kriegsführungsreht vom Auslande nicht abgeiprocdhen werben. 
Folgeweife muß es auch allen freiftehen, vechtlihen Verkehr mit ſolchen Re— 
gierungen zu unterhalten, fortzufegen oder anzufnüpfen, deren Functionen nur 
im ſtaatsrechtlichen Sinne als proviforiihe zu erachten find. Denn für den 
internationalen Verkehr muß in Collifionsfällen die Aufrechterhaltung der Fried: 
lihen Staatengemeinfhaft im Vergleich zu den Rechtsformen einzelner 
Staaten oder Stantögewalten als das Höhere und deswegen vorangehende 
gelten. 

An dem Stande internationaler Berehtigung und Verpflich— 
tung wird durch den Wechſel der Staatöverfafjungen und ber 
Repräfentativorgane nichts geändert. Gleichgültig ift es Dabei, ob 
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man, um died Kefultat zu motiviren, von der Annahme der Kontinuität der 
Staatögewalten oder von der Vorftellung einer Succeffion der Staatöreprä- 
fentanten ausgeht. Jede Regierung haftet dem Auslande für die Amtshand⸗ 
lungen ihrer VBorgängerin 

In Megfall kommen nur folde Berechtigungen, die nad) der Natur der 
Dinge einen nicht mehr vorhandenen Thatbeftand vorausfegen, wie beifpiels- 
weife nad) dem Uebergange zu einer republicanifchen Staatöform die An- 
eignung von Titeln, die im Verkehr der Monarchen üblich find, und Erb- 
verträge, die eine geftürzte Dynaftie mit anderen Mächten abgeſchloſſen hatte, 
mobei die Frage offen bleiben kann, ob ihr felber die Anmwartfchaft auf eine 
auswärtige Staatserbichaft verbleibe oder nicht. Aehnlich würde der Fall 
liegen, wenn in Bünbnißverträgen zmwifchen zwei monardifchen Staaten 
für die Eventualität gemeinfamen triegerifchen Auftretens der perſönlich aus- 
zuübende Oberbefehl übertragen war. Diefe Sätze gründen fic eben nicht 
auf irgend eine Befonderheit der Succeffionsverhältnifle, fondern auf bie 
fpäterhin zu entwidelnden Lehren von der Aufhebung der Staatäverträge. 

Wie früher in Beziehung auf Neuftaaten, durdy deren Entftehung das 
Gebietsrecht älterer Staatäverbände verlegt wurde, muß auch hier daran feit- 
gehalten werden, daß Anerkennung einer neuen de facto Regierung als Stants- 
repräfentantin gleichzeitig Aberfennung der in der älteren legitimen Regierung 
enthalten geweſenen Regierungsrechte bedeutet. Wird fpäterhin wider Er: 
warten burch einen nochmaligen Regierungswechſel diefe ehemals legitim ge: 
mwejene Regierung reftaurirt, fo bedarf auch fie der Anerkennung des Aus: 
landes. 

Welche perſönlichen Ehrenrechte depoſſedirten Monarchen im Aus— 
lande belaſſen werden ſollen, läßt ſich vom Standpunkte des internationalen 
Rechtes nicht feſtſtellen. Zu vermeiden ſind jedoch aus dem Geſichtspunkte 
der der anerkannten de facto Regierung ſchuldigen Achtung alle amtlichen De— 
monftrationen, aus denen der Schluß einer partiellen Anerkennung ihrer rein 
gegnerifchen Herrfcherftellung gezogen werden könnte. Ungebührliche amtliche 
Ehrenermeifungen an Depoffedirte könnten die Dualität einer Beleidigung 
gegen den nachfolgenden Stantärepräfentanten annehmen. Andererſeits muß 
auch gerichtliche Inanfprucynahme depoffedirter Monarchen aus dem Titel frühe: 
rer politifcher Regierungshandlungen als unzuläffig von ausländifchen Gerichten 
zurüdgemiefen werben.!) 

Gegenüber den in entlegenen Meltmeeren ober Golonien abwefenden 
Agenten, Beamten und Befehlähabern einer plöglih durd evolution ges 
ftürzten Regierung fann der Wechſel der Staatärepräfentation früheftend vom 
Zeitpunfte ihrer Kenntnißnahme gerechnet, wirkſam werden. Die in ber 
Zwifchenzeit geſchehene Vollziehung von Befehlen der älteren Staatörepräfen: 
tation gilt ala legitim nicht nur im ftaatörechtlicher, fondern auch in völfer: 
rechtlicher Sinficht, wenn es auf den Ermerb oder Berluft von Rechten an 
fommt. 
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!) Die Defterreichifhe Regierung concebirte dem Ex-König Karl X. und dem 
Herzog von Bordeaux „das privilegirte Bericht der Erterritorialen” [Oberfthofmars 
IhalsBeriht] (Neumann, Brundrik, ©. 41). 


8 22, 
Staatstitulaturen. 


Literatur: Mofer, Berfuche 1, 249, — Heffter, Völkerrecht, 8 53. — Dart: 
mann, Inftitutionen des praftifhen Völferrechts, 8 14. Bluntſchli, Völker: 
recht, 5 83ff., 124ff., 154ff. — v. Neumann, Grundriß des Bölferrechts, 
$$ 15, 16. — Pradier-Fodere, Traite Il, $ 485 ff, 510f. — F. Mar: 
tens, Böllerrecht (Bergbohm), S 71. — Th. Woolsey, Introduction etc. 
$ 84. — Calvo, Droit International I, $ 296 ff. 


Die Titulaturen der Staaten und ihrer Repräfentativorgane 
haben, wie die Namengebung und Namenführung der Privatperfonen, infofern 
rechtliche Bedeutung, ald dadurd überall, mo fie in herkömmlicher Weife und 
unbeftritten geführt werben, Zegitimität und Identität der Staatsrepräfentan: 
ten bezeugt werben. 

Mit Rüdfiht auf den Urfprung folcher für den Verkehr unentbehrlicher 
Zitulaturen kann man unterfcheiden: 

1. Herkömmliche Territorial-Herrſchafts-Titel: folde, die fich 
aus der anerlannten Rangqualität eines beherrfchten Gebietes von 
jelbft ergeben. Daß derjenige, der in einem großen Reich oder in 
einem politiich organifirten großen Volke zur Herrſchaft gelangt, ent- 
meder den Königd= oder Kaifertitel führt, oder entſprechendes Ehren- 
recht genießt, erfcheint felbftverftändlich.!) 

2. Conventionelle Titel: folde, die ſich aus der Verkehrspraxis 
der Staatsregierungen in Europa ergeben haben, und in der ſchrift⸗ 
lihen oder mündlichen Anrebeform gebraucht werden: „(Kaiferliche 
oder Königliche) Majeftät” für Könige und Kaiſer, „Heiligkeit“ für 
den Papit, „Königliche Hoheit” für Großherzoge und ausnahmsweiſe 
ehemals für gewiſſe Derzöge, „Hoheit für Herzöge, „Durchlaucht“ 
(Serenissimus) für fouveräne Fürſten, Serenissima Respublica oder 
Confoederatio für Hepubliten oder Gonföderationen. 

3. Verliehene Ruhmes-Titel: folde, welche aus älteren päpftlichen 
Gnadenerweiſungen heritammen: Rex Christianissimus (Frankreich), 
Rex Catholieus (Spanien 1496), Defensor Fidei (England 1521), 
Rex Orthodoxus (Polen), Rex Fidelissimus (Portugal 1748), Rex 
Apostolicus (Ungarn 1758). Diefelben werben in den Staatsan—⸗ 
reden nicht gebraucht und haften an der legitimen Defcendenz der 
erften Erwerber, können daher von Ufurpatoren nit übernommen 
werden, mofern nicht Duldung der Curie eintritt. 
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4. Neu angenommene Titel, die ein Herrſcher für internationale 
Verkehrszwecke ſich ſelbſt beilegt. Eine Verpflichtung, neue Titel im 
Staatsverkehr zu reſpectiren, kann andern Staaten nicht auferlegt 
werden. Jede derartige Veränderung in der Staatöpraris fett daher 
Anerfennung von Seiten der älteren Staatätitulare 
voraus, deren Formen den Analogien der neuftaatlichen Anerken- 
nung oder der Anerkennung neugebildeter Repräfentativorgane folgen. 

Das Aachener Protokoll vom 11. Detober 1818 ſuchte dad Anerkennungs- 
verfahren in Beziehung auf neue Staatstitulaturen von der vorgängigen Ver: 
ftändigung der Großmächte abhängig zu machen. Die Großmächte fcheinen ſich 
jedoch felbft von der Pflicht der Verftändigung dispenfirt zu haben, wenn ihre 
eigenen Angelegenheiten in Rede ſtanden, wenigſtens ift nicht befannt gemor- 
den, dab der Annahme des Kaifertiteld durch Napoleon III., durch König 
Wilhelm 1. von Preußen und die Königin von England (1876) diplomatifche 
Verhandlungen unter den Mächten vorangegangen wären: eine Unterlafjung, 
die auch volllommen gerechtfertigt ift, jobald man annimmt, daß nad) Befeiti- 
gung der Ausfchließlichkeit des ehemaligen Hömifchen Kaifertiteld eine Rang- 
verfchiebung zwilchen der Königswürde und der Kaiferwürde nad) modernem 
Völkerrecht nicht mehr zu beforgen fteht. Ohne ausreichenden Grund be 
hauptet Bluntſchli einen Borzug der völferrechtlihen Würbenftellung des 
Kaifertbums im PVergleih zum Königthum.?) 

Unter diefen verfchiedenen Zitulaturen beiteht ein weiterer Unterfdied in 
fofern, als der Königs: und Kaifertitel unbedingt als Merkzeichen voller Sou: 
veränetät anzufehen find. Kein „Dalbjouverän” führt in Europa den Ma- 
jeitätstitel.d) Alle anderen Prädicate Fünnen von nicdhtfouveränen Perfonen 
geführt werden (z. B. Königlihe Hoheit für die Prinzen föniglicher Häuſer). 
Der Herzogs- und Fürſtentitel vererben ſich nicht blos nach dem Geblütsrecht 
regierender Gefchlechter, ſondern find auch jtaatsrechtlih an Unterthanen ver: 
leihbar. 

Verfchieden von den international wirffamen Titulaturen der Staatöreprä- 
jentation find diejenigen Würdenzeichen, denen durch die comitas gentium eine 
rein ceremoniale Anerkennung gewährt wird, ohne daß die völlerrechtlich an- 
erlannten rärogativen des ausmärtigen Staatäverfehr? damit verbunden 
wären. 

Dahin gehören die nad der Analogie der Statusrechte gejchaffenen, 
dem Privatfürftenredhte urſprünglich angehörigen, für das innere Staatäleben 
und die Hofhaltung der Monarchien unentbehrlihen Titularwürden der Ge 
mahlinnen der Serrfcher, der Ihronfolger oder Prinzen von Geblüt, ſowie 
ihrer Battinen. Alle diefe Perfonen von befonderem Staatörang find, völfer- 
rechtlich genommen und von den höfifchen Ceremonialformen abgejehen, Unter: 
thanen und unteritehen daher den Jurisdictionsgewalten des Auslandes nad) 
gemeinem Recht auch dann, wenn in ihrem eigenen Staate Ausnahmegerichte für 
die Aburtheilung ihrer Streitfahen angeordnet fein jollten. Die ältere Theorie 
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vermengte vielfach Privatfürftenrecht mit internationalem Recht. Befonders in 
Deutfhland, wo in der Periode des Verfalles nach dem Weſtphäliſchen Frie— 
den die fürftlichen Geſchlechter einerfeitd in reichörechtliher Verbindung mit 
einander, andererjeit3 in völkerrechtlicher Selbftändigfeit neben einander ftan- 
den, war diefer Irrthum ſchwer zu befeitigen. Selbft Heffter vermied ihn 
nicht; denn er handelt von der „völferredhtlihen Stellung der familie des 
Souveräns“ und ſchenkt diefer einen approrimativen Antheil an den Präroga- 
tiven des regierenden Samilienhauptes. *) 

Aus der vorangehenden Darftellung ergiebt fi, daß das Titularweien 
der Staaten, fomweit feine Wirkungen in Betracht fommen, eine dreifache 
Bedeutung hat: eine völferrechtlihe für den fchriftlich urkundlichen Verkehr 
unter den Monarchen, fodann eine ceremoniale der comitas gentium für den 
perfönlihen Umgang mit dem Staatsoberhaupt und feinen Yamilienangehö: 
rigen, was ſowohl für die Beziehung der Gefandten zum Dofleben ala für 
Abweienheitsfälle auf Reifen im Auslande beobachtet zu werden pflegt, und 
endlich eine privatfürftlihe Bedeutung in Hinſicht der üblichen diplomatifchen 
Theilnahmebezeugungen bei Familienereigniffen, für melde die Agenten der 
Repräjentativgewalt verwendet werden fönnen. 

Wenn aber auch die ceremonialen und privatfürftlichen Beitandtheile des 
heutigen Titularmejens aus dem engeren*Ktreife deö allgemeinen Völker— 
rechts ausgeſchieden werden müfjen und folgemeife ihre Nichtbeachtung des Cha- 
rafterd einer wirklichen Rechtäverlegung nad der richtigen Anficht entbehrt, fo 
darf man dennod nicht überjehen, daß ſich an die Aufrechterhaltung feiter 
Staatötitulaturen erhebliche politifche Interefjen fnüpfen. Irrig wäre es aud) 
zu meinen, daß durch Nangunterfcheidungen unter den Staatsrepräfentanten 
das Rechtsprincip der ftaatlichen Gleichheit verlet würde. Ebenfowenig wie 
dur den verfafjungsrechtlihen Grundſatz der Gleichheit vor dem Gefete die 
Merkzeihen in gejellfchaftlihen Abſtufungen ausgeſchloſſen werden, find die 
politifchen Machtunterſchiede, die fi auch in den Titulaturen ausprägen, durd) 
Berufung auf die Rechtögleichheit der Staaten im auswärtigen Verkehr zu be: 
feitigen. 


1) Dem mittelalterlihen Patrimonialprincip entipricht die territoriale Bezeichnung 
König „von Frankreich”, „von Preußen“, dem Wahlprincip der alten Deutſchen 
Kaiferwürde die perjonale Bezeihnung (ermwählter „Römiſcher Kaiſer“, König der 
Belgier). König Wilhelm 1. von Preußen wählte die adjectivifhe Bezeichnung 
„Deutiher Kaifer, König von Preußen“, um die Doppelnatur des hiftorifchen 
Machturſprungs anzubeuten. 

2) Nah feiner auch von Martens befämpften Auffafjung würde Brafilien 
feinen vollen Anſpruch auf den Kaifertitel haben, denn er fagt: „Auf Kaiſerlichen 
Rang und Titel haben nur diejenigen Staaten einen natürlihen Anſpruch, welde 
nicht eine bloße nationale, fondern eine univerfele Bedeutung Haben für die Welt 
oder mindeſtens einen MWelttheil und injojern Weltmächte find ober welche doch ats 
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Großſtaaten verſchiedene Völker in fich einigen oder auf verfchievene Völfer einen 
ftaatlich beftimmten Einfluß haben.“ 

3) Dem »Roi Sanseulottea uncivilifirter Stämme in NAfrifa und Polynefien 
tann ein Anſpruch auf Majeftätätitel nicht zugefprocdhen werden, während anberer: 
feit3 nach dem hiſtoriſchen Vorgang deö Populus Romanus einer großen Republit, 
wie den Vereinigten Staaten, nicht vermehrt fein könnte, den Majeftätötitel für das 
fouveräne Volk zu führen. Englifche und Amerikaniſche Staatsrechtälehrer ſprechen 
daher nicht blos von der sovereignty, fondern auch von ber majesty of the people 

4, S. 121. Der Ausdruck „approrimativer Antheil” felbft ift juriftifch unbrauch⸗ 
bar. Man kann juriftiich einen geringen Antheil haben, aber niemals „beinahe 
einen Antheil“. In der Sache ſelbſt erkennt er übrigens, mas die Hauptſache ift, 
ausdrücklich an, daß fich die Familienmitglieder eines Herrſchers nur eines befon- 
deren Gaftceremoniell3 zu erfreuen haben. — Böllig confequent ift daher auch die 
Beſtimmung des Deutſchen Strafgefegbuhs, wonach ($ 104) nur die Beleidigung 
ausmärtiger Landesherren oder Regenten als feindliche Handlung gegen befreundete 
Staaten beftraft werben kann. Im ideellen Miderfpruch dazu fteht der Preußiſch— 
Ruffiihe Auslieferungsvertrag (von 1885), wonach auch Beleidigung von Prinzen 
als ſchweres politifches Delict angefehen werben fol. 


8 23. 
Rechtliche Einihränfungen der Vertretungsorgane. 


Literatur: E. Meier, Ueber den Abſchluß von Staatäverträgen (1814), S. dLff, 
— A. v. Bulmerincg, Bölferredht, SS 66, 67. — F. v. Martens, Böller: 
recht (Bergbohm) I, $ 104. — Th. Woolsey, Introduction to the Study 
of International Law, S 99. — Treaties and Conventions concluded be- 
tween the United States of Amer. and other Powers, since July 4. 1776. 
Revised ed. Washington 1870. S. 927 ff. 


Jener vollendete Machtzuftand des Staates, der ald „Souveränetät” de— 
finirt wurde, beveutet keineswegs Unumſchränktheit der Herrſchaft. Die für 
den internationalen Verkehr der Staaten geſchaffenen Vertretungsorgane kön: 
nen vielmehr, ohne daß der Grundſatz der Untheilbarfeit und Einheitlichkeit 
verlegt würde, in der Ausübung der Nepräfentativgemwalt aus fich felbit be— 
ſchränkt fein und zwar ſowohl in formaler ald in materieller Richtung, je nach 
dem Stande des Verfafjungsrechtes in den einzelnen Staaten. Aus dieſem 
Grunde hat die Theorie des Völkerrecht die Aufgabe, die mit dem PVertre- 
tungämwejen und dem ausmärtigen Verkehr zufammenhängenden Theile des 
Staatsrechts ald angränzende Materie zu beachten, wenn ed auch nicht erfor: 
derlich ift, die Befchreibung aller einzelnen Staatöverfaffungen der politifchen 
Beographie zu entrüden und in den Bereich völterrechtlicher Gefammtdar- 
ftellungen aufzunehmen. 
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1. In formaler Hinſicht ift der aus dem conftitutionellen PBrincip der 
Minifterverantwortlichkeit entjprungene Grundfag der minifteriellen 
Contrafignatur aller höchſten Regierungsacte nicht zu überjehen. 
Wo er gilt, können auf rechtsverbindliche Weife gegen: 
über dem Auslande Staatsangelegenheiten durd form: 
lofen Schriftwedfel oder mündliche Unterredung zwiſchen 
Monarhen nicht erledigt werden. Jeder Regierungdact be— 
darf übrigens der Contrafignatur durd die höchſte Verwaltungsftelle 
der auswärtigen Staatdleitung auch fhon deswegen, um feinen Rechte: 
charakter im Verhältniß zu YFamilienangelegenheiten oder rein perjön- 
lihen Meinungsäußerungen der Monarchen und Regenten feitzu: 
jtellen. Damit mird in entgegengefegter Richtung auch anerkannt, 
dab freier perfönliher Meinungsaustaufch unter den Staatdober: 
häuptern durch ſolche formale Borfchriften neuerer Verfaſſungs— 
urfunden nicht betroffen wird. Wird den geltenden Formvorfcriften 
zuwider dem Auslande eine Mittheilung zugejtellt, deren Inhalt vom 
Empfänger als biplomatifcher Regierungsact, vom Abfender ala nicht 
ftaatöpolitiiche Angelegenheit aufgefaßt wird, fo muß nad) allgemeinen 
Brundfäßen der Interpretation Nichtverpflichtung des Abfenderd wegen 
der vorhandenen Formmängel angenommen werden. Beltand da— 
gegen auf Seiten des abfendenden Monarchen die erklärte Abficht, 
der bis dahin geltenden Landesverfaſſung zumiderzuhandeln, jo kann 
dad Ausland die Legitimation der handelnden Staatsorgane fo lange 
beanftanden, bis im Wege des entweder thatfächlichen durch Gewalt 
herbeigeführten oder des rechtlich vereinbarten Verfaſſungswechſels oder 
dur Indemnitätsertheilung der vorhanden gewejene Formfehler ge— 
hoben wird. Die Hauptfadhe bleibt bei foldhen Fällen die Nichtver» 
pflihtung ausmärtiger Staatsorgane, bei anerfannt verfafjungs- 
widrigen von anderen Kegierungen adoptirten Formen derartige Regies 
rungsacte im diplomatifhen Rechtsverkehr zuzulafien, ebenjo aber 
auch die Nichtverpflidytung, einen Mangel zu rügen, der auf der 
Begenfeite von einer fremden Negierung bejtritten wird. Welche 
Confequenzen eine aus dem Titel des Mißbrauchs der Kepräfentativ: 
gewalt erfolgreich durchgeführte Minifterantlage auf dem Boden inter: 
nationaler Rechtöverhältniffe nach fich ziehen würde, kann dahinge- 
ftellt bleiben. Im Allgemeinen bleibt das Verhältnig des Staats- 
oberhaupteö zu dem Minijter der auswärtigen Angelegenheiten ein 
internum. Berlegt ein Monarch pflichtwidrig durch eigenmäcdhtiges 
Handeln die durd das Erforderniß der Contrajignatur garantirte 
Regel der Minifterverantwortlichkeit, jo gebührt darüber dem Aus: 
lande ebenfowenig ein entfcheidendes Urtheil, wie in dem entgegens 
gefegten, in der Staatöpraris vorgefommenen Fall, mo der Rechts— 
anſpruch des Monarden, von allen wichtigen diplomatiihen Maß: 
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nahmen vorher unterrichtet und zum Zwecke feiner Zuftimmung be 
fragt zu werben, von dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
eigenmädtig umgangen wurde.) 


. Al3 materielle, gegenftändlih wirkende Beſchränkung 


der Repräjentativorgane fällt vornehmlidh die Beftim: 
mung ins Gemwidt, wonad der endgiltige Abſchluß von 
Staatöverträgen an die Zuftimmung aller oder einzelner 
Gejeggebungsfactoren außer dem Staatöoberhaupte felbft 
gebunden fein fann. Das Nähere über den gegenwärtigen Stand 
der hier in Betraht kommenden Beichräntungen des Vertrags- 
ſchließungsrechtes wird erjt in der Lehre von den Staatäverträgen 
vorgetragen werden. (S. Band III, XV. Stüd.) An diefer Stelle 
find nur die Confequenzen anzudeuten, die fi aus dem Conflict 
zwifchen der nach Außen gerichteten Action der Repräfentativorgane 
und der verfafjungsrechtlichen Ordnung des inneren Staatölebens 
ergeben können. Die Gtreitfrage ift: ob ein Staat dadurd inter: 
nationale Forderungsrechte erwerben fann, daß die mit ihm contra= 
hirenden Nepräfentativorgane eines andern Staates ſich rechtswidrig 
über die von ihnen grundfäglih anerkannten Schranten des Ber: 
fafjungsrechtes hinwegſetzen, indem diefe fi von deren Beobachtung 
etwa unter Berufung auf Zmedmäßigfeitsrüdjichten, oder auf Noth— 
ftand, oder auf geſchäftliche Dringlichkeit und Gefahr im Verzuge, 
felbit dispenfiren.) Oder muß nad allgemeinen Grundfägen jeder 
Staat die Legitimation feines Mitcontrahenten prüfen? Soll die 
innere Berfafjungsordnung der Staaten, vorbehaltlid etwaiger Re— 
greßnahme oder der beftehenden Vorfchriften über Mlinifterverant- 
wortlichfeit dem Verkehrszwecke internationalen Charakters im eins 
zelnen Falle aufgeopfert werden müfjen? Offenbar ift e8 unmöglich, 
diefe für das Vertragsſchließungsrecht präjudiciellen Fragen aus dem 
Standpunkt des Privat-Obligationenrechts allein zur Löſung zu brin- 
gen. Vielmehr muß auf den Zufammenhang und die Wechſelwir— 
fung der beiden Principien der fog. nationalen Selbitändigfeit und 
der internationalen Gemeinſchaftsordnung zurüdgegangen werben. 
Deswegen it zu fagen: Kein Staat fann zu Friedenszeiten 
eine andere Staatöregierung zu einer Verfafjungsver: 
legung in feinem Antereffe vertragämäßig verpflidten 
wollen, am weniajten dann, wenn nad dem echte des jich ver- 
pflichten jollenden Staates der jtaatöbürgerlide Widerſtand gegen 
verfafjungsverlegende Verordnungen und Geſetze berechtigt fein würde. 
Würde eine Staatöregierung aus dem Grunde ſolcher Verfaflungs: 
widrigfeit hinterher geftürzt, jo könnte die nachfolgende de facto 
Regierung die contra elarum jus übernommenen Verpflichtungen 
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gegen dad Ausland zurüdmweifen. Denn das Unrecht liegt bei beiden 
Gontrahenten. 

Anderd märe die Sachlage geartet, wenn in zweifelhaften 
Fällen die repräfentativen Organe ihre unbehinderte Legitimation auf 
geſchehene Erkundigung gegenüber dem Auslande als zweifellos ver: 
fihern und das Ausland nicht im Stande ift, fi) Gewißheit zu ver: 
Schaffen. Alsdann würde zu unterfuchen fein, ob jenen Berficherun: 
gen irgend ein fahrläffig verfchuldeter Rechtsirrthum zu Grunde liege 
oder bei erfolgreich gemordener Behinderung der PVertragserfüllung 
eine Delictöfhuld irgend welcher Art anzunehmen jei. Unzmeifelhaft 
gelten aber für den Kriegäzuftand und darauf folgende Friedens— 
Schlüffe andere Regeln. Denn durch den Kriegszweck und die Kriegs: 
gewalt wird der ftaatärechtliche Zuftand der feindlichen Gewalt bis 
zu dem Maße negirt, daß er niemals ala — des Wider⸗ 
ſtandes ausgenutzt werden darf.®) 

.Aehnliche Geſichtspunkte find auch bei der völkerrecht— 
lichen Beurtheilung des den Kammern etwa zuſtehenden 
Geldbewilligungsrechtes herbeizuziehen. Unter dem Titel 
einer dem Ausland geſchuldeten Aufwendung darf daſſelbe nirgends 
umgangen werden. Selbſtverſtändlich iſt andererſeits, daß irgend 
eine völkerrechtlich gegebene Delictsſchuld der Anerkennung durch die 
Volksvertretungen nicht bedarf. Auf welche Weiſe die Mittel zu 
ihrer Tilgung herbeigeſchafft werden, mag alsdann von den Kam— 
mern überlegt und erwogen werden. Nur kann die Pflicht, eine dem 
Auslande rechtlich geſchuldete Summe zu bewilligen, nicht mehr 
zweifelhaft ſein. In Beziehung darauf gilt die Pflicht der Steuer— 
oder Anleihebewilligung in noch höherem Maße, als hinſicht— 
lich des für die innere Staatserhaltung nothwendigen Bedürfniſſes, 
da die Verweigerung rechtzeitiger Zahlung die Anwendung von Zwangs- 
mitteln gegen den fäumigen Staat nad) fid) ziehen könnte. 

. Dur den verfafjungsrechtlihen Grundfag der den Gerichten zu: 
erfannten Unabhängigkeit fann es der Staatöregierung verwehrt 
fein, über die zur Competenz der Gerichtöbehörden gehörigen Objecte 
der Privat: und Strafredhtspflege eigenmädtig zum Vortheil 
des Auslandes zu disponiren. Den Grundfägen ihrer Gerichtäver- 
fafjung entgegen, Tann feine Staatöregierung verpflichtet werden, in 
internationalen Streitfadhen die Zuftiz zu beeinfluffen, zu hemmen 
oder durch Einfegung von Ausnahmegerichten abzuändern. Kaum zu 
bezweifeln ift jedoch, daß jeder nachweisbar von der Regierung jelbit 
auögegangene Verſuch, die Unparteilichfeit der ihr fubordinirten 
Richter durch Einfhüchterung oder Beftehung zu ihrem eigenen Vor: 
theil zu beeinfluffen, auch die internationale Anerkennung der gericht 
lichen Unabhängigkeit in Frage ftellen würde. Sind in einem Yande 
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die Gerichte in dem Make von der höchſten Staatsftelle abhängig, 
daß der abjolut regierende Herrſcher in eigener Perſon als letzte 
Initanz Recht ſprechen darf, fo erfcheint es zuläffig, daß an Stelle 
formaler Procedur die materielle beftimmte Entfcheidung internatio- 
naler Streitfahen im Wege der Vertragichließung voraus ftipulirt 
wird, wie ja aud das Staatsoberhaupt in abfoluten Monarchien 
zur Emanation einzelner Gejeggebungsacte ſich dem Auslande ver- 
pflichten kann. Aehnlich liegen die Berhältnifje in ſolchen Staaten, 
die den Grundſatz der Exterritorialität in Beziehung auf die Unter: 
thanen anderer Staaten zugelafjien haben. Die Kepräfentativorgane 
folder Staaten, deren Unterthanen vom Gerichtöjwang einer frem- 
den Macht durd das Privilegium der Exterritorialität befreit find, 
brauden ihr Recht aus völferrechtlihen Delicten nicht immer erſt 
vor den Berichten zu fuchen und fünnen 3. B. im Falle einer an 
fich begründeten, directen oder ſubſidiären Haftpflicht, z. B. bei Töbtun: 
gen von Befandten oder Confuln, fofort an die executive Stelle des 
ſchuldigen Staates herantreten. 


.Auch binfihtlid mander, ihrer Natur nad abminiftra: 


tiver Gefhäfte fann der Repräſentative des Staates 
eine Befhränfung auferlegt fein. Dies iſt beiſpielsweiſe 
dann der Fall, wenn zwar formell dem Staatsoberhaupt — wie 
aud in der Nordamerifaniihen Union — das Recht Gejanbte 
zu ernennen, eingeräumt, bezüglich ver gejandtichaftlid zu bes 
fegenden Stellen oder der Auswahl der zu berufenden Perfonen 
dagegen ein Genehmigungsrecht anderer hoher Staatsbehörden vor: 
gejehen würde. Daß durch adminiftrative Eigenmächtigkeit die inter: 
nationale Competenz formell richtig beglaubigter Geſandter zumal 
dann nicht in Zweifel geftellt werden fann, wenn durd internes 
Amtögeheimnig die Beobachtung vorgefchriebener Formen verbedt 
wird, dürfte wohl allgemein angenommen werden. Zmweifelhaft und 
ftreitig fünnte aber die Frage werden, ob durch Verhandlungen mit 
ſolchen vegelwidrig ernannten Agenten auswärtige Staaten in den 
Stand gefegt werden, Rechte zu erwerben, deren Wirkungen über 
die der freien Verfügung des formwidrig Ernennenden unteritellten 
Sphäre hinausgehen. 


. Als adminiftrative Befhräntung der repräjentativen 


Mahtorgane muß es auch angefehen werden, wenn dieje 
förmlid und ausdrüdlid zur Berichterftattung in diplo= 
matijhen Angelegenheiten verpflihtet und fomit einer 
Controlle unterftellt find.*) Völkerrechtliche Gonfequenzen fönnen 
daraus faum entitehen, es fei denn, daß man die Frage aufmwerfen 
wollte, wie fich die pflichtmäßige Bewahrung des diplomatischen Ges 
heimnifjes zu dem Rechte der Kenntnißnahme anderer Behörden, zu 
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dem Gollegialitätsprincip der Gefammtcommiffionen oder zu dem Aus⸗ 
funftöbegehren der Kammern (Interpellationäredht) verhalten? 

7. Das Recht der Kriegserklärung fann an die Zuftimmung 
der Volks: oder Staatävertretung gebunden fein.) In 
folhen Fällen ift die Thatfahe trogdem erfolgter Kriegserklärung 
völlig unabhängig von der Prüfung der verfaſſungsrechtlichen Be: 
fugniß. Das Nähere wird an anderer Stelle (f. unten in der Lehre 
von der Conföderation) vorgetragen werden. 

Verſchieden von diefer Gruppe von Beichränkungen, die lediglich 
im BVerfafjungsrechte einzelner unabhängiger Staaten wurzeln, 
find die Beichränfnngen aus dem Grunde völferredtlih unvoll: 
ftändiger Souveränetät oder aus dem Grunde der Gonnerität 
mehrerer Derrfchaftögebiete mit verfchiedenen Verfafjungen. Daraus 
ergiebt fich für die Syſtematik die Aufgabe der Darftellung: Erſtens, 
der Lehre von der fog. Halbſouveränetät (Kapitel II) und zwei— 
tens der territorialen DOrganifation der Repräſentativ— 
gemalt (Kapitel III). 


1) Bulmerincg (S. 313) bezeichnet den Minifter der auswärtigen Angelegens 
heiten ald „mittlere Organ des Staatsverkehrs für das gütlihe Berfahren” (im 
Begenjag zur höheren Stellung des Souveränd und der unteren Stellung der Ge 
fandten. „Mittleres Organ’ für das gemaltfame Verfahren find ihm die Minifter 
des Krieges. Letztere Auffafjung erfheint anfechtbar. Der Kriegäminifter bedeutet 
für das Ausland au in Kriegäzeiten nicht mehr als der Finanzminifter eines ans 
deren Staated zu Friedenszeiten. 

3, Ein folder Fall ift bisher in der diplomatifhen Praris des Deutfchen Reichs 
nur einmal vorgelommen, ald nämlih in Abweſenheit des Neichdtags ohne deſſen 
Suftimmung der Deutſch-Spaniſche Handelsvertrag vom 12 Zuli 1883 in Wirk 
famfeit gefegt wurde. Siehe denfelben im Reichögejepblatt 1883, 5. 307jj. 

3) Daß die im Text vertretene Anficht die herrſchende in der Völkerrechtslite— 
ratur feit Grotius gemefen ift, hat Meier dargethan. Grotius, VBattel, Wolf, ©. F. 
v. Martens, Klüber, Mofer, Hefiter, Oppenheim, Bluntſchli, Wheaton, Calvo und 
andere ftügen fie. Meier felbjt jagt: „Das Ausland ift verpflichtet die ftaatärecht« 
lih geordnete und beſchränkte Legitimation des Staatöoberhauptes zu prüfen, 
ehe eö mit demfelben abſchließt. Die ganze Nepräfentationsbefugniß beruht ſowohl 
principiel, ald auch, was die Begrängung berfelben betrifft, auf dem inneren 
Staatörecht.” 

4) ©. Art. 8 der Deutſchen Reihäverfafiung: „Außerdem wird im Bundesrath 
aus den Bevollmächtigten der Königreihe Bayern, Sachſen und Württemberg und 
zwei vom Bundesrath alljährlih zu wählenden Berollmädtigten anderer Bundes: 
ftaaten ein Ausfhuß für die auswärtigen Angelegenheiten gebildet, in welchem Bayern 
den Borfig führt “ 

5) Wie beifpielöweije Art. 11 der Deutſchen Reihäverfaffung Zuftimmung des 
Bundesraths zu dem vom Kaifer zu erflärenden Kriege erforbert. 


Handbud; des Böllerrehis IL, 7 
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Zweites Kapitel. 


Staaten mit unuollkonmener Souveränetät. 
$ 24. 


Begriff und Wejen ber fogenannten Salbfjouveränetät. 


Literatur: Heffter, Völkerrecht, $ 19. — Bluntſchli, in der Revue de droit 
International 1881. S.571ff. — v Bulmerincq, Böllerrecht (in Marquard: 
ſen's Handbuch) I, $ 14 (Note). — Carnazza Amari, Diritto Internaz. 
pubblico I, S. 193ff. — F. v. Martens, Völkerrecht I, 88 60 — 62. — 
Twiss, Law of Nat, $ 25. -- Hall, International Law, $ 19. — Stubbs, 
Suzerainty, or the rights and duties of suzerain and vassel States. 1882. 
T. E. Holland, The Elements of Jurisprudence (2. ed.) p. 40, 295. — 
Lawrence, Commentaries sur Wheaton (1868) I, 225. — Wharton, 
Comm., $ 137. 


Zwiſchen völferrehtlihd normalen Gebilden der jouveränen 
Staatsperfönlichfeit und denjenigen Gejtaltungen, bei denen das Dafein 
des Staated® nur nod eine verfafjungärechtlihe Bedeutung für die innere 
Drdnung der Staatenverbindungen gewinnt, ohne in den internationalen 
Rechtsverkehr unmittelbar einzugreifen, giebt e8 Uebergangsformationen. 
Das Weſen derfelben tritt darin hervor, daß in ihnen vom Auslande aner: 
fannte, repräfentative Organe zwar beftehen, aber ohne jenes Wollmak der 
Unabhängigfeit und Selbftändigfeit, dad fouveränen Staaten eigen ift. Redht- 
lich entfcheidend für ſolche unvollkommene Souveränetät bleibt fomit: 

1. Das Borhandenfein gewiſſer, völkerrechtlich anerkann— 
ter Verfehrsbeziehungen zwiſchen vollberechtigten Mitgliedern 
der Staatengenofjenfhaft einerjeit3 und minder berechtigten Staaten 
andererfeits, fo da auf diefer leiten Seite das Prineip der Gleich 
berechtigung aller Staaten durchbrochen und auf die Stellung der 
fog. Halbfouveräne nicht angewendet wird. 

2. Der völferrehtlih anerlannte Beftand des fpeciellen 
internationalen Unabhängigfeitsverhältnijfes eines zwar 
nit unterworfenen, aber in bejtimmten, einzelnen Berbältnifjen 
einem andern vollfouveränen Staate doch untergebenen Landes. 
Das untergebene Land wird mit Rückſicht auf diefe feine Stellung 
herfömmlicher Weife alö halbſouverän bezeichnet, um Damit gleich: 
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zeitig anzubeuten, daß ihm eine im ſtaatsrechtlichen Sinne eigene 
Selbftändigkeit zulommt. Die in die völterrechtliche Stellung mit- 
beftimmend oder aud) in einzelnen Fällen entfcheidend eingreifende aus: 
wärtige Gewalt führt "den Titel der Suzeränetät und bebeutet 
internationale Schutzherrlichkeit. 

Wenngleih fon dem Altertum, inäbefondere den Römern, ähnliche 
Staatögeftaltungen nicht völlig unbefannt waren, jo liegt der hiſtoriſche Ans» 
knüpfungspunkt für den Nechtöcharafter der Dalbfouveränetät doc vorzug3: 
weiſe in dem vafallitiichen Verhältnig des mittelalterlihen Lehnsweſens und 
in jenem Gedanken, wonach ohne Aufgabe nationaler Selbftändigfeit ſogar 
eine Königskrone vom Deutſchen Kaiſer al® dem meltlihen Oberheren der 
Chriftenheit damals zu Lehn übernommen werden konnte. 

Mit den modernen Entwidelungen der Begriffe Nationalität und Sou: 
veränetät fonderten jid denn auch die ehemaligen Geſammt-Inhaltsbeſtimmun⸗ 
gen des Lehnrechtes in Rüdficht ihrer feudalen, grundredjtlihen und öfono: 
mifchen Bejtandtheile einerſeits und ihrer politifhen oder internationalen Eles 
mente andererjeits. Bafallitifhe Abhängigkeit eined Staatsweſens 
gegenüber einem andern bedeutet nit nothwendig den Mangel 
an Souveränetät auf Seite des Vafallen. Denn es kann fi, wie 
bei dem ehemaligen Verhältnig des Königreichs Neapel zum päpſtlichen Stuhle, 
lediglidy um die Erinnerung an hiſtoriſche Ehrenrechte des Papſtes oder um 
eine Rangftellung des gleichfalls jouveränen Oberlehnsherrn handeln. Im 
Allgemeinen aber ift zu fagen: Der Lehnrechtsinhalt, insbefondere die 
Heeresfolge eines Vaſallenſtaates, gegenüber einem anderen Oberlehnäftaate, 
ift nicht nur mit dem modernen Souveränetätöbegriff in unlösbarem Wider: 
ſpruch, ſondern ift faum noch mit der Stellung jolcher Gebilde vereinbar, welche 
gegenwärtig als halbjouverän bezeichnet zu werden pflegen. Der Halb: 
jouveräne hat heute in der Hegel mehr echte, alö der Vaſall im Mittelalter 
beſaß, kann aber auch weniger haben.!) 

Prägte fid) in den Germanifchen und Romaniſchen Staaten das Abhängig- 
feitsverhältnig öffentlich rechtliher Gewalten vornehmlih in der Deereöfolge 
deö minder Mächtigen aus, fo entitammt der Praris des Islam die Beugung 
der ſchwächeren Gemeinwejen unter den Drud des ftärkeren Herrſchers durch 
Auferlegung von Binspflidtigfeit und Tributzahlung Aud in Be 
ziehung auf dieſe ift gegenwärtig zu behaupten, daß Steuerpflichtigfeit eines 
Staated gegenüber den Andern mit dem Nechtäbegriff der Souveränetät nicht 
vereinbar ift, amdererfeitö aber auch fein charakteriftifches Merkmal der Halb: 
fouveränetät abgiebt. 

Die modernen Staaten, die als halbfouverän gelten, find 
regelmäßig weder vafallitifch=heerdienjtpfligtig, noch ökono— 
mifhetributpflihtig. Der gleichfalls öfters zu ihrer Bezeichnung ver 
wendete Ausdrud Tributärftaaten ift daher zu vermeiden und jebenfalls 
nod) unflarer, als das jeiner unlogiſchen Qualität wegen zwar mit Recht an- 
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gefochtene, aber doch in der Staatöpraris conventionell feftgehaltene Wort der 
Halbjouveränetät, das in arithmetifcher Form jene unklare Theilung der 
Gewalten wiedergeben wollte, durch welche die öffentlichen Rechtszuſtände des 
Deutihen Reichs nach dem Weftphälifchen Frieden verwirrt worden waren. ?) 
Das mittelalterlihe Fundament der Vergleihung der hohen und niederen 
Macht lag in den Weltherrfhaftsideen der Päpſte, Kaifer und Chalifen 
und beiteht heute nicht mehr. 

War aljo im Mittelalter, wenigitens urfprünglich, das lehnsherrliche Recht 
oder fog. Obereigenthum (dominium directum), und die Auferlegung von Ges 
bühren oder Zinfen durch ZTributpflichtigkeit gewiſſer Herrſcher zu allermeift 
Ausdrud eines entweder ftaatärechtlich oder international wirkenden Gemalt: 
verhältnifjes und einer ihnen zuerfannten Mittelitellung zwiſchen Unterthanen- 
Ihaft und höchſter Befehlähaberfchaft, fo verhält es ſich gegenwärtig mit ber 
Stellung der Halbjouneräne gegen die Suzeräne fogar umgefehrt. 

Das Entſcheidende in der Suzeränetät iſt international wirkſame 
Schutzpflichtigkeit; nicht die Untergebenheit des Halbfouveräns, fondern 
deſſen Anfprud auf Sicherſtellung feines ftaatlichen Beſtandes gegen ausmärtige 
Gefahren: Sicherftellung, vermittelt durd) Leiſtung des erforderlichen Schubes. 
Findet diefes Nechtöverhältnig feinen Ausdrud in der Leiſtung eines Homa— 
gial-Eides oder Verfprechens, fowie in der Entrichtung eines Tributes, fo wird 
damit in zweifelhaften Fällen nichts anderes gemeint fein, alö die formale 
Recognition eines hergebradhten Zuftandes in der Richtung feiner zeitlichen 
Fortdauer. Der Sade am meijten entſprechend wäre daher der Halbfouverän 
als forderungsberechtigter Schügling zu bezeichnen.?) In der That findet 
man aud die Nedtsftellung des Suzeräns als diejenige eines Protectors 
bezeichnet. Wergleihungshalber mag man dann, wie oft genug gefchehen, das 
Pflegſchaftsverhältniß und die Vormundſchaft des Privatrechts herbeiziehen. 

Dft genug wurde das Verhältniß und der Beitand folder hHalbfouverä- 
nen Stantögebilde als völkerrechtlich geduldete oder gejchaffene Anomalie 
von den Theoretifern betrachtet. Man glaubte, daß diefer Thatjache die Eigenſchaft 
einer gleihfam zwitterhaften Mifbildung innemohne und hielt dafür, daß ſolche 
Gebilde ſich völlig überlebt hätten. Beachtet man indeß die hiftorifchen Be— 
dürfnifje jtaatlicher Neubildungsprozefje im Zufammenhang mit der allmälig 
fortfchreitenden Ausbreitung Europäifcher Rechtsgrundſätze auf Gebieten, die 
ihnen früher vollig verjchlojjen waren, jo begreift man die Zmedmäßigkeit 
jolcher Uebergangsformationen. Bezeugt wird dies Bedürfniß gleihjam em 
bryonaler Formen zwifchen der noch nicht erlofchenen Lebenskraft altherge- 
brachter Herrichaftsrechte und ver noch nicht völlig entfalteten Lebenskraft 
ftaatsbildender Keimzuftände durdy die modernen Vorgänge in der Entwidlung 
der Diteuropäifchen Länder und vor allen andern Dingen durch die jeit dem 
Auftreten der Engliſch-Oſtindiſchen Compagnie bis auf die allerneueiten Zeiten 
fortgefeßte Behandlungsmweife Oftafiatifcher und fodann auch Afrikaniſcher 
Herrſchaftsintereſſen. Mag man daher der jog. SHalbjouveränetät auch 
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jene juriftifche Beftimmtheit abfprechen, die der Begriff der Sonveränetät felbit 
erft im Werlaufe der Sahrhunderte erlangen Tonnte, jo fehlt es ihr doch nicht 
an hinreichend ſtarken Grundlagen, an jener Zmwedmäßigfeitätendenz, die in dem 
neueften Staatövertragärecht der Mächte ſich wirkſam ermeift. 


Der Dergang bei der Entftehung der Halbſouveränetät fann ein 
verjchiedener fein, je nad) dem es ſich um eine Machterweiterung ehemals 
völlig abhängiger, des völferrechtlichen Nechtöverfehrs nad) außen entbehrender 
Provinzen handelt, oder um einen Machtverlujt ehemals fouverän gemejener 
Staatögebiete, die ihre freie Stellung nicht bewahren fonnten. An fich jelbit giebt 
es fein Hinderniß dagegen, daß dad Abhängigfeitsverhältnig des einen (be- 
Ihüsten) von einem andern (ihn bejchügenden) Staate ji auch auf Gewohn— 
heit gründe. Regelmäßig wird jedoch em Schutzvertrag zur Begründung 
der Dalbfouveränetät eines Staates vorauögefegt, der entweder im Zujammen: 
bang mit Friedensverträgen ftehen und dem minder mächtigen Staate aufge: 
nöthigt fein Tann oder als das Werk einer völlig freien Vereinbarung erfcheint. 
Immer und unter allen Umjtänden aber muß ein dauernder AZuftand, 
nicht blos ein auf Zeit oder bedingungsmeife abgeichlofjenes Verhältniß vor: 
liegen, das ſich ſomit von Allianze und Bündnifverträgen unterfcheidet. Der 
Schußvertrag enthält fomit einzelne unlösbar mit einander verbundene In— 
baltöbeftandtheile der Conföderation, der Allian; und der territorialen Garantie 
neben der Begründung eines dauernden Zuftandes der Abhängigkeit zmifchen 
zwei Staaten, vermöge defjen völlige, internationale Gelbjtändigfeit nur dem 
beſchützenden Staate zulommt. Soldye die Dalbfouveränetät conftituirenden Vers 
träge fönnen in mehrfacher Weife zu Stande fommen: 


1. Entweder zwifchen den zunädft an dem Schutzverhältniß jelbit bes 
theiligten Staaten, vorbehaltlid der nachträglich hinzutretenden, ſei 
es jtillfchweigend, fer ed außdrüdlich gewährter Anerfennung anderer 
Verkehr pflegender Nationen, die zumal dann nothwendig wird, 
wenn eine früher abhängig gemejene ‘Provinz zu dem Wange halb: 
jouveräner Gemeinweſen emporiteigt. 


. Oder im Wege einer durch Congreſſe oder Conferenzen vermittelten 
collectiven Vertragsjchliefung, wie auf dem Pariſer Friedenscongreß 
1856, oder auf dem Berliner Gongreß vom Jahre 1878 bezüg- 
lich gewiſſer Balfanftaaten. Es ift in foldhen Fällen möglich, daß 
alsdann mit der Begründung der Halbjouveränetät eine Uebernahme 
einer Garantie zu Gunsten der minder mächtigen Staaten verbunden 
wird und dann dad Echutverhältnig eine doppelte Richtung erhält: 
einmal im Sinne der inneren Selbitändigfeit des beſchützten Staated 
gegenüber mwillfürlichen Interventionen des Suzeraind und fodann 
gegenüber auswärtigen von dritter Seite drohenden Gefahren, die der 
Suzerain von dem durch ihn beſchützten Staate abzumehren berechtigt 
und verpflichtet wird. 
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Neben der effectiven Balbfouveränetät giebt es eine im 
Sinne des Völkerrechts fietive Dalbfouveränetät. Als folde darf 
man die Auffaflung bezeichnen, in Gemäßheit welcher nad der Nordamerika: 
niſchen Staatspraxis den Indianern in den ſtaatlich nocd nicht organifirten 
Territorien für den Zmed der Vertragsſchließung Halbfouveränetät eingeräumt 
wird. Auf ähnlicher Vorausfegung beruhte Die quasi internationale Stellung 
der Ditindifhen Compagnie zu den Indifchen Fürften. In diefen Fällen 
fehlt ed den Stämmen oder Fürjten folder vom Verkehr mit anderen Staaten 
völlig abgejchnittener Gebiete auch an den elementaren Beitandtheilen einer be- 
ſchränkt völkerrechtlichen Perjönlichkeit. 

Die Qualität der Halbſouveränetät geht verloren, wenn der 
beſchützte Staat die vollſtändige Souveränetät erlangt und dieſer 
neue Zuſtand anerkannt wird. Das gleiche Reſultat der Beendigung 
kann aber auch in umgekehrter Richtung herbeigeführt werden, wenn halb— 
ſouveräne Staaten von dem Suzerain völlig unterjocht werden, welchenfalls 
in Beziehung auf den Uebergang ſeiner Rechte und Verbindlichkeiten die be— 
reits entwickelten Grundſätze der Staatsnachfolge angewendet werden müſſen. 


1) Wharton fa. a. O. ©. 214) nimmt Vaſallität und Halbſouveränetät als 
identiſch. 

9, Die Erfindung des Wortes „jalbſouverän“ wird auf Moſer zurückgeführt 
(Günther, Völkerrecht 1, 508) und bereitö von Wheaton gerügt. Die nicht zu ent: 
ſcheidende Streitfrage, ob halbfouveräne Staaten zu den unabhängigen oder zu den ab: 
hängigen Staaten zu zählen feien, nöthigt immer wieder zu einem medius terminus, d. h. 
zu dem Anerfenntnif, daß es fih um eine Uebergangsformation handelt. Etwas 
anberes fehe ich auch nicht in der Wendung von Twiss, der die fog. halbfouveränen 
Staaten ald Staaten mit sconventional independeucee im Gegenfage zu Staaten 
mit »absolute independence« rechnet. Dieſer Gegenfag ift verfehrt, weil auch (voll) 
fouveräne Staaten durch vertragämäßig vereinbarte Anerkennung Dajein erlangt 
haben Fünnen. 

3) Die Beyeihnung „Schußftaaten” ift zu vermeiden, weil ed immer zweifelhaft 
bleibt, ob der fchußberechtigte Unterftaat oder fchugpflichtige Oberftaat damit gemeint 
fein fol. Twiss (I, 26) bezeichnet die balbfouveränen Staaten alö protected in- 
dependent staates. Schon Bynkershoek betonte dad Schugverhältniß (tuitio). Aehn: 
lich Grotius (1, 3, 21), der von den Staaten sub patrocinio, non sub ditione 


ſprach. — Hall benennt die halbfouveränen Staaten in negativer Formulirung als 
imperfectly independent States. 


8 2, 
Selbjtändigteit und Unjelbitändigfeit halbſouveräner 
Staaten. 
Die Formen, in denen ſich die Verfafiung beihüster, abhängiger Staaten 
bewegt, fünnen ebenjo verfchieden fein, wie diejenigen der Schuß gewähren 
den Staaten. Das hijtorifch regelmäßige Verhältniß war freilich urſprünglich 
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dasjenige der monardjifchen Staatsform auf beiden Seiten des Vafallen und 
de3 Souveränd. Doc kann auch die Qualität der Halbjouveränetät auf Seiten 
eine® Monarchen gegenüber einer Republit oder auf Seiten einer Republif 
gegenüber einem Monarchen vorhanden fein. 

Angefihts diefer Möglichkeit formaler Verfaſſungsverſchiedenheiten für die 
beiven am Schugverhältnig betheiligten Staaten entfteht zunächſt die Frage, 
ob der beihüste Unterjtaat feine Verfaſſungsform beliebig wechſeln darf 
oder der Dberjtaat ein für allemal als zum Wächter der Zegitimität beftellt 
erachtet werden müfle Muß ein abhängiger Fürft aud gegen vebellifche Unter: 
thanen befchügt werden? Die Pforte ließ es gefhehen, daß in den von ihr 
ehemals abhängigen Donaufürftenthümern der Fürft Cufa entfegt wurde. All 
gemein läßt fih, da es fi um anomale Berhältnifje handelt, fein Princip 
nachweiſen, aus welchem eine Entjcheidung zu fchöpfen wäre. Fehlt es an 
einer Beftimmung für den einzelnen Fall, fo ift entweder auf die in dem Ent» 
ftehungsacte des Schußverhältnifjes ausgeprägte Zmwedrichtung zurüdzugehen 
und zu unterfucden, ob die Rechtöftellung des Oberftaates eine Verfaſſungs— 
garantie in fich fchließe; oder es ift darauf zu achten, ob der Oberſtaat be— 
fugt ift, jeweilige Regierungdnadfolger im Unterftaat zu beftätigen und 
einzufegen. Iſt dies der Fall, jo erfcheint es ſelbſtverſtändlich, daß das Recht 
der Succeffion durch Ummälzungen nicht geändert werden darf. Auch an 
diefem Beifpiel erfennt man, daß die Halbfoıweränetät feine mathematisch oder 
logifh genau abzugränzende Mittelftellung zwiſchen völliger (ſtaatsrechtlicher) 
Abhängigkeit eines Gebietes und volljtändiger (internationaler) Unabhängig» 
teit darſtellt Beitandtheile der Abhängigkeit und andererſeits der Unabhän— 
gigfeit können in verfchiedenen Antheildverhältnifjen mit einander gemifcht fein. 

Zerlegt man diefe Mifchungen, jo erfennt man, daß ſowohl in Hinficht 
der materiellen VBerhältnifje als auch in der formalen Organifation der Schußs 
beziehungen nicht unerheblicye Unterjchiede zum Borfchein kommen. 

Was zupörderjt die materiellen Beftandtheile der den Unterftaaten zutoms 
menden, relativen Unabhängigkeit anbelangt, fo erfcheint: 

1. Adminiftrative Unabhängigkeit der Unterftaaten im Sinne 
der Selbitverwaltung felbjtverftändlid, jo daß der Regierung in ihnen 
die gefammte Stellenbefegung binfichtlih der ihr untergebenen Dr: 
gane zuftehen muß. Das Gleiche gilt auch von der Juitizvermaltung 
im e. S. Bon beitimmt vereinbarten Ausnahmeverhältnifjen abge 
jehen, muß immer vorausgefegt werden, daß die Entſcheidung von 
Rechtsſachen in letter Inftanz dem Unteritaate nicht entzogen mwer« 
den darf und die Schußberechtigung des Oberftaates einen Ins 
ftanzenzug oder ein Recht der Entſcheidung in abminiftrativer Be: 
jchwerdejache nirgends begründet. 

2. Auch gefeggeberifche Unabhängigkeit, vorbehaltlic) der für ver- 
fafjungsrechtliche Normen etwa geltenden Ausnahmen, muß herkömm⸗ 
licher Weife im Zweifeläfall den Unterftaaten zuertannt werben. Nur 
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binfichtli der Fremdengefeggebung dürfte, fomeit die Rechte der 
Unterthanen des Oberjtaates dabei in Frage fommen, eine Verlegung 
berechtigter Interefjen durch den Suzerain gerügt werben Tünnen. 


. Anders liegen die Verhältnifje in Hinficht des auswärtigen Ver: 


fehrs der Unterftaaten. Daß ihnen hier irgend welche Befchrän- 
fungen in der Geltendmadhung internationaler Befugnifje auferlegt 
fein müffen, liegt in der Natur der in Betracht kommenden Verhält- 
niſſe Das Gefandtfchaftsrecht zmifchen Unterftaaten und Oberftaa- 
ten kann fo geftaltet fein, daß dem Unterftaat die Pflicht der Ent- 
fendung von Vertretern an den Oberftaat zum Zwecke der Bericht: 
erftattung oder im Sinne politifcher Verantwortlichkeit auferlegt wird. 
Der Unterftaat darf hingegen von dem Verkehr mit dem Auslande 
durch den Oberherrn nicht völlig abgefchnitten fein. Immer ift viel- 
mehr bei der Conftruction des hier vorliegenden Rechtsverhältniſſes 
davon auszugehen, daß das internationale Verkehrsrecht auf 
Bertragsfhliegung und Gefandtfhaft auf Seiten des 
Unterftaates fomeit reiht, ala bei der Wahrnehmung ſolcher Be- 
ziehungen zum Auslande die Gefährbung der Eriftenz des Unterftaates 
und folglich eine eventuelle Inanſpruchnahme der Schugleiftung im 
gewöhnlichen Laufe der Dinge ausgefchloffen find. Dem Unterftaate 
gebührt daher der Abſchluß internationaler Verträge betreffend die 
Nechtöhilfe, die Niederlafjung der Fremden, die Pflege des inter: 
nationalen Privatrechts und ähnliche, in der Hauptſache unpolitifche 
Materien. Andererfeits giebt es nicht wenige Materien, die jo be- 
Ichaffen find, daß neben den eigenen Gelbitändigfeitäinterefjen des 
Unterftaates, auch wichtige Angelegenheiten des Oberftaates gleich 
zeitig berührt werden müffen, zumal die allgemeine Erfahrung lehrt, 
daß in der Mehrzahl folder Fälle der Unterftaat durch einen natür- 
lichen Antagonismus zum Oberftaat dazu gedrängt wird, feine Selb: 
ftändigfeitärechte iiber das objectiv zuläffige Maß auszubehnen. Webri- 
gend ift dabei auch auf den Entftehungsgrund der Halbſouveränetät 
zurüdzugehen. Würde eine völlig abhängige Provinz durch Verträge 
zum Rang eines halbjouveränen Staates emporgehoben, jo hat diefer 
im alle einer fpeciellen Aufzählung feiner Gerechtfame feine mei- 
teren Befugniffe außer den erwähnten, während die Präfumtion 
weiterer Gerechtfame zu Gunften eines halbfouveränen Staates ftreitet, 
der ehemals vollfouverän war. 


. Unfelbftändig und abhängig erfheint der Unterjtaat und 


ein regierender Salbfouverän in Hinſicht feines Kriegs— 
führungsrechtes, mag er immerhin den Oberbefehl über einen 
militärifch vom Oberftaate abgefonderten Heeresverband führen. Nir- 
gends hat der Unterftaat das Recht eigenmächtiger Kriegserflärung 
oder autonomen Friedensfchluffes. Andererſeits muß es als ſelbſtver⸗ 
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Händlich erachtet werden, daß ein von Außen angegriffener Unter: 
ftaat, wie im Falle Bulgariens, das 1885 von Serbien plöglid 
überfallen murde, fich zur Wehre jegen darf, ohne erſt die Sülfe 
des Dberftaates abwarten zu müflen. Jede Kriegserklärung an den 
Unterftaat ift ipso jure auch an den Oberftaat gerichtet. Hingegen 
fann die von Unterjtaaten ausgegangene Kriegserflärung vom Su- 
zerän entweder inhibirt oder durch gewaltſames Einfchreiten hinter: 
her wirkungslos gemacht werden. Ohwohl aber das Kriegführungs:- 
recht des Unterftaates in der Schugpflicht des Dberftaates abforbirt 
wird, ift es doch unzmeifelhaft, daß dem Unterftaate die Qualität 
eines jelbjtändigen Belligerenten völkerrechtlich felbjt dann zuerkannt 
werden muß, wenn er fi im Widerfprudy zum Scußvertrage gegen 
den Suzerän mit bemwaffneter Gewalt auflehnt. Als Präcevenzfall 
fann bier der Krieg des Jahres 1877 angeführt werden, in welchem 
die Rumänen als Bundesgenofjen der Ruſſen ihren damaligen Suzerän 
angriffen. 

Ob im Kriegsfalle des Oberſtaates der Unterjtaat ſich neutral erklären 
oder doch neutral bleiben kann, wird fich in allgemein gültiger Weiſe theore- 
tifch nicht entfcheiden laſſen. Ausſchlag gebend bleibt in rechtlicher Hinficht die 
international anerfannte Verfaſſung des Unterftaated und der befondere In— 
halt des Schutzvertrages. Iſt der Unterſtaat beifpieläweife zur Heeresfolge 
vertragsmäßig nicht verpflichtet, und fehlt es dem friegführenden Oberftaate 
an rechtlich anerkannten Mitteln, die Sülfsquellen des Unterjtaates für feine 
Kriegführungszwecke auszunügen, jo muß, mie im Falle der Zonifchen Infeln 
(1854) während des Arimfrieges, die Neutralität des Unterſtaates ald fein 
Recht von den Belligerenten geachtet werben. An diefer Forderung kann auch 
dann nichts geändert werden, wenn ber Unterftaat fortfährt, einen regelmäßia 
zu Friedenzzeiten gefchuldeten Tribut an den Oberftaat während eines Krieges 
zu entrichten, wogegen die Leiſtung außerordentlicher Kriegsbeiiteuern das Recht 
der Neutralität hinfällig mahen würde. Ebenfo wie der Unterftaat eines jelb- 
ftändigen Kriegführungsrechts entbehrt, ermangelt er auch der Befugniß, Triege- 
riſche Allianzverträge zu offenfiven Zwecken abzuſchließen, oder Gebietöverän- 
derungen herbeizuführen. 

Aus der vorangehenden Daritellung ergiebt fich, daß Rechte und Pflichten 
des beiberjeitigen Schugverhältnifjes unter zwei verfchiedene Gefichtöpunfte fub: 
ſumirt werben fönnen: 

A. Relative Selbitändigfeitsrehte des Unterftaates gegen: 
über der allgemeinen Staatengenoffenfhaft und dem 
Suzerän, in Hinſicht derer der Unterjtaat die Qualität innerer Un- 
abhängigfeit genießt und der Fürſorge des Oberftaates entrüdt ift. 
Wotenzirt erfcheinen ſolche Unabhängigkeitärechte, wenn fie einer 
völferrehtlihen Garantie zur Abwehr etwaiger Angriffe gegen: 
über dem Oberftaat theilhaftig geworden find. 
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B. Relative Abhängigfeitäverpflidtungen des Unterftaates 
gegenüber dem Oberjtaat, der feinerfeit3 ala privilegirte 
Vormacht fih von der internationalen Rechtsſtellung an: 
derer (voll)fouveräner Staaten unterfheidet Der rechts 
liche Ausdrud ſolcher Bevorredhtung des Suzerains kann in verſchie— 
dener Meife hervortreten: In der allgemein in Verträgen ausge— 
Iprochenen Interdiction gewiſſer Souveränetätöacte, wenn dieſe 
dem Unterjtaat ausdrüdlic entzogen worden find, deren Vornahme 
aljo ipso jure nidjtig fein würde; in der ausdrüdlich anerfannten 
Befugniß gewaltfamen Einſchreitens des Oberftaates zur Verhin— 
derung bejtimmter fehußvertragswidriger Acte, endlid in der Auf: 
erlegung folder Militärdienftbarteiten, insbeſondere eines dem Suze— 
rain zugeitandenen Beſatzungsrechts, wodurch präventiv etwaigen Gränz⸗ 
überjchreitungen in der Competenz des Unterjtaates gewehrt wer—⸗ 
den kann. 

C. Eoncurrirende Rechte des Unterftaates und des Ober— 
ftaates im Verhältniß beider zu dritten Staaten. So fann 
es zweifelhaft werden, ob bei dem Abſchluß folcher internationaler 
Verträge, deren Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigfeit im Voraus 
nicht ausdrüdlich feitgeftelt wurde, der Oberftaat auch in Beziehung 
auf das Gebiet des Unterftaates ohne deſſen Zuftimmung contrahiren 
fann oder umgekehrt, ob der Unterftaat allein die Befugniß der Ver 
tragſchließung beanfpruchen darf, ob ferner der Unterjtaat berechtigt 
ift, auf Congrefjen neben dem Suzerain bei der Drbnung jeiner An- 
gelegenheiten mitzuwirken, ob er die Befugniß hat, Gränzregulirungs⸗ 
verträge abzuichließen, Gonfuln im Auslande anzujtellen, eine eigene 
Flagge im Seeverkehr zu führen und andered mehr. 

Gerade in dieſer dritten Gruppe treten die Schwierigkeiten praftifcher 

Art am häufigsten hervor. Hier zeigt fich jene Unficherheit, die darin wurzelt, 
daß es an einem feiten Normaltypus international abhängiger oder völfer 
rechtlich befchräntter Gemeinwefen fehlt. Es kann daher weder nad) der Regel 
der Affirmation noch auch der Negation zwifchen collidirenden und concurrirenden 
Anforderungen des Suzerains im Verhältniß zum Unterjtaate, fondern nur 
nach dem unficheren Maßſtabe des Mehr oder Weniger auf dem Gebiete des 
Wahrſcheinlichen entfchieden werden. 

Eine den internationalen Rechtsverkehr halbfouveräner Staaten fichernde 
Kechtöregel wäre nur jo zu gewinnen, daß eine feſte und allgemeine Form 
gefunden würde, um dem Auslande, d. h. dritten Staaten gegenüber das Ab- 
bängigfeitöverhältniß des Unterftaates zum wirffamen Ausdrud zu bringen. 

Soldye Formen bieten fid) entweder in der allgemeinen Zuerfennung eines 
Veto unter dem Titel des Bejtätigungärehtes, mweldes dem Sugerän 
bei allen Fällen eines internationalrechtlihen Verkehrs in Beziehung auf den 
Unterjtaat zuerfannt werden müßte, oder in der FFeititellung eines beſonderen 
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Stellvertretungsverhältniffes zu dem Zwecke, den gefammten inter 
nationalen Verkehr abhängiger Staaten dur ein vom Oberftaate eingejehtes 
Repräfentativorgan hindurchzulenken, um damit vor allen andern Dingen 
genügende Kenntnißnahme an politifch:diplomatifhen Vorgängen zu jichern 
und rechtzeitiged Einfchreiten in geeigneten Fällen zu ermöglichen. 

Dieſes Bedürfniß fcheint in neuerer Zeit erfannt zu werden. Es mani« 
feftirt fich insbefondere durch den Vergleich der älteren Europäiſchen Schutz— 
verhältnifje mit den neueren transmaritimen Schußverträgen. Frankreich hat 
diefem Gedanken bejonderer Einrihtung formal legitimirter Repräfentativ« 
organe für den völferrechtlihen Verkehr halbfouveräner Staaten jüngjt in 
feinen Schußverträgen mit Tunis und zulegt mit Madagadlar einen zmwed- 
mäßigen, der Rechtöficherheit dienlihen Ausdrud gegeben. 


8 26. 
Halbjouveräne Staaten in Europa. 


Von den ehemaligen halbjouveränen Staaten Europa verdienen noch 
heute die Republik Krafau und der Joniſche Siebeninielitaat in Er» 
innerung gebracht zu werden.) Das Schußverhältnig des letzten Leberbleib» 
ſels der Polniſchen Republif beruhte auf Europäifhen Verträgen und endete 
mit der widerrechtlichen Einverleibung in eine der Schutzmächte (1846), jo daß 
in diefem Falle weder das collective Schußredht dreier Großmächte noch die 
Zufiherung de3 Wiener Congrefjes ftart genug waren, um dem Ulnterftaate 
feinen Fortbeitand zu ſichern. Wortheilhafter gejtalteten ſich die Dinge für 
die Joniſchen Infeln, infofern die Engliihe Schutzmacht auf ihre Nechte ver: 
zihtete und die Vereinigung der Inſeln mit dem Königreich Griechenland zu— 
geitand (1863).2) Andere der früheren Zeit angehörige Beifpiele (5. B. die 
Republiten Poglizza und Ragufa, ſowie die Herrſchaft Aniphaufen) zählen 
zu den werthlos gewordenen Staatsantiquitäten, aus deren hiftorifcher Betrach— 
tung feine politifhen Nutanmwendungen zu ziehen find. Dagegen find von 
den ehemals halbfouveränen Staaten die Donaufürftenthümer nad) ihrer 
Vereinigung, gleichwie auh Serbien zur vollen Selbſtändigkeit gelangt. 

Die internationalen Rechtöverhältnife der gegenwärtig fog. halbjouveränen 
Staaten Europas find höchſt unklar. Einige derjelben werden von manden 
Schriftftellern als jouverän bezeichnet, andere als blos „factiſch halbſouverän.“ 
Die hauptfählihen Unterfcheidungszeichen dürften wohl darin liegen, daß bei 
manchen folcher Miniaturftaaten ein einfaches Protectoratöverhältniß, bei andern 
ein Gollectivprotectorat wie ehemald im Falle von Krakau, beiteht. Noch 
wichtiger wird dabei die Frage, ob dad Schußverhältniß ein einfeitiges zwifchen 
Dberftaaten und Unterjtaaten, oder aber ein doppelfeitiges in dem Sinne ift, 
daß dem Unterjtaat feine innere Selbjtändigfeit in gemifjen Gränzen gegenüber 
dem Dberftaat durch dritte Mächte garantirt wurde. Nach diefen Gefichtö- 
punkten dürften jich die einzelnen Fälle klaſſificiren lafjen. 
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1. Die in den Pyrenäen zwiſchen Frankreich und Spanien belegene Re: 


publit Andorra: Einfeitige Gollectivprotectorat Spaniens, ver- 
mittelt durch den Gatalonifchen Biſchofsſitz in Urgel (Seo de Urgel) 
und ranfreid al Staatsfuccefjor ehemals felbjtändiger, fpäter ein- 
verleibter füdfranzöfifcher Staatötheile. Belundet wird das Protec- 
torat durch ein zwifchen beiden Schugmächten alternirendes Ernennungs⸗ 
recht höchfter Auftiziarien, durch Einforderung eine® minimalen Tris 
but3 und Ableiftung eines Huldigungseides. Bertragsichliefungen 
der Republif mit anderen Staaten außer den Schugmächten find 
nicht nachmeisbar. Ständiger Vertreter der Franzöfifchen Republik 
ift ein Mominiftratiobeamter. ?) 


Hiſtoriſch gleichen Alterd it das Fürſtenthum Monaco: Ein: 


ſeitiges Schutzverhältniß, entitanden aus vafallitifher Unterordnung 
unter da3 Deutſche Kaifertbum jeit Dtto I, dann ſeit 1642 unter 
die Franzöſiſche Krone, ſchließlich ſeit dem Vertrage von Turin unter 
die Krone Sardinien. Die neueren Verhältniſſe ſeit der Abtretung 
von Nizza an Frankreich, womit die ehemalige Enclavirung in 
Italieniſche Gebietstheile aufhörte, erſcheinen deswegen zweifelhaft, 
weil der Fürſt von Monaco entweder nad) vorangegangener Verein— 
barıng oder unter hinzutretender Duldung von Seiten der Piemon- 
tefifchen, beziehungsmweife Italienischen Regierung, zwei Gemeinden 
an Frankreich cedirte (Koccabruna und Mentone), obwohl e8 grund- 
fäßlich nicht zweifelhaft ift, daß eigenmächtige Gebietöveränderungen 
auf Seiten der Unterftaaten ald unzuläffig erachtet werden müfjen.*) 
Ob hieraus zu folgern ift, daß Italien fein Schugredht fallen Lafjen 
mollte, muß dahingeitellt bleiben. 

Eine Uebertragung des Mrotectorat3 an Frankreich ift nicht bes 
fannt geworden, Pradier-Fodere mürde Monaco fonjt nicht als 
fouveränen Staat aufführen.d) Vom Standpunft der Halbfou- 
veränetät aus betrachtet, ftellte ſich die eigene Berechtigung der 
Fürften von Monaco dahin: Geſandtſchaftsrecht, eigene Flagge in 
der Handelamarine, Abſchluß von Auslieferungs- und Handelsver⸗ 
trägen mit dem Auälande, Unterordnung unter die Militärhoheit 
des Königs von Sardinien.) 


. Die Republit von San Marino, ehemals unter päpftlihem 


Schuß, gegenwärtig im Stalienifhen Staatsgebiet enclavirt und, 
wenn auch nicht auf Grund eines etwa behaupteten Staatsſucceſſions- 
verhältnifjes. fo doch aus dem Titel neuerer mit der Italienifchen 
Staatsregierung abgefchlofjener Verträge unter dem Schuß des Kö: 
nigs von Italien ftehend.”) Angefichtö der obwaltenden geographi- 
hen Berhältnifje find irgend welche Nechtöbeziehungen zwifhen San 
Marino und nicht Italieniſchen Staaten kaum denkbar. Andere 
Mächte haben fih um San Marino niemal3 gefümmert, wenn man 
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nicht daran erinnert, daß Napoleon I. neben der Aufhebung des 
Kirchenſtaats auch die Unabhängigkeit von San Marino anerkannt 
batte. 

. Das Fürftentbum Bulgarien in Gemäßheit feiner ihm durch 
den Berliner Tractat vom 13. Juli 1878 angemwiefenen Stellung; 
daher ein boppelfeitiges collectives Schutzverhältniß. Bulgarien it 
tributpflichtiger, Homagium fchuldender, des militärifchen Schußes 
gegen das Ausland theilhaftiger Unterjtaat der Ottomanifchen Pforte, 
gleichzeitig im Innern felbjtändiger, mit gefonderter Heeresmacht aus: 
gerüfteter Staat, defjen Hechte durch die Mächte auc gegenüber dem 
Sultan hinwiederum in Schuß genommen find. Die mwidtigiten im 
Berliner Tractat enthaltenen Bejtimmungen (Art. I—XII) find 
folgende: 


a. Der Sultan ift Suzerain des „ſelbſtändigen und tributpflichtigen 
Fürſtenthums.“ 

h. Jeder erwählte Erbfürſt bedarf — mit Zuſtimmung der Mächte — 
der Beſtätigung durch den Sultan. 

c. Verfaſſunggebende Gewalt einer Notablenverſammlung vorbehalt— 
lich gewiſſer im voraus durch den Berliner Tractat feſtgeſtellter 
Grundſätze (z. B. der Gleichberechtigung der Confeſſionen, der 
Exterritorialitätsverhältniſſe auf Baſis der alten Capitulationen, 
der Grundeigenthumsſicherheit der Muſelmanen und anderes 
mehr). 

d. Jährliche Tributzahlung an den Sultan, Uebernahme eines Theiles 
der türkischen Staatsfhuld und gemifje die Erbauung von Eiſen— 
bahnlinien betreffende Verpflichtungen. 

e. Recht der internationalen Vertragsſchließung in betreff folcher 
Eifenbahnbauten zwifchen Bulgarien, Serbien, Defterreich-Ungarn 
und der ‘Pforte. 

f. Aufhebung des Garniſonirungsrechts Türkiſcher Truppen in Bul- 
garien, Schleifung der alten Feitungen Bulgariens, Unzuläffigfeit 
neuer Feſtungsbauten. 


Aus diefen Feſtſetzungen ergiebt ſich, daß zahlveiche, ſicherlich 
vorauögefehene und grundfäglich wichtige Streitfragen bezüglich der 
Beziehungen zwiihen Bulgarien und der Türkei nicht entjchieden 
werben follten oder fonnten. Da jedody dem Fürftenthbum Bulgarien 
eine Pflicht zum Abſchluß von Verträgen in Beziehung auf Eijen- 
bahnbauten gegenüber beftimmt benannten Staaten auferlegt wurde, 
fann nicht bezweifelt werden, daß ihm ein Vertragsſchließungsrecht 
aud in allen denjenigen Materien gebührt, welche innerhalb feiner 
geſetzgeberiſchen Selbjtändigteitsiphäre gelegen find. Die größte, 
auch in den Balkanftreitigleiten ſeit dem September 1885 erfennbar 


110 Staatöverfaffungen und Staatsgewalten in internationaler Hinſicht. 


gewordene Lücke zeigt fih darin, daß nicht beftimmt wurde, welche 
Art der Intervention oder Entſcheidung einzutreten habe, wenn Bul- 
garien feiner Verpflichtung zur regelmäßigen Tributzahlung oder der 
Achtung der Suzeränetätsrechte zumiderhandelt: ob alsdann der Sultan 
irgend welche Beſchränkungen in der Anwendung kriegeriſcher Selbft- 
bülfe erleidet oder der Zuftimmung der Mächte benöthigt fein würde. 
Vom Standpunkt der Theorie ftände nichts im Wege, den Sultan 
in feiner bejonderen Stellung zu Bulgarien mit demfelben Rechte, 
mit welchem Bulgarien ein halbjouveräner Staat genannt wird, 
jeinerfeitö als „Halbſuzerain“ zu bezeichnen. Die Politit hat hier noch 
durchaus die Vorhand vor den feiten Begriffsbejtimmungen des Völker: 
rechts. Nicht unwichtig ift jedoch, daß die Türkei ihr Mitwirkungs- 
recht bei dem zwiſchen Serbien und Bulgarien in Bulareft (1886) 
übernommenen Friedensverhandlungen mwahrte. 

Manche Autoren gehen ohne hinreihenden Grund ſoweit, Buls 
garien als jouveränen Staat zu bezeichnen. ®) 


5. Was Dftrumelien anbelangt, jo iſt auch diefes Land, wie ung fcheint, 
ohne hinreichenden Grund für halbjouverän von manden Autoren 
erklärt worden. Man darf aber nicht überjehen, daß eine inter: 
nationale Garantie für die zu Gunften einer Provinz ausbedungene 
abminiftrative Selbjtändigfeit noch nicht genügt, um einem Gebietö- 
theile die Qualität der Dalbjouveränetät zu erwirten. Einigermaßen 
verwidelt würden fi die Verhältnifje geitalten, wenn die feit dem 
September 1885 unternommenen Verjuhe, Ditrumelien mit Bul: 
garien zu vereinigen, zu einem Unionsverhältnifje beider Staaten 
führen jollten.?) 


1) Meber den Krafau und feine Berfaffung betreffenden, von ben brei Schuß- 
mächten zu Wien am 3. Mai 1815 gefchloffenen Zufagvertrag f. Pradier-Fodéré 
II, $ 102. 

2) Die Zonifchen Infeln waren durch den Vertrag von Amiens ald unabhängig 
anerkannt und durch den PBarifer Bertrag vom 5. November 1815 unter das unmittel- 
bare und ausfchließliche Protectorat Englands verwieſen, das ein Bejagungsrecht in 
Caſu ausübte und auf die Verfafjungsangelegenheiten duch feine Commifjare ein: 
wirkte. Die endgiltige Bejeitigung bes Protectorat3 ward durd) Vertrag vom 14. No: 
vember 1863 herbeigeführt. 

3) Weber das Hiſtoriſche ſ. H. Castillon, Histoire de la vall&e et de la Re- 
publique d’Andorre, Toulouse 1881; Jaybert, Lois et coutumes d’Andorre, 
Paris 1883 (Andorra ift nad) Dareste, Constitutions modernes II, 56 eine Gons 
füberation von ſechs Gemeinden, die durch einen Conseil souverain regiert werben. 
— Ueber die gegenwärtigen Berhältniffe: Pradier-Foder&, Traite I, 183. Nach 
dem Deeret vom 3. Juni 1882 wird der Huldigungseid vor dem Präfecten ber 
Basses Pyröndes geleiftet, der jeit 1884 ipso iure, d. 5. ohne fpecielle Delegation 
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als Vertreter der Franzöſiſchen Republik für Andorra fungirt. Obgleich demſelben 
die Eigenſchaft eines förmlich beglaubigten Geſandten fehlt, wird feine Exterritoria⸗ 
lität oder Exemtion in Andorra wohl nicht in Frage geſtellt werden können. — Be— 
züglich der ſtrafrechtlichen Verhältniſſe ſ. Bernard, Traité de l’extradition (18883) 
II, 191. Darnach wird Andorra von den Franzöſiſchen Gerichten nicht als Ausland 
erachtet, kann aber jeinerfeits Franzoſen, die in Frankreich delinquirten, nicht pros 
ceifiren. 
4) Die Abtretung geſchah durch den Pariſer Vertrag vom 2. Februar 1869. 


5) ©. Traite 1, 166ff. — Betreffs der von Monaco mit Franfreih abge— 
ſchloſſenen Verträge ſ. De Clercg, Recueil des traites II, 414ff., 642, 645; 
vIn, 162. IX, 407. XI, 447. XIII, 61. Aud bei Sanbonä fehlt Monaco in der 
Aufzählung der halbjouveränen Staaten (Diritto internaz. moderno ©. 56ff.) — 
Schaeffer, Les institutions et lois de la principaut@ de Monaco 1875 (citirt 
bei Dareste, Constit. modern. II, 57). 

6) ©. Twiss, Law of Nations I, 29. 


7) Der Turiner Vertrag vom 22. März 1862 vereinbarte zwiſchen den beiden 
beiheiligten Staaten die Anerkennung des Schugverhältniffes und der Unabhängig« 
keit. PradiersFodere erklärt San Marino für ein — unabhängig — protegirtes 
Land und ($ 93) nennt San Marino einen Etat protege vassal et mi - souve- 
rain. Darefte (Const. modernes Il, 57) fchweigt und citirt Cte de Bruc, San 
Marino, ses institutions, son histoire. Paris 1876. Der Große Rath, beftehend 
aus 60 Mitgliedern, erflärte, er vertraue der Freundſchaft Ztaliend die Erhaltung 
feiner Unabhängigkeit an (27. März 1872). 

8) Meber die Bulgarifhen Berhältniffe j. auh Bluntſchli in der R. D. 1. 
XIII, 571ff. Die Bulgarische Berfaffung, im Staatsardiv Bd. 36, Nr. 7081. 
Holland (The European Concert in the Eastern Question, S. 238) bezeichnet 
Bulgarien al3 eine autonomous tributary province, Pradier-Fodéré urtheilt 
(Trait& I, 64): »Il semble ressortir, que la Bulgarie est assuröment un Etat 
souverain, puisqu’elle se gouverne elle-m&me par sa propre autorite et par ses 
lois, mais que c’est un Etat souverain, qui depend sous certains rapports très- 
limites — il est vrai, de la Turquie et qui est plac& sous le contröle et la 
protection des puissances, qui ont signe le trait& de Berlin.« 

9) Bgl. F. v. Martens, 560, S. 217, der Oftrumelien ald „factiſch Halb» 
fouverän” eradtet. Man erfieht daraus, daß vielfach der „Unabhängigkeitäbe: 
griff“ bei ſolchen Staaten auf ihre innere Verwaltung bezogen wird. Darauf fommt 
aber nichts an. Enticheidend ift vielmehr die Frage: ob ein Staat, der in einzelnen 
völferrechtlichen Beziehungen mit dem Auslande verkehrt, in andern und zwar ben 
wichtigsten Beziehungen der Selbftbeftiimmung nah Außen entbehrt. 


8 27. 
Halbjouveräne Staaten außerhalb Europas. 


Mit Ausnahme der Balfanjtaaten, deren ftaatliher Bildungsprozek als 
völlig abgeſchloſſen nicht erachtet werden kann, wohnt den Europäiſchen Unter: 
ftanten nur geringe politifhe Bedeutung inne. Sie hinterlafjen in dem Be: 
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ſchauer den Eindrud Fleinfter communaler Gemeinwefen, deren Dajein nur 
biftorifchen Zufälligfeiten zuzuschreiben ift. 

Anders verhält es ſich dagegen mit den Unterftaaten in überfeeifchen 
Gebieten, vornehmlich in Afrika. Auf ihre Geftaltung gewannen die großen 
Richtungen der Weltpolitit einen deutlih mwahrnehmbaren Einfluß. Sie er- 
ſcheinen daher als bedeutfame Uebergangsformationen in dem Gange der ‚Zeit: 
geſchichte, ala gleichſam compromifjarifhe Schöpfungen zwiſchen collidirenden 
Interefjen verſchiedener Staaten, oder ald wohl überlegtes Werk ſtaatsmänni— 
jchen Unternehmungägeiftes. 

1. In vorderſter Reihe fteht hier Aegypten, das feit dem Ende des 
vorigen Jahrhunderts durch Napoleons Landung wiederum, wenn 
ſchon zunächſt freilich nur vorübergehend, in den Strom der Euro: 
päiſchen Weltbegebenheiten hineingezogen wurde und dann jeit 1840 zu 
einem bleibenden Factor der Orientaliſchen Staatöwirren fih um: 
geitaltete, bis e& mit der Eröffnung des Suez-Canals für den Euro» 
päiſch-⸗Aſiatiſchen Handelsverkehr ähnliche Bedeutung erlangte, mie 
die Niederlande für die ehemaligen Englijch -continentalen Verkehrs—⸗ 
beziehungen, oder die Weſt-Europäiſchen Seemächte für die Verknüpfung 
der alten und der neuen Welt. !) 

Bis zum Jahre 1840 war die Stellung Aegypten im Ber: 
hältniß zur Ottomaniſchen Pforte eine rein interne Angelegenheit der 
beiven Staaten. Unter Mehemet Ali erlangte das alte Nilland 
jedoch eine jelbjtändige Stellung und einen Rüdhalt an den Euro: 
päiſchen Mächten. 

Mittelö der von der Türkei mit vier Großmächten (ohne Frank— 
reich) gefchloffenen Collectivvertrages vom 15. Juli 1840 und eines 
mit Einverftändnig der Mächte erlaffenen Firmans vom 1. Juni 
1841 wurde eine Ordnung der damaligen Drientaliihen Wirren ers 
jtrebt: Der Khedive follte im Namen des Sultans, aber jelbitändig 
im Innern regieren; Land- und Seemacht blieben unter dem Be: 
fehl des Großherrn als Theile der Türkifchen Armee. Aegypten ent: 
richtete einen Tribut und follte nur auf dem Ummege über Con— 
ftantinopel mit anderen Staaten verkehren fönnen. Unter jo be 
wandten Umjtänden konnte Aegypten, ald im Jahre 1856 durch den 
PBarifer Frieden die gefammte Türkei in das Europäiſche Concert 
aufgenommen wurde, füglid noch nicht alö halbjouveräner Staat 
bezeichnet werben. 

Nachmals hat ſich jedoch der Zufammenhang zwiſchen der Euro= 
päiſchen Türkei und Aegypten in demſelben Maße gelockert, wie ſich 
die Europäiſche Bedeutung Aegyptens durch die Wiedereröffnung der 
alten Ueberlandſtraße nach Oſtindien und Hinteraſien ſteigerte. Ein 
Firman vom 27. Mai 1866 erklärte die Vicelönigswürde in der 
Deſcendenz Ismail Paſchas nach der Primogeniturordnung der 
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männlichen Nachkommen erblih. Das Recht, Handelsverträge mit 
dem Auslande abzufchließen, wird durch dieſen Firman und aud) 
nochmals im Jahre 1873 eingeräumt.?) Unter den Europäiſchen 
Mächten waren es Frankreich und England, melde ala leitende 
Vormächte ihren Einfluß in doppelter Richtung zur Geltung brach⸗ 
ten; einmal in der Abwehr derjenigen Bejtrebungen, die darauf ab: 
zielten, died alte Abhängigkeitäverhältnig von der Türkei annähernd 
wieder herzuftellen, und andererfeitö in ber Aufrechterhaltung eines 
gleihjam privilegirten Einflufjes in Stellvertretung anderer Euro: 
päifcher, minder intereffirter Mächte. Im Jahre 1879 fehte der 
Sultan den Khedive Ismail Paſcha ab. An feine Stelle trat Tewfil 
Paſcha. 

Auf Grund des Firmans vom 2. Auguſt 1879 iſt Aegypten als 
balbfouveräner Vafallenftaat des Sultans zu eradhten.?) Letzterer 
behält die Rechte der Oberbefehlahaberjchaft über die Verwendung 
der Aegyptiſchen Streitkräfte, die Ernennung der höheren Comman- 
direnden, das Münzrecht und bezieht einen jährlichen Tribut von 
750000 Pfund Sterling. Der Khedive führt die Fahnen und Ho— 
heitözeihen des Sultans, unterhält eine zur Aufrehthaltung der 
inneren Ordnung genügende Truppenzahl und ift befugt, unbejchabet 
aller internationalen Rechte des Sultans und feiner Souveränetät, 
mit dem Auslande in Zoll: und Handelsangelegenheiten zu contra= 
biren, aud die Fremdenpolizei zu regeln. Alle innerhalb feiner 
Competenz vom Khedive abgejchlofjenen Conventionen müflen vor 
ihrer Veröffentlihung dem Sultan zur Prüfung und Genehmigung 
unterbreitet werben. Noch verwidelter geftalteten ſich die Angelegen- 
heiten Aegyptens durch den Aufftand Arabi Paſchas (1882), als 
England ohne Europäifhes Mandat gewaltfam einfchritt, der Krieg 
von den inneren Gebieten des Sudan ſich den Gränzen des Aegyp⸗ 
tiſchen Reiches näherte und zulegt aud Italien felbitändig mit einer 
militärifhen Erpedition an den Geftaden des Rothen Meeres er: 
ſchien. XThatfächlich liegen daher im all Aegyptens mehrere con= 
currirende Abhängigfeitäverhältnifje neben einander: A. ein mili— 
tärifhed und vafallitifhes Unterordnungsverhältnik 
zur Pforte, im Binblid morauf Aegypten de jure als halb» 
fouveräner Staat gelten kann, ſodann B. ein directes, durch 
gewaltfame Intervention Englands herbeigeführtes ad— 
miniftratives und militärifches Abhängigfeitsverhältniß, 
vermöge deſſen Engliihe Oberbehörden als (proviforiihe) Mits 
regenten Aegyptens gelten können und fhlieglih C. ein finan= 
zielles Abhängigleitsverhältnig gegenüber den Euro— 
päifhen Mächten, welde an der Verzinfung der von ihnen (1885) 


garantirten Anleihe intereffirt und darum befugt find, En Bang der 
Handbuch des Böllerrehts U. 
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Finanzverwaltung im Nillande zu überwachen. Angefichts biefer 
Verwirrung giebt es feine eine Löſung ermöglichende Formel jus 
riftifcher Natur. Es wäre aber benfbar, daf neben der bisher übs 
lich geweſenen Gejtaltung der Halbjouveränetät, andere, den Bedürf— 
nifjen Aegyptens mehr entiprechende Formen gefunden würden, wonach 
an Stelle eines einzelnen Suzerains, deren mehrere nebeneinander zu 
ungleihem Antheilörechte oder unter Vertheilung der Ausübung 
einzelner oberherrlicher Rechte auf mehrere Subjecte gefchaffen würs 
den, oder auch, dak die Europäiihen Großmächte eine Drganifation 
fänden, wonach der Suzeränetät über Aegypten eine Collectivform 
gegeben würde und ein Schutz Aegyptiſcher Selbſtändigkeitsrechte 
fomohl gegenüber der Pforte, als auch gegenüber den Derrichafts- 
gelüften einzelner Europäifcher Mächte ermögliht würde. Ob dieſe 
Aufgabe lösbar, kann dahingeftellt bleiben, denn es handelt ſich hier 
nur um eine Andeutung in dem Sinne, daß gezeigt werde, wie bie 
bisherigen Formen der Kalbfouveränetät einer weiteren Ausbildung 
und Vermehrung in Zukunft fähig fein würden. *) 


. Die ftaatlihen Verhältniſſe der Regentſchaft Tunis und 


deren Beziehungen zum Gebiet der Ottomanifchen Pforte find lange Zeit 
hindurch zweifelhaft und ſchwankend geweſen.*) Einerfeitö beanfpruchte 
der Sultan oberlehnärechtlihe Befugniffe, indem er gegenüber dem Derr- 
ſcherhauſe von Tunis fein Inveſtiturrecht zur Geltung zu bringen 
fuchte oder Tribut beanſpruchte, andererfeit8 ignorirte er auswärtige 
Angriffe, denen die Barbaresfenitaaten von Zeit zu Zeit ausgeſetzt 
waren, jo dab deren Zugehörigkeit zum Türkiſchen Staatsgebiet im 
Ungewifjen gelaflen wurde. Gegen einen 1871 unternommenen Ber: 
fuh des Sultans, im Bardo zu Tunis durd einen Firman vom 
23. October des genannten Jahres die Wafjallenqualität des Bey 
feierlich und förmlich wiederherzuftellen, proteftirte Frankreich. Nach 
wie vor ſchloß der Bey Verträge mit Europäischen Mächten troß des 
ihm auferlegten Verbotes, das ihm einen directen Verkehr mit dem 
Auslande unterfagte.) Das im Jahre 1859 vom Bey beſchworene 
Staatögrundgefeg enthält feinerlei Hinweis auf die Beziehungen des 
Herrfherhaufes zum Sultan, woraus jedoch die Souveränetät von 
Tunis nicht gefolgert werden konnte, da bei jedem Regierungsmechfel 
ein Tribut nad) Conftantinopel herfömmlicher Weife gejendet wurde. 
No in einer Note vom 27. April 1881 mwahrte die Türkei bei den 
Großmädhten ihre Suzeränetätsrehte an der Regentjchaft.?) 

Diefem zweifelhaften Zuftande ift durch den Franzöſiſch-Tuneſi⸗ 
ihen Vertrag vom 13. Mai 1881 ein Ende gemacht. Tunis begab 
fih unter Frankreichs Protectorat und ift unter allen Umſtänden als 
balbfouveräner Staat zu erachten, fei e8, daß es fih vom Stand» 
punkte der Pforte unter dem Protectorate des Sultans, jei es vom 


g 
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Standpuntte der Wefteuropäifchen Mächte unter dem ausschließlichen 
Protectorat Frankreichs befindet. Der von den Franzoſen gewählte 
Ausdrud bezeichnet den Unterwerfungsvertrag als traité de ga- 
rantie.d) Darnach ftellt fi das Verhältniß jo: Frankreich be- 
jhüßt den Bey gegen jede Bedrohung feiner Dynaftie oder feiner 
Perſon und gegen Gefährdungen der Ruhe. Die Franzöfifchen Con: 
fuln und diplomatiſchen Agenten im Auslande vertreten die Rechte 
Zunefifcher Unterthanen. Ohne vorangegangenes Einverftändniß mit 
der Schutzmacht fchließt der Bey Teine Verträge mit dem Auälande. 
Meiterhin hat alädann der Bey die Vermittlung für alle internatio- 
nalen Verhandlungszwecke der Regentfchaft dem Minifterrefidenten 
der Franzöfifchen Republif in Tunis übertragen. 

Das Halbfouveränetätsverhältnig, in welches Tunis verfeßt wurde, 
ift für eine Anzahl anderer fog. Protectorate in Afrika und Afien 
vorbildlich geworden. Nach feinem Mufter fcheinen die Beziehungen 
Frankreichs zu Madagaskar umgeftaltet zu werden. Ein darauf 
bezüglicher Vertrag wurde am 27. Februar 1886 der Zuftimmung 
der Franzöſiſchen Deputirtenlammer unterbreitet.?, Auch die Süd— 
afritanifhe Transvaalrepublif darf als halbjouveräner Staat 
im Berhältnig zur Britifchen Krone bezeichnet werden.1%) Mas 
Alien anbelangt, fo jollten die Beziehungen zwiſchen Annam und 
Tongking theilmweife im Sinne der Annerion, theilweife im Sinne 
ihrer Halbfouveränetät geordnet werben.!!) Auch das Ahanat von 
Chimwa wird zu den halbjouveränen Staaten unter ber Oberherr: 
lichfeit Rußlands gezählt. Das auch unter nichthriftlihen Staaten 
Aſiens gewiſſe Abhängigkeitöverhältniffe ähnlicher Art beftehen, fcheint 
nicht zu bezweifeln; doch laſſen fich Drientalifche Herrfcher feit alten 
Zeiten an dem Elemente der Tributpflichtigkeit genügen. Theoretiſche 
Grundlagen dürften einer Scheidung der Gewalten wohl ſtets ge- 
fehlt haben. 

Durchaus verfchieven von dem Statuß der Dalbfouveränetät ift die 
Rechtsſtellung der neuerdings fog. überfeeifhen Schußgebiete 
in ihrer quasi colonialen Zugehörigkeit zu Europäifhen Mächten. 
Zunädft kann bei den bier in Betracht kommenden Berhältnifjen 
von neuftaatlihen Bildungen auf wüften oder von Nomadenftämmen 
bewohnten Gebieten überhaupt feine Rede fein. Vertragsmäßig ver- 
einbarte Abgränzung ftaatliher Competenzen zwiſchen Unterftaaten 
und Oberftaaten wird ſchon aus dem Grunde unmöglich, weil den 
Häuptlingen barbarifcher Völkerftämme die Elementarbegriffe des ftant- 
lichen Lebens überhaupt fehlen. Paſſives Subject des in Schuhbriefen 
von fouveränen Staaten verheißenen Schuges find alſo meiftens nicht 
Staaten, fondern vielmehr private Coloniſten, einzelne Individuen 
oder Unternehmergefellichaften, die dann durch Privilegien zum Zwecke 
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der Sicherung ihrer Handelsoperationen mit Eingeborenen oder ber 
Bodenbenugung ſowohl gegen Eingeborene als gegen Eingriffe an- 
derer Europäifcher Staaten in den Machtbereich, fei e8 der See 
ftreitfräfte, fei e8 der Diplomatifchen Vertretung, fei es einer geord⸗ 
neten Rechtöpflege aufgenommen werben, ohne Dritten gegenüber 
eine andere Rechtöqualität zu erlangen, als diejenige privilegirter, 
aber durchaus abhängiger Privatperfonen oder Corporationen. 1?) 


I) Meber die neueren Berhältnifje Aegyptens feit 1840 ſ. die Zufammenftellung 
der Firmand bei Th. E. Holland, The European Concert in the Eastern 
Question. Oxford 1885. ©. 89ff. — Ueber den gegenmärtigen Zuftanb urtheilt 
Pradier-Fodöre, Traite I, ©. 179 — 182: »En resume, la situation de 
l’Egypte est cette d’une mi - souverainete, ayant tous les caractöres de vassa- 
lage. L’Egypte est, de plus, un Ptat tribataire.«e -- P. Twiss, Law of Na- 
tions I, $ 67. — Phillimore, Comm. 1, $ 99. — (Die von ben Engliſchen 
Autoren angegebenen Daten der —— im Text aufgeführten Firmans ſtimmen 
nicht immer mit ben Angaben von Pradier-Fodéré. Ich bin den Engliſchen 
Angaben gefolgt.) 

2) Bleichzeitig geftattete diefer für Aegypten verderblich gewordene Firman un- 
beichräntte Vermehrung der Staatsfhuld durch Aufnahme von Staatsanleihen und Er: 
höhung des Truppenbeftandes, unterfagte bagegen Erwerbung von Panzerfhiffen. In 
Folge diefer erweiterten Vollmachten wurden denn aud 1875 die gemiſchten Ge: 
rihtstribunale eingeführt. Schon im Jahre 1879 erreichte die Aegyptiſche Staats: 
- Schuld einen Stand von 80 Millionen Pfund Sterling. 

3) Pradier-Fodéré giebt ald Datum dieſes Firmans den 30 Juli 1879 

4) Möglich wäre auch gegenftändliche Theilung der Protectoratöverhältnifje in 
der Weife, daß die internationalen Angelegenheiten des Suez-Canals von den inneren 
Angelegenheiten Negyptens getrennt würden In diefem Augenblid (Februar 1886) 
gruppiven fih die Intereffen um drei Hauptpunkte: 1. Oberägyptiſch-Abeſſi— 
niſch-Sudaneſiſche Angelegenheiten (Hauptinterefjenten: Türkei, Aegypten, 
England, Italien). 2. Die DQuarantäne:, Finanz: Gerichts und Fremdenpo— 
lizeis Angelegenheiten des unterägyptifchen Verkehrsgebietes (Hauptintereffenten: 
Ale Großmädte) 3. Die transoceanifhen Angelegenheiten des Suez— 
Canals (Hauptintereffenten: England und Frankreich). Ueber die Stellung Eng: 
lands zur Suez: Canal: Frage während bes Ruſſiſch-Türkiſchen Krieged vom Jahre 
1877 ſ. Phillimore, Comm. I, $ 99A. 

Auf die Finanzangelegenheiten und Staatsſchulden Aegyptens beziehen fich bie 
Decrete vom 2. Mai, 7. Mai, 18. November 1876, 15. November 1879, 31. März 
1880, das Liquibationägefeg vom 17. Zuli 1880 und die Londoner Declaration der 
fieben Mächte vom 17. März 1885. Nach legtgenannter Declaration übernahmen 
bie ſechs Großmächte die Garantie für ein Aegyptifches Staatsanlehen im Vetrage 
von neun Millionen Pfund zur Ordnung der Finanzwirren. 

5) ©. darüber Pradier-Fodäre, Traite I, $ 93. Nach feiner Darftellung 
hätte Zunis vor der Mitte ded 16. Jahrhunderts mit EConftantinopel überhaupt in 
gar einer Verbindung geftanden. Vom Jahre 1705 am gerechnet vegierte die Dy: 
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naftie ber Hofſeim felbftänbig in Abweſenheit jeglicher Zürfifhen Barnifon. Es 
ſcheint aldbann, ald ob die Eroberung Algierd durch Frankreich eine gewiffe Annähes 
rung bed Bey an ben Sultan herbeigeführt babe. 


6) So beiipielämeife die Generalconvention vom 19. Zuli 1874 mit Broßbris 
tannien, betreffend die Gonfulargeridhtäbarteit (N. R. G. von Sammer und Hopf, 
2. Reihe II, p. 479). 

7) S. Pradier-Foder&, Traité, p. 173: »La souverainete de Sa Ma- 
jeste sur cette partie integrante est depuis longtemps un fait établi et incon- 
testable.« 

8) Augenfcheinlich, um burd) diefe petitio principii den Bey als fouverän gegen- 
über dem Sultan zu bezeichnen, nicht weil man, wie Prabier-Fodber& meint, rechts⸗ 
irrthümlich garantie und protectorat in Paris vermifcht hätte. Prabdier: obere 
felbft bezeichnet ($ 107) die Regentfchaft ald Etat souverain protöge. — Ueber den 
Vertrag vom 13. Mai 1881 f. L. Olivi, Il trattato di Tunisi del 13 Maggio 
1881 sotto l’aspetto giuridico. Firenze 1882. Die Schrift ſucht die Ungültig- 
feit des Vertrages binfichtlih der vom Bey übernommenen Verpflihtungen nachzu⸗ 
weifen. 

9) ©. die Franzöfiihen Decrete vom 10. März 1886. 

10) Meber das Berhältnik von Transvaal f. die Englifhen Oberhausdebatten 
vom 31. März 1882 bei Hansard, vol. 260, p. 262; fobann ben Bertrag vom 27. Yes 
bruar 1884. Neuerdings wird aud von einem Protectoratöverhältnik Portugals zu 
dem Königreih Dabomey berichtet. 

11) S. Bertrag mit Annam vom 25. April 1883. 


19) ©. darüber: Lentner, Das internationale Eolonialreht im neungehnten 
Jahrhundert. Wien 1886. von Stenglein, Die ftaatd: und völferrechtliche 
Stellung der Deutſchen „Kolonien“ und ihre zulünftige Verfaffung. Berlin 1886. 
Geffcken, L’Allemagne et la question coloniale in ver R. D. J. 1885, p. 105. 
Catellani, Le colonie e la conferenza di Berlino. Torino 1886. 
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Drittes Kapitel. 


Bie territorialen ®rganifationen der Kepräfentatin- 
gemalt. 


8 28. 


Ueberſicht über die repräfentative Ordnung ber 
Staatsgebiete. 


Literatur: Die ältefte Schrift von Bebeutung liefert S. v. Pufendorff, Dissert. 
de systematibus eivitatum in ben Dissert. selectae p. 265ff. (Lund, 1675 
und Upsala, 1677). Aus neuefter Zeit: Klüber, Völkerrecht, 5 27. — Heffter, 
Böllerreht, $ 20ff. — v. Neumann, Grunbriß bed Völkerrechts, 5 7. — 
Hartmann, Inftitutionen des praktiſchen Völkerrechts, $ 9. — Sellinel, 
Die Lehre von den Staatenverbindungen. Wien 1882. — Herm. Schulze, 
Lehrbuch des Deutſchen Staatsrechts (1881) 1, 8 28ff. — Carnazza 
Amari, Diritto internazionale pubblico 1, 193 ff. — F. v. Martens (Berg- 
bohm), Völkerrecht I, $ 55. — T. Twiss, Law of Nations I, 3 37. — Hall, 
International Law, $ 4. — F. Wharton, Comment. on Law, $ 137. 


Die völterrechtli repräfentativen Organe der Staatögewalt können, 
wie im erften Kapitel dieſes Abfchnittes gezeigt wurde, in ihrer materiellen 
Competenz beſchränkt fein, wenn mit oder unter ihnen andere Regierungs- ober 
Geſetzgebungsorgane des Volkes zur Mitwirkung bei dem Zuftandefommen völfer: 
rechtlicher Actionen durch das Verfaſſungsrecht der einzelnen Staaten berufen 
find. Die politifhe Sandlungsfähigkeit repräfentativer Organe wird von 
jolhen gegenftändlichen Beſchränkungen nicht berührt. Verfchieven davon find 
die Verhältnifje der völferrechtlich anerfannten Unterordnung, in Gemäßheit 
welcher zwei verjchievene Staatögewalten, ſowohl binfichtli der materiellen 
Competenz beider, ald auch der Gebietöherrfchaft in ein Unterordnungs: ober 
beziehungäweife Weberordnungsverhältniß verfegt find, wodurch ein internatio- 
nales Stellvertretungsverhältniß für alle causae majores des Unterftaates 
unter dem Xitel der Halbfouveränetät in Wirkfamkeit gefegt wird. Schon 
died Verhältnig Tann, menigftend im mweiten Sinne, als Staatenverbindung 
angefehen werden, wobei die internationale Handlungsfähigkeit der betheiligten 
Organe modificirt wird. Eine dritte Kategorie von Beſchränkungen der inter: 
nationalen Dandlungsfähigkeit der Staatögewalt und ihrer Repräfentativorgane 
ſtützt fich auf die rechtlichen Verfchievenheiten innerer Bebietöorbnungen und 
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Bebietätheilungen im Verhältniß zur territorialen Geltung des höchften Herr: 
ſchaftswillens. 

Jeder größere Staat ſchafft im Innern gewiſſe örtliche Abtheilungen für 
die Zwecke der Verwaltung, der Rechtspflege oder auch (in ſelteneren Fällen) 
der Geſetzgebung, oder für die Abgränzung communaler Functionen gegenüber 
der centralen Leitung. Soweit ſolche Abtheilungen von Rechtswegen für den 
auswärtigen Verkehr der Staaten bedeutungslos bleiben, gehört ihre Betrach— 
tung entweder in dad Verwaltungsrecht oder in die Lehre von der Gerichtö- 
organifation oder unter Umftänden auch in den Bereich der Lehre von der 
verfafjunggebenden Gemalt. 

Für den internationalen Verkehr erfcheinen ſolche Staaten dann als terri- 
toriale Einheiten, gerade fo, wie ſich die abfolute Monarchie oder die reine 
(communale) Demokratie ald Gemwalteinheiten in Sinficht der nationalen Com⸗ 
petenz darftellen. 

Gegenüber ſolchen einfachen und einheitlichen Gebietsformen ftehen auf 
der andern Seite Geftaltungen, bei denen die Zwedrichtung der Theilungs⸗ 
factoren eines Gefammtgebietes in politiih gefonderte Stüde oder der 
Zwed der Vereinigung mehrerer Theilgebiete zu einer bald meiteren, bald 
engeren politifchen Gemeinſchaft über die abminiftrativen Zmedeinrichtungen 
hinausgeht und deswegen durch Aufrechterhaltung innerer Gränzlinien zwi⸗ 
ſchen den betheiligten Ländern dargejtellt wird. 

Hierauf beruht der Beftand der ſog. Staatenverbindungen oder zu: 
fammengefegten Staatöförper mit der Brundvorftellung einer Gebiets» 
mehrheit, die eine Vervielfältigung der höchſten Regierungsformen oder Re: 
gierungsfunctionen bedingt. Dabei ift die Möglichkeit gegeben, daß biefe Ver: 
vielfältigung entweder nur die innere politifhe Thätigleit der Staatöregierungen 
berührt und dann lediglich in das Gebiet des Staatsrechts fällt, oder auch 
die repräfentative Stellung der Staatögemwalten betrifft und alsdann aud) be: 
ftimmte Wirkungen auf den internationalen Rechtsverkehr äußert, folgli in 
den Bereid, des Völkerrechts fällt. In der Mehrzahl der Fälle unterliegen 
deömegen die Staatenverbindungen bei ihrer Beurtheilung einer doppelten 
Prüfung, fomohl vom Standpunkte des Staatärechtes als von demjenigen bes 
Völkerrechts. Solche Staatenverbindungen find in mehrfacher Weife gegeben: 

1. Entweder in Geitalt der Einungen oder Unionen, deren Merl: 
mal darin beiteht, dab auf Grundlage monardifcher Staatäform 
einer Mehrheit von Gebieten durch die Einheit der Herrſcher mit 
einander verbunden find. Je nach der Art diefer Einung hat man 
innerhalb der Sattung weiterhin Perſonal- und Realunion von 
einander zu unterjcheiden. 

2. Oder in Geftalt der bleibenden oder dauernden Staaten: 
bünde (Conföderationen), deren Mitglievfchaft entweder monarchiſch 
oder republicanifch verfaßt fein fann. Innerhalb diefer Gattung bes 
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wegt fich der Unterfchied des fog. Staatenbundes d. h. ber völter» 
rehtlihen Pluralform der Repräfentativgewalt und des fog. 
Bundesftaates, ald Singularform der Repräfentatiogewalt.!) 


1) Die Glaffification der Staatsbildungen ift eine höchſt verfchiedenartige, wos 
raus erhellt, wie jehr in einfachen Fragen des Syſtems die Anfichten divergiren. 
Man unterjcheidet entweder: 

A. Zmweitheilungen: I. Ginheitäftaaten und Gefammtftaaten (Hart 
mann $ 9). 2. Einfahe Staaten und zufammengefegte Staaten (v. Mars 
ten $ 55), oder 

B. Dreitheilungen auf ber Bafis des Unionäbegriffed: 1. Unionen der 
Staaten durh Incorporation 2. Unionen im e. S. 3. Föderale 
Unionen (= Gonföberationen). 

Miederum anders claffificirt Twiss: »A nation may be either a single In- 
dependent State or an Independent System of States, united together by a 
federal Compact — Thus a system of Staates may be federally united under 
an hereditary prince.« (Müßte beißen: conventionally.) 


8 29. 
Einheitsitaat. 


Literatur: Heffter, Völkerrecht, $ 20. — J. Cabonat, Des annexions de 
territoire et de leurs principales consequences. Paris 1882. — Mantel- 
lini, Lo Stato ed il Cod. civile (1882) II, ©. 358ff. — F. v. Martens, 
Bölferreht I, $& 56. — J. Lorimer, Inst. of tbe Law of Nat. I, 191. — 
W. B. Lawrence, Commentaire sur Wheaton I, 266. 285. 


Die weſentlichſte Erfcheinungsform unter allen politiihen Organifationen 
bes völterrechtlichen Lebens ift diejenige Seftaltung, in welcher der untheil: 
bare oder doch ungetheilte Volkswille fih durd feine Madjtorgane ein- 
heitlih nad; Außen wendet Mit dem vorwiegend modernen Gedanken ber 
verwaltungsrechtlichen Organifation in centraliftifher Richtung hat der völker⸗ 
rechtliche Begriff des Einheitsftaates nichts zu thun. Umgekehrt bat die 
verfafjungsrechtlihe Erklärung eines Staatögebieted (mie des Franzöſiſchen 
zur Zeit der Revolution) zu einer einheitlichen und untheilbaren Größe feinerlei 
internationale Gonfequenz, fobald etwa Eroberungen von Gebietsſtücken folder 
Länder in Frage fommen. Nah Außen durchaus einheitlich wirkend, kann 
alfo der Einheitsſtaat entweder centraliftifch oder decentraliftiih im Innern 
verfaßt fein. Auch das Beftehen von provinzialen Sonderrechten in einzelnen 
Gebietsſtücken ift völferrechtlich nicht ausgefchlofien, wofern nur überall eine 
und diefelbe Gewalt nad; Außen untheilbar und unterfheidungslos 
vermöge derfelben Thätigkeitsform und über diefelben Gegenftände verfügungs- 
berechtigt in ihrer repräfentativen Stellung auftritt. T) 
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Wenn auch der Einheitäftaat hiſtoriſch nach feiner Structur im völfer- 
rechtlichen Sinne ala eine der Urformen politifher Organifation von Völkern 
oder Volksbruchtheilen zu erachten ift, fo darf doch deswegen nicht überfehen 
werben, daß der moderne Einheitsftaat ald das Product eines fehr ver- 
fhlungenen Entwidelungsganges ſich darftellt und in der Mehrzahl der Fälle 
aus vorher beftandenen Staatenverbindungen oder Vereinigungen hervorging. 
Die ſtaatsrechtliche Grundlage lieferte ihm das Princip der erbrechtlichen 
Untheilbarteit und die Unveräußerlichfeit des Staatseigenthums, womit 
nicht gerade gefagt fein follte, daß man friegerifch erzwungene Abtretungen oder 
Belehnungen und Lehndauftragungen an auswärtige Fürften zu verhindern 
gedachte, fondern mit dem Begriffe des Einheitsftaates war zunächft nur die 
Zuläffigkeit von @ebietätheilungen im Wege des Erbganges ftaatsrechtlich 
negirt. 


Ob ein beftimmtes Gemeinwejen im Sinne des Völkerrechts ala Ein- 
heitsſtaat anzufehen fei, ift alfo aus dem oben angedeuteten Merkmale ein: 
heitlich repräfentirender Staatdgemwalt, nicht etwa aus Titulaturen und 
ftantörechtlichen Formulirungen zu entnehmen. Gleichgiltig ift daher nach diefer 
Richtung Hin die Aufführung hiftorifcher Erinnerungen, vermöge welcher in 
fürftlihen Titeln die verfchiedenen Länderbeſtandtheile des einheitlich geworde⸗ 
nen Staatögebietes aufgezählt werben oder die (interne) Belafjung befonderer 
Fahnen und Abzeichen für Provinzen und Städte. Auch die officielle Be- 
zeihnung folcher Gemeinwesen ift unerheblich. England und Schottland bilden 
feit Beginn des XVII. Jahrhunderts (1707), Beide zufammengenommen mit 
Irland feit Beginn des XIX. Jahrhunderts ein in Europa einheitliches Staats: 
wejen, obwohl der gemeinfame Ausdrud ihres Beitandes in die Formel des 
Vereinigten Königreiha von Großbritannien und Irland feft: 
geftellt murbe.?) Andererſeits war biß nach der Mitte des gegenwärtigen 
Jahrhunderts England im Verhältniß zu Oftindien als Einheitsſtaat jo lange 
nicht anzuerfennen, ala die Dftindifche Compagnie im Verhältniß zu den ihr 
benachbarten Indischen Fürſten felbitändige Rechte in Gemäßheit ihrer Privi- 
legien ausübte. ?) 

Aus der völterrechtlich anerfannten Dualität eines Einheitsftaates folgt 
alfo keineswegs, da feine Gränzen irgendwie als jacrofanct zu erachten wären, 
angeſichts der Eventualität einer durch Friedensſchlüſſe ftipulirten Gebietsab— 
tretung an andere Mächte. Dagegen mwird der Begriff der Gebietseinheitlich- 
feit allerdings mobificirt und abgeſchwächt, wenn durch Gollectivverträge ein: 
zelne Theile des Staatögebietes, wie ehemals in Hinfiht Sardinifcher Bränz- 
provinzen und neuerdings in Beziehung auf Montenegro Küftengebiete, neu: 
tralifirt werben. Geſchieht dies in erheblichem Umfange, fo könnte es jo: 
gar in Frage kommen, ob alädann, völferrechtlid; genommen, ein derartiges 
Bebietöverhältniß der Healunion nicht näher jtehe, ald dem Einheitöftaate. An: 
bererfeitö ift die geographifche Gontinuität des Staatögebietes ohne recht: 
lihen Belang. Dur dazwischen liegende Theile des Weltmeers wird Die 
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völferrechtlich einftaatliche Verbindung zwiſchen Mutterland und Kolonie nicht 
getrennt. Das Nähere über die Begränzung gehört in die Lehre vom Staats⸗ 
gebiet (j. unten X. Stüd). Vergrößert ſich das Gebiet eines Einheitsftantes 
nah Außen, jo gefchieht diejes regelmäßig durch den Act der Einverleibung 
(Ineorporation, Annerion). 


I) Die Bezeichnungen für.den Einheitäftaat entbehren aud einer gleichmäßigen 
Zerminologie. Wharton (a. a. O. S. 214) ſpricht von closely consolidated Sta- 
tes. Andere jpreden von Single States, was deswegen irreführen kann, weil 
„Einzelſtaat“ aud einen Mitgliedsftaat innerhalb einer Conföberation bezeichnen 
fann. Wiederum andere ſprechen von separate States. (Fitat spare.) Da die 
Andeutung eines „Sonderftantes” oder feparirten Staates irreführen kann, würde 
der Ausdrud Etat unitaire vorzuziehen fein. Heffter fpriht von einem inco'r- 
porirten Staat, wo einer nur dad Nebenland des anderen Staates ift. Dies ift 
unlogiſch, weil e3 überhaupt nicht einen und den anderen Staat dabei giebt. Der 
incorporirte Staat geht unter. 

2) Wheaton hat dafür die nicht empfehlungswürdige Bezeihnung: Union in- 
corporee. — Wie in England das Wort Union den Hiftorifchen Urfprung des 
Einheitöftaates als einen freimilligen Act der brei betheiligten Königreiche erkennen 
läßt, jo findet ſich aud) in den neueren Italieniſchen Plebeifeiten, durch welche der An: 
fhluß an das Gebiet Victor Emanuels votirt worden, der Ausbrud der Union, 3. B. 
in der Zombarbei 8. Juni 1848: »unione immediata«; in Toscana 11. März 1860: 
»unione alla monarchia costituzionale del re Vittorio Em.«; in ber Emilia »an- 
nessionea. Das letzte Plebeifcit der Römer vom 2. Detober 1870 lautete: »Vogliamo 
la nostra unione al regno d’Italia sotto il governo monarchico costituzionale 
del rè V. E. e suoi successori. Siehe Mantellini (a. a. D.), ©. 359. 

3) Die Neufchaffung eines Indiſchen Kaifertiteld neben dem Europätfchen Titel der 
Königin Victoria (1876) hat am Einheitäftaate nicht? geändert. — Auch die Vice 
Königstitulaturen find für den Begriff des Einheitöftants unerheblih. — Zweifel: 
haft ift aber, ob England gegenüber feinen überfeeifhen Golonien als Einheit3- 
ftaat angefehen werden kann, infofern die Krone durch coloniale Berfafjungen in 
ihrer Verfügung über Gebiete beſchränkt wird. 


$ 30. 
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Vom Einheitsftante am weiteſten entfernt fteht diejenige Form der Staaten: 
vereinigung, die in der Theorie die Bezeichnung ald Perfonalunion (aud 
tranfitorifhe Union) führt. Mehrere felbjtändige oder getrennte Staat3- 
gebiete treten unter dem Vorbehalt einer fpäterhin rechtlich zuläffigen Trennung 
in eine durch Unität des herrichenden Subjectes vermittelte Verbindung. 
Daß diefe Gemeinfchaft immer nur eine in Wirklichkeit kurzzeitige oder 
vorübergehende jein foll, wird dabei nicht vorausgefegt.!) Wie viele Jahr: 
zehnte oder Jahrhunderte die ala perfonal zu eradhtende Union dauert, ift 
ebenjo unerheblich, wie das räumliche Verhältniß fo verbundener Staaten zu 
einander. Diefelben können benachbart oder auch durd räumliche Entfernun: 
gen getrennt fein.?) 

Staatsrehtlich pflegen perfonal vereinigte Gebiete ihre eigenen beſon⸗ 
deren Berfaffungsformen zu bewahren. Als weſentlich Tann dies Moment der 
Beionderheit jedoch deswegen nicht erachtet werden, weil auch zwei abfolut 
monarchiſch regierte Gebiete mit einander perfonal verbunden fein können. Ein 
monarchiſch regiertes Gebiet ann, wie ehemals der Ganton Neuenburg, mög« 
licherweife jogar Mitglied einer republicaniſch verfaßten Gonföderation fein. 

Weber dieſes negative und ſtaatsrechtliche Merkmal der Nichtidentität der 
Berfafiungsformen in beiden Gebieten überwiegt das internationale Moment 
der Befonderheit der Unterthanenfchaft in ihnen. Staatöbürger des einen 
Gebietes find nicht Stantöbürger des andern. Jeder der beiden unirten 
Staaten bleibt eine völterrehtlihe Perſönlichkeit für fid. 

Dabei ift allerdings eine doppelte Möglichkeit zu een: 

1. Entweder bleibt die doppelte Bethätigung der Staatöperfönlichkeit 
nad) Außen für beide Staatögebiete eine effective z. B. durch 
doppelte gefandtichaftlihe Vertretung (wie gegenwärtig im Falle von 
Suremburg:Holland).?) Oder 

2. die Staatöperfönlichteit des einen, vegelmäßig im Berhältnig zum 
anderen als minder bedeutend aufzufaflenden Staates bleibt ſus— 
pendirt, jo daß eine gemeinfame Staatävertretung nach außen 
eintritt (wie gleichfalls vor 1867 in demjelben Falle von Zurem: 
burg-Solland). 

Db das Eine oder Andere der Fall ift, hängt entweder von bejonderen 
völterrechtlihen Stipulationen, wie Neutralitätserflärungen, oder von den Be: 
dingungen bed IUnionövertrages oder von dem Ermeſſen des gemeinfamen 
Staatsoberhauptes ab, fo daß vom Standpunkt des internationalen Rechts 
weder gegen einfache noch gegen mehrfache gejandtichaftlihe Vertretung Ein- 
ſpruch erhoben werben Tann. 

Der vorauögefegte Rechtsvorbehalt der fpäteren Trennung perfonalsunirter 
Gebiete gelangt in verfchiebener Weife zur Erfcheinung: 

A. in ber Bereinigung zweier Wahlmonardien für die Lebenszeit 
des Erwählten, worin die einfache Form der Verbindung zu er: 
tennen wäre, t) 
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B. in der Vereinigung einer Wahlmonardhie mit einer Erbmonarchie (mie 
ehemals im Falle des Polnischen Wahlreih3 und der erblihen Säch⸗ 
fifchen Aurlande), — 

C. in der Bereinigung mehrerer Erbmonarchien unter verfchiedener 
Thronfolgeoronung. Sole Verſchiedenheit der Thronfolge kann be 
gründet fein in dem Beftande mehrerer die Erbfolge verſchieden re 
gulirender Berfafjungen, Geſetze und Erbverträge. Iſt daher über 
die Suceffion beider unirter Gebiete durch Erbvertrag für den Fall 
des Ausfierbens der gemeinfamen Dynaftie nicht identiſch verfügt 
worden, jo wäre auch ſolchen Falles dad Vorhandenfein einer Per: 
fonal-Union zu ftatuiren. 

Der Urfprung der Perfonalunion kann übrigens in zweifacher Weife vorge: 
ftellt werben: Einmal als ein rein völferrechtlicher Vorgang, wenn ein fouveräner 
Staat durch vertraggmäßige Verbindung mit einem andern auf die praftifche Be- 
thätigung feiner befonderen Staatöperfönlichkeit nad) Außen unter Suspendirung 
derjelben und unter ausdrüdlichem oder ftillfchmeigendem Vorbehalt fpäterer 
Trennung verzichtet. Ferner aber auch als theilmeife ftaatörechtlicher Vorgang, 
wenn an die Stelle einheitlicher unlösbarer Verbindung eine bi® dahin ab- 
hängige Provinz in das Verhältniß der Perfonalunion gefegt wird, wie im 
Falle von Bulgarien (1886). 

Ze nachdem das Eine oder dad Andere der Fall ift, ergeben ſich auch 
verſchiedene Conjequenzen. 

Während beftehender Union ift e8 von Wichtigkeit, zu ermitteln, ob ein 
von dem gemeinfamen Derricher abgeichlofjener Staatövertrag für beide Ger 
biete oder nur für das eine berfelben rechtlich verpflichtende Kraft erlangt. 
Für diefen Fall wird es nothwendig feftzuftellen, ob den verfafjungsrechtlichen 
Formen in jedem alle genügt wurde, fo daß unter Umftänden eine gleich— 
fam partielle Gültigkeit für das eine, und partielle Ungültigfeit für daß andere 
Gebiet anzunehmen fein könnte. Auch ift nicht in Abrede zu ftellen, daß beide 
unirte Gebiete mit einander Staatöverträge abſchließen können, mofern das 
ihnen gemeinfame Herrfcherfubject für jeden Staat verfchiedene Perfonen ohne 
Vorbehalt der Ratificationsclaufel ernennt, oder wenn der Fall eintritt, daß 
ſchon bei Lebzeiten des berufenen Herrfcher8 eine vorübergehende Trennung der 
ftaatsrechtlihen und repräfentativen Functionen eintritt. Allianzverträge 
deö gemeinfamen Herrſchers find in Ermangelung ausbrüdlic binzugefügter 
Einfhränktung nach der Natur der Sache für den territorialen Geſammtbeſitz 
verpflichtend. 

Im Mebrigen wird in folden Fällen auf den Bebraud einfacher ober 
doppelter Staatätitulatur zu achten fein. 

Dft genug it in der biöherigen Theorie überfehen worden, daß ber Be 
griff der Perfonalunion nit nur ein Merkmal des Vorübergehenden in der 
Vereinigung, fondern aud ein Merkmal des Vorübergehenden in der Möglichkeit 
factiſcher Trennung in ſich fchließt. Beftehen nämlich verſchiedene Succeffions- 
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orbnungen in unirten Erbmonardien, fo können auch baneben verfchiedene 
Regentſchaftsgeſetze in ihmen Kraft haben. So würde alddann der Fall 
eintreten können, daß das Derrichaftsfubject in einem Staate befähigt ift, troß 
beftimmter Hinderniſſe (3. B. Krankheit oder Abweſenheit) weiter zu regieren, 
während es in dem andern unirten ®ebiete von Rechtswegen einer Regent: 
Ihaft zu weichen hätte. Daß unter diefer Worausfegung alsdann die Regent⸗ 
ſchaft mit dem legitimen Herrfcher des andern Gebiete contrahiren könnte, 
ſcheint zweifellos, wie fie ja auch mit dem Auslande Staatöverträge zum Ab- 
ſchluß bringen darf. Selbft der Fall muß als ein möglicher geſetzt werben, 
daß der Herrſcher einer Perfonalunion aud bei erbmonardifcher Verfaffung 
für eines beider Gebiete abdanten, für das andere die Regierung fortführen 
fann, (wie im Falle Karlö V.), fo daß bei feinen Lebzeiten eine ftaatd: und 
völferrechtliche Trennung Platz greifen würde, die mit dem Ableben des Ab- 
dicirenden wiederum ihre Endfchaft erreichen würde. Das Hauptergebniß diefer 
Betrachtung beiteht alfo darin, dak das Staatövertragsredt für perſo— 
nalirter unirte Gebiete ein durchaus verjhiedenes fein fann, aber 
nicht fein muß. 

Was den Kriegsfall anbelangt, fo wäre die Frage aufzumerfen, ob bei 
einer von dem gemeinfamen Serricher ausgegangenen Striegserklärung, von 
international garantirter Neutralität gemijjer Gebietätheile abgejehen, jedes 
der unirten Gebiete in Mitleivenfchaft gezogen werden oder eines diefer Ge 
biete neutral bleiben könne? Die Antwort auf diefe Frage hängt von den 
Umftänden des einzelnen alles ab. 

Handelt es fi um andere Verhältnifje, ald die ehemals in Neuenburg 
beftandenen, wo auch gegenüber der Krone Preußen die Neutralität im Bor: 
aus garantirt oder anerlannt war, oder um andere Verhältniffe, ald die jet 
feit 1867 in Zugemburg beftehenden, fo wird in Betracht fommen, ob durch bins 
reichende räumliche Sonderung einander nicht benachbarter Gebiete die militä- 
riſche Disponibilität der Truppenkörper abgejchnitten iſt; ſodann ob das Hecht 
der Kriegderflärung in demjenigen Staatägebiet, das neutral bleiben joll oder 
will, an die Zuftimmung anderer Staatdorgane gebunden ijt und dieſe förm— 
lich verfagt wurde, oder ob feine Truppen anerfannter Maßen außerhalb der 
Zandesgrängen nicht verwendet werben dürfen, was bei Milizen öfters jtatuirt ift. 

Ingleichen kann die Frage entjtehen, ob vom völkerrechtlichen Stand- 
punfte aus ein perfonellsunirter Staat befugt jei, gegen das 
andere Unionsgebiet Krieg zu führen. Iſt eine vollftändige Selb- 
ftändigfeit der beiden am Krieg betheiligten Armeen im Voraus verfafjungs- 
rechtlich anerfannt und inäbefondere für jede derjelben die Eigenart in Fahnen, 
Teldzeihen und Uniformirung beibehalten, fo ericheint ed angemefjen, das 
Kriegsführungsrecht beider Staatöparteien zuzugeben. Zumal dann ijt dies 
unbedenklich, wenn der Monarch ein identijches oder völlig uneingeſchränktes 
Kriegserklärungsrecht in beiden Territorien nicht befigt,5) oder in einem Staate 
eine Regentſchaft bejteht, die dem Monarchen den Krieg erklärt. 


126 Staatöverfaffungen und Staatögewalten in internationaler Hinficht. 


Tritt endlich der rechtlich vorbehaltene Fall der Trennung beider perjonals 
unirter Gebiete, wie im Jahre 1837 bezüglich der unirt geweſenen Königskronen 
Hannover und England, vorausgejehter Maßen ein, fo bedarf es feiner völfer- 
rechtlichen Anerkennung, wie bei der Bildung von Neuftanten. Die fürmliche 
Anzeige des Gejchehenen genügt, um die Trennung der repräfentativen Func⸗ 
tionen für beide Staaten herbeizuführen. 


1) Zu eng ift Bulmerincq’s Definition, weil er einerjeit3 nur erbmonardi- 
ſche Staaten mit verfchiedener Succeffiondordnung, andererſeits nur „vorübergehende 
Berbindungen” ins Auge faßt. — Schulze, Lehrbuch des Deutſchen Staates 
rechts I, S. 41, rechnet die Perfonalsiinion überhaupt gar nicht zu den Staatäver- 
bindungen, weil die Identität ber Herrfcherperfönlichkeit allerdings politiich bedeut⸗ 
ſam erjcheine, aber weder völferrechtlih noch ftaatSrechtlich eine Einheit begründe. 
Hiergegen ift aber zu erinnern, daß das Recht einheitlichen Oberbefehls über die 
Streitkräfte zweier perfonellsunirter Staaten auch völferrechtliche Conſequenzen hat 
und überhaupt die völferrechtliche Perfönlichkeit durch Perfonalunion in Erbmonardien 
fuspendirt werben Tann. Uebrigens bedingt ſchon bie Schwierigkeit einer ficheren 
Abgränzung beider Unionsformen vom Standpunkt der Syftematif auch eine Erörs 
terung der Perfonalunion, die Hiftorifh oft eine Baſis der Realunion darftellt. 

2) Srriger Weije fieht Ortolan in der Union einen Erwerbögrund für Staatö« 
gebiet. SHiftorifch mag das zuläffig fein, wenn eines der unirten Gebiete hinterher 
verschwindet. Juriftifch läßt ſich aber niemals jagen, welches der unirten Gebiete 
das erwerbende fei. 

3) Eine mehrfache völferrechtlihe Bertretung beftand übrigens auch fon zu 
Zeiten des Deutfchen Bunbes vor 1866. Das Großherzogtfum Luxemburg war 
mit Holland durch ben König der Niederlande, ohne Holland in gewiſſen einzelnen 
Richtungen durch den Deutfhen Bundestag vertreten. 

4) Borbehaltlich des möglichen Falles, daß in einem ber Gebiete der Wahlfürſt 
abfegbar wäre, in dem andern nicht. 

5) Died war der Fall in dem 1848 auögebrodenen, bis 1850 von dem Elbherzog- 
thum mit eigenen Mitteln geführten Kriege gegen Dänemark. Der König von Däne- 
mark entbehrte in feiner Eigenfhaft als Herzog von Holſtein und Lauenburg eines 
vom Deutfhen Bunde unabhängigen Kriegführungsrehts auf dem Bundesgebiet, 
während er in Beziehung auf Schleswig völlig unbehindert war. Derjelbe Fall der 
Kriegführung perfonell unirter Länder gegeneinander hätte auch vorfommen können, 
wenn ber alte Deutfche Bund einfchließlich Luremburgs oder Hannovers den Krieg 
an Holland beziehungsweiſe England erfärt hätte. Man denke auch an den fieben- 
jährigen Krieg, wo Hannover rechtlich anders zu Preußen ftand, als die Krone Eng- 
lands. Dieſe Zuläffigkeit der Kriegführung zwifchen perſonell untrten Staaten ers 
tennt au an: F.0. Martens (©. 233). Hall, International Law (S. 20, N. 2). 
A M. Heffter ($ 20). 
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Zwifchen dem Einheitsftaat und der Perfonalunion nimmt die Realunion 
eine Mittelftellung ein. Hiſtoriſch pflegt fie aus der perfonalen Union des 
wegen hervorgegangen zu fein, weil das politiſche Machtinterefje Erbfürften 
erfahrungsmäßig dahin drängt, den geeigneten Zeitpunkt zu benügen, um an 
Stelle der lösbaren Staatöverbindung die unlösbare treten zu laffen. Das 
gleichſam objectiv gewordene Gemeinjchaftsinterefje zweier Staaten gewinnt 
alsdann das Webergewicht über die fubjective Bedeutung der in ihnen herr- 
ſchenden Perſon. Vom Einheitsftaate andererſeits unterfcheidet fi) die Neal 
union dadurch, daß der hergebrachte ältere, vor der realen Vereinigung gültig 
geweſene Verfafjungszuftand beider Länder aufrecht erhalten wird. Die Real: 
union iſt völferrechtliche Einheit zweier ſtaatsrechtlich geſchiedener Gebiete.) 
Infofern nun durch diefen Doppelzuftand des Verfaſſungsrechts in der Orgas 
nifation der Repräfentativ:Organe Verfchiedenheiten für jedes der betheiligten 
Länder ftatuirt werden, kann die Realunion indirect eine gemifje völkerrecht 
liche Bedeutung erlangen. So waren die Oeſterreichiſchen Serrfcher des Hauſes 
Habsburg durch Ungarische Verfaſſungsbeſtimmungen ald Könige von Ungarn 
an Beſchränkungen gebunden, von denen fie als Kaifer in Deutjchen Landes: 
teilen nicht berührt wurden. Es ift möglich, daß nad) dem Verfaſſungsrecht 
eines realiter unirten Gebietes der Herrfcher in feiner Vertragsfchliegungs- 
befugniß völlig unbehindert waltet, während in dem andern Gebiete die Mit 
wirfung der Volksvertretung für die Gültigkeit gewiſſer Acte vorgejchrieben 
ft. Beſteht zwifchen unirten Gebieten ſtaatlich anerfannte Sprachverſchieden⸗ 
beit, fo kann davon auch die Form des Staatsverkehrs infofern beeinflußt 
werben, als möglicherweife eine mehrſprachige Tertirung der mit Geſetzeskraft 
zu publicirenden Verträge nothwendig würde. Dritten Staaten gegenüber hat 
die Mehrheit der in realiter unirten Gebieten beftehenden Verfaſſungsgeſetze 
fomit eine analoge Bedeutung wie das Vorhandenfein der in Einheitsftaaten 
etwa gegebenen materiellen Schranten der repräfentativen Gewalten. Soll 
z. B. in Beziehung auf den gefammten unirten Gebietcompler contrahirt 
werben, jo muß alsdann der Doppelforderung Genüge gefchehen?), daß die Mehr: 
beit der in Betracht kommenden Berfafjungsgefege gewahrt wird. Bei diefer 
indirecten Bedeutung der Realunion muß es aber auch fein Bewenden haben. 
Jedenfalls erlifcht die Selbitändigfeit der Staatöperfönlichkeiten realiter unirter 
Gebiete in völferrechtliher Hinſicht durchaus. Wird eines der unirten Gebiete 
in feiner verfafjungsrechtlichen Integrität gefegmwidrig gekränkt, fo Tann diefer 
Vorgang nur als innere Staatsummälzung vom Standpunkt der internatios 
nalen Beziehungen aufgefaßt werden. Incorporation eine unirten Gebietes 
in ein anderes bewirkt feine Aenderungen in der völferrehtlichen Begrän— 
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zungsweiſe der Staaten. Und andererjeits: Wenn ſich ein unirt geweſenes 
Gebiet von der Gemeinſchaft der Stantögewalt losreißt, jo handelt e& fih um 
einen ftaatlihen Neubildungsprozeß mit der Conſequenz der Anerkennung eins 
getretener Neubildung, wobei unter Umftänden die Grundfäße von der Staaten 
folge zur Anwendung gebraht werden müfjen. Won einer befonderen inter: 
nationalen Vertretung realiter unirter Staaten könnte nur in derfelben Weife 
die Rede fein, in der ein Staat befugt ift, mehrere geſandtſchaftliche Perſonen 
zur Wahrnehmung feiner Gefchäfte zu beftellen, nicht in dem Sinne, daß jedes 
der unirten Gebiete verlangen könnte, bejondere Gejandihaften zum Zwecke 
der Gejhäftsbehandlung bei ſich zu erwarten oder zu beanſpruchen. Ob Ber: 
tragsſchließungen zmwifchen den realiter unirten Gebieten und ihren eigenthüm⸗ 
lihen Regierungdorganen möglich find oder den allgemeinen Grundſätzen des 
Obligationenrechts entiprechen würden, kann bier dahingeftellt bleiben; es ge= 
nügt, hervorzuheben, daß ſolche Verträge, mo fie vorkommen, nicht nad) den 
Regeln des Völkerrechts zu beurtheilen fein würden. 

Diefe Grundfäge, in Gemäßheit welcher, völferrechtlih genommen, bie 
Realunion nad) Analogie des Einheitsftantes zu beurtheilen ift, können eine 
Modification nur dann erleiden, wenn der hiftorifche Grund ihrer Entjtehung 
nit in der Vereinbarung der fi unirenden Staatsgewalten ausſchließlich 
gegeben ift, jondern durch Gefammtverträge Europäifchen Charakters conftituirt 
oder eine Garantie verfafjungsrehtlicher Befonderheiten für unirte Gebiete von 
dritten Staaten übernommen wurde. 

Diefer Fall war beiſpielsweiſe gegeben, als den an Rußland gelommenen 
Gebietäftüden des ehemaligen Königreicha Polen („„Congreßpolen“) eine Sonder: 
verfaffung durh die Wiener Congregmächte verheißen worden war. Als nad) 
dem Polnifhen Aufftande von 1830 diefe Verfaffung von Ruſſiſcher Seite 
(1832) aufgehoben wurde, hielten fich die Weſtmächte berechtigt, mehrfach, zu: 
legt no 1863, Einwendungen oder Protejtationen zu erheben, die jedoch er. 
folglos blieben.) Immerhin befindet ſich die völkerrechtlich garantirte Real⸗ 
union in anderer Lage, alö eine Staatenvereinigung, die lediglich auf einen 
Pact der beiden zunächſt betheiligten Länder oder gar nur auf einfeitiger Ver: 
leihung einer Verfafjungsurfunde durch den Gebietserwerber beruht. 

Ob in einem bejtimmt vorliegenden Einzelfalle ein Staatögebilde als 
perfonale oder reale Union aufzufafien fei, fann in Theorie und Staatspraxis 
zweifelhaft oder ftreitig werden. Beſtritten ift beifpieläweife, wie das Ber- 
hältniß von Ungarn zu den nicht Ungarifchen Landestheilen der Oeſterreichi— 
ihen Monarchie aufzufafien fei.t) Nicht anders verhält es ſich mit der 
Stellung Norwegens zu Schweden. 

Angeſichts derartiger Streitfäle würde es fehlerhaft fein, auf den Be- 
ſtand von Sonderverfafjungen den entfcheidenden Nachdruck zu legen. Das 
Vorhandenfein folder beweiſt nichts, denn England würde fo lange fogar 
als Einheitsſtaat angefehen werben müſſen, als denjenigen colonialen Gebieten, 
die fich befonderer Repräfentativverfafjungen erfreuen, nicht das Recht frei« 
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williger Seceffion eingeräumt wird. Ebenſowenig darf auf die Führung be- 
fonderer. Doppeltitel (mie in dem Falle von „Scleswig.Holitein‘‘ oder „Deiter« 
reih-Ungarn‘) entfcheidendes Gewicht gelegt werben. Die Ausfchlag gebenden 
Punkte liegen vielmehr in den für die Realunion weſentlichen Erforbernifjen: 
der rechtlich ausgefchlofjenen Zösbarleit der Verbindung zweier ehemals felb- 
ftändig gewejener Stantögebiete, der repräfentativen Einheit der beftehenden 
Herrſchergewalt und folglic der Identität der völferrechtlichen Nepräfentation 
unter Aufrechterhaltung befonderer Staatögränzen und eines gefonderten Staatö- 
bürgerrecht3. Praktifch bedeutfam Fünnte die angedeutete Streitfrage, ob Per: 
fonal- oder Realunion, überhaupt erft dann werden, wenn die ausdrücklich feſt— 
geftellte, für beide Gebiete geltende Thronfolgeordnung durch Ausfterben der 
Dynaftie gegenftandslos würde. Fehlt es alsdann an bindenden Erbverträgen 
zur Sicherung der Staatenverbindung, fo wäre feftzuftellen, ob Vorſorge ges 
troffen wurde für ein Wahlverfahren, wodurch die einheitliche Berufung einer 
neuen Dynaftie für beide Staatögebiete gemwährleiftet würde. Someit pflegt 
aber die Vorforge bei dem Abſchluß der Unionsverträge nicht zu gehen.?) Es 
jcheint daher richtiger zu fein, dad Vorhandenſein einer Realunion aud) dann anzu= 
nehmen, wenn der Fall fpäterer Trennung weder in der Verfchiedenheit der gelten: 
den Succeffiondordnungen, noch in dem Abſchluß befonderer, für jedes der beiden 
Bebiete maßgebender Separat-Erbverträge, noch in der Wahrung eines eigenen 
Wahlrechts für die Berufung eines Herrfherd nah dem Auäfterben einer 
Dynaftie vorgejehen wurde. Außerhalb der pofitiven Völkerrechtsordnung 
würde auch hier die Betonung des Nationalitätöprincips liegen, wofern etwa 
angenommen würde, daß die nationale Bejonderheit eines Sprachgebieted im 
BVerhältnif zu einem andern die eventuelle Befugniß felbftändiger ftaatlicher Coniti- 
tuirung wenigſtens im falle der eintretenden Herrfchaftslofigkeit der unirten Gebiete 
eintreten würde. In Ermangelung fefter Anhaltspuntte für das Gegen» 
theil würden alfo, fo lange eine Union thatſächlich befteht, die 
Präfumtion für die Form der Realunion ftreiten. Der gemeinfame 
Herrſcher würde aljo competent fein, auch in Hinblick auf das zu vermuthende 
Ausfterben feiner Dynaſtie über feine Lebensdauer hinaus in den rechtlich 
vorgejchriebenen Formen beide unirte Gebiete völferrechtlich zu obligiren. Da- 
gegen würde im Berlaufe der Zeiten eine Anfangs beftandene Realunion in 
die Form ber Perfonalunion umgewandelt werden, wenn im Hinblid auf das 
Erlöfchen einer gemeinfamen Dynaftie befondere Regentichaftsgefege für jedes 
der betheiligten @ebiete emanirt fein follten oder jedem Gebiete die freie 
Wahl eines Herrſchers anheimgeftellt wird. 

Was die Beziehungen von Schweden und Norwegen anbelangt, fo 
wird auf Grund ver älteren Weberlieferung die Annahme einer Realunion 
in Gemäßheit der conftitutiven Staatöverträge vorzuziehen fein. Adoptirt man 
dagegen die legten bedenklichen Entjcheidungen des Normwegifchen Storthings, 
wonach diefem in allen Normegifchen Verfafjungsangelegenbeiten, alfo aud in 
Sachen der Thronfolgeorbnung, die höchſte Entſcheidung felbit i — Widerſpruch 
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zum Königlichen Veto zuftehen würde, fo wäre damit auch das Recht fpäterer 
Trennung von Schweden indirect ermöglicht und man hätte ſich fomit unter 
diefer Vorausfegung bedingungsmweife für dad nunmehrige Vorhandenjein einer 
Perfonalunion zu erklären, wodurd nicht ausgeſchloſſen ift, daß von Daufe 
aus eine Healunion anzunehmen war®), deren Fortbeitand auch heute noch mit 
guten Gründen vertheidigt werden kann. 

Srrthümlich wird von einigen Seiten angenommen, daß Finnland im 
Verhältnig einer Realunion zu Rußland ftehe. Die Verleihung oder Be: 
lafjung einer Sonderverfafjung in eroberten oder cedirten Gebietätheilen ge: 
nügt nit, um eine Staatöverbindung im Sinne der Unirung zu bes 
gründen. ?) 

Wie die rechtliche Gränze zwiſchen Nealunion und PBerfonalunion 
zweifelhaft werden kann, fo ift es auch nicht leicht die Realunion von dem 
provinziellen Verbande eines decentralifirten Einheitsſtaates zu unterfcheiden. 
So ftreitet man darüber, ob Kroatien neben Ungarn ein reell unirtes Gebiet 
oder eine autonome Provinz darjtelle. Diefe Unterfuhung fällt jedoch ledig: 
li in den Bereich des Staatäredhts.®) 


1) Weſentlich verfchieden ift die Auffaffung von Schulze (a. a. O.) 8.43. Er 
nimmt auch Realunion an, wenn in zwei Staaten, wie z B. Medlenburg: Schwerin 
und Medlenburg» Strelig zwei Souveräne durch einen gemeinfamen Landtag eins 
geichränft find (auf Grund der fog. Union und des Erbvergleihs vom 18, April 
1755), ſolche Realunion fei auch bei Republifen denkbar. 

2, Es fragt fih dann: ob ein ohne Unterfcheibung der beiden Gebiete abge- 
ſchloſſener Staatävertrag, wenn er in einem Gebiete die erforderliche Genehmigung 
der Bolfsvertretung nicht findet, gänzlich ungültig wird oder theilmeije, d. 5. für 
das andere Gebiet, wo eine Genehmigung nicht erforberlich ift, gültig bleibe? 

3) Meber das BVerhältnig Polens zu Rußland ſ. %. v. Martens, ©. 237, fo 
wie deffen Recueil des trait&s de Russie Ill, 213; IV, 1,427ff. — Calvo, Droit 
international I, $ 48. — Wheaton, El. $ 43. — Lawrence, Comment. ], 
$ 303 ff. 

4) Mafgebend ift das Gejeg vom 21. December 1867, betreffend die allen Län— 
dern ber Dejterreichifchen Monardie gemeinfamen Angelegenheiten und die Art ihrer 
Behandlung (Staatsardiv von Aegidi und Kleinhold XV, 3322) und das Kaiferliche 
Handichreiben vom 14 November 1868, betreffend die Einführung ber bezüglichen 
Staatötitulaturen. Eine Realunion nehmen an: Hartmann, Inftitutionen, 
8 10; Martens (Bergbohm), $ 58; auch Twiss (I, 39) nimmt Realunion an, 
betont aber mit Recht die Unterſchiede vor 1866 und nad 1866, infofern die Krone 
Ungarn ein felbjtändiges Kriegführungsrecht hat, während ber Kaiſer für feine Deut: 
ſchen Bundesländer nur ein collectives Kriegführungsrecht bejaß. 

Aus der Defterreichifchen Literatur ift noch zu nennen: Bidermann, Die rechts 
lihe Natur der Dejterreichifch » Ungarifhen Monardie. Wien 1877. — Derfelbe, 
Legislation autonome de la Croatie. Gand 1876, — Dantſcher von Kollers— 
berg, Der monarchiſche Bunbesftaat, 1880. 
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5) Eine Ausnahme diefer Art ift die Schwediſch-Norwegiſche Convention von 
Moss, wodurd (1814) das Wahlverfahren für den Fall des Auöfterbend vorherbe- 
ftimmt ward. 

6) Die Verbindung zwifhen Norwegen und Schweden (an Stelle der voran 
gegangenen Berbindung mit Dänemark) beruht auf dem Kieler Bertrage vom 
14. Januar 1814 (Geffion von Dänemark an Schweden unter Mitwirkung von Eng» 
land und Rußland), der Convention von Moss vom 14. Auguft 1814 zwiſchen bem 
König von Schweden und der Norwegifchen Regierung, und dem Statut vom 31. Juli 
und 6. Yuguft 1815, das von den Ständen der beiden betheiligten Staaten bes 
rathen und befchloffen worden war. Norwegen bleibt ein freies, unabhängiges König» 
reich neben der Schwebifhen Krone mit eigener Gefeggebung, aber gemeinfamer Ber 
tretung gegenüber dem Auslande. Jedes Königreich hat eine eigene Handelsflagge 
und feit 1844 aud) eine eigene Kriegäflagge. 

Wheaton und Phillimore fehen in diefer Union eine Berfonalunion. Eine 
Realunion wird von Klüber, Heffter, Schulze, Bluntfhli und F.v. Mar: 
tens angenommen. Twiss (I, $ 41) erllärt das Verhältniß für ein beinahe einzig 
daftehendes Beifpiel einer „Föderal-Union”; Wharton (Comm. $ 137) für eine 
union of sovereignties, gleichftehend mit Großbritannien und Irland. 

7) Siehe Martens (Bergbohm), S. 246 gegen Geffcken-Heffter $ 9. 
Der Tert des Friedensvertrages von Freberitsham (1809), dur den Finnland von 
Schweden an Rußland kam, bietet feinen Stützpunkt für die gegentheilige Anſicht. 
Aehnlic wie Finnland zu Rußland verhält fih Island zu Dänemark, von welchem 
es 1871 und 1874 eine Sonderverfafjung erhielt. Würde in Irland Home Rule 
mit einem Iriſchen Parlament eingeführt, fo hört deswegen der Fortbeftand des Bri- 
tiſchen Einheitsſtaates nicht auf. 

8) Gegen Zellinef vertheidigt Pliveric in feiner Schrift: Das rechtliche 
Berhältniß Kroatiens zu Ungarn (Agram 1885), wie mir ſcheint, mit völlig über 
zeugenden Gründen die Annahme einer Realunion. 
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Obgleich mande Publiciften mit Heffter die Conföderationen der Staa- 
ten ald eine Abart der Unionen anfehen und die Verfaſſung der Nords 
amerifanifchen Freiftaaten ihren Zitel ebenfo an den allgemeinen Unionsbegriff 
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anfnüpft, wie ehemals die Verfchmelzung der drei Britifch-Irifchen Königreiche, fo 
erfcheint es doch richtiger, die Conföberation als eine befondere, neben ben 
Unionen ftehende Gattung aufzufaflen. Eigenthümlidh allen Conföde— 
rationen iſt die Serjtellung eines dauernden und unlösbaren 
(„auf ewige Zeiten“ gefchloffenen) Bündniffes, aus weldem ein: 
jeitiges Ausscheiden redhtlih nicht zugelaffen werden kann, fo 
lange nit eben der Örundvertrag vorher aufgehoben wurde. 
Bundesgründungdverträge find alfo von Haus aus weſentlich verfchieden von 
andern einfachen Bündniß- oder Allianzverträgen und nähern fi) deömegen 
denjenigen Unionsverträgen, welche beftimmt find, eine unlößbare Cinung zu 
ſchaffen. Auf der andern Seite beftehen jedoch auch mwefentliche Unterſchei— 
dungsmerkmale. Unionen fegen eine Mehrheit jtaatlicher Gebiete voraus, inner: 
balb welcher, wenn auch in verjchiedener Form und mit verfchiedener Com- 
petenz, Einheit de Herrfhaftsfubjectes befteht. Conföderationen dagegen 
erfordern eine Mehrheit von ftaatlihen Gebieten, über melde eine Mehrheit 
herrſchender Subjecte in Gemäßheit beftimmter Competenzregeln gebietet. We⸗ 
fentlich ift alfo ein Concurrenzverhältnig von Regierungdorganen und ein verſchie⸗ 
dener Perſonal beſt and der höchften Regierungsgemwalten. Jedes der conföderir- 
ten Gebiete unterliegt daher nothmwendig einer doppelten Vorftellungsmweife in 
rechtlicher Hinficht: einmal als ſelbſtändiges Gebiet in Hinſicht der ihm 
eigenen Sonderrechte und ferner als Theilftüd eines Gejammtgebietes in Be: 
ziehung auf die Gefammtrechte und Gefammtpflichten eines Bundes. Inner- 
halb der Union im e. S. fann dagegen feines der unirten Gebiete als Theil: 
ftüd eine anderen aufgefaßt werben.!) 

Das Maß der gemeinfamen Bundesrechte im Verhältniß zur befonderen 
Thätigfeitöfphäre der einzelnen Bliederftaaten kann ein nad den Umftänden 
verjchiebenes fein. Bon Bedeutung wird in etwa eintretenden Streitfällen bei 
ber Auslegung der Bundesverträge die Borfrage fein, ob eine Conföderation 
im Wege der freiwilligen hiſtoriſchen Machtbeſchränkung aus fouverain 
neben einander wirkenden Staatsweſen entjtand, wie der Deutfche Bund im 
Jahre 1815 auß der feit 1806 unbeſchränkt gemefenen Souveränetät deutjcher 
und nichtdeutfcher Fürften hervorging, oder im Wege der Machterweiterung 
ehemals unfelbftändig gemefener Zandesgebiete gejchaffen wurde, wie die Deutfche 
Zandeshoheit im Verhältnig zum Deutfchen Kaifer auf Grundlage des Weft- 
phälifchen Friedens, wie die Gründung der Schmeizerifchen Eidgenoſſenſchaft 
und die Losreißung abhängig gemefener Colonien von England. Immer ift 
zu präſumiren, daß fich fein Souverän in der Begründung von Conföberationen 
feiner Machtmittel weiter entäußern wollte, als ausdrüdlic von ihm feftge- 
ftellt worden ift. 

In der Mannigfaltigkeit der bei Conföberationen möglihen Geftaltungen 
hat die Theorie des Völkerrechts und Staatsrechtes gewiſſe fundamentale 
Structuren, gleichſam Normaltypen, nachzuweiſen gefucht und nach dem Bor: 
gange der Deutſchen Staatslehre unter dem Titel des Staatenbundes und 
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bes Bundesftaates zufammengefaßt, ohne übrigens bie ftaatsrechtliche Seite 
diefer Unterfuhungen von der Materie des Völkerrechts überall hinreichend zu 
fondern. ?) 

Um die ftaatörechtliche Seite folcher Unterfuchungen hier auszuſcheiden, er: 
ſcheint es daher zweckmäßig, von vornherein feftzuftellen, daß Conföderationen hin- 
fihtlidh ihrer internationalen Stellung zu beitimmen find: entweder alö Bund 
mit dem Merkmal fingularer Beftaltung eines die Befammtheit 
der verbundenen Staaten im auswärtigen Verkehr darftellenden 
Repräfentativorgans (Bundesftaat) oder ald Bund mit dem Merk— 
male pluraler Geftaltung der Repräfentativorgane, d. 5. ſowohl 
für die Zwecke der Gefammtperfönlidhleit aller verbündeten 
Staaten, ald aud für den Vertretungszweck der einzelnen Mit: 
gliederftaaten (Staatenbund). 

Betrachtet man zunächſt diefe legtere, plurale Form der Verbindung, bie 
als die juriftifch einfachere, politifch aber unfichere Form der Verbindung anzu« 
fehen ift, jo fand fie, wie bereit3 ermähnt, ihr letztes Mufter an dem Deut: 
fhen Bund (1815 1866), beruhend auf völterrechtlich anerfannter Gefammt- 
perſönlichkeit mit activem und paffivem Geſandtſchaftsrecht, dem Recht ber 
Kriegserklärung und des Friedensſchluſſes und der Verpflichtung zur territo- 
rialen Garantie des Gebietäftandes für feine Mitglieder, andererfeitd auch der 
grundfäglihen Anerkennung der Souveränetät feiner einzelnen Mitglieder 
und eines dieſen felbftändig zuftehenden internationalen Verkehrsrechts. Die 
juriftifche Theorie fcheiterte jedoch an der Macht der Thatſache, daß die nur 
conftructive Rechtsgleichheit fouveräner kleiner Bundesftaaten bei Seite 
geihoben wurde durch die Ueberlegenheit der Sonderinterefjen zweier Groß—⸗ 
mächte, die abwechſelnd ſ. g. Deutfche Geſammt-Bundespolitik durch das Me— 
dium eines permanenten Bundestags in Frankfurt a. M. und daneben oder 
dawider eine ſog. Europäiſche Sonderpolitik in Berlin und Wien Namens 
ihrer außerhalb des Deutſchen Bundesgebietes belegenen nichtdeutſchen Lan— 
destheile zu treiben vermochten. Daher der Conflict zwiſchen juriſtiſcher Formel 
und höchſten politiſchen Zweckmäßigkeitsverhältniſſen, welche letzteren durch jene 
negirt wurden. Der Deutſche Bund ging zu Grunde, indem ſich zeigte, daß 
antagoniſtiſche Machtanſprüche großer Staaten durch Stimmgebung kleiner 
Staaten nad) dem Grundſatze der Majoritäten niemals ausgeglichen werben 
können. Der Bund fonnte nicht länger dauern ala die Gemeinfamleit bes 
Preußen und Defterreich gegen eine vollsthümliche Verfafjungsentwidlung ver: 
bindenden Gegenfages abjolutiftifcher Fürftenmadt. Uebrigens bat auch wäh: 
rend feines Beftehens der Deutſche Bund niemald vermocht, die ſtaatsrecht⸗ 
lihen Fragen de3 inneren Berfafjungslebend der einzelnen Staaten von ber 
völferrechtlihen Aufgabe des territorialen Schußes feiner Mitglieder zu trennen. 

Daß der Deutſche Bund vom Jahre 1815 kein organifches Staatenge- 
bilde, fondern ein gebrechliches Kunftprobuct der ohne die Bebürfniffe der 
Nationen rechnenden Diplomatie war, zeigte ſich auch darin, daß die völter- 
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rechtliche, vom Bundestag dargeftellte Gefammtperfönlichkeit, von einem ein- 
zigen Falle abgeſehen, nicht im Stande mar, fein Gefandtichaftsrecht oder 
fein Bertragsfchließungsreht wirkſam zu handhaben. Heffter bezeichnet 
ihn daher ald „dynaſtiſchen Staatenbund, wo nur die Regierungen 
mit einander verbündet find und in der Bundesmacht zugleich ihre Anleh— 
nung und Verſtärkung ſuchen“ im Gegenfat zu einem fog. Völkerſtaaten— 
bund, welder auch die beherrſchten Stämme mit einander organisch ver- 
einigt.®) 

Die Souveränetät der einzelnen Staaten offenbart fich innerhalb eines folchen 
Staatenbundes durch eine doppelte Geftaltung des Vertragsſchließungsrechts: 
durch Verträge nämlich, welche die Bundesregierungen, ohne in ihrer Compe— 
tenz beſchränkt zu fein, mit einander vereinbaren und fodann durch andere Ver: 
träge, welche ihr Verhältniß zu nichtverbündeten Staaten betreffen. In letterer 
Hinſicht verbietet der Bundeszwed Allianzen und Bündniſſe, die möglichermeife 
gegen den Bund mirkfam werden fönnten. Die Schwierigkeit ſolcher Ver— 
träge liegt regelmäßig darin, daß jeder einzelne Staat durch Zumiderhandluns 
gen gegen die nad außen übernommenen Bertragäpflichten nicht nur fich felbit, 
fondern unmittelbar au die Gefammtheit aller anderen Bunbesregierungen 
verantwortlich macht, infofern diefe grundgefeglich verpflichtet find, das Gebiet 
auch eines mit Recht angegriffenen Landes dem auömärtigen Angreifer gegenüber zu 
vertheibigen, ohne vorher im Stande gemefen zu jein, leichtfertige Vertragsſchlüſſe 
zu vereiteln oder begangene Vertragsverlegungen durch regelrechte Zuftizpflege 
und Bunbeserecution rüdgängig zu machen. Wenn daher auf der einen Seite 
ehemals dauernd verbündete Großmächte (mie Preußen und Defterreih) er- 
fahrungsmäßig von mitverbündeten Kleinftaaten eine politifche Gefammtrichtung 
ſich nicht vorfchreiben lafjen können, fo find doc) andererfeitS vermöge eines völlig 
unbeauffichtigten Bertragsfchliegungsrechtes Kleinftaaten im Stande, Fälle von 
Bertragsverlegungen herbeizuführen, in denen bie praftifhe Berantwortlichkeit 
den Großftaaten aufgebürdet würde. Unter dem Anſchein der inneren Frie— 
denögarantien des Staatenbundes verbürgt ſich fomit in Wirklichleit vielfach 
die Gefahr ausmwärtiger Einmifchungen. *) 

Zwar erfcheint es an ſich ala Fortfchritt, wenn innerhalb der Rechtöbe- 
ziehungen ftammverwanbter, auf gemeinfamer Rechtsüberlieferung beruhender 
Staaten, wie im Deutfhen Bunde gefchehen war, gewaltſame Selbithülfe und 
innere Kriegführung ausgeſchloſſen bleiben. Allein, der Hechtöficherheit in 
allen ausmärtigen Streitfällen kann erft dann gedient werden, wenn an Gtelle 
der mwegfallenden Kriegs-⸗Gewalt eine ordentliche, ftändige, von den Umftänden 
des einzelnen Falles unabhängige Völkerrechtsſprechung gefegt wird. An diefer 
fehlte e8 dem Deutichen Bunde, fo daß der einzelne Staat mweber in feinem 
Verhältniß zur Gefammtperfönlichkeit aller, noch aud in feinem fpeciellen 
Berhältnig zu auswärtigen Mächten einer rechtlihen Prozedur unterworfen 
werben fonnte. 
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Da die alten Deutichen Bundesſtaaten in Bundeskriegen von Rechta- 
wegen mit ihren Contingenten als Belligerenten auftraten, konnte übrigens 
der Verzicht auf Selbithülfe in inneren Bunbdesftreitigfeiten nicht als Ver— 
mindberung, fondern nur ala Verſtärkung ihrer Souveränetät gegenüber dem 
Auslande gedeutet werden. Das Kriegführungsrecht verblieb den Deutfchen 
Fürften in völterrechtlicher Form felbit dann, wenn fie im Widerſpruch zur 
Bundesverfafjung, wie im Jahre 1866, gegen einander Krieg führend auf: 
traten, woraus fich ergiebt, dab gegenüber den friegführenden Parteien auch 
zu Zeiten der inneren Bundesfriege die Grundfäge der Neutralität von dritten 
Staaten zu beobadıten find. 

Innerhalb eines Staatenbundes können ſich übrigens andere engere Ver: 
bindungen wiederholen. Unionen Deutfcher Fürftenthlimer waren keineswegs 
ausgeſchloſſen, im Begentheil reichten manche Unionsverhältnifje, wie diejenigen 
zwifhen Luremburg und Solland, oder Bolftein und Dänemark, über die 
Gränzen der Bundesverfafjung hinaus. 

Ales in Allem genommen, dürfte der Staatenbund ohne fchärfer mar: 
firte Begränzung feines Bebietes, ohne Geſchloſſenheit der Mitgliedichaft im 
Verhältnig zu auswärtigen Staatögemwalten, ohne feſtgeſetzte Völterrechtäpflege 
über feine Mitgliever und ohne repräfentative Organe des Volkes für Ge 
fammtangelegenheiten, hiſtoriſch als Erfcheinung der Unreife oder des Verfalles, 
aljo als Webergangäformation anzufehen fein. Deffter erklärte den „reinen 
Regierungsbund” für ein mechaniſches Gebilde der Politit ohne Ausficht auf 
längeren Beitand.°) 


I) Innerhalb eines einheitlihen Staatsgebietes können aber gleihfam conföbe: 
rirte Eolonialgebiete vorlommen, mie in Canada und Auftralien; nur haben ſolche 
Eonföderationen feine völkerredhtlihe Dualität. Payne (in Colonies and de- 
pendencies, London, 1883, &. 122) fagt: The United Kingdom, India and the 
Colonies constitute ior practical purposes a single great State, which may be 
called the United Empire (im Gegenſatz zum United Kingdom). 

2) Die Terminologie ift von Deutſchland aus in andere moderne Spraden über: 
gegangen. Auf der einen Seite Contederation d’Etats und Confederacy of States 
für Staatenbund und Etat föderal oder Federal State für Bundesſtaat. 

3, Hefftera.a O, 8 21. 

4) Verurtheilt war der Deutſche Bund bereits vor 1848 durch die Stimme bes 
Volles, im Jahre 1848 durch den Ausipruch der Regierungen und 1863 durch das 
Defterreihiihe Reformproject, ehe feine Auflöfung 1866 erfolgte Im Auslande hat 
ed dem Bunde nicht an Bewunderern gefehlt, wofür die alten Lehrbücher des Völker: 
rechtö Zeugniß ablegen. Noch Hall (Int. Law, S. 22) rühmt die Formation des 
Staatenbundes: »Of States in possession of imperfeet independence confrderate 
states are those, which have the highest individunlity« Auch der Abbe von 
Saint» Pierre rühmte bereits in feinem Project des ewigen Friedens als ein Bor« 
bild für die „Vereinigten Staaten von Europa” den alten Deutſchen Reichöverband. 
Siehe v. Holgendorff, Die Idee des ewigen Friedens Berlin 1883 
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5) Noch loſer ald der Deutfche Bund war die Bereinigung des Rheinbunbes 
vom Jahre 1806 (12. Juli), der feinerfeit3 wiederum unter dem Protectorat Napo: 
leond ftand. Auch die Republil der Vereinigten Niederlande galt ald Formation 
eines Staatenbundes. Was die Schmeizerifche Eidgenoſſenſchaft anbelangt, fo fah 
man in ihr gleichfalls vor dem Jahre 1848 einen Staatendbund. (Siehe JZahariä, 
Ueber den gegenwärtigen Zuftand der Schweiz. Heidelberg 1833 und A. v. Drelli, 
Staatsrecht der Schweizerifhen Eidgenoffenfhaft [Freiburg i. B. 1885 in Marquarb- 
ſen's Handb. des Deff. R. 1,2], ©. 19 nebft der ©. 3 dafelbft citirten Literatur.) Aehn: 
lich verhielt es fi mit der Norbamerifanifchen Union auf Grund der Artikel von 1778. 


8 39. 
Die Eonföderationen. B. Bundesftaat. 


Literatur: Pözl, Bundesftaat und Staatenbund in Bluntfhli’3 Staatswörter⸗ 
buch. Schon die Deutjche Literatur über dies Thema ift unermeßlih. Aus neue: 
fter Zeit: Seydel, Der Bundesftaatäbegriff. 1872. (In der Tübinger Zeit: 
fchrift für die gefammte Staatswiffenfhaft.) — Brie, Der Bundesftaat, 1874 
(Biftorifh). — Derfelbe, in Grünhuts Zeitfchrift für das Privat: und öffent: 
liche Recht, XI. Bd. — Gerber, Grundzüge ded Deutſchen Staatsrechts. 
3. Aufl. Beilage IV. — Waig, Grundzüge der Politik (3. Aufl), S. 197 ff. 
Hänel, Zur Kritif der Begriffsbeftimmung des Bunbesftaates (in Hirth's 
Annalen des Deutſchen Reiches, 1877, ©. 78—92). — P. Laband, Staats: 
recht des Deutfchen Reiches, 1877, 8 8. — 9. Schulze, Lehrbuch bed Deut: 
ſchen Staatsrechts (1881)1, S 46. — X. v. Drelli, Staatsrecht der Schmeize: 
rifchen Eidgenoffenichaft (1885), ©. 8öff. — Bake, Staatenbond en Bondestaat, 
Amsterdam 1881. — Fiore, Trattato I, $ 328 — Hall, Intern. Law, 
$ 4. — Dicey, Lectures introductory to the Study of the Law of Con- 
stitution (London 1885), ©. 126ff. — Wharton, Comment. on Law, 
$ 137. — G. Bancroft, History of the formation of the Constitution of 
the United States. New-York 1885. 


Wo in einer Staatenverbindung die Repräfentativgewalt dem Auslande 
gegenüber nur in der Singularform einer über die Mitglieder disponiren- 
den collectiven Organifation zur Erfcheinung kommt, it das Vorhandenfein 
eines Bundesstaates anzunehmen. Eine Pluralität der Regierungen be— 
fteht alsdann nur auf dem Boden der ftaatd- und vermwaltungsredhtlichen Ein- 
tihtungen. In diefer leßteren Sinfiht mag man von einer wirklichen ober 
titularen Souveränetät und Unabhängigkeit der einzelnen Mitgliederitaaten 
ſprechen, um damit auszudrüden, dab die centrale Bundesgewalt ſich über die 
beftimmt abgegränzten ihr zugemwiefenen Gompetenzlinien binausgehend in 
gleihjam fremde Angelegenheiten nicht einzumifchen habe. Jeder Mitglievder- 
ftaat hat dann die doppelte Eigenſchaft für internationale Verkehrszwecke der 
Geſammtgewalt untergeben und gehorfamapflichtig zu fein, gleichzeitig aber in 
Beztehung auf feine inneren Angelegenheiten ala (ftaatärechtlich) fouverän titu- 
lirt zu werden und zwar fomohl in feiner Stellung zu dem einheitlichen Res 
präfentativorgan, al zu anderen gleichberechtigten Mitgliederftanten neben ihm. 
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Als im völterrechtlichen Sinne nicht jouverän, fondern jogar völlig abs 
hängig find foldhe Mitglieder eines Bundesſtaates dadurch charakterifirt, daß 
ihnen eine für auswärtige Sriegführung verwendbare Militärgemalt völlig 
fehlt. Sie können weder gegeneinander, noch gegen die Bundeögewalt, noch 
gegen außmärtige Mächte Krieg führen, es fei denn, daß fie gegen auswärtige 
Ueberfälle oder gegen Aufruhr fich zur Wehr ſetzen. Jeder gewaltſame, kriegeriſch 
gemeinte, von ihnen unternommene Angriffsact bedeutet für die fubordinirten 
Staatögebiete entweder das Verbrechen des Hochverraths und der Rebellion gegen: 
über der Gejammtftantsgewalt oder Friedensbruch. Richtet fich derfelbe gegen 
das Ausland, jo bat die einheitliche Geſammtſtaatsgewalt die Verantwortlich 
feit dafür zu tragen. Auf ftaatenlofen Gebieten, wie auf offener See ver: 
ſchwindet daher auch die befondere politifche Qualität, vermöge welcher einzelne 
Individuen ald Angehörige oder Bürger der einzelnen Staaten erfcheinen. Diefe 
Qualität löft fi) dann in dad Gefammtbürgerrecht des Bundesftaatägebietes auf. 

Der völterretlihe Unterſchied zwifhen Staatenbund und Bundes: 
ftaat kann alfo auch von anderer Seite her definirt werden. Betrachtet man 
nämlich die einzelnen Mitglieder binfichtlih ihrer auswärtigen Stellung, fo 
erfcheinen dieſe entweder als Theilftaaten einer Staatengemeinde oder als 
Staatötheile einer Geſammtgewalt. Erſteres im Staatenbund, letzteres im 
Bunbdesftaat. 

Die Staatötheile einer Gefammtgewalt mit fingularer Repräfentations- 
form find alſo für das Völferreht überhaupt nicht vorhanden. Bilden ſich 
innerhalb des Bundesſtaatsgebietes (mie auf den Amerikanifchen Territorien) 
neue Staaten, fo hat diefer Bildungsproceß gar keine internationale Bedeu: 
dung. Gleiches gilt von dem Untergang oder der Theilung folder Staaten, 
die als Gontrahenten des Bundesvertrages ihre urfprünglich vorhanden ge 
weſene Souveränetät freiwillig aufgeben. 

Entiprehend diefen negativen Merkmalen der den einzelnen Mitglieder: 
ftaaten auferlegten, internationalen Handlungsunfähigfeit umfaßt bie centrale 
Bundesftantögewalt alle wirkenden und pofitiven Beftandtheile der völterrecht: 
lihen Souveränetät. Nur ihr gebührt das Necht, Krieg zu führen und Frieden 
zu ſchließen, der Schuß der auswärts weilenden Staatsangehörigen, die Ber: 
fügung über die Streitkräfte zu Lande und zur See nicht nur zu Kriegszeiten 
fondern auch ſchon im Frieden, die Befugniß, mit Ausfchluß aller untergeord- 
neten Organe Gefandbte zu empfangen und zu entjenden, internationale Strei: 
tigfeiten in ihren eigenen höchſten Juſtizorganen zur rechtlichen Entſcheidung 
zu bringen, Staatäverträge zu vereinbaren und zwar in Gemäßheit derjenigen 
‚Brundjäge, welche im Staatävertragäreht (ſ. Bd. II, Stüd XV) zu ent: 
wideln find. 

Die Sphären der jtaatörechtlichen innern und der internationalen auswär⸗ 
tigen Action müfjen daher grundgefetlich für den Bunbesftaat in der Richtung 
gejchieden werben, daß jeder nicht bundesjtaatliche Verkehr auswärtiger Mächte 
mit den Mitglieverftanten von der einen Seite ald Intervention des Auälan» 
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des in inneren Bundesangelegenheiten, wie auf der anderen Seite als 
Verfafjungsverlegung durch Staatstheile aufgefaßt wird. Der Bundezftaat 
nähert fich fomit (völferrechtlich) dem Einheitöftaate, wenn diefer provinzielle 
oder communale Selbftändigfeit feinen Gebietätheilen verfaſſungsrechtlich garan⸗ 
tirt hat. 

Die reinfte und deutlichfte Form des Bundesſtaates neuerer Zeit bietet 
die gegenwärtig geltende Verfaſſung der Nordamerikaniſchen Freiftaaten (vom 
17. September 1787), obgleich der Pluraltitel der „Vereinigten Staa= 
ten‘ mehr den Entftehungsmodus, ala den Anhalt diefer Bundesverfaffung 
harakterifirt. Sie war hervorgegangen aus den älteren Gonföderationsartifeln, 
die von den abgefallenen Colonien im Zahre 1778 angenommen worden waren 
und das Princip der nationalen Souveränetät gegenüber der einzelftaatlichen 
Souveränetät nicht jo jcharf zum Ausdrud brachten, fo daß diefe ältere Bundes- 
verfaffung noch als diejenige eines Staatenbundes angefehen werden konnte, 
allerding3 aber immer noch dem modernen Bundesftaat ſich mehr annäbert, 
al3 die ehemalige Verfaffung des Deutfchen Bundes vom Jahre 1815.?) — 
Faſt alle fpäteren republicanifhen Conföderationen der neuen Welt haben die 
Nordamerikaniſche Unionsverfafjung als Mufter benutzt. Insbeſondere gilt 
dies von der Bundesverfaſſung 


1. der Argentiniſchen Conföderation vom 25. September 1860 
(14 Staaten umfafjend) ); 

2. der Mericanifhen Republik (27 Staaten mit einem Föderal⸗ 
diftrict) vom 12. Februar 1857, welche nur vorübergehend durch das 
Kaiſerthum Marimilians unterbrochen war; 

3. der Vereinigten Staaten von Columbia vom 8. Mai 1863 
(8 Staaten); 

4. der Vereinigten Staaten von Benezuela vom 24. December 
1858, revidirt zuleßt 1881 (mit 8 größeren Staaten). 

In Europa ift && die Schweizerifhe Eidgenofjenfhaft, deren 
neueſte VBerfafjung vom 29. Mai 1874 ebenfo wie ihre Borgängerin vom 12. Sep: 
tember 1848 unzweifelhaft als eine bundesftaatliche angefehen werben darf. 
Aber die Umrifie derfelben find nicht mit derfelben Schärfe und Klarheit ge 
zogen, welche die Nordamerikanifche Unionsverfaffung auszeichnen. Die zmei- 
undzmwanzig (unirten) Gantone der Schweiz find fomweit „ſouverän“, als fie 
ſich nicht durch die dem Bunde delegirten Gewalten bundesverfaſſungsrechtlich 
beichräntt haben. Jeder Sonderbund unter den einzelnen Gantonen ift unter: 
jagt. Nur dem Bunde jteht es zu, Krieg zu erklären, Frieden zu fchließen, 
Verträge einzugehen. Injofern ift das Princip des Bundesftaates gemahrt.*) 

Andererjeits jind aber doch Ausnahmen vorgefehen: Die Cantone können 
mit dem Auslande Verträge abjchließen, welche gewiſſe Materien der Volts- 
wirthſchaft, Nachbarſchaft over Polizei betreffen, vorausgeſetzt, daß nichts den 
Rechten der Eidgenofienfchaft oder anderer Gantone Zumiderlaufendes beftimmt 
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wird. Amtliche Berkehrsbeziehungen der Santone zu fremden Regierungen 
und deren Vertretern mwerben dur den Bundesrath vermittelt. Doch ift den 
Gantonen der Schriftrechfel mit untergeordneten Behörden und den Beamten 
in denjenigen Materien geftattet, in Beziehung auf welche fie Sonderverträge 
abfchließen können. Daß übrigens die bundeöftaatliche Gentralgewalt in ein- 
zelnen Fällen eine Landesregierung bevollmädhtigen könne, im Namen der 
Geſammtheit aller Staaten mit dem Auslande zu verhandeln, ſcheint unbe 
zweifelbar.®) 

Aus dem Geſagten ergiebt fi, dab ein innerer Krieg innerhalb eines 
Bundesftaates rechtlih unmöglich ift, ein Seceffionsreht einzelner Staaten 
nicht beansprucht werden fann. Wird ein Seceſſionsrecht von einer Seite, 
wie von den füblichen Unionäftaaten im Jahre 1861, behauptet und von der 
angegriffenen Bundesftaatsregierung abgewieſen, fo fann die fecedirende Partei 
nur dur Anerkennung dritter Staaten die völferredhtlid ihr fehlende Duas 
lität der Belligerenten zugebilligt erhalten. Welche Rechte dann in Folge 
einer fiegreihen Seceffion die abgefallenen Staatsregierungen erlangen, richtet 
fih nad) den völkerrechtlichen Grundfägen bezüglich ftaatliher Neubildungen. 
Unterliegen, wie in Norbamerifa geſchah, fecedirende Staaten im Kriege, jo 
ift es eine ftaatärechtliche Frage, welche Rüdwirkungen das Verhalten der 
unterliegenden Regierung auf die Rechtmäßigfeit der vorangegangenen Regie: 
rungsacte und das verfafjungsmäßig geordnete Verhältniß der Staaten zur 
Gentralgewalt ausüben foll.®) 


1) Eine furze Bibliographie des Amerikaniſchen Verfaſſungsrechts, in der jedoch 
das große Werl von Holft vermißt wird, giebt: Dareste, Constitutions mo- 
dernes II, 410. 

9) Die Articles of Confederation beftimmen Folgendes: 


Art. II. Each state retains its sovereignty, freedom and independence, 
and every power, jurisdietion and right, which is not by this confederation 
expressiy delegated to the United-States, in Congress assembled. 


Art. III. The said States hereby severally enter into a firm league of 
friendship with each other, for their common defence, the security of their 
Liberties, an their mutual and general welfare, binding themselves to assist 
each other, against all force offered to, or attacks made upon them, or any 
of them, on account of religion, sovereignty, trade, or any other pretence 
whatever. 


Art. Vl. No State without the consent of the United States in Congress 
assembled, shall send any embassy, to, or receive any embassy from, or enter 
into any conference, agreement, alliance or treaty with any king, prince or 
state. — — No state shall engage in any war without the consent of the Unit- 
ed States in Congress assembled, unless such State be actually invaded by ene- 
mies, or shall have received certain advice of a resolution bring formed by 
some nation of Indians to invade such State. 
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Dagegen verorbnet die gegenwärtige Berfaffung: 

Art. 1, Sect. 8. The Congress shall have power — — To regulate com- 
merce with foreign Nations and among the several States, and with the In- 
dian tribes — — To define and punish piracies and felonies committed on 
high Seas, and offences against the Law of Nations; to declare War, grant 
letters of marque and reprisal, and make rules concerning captures on 
land and water; to raise and support armies, but no appropiation of money 
to that use shall be for a longer term than two years; to provide and main- 
tain a navy; to make rules for the Government and Regulation of the land 
and naval forces; to provide for calling forth the Militia to execute the Laws 
of the Union, suppress insurrections and repel invasions. 

Art. 1, Sect. 10, No State shall enter into any treaty, alliance, or con- 
federation; grant letters of marque and reprisal. — — No State shall, without 
the consent of Congress, lay any duty of tonnage, keep troops, or ships of 
war in time of peace, enter into any agreement of compact with another 
State, or with a foreign power, or engage in war; unless actually invaded, 
or in such imminent danger as will not admit of delay. 

Art. 2, Sect. 1. The executive Power shall be vested in a President of 
the United States of America. — — Sect. 2. The President shall be Com- 
mander in Chief of the army and navy of the United States, and of the mi- 
litia of the several States, when called into the actual service of the United 
States. — — He shall have Power, by and with the advice and consent of 
the Senate, to make treaties, provided two thirds of the Senators present 
concur; and he shall nominate, and by and with the advice and consent of 
the Senate, shall appoint ambassadors, other public ministers and consuls, 
— — Sect. 3. He shall from time to time give to the Congress information 
of the State of the Union, and recommend tho their consideration such mea- 
sures a8 be shall judge necessary and expedient; he may, on  extraordinary 
occasions, convene both Houses, or either of them, and in case of disagree- 
ment between them, with respect to the time of adjournment, he may ad- 
journ them to such time as he shall think proper; he shall receive ambassa- 
dors and other public ministers; he shall take care that the laws be faith- 
fully executed, and shall commission all the Officers of the United States. 

3) Calvo I, S. 173 verweift auf: Alberdi, Organisacion de la Confede- 
racion Argentina. 2 vol. Besancon 1858. — Dareste, Constitutions Il, 527 
giebt den vollen Text und citirt außerdem: Saldias, Ensayo sobre la historia 
de la Constitucion Argentina. Buenos Ayres 1878. 

4) Siehe den Franzöſiſchen Text neuerbings auch bei Dareste, Constitutions 
modernes I, 441. Entſcheidend find die Artikel 2, 3, 7, 8, 9, 10. 

Art. 2. La Conföderation a pour but d’assurer l'ind&pendance de la pa- 
trie contre l’&tranger, de maintenir la tranquillit@ et les droits des Conföderös 
et d’accroitre leur prosperite commune. 

Art. 3 Les Cantons sont souverains en tant que leur souverainet& n’est 
pas limitee par la Constitution federale, et comme tels, ils exercent tous les 
droits qui ne sont pas délégués au pouvoir fedöral. 

Art. 7. Toute alliance particuliere et tout trait& d’une nature politique 
entre Cantons sont interdits. — En revanche, les Cantons ont le droit de con- 
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clure entre eux des conventions sur des objets de legislation, d’administra- 
tion ou de justice; toutefois, ils doivent les porter & la connaissance de l’auto- 
rit& federale, laquelle, si ces conventions renferment quelque chose de con- 
traire à la Confäderation ou aux droits des autres Cantons, est autorisee A en 
emp&cher l’exöcution. Dans le cas contraire, les Cantons contractants sont 
autorises à r&clamer pour l’ex&cution la cooperation des autorit&s f&derales. 

Art. 8. La Confedöration a seule le droit de d&clarer la guerre et de con- 
clure la paix, ainsi que de faire avec les Etats &trangers des alliances et des 
trait&s, notamment des traitös de p&age (douanes) et de commerce. 

Art. 9. Exceptionnellement, les Cantons conservent le droit de conclure 
avec les Etats ötrangers des trait6s sur des objets concernant l’&conomie pu- 
blique, les rapports de voisinage et de police; n&anmoins ces traitös ne doi- 
vent rien contenir de contraire à la Confederation ou aux droits d’autres 
Cantons. 

Art. 10. Les rapports officiels entre les Cantons et les Gouvernements 
etrangers ou leurs repr&sentants ont lieu par l’intermediaire du Conseil fede- 
ral. — Toutefois, les Cantons peuvent correspondre directement avec les auto- 
ritös inf6rieures et les employ&s d’un Etat &tranger, lorsqu’il s’agit des objets 
mentionnes à l’article précédent. 

Art. 11. Il ne peut ötre conclu de capitulations militaires. 

5) Zawrence (Comm. sur Wheaton Il, 132) citirt auß der Norbamerifanis 
ſchen Praris einen Fall directer Verhandlung, die auf Befehl der Englifhen Regie 
rung 1850 mit der Staatäregierung von Süd » Carolina betreffend ein bortiges 
Fe geführt wurde. 

Ueber dieſe Streitfragen, die das allgemeine Bölterrecht nicht berühren, 
!. —— Comm. II, S. 154. 


$ 34. 
Das Deutſche Reid. 


Literatur: Ueber das Verhältnig des Deutfchen Reichs zu den einzelftaatlichen Ber: 
fafjungen f. die neuefte Urfundenfammlung von F. Störk, Handbuch der Deuts 
hen Berfaffung, 1884, ſowie die Gommentatoren ber Reichöverfaffung. Außer 
dem: Bezold, Materialien ber Deutſchen Reichäverfaffung. Berlin 1872. — 
Römer, Reichsſtaatsrecht. — 9. Schulze, Deutſches Reichsſtaatsrecht. — 
G. Meyer, Deutſches Staatsreht. — P. Laband, Deutfches Staatsrecht 
1, $ 63ff. 11, 8 77ff. — PB. Zorn, Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches 
I, 48ff., 62, 298. — Meyer, Lehrbuch ded Deutihen Staatsrechts, S. 509 ff. 
(1. Aufl.) — Derfelbe, Die Deutſchen Staatöverträge in der Zeitfchrift für 
die gefammten Staatöwiffenfhaften 1880, S. 1-39. — Blantenburg, Das 
Heerweien ded Deutſchen Reichs in v. Holgendorff'3 Jahrbud I, S. 379 ff. 
— M. Seybel, Das Kriegsweſen des Deutſchen Reihs in Hirth’3 Annalen 
1874, ©. 1035; 1875, S. 53ff., 1081ff., 1393 ff. — Pröbft, Die Lehre vom 
Abſchluß völkerrechtlicher Verträge durch das Deutſche Reich und die Einzelftaaten 
bed Neid. Münden 1882. 
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Die Berfafjung des Deutichen Reichs, deren letzte Nebaction durch das 
Geſetz vom 16. April 1871 feftgeftellt wurde, beruht auf dem doppelten Fun: 
dament verfafjunggebender Gewalt des Norbdeutfchen Bundes, der 1867 zum 
Abſchluß gelangt war und derjenigen Staatäverträge, welche der König von 
Preußen Namens des Norddeutihen Bundes im November 1870 mit den 
1866 jelbjtändig gewordenen Süddeutſchen Regierungen zum Zwecke ihres Ein- 
tritteß in den zu gründenden Deutfhen Geſammtbund abgefchlofien hatte. 
Dazu fam, dad Bundesgebiet erweiternd, das Geſetz vom 9. Juni 1871 be 
treffend die Einverleibung der von Frankreich im Frankfurter Frieden abge 
tretenen Gränzlande, ſodaß das Deutſche Reich aus den Gebieten von fünf: 
undzwanzig, überwiegend monarchiſch verfaßten Staaten und des einer eigenen, 
autonomen Regierung entbehrenden „Reichslandes“ Elfaß-Lothringen befteht. !) 
Als nebenfählih kam die Genehmigung der Volkövertretungen folder Süd- 
deutfchen Staaten hinzu, deren inneres Verfafjungsrecht durd die Gründung 
des Neiches eine Umgeitaltung erfuhr.?) 

In den mit den Süddeutſchen Staaten abgeſchloſſenen, conftitutiven Ver: 
trägen bezeichnet das Deutſche Reich ſich felbft ald einen Bund,®) und zwar 
ald Deutfhen Bund. Hieraus und aus der vorausgegangenen Norddeut: 
ſchen Berfajjung entitammt die von der Reichsverfaſſung (16. April 1871) 
beibehaltene Bezeichnung der einzeljtaatlihen Vertretung ald Bundesrath. 
Deutfches Reich ift der fpäter fanctionirte Name diefed Bundes. Wenn in 
der Theorie hier und da verſucht worden ift, zwifchen „Reih” und „Bund“ 
zu unterſcheiden, fo hat in Beziehung auf Deutfchland eine derartige Sonde: 
rung weder jtaatörechtlicy noch völkerrechtlich Bedeutung. 

Irreführend fönnte aud die Unterfuchung darüber fein, ob das Deutiche 
Reich als „Bundesſtaat“ oder als „Staatenbund” im Sinne der älteren Schul- 
ſprache anzufehen fein. Denn Bundesftaat und Bundesftaaten heißen in ber 
reichörechtlihen Terminologie die einzelnen Mitglieverftaaten, aus denen (mit 
Ausnahme von Elfaß-Lothringen) dad Deutſche Reid) zufammengefegt ift. Nur 
im Sinne politijher oder allgemein ftaatörechtlicher Betrachtung mag gefragt 
werden, ob nad) feiner rechtlichen Gonftruction das Deutſche Reich den theo— 
retiichh gegebenen Formen entweder des Stantenbundes oder des Bundes- 
ſtaates näher gerüdt erfcheine. Bei der Interpretation völferrechtlicher Be: 
ziehungen darf aber aus den Structurverhältnifien weder des fog. Staaten: 
bundes noch des fog. Bundesſtaates irgend welche Analogie in Beziehung auf 
das Deutſche Reich gezogen werden. 

Die Terminologie der Neichsverfaffung iſt nicht einmal conjequent 
durchgeführt. Sie wechjelt zwiſchen Zufammenjegungen aus den Grundmör: 
tern „Reich“ und „Bund“: Berfaffung des Deutfchen Reichs, Bundesge— 
biet, Reichsgeſetzgebung, Bundesjtaat, Bundesrath, Mitglieder des Bundes. 
Reichstag, Präſidium des Bundes. Reichskanzler, Reichsbeamte, Reichskaſſe, 
Bundesregierungen u. ſ. w. 

Somit ergiebt ſich, daß der Ausdruck „Bundesſtaat“, ſonſt gleichbedeutend mit 
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Bundesregierung oder Bundesgewalt, in Deutichland gerade das Begentheil 
der durch den Kaifer, das Bundespräfidium, den Reichäfanzler und den Bundes» 
rath repräfentirten Gefammtregierung bezeichnet. 

Schon aus diefem Grunde wird es erflärlich, daß ſowohl inländifche, als 
auch namentlich ausländische Publiciften in Beziehung auf die Dualification 
des Deutſchen Reiches ſchwanken und fich wiederſprechen. Einige nehmen das 
Vorhandenfein eine Bundeöftaates, andere eined Staatesbundes an. 

Das Richtige dürfte fein, anzuerkennen, dat das Deutſche Reich völker— 
rechtlich feiner der bisher theoretiich formulirten Grundgeitaltungen einer 
Conföderation genau entfpriht, fondern ftaatörechtlih genommen dem fog. 
Bundesſtaat, völferrechtlicd dagegen dem Staatenbunde näher fteht. *) 

Welches alfo die begrifflih für den ftaatsrechtlichen Charakter des 
Bundesftaates entſcheidenden Merkmale wären, muß bier dahingeftellt bleiben. 
Es genügt, zu erwähnen, daß mit einer vereinzelt gebliebenen Ausnahme 
(Seydel) alle neueren Autoritäten dad Deutſche Reich im ftaatsrehtlihen 
Sinne den bundesftaatlihen Formationen zurechnen. Gleichgültig ift in diefer 
Richtung auch die Frage, ob den einzelnen Deutichen Staaten materielle und 
effective Souveränetät, oder nur nominelle und titulare Souveränetät inne 
wohne. Da ein einzelner Staat (Preußen) auf gemifjen Gebieten eine Präro— 
gative oder Segemonie über alle andern Staaten auszuüben hat und der Träger 
der Kaiferfrone auch im Falle einer Competenzüberfchreitung unverleglih und 
die Perſon des Reichskanzlers ſowohl dem Bundesrathe als dem Reichätage 
gegenüber rechtlich unverantwortlid bleibt, jo nähert ſich ftaatsrechtlich die 
Reichsverfaſſung, wenn man von den inneren Gebietötheilungen abfieht und 
lediglich die materiellen Regierungscompetenzen betrachtet, den Gejtaltungen 
des Einheitsſtaates mehr, alö derjenigen des Amerikanischen oder Schweizeri- 
jhen Bundesſtaates. 

Andererfeitö jedoch ift der Deutſche Bundesjtaat defect nad) der völfer- 
rechtlichen Seite. Es fehlt dem Deutichen Weich die Singularform der 
internationalen NRepräfentativorgane. Daß die Diplomatie des Deutfchen Reiches 
feit jeiner Entftehung dem Auslande gegenüber im einheitlihen Sinne natio- 
naler Gejammtinterefjen geleitet worden ift, erfcheint zwar als bedeutſames 
politifhes Moment in der Würdigung der Deutichen Reichäangelegenheiten, 
fann aber an der Thatfadhe, daß die dem Staatenbunde eigene Bluralform 
der Nepräfentativorgane beibehalten wird, rechtlich nichts ändern. Die Deut- 
ſchen Einzeljtaaten haben ihr active und pafjives Gefandtfchaftsrecht nicht nur 
im Berhältniß zu einander, fondern au im Verhältniß zum Auslande durch 
die Reichsverfaſſung bejtätigt erhalten und üben ein eigenes Vertragsjchliegungs- 
recht ungefähr innerhalb der Gränzen, welche halbjouveränen Staaten zuge 
billigt zu werden pflegt. 

Was die vertragfcliegende Gewalt des Deutſchen Reiches hinſichtlich ihrer 
pofitiven Erforbernifje anbelangt, fo wird darüber in der Lehre von den 
Staatsverträgen ausführlicher gehandelt werden (ſ. Bd. III, St. XV). Hier 
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ift die Gränzfcheide der Competenz zwiſchen dem Rei und feinen einzelnen 
Mitgliederftaaten nur foweit zu berühren, als es darauf ankommt, zu erfennen, 
welder Natur die gegebene Staatenverbindung ſei. 


Mo das Deutihe Reich nad feiner Verfaſſung incompetent ift, über be- 
fondere Angelegenheiten einzelner Bundesftaaten im Wege der Geſetzgebung oder 
der Bundesrathöbejchliegung oder der Kaiferlihen Verordnung zu beftimmen, 
ann e8 auch im Wege völterrechtliher Vertretung darüber nicht verfügen, 
außer in Fällen befonderer Zuftimmung von Seiten des betheiligten Einzel- 
ftaated. Und umgekehrt: Kein Deutſcher Bundesftaat Tann dem Auslande 
gegenüber in Hinficht folder Materien pactiren, die zur ausſchließlichen Com: 
petenz des Deutjchen Reichs oder des Kaiſers gehören, oder durch zuftändige 
Neihdorgane (Kaifer, Bundesrath und Neichätag) bereitö für den Bund ges 
ordnet worden find. 


Zweifelhaft fönnte nur die auf folgende Frage zu gebende Antwort fein: 
Ob die einzelnen Deutfchen Bundesftaaten behindert find, für fi dem Aus— 
land gegenüber in ſolchen Materien zu disponiren, welche der Competenz der 
Reichsorgane zwar ausdrücklich in der Reichsverfaſſung vorbehalten find, aber 
noch nicht von Reichswegen geordnet wurden. Preußen und Bayern haben, 
während ein Reichsvertrag betreffend das Auslieferungsweſen, mit Rußland 
in Ausficht genommen war, Separatverträge abgeſchloſſen. Anzunehmen ift 
dabei, daß ſolche Verträge nur fo lange gelten können, als nicht das Reich 
feine Competenz geltend gemacht hat oder geltend maden will. Nähme man 
died nicht an, jo würde z. B. die Außlieferungämaterie dem Deutſchen Reich) 
dadurch entzogen werden fünnen, daß auf Grund vorangegangener Berjtändi- 
gung zwifchen Deutfchen Kegierungen jede derjelben der Reihe nach mit dem 
Auslande bejondere Auslieferungsverträge auf langzeitige Friſten abjchlöfie. 
Man muß fomit auf Grund der Heichöverfaflung daran feithalten, daß bezüg- 
lich der der Neichögefeggebung vorbehaltenen, aber von ihr noch nicht geord- 
neten Materien Specialverträge der einzelnen Deutihen Staaten mit dem 
Auslande nur jo lange in Kraft bleiben können, ald das Deutiche Rei) noch 
nicht felbft mit demfelben Auslandsftaat contrahirt hat. 


Die Gränzen des den einzelnen Staaten belafjenen Vertragsſchließungs⸗ 
rechts jind aljo folgende: 


1. Die Begrängung durch die einheitlih dem Kaifer eingeräum— 
ten Gemwalten. Ausgejchlofjen find dadurch Allianz: oder Sub: 
fivienverträge, Zoll: und Handelsverträge, Schiffahrtöverträge und 
anderes mehr. 


2. Die Begränzung durd die Normen des Reichsrechts, denen nicht 
zumidergehandelt werden darf. Kein Auslieferungsvertrag einzelner 
Staaten darf aljo beifpieläweife in Widerjprud zu $ 9 des Deut: 
hen Strafgeſetzbuchs Inländer dem Auslande preisgeben. 
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3. Die (relative) Begränzung durch das Staatövertragsredht des Deut: 
chen Neiches gegenüber foldyen Staaten, mit denen bereit beftimmte 
Materien Namens der Gejammtheit von Reichswegen geordnet wor— 
den find. 

Völlig frei und unbehindert ift fomit das Vertragsſchließungsrecht der 
Einzelitaaten nur in Beziehung auf folhe Materien, für melde das Reid) 
ſchlechthin incompetent ift, 3. B. in Beziehung auf Kirchenangelegenhei— 
ten.5) Jeder Deutſche Staat kann feine Stellung zur fatholifhen Kirche durch 
Concordate mit dem Papſt ordnen. 

Angeſichts derjenigen Kategorie von Verträgen der Einzelitaaten, die weder 
in die Prärogative des Kaifers eingreifen nody auch, gleid) den Concordaten, 
unleugbar zur Gompetenz der einzelnen Staaten gehören, iſt die Lage aus: 
ländifcher Mächte eine unfichere. Site fünnen ſich zwar eine (autoritative) In: 
terpretation der Reichsverfaſſung durch den Reichskanzler zu verichaffen fuchen. 
Aber die Rechtsmeinung des Reichskanzlers über die Begränzung der bei— 
den mit einander concurrirenden Vertragsfchliefungägewalten des Reiches und 
der Einzelftaaten würde des Effeltes entbehren, wenn irgendwie die Richter 
in die Sage kommen, beifpielaweife darüber zu entjcheiden, ob wegen jtraf- 
rechtlicher, in einem Auslieferungsvertrage jtipulirter Nichtverfolgbarfeit eines 
an Deutfchland Ausgelieferten von einem Einzeljtaate gültig contrahtrt wer: 
den konnte. 

Angenommen jedoch, daß von Reichswegen keinerlei Proteft oder Ein- 
wendung gegen einen von Mitgliederitaaten mit dem Auslande verabredeten 
Staatövertrag erhoben worden wäre und der Deutſche Contrahent vermeigerte 
hinterher die Erfüllung oder handelte feinen direct übernommenen Pflichten 
zumider. Aeußerſten Falles entitände dann für das Ausland die Gonfequenz: 
entweder das gefammte Deutiche Keichögebiet kriegeriſch angreifen, oder ein wohl 
ermorbenes Hecht angefichts diefer Confequenz einfach preisgeben zu müſſen. 

Alſo das Deutſche Reich müßte es fich gefallen lafjen, wegen vertrags- 
widrigen Verhaltens einzelner Mitglieverftaaten vom Auslande angegriffen zu 
werden. 

Man fete ferner den Fall, daß ein fremder Gefandter, der bei einem 
Einzelſtaate beglaubigt wurde, in diefem Staate beleidigt wird, ohne Genug- 
thuung erlangen zu fönnen. In mwelder Weife und gegen wen follen vor: 
handene Rechtsanſprüche des Auslandes geltend gemacht werden? Bon einer 
Suftizvermeigerung im Sinne des Art. 73 der Neichöverfaflung könnte feine 
Rede fein, ebenfo wenig von einer Entſcheidung dur den Bundesrath im 
Sinne des Art. 76. 

Die Reichsverfaſſung enthält fomit bezüglich der Erledigung ſolcher inter: 
nationaler Rechtöftreitigkeiten, die aus dem Vertragsſchließungsrecht der ein: 
zelnen Staaten gegenüber dem Auslande entfpringen können, feinerlei ent- 
Iprehende Vorfchrift. Augenfcheinlich haben die Gründer oder Verfaffer ſolche 
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Gebiet übertragen wollen. Derfelbe Mangel exiftirte bereits in der Deutjchen 
Bundesverfafjung vom Jahre 1815. Jeder Einzelftaat hatte e8 in feiner 
Gewalt, den Bund durch Völferrechtöverlegungen in einen Krieg zu ver- 
wideln. 

Schließlich kann aucd gefragt werden, ob im völferrechtlihen Sinne die 
Deutihen Staaten ald Belligerenten gegen einander oder gegen das Reich 
ſelbſt auftreten fonnen? Auch hierbei beitehen mancherlei Schwierigkeiten und 
Zweifel. Regelmäßig befteht die Alternative: Wer fein Kriegführungsrecht 
bat, macht ſich durch Acte Friegerifcher Gewalt einer Strafthat ſchuldig, und 
anbererjeit3: mer völferrechtlich ohne Weiteres als Belligerent ipso jure auf: 
treten fann, ift wegen Mißbrauchs feiner Kriegführungsgemwalt niemals im 
Sinne des Criminalrehts ftrafbar. In Deutſchland haben die regierenden 
Einzelfürften fein Kriegführungsrecht für fi, aber fie find wegen fouveräner 
Unverleglichfeit dennoch perfönlih nicht ftrafbar, wenn fie einen (Bürger:) 
Krieg gegen einen andern Staat oder gegen dad Reich unternehmen. 

Eine eigenthümlihe Stellung nehmen diejenigen Staaten ein, denen ein 
Reſervatrecht eingeräumt wurde, das ohne ihre Zuftimmung, ſelbſt im Wege 
der Berfafjungsänderung, nicht aufgehoben werden fann. Geſchähe dies 
dennoch, troß ihres Widerſpruchs, jo würde der Bundesgrundvertrag ihnen 
gegenüber verlegt und fomit auch auf ihrer Seite der Rüdtritt ermöglicht fein, 
fo daß fie in den Zuftand der urfprünglihen Souveränetät zurüdtreten und 
dann aud ein Kriegführungsrecht geltend machen könnten. 

Während es fonft von den Deutſchen Publiciften als ein Merkzeichen des 
Bundesftaatöbegriffes gerechnet wird, daß die urjprünglich völterrechtliche Baſis 
des Bundesvertrages hinterher aufgelöft wird in die dur ihn gefchaffene 
Baſis einer gemeinfamen einheitlichen Staatäverfaflung, wurde in den mit 
Süddeutfhen Staaten, zumal mit Bayern 1870 abgeſchloſſenen Verträgen aus— 
drüdlich ftipulirt, daß auch neben der damals in Ausficht ftehenden Reichs— 
verfafjung diefe Verträge ergänzenden Fortbeitand haben jollten. Ebenfo ijt 
es in Deutfchland anerkannten Rechtes, daß die Zollvereinsverträge neben der 
Reichsverfaſſung fortbeftehen. Daraus ergiebt ſich, daß die Nechtöbeziehungen 
Deutfcher Kegierungen zu einander nicht ausfchlieglih nad ftaatsrechtlichen 
Principien beurtheilt werden können. 

Eine völlig privilegirte Stellung nimmt unter den Deutſchen Staaten die 
Krone Bayerns ein. Der Gefeßgebung des Reiches find in Bayern meiter- 
gehende Beſchränkungen geſetzt, als in andern Süddeutſchen Staatägebieten. 
Vor allem aber hat der König von Bayern feine Selbftändigfeit in dem Ober- 
befehl der Arınee zu Friedenszeiten bewahrt. Es Tann fireitig werden, ob er 
verpflichtet ift, diefen Oberbefehl an den Kaiſer zu übertragen, wenn das 
Bundespräfidium im Widerſpruch zur Reichöverfaflung einen Angriffsfrieg ohne 
Zuftimmung des Bundesraths erklärt. Zweifellos aber erfcheint e8, dab vom 
Standpuntte des Völkerrechts der König von Bayern ald Belligerent 
von Seiten deö Auslandes einer befonderen Anerkennung nicht bedürfte, wenn 
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er feinerfeits, fei e8 um ein verletztes Reſervatrecht zu wahren, ſei es, um fich 
der Pflicht zur Abtretung des Oberbefehls an das Bundespräfidium zu wider: 
jegen, zu den Waffen greifen wollte. 


1) Den Franzöfiihen Tert der Reichöverfaflung f. bei Dareste, Constitution 
moderne I, 133. Gbenbafelbft (S. 159) eine gute Bibliographie des Deutſchen 
Reichsrerfaſſungsrechts Unter den Commentatoren von Bedeutung fehlt nur M. Sey: 
del, deſſen „Sommentar zur Verfaffungsurfunde für das Deutiche Reich“ 1873 ers 
ſchien. 

2) Die für die auswärtigen Beziehungen des Deutſchen Reichs wichtigſten Be— 
ſtimmungen ber Deutſchen Reichsverfaſſung find folgende: 

Art. 2, Abſ. 1. Innerhalb dieſes Bundesgebietes übt das Reich das Recht der 
Geſetzgebung nach Maßgabe des Inhalts dieſer Verfaſſung und mit der Wirkung 
aus, daß die Reichsgeſetze den Landesgeſetzen vorgehen. 

Art. 3, Abſ. 1. Für ganz Deutfchland befteht ein gemeinjames Indigenat — 
Ab. 6. Dem Auslande gegenüber haben alle Deutſchen gleihmäßig Anfprud auf 
den Schuß des Reichs 

Art 4, Abf. I. Der Beauffihtigung Seitens des Reichs und der Geſetzgebung 
deflelben unterliegen die nachſtehenden Angelegenheiten: 1. Die VBeftimmungen über 
Freizügigkeit, Heimaths⸗ und Niederlaffungsverhältniffe, Staatöbürgerrecht, Paßweſen 
und Fremdenpolizgei und über den Gemerbebetrieb, einſchließlich des Berfiherungs: 
wefens, foweit diefe Gegenftände nicht ſchon durch den Art. 3 dieſer Verfaffung er: 
lebigt find, in Bayern jedoch mit Ausſchluß der Heimaths- und Nieberlafjungsver- 
hältnifſe, deögleichen über die Kolonifation und die Auswanderung nad) außerdeut- 
Ihen Ländern. — Abj. 7. Drganifation eines gemeinfamen Schuges des Deutſchen 
Handels im Auslande, der Deutſchen Schiffahrt und ihrer Flagge zur See und An- 
orbnung gemeinfamer konfularifcher Vertretung, welche vom Reiche auägeftattet wird. 

Art. 8, Abf. 3. Außerdem wird im Bundesrathe aus den Bevollmächtigten 
der Königreihe Bayern, Sachſen und Württemberg und zwei, vom Bundesrathe all- 
jährlih zu wählenden Bevollmächtigten anderer Bundesftaaten ein Ausſchuß für die 
ausmärtigen Angelegenheiten gebildet, in welhem Bayern den Vorfig führt. 

Art. 10. Dem Kaifer liegt ed ob, den Mitgliedern des Bunbesrathes den üb» 
liden diplomatiſchen Schuß zu gewähren. 

Art. 11, Abf. 1. Das Präfidium des Bundes fteht dem Könige von Preußen 
zu, welcher den Namen Deutſcher Kaifer führt. Der Kaifer bat das Reich völler: 
rechtlich zu vertreten, im Namen des Reichs Krieg zu erflären und Frieden zu fließen, 
Bündnifje und andere Berträge mit fremden Staaten einzugehen, Geſandte zu be: 
glaubigen und zu empfangen. — Abi. 2. Zur Erklärung des Krieges im Namen 
des Reichs ift die Zuftimmung des Bunbesrath3 erforderlich, es fei, daß ein Angriff 
auf das Bundesgebiet oder befjen Küften erfolgt. — Abſ. 3. Infoweit die Verträge 
mit fremden Staaten fi auf ſolche Gegenftände beziehen, welche nah Art. 4 in 
den Bereich der Reichögefeggebung gehören, ift zu ihrem Abſchluß die Zuftimmung 
bes Bundesrathed und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Reichstages er 
forderlich. 

Art. 17. Dem Kaiſer fteht die Ausfertigung und Verkündigung der Reichsge— 
jege und die Ueberwachung der Ausführung derjelben zu. 

10* 
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Art. 19. Wenn Bundesglieder ihre verfaffungsmäßigen Bundespflichten nicht 
erfüllen, können fie dazu im Wege der Erecution angehalten werben. Dieſe Exe— 
eution ift vom Bunbesrathe zu befchließen und vom Kaifer zu vollfireden. " 


Art. 48, Abf. 1. Das Poftwefen und das Telegraphenwejen werden für bas 
gefammte Gebiet de3 Deutſchen Reiches als einheitliche Staatsverkehrs-Anſtalten ein- 
gerichtet und vermaltet. 

Art. 50. Dem Kaifer gehört die obere Leitung der Poft: und Telegraphenver: 
mwaltung an. 

Art. 52, Abſ. 1. Die Beftimmungen in den vorftehenden Art. 48—51 finden 
auf Bayern und Württemberg feine Anwendung 

Art. 53, Abſ. 1. Die Kriegämarine des Reichs ift eine einheitliche unter dem 
Oberbefehl des Kaiferd Die Organifation und Zufammenjegung berjelben liegt dem 
Kaijer ob, welcher die Offiziere und Beamten der Marine ernennt, und für melden 
diejelben nebjt den Mannſchaften eivlich in Pflicht zu nehmen find, 

Art. 54, Abi. 1. Die Kauffahrteifchiffe aller Bundesftaaten bilden eine einheit- 
lihe Handelsmarine. 

Art. 56, Abſ. 1. Das gefammte Eonfulatwejen des Deutſchen Reichs fteht unter 
der Aufſicht des Kaiſers, welcher die Gonfuln, nad) Vernehmung des Ausſchuſſes des 
Bunbesrathes für Handel und Verkehr, anftellt. 

Art. 63, Abſ. 1. Die gefammte Landmaht des Reichs wird ein einheitliches 
Heer bilden, welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle des Kaiſers fteht. 

Art. 64, Abſ. 1. Alle Deutfhen Truppen find verpflichtet, den Befehlen bes 
Kaiſers unbedingte Folge zu leiſten. Diefe Verpflichtung ift in den Yahneneid auf: 
zunehmen. 

Art. 76, Abſ. 1. Streitigkeiten zwiſchen verfhiedenen Bundesftaaten, fofern Dies 
jelben nicht privatrechtlicher Natur und daher von den kompetenten Gerichtäbehörben 
zu entjcheiden find, werben auf Anrufen des einen Theil von dem Bundesrathe er- 
ledigt. 

Art. 78, Abf. 2. Diejenigen Vorfchriften der Reichsverfaſſung, durch welche be- 
ftimmte Rechte einzelner Bundesftaaten in deren Berhältnig zur Geſammtheit feit- 
geftellt find, fönnen nur mit Zuftimmung des bereditigten Bundesftantes abgeändert 
werben. 


3) Vertrag zwifchen dem Norddeutſchen Bunde und Bayern vom 23. November 
1870, Art. I, II, Schlußprotocol dazu I, II, Bundesangehörigkeit, ebendafelbft VIII, 
Bundesgefandte (VII), Bundeöverfafjung. — Ferner: Protocol, betreffend die Ver: 
einbarung zwifchen dem Norddeutſchen Bunde und Heffen über Gründung des Deut: 
ſchen Bundes und Annahme der Bunbesverfaffung, vom 15. November 1870; Ber: 
trag zwiſchen dem Norbdeutfchen Bunde, Baden und Heffen einerjeitö und Württems 
berg andererfeit3, betreffend den Beitritt Württembergö zur Berfaffung des Deut: 
fhen Bundes vom 25. November 1870 u. ſ. w. 

4) Für die Annahme eines Staatenbundes: Phillimore, Comment. I, 
$ 101: But the Laws of this Federal Body (Staatenbund) have only effect and 
force in the Separate members of the system trough the agency and applica- 
tion of the particular laws and jurisdiction of each individual Government; 
therefore, as fac as Foreign Power is concerned, these Confederated States 
must be considered as individually responsible for their conduct and as sepa- 
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rate Independant States, In this class must be ranked the existing Ger- 
manic Confederation. Ebenfo Wharton, Comment., ©. 215. 

Für die Annahme eines Bundesftaates: Hall, International Law, ©. 22, 
der behauptet: The Corporate State (b. 5. das Reich), has the sole power of con- 
cluding treaties of any kind for political objects — extradition treaties 
and other conventions connected with the administration of civil or crimi- 
nal Law. 

Ebenfo meint Twiss (1, 2), dab die Staaten Deutfchlands ſeit 1871 aufgehört 
haben, Mitglieder der Europätfhen Staatenfamilie zu fein und „einfach“ Staaten 
des Deutſchen Reichs wurden. Da ber Ausdruck „Staatenfamilie” keinen Rechtö: 
werth Hat, jo ift auch der Gegenſatz bedeutungslos — Unverftändlich bleibt Prabiers 
Hobere (1, 163ff.), wenn er unter den fouveränen Staaten Europas zuerft das 
Deutiche Reich und dann gefondert die Deutſchen Königreiche aufführt. 

Bar nichts fagte über die obwaltende Streitfrage: Fiore und Pradier> Fo: 
dere. Lehterer bemerkt (S. 162), dab das Deutfhe Reich eine founeräne Confö— 
beration barftelle und erwähnt daneben al3 jouverän auch die vier Deutfchen König: 
reihe. Sachſen, Württemberg, Preußen und Bayern ftehen ihm rechtlich gleich, bie 
andern Deutjhen Staaten werben dagegen gar nicht erwähnt in feiner Aufzählung 
fouveräner Staaten, eine Ehre, die fogar dem nach Afrika verpflanzten Imamat von 
Maskat (I, S. 172) zu Theil wird. 

5) Was eine „Kirchenangelegenheit” fei, ift aus dem pofitiven Reichäftaats: 
recht, nicht nad) doctrinären Geſichtspunkten beftimmter Gonfeffionen zu beurtheilen. 
Die Zulaffung der Zefuiten und beftimmter Mifftonsgefellfchaften in den überfeeifchen 
Schußgebieten ift beifpielämeife feine Kirchenfache. 
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Keine Religiondgemeinihaft kann dauernd beftehen, ohne ihr Gemein: 
ſchaftsleben in Inftitutionen auszubilden, welche ihr erſt die wirkſame Crfül- 
lung ihres Berufes möglich; machen. Sie ſchafft ſomit Verhältniffe, welche der 
rechtlihen Ordnung bedürfen und zwar reicht hiefür das Privatrecht nicht 
aus; die Beziehungen zwiſchen den Religionsgenofjenjchaften und dem Staat 
haben vielmehr überwiegend öffentlich-rechtlichen Charakter; aber jie Haben, wie 
fi die Verhältniſſe der Neuzeit geftaltet, nichts mit dem Völkerrecht zu thun, 
fie find kirchenrechtlicher oder ftaatsrechtlicher Natur. 

Eine Ausnahmeftellung nimmt das Oberhaupt der Römiſch-katholiſchen 
Kirche ein, indem der Papit: 

1) bis 1870 als Regent des Kirchenſtaats zugleich Souverän war und 
auch nah Verluft der weltlihen Macht gewiſſe Rechte ausübt, welche fonft 
nur den Inhabern der Souveränetät zuftehen 

2) beanfprucht, kraft feines geiftlichen Amtes gewiſſe Regierungsrechte in 
fremden Staaten zu üben. 

Diefe beiden Seiten des Römiſchen Papſtthums haben demfelben, feit fein 
Primat und feine Souveränetät feitftanden, eine eigentümliche internationale 
Stellung gegeben und find, obwohl in enger MWechfelbeziehung ftehend, gefon- 
dert zu betrachten. 


& 36. 
Beihichtlihe Entwidlung bis zur Franzöſiſchen Revolution. 


Bis um die Mitte des 8. Sahrhundert waren die Päpfte Unterthanen 
des Römifchen Kaifers, wie dazwiſchen des Italiſchen Bothenreiches, aber da» 
neben erwarben fie, ſeit Gonftantin der Kirche den Befit ihres Vermögens ge 
fihert, durch kaiſerliche Freigebigkeit, private Schentungen und Beerbung Alt: 
Römifcher Familien fo reihen Landbeſitz, daß fie bald die größten Grundeigen: 
thümer Italiens wurden. Obwohl bei diefen dur die ganze Halbinfel zer: 
ftreuten Gütern an eine weltliche Souveränität nicht zu denfen war, jo fielen 
bob, in dem Make als die faiferlihe Gewalt ſank, den Römischen Biſchöfen 
thatſächlich Regierungsrechte in ihrem ausgedehnten Domänenbefit zu und wenn 
derjelbe in den übrigen Zeilen Italiens während der Wirren der Bölferman- 
derung vielfach verloren ging, fo wurde doch bereit3 gegen Ende des 6. Jahr: 
hundert der Grund zu der weltlichen Serrichaft über die Stabt Rom und 
deren Gebiet gelegt. 

Der Grundftod des fpäteren Kirchenftaates entftand dann durch die Schen: 
fungen Pipins und Karls des Großen. Von den Gebieten, melde diefe den 
Langobarden abnahmen, empfingen die Päpfte als Patrimonium St. Petri, 
was rechtlich ihren biäherigen Landesherren, den Römifchen Kaifern, gehört 
hatte. Diefer KHirchenftaat war der Rechtsanſchauung der Zeit gemäß ein 
großes bifchöfliches Lehen, wie fie damals in Germanifchen Reichen durch könig— 
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liche Vergabung ſich bildeten; die Grenzen zwiſchen der kaiſerlichen Oberhoheit 
und ber päpſtlichen Landeshoheit waren bei der Entfernung der Kaiſer wohl 
nie genau gezogen, beide unterftügten ſich gegenfeitig. Mit dem Sinten der 
Macht des Karolingifhen Hauſes fuchten die Päpfte die Feſſeln diefer Ober- 
boheit abzufhütteln, gerieten aber damit nur in die Abhängigkeit Römiſcher 
Adelsparteien und Italieniiher Dynaſten, bis Dtto I. das Kaiſerthum Karla 
des Großen erneuerte und Seinrich III. durch feine Reform den päpftlichen 
Stuhl befeftigte. Mit Gregor VII. beginnt dann das große Ringen des Kaiſer⸗ 
thums mit dem Papſtthum um die Herrſchaft, das mit dem Siege des letzteren 
endet. Mit den Wechjelfällen diefes Kampfes ftehen die Geſchicke des Kirchen- 
ftaates in enger Verbindung, aber keineswegs entfpricht die weltliche Herrſchaft 
der Päpfte ihrer jteigenden geiftlihen Macht. Während fie Kaifer und Könige 
ab: und einfegen, Unterthanen von der Gehorſamspflicht entbinden, große Reiche 
mit dem Interdict belegen, Fürſten ald Vaſallen empfangen oder zu ihren 
Werkzeugen machen, jind fie oft ein Spielball Römifcher Parteien, Stalienifcher 
Zerritorialgewalten und auswärtiger Mächte. Die Ueberfpannung der geift- 
lihen Anſprüche des Papſtthums führte dann zur tiefften Erniedrigung feiner 
Träger, die in Avignon gehorfame Diener der Franzöfiichen Könige wurden; 
der Kirchenjtaat verlor jede Bedeutung, er wurde als entfernte Provinz von 
Statthaltern regiert und allmälig ganz zerftüdelt. Auch nad der Rückkehr 
der Päpfte nad Rom trat darin fein Wandel ein, Bonifaz IX. verkaufte fogar 
feine Herrfchaftsrechte denen, die fie bereits thatjächlich ausübten, für feſte jähr- 
lihe Zahlungen. Die weltliche Herrſchaft ging jedoch damit nicht zu Grunde, 
im Gegenteil ſehen wir nach der Bejeitigung des Schiama und nad) der Reitaus 
ration des Papftthums in Rom die Ausbildung derfelben ganz in den Border: 
grund treten. Die Päpfte fühlen fi vor allem als Italieniſche Fürften, rüd- 
ſichtslos und mit allen Mitteln verfolgen fie das Ziel, den Kirchenſtaat wieder: 
berzuftellen und zu erweitern, jo hoffen fie ihre Unabhängigkeit zu behaupten. 
Die außgeprägteften Vertreter diefer Richtung find Alerander VI. und Julius II., 
unter der Regierung des erfteren befeitigt Cäfar Borgia die Fürften von Rimini, 
Forli, Imola und Faenza mit Gewalt und Lift. Julius II. geht auf in dem 
Beftreben, alle weiland zum Kirchenftaat gehörigen und von demfelben losge⸗ 
rifjenen Befigungen ihren damaligen Befigern zu entwinden und das weltliche 
Reich des apoftolifhen Stuhles zu einer fraftvollen Monarchie zu erheben. 
Konnte auch nicht alles von ihm Gewonnene behauptet werden, jo wurde doch 
das Ziel erreicht, der Zerfplitterung des Kirchenſtaats in die einſt fo zahl- 
reihen, felbftändigen Gewalten ein Ende zu maden. Die nachreformatoriſchen 
Päpfte confolidirten diefe Einheit durch Neuorganifation der Verwaltung und 
namentlich zog Pius V. eine fefte Schrante gegen den Nüdfall in die alte 
Praxis der Lehensverleihungen an päpftliche Verwandte und Bünftlinge, in- 
dem er durch die Bulle Admonet nos suscepti (29. März 1567) bei Strafe 
des Bannes jede Belehnung mit irgend einer Befitung des apojtolifhen Stuh⸗ 
les ſowie jede anderweitige Veräußerung, unter welchem Titel und Vorwand 
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es auch fei, ja fogar die Unterhandlung darüber verbot, eine Verpflichtung, 
welche alle Garbinäle unterfchreiben mußten und die ſeitdem von allen Nach— 
folgern wiederholt ward. Die päpſtliche Monarchie war fomit begründet, fie 
wurde durch den Heimfall von Ferrara und Urbino vollendet und blieb bis 
zur Franzöſiſchen Revolution unangetaftet. 


u 8 31. 
Ergebnifje diejer Entwidlung. 


Ueberblidt man den Gang diefer Entwidlung, jo wird fi) bei unbefan- 
gener Betradhtung nicht verfennen laſſen, daß neben der ftarken bierarchifchen 
Drganifation eine äußere Machtſtellung der Kirche unentbehrlid war, wenn 
fie die Stürme der Völferwanderung und des Mittelalterd überbauern und 
ihre eigenartige civilifatorifche Aufgabe erfüllen follte; waren überall Biſchöfe 
und Klöſter große Grundbeſitzer, jo erſchien es nur natürlich, daß auch die 
monardhifche Spite der Kirche ihre Unabhängigkeit durch Zerritorialbefig zu 
fihern ſuchte. Nur dad muß betont werden, daß die Entjtehung und Ent- 
widlung defjelben auf ganz ebenfo meltlihen Grundlagen beruhte mie die 
andrer Staaten. Wenn der Mangel genügender eigner Militärmacht felbft- 
ſtändige Eroberungen der Päpſte meift ausſchloß und fie dadurch, ſowie durch 
die eigenthümliche und lange ſchwankende Art der Succeſſion von andern Mäch— 
ten abhängig blieben!), fo wußten fie um fo beſſer die Eiferſucht und Zwie— 
tradjt derjelben zu jhüren, eine gegen die andere auäzufpielen, Bündnifje zu 
ftiften und zu löfen und fortmährende Interventionen in Italien berbeizufüh- 
ren, um das Land getheilt und ohnmädhtig zu erhalten, weil fie nur dann hoffen 
fonnten, fich zu behaupten, wenn die Bildung eines großen Staates verhindert 
wurde, welcher den Ehrgeiz hätte haben fönnen, die ganze Halbinfel zu um: 
faſſen. Sie wußten Feindfhaft zwiſchen Franken und Langobarden zu ftiften 
und das aufjtrebende Reich der letteren zu Fall zu bringen; fie fchlugen ſich 
je nad ihren Intereſſen, bald auf die Seite der Welfen, bald auf die der 
Shibellinen, begünftigten bald die Kaifer, bald die Fürften und Lombardiſchen 
Städte, hielten dad Zünglein in der Waage in dem Kampf zwifchen den Spani- 
ſchen Saböburgern und den Franzoſen, welcher die Fremdherrſchaft in Italien 
dauernd machte. Eigenthümlich für das Papftthum iſt nur, daß dafjelbe in dieſen 
Kämpfen um feine weltliche Herrſchaft nicht blos alle Mittel einer ſcrupelloſen 
Diplomatie brauchte, fondern daß feine wichtigfte Waffe der rücdfichtslofefte 
Mißbrauch feiner erhabenen geiftlichen Stellung war, melde es jederzeit den 
Interefjen feiner weltlichen Herrichaft dienftbar madte; Bann und Interbict 
haben im Mittelalter oft genug dienen müfjen, Gegner diefer Herrfchaft lahm 
zu legen, aufftändiiche Städte niederzumwerfen oder verhafte Steuern aufzu: 
zwingen. Allerdings wechjelt das Verhältnif in dem die beiden Seiten der im 
Papftthum verbundenen Autorität fich geltend machen, nach den Umftänden und 
Werfönlichkeiten feiner Träger. Während die einen vornämlich ftreben, ihre 
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Territorialhoheit und Finanzmacht zu befeftigen und zu erweitern, ſuchen die 
andern, und zwar die hodjitrebenditen, vor allem ihre univerfale geiftlihe Stel- 
lung zu jtärfen. 

Aber da aud) dies auf eine Machtfrage hinausläuft, jo vernachläſſigt doch 
feiner diefer hervorragenden Päpſte die Sorge um den Territorialbejig, von 
dem aus der Kampf geführt wird, und niemals verläugnet fich der enge Zu: 
fammenhang der Doppelftellung des Papſtthums als höchſter geiftlicher und als 
weltliher Macht. Die lettere ift eben von der erjteren bedingt; ausdrücklich 
begründet Pius V. feine obenerwähnte Verfügung für die ungetheilte Zufam- 
menhaltung des Kirchenftaates mit der »cura regiminis universalis ecelesiae« ?). 
Einmal galt der Kirchenſtaat ald ein Stüd Kirchengut, auf deſſen Einkünfte 
der Papſt in eriter Linie angewiefen war, um die Kojten der allgemeinen kirch— 
lihen Berwaltung zu beftreiten, wichtiger aber noch war der Zwed, durch die 
mweltlihe Serrihaft vem Papſtthum Unabhängigkeit von aller anderen Gewalt 
zu fihern. Es ift ein mwejentlicher Anſpruch deſſelben, daß es für die Aus: 
übung feiner geiftlihen Vollmacht über allen menſchlichen Geſetzen jteht und 
daß der Papſt ald Stellvertreter Chrifti das Recht hat in allen getitlichen 
Dingen und in allen weltlichen, die mit diefen in Zufammenhang ftehen, frei 
von jeder irdiſchen Einfchränfung zu handeln. Um diefe Stellung als Ober- 
haupt der Kirche behaupten zu fünnen, durfte er nicht von den Geſetzen einer 
anderen Staatöhoheit abhängen, er durfte alfo nicht Unterthan, mußte Souve- 
rän fein. Die weltliche Herrſchaft ift nur die logifche Confequenz des An: 
ſpruchs des Papftthums, eine fihtbare Nachfolge Chriſti in der Perfon feines 
Stellvertreter8 darzuftellen; in den erjten Jahrhunderten, wo die Päpſte ſelbſt 
fi rüdhaltlos ald Unterthanen des Kaiſers befannten, ftand auch der Primat 
des Biſchofs von Rom in feinem fpäteren Sinne noch nicht feit- Seit der— 
felbe anerfannt war, ſchwankte wohl der Umfang und Beitand der meltlichen 
Herrſchaft, fie felbft wurde principiell nicht in Frage geitellt. Den großen 
Goncilien des 15,Jahrhunderts fiel e& nad; Befeitigung des Schisma nicht 
ein, dieſelbe anzutaften, vielmehr erflärte auf der Bafler Verfammlung ein 
Redner die Trennung von geiftliher und weltliher Gemalt für unmöglid, da 
der Papft ohne das Erbgut der Kirche nur einen Knecht der Könige und 
Fürſten vorftellen würde — wofür allerdings die Erfahrung ſprach, welche man 
in der Babylonifchen Gefangenſchaft der Kirche gemacht, obwohl der Papſt in 
Avignon noch in eigenem Gebiete war. Und aud den Staaten ſelbſt konnte 
e3 nad) diefer Erfahrung keineswegs gleichgültig fein, ob das Firchliche Ober: 
haupt ihrer Unterthanen, von einer fremden, vielleicht feindlihen Macht ab- 
hänge, jo daß deſſen Entſchließungen als wenigſtens nicht ausſchließlich durch 
kirchliche Beweggründe geleitet erſcheinen konnten. 

Auf der andern Seite konnte freilich nicht geläugnet werden, daß durch 
die weltliche Herrſchaft das höchſte geiſtliche Amt der Chriſtenheit in den Dienſt 
wechſelnder, ſehr irdiſcher Intereſſen herabgezogen wurde, wie denn die ernſte— 
fien religiöſen Geiſter des Mittelalters in dieſer Verbindung die Urſache der 
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Entartung der Kirche erfannten?). Iſt dies bei jever Verquidung der beiden 
Gewalten jchon an ſich unvermeidlich, fo fteigerte fi) das Uebel dur die 
Eigenthümlichfeit diefer Priefterherrfchaft, welcher ihrer Natur nad) die Kraft 
fehlte, die Unabhängigkeit, welche fie erjtrebte, wirklich und dauernd zu errei- 
hen. Zwiſchen der univerfalen geiftlihen Machtftellung des Papftes und jei- 
nem beſchränkten weltlichen Bejig bejtand ein inneres Mißverhältniß; durch 
die eritere fühlte er jich über alle irdifchen Gemwalten erhaben, ald Souverän war 
er einer der ſchwächſten, ohne genügende Militärmadjt, allen MWechfelfällen der 
Politik auögefegt, und diefe Schwäche nöthigte die Päpfte nicht nur zu den Schlech- 
tigfeiten der Mächtigften zu ſchweigen, fondern auch mit ihnen Hand in Hand zu 
gehen und ihr Werkzeug zu werden. Die ſchlaueſte Diplomatie der Curie und die 
ausgiebigſte Unterftügung weltliher Zwede durch die Fülle geiftliher Machtmit- 
tel fonnte diefen Gegenſatz nicht ausgleichen, diefer Herrfchaft nicht wahre 
Unabhängigteit geben. Im Gegentheil mußten die Päpfte auch nach Befeiti- 
gung der faiferlihen Schirmoogtei fortwährend die bittere Erfahrung maden, 
daß ihre weltliche Stellung von anderen Mächten ala Mittel behandelt ward 
um fie zu Schritten zu nöthigen, die fie ohne diefen Drud als Oberhaupt der 
Kirche nicht gethan hätten. Bonifaz VIII., der die Ansprüche des Papſtthums 
auf Univerfalherrfchaft ind Ungemeßne jteigerte, ſah fich hilflos der Mißhand— 
Iung Philipp's des Schönen preiögegeben; und auf dejjelben Königs Verlangen 
mußte Clemens V. den Templer-Orden unterdrüden, nad) deſſen Befigungen 
Philipp lüftern war. Clemens VII, der den Schmalfaldifchen Bund gegen 
den Bertheidiger des katholiſchen Glaubens, Karl V., unterftügte, mußte die 
Eroberung und’ Plünderung Roms durch defien Landsknechte leiden und nad 
diefer Demüthigung fid) dazu verjtehen, den Kaifer in Bologna zu krönen. 
Urban VII. jah ſich durch die politifchen Umftände genöthigt, Guſtav Adolf 
zu begünftigen, wie Innocenz XI., Wilhelm III. von England. Ludwigs XIV. 
Botichafter trogte mit bemaffneter Mannſchaft dem Papſte in feiner Saupt- 
ftabt, die Bourbonifchen Höfe befegten im 18. Jahrh. Avignon und Benaiffin, 
Benevent und Pontecorvo, um die Aufhebung des Jeſuitenordens zu erzmwin- 
gen. Endlich mußte Pius VI. zumider der Verpflichtung, melde feit 1567 
von allen feinen Vorgängern beobadhtet war, im Bertrage von Tolentino 1797 
nicht nur die Franzöfifchen Befigungen des heil. Stuhles, fondern aud die 
Legationen an Frankreich abtreten. 

Diefe Schwädye der weltlichen Herrſchaft wurde nun durch ihre inneren 
Zuftände noch geiteigert. Im Mittelalter blieb der Kirchenjtaat ein loſes Ge- 
füge ſehr jelbftändiger ftädtifcher und dynaſtiſcher Gemeinwefen, nur vorüber: 
gehend mußten bedeutende Inhaber des päpitlihen Stuhles, wie Innocenz III., 
demfelben eine etwas feitere Geftalt zu geben. Das wurde allerdings anders 
nad) Begründung der päpftlihen Monarchie, welche die Herrfchaft der adligen 
Vaſallen brach und die Selbjtändigfeit der Städte wenigitens ſehr bejchränfte. 
Aber mit der Begründung des modernen päpftlichen Regierungsſyſtems durd 
die Congregationen und die Prälatur als eigentlihes Beamtenthbum des Kir: 
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henftaats, trat die anomale Natur dieſes Regimented um fo mehr hervor. 
Die weltliche Herrſchaft bot auch in diefer Beziehung einen auffallenden Gegen: 
fag zu der geiftlihen Verwaltung des heil. Stuhles; während diefe troß der 
monarchiſchen Mactvolllommenheit des Papſtes auf feiten und alten Regeln 
berubte, welche die Stabilität bis zur Unbeweglichkeit fteigerten, war die Re: 
gierung des Kirchenſtaats dem fteten Wechſel der Perſonen, der Syſteme und 
Mapregeln preiägegeben. Einerfeitö mar fie eine vollendete Abfolutie ohne 
fefte Inititutionen und Traditionen, andererfeit3? allen Schwankungen ausge- 
jet, welche einem Wahlreich eigen fein mußten, an deſſen Spite meijt Greiſe 
berufen wurden, welde die kurze Zeit ihrer Negierungen*) je nach perfön- 
lien Anfichten, Leidenschaften und Intereffen auözubeuten fuchten. Selten ge- 
ſchah es, daß der neue Papſt das Syſtem feines Vorgängers beibehielt; um 
Uebelftände der bisherigen Verwaltung zu befeitigen, nahm er das entgegen: 
gejegte an, das wieder gleiche Schwächen nad anderer Seite hin hatte°), vol: 
lends waren die Perfonen ftetem Wechſel unterworfen, fo daß grade die ein= 
flußreichften Aemter nicht lange genug in denfelben Bänden blieben, um den 
Inhabern zu gejtatten, fi mehr Kenntniß und Erfahrung zu erwerben oder 
die erworbene praktiſch zu verwerten. Die privilegirte regierende Klafje war 
durch eine fo tiefe Kluft von dem Volke gejchieven, wie e8 in feinem andern 
Zande der Fall war, weil fie nicht für das Wohl defjelben regierte, fondern 
den Staat ald Kirchengut im Interefje der Kirche und des Glerus verwaltete. 
An die Stelle des befeitigten „großen Nepotismus” — der Verleihung von 
Lehen an die Familien der Päpfte, — war der Eleine, die Bereicherung ber: 
jelben getreten. 

Das Ergebni war eine Wifregierung unter der das Land in den tieften 
wirtihaftlichen und geiftigen Verfall gerieth und in deren Verurtheilung alle un- 
befangenen Beobachter übereinftimmten®). Spurlos gingen an dem Kirchenſtaat 
die Reformen vorüber, durdy welche die Initiative großer Fürften im 17. und 
18. Jahrhundert mit den Mißbräuchen des verflommenen Patrimonialſtaates auf: 
räumte; aber je mehr im übrigen Europa der moderne Staat ſich herauäbildete, 
dejien Wefen es iſt, alle Kräfte des Volles für das Gemeinwohl in einer feſten 
rechtlichen Ordnung zufammenzufaflen, in welcher die Regierung nur ald Organ 
für diefen Zweck erjcheint, um jo mehr mußte ein Regiment als Anachronis⸗ 
mus erjcheinen, in dem der Staat nur den Zwecken einer außer ihm ftehenden 
Gewalt, der Römifchen Kirche, diente. Endlich war noch eine nachtheilige Folge 
der weltlihen Herrſchaft, wie fie jih nad der Reformation ausgebildet, die 
Stalienifirung der oberften Kirchenregierung; Adrian VI. war der lebte nicht: 
italienifche Papſt gemwefen; feitvem ijt feine Ausnahme von der Regel mehr 
gemacht, daß der Souverän eines Italienifchen Staates auch Staliener fein 
mußte, und jehr begreiflih war eö, daß diefer wieder zu feinen Räthen vor: 
nämlich Staliener berief; aber ſicher ift e8 ein innerer Widerſpruch, wenn 
die Regierung einer Kirche, die univerfal zu fein beanfprucht, durch einen be: 
ſtimmten nationalen Geift beherrjcht wird. 
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1) Im 16. Jahrh. fchrieb Cardinal Mendoza, Erzbifhof von Burgos dem König 
von Spanien: „Ich habe drei auf einander folgenden Conclaven beigemohnt und 
muß erflären, daß eine Papftwahl mehr eine Schule des Betrugs und der Boöheit, 
als der Religion if.“ Gallenga, Ill, ©. 294. 

2) Ganz ebenjo Pius IX. in der Encyclica vom 19. Januar 1860 »jura, quae 
ad omnes catholicos pertinent«. 

3) 3.8. Dante, Inf. XIX, t. 115. Bernhard v. Glairvaur in der an Eugen Ill. 
gerichteten Schrift: De consideratione (überjegt und erläutert von 3. Reinkens. 
1880), der ſich bei der höchſten Auffafjung von der geiitlihen Stellung des Papftes 
auf das Schärfſte gegen die Vermeltlihung der Herrſchaft deffelben ausfpridt. Er 
erinnert ihn, daß Petrus gejagt: „Silber und Gold habe ich nicht” „Wollet nicht 
über das Volk herrichen, jondern jeid ein Vorbild der Heerde’. Der Apoftel fonnte 
Dir nicht geben, was er nicht hatte. Und Chriſtus ſelbſt ſagt: „Die weltlichen 
Könige herrſchen und die Gewaltigen nennt man gnädige Herren, ihr aber nicht 
alſo“. Und wiederum: „Niemand, der ein Kriegsmann Gottes geworben ift, vers 
fliht fi in weltliche Händel”. Und er tadelt den von ihm jo geliebten Papft, 
feinen einftigen Schüler, daß feine Herrjhaft jo wenig dem Borbilde Petri ent— 
ſpreche. „Täglich hallt Dein Palaft wider von den Geſetzen, aber von den Gejegen 
Juſtinians, nit deö Seren“. (I, 4) „Ungläubige und Zerſtörer find bei Dir. 
Vom Petrus weiß man nit, daß er einmal mit Edelfteinen gefjhmüdt, oder in 
feidenen Gewändern pruntend einhergefchritten fei, auch nicht mit Gold bebedt, 
nicht auf weißem NRoffe, nicht umgeben von Nobelgarden, nicht umringt von lärs 
mender Dienerfhaar. In all’ diefen Dingen bift Du nicht dem Petrus nachgefolgt, 
fondern dem Gonftantin“. (IV, 3) „Nun gehe alfo hin und wage ed als Herr— 
ſchender, Dir den Apoftolat oder als ein Nachfolger der Apoftel die Herrſchaft über 
etwas anzumaßen. Offenbar wird Dir Eines von Beiden verboten. Wilft Du 
Beides zugleich haben, fo richteft Du Beides zu Grunde“. (II, 6). 

4) Nach Döllingerd Berehnung (©. 537) dauerte die Regierung eines Papftes 
durhicähnittlih neun Fahre, 

5) „Die Päpfte find in Bezug auf die Grundlagen ihrer Macht immer die 
jelben, aber in den Mitteln und Wegen, ihre Zwede zu erreihen, unterſcheidet jich 
der Nachfolger meiftens von dem Vorgänger”. (Rante, Weltgeih. 5, II ©. 32). 

6) Man vergleiche die in der Schrift: Le gouvernement temporel des Papes, 
juge par la diplomatie frangaise, mitgetheilten Depejchen der Franzöſiſchen Gejandten 
jeit 1667, die Lettres familieres des Präfidenten de Brofies II, 452. 465. Während 
der 101/2 jährigen Regierung Clemens’ XIII. follen nicht weniger als 4000 Mord: 
thaten begangen fein. Den barbarisch ftrengen Strafen gegenüber jtanden die Afyl- 
rechte und die Privilegien gewiſſer Brüderfchaften verurtheilte Verbreder aus dem 
Gefängniß zu befreien, wofür fih dann ein fürmlicher Tarif je nad der Art des 
Verbrechens bildete, für 40 Scudi fam ein Mann frei, der zu 10 jähriger Galeeren- 
ftrafe verurtheilt war (vgl. Silvagni, La Corte et la Societä Romana, XVIII e 
XIX secoli). 


8 38. 
Der Kirhenftaat von 1815 bis zu jeinem Untergang. 


Dieſe Mipftände fteigerten fih noch, als nad) den Stürmen der Franzö- 
ſiſchen Revolution, welche zur völligen Einverleibung des Kirchenitaats in das 
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Franzöfifche Kaiferreich geführt hatten, derfelbe 1815 weſentlich in feinem frühern 
Umfang wieder hergeftellt wurde!). Die Franzöfifhe Zwiſchenherrſchaft hatte 
mit allen verbliebenen Sonderrechten und Freiheiten der einjt jelbitändigen 
Städte aufgeräumt; das reitaurirte Papftthum hütete ſich wohl diefelben wieder 
berzuitellen, im Gegentheil erklärte das Motu proprio vom 6. Juli 1816, es 
ſei ein Bortheil, daß alle diefe Ungleichheiten aufgehoben, da eine Regierung 
um fo volltommner fei, je mehr fie fi dem Syftem der Einheit nähere. Aber 
die geregelte Verwaltung, welde Frankreich eingeführt, ließ man ebenſo wenig 
beftehen, fchaffte vielmehr den Code civil als unverträglicd mit dem canoni« 
ihen Rechte ab, ohne daß doch eine einheimifche Geſetzgebung zu Stande kam, 
die Lateiniſche Spradye ward im Gerichtöverfahren wieder hergeftellt, die Bifchöfe 
entfchieden in einer Menge von ragen ohne Berufung, die Regierung war die 
einer allmächtigen, geiftlihen Bureaufratie, alle höheren Beamten gehörten der 
Prälatur an, die Delegaten regierten mit ebenfo viel Willfür, aber fehr viel 
weniger Geſchick als die napoleonifchen Präfecten; es war nad einem Römijchen 
Sprücdmort die Theofratie ermäßigt durch Anardie. Die Erbitterung, welche 
dies Regiment hervorrief, ward noch gefteigert durch die beginnende nationale 
Bewegung, welche zugleich die Schwierigkeiten der inneren politifchen Frage 
mehrte. Bisher war in allen Kämpfen des Papſtthums mit den weltlichen Ge- 
walten niemald von einem Recht des Italienischen Boltes die Rede gemeien, 
fih ald Nation, ala Staat zu conftituiren und anfcheinend wurde dieſe Even- 
tualität mehr als jemals ausgeſchloſſen durd die Geſtalt, welche Italien auf 
dem Wiener Congreß erhielt. Unter dem übermädtigen Einfluß Defterreichs 
berrfchte auf der ganzen Halbinfel jchroffe Niederhaltung jeder nationalen und 
freiheitlichen Regung. Aber eben’ die Schärfe dieſes Drudes rief eine Heaction 
hervor, die fich in revolutionären Erhebungen Luft machte, auch im Kirchen: 
ftaat brach 1831 ein Aufftand aus und von da ab ift die Gefchichte defjelben 
eine faft ununterbrochene Reihe von Verſchwörungen, Infurrectionen und frem- 
den Interventionen. Allerdings anerkannten auch die Großmächte die Noth- 
wendigfeit innerer Reformen und beauftragten ihre Vertreter in Rom 1832 
diefelben mit der päpftlihen Regierung zu vereinbaren. Aber wie maßvoll auch 
die vornämlich durch Bunfen ausgearbeiteten Entwürfe diefer Conferenz waren, 
indem nur freigemählte Gemeinde: und Provinzialräthe beantragt wurden, 
über denen in Nom eine Art Staatsrath dem Papite zur Seite ftehen follte, 
jo trat davon doch nichts ind Leben, die alte Mißregierung ſchleppte jich nicht 
blos fort, fondern fteigerte fi unter der möndifchen Regierung Gregors XVI. 
Nicht etwa bösmwillige Seribenten, jondern die bedeutendften Staatsmänner 
und Diplomaten beftätigten das frühere Geſtändniß des gut päpftlich gejinnten 
Biographen Pius VI., Beccatini, daß mit Ausnahme der Türkei der Kirchen: 
ſtaat das fchlechteft regierte Yand Europas fei?); unter der ftarren Dede, welche 
äußerlich alle Bewegung unterdrüdte, herrfchte die gährende Ruhe vor dem 
Sturm. 


Einen Augenblid hielt man e8 möglich in die Bahn _ Reformen 
Handbuch des Voͤlkerrechts 1. 
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einzulenten, als mit Pius IX. eine neue Aera zu beginnen fchien, welche die 
Träume des Giobertifchen Primates zu erfüllen verhieß, aber nur zu bald 
zeigte es fich, daß diefe Erwartungen mit dem Weſen des Papftthums unver- 
einbar waren, weil die Trennung der weltlichen Herrſchaft von der geijtlichen 
praktiſch nicht durchführbar war, fo lange die erftere überhaupt beitand. Eine 
repräfentative Verfafjung, wie man fie forderte, bedingt auch in ihrer ab» 
geſchwächteſten Geftalt eine Controle der Regierung und gerade diefer konnte 
der Papſt ſich nicht unterwerfen, feine Autorität ift nicht mehr volllommen, 
ſobald fie nach einer Seite hin discutirt wird. Das Oberhaupt einer Kirche, 
welches in den höchſten geiftlihen Dingen 200 Millionen Menfchen Geſetze giebt, 
fonnte ſich nicht von einer Vertretung von zwei Millionen eine Ausgabe von 
wenigen Taufenden, die er für nothwendig erklärt, weigern lafjen. Eine Volfs- 
vertretung mußte fordern, daß das Land nicht länger den Zwecken der Hierarchie 
geopfert, fondern im Intereffe des Gemeinwohls regiert werde, der Papft da— 
gegen mußte ſtets die Mittel des Kirchenſtaats, als in eriter Linie zur Befrie: 
digung der Bebürfnifje feiner kirchlichen Suprematie beftimmt, in Anfprud 
nehmen. Seine Verfafjung konnte fo zumiderlaufende Forderungen verjühnen 
und noch weniger konnte ſich der Papſt an die Spitze der nationalen Erhebung 
jtellen, wodurd er notwendig zum Brud mit anderen fatholifhen Staaten ge 
trieben wäre. Kaum war daher 1848 die Gentralvertretung in Rom zufammen: 
gelommen, fo gerieth fie in Gonflict mit der Negierung, die Republik ward er: 
Härt, Pius IX. floh nad) Basta, die Franzöfifhe Armee führte ihn nad) 
Nom zurüd, um dies nicht den Dejterreichern zu überlaffen, melde miede- 
rum die Zegationen befegt hatten. Gegen die unreife demofratifche Revo— 
lution fiegte nod einmal die weltliche Herrſchaft, deren Princip Dbdilon 
Barrot 1849 fo auödrüdte »Il faut que les deux pouvoirs soient con- 
fondus dans l’&tat romain, pour qu'ils soient s6pares dans le reste 
du monde« aber die Abſicht ZTocqueville3 und Fallours, eine Verfaſſung 
im Kirchenftaat herzuftellen, blieb ebenfo unausgefühtt, wie die in dem Briefe 
des Präfidenten an Edgar Ney geforderten Reformen. Indeß troß der nun 
eintretenden jchroffen Reaction war doch nicht der status quo ante herge- 
ftelt, da Sardinien ein freier Staat blieb. Cavour bradte ed auf dem 
Pariſer Congreß zu Wege, daß die Lage Italiens erörtert wurde und bie 
Mächte konnten, was den Kirchenftaat betraf, nicht umhin anzuerkennen, daß 
es eine Abnormität fei, wenn eine Regierung dauernd fremder Truppen be: 
dürfe, um fich auf ihrem eigenen Gebiete zu behaupten. Auch diesmal blieben 
die Anregungen zu Reformen erfolglos und die Dinge in statu quo, bis 1859 
die Italienische Frage durch Napoleon’s III. Initiative in Fluß fam. Derfelbe 
glaubte hierbei eine Vermittlung finden zu können, durch melde die Souve: 
ränetät des Papſtes gewahrt und zugleih die Mißbräuche feiner Regierung, 
fowie fein Gegenſatz zu allen nationalen Beftrebungen befeitigt werde. Indeß 
das Project der Präliminarien von PVillafranca, welche das Ehrenpräfidium 
des Italieniſchen Staatenbundes dem Papſte zutheilten, erwies jih der Macht 
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der Ereignifje gegenüber ebenfo illuſoriſch wie die Löfung der eigentlich Römi- 
hen Frage, welche der Kaifer vorſchlug. Die Vorſchläge der von ihm ein- 
gegebenen Flugſchrift »Le Pape et le Congrös« zeigten wohl Einfiht in die 
Schwierigfeiten des Problemd, in wie meit die weltliche Gewalt dem Papfte 
zur Ausübung feiner geiftlihen Macht nothwendig ift, ftellten aber den Wider: 
fpruch der gegebenen Verbindung diefer beiden Seiten des Papſtthums mit dem 
modernen Staatäbegriff in das ſchärfſte Licht, indem anerkannt wurde, daß 
einerfeitö eine nationale Stellung und repräfentative Regierung unvereinbar 
mit der allgemeinen geiftlihen Oberherrſchaft des Papftes feien, andererfeits 
aber für die Unabhängigkeit derfelben eine gewiſſe weltliche Herrſchaft noth- 
wendig fei und die Löfung dann darin gefunden warb, dieſen Beſitz jo klein 
alö möglich zu machen, indem man denfelben auf Rom befchränfe, wo die Re- 
gierung des heil. Vater ein Abbild feiner kirchlichen, eine väterlid unbe: 
chräntte fein würde, während zu den Koften der kirchlichen Verwaltung die 
verſchiedenen fatholifchen Staaten verhältnigmäßig beitragen follten. Begreif- 
licher Weife fonnten derartige Borfchläge weder bei der Curie, noch bei den 
Italienern Gehör finden, die erftere proteftirte entrüjtet dagegen und blieb bei 
dem Verlangen der Wiederherjtellung ihres biöherigen Befikftandes, die legteren 
wollten nichts davon wiſſen, die Römifche Bevölferung dem Interefje der fatho- 
lichen Welt zu opfern, um die geiftlihe Souveränetät fiher zu ftellen. So 
nahmen die Ereignifje ihren Bang; nachdem fofort nad dem Rückzug ber 
Defterreiher die Legationen aufgejtanden und fi unter Victor Emanuel ge: 
ftellt hatten, rüdte Sardinien 1860 in die Marten ein und durch den Tag 
von Gaftelfivardo fand der Papft feine Derrfchaft auf das im engeren Sinne 
fogen. Patrimonium Petri beſchränkt, etwa ein Dritteil des bisherigen Kirchen- 
ftantes mit jehr unbejtimmten, nad Gutdünken der Franzöfifhen Befagung ge 
zogenen Grenzen. In diefem Stadium blieb die Frage thatſächlich bis 18703), 
denn Garibaldis zwei Verſuche, diejelbe mit dem Schwerte zu löfen, hatten jo 
wenig Erfolg als die zwifchen diefe fallende September-Gonvention von 1864, 
welche fuchte einen modus vivendi herzuftellen; die zweite Schilverhebung Ga- 
ribaldis führte die Franzoſen nah Rom zurüd und erft nad den entjcheiden- 
den Niederlagen Frankreichs von 1870 fand Italien den Muth, das gleich zu 
Anfang des Krieges geräumte letzte Drittel des Kirchenftantes zu befegen und 
einzuverleiben. 


I) Art. 103 des Acte final du Congrös de Vienne (Martens, Nouv. Rec VI, 
p. 425). Bon einer Garantie der Mächte für diefen Befigftand ift bier nicht die 
Rede. Es wird Überhaupt nur gefagt, daß die Marken mit Camerino und ben zu 
ihnen gehörigen Gebieten ſowie Benevent und Pontecorvo dem heil. Stuhle zurüd: 
gegeben werden und derjelbe wieder in den Beſitz der Legationen Ravenna, Bologna 
und Ferrara treten fol, mit Ausnahme des Ferrariſchen Theils, der auf dem linten 
Poufer liegt. Zugleih ward das Oeſterreichiſche Beſatzungsrecht in Ferrara und Co: 
madjio feftgefegt; Avignon blieb bei Frankreich 

—V 
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2) Niebuhr behauptete „nichts kann für die Wohlfahrt von Italien gefchehen, 
ehe nicht die Priefterwirthfchaft unterbrüdt ift*. (Lieber's Denkwürbigleiten von 
Perry. Deutfche Ausg S 87). 

3) Ueber die Verhandlungen Cavours mit der Curie cf. den folgenden Abſchnitt. 


8 539. 
Die Stellung der Jtalienifhen Regierung während des Eon: 
flictes und nad dem Sturz der weltliden Herrſchaft. 


Daß diefe gewaltfame Befigergreifung Verpflichtungen verlegte, welche 
Italien nit nur öffentlih, fondern auch in völferrechtliher Form übernom- 
men, wird nicht zu beftreiten fein. In den berühmten Reden vom 25. und 
27. März 1861, in melden Gavour zugleih Rom ald Hauptftabt und das 
Princip „die freie Kirche im freien Staate" proclamirte, wodurd er den Wider: 
ſtand des Papſtthums zu entwaffnen hoffte, erklärte er zugleich: 

1) Die Vereinigung Roms mit Italien dürfe nur mit Zuftimmung Frank— 
reichs erfolgen, dem man große Dankbarkeit für feine Hilfe ſchulde, welche 
man angenommen ohne zu proteftiren, als der Kaifer die Verpflichtungen be— 
tonte, durch die er fich gegen den heil. Stuhl gebunden hielt. 

2) „Müfjen wir nah Rom gehen, — ohne daß die Vereinigung diefer 
Stadt mit dem übrigen Italien von der großen Mafje der Katholiten Italiens 
und außerhalb als das Zeichen der Knechtfchaft der Kirche ausgelegt werben 
fann. Wir müfjen deshalb nad) Rom gehen, ohne daß deswegen die wahre 
Unabhängigkeit des Papftes verringert wird, wir müfjen nad; Rom gehen, 
ohne daß die politische Autorität ihre Macht auf das geiftliche Gebiet aus— 
dehnt;“ dieſe Schwierigkeit könne nicht mit dem Schmerte, fondern nur durch 
moralifche Mittel gelöft werden. »Une fois les deux grandes conditions 
remplies, une fois les catholiques persuades et la France consentante, 
jespere que nous pourrons nous entendre avec le Saint-Pere!)«. 

Die Hoffnung Cavours, dies Programm durchzuführen und vielleicht auf 
dem Capitol einen Religionsfrieden abjchliegen zu können, der für die Zukunft 
der menjchlichen Geſellſchaft weit größere Folgen haben werde ala der Weſtphä— 
lifche Friede?), hat fi als Ilufion erwiefen. Aber das Programm war durch: 
aus ernitlich gemeint?) und war in der That das einzige, deſſen Verwirklichung der 
große italienische Staatömann verfuchen fonnte. Eine Befignahme Roms gegen 
den Willen Frankreichs war durch die Verhältnifje ausgeſchloſſen; freimillig 
die Franzöſiſche Beſatzung abzuberufen und Rom Italien zu überliefern, war 
für Napoleon III. aus Rückſicht auf feinen Glerus unmöglich, felbft wenn er 
ed gewollt hätte. Die einzige Möglichkeit, unter fo bewandten Umftänden zum 
Ziele zu gelangen, war aljo zu einer Verftändigung mit dem Papſte ſelbſt zu 
fommen, jo daß diefer ſelbſt den Schuß der Franzöfiichen Armee für überflüffig 
erklärte, nachdem er ſich mit Italien geeinigt und Cavour meinte, es könne 
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gelingen, Pius IX., der fi im innerjten Gemüthe mehr Bapft als König fühlte, 
zu überzeugen, daß es zum Bortheil der Kirche fein werde in den Verluft der 
weltlichen Herrſchaft, die doch feine wahre Unabhängigkeit gebe, zu willigen, 
um dafür die volle Freiheit der Kirche zu erlangen. Es kam hinzu, daf eine 
Congregation von 14 Theologen und Ganoniften, melde der Papft unter dem 
BVorfi des Cardinals Santucci eingefeßt, um die ſchwebenden dringlichen 
Fragen zu erwägen, auch die Frage erörtert hatte, ob der Papſt auf die welt⸗ 
liche Herrſchaft verzichten fünne? wobei 9 gegen 5 Stimmen der Anficht waren, 
er könne es, ſobald es zum Vortheil der Kirche fei und 7 gegen 6 meinten, 
er müffe e8 unter gemifjen beftimmten Umſtänden (sotto certe determinate 
contingenze). Andererfeitö ſprach Zamoriciere, der fi) damals bemühte die 
päpftliche Armee zu reorganifiren, fi) auf das entjchiedenfte für Säcularifation 
der Verwaltung aus. Mit den vertraulich einzuleitenden Unterhandlungen 
ward namentlid der gegenwärtige Senator Diomede Pantaleoni beauftragt, 
der fih im December 1860 nah Rom begab und dem Cardinal Santucci ein 
Actenftüd mitteilte, welches er kürzlich veröffentlicht hatt). Dafjelbe enthielt 
die von ihm entworfenen Grundlagen der Vereinbarung mit den Bemerkungen 
Gavour’3 in zwei Abtheilungen, von denen die erftere und michtigere den Titel 
trug: Condizioni da convenire per lindipendenza spirituale del Pontefice, 
e nell’esercizio della sus autoritä spirituale sul mondo cattolico. Der In- 
halt dieſes Schriftftüdes war folgender: 

1) Der Bapft, obwohl nicht mehr Souverän über irgend ein Gebiet, wird 
doch ala Souverän behanbelt. 

2) Er ift daher perfönlich unverleglich und keiner Jurisdiction unterworfen. 

3) Es wird ihm foviel Grundbeſitz (tale massa di beni stabili) über« 
wieſen, als nad) gemeinfamer Webereinkunft für die Bebürfnifje und die Würde 
des heil. Stuhles erforderlich ift, — wozu Gavour bemerkt, daß die Dotation 
nicht gerade ausfchließlih in Grundbeſitz zu beftehen brauche und daß lehterer 
nicht ausſchließlich in Europa belegen zu fein brauche, da es die Würde und 
Unabhängigkeit des Papſtes heben würde, wenn er auch anderswo über Grund: 
oder jonftigen Befig verfügen Zönne. 

4) Diefer Grundbeſitz wird als fteuerfrei und jeder politischen Einwirkung 
der Regierung entzogen erflärt, — wozu Gavour bemerkt, daß derſelbe indeß 
nicht zum Afyl für Verbrecher werben oder den nothwendigen Mafregeln ber 
Wohlfahrtöpolizei entzogen fein dürfe. 

5) Gleiche Unverleglichfeit wird dem Gonclave und den während des In- 
terims mit der Führung der Geſchäfte betrauten Würdenträgern gefichert. 

6) Dem Papit wird das active Geſandtſchaftsrecht gejichert, alle feine Ver: 
treter find unverleglih, fo lange fie nicht notorifch die Aufgaben ihrer kirch⸗ 
lihen Miffion überfchreiten. 

7) Jedem wird freiefter Zutritt zum Papfte für kirchliche Unterhandlungen 


8) Diefe Beitimmungen bilden einen Theil der Grundgeſetze des Staates 
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und werden ala das Ergebnif eines zweifeitigen Vertrages betrachtet »a com- 
penso alla rinunzia dell’esercizio e possesso del dominio temporale«. 

9) Bei Meinungverfchiedenheiten (in caso di difficoltä) könnte auch die 
Garantie der katholiſchen Mächte angerufen werden — mozu jedoch Cavour 
bemerkt, daß er nur gute Dienfte und Vermittlung zulafien fönne, niemals 
eine Garantie oder ähnlihe Verbindlichkeiten, welche Vorwände zu Conflicten 
oder fremden Einmifchungen geben könnten. — 

Man hat hier, wie aus der weiteren Darlegung zu erfehen ift, die An- 
fänge des fpäteren Garantiegefeges, weniger ausgeführt, aber mit principiel 
mannigfad größeren Zugeftändnifien, als das lebtere gewährte. Der zweite 
Theil behandelt die Verwirklichung des Grundſatzes der freien Kirche im freien 
Staate von den liberaliten Gefihtspunften und ift in mander Hinſicht ein- 
gehender ausgeführt ala die betreffenden Beftimmungen des Garantiegefetes. 

Nachdem der Cardinal Santucei fich überzeugt hatte, daß diefe Anerbie- 
tungen durchaus ehrlich gemeint feien, erklärte er, daß diefelben vielleicht nicht 
alle annehmbar feien, aber daß fie eine Grundlage bildeten, auf der zu unter: 
handeln man feiner Anficht nach nicht ablehnen dürfe und daß er es demnach 
als feine Pflicht erachte, dem Papſte nachdrücklich (fortamente) davon zu reden. 
Dies that er am 10. Januar 1861 und erflärte Pius IX. offen, daß er es 
nicht für möglich halte die weltliche Herrichaft zu retten, daß aber durch die 
Fügung der Borfehung der Kirche neue Mittel geboten jeien, durch welche man 
aus der drohenden und unvermeiblidhen Kataftrophe Vortheile ziehen könne. 
Die Mittheilung des Inhaltes des Memorandums bewegte den Papſt fehr und 
er forderte Santucci auf die Sache mit dem Gardinal Antonelli zu befprechen. 
Santucci, der wußte, daß der Staatäfecretär jedem Ausgleich entgegen jei, berief 
fih darauf, daß er verfprochen, die Mittheilung geheim zu halten, aber der 
Papſt ließ Antonelli rufen, der fich auf das entfchiedenfte gegen jede derartige 
Unterhandlung erklärte und auf alle Vorftellungen Santuccis erwiderte, ehe 
man dieſen Weg betrete, müſſe der Papft erjt alle Carbinäle von dem bei 
ihrem Eintritt in’3 heil. Collegium geleifteten Eide, nie eine Verminderung 
des Kirchenſtaates vorzufchlagen, entbinden. Pius begnügte ſich darauf zu er: 
widerns „Thut das, was euch das befte für dad Wohl der Kirche dünkt“, bie 
Unterhandlung zog ſich noch etwas hin, war aber thatfächlidh durch den Wider: 
ftand Antonellis gefcheitert. Alle fpäteren Verſuche der Nachfolger Cavour's 
zu einer Einigung mit der Curie zu gelangen, hatten dafjelbe Schickſalꝰ) und 
ebenfomwenig wurde über die eigentliche Frage der Zukunft der weltlichen Herr: 
ſchaft eine Verftändigung mit Frankreich erzielt, denn die September-Conven- 
tion von 1864 berührte diefelbe mit feinem Worte. 

Jedenfalls aber entſprach die Befihergreifung von 1870 dem Programm 
Gavour’s$) fo wenig als der Verpflichtung, welche Italien in jener Convention 
übernommen, das päpftliche Gebiet nicht anzugreifen und jeden Angriff von 
Außen auf dafjelbe zu Hindern. In der Thronrede von 1866 hatte der König 
Victor Emmanuel erklärt, daß, nachdem die Franzöfiichen Truppen gemäß der 
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September-Gonvention aus Rom zurüdgezogen feien, die Italienifche Regierung 
ihrerſeits fraft deſſelben Vertrages das päpftliche Gebiet refpectiren werde. Die 
Wiederbeſetzung Roms war dur Garibaldis Angriff auf dafjelbe begründet, 
den Ratazzi nicht verhindert hatte und auf die Anzeige Frankreichs vom 
2. Auguft 1870, daß die Bejakung abberufen und fomit die September: 
Convention wieder in volle Kraft trete, ermiderte der Italienifhe Miniſter 
de Auswärtigen in ber Depeche vom 4. Auguft an den Gefandten in 
Paris, die Regierung werde ſich, was fie betreffe, genau an die Verpflichtun: 
gen der Abmachungen von 1864 halten?),. Noch beftimmter ſprach fich der 
König in einem Schreiben vom 30. Juli an Napoleon III. aus: »Monsieur 
mon fröre, V. M. J. m’annonce son desir d’ex&cuter de son cöt& la 
eonvention du 20 Sept 1864, dont mon gouvernement accomplit exacte- 
ment les obligations. L’Italie comptant toujours de la part de V. M. J. 
sur la determination qu'elle veut bien prendre aujourd’hui, n'a jamais 
dénoneé la convention du 20 Sept. V. M. ne peut done pas douter qu'elle 
n’en continue pas ä en remplir les clauses, confiante dans une juste 
reciprocit6 de la France à observer ses propres engagements«e. Auch 
im Parlament erklärte die Regierung damals, fie werde die päpftliden Staaten 
weder angreifen, noch angreifen lafjen®) und dies mar damals gewiß ganz 
ehrlih gemeint, man wollte nicht die Verlegenheiten Frankreichs ausbeuten, 
um die Römifche Frage zu löfen. 

Wenn nichtödeftomeniger diefelbe Regierung wenige Wochen darauf ihre 
Zruppen in dad Römifche Gebiet einrüden und Rom ſelbſt gewaltfam einnehmen 
ließ, fo wird man auf der anderen Geite zu ermägen haben, daß die inneren 
mie äußeren Verhältniffe es ihr unmöglich machten unthätig zu bleiben, fie 
wurde durch die Erregung der Parteien vorwärtd gedrängt, man mußte fürd- 
ten eine Bewegung auäbrechen zu jehen, der gegenüber es unmöglid war 
die Grenzen des päpftlichen Gebietes zu vertheidigen, welche General Lamarmora 
felbft für unüberwachbar erflärte, man war gezwungen zu handeln um nicht 
überfluthet zu werden und in diefem Sinne war es richtig, wenn am 6. Sep: 
tember der Geſandte Nigra Jules Favre verficherte, »qu’on avait été force 
d’oceuper Rome pour empöcher les solutions dömagogiquese.. Daneben 
fam aber auch in Betracht, daß es fich gegenüber den großen Ereignifjen der 
legten Monate nicht mehr um eine zeitweilige Unmöglichkeit für Frankreich 
handelte, die September Convention aufrecht zu halten, fondern um einen 
vollftändigen Umſchwung in der Stellung der feitländifchen Großmächte, ja 
daß die neue Republik, wie der Ztalienifche Gefandte bereitö am 12. September 
melden konnte, Italien mit Sympathie gewähren lafjen werde und am 22. 
deren Bertreter in Florenz erflärte, dab an dem Tage, wo Grabheit und 
Dffenheit an die Stelle einer zweideutigen Politif getreten fei »qui ne savait 
jamais donner sans retenir, la convention du 15 Sept. a virtuellement 
cessé d’existere. SDeiterreich lehnte die vom Papſt nachgeſuchte Intervention 
beftimmt ab, die Nenierung mußte die Bunft der Umftände benußen, um dem 
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Kampfe ein Ende zu mahen, den von Nom aus die Curie und alle dem 
Königreich feindlichen Elemente gegen dafjelbe führten?), und endlich, diefe 
weltliche Priefterherrichaft, welche ihre Mifregierung nur durch fremde Truppen 
behaupten konnte, war ein Anachronismus, der früher oder fpäter verfchwinden 
mußte. Allerdings war mit der Einverleibung noch keineswegs die Noth: 
wenbigfeit gegeben Rom zur wirklichen Hauptitabt Italiens zu machen, wenn 
man wollte, daß der Papſt dort bliebe. Männer wie Nzeglio, Gino Capponi, 
Menabrea, Zacini, Alfieri, denen man fo wenig Patriotismus als politifche 
Einfiht abſprechen fann, erklärten dies vielmehr für einen entſchiedenen Fehler, 
Gapponi und Jacini unterzogen die Beweggründe, melde das Minifterium 
Lanza nad) Rom führten, einer ſcharfen Kritik, Azeglio geikelte die „Romo- 
manie” , jelbft das Plebiscit und das Einverleibungädecret vom 2. Dctober 
1870 berührten diefe Frage nit. Wenn die Regierung dagegen Angeſichts 
ver früheren Beichlüffe des Parlaments und der Strömung der öffentlicyen 
Meinung an der Anficht Cavour's fefthielt, daß Nom durch feine eigenartige 
Stellung die einzig mögliche Hauptitabt Italiens fei, zu deren Gunften allein 
die übrigen großen Stäbte des Königreichs zurüdtreten könnten !O) und fich ent⸗ 
ſchloß fofort mit der Verlegung der Hauptſtadt nach Rom vorzugehen, jo jteigerte 
fie die Schwierigfeiten ihrer Lage jedenfalld außerorbentlid. Sie mußte wün- 
jchen, daß der Papſt in Rom bliebe, nicht bloß aus Rückſichten auf die katho— 
liche Welt, fondern auch im eigenen Intereſſe. So fehr die Italiener die 
weltliche Herrſchaft hafien mochten, fo wollten fie doch, daß Rom der Mittel⸗ 
punkt des Satholicismus bleibe. Daß der Papſt als ein im Herzen Italiens 
jigender Italiener die Altrömiſche Weltherrſchaft wenigſtens in einer geiftigen 
Art fortfeßte, das war für fie eine Genugthuung fogar in den Iahrhunderten 
ihrer politiſchen Ohnmacht gewefen und dieſen Stolz wollten fie nicht aufgeben, 
wo fie eine Nation geworden waren. Am menigften waren die Römer geneigt 
die ergiebigen Ermwerbäquellen zu verlieren, die ihnen der Mittelpunkt bes 
Katholicismus ſchaffte. Selbitverftändlih war die Löſung fehr erleichtert, 
wenn es gelang noch in leiter Stunde die Zuftimmung des Papftes oder 
dod eine paſſive Stellung defielben zu erlangen und fo fandte der König, 
während die Truppen ſchon in Bewegung waren, den Grafen PBonza di San 
Marting mit einem Briefe vom 8. September an den Bapft, in welchem er 
©. Heiligkeit um Erlaubniß bat die Punkte befegen zu dürfen, die für Seine 
Sicherheit und die Erhaltung der Ordnung unentbehrlich fein. Pius IX. 
empfing den Gejandten freundlicd und bejprad die Lage ruhig mit ihm, als 
derjelbe aber verficherte, daß Italien Seine Unabhängigleit uud Souveränetät 
garantiren werde, erklärte der Papft entrüftet „Ich traue euch nicht, im Namen 
Jeſu Chrifti fage ich euch, ihr ſeid alle getündte Bräber‘ 11), Noch ent: 
ſchiedener weigerte Cardinal Antonelli jeden Ausgleih, die Regierung dürfe 
nichts erwarten, was ala ſchweigende Zuftimmung des Beraubten zu den Be: 
ſchlüſſen des Räubers ausgelegt werden könne. War nun ſchon nad der 
Einverleibung von dem vergewaltigten Papſte eine »renonciation tacite«, 
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auf die Gavour hoffte, niemals zu erwarten, fo wurde jede Ausfiht auf Ber: 
ftändigung auch für die Zukunft abgefchnitten, indem man den MWohnfit des 
Papſtthums aud) zum Sit des Königthums, der Regierung und des Parlamentes 
madte. Die beiden Gegner waren jo auf einem geſchloſſenen Raum ſich un- 
mittelbar gegenüber geftellt, dem bepofjedirten Theile wurde fein Verluſt ſtets 
aufs Neue empfindlich vor Augen geführt, Reibungen wurden bei diefer engen 
Berührung unvermeidlich, der Antagonismus zweier feindlichen Principien war 
auf die Spite getrieben. Und doch mußte die Regierung ernitlich ftreben den 
Beweis zu führen, daß der Verluft der mweltlihen Gewalt die geiftliche Macht 
des heil. Stuhles nicht beeinträchtigen werde, dies war der Kern des Cavour- 
fhen Programms in der Römischen Frage, dies hatten alle feine Nachfolger 
wiederholt, noch am 29. Auguft 1870 erklärte der Minifter Visconti-Venoſta 
in einem Gircularfchreiben an die Italienischen Gefandten die Bereitwilligfeit 
der Regierung an den Grundlagen feitzubalten, welche fie in den früheren 
Verhandlungen mit Frankreich angeboten, um die fouveräne Stellung des 
Papſtes zu verbürgen, wonach 3. B. diefem das fogen. Leoniniſche Viertel ganz 
bleiben jollte.”%) Nach der Einnahme Rom's erließ derjelbe Minijter am 
18. Dct. ein Rundfchreiben, welches zwar nicht fomeit ging, wie jene Grund» 
lagen, aber doc das Berfprechen erneuerte alle Bürgfchaften zu geben, um bie 
Unabhängigfeit des heil. Vater zu fichern. Seine hohe perfönlide Stellung 
folle in feiner Weife berührt werden, fein Charafter als Souverän, fein Vor: 
rang vor andern katholiſchen Fürften, feine Vorrechte und die Eivillifte, die 
ihm zulommen, jollten vollftändig garantirt werben, fein Wohnfig (ses palais 
et rösidences) Erterritorialität genießen. Die Ausübung feiner hohen geilt- 
lihen Miffton folle ihm verbürgt werden durch den freien Verkehr mit den 
Gläubigen, die Nuntiaturen, die er nad wie vor bei den Mächten haben werde 
und die Befandten, welche diefe bei ihm beglaubigen würden, endlich, was Ita= 
lien betrifft, durch die Trennung der Kirche vom Staat und die Freiheit der 
eriteren. Es handelte fich jegt darum, diefe Verfprehungen auszuführen und 
died konnte nad) Lage der Dinge nur durch Staatsgeſetz gefchehen. Der Gar: 
dinal-Staatsfecretär bemerkte zwar in feinem Circularfchreiben vom 8. Nov. 3) 
von feinem Standpunlte aus nicht unrichtig, daß die in der Depejche vom 
18. Det. gemachten Verheißungen lediglich den Charakter von Zugeftändnifjen 
hätten, daß eine auf ſolche begründete Autorität niemals felbftändig fein fönne, 
weil fie von dem guten Willen desjenigen abhänge, welder fie gemähre, wäh- 
rend dad Haupt der Kirche einer eignen und nie verjagenden Autorität be— 
bürfe, damit die Ausübung feiner geiftlichen Gewalt in feiner Weiſe gebun: 
den, in feinem Augenblid unterbrochen fei, weshalb troß aller Garantieen, 
welche man diefer Autorität geben wolle, diefelbe doch immer illuforiich fein 
würde, wenn fie einem Souverän oder einer Laienmacht unterworfen bliebe. 
Indeß der Gardinal Antonelli erklärte in demfelben Schreiben die Occupation 
Roms alö »une oeuvre de destruction du catholicisme, la negation du 
prineipe de l'autorite supr&me du Pontife et de la liberte de l’Eglise; 
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une oeuvre qui rend impossible d’elle-m&me toute conciliation dans le sens 
entendu et voulu par le gouvernement de Florence«e und an demfelben 
Zage, wo der König in feiner Thronrede bei Eröffnung des erften Stalieni- 
Shen Parlaments in Rom die Hoffnung ausſprach, daß bei forgfältiger Wah— 
rung der volljten Unabhängigkeit der geiftlihen Autorität, Rom zugleich die 
Hauptſtadt Italiens und der friedliche und verehrte Sit des Papftthums werden 
möge, erwiederte Pius IX. einer Deputation, es fei feine Verföhnung möglich) 
zwiſchen Jefus und Belial, Licht und Yinfternig, Wahrheit und Züge. In diefer 
Stellung verharrte er, bezeichnete ſich als »sub hostili dominatione constitutus« 
und erneuerte die Ercommunication, die er 1860 bei der Beſetzung der Lega— 
tionen und Marken gegen alle, die daran theilgenommen, ausgefprochen hatte. 
Somit war der Weg der Verftändigung ausgeſchloſſen. Ebenfo wenig mar 
ein internationaler Vertrag der Großmächte möglich; allerdings hätte ein folcher 
an ſich dem Papftthum größere Bürgfchaft angeboten als ein bloße Staats- 
geſetz, aber andrerfeits hätten die betreffenden Mächte damit auch die Verant- 
wortlichkeit für die Ausführung des Vertrages übernommen und vor allem 
wollte die Curie nichts von einem foldhen hören, der dem Sturze der melts 
lihen Gewalt die Sanction des öffentlichen Rechtes Europas gegeben hätte. 
Freilich hatte die Regierung auch den auswärtigen Mächten gegenüber nicht 
nur ſich verpflichtet die geiftliche Unabhängigkeit des Papftes zu fichern, fon: 
dern aud) darüber ein internationales Ablommen zu treffen. Am 7. Septem- 
ber 1870 fchrieb Visconti-Benofta an die Italienifchen Gefandten: »Quant à 
ce dernier objet (les garanties d’indöpendance souveraine qui doivent 
ötre assurees à la papaute) l’Italie, je le repete, est pröte à prendre 
des arrangements avec les puissances sur les conditions à determiner 
d’un commun accord pour assurer liindöpendance spirituelle du Pape«. 
Hierauf ermiederte der Gefandte in Bern »que le pouvoir ex&cutif federal 
a pris acte de la promesse faite par le gouvernement du roi de se con- 
certer avec la diplomatie europ6enne pour assurer les conditions essen- 
tielles de la libert& du Saint-Pöre« und Graf Bismard fchreibt aus Ver— 
failles am 8. October 1870 an feinen Gefandten in Florenz: »S. M. se croit 
obligée vis-A-vis de ses sujets catholiques, d’aider à sauvegarder la di- 
gnit6 et Yind&pendance du chef de l’Eglise catholique«, aber da ſich aus 
den erwähnten Gründen ein internationaler Vertrag nicht erreichen ließ, und 
die Mächte ſich einfach abmwartend verhielten, blieb der Regierung fchlechter- 
dings nidht3 übrig, als die Löſung der Aufgabe, der fie ſich nicht entziehen 
fonnte, auf dem einfeitigen Wege ftaatlicher Geſetzgebung zu verfuchen. Die 
Regierung wies zwar den Antrag Mancini's zurüd, wonach erklärt werden 
follte, daß die Beftimmungen des betreffenden Gefeges nur das innere Staats: 
recht berührten und nicht Gegenjtand internationaler Vereinbarungen werden 
fönnten, aber ſie that dies nur, meil fie dad Recht der Krone ſolche einzu: 
gehen und diefelben dann dem Parlamente vorzulegen, wahren wollte. Sie: 
bejtritt nicht, daß es ſich thatſächlich um ein einfeitiges Staatögejeg handle, 
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das ebenfo geändert werden könne, wie es gegeben fei. Die Lage, in ber 
fie dazu fchreiten mußte, ftand geradezu einzig in der Geſchichte da. Es 
handelte ſich um die fünftige Stellung eines biäherigen, depofjedirten Staatö- 
oberhauptes, das abweichend von fonftigen ähnlichen Fällen nad feiner 
Entjegung im Machtbereih des ihm feindlichen, fein Gebiet occupirenden 
Gegners blieb, ohne doch deſſen Gefangner zu werben, indem die Italie- 
nifchen Truppen freiwillig vor dem Batican Halt machten und die Regierung 
den ausmärtigen Mächten gegenüber betonte, daß der Papſt volllommen 
frei jei zu gehen oder zu bleiben. Andrerfeitö hatte derjelbe in feiner Weiſe 
mit der ihm feindliden Macht Friede geſchloſſen oder feinen Anfprud auf 
Miedereinfegung in feinen früheren Befigitand auch nur thatfächlich aufgegeben, 
er erklärte vielmehr, daß Pflicht und Gewifjen ihn zmwinge ſtets und mit allen 
Mitteln, die ihm zur Verfügung ftänden ſich feiner Vergewaltigung zu wider: 
fegen. Dieſer ihr feindlicy gegenüber jtehenden Macht, diefem gegen feine Be- 
raubung proteftirenden Papfte, deſſen Bleiben das Stalienifhe Circular vom 
18. Detober gleichwohl als eine „glüdlihe Eingebung‘ bezeichnete, ſah fic) 
die Regierung, um die fatholifche Welt zu beruhigen und ihre früheren Ber: 
ſprechungen zu erfüllen, genöthigt Rechte einzuräumen, wie fie niemals einer 
innerhalb des Staatögebietes befindlichen Perſon, Corporation oder Inftitution 
gewährt waren, fondern ftet3 und überall nur der Staatsgewalt felbit zu: 
ftanden; Rechte und Privilegien, welde den Papft dem politifchen Einfluß 
des Staates entziehen follten, in welchem er fortan lebte. Diefe Aufgabe zu 
löfen war das Geſetz vom 13. Mai 1871 beftimmt, „betreffend die von Italien 
dem heiligen Stuhle und der Fatholifchen Kirche ertheilten conjtitutionellen 
Garantieen‘.1*) 
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gültig als Hauptftabt zu erflären und biefen Ausgleich unter die Sanction Europas 
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Briefe an Bianchi vom I. März) 1885 mwegläßt. 

7) Staatsarchiv XXI, Nr. 4310. 4311. 

8) Depefche des Engl. Befandten, Staatdardiv XXI, Nr. 4313. 

9) Ricafoli erflärte in der Kammer (1. Juli 1861): »Roma separata politica- 
mente dal resto d’Italia, durerà centro d’intrighi e di cospirazioni, minaccia 
permanente all’ ordine publico. Andar dunque a Roma & per gl'Italiani non 
pure un diritto, ma un’ inesorabile necessitä«. 

10) 25. März 1861: »Senza Roma capitale d’Italia, Italia non si pud costi- 
tuere«. 

11) Die ganze Unterhaltung bei Gallenga I, ©. 383. 

12), Staatöardiv XXI, Nr. 4290. 

13) Staatsardiv XXI, Nr. 4330. 

14) Der Entwurf wurde am 5. Dec. 1870 der Kammer ber Abgeorbneten vor» 
gelegt, am 16. Ian. 1871 erftattete Bonghi feinen Bericht darüber, ed wurde in 
30 Sigungen darüber verhandelt und die Annahme erfolgte mit 185 gegen 106 
Stimmen. 
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Für unfere Betradhtung kommt, abgejehen von dem $ 19, nur it. I, 
88 1-13 „die Prärogativen des Papftes und des heiligen Stuhles“ in Be- 
tragt, denn Fit. II „Beziehungen des Staates zur Kirche“ behandelt mejent- 
lich Stalienifches Kirchenrecht. Die Ernennung zu Kirchenämtern, dad Erequa- 
tur und das Patronat find Italienische Angelegenheiten, welche die völferrecht: 
liche Stellung des Papftes nicht mehr berühren als die gleichen Fragen in 
Frankreich oder Brafilien. 

Was fodann den allgemein rechtlihen Charakter des Geſetzes betrifft, jo 
ift die Geltung feiner Beftimmungen eine abfolute. Nicht blos hat die Ne 
gierung dafjelbe im Parlament als ein Berfafjungsgefeg erklärt und in ber 
feierlihen Form eines ftatutarifhen Geſetzes promulgirt!), fondern der $ 19 
befagt auch ausdrüdlih: „In allen Angelegenheiten, welche Gegenſtand des 
gegenwärtigen Geſetzes find, hört die Rechtskraft jeglicher noch gültigen An— 
ordnung auf, infofern fie dem gegenwärtigen Geſetze widerſtreitet.“ Cine Bes 
rufung alfo auf abweichende Vorfchriften des gemeinen Rechtes, fei es felbit 
der Verfaſſung, des „Statuto“, ijt unzuläffig, jobald eine Angelegenheit in Frage 
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kommt, melde durch das Garantiegeſetz geregelt wird, denn die ganze ratio 
dieſes Geſetzes ift eben der gegenwärtigen, ganz ausnahmsweiſen Stellung des 
Papftttums die Bedingungen der Eriftenz zu fichern. Died anerkannte bei 
der Berathung der Minifterpräfident Lanza rüdhaltlos: „Das Minifterium bes 
trachtet den Papft als eine Perfon, auf welche in feiner Weife irgend eine 
Beitimmung unferes inneren Rechtes angewendet werben kann, als ein inter- 
nationales Wefen, ein Weſen, dad von feinem Staate abhängen darf und 
folgli feiner Zurisdiction unterftellt werden kann“ (2. Febr. 1871). Die dem— 
felben durch das Geſetz gewährten erceptionellen Rechte find daher zwar wie alle 
Privilegien ftreng auszulegen, dürfen aber auch nicht Durch Heranziehung andrer 
ala allgemein völkerrechtlich anertannter, ihnen etwa entgegenftehender Grundſätze 
und gejeßlicher Beftimmungen eingefchränft werden; hätte das Geſetz nicht Die 
Kraft dem gemeinen Rechte zu derogiren, fo hätte e8 überhaupt feinen Zweck 
und Sinn. 

Nah derfelben ratio legis, wie nad feinem klaren Wortlaut find die 
gewährten Rechte unabhängig von der Perſon des jedesmaligen Papſtes, fie 
find nicht Pius IX., fondern dem Papfte, dem jemeiligen Inhaber des heil. 
Stuhles gegeben; felbjt in dem unmahrfcheinlichen Falle, dab die Perfon des- 
felben durch ein neues Schisma zmeifelhaft werden follte, würden dieſe Rechte 
nicht aufgehoben, fondern nur fuspenbirt fein, bis die Ungewißheit bejeitigt wäre. 
Als gänzlih ausgeſchloſſen muß daher der Vorſchlag Bluntſchli's gelten, daß 
alle oder doch die mädhtigften chriftlihen Staaten eine Vereinbarung treffen 
jollten für die nähere Fafjung der dem Papſte zu gewährenden Privilegien 
und dieſe Uebereinfunft den Päpften bei ihrer Wahl, ähnlich wie früher die 
Wahlcapitulation den Römifchen Kaiſern vorgelegt werben folle, wobei der Bapft 
zu verfprechen hätte, die verfafjungsmäßige Rechtsordnung der betreffenden 
Staaten zu refpectiren.) Ganz abgefehen davon, daß diefer Vorſchlag prat- 
tiſch unvollziehbar fein würde, könnten die auswärtigen Mächte, welche Bürg- 
haften für die ungehinderte Ausübung der geiftlihen Autorität des Papftes 
gefordert und (mit Ausnahme Ecuadors) das Garantiegefeg ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend als Erfüllung diejer Forderung angefehen haben, ein derartiges 
Reviſionsrecht ebenjomenig geltend machen, als Stalien dafjelbe anertennen 
würde und könnte. Schon aus diefem Grunde fonnte die Italienische Regie 
rung nicht auf den Vorſchlag des Deutfchen Kanzlers in feinem Circular vom 
14. Mai 1872 eingehen, Bürgfchaften gegen den Mißbrauch der Durch die In— 
fallibilität jo fehr gefteigerten Macht des Papftes zu verlangen und deshalb 
zu prüfen, ob die Wahl und die Perſon des Gewählten in der Hinjicht ges 
nügten, womit nicht blos die Ausfchließung eines nicht genehmen Gandidaten 
und Gontrole über die Rechtmäßigkeit der Wahl, jondern aud) das Recht ver- 
langt wurde zu entſcheiden, ob der erwählte Papft feine Rechte üben dürfe. 

Nur das darf nach der ganzen Beftimmung des Geſetzes behauptet wer- 
den, daß als Vorausfegung der dem Papſte gewährten Privilegien deſſen 
dauernde Rejidenz in Rom, mindejtens im Königreid anzufehen ift, jollte ev 
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außer Landes gehen, jo wären zunächſt alle Beitimmungen des Garantiege- 
fees ſuspendirt, welche auf feinen Aufenthalt in Rom und Italien berechnet 
find und bei dauernder Abweſenheit würde das Geſetz felbit offenbar unhalt- 
bar, weil überflüfjig werben. 

Die dem Papſte zugeiprochnen Rechte find nun, was zunädjt feine Per: 
fon betrifft, folgende. ($$ 1—3. 8 7). 

Seine Perfon ift heilig und unverleglid; ein Attentat gegen diefelbe oder 
die Aufforderung ein ſolches zu begehen, ebenjo Beleidigungen und Schmähun⸗ 
gen unterliegen den gleihen Strafen, wie folde Akte wenn fie gegen die Per— 
fon des Königs gerichtet jind. Die Regierung ermweift dem Papſte im Gebiete 
des KHönigreich& die den Souveränen zukommenden Ehrenbezeugungen und be: 
wahrt ihm den Ehrenvorrang, der ihm von den Fatholifchen Souveränen zus 
erfannt ift, er würde aljo bei einem etwaigen Zufammentreffen mit dem König 
ſtets den Vortritt vor legterem haben. Der Papſt hat auch das Hecht Die 
bisher üblihe Zahl von Garden als Leibwache für feine Perfon und zur Be- 
wachung der Paläſte zu halten. Die perfönliche Unverleglichkeit findet ihre 
nothmwendige Ergänzung in der des Wohnſitzes, den fein Staatöbeamter ohne 
Ermächtigung des Papſtes betreten darf. ($ 7.) 

Zufolge der eigenthümlichen Umftände, melde diefe neue Stellung des 
Papſtthums begründet haben, ift dafjelbe in gewiſſen Beziehungen unabhängiger 
und unverantwortlicyer geworden als je zuvor. Der Bapit hat feinen An- 
griff auf feine Perfon mehr zu fürchten, er kann weder durch einen Aufitand 
jeiner Unterthanen noch dur eine fremde Macht aus dem Batican vertrieben 
werden, und ebenjo geht die praftifhe Tragmeite diefer Privilegien noch über 
die der fouveränen Rechte hinaus, melde andern Fürften zuftehen. Wenn 
ein König einen andern durch Wort oder Schrift beleidigt, jo kann lehterer 
darauf mit allen völferrechtlich gejtatteten Maßregeln, bis zur Kriegderflärung 
antworten. Gegen den Papſt hat ein andrer Souverän in foldem Falle feine 
andre Maffe ald die Beziehungen mit ihm abzubredyen, er ſelbſt ift jeder wei— 
teren Ahndung entzogen. Italien, das feine Unverleglichfeit garantirt bat, 
fann weder felbit den Papſt für die Beleidigung eine andern Souveränd 
oder einer Regierung zur Nechenichaft ziehen, noch dulden, daß der Beleidigte 
dies auf Italieniſchem Boden thue.°) In diefer Hinſicht ift alfo die Unabhän- 
gigkeit der geiftlihen Gewalt gegen früher, wo auswärtige Mächte Reprefia- 
lien gegen den Kirchenjtaat üben konnten, entfchieden geftiegen, der Papſt ift 
unangreifbar geworden. Ebenſo fönnte der Papſt bei Verlegung der Italie⸗ 
nifhen Geſetze z. B. wenn er ſich an die Spike einer Unternehmung zur 
Wiederheritellung der weltlihen Gewalt ftellte, hierfür nicht perfönlich zur 
Rechenſchaft gezogen werden. Ein ausmwärtiger Gläubiger der Stalienifchen Re— 
gierung oder des Königs von Italien kann gegen den Fiscus oder die Gabi- 
netöfafje Hagen. Der König kann zwar nicht perfönlid) belangt werden, 
wohl aber kann das von ihm eingejete Gericht, da8 in feinem Namen Recht 
ſpricht, feine Givillifte zur ‚Zahlung verurtheilen, fein Artitel der Verfaſſung ver- 
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fchliegt die königliche Refidenz den richterlichen Akten der ftaatlihen Autorität. 
Der Papft kann nicht blos wie ein anderer Souverän nit in Perſon vor 
das Civilgericht citirt werden, fondern, da nad) $ 7 fein Beamter feine Re— 
fivenz gegen feinen Willen betreten darf, kann aud) Fein Urtheil eines Berichtes 
gegen ihn, feine Beamten, fomweit fie fi) innerhalb feiner Reſidenz befinden oder 
fein Vermögen volljtredt werben, aljo auch fein dahin zielendes Urtheil ge- 
fproden werden (cf. die nähere Begründung unten bei dem Fall Martinucci) 
Das find unzweifelhaft Abnormitäten, über die ſich aber ſowenig die Italieni- 
fche Regierung als irgend eine auswärtige beklagen dürfen, nachdem einmal 
das Garantiegefeh gegeben und ohne Widerfprud der andern Staaten geblie- 
ben ift. Nur das kann behauptet werden, daß der Papſt diefe Privilegien 
feiner Unverleglichkeit, die ihn lediglih in der Ausübung feiner geiftlichen 
Madtvolllommenheit ſchützen follen, nicht auf weltlihem Gebiete in einer offen= 
bar völkerrechtswidrigen Weiſe mißbrauchen darf. 

Allerdings iſt nicht zu fürchten, daß der Papſt die ihm belaſſne Leibwache 
zur Störung des Friedens benutzen werde, zumal dieſelbe beim Heraustreten 
aus dem Vatican unter die Italieniſchen Geſetze fällt. Dagegen wurde bei der 
Discuffion des Geſetzes die Frage zur Sprache gebracht, was geſchehen ſolle, 
wenn ein gemeiner Verbrecher ſich in den Vatican flüchtete und ſeine Aus— 
lieferung verweigert würde. Nach der Erklärung des Miniſterpräſidenten Lanza 
ſoll mit der durch $ 7 ftatuirten Unverletzlichkeit der päpſtlichen Reſidenz kein 
Afylreht für Verbrecher zugeftanden werden, er widerſprach nur der ausdrüd- 
lihen Negation des Aſylrechtes im Gefete, weil eine ſolche in der katholifchen 
Melt beunruhigend wirken und den Glauben nähren würde, als mwolle ſich 
Italien damit eine Dinterthür offen halten, um die Freiheit des Papſtes ge- 
legentlich doch zu befchränten. E3 würde. ſagte Lanza, unanftändig jein, dem: 
felben zuzutrauen, daß er die Auslieferung eines in den Batican geflücdhteten 
Verbrecherd verweigern könnte, geſchähe dies doch, fo läge ein Mißbrauch des 
Privilegs vor, dem gegenüber die Regierung Mittel finden werde ihre Rechte 
zu wahren.*) Died kann nur den Sinn haben, daß in einem folden Falle die 
Regierung wegen Berletung einer allgemein völterrehtlihen Verpflichtung zu 
einer Nevifion des Geſetzes ad hoc fchreiten würde und ganz ebenjo würde 
die Sache in dem gleich unmwahrfcheinlichen Falle liegen, wenn etwa der Papſt 
feine finanziellen Mittel brauchen wollte um in Stalien oder einem andern 
Staate einen Aufftand gegen die Regierung zu unterjtüben. 

Nicht ala völferrechtlihe Verlegung diefes Privileg kann e8 dagegen 
gelten, wenn der Papſt Geſetze eines dritten Staates für nichtig erklärt oder 
Unterthanen defjelben von ihrer Gehorſamspflicht entbinden würde, da er dies 
nur als geiftlihes Oberhaupt thut, in diefem Falle kann der betreffende Staat 
lediglich die in Anſpruch nehmen, welche innerhalb feines Gebietes dem Be— 
fehl des Papjtes Folge leiften und damit ihre Unterthanenpflicht verlegen. 
Die im $ 7 dem Papſte zugefprocdhne Erterritorialität beſchränkt fich nicht auf 
die ihm zuftehenden Paläſte, fie erjtredt ſich auf alle Dertlichkeiten, wo der 
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Papſt fich-zeitweilig aufhält. Wo immer alfo es ihm beliebt Aufenthalt inner= 
halb des Königreichs zu nehmen, befindet er ſich nicht blos unter dem Schuß 
des Privilegs der perfönlichen Unantaftbarkeit, fondern es bleibt auch der Ort, 
wo er weilt, ohne feine befondre Ermächtigung unzugänglid für jede Ausübung 
der Thätigfeit eines Staatöbeamten. Diefe ihm gewährte Erterritorialität ift 
nur die Folge des Grundſatzes, daß dem Papſte unbedingte Unabhängigleit 
gejichert werben fol; fehlte fie, jo wäre er fchlechter geitellt als die bei ihm 
beglaubigten Gefandten mit ihrer Eremtion von der Italienischen Gerichtsbar— 
feit und der Unverleglichkeit ihrer Wohnung. Ebenfo ift e8 confequent, daß 
diefe Privilegien ausgedehnt find auf das Gonclave während der Erledigung 
des päpſtlichen Stuhles und die Verfammlung eines öfumentjchen Concils, 
jo daß die Mitglieder beider nicht nur von der Strafgerichtöbarkeit befreit find, 
ſondern auch nicht wegen Schulden oder fonftiger Anſprüche verfolgt werden 
fönnen; die Regierung verpflichtet fid) außerdem noch beſonders ($ 6) beide vor 
jeder Störung durch äußere Gewalt zu fichern und veripricht, daß während 
der Erledigung des päpftlichen Stuhles feine gerichtliche oder politische Behörde 
aus irgend einem Grunde bie perfünliche Freiheit der Gardinäle hindern ober 
beſchränlen darf. 

Da das Geſetz bezwedt, die freie Ausübung der geiftlihen Gewalt des 
Papftes gegen jede Störung zu fichern, mie dies noch ausdrüdlich im $ 9 er- 
Härt ift, jo müfjen folgerichtig aud die Beamten, welde in Rom von Amts- 
wegen an der Erlafjung der Alte der geiftlihen Gewalt des heil. Stuhles 
theilnehmen, davor bewahrt werben, deshalb von der Staatsgewalt irgend wie 
beläjtigt, einer Unterſuchung unterzogen, oder zur Rechenſchaft gezogen zu wer— 
den. ($ 10). Ebenſo ift e8 durch $ 8 verboten Unterfudungen, Nachfor— 
fhungen oder Beichlagnahmen von Papieren, Urkunden, Büchern oder Regi— 
ftern in den ausſchließlich mit einem geijtlihen Wirkungskreiſe bekleideten päpit- 
lichen Aemtern und Congregationen vorzunehmen, eine Beitimmung, die noth- 
wendig war, weil diefe päpftliden Behörden nicht blos im Vatican, fondern 
auch in andern Theilen Roms ihren Si haben. So lange alfo die Beamten 
des Papſtes an Alten mitwirken, welche das eigenthümliche Gebiet betreffen, 
defien Immunität das Geſetz bezwedt, greift auch der Grundjag Platz, daß 
Beamte nur ihrem Vorgeſetzten verantmwortlid find; da diefe Akte im Namen 
des Papftes vollaogen werden, würde jede Einwirkung einer andern Gemalt 
defien Unabhängigkeit felbit antaften. Der Gardinalftaatsfecretär 3. B. kann 
für ein Circular, in welchem er einen Akt der Italtenifchen oder einer aus— 
wärtigen Negierung gegen das Papftthum oder bie betreffenden Landeskirche 
in beleidigender Weife Eritifirt, nicht zur Verantwortung gejogen werben. 
Andrerfeits ift diefe Freiheit auf Rom beichränft und erftredt ſich nicht auf 
die Ausführung folder Alte, fofern fie über geiftlihe Mittel hinausgeht. 
Nicht zu den derartig Privilegirten gehören natürlich Redacteure clericaler 
Blätter, felbft wenn diefe von der Curie infpirirt, unterhalten oder unterjtüßt 
werden; greifen ſolche Blätter etwa die Italieniſche Regierung in einer Art an, 
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welche das Italieniſche Preßgeſetz verletzt, ſo werden ihre verantwortlichen Her⸗ 
ausgeber dafür zur Rechenſchaft gezogen; demgemäß ſind z. B. in Anlaß eines 
im Journal de Rome (Januar 1884) erſchienenen Artikels, welcher die Be— 
ſetzung Roms als eine Ufurpation bezeichnete, Verfaſſer und Verleger des 
Blattes wegen Beleidigung des Grundgeſetzes und der fundamentalen Infti- 
tutionen des Staated vom Schwurgericht zu einmonatliher Gefängnißftrafe 
und Zahlung von je 500 L. verurtheilt. 

Eine fpecielle Ergänzung der Beſtimmungen, welde die geiftlihe Wirf- 
ſamkeit des Papftes und feiner Organe ſichern follen, it nod im Al. 2 des 
$ 10 gegeben, indem jeder Ausländer der ein geiftliches Amt in Rom beflei- 
det, alle perfönlihen Garantieen genießen fol, die den Stalienifchen Staats- 
bürgern kraft der Geſetze des Königreichs zugefichert find. Die Stalienifhe Re: 
gierung wäre alfo 3. B. außer Stande einen ſolchen Ausländer, auch wenn 
er mitten in Rom mohnte, wegen eines politifhen Verbrechens auf Anjuchen 
jeiner heimatlihen Regierung auäzuliefern oder auch nur auszumeifen, es fei 
denn, dab das Vergehen vor dem Eintritt des Betreffenden in Rom oder 
während einer zeitweifen Abmejenheit deſſelben ftattgefunden. Auch hindert 
die Beitimmung die Regierung nicht dem Ausländer den Eintritt in Italien 
zu verfagen, fie darf ihn nur nicht antaften, jo lange er in Rom ein geift- 
liches Amt befleidet. 

Schließlich ift dem Papſt die Freiheit gemährleiftet, die Alte feines geift- 
lihen Amtes an den Thoren der Bafıliten und Kirchen Roms anfchlagen zu 
lafjen. 

Aber auch für die freie Ausbildung der Fünftigen Organe der geiftlichen 
Gemalt ift geſorgt, indem $ 13 verfügt, daß die Seminarien, Alademieen, 
Gollegien und andere zur Erziehung und Ausbildung der Geiftlichen gegrün- 
deten Zatholifchen Inititute in der Stadt Nom und in den ſechs fuburbicari- 
ſchen Bisthümern aud in Zukunft ausfchlieglih vom heil. Stuhle, ohne irgend 
welche Einmifchung der Schulbehörden des Staates, abhängen werden. Der 
8 12 handelt von den Garantieen der Ausübung diefes geiftlichen Amtes außer: 
halb Roms. Der Papſt correfpondirt in voller Freiheit und ohne irgend eine 
Einmifhung der Italienischen Regierung mit dem Episcopat und der ganzen 
fatholifchen Welt. Zu dem Zweck hat er das Recht im Vatican oder jeder 
andern Reſidenz ein Poſt- und ein Zelegraphenamt zu errichten, deren Dienit 
dur von ihm freigemählte Beamte verfehen wird. Das päpftliche Poftamt 
kann in geſchloſſenen Briefpadeten direct mit den Auswechslungsämtern des 
Auslandes correfpondiren oder aber feine Brieffchaften den Italienifhen Boft- 
ämtern zur Beförderung übergeben. In beiden Fällen ift diefe Correfpondenz 
gebührenfrei und dafjelbe gilt von päpftlichen Telegrammen, die auf dem päpft- 
lichen Zelegraphenamt oder bei irgend einem Telegraphenamte des Königreichs 
aufgegeben werben; fie geniegen außerdem den für Staatätelegramme fejtge- 
festen Vorrang. Ebenfo find die an den Papſt gerichteten Telegramme von 


den vom Empfänger zu entrichtenden Gebühren frei. 
Haudbuch des Volkerrechts 11. 12 
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Die 88 4 und 5 behandeln die Dotation des heil. Stuhles. Zu dem 
Zwede wird die im bisherigen Römifchen Budget unter den Rubriken: heil. 
apoftolifche Paläſte, heil. Gollegien, kirchliche Congregationen, Staatäfecretariat 
und diplomatifche Vertretung im Auslande aufgeführte Summe von 3,225,000 Fr. 
in dem großen Schuldbuch de3 Staates in der Form einer immerwährenden 
und unveräußerlihen Rente auf den Namen des heil. Stuhles eingetragen 
werben und aud während der Erledigung des päpftlichen Stuhles fortbezahlt. 
Diefelbe ift unbedingt Iteuerfrei, daß gleiche gilt von den außer der Dotation 
dem Wapfte zum Nießbrauch verbleibenden Paläften des Vaticans und des 
Zaterans ſowie der Villa von Gajtel = Gandolfo nebjt allen dazu gehörigen 
Brundftüden und Gebäuden; diefelben find auch der Enteignung zu öffent: 
lihen Zweden entzogen, zugleich aber mit allen ihren verſchiedenen Sammlun: 
gen für unveräußerlicd) erklärt, jo daß alfo der Papit nicht berechtigt ift, irgend 
welches wertvolle Manufcript der VBaticanifchen Bibliothef oder eine Statue 
der in beiden genannten Paläſten befindlichen Muſeen irgend mie zu ver- 
äußern. 

Zu den widhtigjten Privilegien, die das Geſetz dem Papſte zuerkennt ge: 
hört das aktive und paffive Geſandtſchaftsrecht, ($ 11) das font depofjedirten 
Fürſten gerade von der Macht, welche an ihre Stelle getreten iſt, am ent- 
fchiedenften beftritten wird. Das paffive Geſandtſchaftsrecht ift offenbar das 
bedeutfamfte, denn an der Entfendung von Gefandten konnte die Regierung 
am Ende den Papſt nicht hindern, fo lange andere Souveräne Willens waren 
fie zu empfangen. Die Italienische Regierung geiteht allen bei Se. Heiligkeit 
beglaubigten Sefandten auswärtiger Regierungen alle Privilegien und Immu— 
nitäten zu, welche in Gemäßheit des Völkerrechtes den diplomatischen Agenten 
zufommen, d. h. alfo alle Rechte, welche die Italienifche Negierung den bei ihr 
felbit beglaubigten Gefandten gewährt, wie dies durch Al. 2 beftätigt wird, 
welches die bejtehenden jtrafrechtlichen Beitimmungen über die Beleidigungen 
ver bei der Italienischen Regierung beglaubigten Gejandten auswärtiger Mächte 
auf die Beleidigungen der bei dem Papſt beglaubigten ausdehnte. Eine dop— 
pelte Exterritorialität — dem Papite und der Italieniſchen Regierung gegen- 
über — braucht man mit v. Holtendorff faum anzunehmen’), da Erterrito- 
rialität dem Papfte gegenüber doch nicht bejteht, der nur über feinen Palaft 
verfügt, fondern lediglich der Italienischen Regierung gegenüber auf deren Ge: 
biet die Gefandten wohnen. Dies Privileg ift bedingungslos gewährt, es 
können demfelben gegenüber alfo nur die Vorbehalte gelten, melde das Wöl- 
ferredht den bei der Regierung beglaubigten Gefandten gegenüber anerkennt; 
weitere Beſchränkungen find ohne Anhalt im Geſetz. Wenn z. B. v. Dolken- 
dorff jagtd): „Nicht jedem Staate braucht die Italienische Negierung nad) dem 
jet geltenden echte die Abjendung von diplomatischen Vertretern zuzuges 
ftehen, fondern offenbar nur den im gegenwärtigen Staatsbeftande von ihr 
jelbit anerfannten Regierungen‘, da fonft der Papft ja Vertreter von depofie- 
dirten Fürften oder ‘Prätendenten empfangen fünnte, jo jcheint dieſe letztere 
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Eventualität nah dem Geſetze ebenjo wenig möglich, ald bie erwähnte be— 
ſchränkende Interpretation defjelben mit feinem Wortlaut vereinbar. Es heißt 
einfah „die bei Sr. Heiligkeit beglaubigten Gefandten ausmärtiger Regierun: 
gen” die betreffenden Diplomaten haben alfo, um die biplomatifchen Privi- 
legien ſeitens der Italienifchen Regierung zu genießen, derſelben nur zu be 
weijen, daß fie von einer ausmärtigen Regierung bevollmächtigt find und ber 
Papſt ihre Beglaubigung entgegengenommen hat. Die Beglaubigung von Ges 
fandten depofjedirter Fürften oder Prätendenten ift damit ausgeſchloſſen, denn 
dieſe find feine „auswärtigen Regierungen" und ihren Senblingen würden 
nah dem Geje mit Recht die diplomatifchen Privilegien verweigert werden, 
wenn fie jo untlug wären diefelben zu verlangen. Indeß damit ift nicht ein 
allgemeineres Recht der Italieniſchen Regierung anerkannt, ihre Anerfen- 
nung der betreffenden auswärtigen Regierung zur Borausfegung der Bewäh- 
rung jener Privilegien zu machen. Der Präfident einer Südamerikaniſchen Re- 
publif, der thatjächli die Regierung übt, aber vielleiht aus irgend einem 
Grunde von Italien nicht anerkannt ift, wäre ungmweifelhaft berechtigt, die 
Privilegien des 8 11 in Anfprud) zu nehmen, wenn er einen Gejandten bei 
dem Papſt beglaubigte und diefer ihn empfinge. Ebenſowenig jteht der Re— 
gierung irgend welche Controle über die Perſon der Gefandten zu, der Papft 
bat allein zu entſcheiden, ob er den Betreffenden annehmen will oder nicht 
Es dürfte demnad rechtlich nicht zweifelhaft fein, daß eine auswärtige Regie: 
rung auch einen Italiener zu ihrem Vertreter bei dem Papft ernennen kann, 
wenn der Papſt ihn empfangen will, obwohl eine ſolche Eventualität ganz un— 
wahrſcheinlich ift. Hätte diefe Perfon ſich gegen die Italienische Regierung vor- 
her vergangen, jo daß derjelben ein Strafrecht gegen den Betreffenden zu- 
ftände, fo wäre die Regierung unzweifelhaft berechtigt ihn fofort bei Betreten 
des Italieniſchen Bodens oder doch vor Ueberreihung feiner Crebitive zu faflen 
und den Abſendeſtaat Davon zu verftändigen. Ueberhaupt aber ftehen auch 
den beim Papft beglaubigten Geſandten gegenüber der Italienischen Regierung 
unzweifelhaft alle die Rechte zu, welche eine Regierung den bei ihr felbft be- 
glaubigten Gefandten gegenüber völferregtlih üben kann. Sollte ein beim 
Bapft beglaubigter Gefandter feine Privilegien nachweislich in irgend einer 
Weiſe mißbrauchen, jo würde fich der Italieniiche Minifter des Auswärtigen 
beichwerbeführend an den Abſendeſtaat wenden, Remedur, eventuell Abberu- 
fung verlangen und follte dies verweigert werden, wäre bie Regierung ficher 
berechtigt zu erklären, daß fie ihm die Privilegien des $ 11 entziehe, eventuell 
auch alle die Schugmaßregeln zu ergreifen, melde fie in gleihem Falle gegen 
bei ihr felbjt beglaubigte Geſandte zu nehmen berechtigt ift, alfo Ueberwachung 
der Wohnung und des Perſonals, eventuell wenn Gefahr im Verzuge ift Aus: 
weifung, niemals aber Gefangennahme oder Beſchlagnahme feiner Papiere. 
Nicht jo Har iſt Al. 3 des $ 11 über die Rechte der vom Bapfte an 
auswärtige Regierungen entfandten diplomatifchen Agenten, ihnen find „im 
Gebiete des Königreiches die herkömmlichen völferrechtlichen Prärogativen und 
12* 
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Immunitäten ſowohl beim Abgange nach dem Orte ihrer Miffion als bei der 
Rückkehr von demfelben zugejichert‘. Welches aber find diefe herfümmlichen 
Rechte? offenbar nicht die, welche die von der Italienifchen Hegierung an aus— 
wärtige Mächte geſchickten Gefandten im Königreich genießen, denn dieje Rechte 
werben wenig bedeutender fein als die jedes übrigen Bürgers. Ein Italieni— 
ſcher Gefandter, der zeitweilig fi in Italien aufhält, genießt dort feiner be- 
fonderen Privilegien. Es können alfo nur die Rechte gemeint fein, die her- 
kömmlich durchreifenden fremden Gefandten gegenüber beobachtet werden, ein 
päpftlicher Nuntius alfo, der ſich auf feinen Poften begiebt oder von demſel⸗ 
ben nad Rom zurüdfehrt, joll im Gebiete des Königreich behandelt werden, 
wie ein Franzöſiſcher oder Engliſcher Gefandter, der ſich durch Italien nad) 
Wien oder Conftantinopel begiebt, jedenfalls in feiner Weiſe an der Erfüllung 
feiner Miffion gehindert werden. Aber nur für die Ausübung wirklicher 
Functionen als päpitlihe Geſandte genießen fie diefes Recht, fie können das— 
felbe nicht beanfprucdhen, wenn fie ſich zur Dispofition des Papftes jtehend 
an einem Orte des Königreichs dauernd aufhalten, fo wenig ein fremblänbi: 
cher Gefandte dies in gleichem Falle in Italien thun könnte; fie bleiben auch, 
wenn fie Staliener find, der Italieniſchen Gerichtäbarkeit für Alles unter: 
worfen, was mit ihren amtlichen Yunctionen nicht in Verbindung ftcht. Da- 
mit ftimmt es vollflommen, wenn im $ 12 die im Namen des Papſtes abge- 
jendeten Couriere im Königreiche den Gabinetzcourieren der auswärtigen Re— 
gierungen gleichgeitellt werden. 

Der von v. Holtzendorff fupponirte Fall (S. 309), daß ein Italienischer 
Biſchof, der fid gegen die Geſetze des Landes aufgelehnt hat und deſſen Ver— 
baftung angeorbnet ift, eine diplomatifche Miffion vom Papſte erhalte, ift nicht 
grade wahrſcheinlich, träte er ein, fo fönnte die Regierung um ihre Rechte zu 
wahren ſich darauf berufen, daß das Geſetz von „ven Gefandten Sr. Heilig: 
feit bei den auswärtigen Negierungen* fpricht, daß zum Gefandten aber nicht 
blos die Ernennung der entfprechenden Macht, ſondern audy der Empfang des 
Souveräng bei dem er beglaubigt wird, gehört, jo lange jener Biſchof fein Be- 
glaubigungsfchreiben noch nicht übergeben hat, ijt er auch noch nicht Geſandter. 

Für die Stellung, melde die päpftlihen Gefandten an ihrem Bejtim- 
mungsorte erhalten, entjcheidet lediglich, ob fie in ihrer Eigenjhaft von dem 
betreffenden Souverän angenommen find, ift dies der Fall, fo haben fie An- 
Iprud) auf alle diplomatifchen Privilegien. Nicht begründet dürfte es fein, 
wenn v. Holtzendorff und Esperſon annehmen, daß den päpftlichen Gefandten 
nad Aufhören der weltlichen Herrichaft nicht mehr die befonderen Auszeich- 
nungen gebührten, die ihnen bis dahin eingeräumt find. Den Legaten und 
Nuntien ift der Vortritt vor anderen Botfhaftern nicht aus Rückſicht auf die 
ehemalige Territorialhoheit zugeitanden. Wie die Päpſte nicht ala Staatäober: 
bäupter ſondern als Kirchenhäupter den erften Pla in der Gefellfchaft der 
Souveräne verlangten, jo thaten fie dies auch von jeher für ihre Vertreter, 
die jie nicht als Fürjten des Kirchenftaates, fondern ala Oberhaupt der fatho: 
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liſchen Kirche entfandten, — hatten doch die meiſten Geſchäfte der Nuntien 
mit der weltlihen Herrſchaft und den Interefjen der Unterthanen des Kirchen: 
ftaates nichtö zu thun — das Neglement ded Wiener Congreſſes vom 15. März 
1815 über den Wang der diplomatiichen Agenten beftimmte einfach, daß es 
bierbei verbleibe?). Nur folhe Staaten können alfo den Legaten und Nun: 
tien den Vortritt mweigern, welde fich wie die Verein. Staaten darauf berufen 
fönnen, daß fie jenem Reglement nicht beigetreten find, thatſächlich aber hat 
feit dem Sturz der weltlichen Herrſchaft noch nie eine ſolche Weigerung feitens 
eines andern Botichafters ftattgefunden. Ziehen wir die Summe aus dieſer 
Erörterung der einzelnen dem Papite gewährten Rechte, jo fommen mir zu 
dem Ergebnif, daß derfelbe nicht mehr als Souverän gelten Tann. Der Gar: 
dinal-Staatöfecretär Jacobini hat Died zwar beftritten und in feinem Gircular 
vom 11. September 1883 behauptet, daß der Papft kraft feiner göttlichen 
Miffion und feines apoftoliichen Amtes, welches er in der ganzen Welt als 
höchſte Autorität übe, auch nach dem Berluft der weltlichen Herrſchaft nicht 
blos rechtlich, fondern auch thatſächlich Souverän geblieben fei und daß dieſe 
Eigenschaft wirklicher Souveränetät (di sovranitä attuale) von allen Mächten 
anerfannt werde, melde bei ihm Gejandte beglaubigen und ihm diejenigen 
Alte der Ehrerbietung bezeugen, die nur regierenden Fürſten zukommen. Allein 
er fett fich felbft in MWiderfprucd mit der ©. 169 angeführten Erklärung An- 
tonell#3, daß eine auf Zugeftändnifjen einer anderen Madjt begründete Auto- 
rität niemals felbftändig fein könne und überfieht, daß die auswärtigen Mächte 
diefe mit diplomatifhen Privilegien ausgeitatteten Gejandten beim Papft nur 
beglaubigen können, weil Italien die Vorausfegungen ihrer Wirkfamfeit ge 
währt. Der Papft ift dazu nad) Verluft der mweltlihen Macht gar nit im 
Stande, er kann ihre Vollmadten in Empfang nehmen, ihren Mittheilungen 
Glauben fchenten, er vermag nicht ihnen Unverletlichkeit und Erterritorialität 
an ihrem Aufenthaltöorte zu fihern. Diejenige unveräußerliche Souveränetät, 
welche Cardinal Jacobini betont, ift weder ein ftaatörechtlicher, noch ein völfer: 
rechtlicher Begriff. Nicht blos ift es verkehrt, wenn der Papſt ein „völfer- 
rechtliche Subject” genannt wird (Allg. Ev. luth. Kirchenztg. Nr. 11 ©. 249, 
1885) denn dies find nur unabhängige Staaten, fondern er ift auch nicht 
in dem Sinne Souverän, wie es der Kaifer von Rußland, der König von 
Griechenland u. ſ. w. find, melde die Souveränetät ihres Staates vertreten 
und auf die Ehren und Prärogativen im Innern und nad Außen deshalb 
Anspruch haben, weil fie Oberhäupter eines Staates find. Wäre der Vapft 
Souverän, fo hätte auch er diefe Rechte aus eigner Kraft und ed wäre ganz 
unnöthig, daß ihm das Garantiegefeg im Gebiete Italien’3 Unverletlichteit, 
fönigliche Ehren für feine Perfon, Geſandſchaftsrecht u. ſ. w. ausdrüdlich zu— 
erfennte.?) Der Papſt kann nad Verluft feiner weltlihen Herrſchaft deshalb 
nicht mehr als Souverän gelten, weil die Bebietöhoheit, jo beſchränkt fie auch 
fein mag, eine nothwendige Vorausſetzung der Souveränetät ift, der Papft aber 
übt teinerlei Gebietähoheit mehr und felbit für die ihm belafinen Paläſte ift 
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ihm nur der Nießbrauch zugefprochen. Ebenfomwenig läßt fich behaupten, daß 
feine Garden, Diener und Beamten aller Art als Unterthanen zu betrachten 
find, das Band, welches fie an den Papft bindet, ift ein rein perfönliches, 
ein civilrechtliches oder moralifches, nicht das der politifchen Unterthanenſchaft 
gegen einen Souverän. Man mag diefen Zuftand tadeln und ald Beraubung 
verdammen, aber e3 handelt ich hier nur darum das thatfächlich vorhandene und 
jeit 15 Jahren bejtehende Verhältniß klar zu ftellen. Die Italienische Regierung 
hat um der Tatholifchen Welt eine Bürgfchaft dafür zu geben, daß der Verluft 
des Kirchenftaates die freie und ungehinderte Ausübung der päpftlihen Macht 
des heiligen Stuhles nicht berühren werde, durch dad Garantiegefet ſich ver- 
bindlich gemacht, den depofjedirten Souverän in beftimmten Beziehungen auch 
fernerhin als Souverän zu behandeln, aber damit ift er nicht Souverän, 
fo lange er nicht wieder über irgend ein Gebiet herrfcht, mögen ihm auch alle 
andern Souveräne die größten Chren bezeugen und es war deshalb aud) un= 
zutreffend, wenn die officiöfe Berliner Preſſe in der Carolinenfrage betonte, 
daß der Papſt nicht als Oberhaupt der fatholifchen Kirche, fondern als Sou— 
verän erjucht fei die Vermittlung zu übernehmen, ganz abgefehen davon, daß 
fid) eine ſolche Unterfcheidung auch vor dem Verluft der weltlihen Herrſchaft 
nicht hätte durchführen laſſen. Unzweifelhaft ift auf dieſe Weife die Stellung 
des Papftes eigenthümlich incommenfurabel und einzig in ihrer Art geworden, 
indem er weder Souverän geblieben noch Unterthan geworden, das Garantie: 
geſetz hat ein ftantörechtliches Novum gefchaffen, indem es einen depoſſedirten 
Souverän nicht nur im Mittelpunft feines früheren Staates beließ, fondern 
ihm auch beftimmte Rechte verbürgte, die fonft nur mirklihen Staatsober- 
häuptern zufommen, aber das Papſtthum ift eben auch eine einzigartige Er: 
fcheinung in der Geſchichte. 


1) cf. die Condizioni S. 15, ferner erflärte Cavour am 25. März 1861 »I prin- 
cipii da me accennati debbono essere inscritti in modo formale nel nostro Sta- 
tuto, debbono far parte integrante del patto fondamentale del nuovo regno d']- 
taliac. Ein Gutachten des Staatsrathes vom 23. Febr. 1878 nennt das Geſetz 
»legge di diritto pubblico interno, organica e politica, che può qualificarsi 
una legge fondamentale dello Stato.« 

2) Die rechtlihe Unverantwortlichkeit und Berantwortlichteit des Römiſchen 
Papftes S. 28. 

3) Zorn (Preuß. Jahrb. 42) Teugnet dies freilich und meint da3 Garantiegefek 
gebe der Italieniſchen Regierung nicht den mindeften Rechtötitel andern Staaten 
gegenüber die Verantwortlichkeit für das, was im Batican gefchehe, abzuleugnen. 
Für ihn ift der durch das Geſetz gefchaffne Zuftand ein juriftifches Abfurbum, das 
weder völferrechtlich noch ftaatörechtlich zu conftruiren ifl. Nur fchade, daß die Ges 
ſchichte fi nicht danach richtet, was die Theorie nicht conftruiren zu können glaubt. 

4) »E quando per un’ ipotesi che io non posso ammettere, succedessero dei 
casi straordinari, se si rifiutasse la consegna dei rei, o di imputati rifiugiati in 
quei palazzi, allora la legge sarebbe violata, e allora il governo e il parla- 
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mento potrebbero avvisare al modo di farla rispettares. (Sifung vom 11. Febr. 
1871.) 

5) Bölkerrechtl. Erörterungen ©. 308. 

6) Ebenda S. 308. 

?) Le present röglement n’apportera aucune innovation relativement aux 
representants du Pape (Martens Nouv. Rec. I], p. 450) nur Zegaten und Nuns 
tien aber find daſelbſt genannt, nicht Internuntien oder Gefchäftsträger. 

8) Die Frage, ob der Papft noch Orden verleihen kann, wirb zu bejahen fein, 
da bie Befugniß dazu nicht unbedingt den Souveränen allein zuſteht, jondern manche 
Ritterorden fih durch Wahl der Kapitel ergänzen. Dagegen ift der Papft ficher 
nicht mehr zur Verleihung von Adelstiteln berechtigt, welche allein Staatsoberhäup: 


tern zufteht. 
sa. 
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Fragt man nun, wie fid das Gefek in den dreizehn Jahren feines Be- 
ſtehens bewährt habe, jo darf man natürlich weder auf die Klagen deö Pap— 
ſtes und der Glerifalen aller Länder hören, noch die Verficherungen der Ita: 
lientjchen Regierung unbefehen annehmen, daß die gewährten Rechte die Frei— 
heit des geiftlihen Amtes vollftändig fihern. Der Papſt hat fofort in ber 
Encyelica vom 15. Mai 1871 erflärt!), daß er „jene von der fubalpinifchen 
Hegierung erfonnenen Bürgichaften und Garantieen, wie immer fie geartet 
fein mögen, noch irgend welche andern derjelben Art, und auf was immer für 
eine Weife fanctionirte, zulafien oder annehmen werde oder aud nur irgend» 
wie fünne,* die Uns, unter dem Vorwande, Unfre heilige Gewalt und Frei- 
heit zu ſchützen, an der Stelle und als Erfat der weltlihen Herrſchaft ange: 
boten wurden, mit welcher die göttliche Vorfehung den heil. Apoftol. Stuhl 
ausrüften und vermehren wollte.” Der Römifhe Papſt ſei nicht mehr frei, 
fobald er nicht mehr felbjt wirklich mit der oberften Gewalt in der politifchen 
Ordnung ausgerüjtet fei, ihm ſei von Gott die Autorität verliehen, Geſetze zu 
geben, welche die moralifche und religiöfe Ordnung betreffen, er fei zum Aus- 
leger des natürliden und göttlichen Rechtes in der ganzen Welt beitellt, da— 
mit unvereinbar ſei ed von dem Willen der Latengewalt Bürgfchaften zu em: 
pfangen und Geſetze fich auferlegen zu laſſen. Die zur Leitung der Kirche 
notwendigen Prärogative und Rechte habe der Papſt in der Perſon des heil. 
Petrus unmittelbar von Gott empfangen, diefe ſowie die Freiheit der Kirche 
felbit jeien mit dem Blute Jeſu Chrifti erfauft und er würde ſich ſchlecht um 
dieſes göttliche Blut verdient machen, wenn er diefe Rechte, namentlid) fo ver: 
mindert und gejchändet, wie man fie dem heil. Stuhl jett übergeben möchte, 
von den Fürſten der Erde annehmen würde, die nicht Herren fondern Söhne 
der Kirche feien. 

Diefen Standpunkt haben der ftreitbare Pius IX.2) wie der friebfertige 
Leo XIII. unentwegt feitgehalten und bei jeder Gelegenheit aufs Neue betont. 
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Die Hoffnung der Italiener, daß ein gemäßigter Papft fich mit den vollen- 
deten Thatſachen eher abfinden werde ald Pius IX., dem man es verzieh, 
wenn er den perfönlich erlittenen Verluſt der weltlichen Herrſchaft nicht ver: 
jchmerzen konnte, iſt getäufcht. Die Verfchiedenheit der beiden Perfönlichkeiten 
ift allerdings eine durchgreifende. Leo XII. ift weile, maßvoll in Worten 
und Handlungen, ein politiiher Kopf, der nachgiebt wo es möglid und er- 
ſprießlich erſcheint. Er rechnet nicht wie die Zelanti auf einen allgemeinen 
Umfturz oder fremde Intervention, welche ihm die Herzen der Italiener voll: 
ftändig entfremden würde, er ftrebt ihre Sympathieen wiederzugewinnen durd) 
Erridtung von Schulen und mohlthätigen Anitalten und bemüht fich darzu— 
thun, daß das Papſtthum fein Feind, fondern der befte Freund Staliens fei. 
Er vermeidet deshalb auch unnöthige Herausforderungen durch Ereommunica- 
tionen und Anathemas, von denen er ſich doch feine großen Wirkungen ver: 
fprechen fann und begnügt ſich gegen vorlommende Verletzungen feiner und 
der kirchlichen Rechte zu proteftiren. Aber in Bezug auf dad Princip der 
weltlihen Herrſchaft hat er jedes Zugeſtändniß ftet3 und beftimmt abgemiefen, 
ja ein mefentlicher Zweck feiner Nachgiebigfeit in kirchlichen Fragen andrer 
Staaten, ſcheint zu jein, Italien zu ifolieren. So hat in einer Allocution 
vom März; 1884 der Papſt hervorgehoben, daß die weltliche Herrſchaft außer 
ihrem legitimen Urjprung und ihrem flaren Rechte, einen eigenartigen Cha- 
rafter bejise, der feiner andern Negierung zulomme, weil fie die fichere und 
dauernde Freiheit des apoftolifchen Stuhles in der Ausübung feines erhabenen 
und oberjten Amtes fichere und jedermann wiſſe, daß eine Einbuße an diefer 
weltlihen Macht der Päpfte jederzeit von einer Verminderung ihrer Freiheit 
begleitet gemwejen ſei. Ebenfo erklärte er am 4. Juni 1885 in feiner Antwort 
auf eine Adreſſe bei Gelegenheit des Gentennarium® Gregor’ VII., die er- 
habene Idee, welche das Lebensprincip der Kämpfe des Papſtthums mit den 
Mächtigen der Welt bilde, fei, daß Chrifti Braut Feine Sclavin fein dürfe. 
Der ſtets fortvauernde, nur nad) Zeit und Mitteln wechfelnde grimmige Kampf 
gegen die Kirche „hat ſich nun in allerneuefter Zeit zum Ziele geſetzt, die 
weltliche Herrſchaft des apoftolifchen Stuhles zu vernichten, und man verfolgt 
dies Ziel mit allen Ränken und Hinterliſt, und doch ift die weltliche Serr- 
ſchaft des heiligen Stuhles das von der göttlihen Vorſehung auserwählte 
Mittel zur DVertheidigung und Wahrung der Freiheit des Oberhauptes der 
Kirche; um diefer Freiheit willen, nicht aus irdiſchem Ehrgeiz oder aus Sucht 
nad) menschlicher Herrſchaft, haben Unfere Borgänger gelämpft und fämpfen 
auch Wir. Die hohe Wichtigkeit diefer Freiheit flößt dem Stellvertreter Chrifti 
jene Feſtigkeit ein, welche die Melt nicht begreifen kann, und melde inmitten 
der größten Schwierigfeiten ein Unterpfand des künftigen Sieges ift. Es ift 
eine Thorheit und eine Gottlofigfeit zugleich, das Römiſche Papftthum zu be: 
fümpfen und die Rechte des heiligen Stuhles unter die Füße zu treten, unter 
dem Vorwande, man erjtrebe das Befte Italiens, wie man heute zu jagen be- 
liebt; fo etwas ift nur möglich durch die Umtriebe der Sectirer, die, in die 
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Fußſtapfen der Feinde Gregor's tretend, nur danach tradhten, die Kirche zu 
knechten und ihre Macht zu unterbrüden. Es ift eine unanfehtbare Wahr: 
heit, daß Italien, vereint mit dem Papſte, achtunggebietend und groß ift, wäh: 
rend Italien ohne den Papſt feines größten Ruhmes und Glanzes beraubt 
tft.” Im feiner Antwort auf die Glückwünſche des Cardinal-Collegiums am 
24. December 1884 bemerkte ver Papſt: „Die neue, bittergefühlte Ordnung 
der Dinge in der ewigen Stadt habe den Pontifer in die unmwürdige Stel- 
Lung eines einfachen Privatmannes herabgedrüdt. Ueber nody Schlimmeres 
Habe er ſich zu beflagen, und zwar über den großen Fortſchritt der Gottloſig— 
Zeit, herbeigeführt dadurch, daß die Protejtanten fekerifche Lehren frei und 
ungeitraft verbreiten dürften. Man greife die erhabenften und heiligften Dog: 
men der allerheiligften Religion an, hier in Rom, wo das Gentrum des Blau: 
bens und der Sit des univerfalen und unfehlbaren Magiſters der Kirche ſich 
befinde, hier, wo die Reinheit des Glaubens wirkſam geſchützt und die Ehre 
der einigen, wahren Religion einer rettenden Pflege theilhaftig werben follte. 
Unter dem Schuße der öffentlichen Geſetze, fein Herz blute darunter, vermehr: 
ten fi) die Tempel der Deterodoren, was könne man in Rom, dem Symbole 
der ſchönſten und Eoftbarften Einigkeit der Italiener, der religiöfen Einigfeit, 
nicht noch Alles erwarten vermöge der Frechheiten Derjenigen, welche ſich die 
gottlofe Miffion anmaßten, für Italien eine neue Kirche zu gründen, außer: 
halb des Felfens Petri, ver von Chrifto als unerfchütterliches Fundament feines 
himmlischen Gebäudes errichtet ſei.“ Auch in der letten Allocution vom 
3. März 1885 weiſt Leo XIII. jedweden Auägleih auf Grundlage des 
Status quo ab: „E3 fehlt in Wahrheit nicht an Leuten, welche verjichern, 
der Römische Bontifer könne und folle ſich darein fügen, und fich mit ber- 
jenigen Freiheit begnügen, welche ihm geblieben iſt. Das beißt aber doch dem 
Schaden auch noch Hohn und Spott Hinzufügen, denn es ift ein Allen in 
die Augen fallendes Factum, dab Wir unter den jetzigen Verhältnifien nicht 
in Unjerer Gewalt, fondern in derjenigen Anderer uns befinden, welche, da 
fie uns jederzeit in ihrer Gewalt haben, alle ihre Feindſeligkeiten noch ver- 
ftärten, jede unferer Handlungen unter nichtigen Vorwänden verhindern und 
in dem immer möglichen Wechſel der Perfonen und Dinge gegen unfere eigene 
Perſon die Feindſeligkeiten erneuern können, deren Opfer zu anderen Zeiten 
viele unferer Vorfahren geworden find." „Endlich fteht ed nicht mehr in 
Unferer Macht, auch nicht einmal mehr in Unferem Rom der immer mehr 
um ſich greifenden Ketzerei die Thore zu verjchließen! Es jteht nicht mehr in 
Unferer Macht, die Verbreitung verderblicher und gottlojer Lehren zu hindern, 
welche der Wahrheit des Glaubens und den Lehren der Kirche entgegenstehen. 
Kann diefe Lage nad) dem Urtheile jedes redlichen Menfchen als eine für den 
höchſten Dirten der fatholifchen Welt, der höchften Gewalt, die er von Chrifto 
eınpfangen, der Würde des apoftolifhen Stuhles entfprechende, dauernde und 
requläre erachtet werden? Nein, gewiß nicht! Wir können fie ertragen, fo 
lange fie aber dauert, fünnen weder Wir noch einer Unferer Nachfolger, was 
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e3 auch koſte, diefelbe genehmigen und unterfiegeln. E3 handelt fih um Das, 
was das Leben und die Stärke der Kirche ausmadt. E3 handelt fih um die 
Unabhängigkeit und die Freiheit ihrer höchſten Gewalt, für welche die Römi— 
chen Pontifices, vertrauend auf Gott und ſtark durch den Muth, welchen das 
Bemwußtfein der Pflicht, für die fe ſtets auch gegen die fchredlichiten Mächte 
diefer Erde ſiegreich gelämpft haben, einflößt, eingetreten find.“ Deshalb er- 
vegte es auch den ganzen Zorn des Papſtes, als am 22. März bei der Grund» 
fteinlegung des Denfmals Bictor Emanuel auf dem Capitol der Miniſter— 
Präfident Depretis dem König und der Königin den Wunſch ausſprach, fie 
möchten fih von dort Dben recht oft „ihr Rom anfchauen.” Dieje Rede, 
fagte der »Moniteur de Rome« iſt ein Manifeft des Kampfes, wie e8 das 
officielle Italien bisher noch nicht aufzuhängen gewagt hat. Es ift das erfte 
Mal, daß ein Mintfter Rom ohne Umfchweife die Stadt des Königs nennt; 
gegenüber dem Batican auf die Stadt zeigend hat er dem König gefagt „Alles 
das gehört Ihnen für immer.” Dieſe Befitnahme ift auf dem Gapitol, in 
Gegenwart der füniglihen Familie, der MWürdenträger und des diplomatischen 
Corps erfolgt. Diefer Umstand giebt dem dem Papſte angebrohten Streite 
einen feierlichen Charakter. Man beftätigt die Unzuträglichteit, daß zwei Sou— 
veräne in Rom refidiren, nachdem man zuvor die Möglichkeit betont, daß beide 
ruhig neben einander leben fünnen. Der Kampf zwiſchen Vatican und Qui— 
rinal ijt mit unvergleichlicher Beftimmtheit von Herrn Depretis anerkannt 
worden. Er hat die Römische Frage in den Harjten Ausbrüden vor Europa 
und die Givilifation gejtellt. Mer wird in diefem Riefenfampfe fiegen? Das 
Unglüd mag da3 Papſtthum in den Staub drüden, es kann warten, es ift 
ſicher, endlich doc) zu triumphiren, während eine furzjichtige Politik, ein un- 
glüdlicher Krieg, irgend ein Unfall an einem Tage das Werk, welches ein Tag 
geſchaffen hat, auch wieder vernidten Tann.“ 

Hier erfcheint alfo jede Verſöhnung unmöglid. In diefer Frage ift der 
Unterfchied der Politit Leo's XIII. von der feines Vorgängers nur der des 
Temperamentes, an die Stelle der Leidenſchaft ift eine berechnete, feſte Haltung 
getreten, welche den traditionellen Standpunkt unbeugjam fejthält. 

Jeder Zuftand der hinter der Miederherjtellung der weltlichen Derrichaft, 
wenn auch in bejchränkten Umfange, zurüdbleibt, it für den Papſt Fort: 
dauer widerrechtlicher Beraubung und unvereinbar mit den ihm von Gott ver: 
liehenen Vollmachten. Diefe Herrſchaft ift die Bedingung feiner Freiheit 
welche nur dann und da wirklich befteht, wenn und wo feine geiftlihe Macht 
anerkannt ift, ihre Autorität alfo nicht verfannt wird. Grundſätze, welche 
die Curie ftet3 und überall bekämpft hat wie 3. B. die Gewiſſensfreiheit in 
der Stadt der Apoftel verwirklicht zu ſehen, ift für den Papft ein Sacrileg. 
Rom ift entweiht durch die der Ketzerei gegebene freiheit, durch die prote- 
ftantifchen Kirchen, durch die Preffreiheit, durch die evangelifhen Buchhand- 
lungen, welde offen Schriften verkaufen, die das Papſtthum angreifen. Der 
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Papſt kann jchon deshalb den Vatican nicht verlaffen, weil er in jeder Straße 
Dinge fehen könnte, welche feine Würde beleidigen. 

Mit diefem Standpunft, fo confequent er ift, läßt fich offenbar nicht redy- 
ten, es genügt ihn zu conftatiren. Wohl aber muß betont werben, dab troß 
aller entrüfteten Protefte die Curie, mit Ausnahme der jährlichen Dotation, 
ſich thatſächlich aller Nechte bedient hat, welche ihr das Barantiegefet verliehen 
bat und die bei ihrer Stellung praktiſch werden konnten, wie 3. B. die Be: 
förderung ihrer Correfpondenz und ihrer Telegramme. Iſt die Unverletlich- 
teit des Papftes Italien gegenüber nicht ın Frage gelommen, weil er als freis 
williger Gefangener im Batican blieb?), jo find die Vortheile, welche er für 
feine Freiheit auswärtigen Mächten gegenüber geniekt, in um fo helleres Licht 
getreten, Pius IX. namentlich hat ſich diefer Unverantmwortlichfeit in einer 
Weiſe bedient, welche gewiß nicht immer den Mißbrauch vermied. Während 
die Curie das Geſetz nicht anerkennt, aber benußt, hat die Italienifche Regie- 
rung durch dafjelbe einen Rechtsboden geſchaffen, weldher dem Papfttyum und 
der Kirche größere Unabhängigkeit und Bewegungäfreiheit in geiftlichen An- 
gelegenheiten gewährt, als fie zu irgend einer Zeit und in irgend einem Yande 
befefien haben. Das Conclave, das Leo XIII. wählte, war freier alö je 
eined zuvor, feine Regierung übte irgend welchen Drud auf bafjelbe aus, 
die Erclufive gehörte fortan der Geſchichte an. Auch auf die Klagen wird 
wenig Gewicht zu legen fein, daß die Italieniſche Regierung, die im Zit. II 
des Geſetzes für die Freiheit der Kirche gewährten Rechte mittelbar be- 
ſchränke, indem fie Schwierigkeiten bei der Ernennung der Bifchöfe made, 
in Neapel das Patronat wiederherjtellen wolle, die Orden aufgelöft habe, die 
Geiftlichen wehrpflichtig erkläre u. |. w., kurz wie Leo XII. in einem Briefe 
an Gardinal Nina von 1878 fagte, in perfiver MWeife mit der linfen Sand 
zurüdnehme, mas feierlich mit der rechten gegeben. Die betreffenden Beftim- 
mungen des Italienifchen Kirchenrechtes find ficherlich liberaler als die der meiften 
übrigen Staaten. Leo XIII. hat unter denfelben feine Diöcefe von Perugia 
ohne irgend welche Reibungen mit den Italienifhen Behörden regiert und 
wenn bie Regierung einer vorfichtigen Ueberwachung der Hierarchie und des 
Glerus nicht entſagen kann, fo ift dies vornämlich in der Feindſchaft der Gurie 
gegen das Königreich begründet; jedenfalls aber find diefe Fragen rein Italie- 
nifche, welche die völferrechtlihe Stellung des Papſtes nicht berühren. 

Fragt man aljo wie das Garantiegefeb fi bewährt hat, jo muß man 
von der Stellung der Curie zu demjelben ganz abjehen und objectiv prüfen, 
ob in der Zeit wo es bejteht fih Mängel herausgeftellt haben und dabei 
unterfcheiden, ob diefelben in dem Geſetz felbft oder in feiner Handhabung 
liegen. Was den erjten Punkt betrifft, jo wird man im Ganzen anerkennen 
müfjen, dab die Beftimmungen des Garantiegefeges ihrem Zwecke entjprechen, 
man wird auch nicht verfennen dürfen, daß es nicht möglich war alle An: 
erbietungen aufrecht zu halten, welche Gavour in den Unterhandlungen von 
1860 gemadt. Diejelben festen ein zweifeitiges Ablommen voraus, in welchem 
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man mehr Zugeftändnifje machen fonnte als in einem Geſetze, da3 feine Aus- 
fiht hatte vom Papfte angenommen zu werben. Dazu mar die parlamen- 
tarifche Lage der Regierung jchwierig, forderte fie zu große Zugeftändniffe für 
ven heil. Stuhl, jo fonnte daran das ganze Geſetz ſcheitern. Nach Bonghi's, 
des Berichterftatterd Anficht, die für die damalige Situation wohl ald com 
petent gelten darf, wäre dafjelbe überhaupt nicht zu Stande gefommen, wenn 
die Regierung es nur wenige Monate fpäter vorgelegt hätte. Nichtsdeſto— 
weniger muß die Art, in der die Dotation gewährt ift, ala eine verfehlte be: 
zeichnet werben. Die Italieniſche Regierung konnte freilich nicht auf den un- 
praftifchen Plan Napoleons III. zurüdfommen, für den Papſt ein internatio- 
nales Budget zu conftituiren, zu dem die verjchiedenen Staaten nad) dem Ver: 
hältniß ihrer fatholifchen Angehörigen beizutragen hätten, e8 hätte dies nicht 
nur zu fchwierigen Berhandlungen geführt, fondern auch leicht Anlaß zur Ein- 
miihung in die inneren Angelegenheiten gegeben, Italien hatte den Kirchen: 
ftaat einverleibt, es mußte den Papſt für feine verlorenen Einkünfte aus dem: 
felben entihädigen, wenn es auch nicht der Curie ein volles Equivalent für 
ihre verlorenen Einkünfte bieten Tonnte, welche ja ſchon vor 1871 längft 
nicht für die Bebürfnifje hinreichten. Die Regierung hatte andrerfeitd mit 
der DOppofition zu kämpfen, welche die Dotation nur für die Regierung des 
jedesmaligen Bapites bewilligen, alſo dem Parlamente ein Reviſionsrecht vor- 
behalten wollte oder vorſchlug diefelbe auf eine befondere Steuer der Katho- 
lifen zu begründen. Aber die Dotation wurde in einer Form geboten, welche 
felbjt die bloß thatjächlihe Annahme unmöglich machte, der Papft follte von 
der depofjedirenden Regierung eine Rente nehmen, die, obwohl fie ein für 
allemal im Staatsſchuldbuch eingefchrieben war, alfo nicht jährlich bewilligt wird, 
doch mit den Schidfalen der Italienifchen Finanzen verfettet bleibt; eine folche zu 
beziehen hieß die Abhängigkeit von der Autorität anerkennen, welche fie gab und 
dies war mit der Würde des Papſtthums unvereinbar. Dies wäre zu vermeiden 
gewefen, wenn man aus der Mafje der damals zur Verfügung ſtehenden kirch— 
lihen Güter einen Gompler auögefondert hätte, defjen Einkünfte annähernd die 
Bebürfniffe der Curie gededt hätten. Dies war die Abficht bei den Unterhand- 
lungen von 1860 geweſen, Cavour hatte dem Vorfchlag Pantaleoni's im Princip 
zugeftimmt dem heil. Stuhl »tale massa di beni stabili, che di communi 
arbitrio sembri bastare non solo alle necessitä ma anche al decoro del 
S. Pontefice e sua Corte« zu übermweifen und hatte nur den Vorbehalt ge- 
macht, daß die Dotation nicht gerade ausſchließlich in Grundbeſitz zu beftehen 
brauche, daß letzterer nicht ausfchließlic) in Europa belegen zu fein brauche und 
die Immunität defjelben in Italten nicht abjolut zu verjtehen ſei, da ein folcher 
Beſitz nicht zum Aſyl von Berbrechern werden oder fi) den nothwendigen Maß— 
regeln der Wohlfahrtöpolizei entziehen dürfe. Lebteres war unzweifelhaft richtig, 
ein derartiges päpftliches Fideicommiß fonnte nicht diefelbe Unverletzlichkeit bean- 
ſpruchen, mie fie dem Batican zugefichert war, man konnte demfelben auch mit 
Recht Unveräußerlichteit auferlegen, da die Dotation nur für einen bejtimmten 
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Zweck gegeben werben follte, aber felbft unter folden notwendigen Bejchrän- 
kungen ftand der Papſt als Befier eines ſolchen Fideicommiſſes ganz anders 
unabhängig, ald wenn er bloßer Inhaber eines bejtimmten Renteneinkommens 
war. Gewiß, er hätte eine derartige Dotation in Grundbefig nicht vertrags⸗ 
mäßig angenommen, er hätte auch dann noch gegen feine Beraubung proteftirt, 
aber es wäre ihm moraliſch leichter geweſen, thatſächlich in den Befit dieſer 
Güter zu treten und ihre Einkünfte für die Ausübung feines geiftlichen Amtes 
zu verwenden. Ein folder Compler, der eine Ausnahme von der gejehlich 
verfügten Einziehung der Kirchengüter gebildet hätte, wäre ficherlich fein Staat 
im Staate gewejen, welcher für die Regierung irgend welche politifche Gefahr 
gebracht hätte und wahrſcheinlich wäre nicht einmal finanziell die Radicirung 
der Dotation auf diefe Güter ein fchlechtes Geſchäft geweſen, da bei der Maſſe 
de3 gleichzeitig auf den Markt gemorfenen Grundbeſitzes doch nur niedrige 
reife erzielt wurden. Bor allem aber wäre man einer wenigjtens thatfäch- 
lihen Löfung näher gekommen und hätte Gonflicte vermieden, wie fie die Ein- 
ziehung der Güter der Propaganda veranlaft hat. Daß dieje Löfung nicht 
verjucht ward, lag mefentli in der vormwiegenden Tendenz der Italienifchen 
Geſetzgebung, jedem Grundbeſitz einer juriftifchen Perfon entgegenzutreten, aber 
es bleibt eben doch ein Fehler, daß man in diefem Falle ein höher ftehendes 
politifches Interefje diefer Tendenz opferte. Unentſchieden iſt bis jet die Frage, 
ob die nicht erhobenen Raten der Dotation nad einer gewiffen Zeit als 
verfallen gelten follen. -— Die zweite Frage ift, ob die Beitimmungen des 
Garantiegeſetzes ihrem Zweck entſprechend und ausreichend von ber Regie 
rung gehandhabt find? Man wird nicht leugnen können, daß, wenn Dies 
jelbe einerfeitS gegenüber der Haltung der Curie große Langmuth gezeigt hat, 
die heftigften Anfchuldigungen und Anathemas Pius IX. mit Gleihmuth hin- 
genommen und fo einen offenen Conflict vermieden hat, fie mehrfach auch ihre 
Pflicht nicht erfüllt hat. Mit vollem Hecht, jagt Bonghit), daß, nachdem das 
Geſetz gegeben war, e8 vor allem darauf ankam, im ganzen Staate eine Atmo- 
ſphäre zu Schaffen, in welcher dafjelbe ſich ficher fühlen und Bürgfchaft der 
Dauer erlangen konnte. Die Unvolllommenheiten des Gefehes hätten jo aus— 
geglichen werden fünnen, »dava modo d’introdurre via via temperamenti 
nuovi, e forse accordi tra il papato e il regno — »in tutti questi rispetti 
il governo italiano ha mancato ed il paese ne paga la pena e risica di 
pagarla piu grave poie. Die Urſache aber ift, daß die Regierung immer 
mehr zum Radilalismus hinabgeglitten ift, entweder aus Furcht vor den Ra— 
difalen mit gewiſſen Beitimmungen des Garantiegefehes nit Ernſt gemacht 
bat, oder biefelben zu beſchränken geſucht hat, wie denn der Minifter Mans 
cini zu den »giurisdizionalistie gehört, melde bei der Berathung des 
Geſetzes fanden, daß daſſelbe in feinen Zugeftändnifien zu weit gehe. An 
der Spite dieſes Geſetzes fteht die Beitimmung, melde dem Papſt die Prä- 
rogativen der Souveränetät zuerkennt, indem feine Perfon mit der des Königs 
gleichgeftellt wird, nad) $ 2 werden die unmittelbar gegen die Perſon des 
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Papſtes durch Reden, Handlungen oder andere im Art. 1 des Preßgeſetzes 
angeführten Mittel begangenen Beleidigungen und öffentlihen Schmähungen 
mit den im Art. 19 deſſelben Geſetzes beftimmten Strafen belegt. Die be- 
fagten Vergehen werben von Amtöwegen verfolgt. Der Art. 19 befagt: „Wer 
fich durch eines der im Art. 1 angeführten Mittel der Beleidigung gegen die 
Perſon des Königs, oder der königlichen Familie oder die Prinzen von Geblüt 
ſchuldig macht, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren und einer Buße, die 
nicht unter 1000 fr. und nicht über 5000 fr. fein darf, beftraft, je nad) ber 
Perfon, gegen welche die Beleidigung gerichtet ift, den Umftänden von Zeit 
und Ort ſowie der Art und Schwere des Vergehens*. 

Diefen Beftimmungen gegenüber ift zu conftatiren, daß die Perfon des 
Papſtes in der radikalen Prefie und den öffentlichen Berfammlungen fortwäh— 
rend auf das cyniſchſte angegriffen ift, in einer Weife, welche mit der freien 
Erörterung religiöfer Fragen, welche derfelbe Artikel des Geſetzes gejtattet, nichts 
zu thun hat. Man hat wohl behauptet, König und Papſt ftänden in diefer 
Beziehung nicht gleich, indem der erftere als conftitutioneller Souverän durch 
jeine Minifter gededt jet und fomit feine Handlungen in einer Weife Eritifirt 
werben fönnten, welche gegen den Papſt als abjolut geiftlihes Oberhaupt 
nicht möglich fei, indeß eine ſolche Kritik geht eben nicht gegen die Perfon 
des Königs, fondern gegen die Regierung und auch der Papſt hat eine Re— 
gierung, die als Curie angegriffen werben kann, ohne daß damit die Perſon 
des Papſtes nothmendig in's Spiel gezogen wird. Es iſt ferner angeführt, 
daß die Regierung wegen Beleidigung des Papftes gegen radikale Blätter öfter 
eingefchritten ſei als gegen clerifale wegen Beleidigung des Königs, aber 
thatfächlih macht das Italieniſche Preßgeſetz die ftrafgerichtliche Verfolgung 
folder Beleidigungen nur in feltenen Fällen möglid, da diefelbe in der Regel 
dod mit Freiſprechung endet. Das Ergebniß ift alfo, daß der Papft gegen 
derartige Beleidigungen nur fehr mangelhaft geſchützt ift und fein Minifterium 
hat gewagt hier Abhilfe durch Aenderung des Preßgeſetzes zu fchaffen. Eine 
foldhe aber war geboten, wenn die Regierung ihre Verpflichtungen aus dem 
Garantiegefet erfüllen wollte, die innere Geſetzgebung muß diefem angepaßt 
werden, nicht erftere für die Ausführung des letzteren maßgebend fein, wenn 
die angeführten Worte Lanza's eine Wahrheit bleiben jollten; mit Recht fagte 
Beneral Menabren bei der Berathung: „Das Geſetz, welches dem Oberhaupt 
der Kirche die ſchuldigen Freiheiten und Bürgſchaften giebt, ift fein Gnaden- 
gefchen? ſeitens der Italienischen Regierung, es ift einfach eine Schuld, die fie 
eingelöft hat.“ Ebenſowenig ift umgefehrt’zuzugeben, daß die Verfolgung von 
Amtswegen aud eine Waffe für die Regierung werben fünne, Procefje anzu- 
ftrengen, durch die der Papſt vielleicht bloögeftellt werden könnte. Dies fteht 
ihr offenbar frei, wenn der Tadel auf feine Regierung, die Curie fällt, nicht 
wenn derjelbe die Perfon des Papſtes träfe. Die Verfolgung von Amtö- 
wegen ijt nothwendig, wenn bie Beltimmung überhaupt einen Sinn haben 
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fol, da eine Klage des Papſtes oder feines Vertreterö durch die Natur der 
Sache ausgeſchloſſen ift. 

Eine alleinftehende, aber weit ſchwerere Verlegung des Geſetzes war die 
thätlihe Beichimpfung der Leiche Pius IX. in der Nacht vom 13. Quli 1881. 
Wenngleih von Seiten des Papſtes die nächtlihe Stunde und ein ftilles 
Zeichenbegängnif ausdrüdlich gewählt war, um jeden Conflict zu vermeiden, 
jo gebot die einfachite Pflicht der Klugheit der Regierung, die hiervon recht= 
zeitig feitend des Vaticans verjtändigt war, umfafjende Vorkehrungen zur Er: 
baltung der Ruhe zu treffen. Pius IX. war als der letzte Papft-Rönig von 
feinen Anhängern ebenfo warm verehrt, ald von der großen Mafje der Römi— 
ſchen Bevölkerung erbittert gehaft, was begreiflich erfcheint, wenn man bedenkt, 
daß unter feiner Regierung mehr ald 30,000 Perſonen wegen politifcher Ber: 
gehen beftraft waren. Es war mit Sicherheit vorauszufehen, da die clerifale 
Partei eö als eine Pflicht der Pietät betrachten werde ihm die letzte Ehre zu 
erweifen und daß dies fehr mahrfcheinlih zu Gegendemonftrationen von der 
anderen Seite führen werde. Wenn ein derartiger Conflict vermieden werden 
follte, war eine ausreichende Entfaltung der öffentlihen Macht, welche jede 
Störung des Leihenbegängnifjes im Keime erfticte, unbedingt nothwendig, die 
Regierung hatte jede derartige Vorkehrung vernadläffigt und jo fam es zu 
jenen traurigen Vorgängen, wo unter den Rufen »Buttatelo al fiume! al 
Tevere la Carogna« der Sarg und das Gefolge mit den gröbjten Thätlich- 
feiten beſchimpft wurden, während fchließlid nur ſechs der Unruheſtifter ver- 
haftet wurden. Der Minifter Mancini behauptete zwar in feiner Cirfular- 
depefche vom 27. Zuli: »Toute la faute fut du cöt& des seetaires elericaux, 
qui oserent profaner une pieuse cérémonie en la convertissant en une 
demonstration et une provocation politique clandestinement organisee — 
Les machinations secretes et les formes insolites de cette procession 
nocturne devaient revötir le caractere d’une demonstration et d’une pro- 
vocation politique, contre laquelle réagirent, par maniere de protestation, 
quelques centaines de jeunes gens et d’'hommes du peuple, afin d’attester 
que l'’opinion de limmense majorite de la population romaine £tait bien 
differente des sentiments qui animaient les provocateurse. Indeß diefe 
Behauptungen wurden umgehend auf das fchlagendjte widerlegt durch die Mo— 
tive des Erfenntnijjes des Römiſchen Appellhofes vom 28. Juli, der die gegen 
einige der Ruheſtörer vom Zuchtpolizeigeriht erfannten Strafen zu prüfen 
hatte. Der Hof weiſt ausdrücklich die zu Gunften der Beklagten geltend ge 
machten Entjchuldigungen der Provocation, der berechtigten Bertheidigung, des 
verlegten nationalen Gefühles als durchaus unbegründet zurüd. Abgeſehen 
davon, daß eine derartige Entſchuldigung juriſtiſch unzuläfftg bei Vergehen 
gegen die öffentliche Ordnung fei, wozu die Beleidigungen der Religion ge— 
hörten, ftehe e& nad) der Bemweisaufnahme feit, daß der Leichenzug die Pläße 
von St. Peter und Ruſtucci in volllommener Ordnung durchſchritten habe, 
als eine Truppe junger Leute ſich in das Gefolge gemifcht, Gefänge angeftimmt, 
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die mit religiöfen Gebeten unvereinbar, fo die Andacht der Folgenden geftört 
und die weitere Unorbnung veranlaßt habe. „Es ift alfo vergeblich zu dem 
Vorwand der Provokation greifen zu wollen, weil die erfte Erregung der Un 
ordnung von Individuen ausging, melde der Feier fremd waren und weil die 
angebliche Reaktion gegen eine vorgebliche politifche Demonftration der Cleri- 
falen, eine Störung der heil. Feier war. Uebrigens überſchritt, jo großartig 
und bedeutend diefe Feier erfcheinen mochte, nichts in den Alten derer, die 
daran teilnahmen, die Bedingungen einer religiöfen Feier.“ 

Damit dürfen die Beichuldigungen Mancini's wohl als widerlegt gelten, 
aber es muß auch behauptet werden, daß das Erkenntniß des Appellhofes vom 
28. Zuli im höchiten Grade anfechtbar erfcheint, indem derfelbe die vom Zudht- 
polizeigericht ausgefprochenen Strafen noch herabfeßte, zwei der Angellagten zu 
nur einem Monat Gefängnig und 100 %. Buße, drei zu ſechs Tagen Ge- 
fängniß und 51 2. verurtheilte und den letzten freiſprach, wobei noch die Unter- 
ſuchungshaft angerechnet wurde und ſchließlich die VBerurtheilten beanadigt 
wurden. Die Berurtheilung erfolgte auf Grund des Art. 183 des Straf: 
geſetzbuches, welcher die Störung der Funktionen oder Geremonien der Staats- 
religion, innerhalb oder außerhalb der Kirhen, mit Gefängnik bis zu jechs 
Monat und Buße bis 500 2. beitraft. Ganz außer Betracht gelafjen wurde 
der Art. 519, welcher die Beleidigung der Leichname oder die Verlegung 
der Gräber mit Gefängnik bis zu fünf Jahren oder Buße bis 500 2. je 
nad) der Schwere des Falles bedrohte. Ein gewiſſer Antonio Parenti, der 
bei einem ifraelitiichen Leichenbegängniß jih, im Fenſter jtehend, nur eine 
verlegende Aeußerung erlaubt hatte, wurde dafür am 4. Dftober 1879 zu 
100 2. Strafe und öffentlicher Genfur verurtheilt. Im gegenwärtigen alle 
war die gröbjte thätliche Beleidigung einer Leiche conftatirt und der Gericht- 
hof ignorirte den Art. 519 gänzlich. Endlich aber, diefe Teiche war die eines 
Tapites, deſſen Perſon durch $ 1 des Garantiegefees für unverletzlich erflärt 
war, deſſen Verlegung durch $ 2 mit der des Königs gleichgeftellt war und 
von Amtsmwegen verfolgt werben fol. Ober will man behaupten, daß diefe 
Beftimmung nur die Perſon des lebenden, nicht des todten Papftes dede? Die 
Verfafjer des Garantiegefeges würden eine folhe Sophifterei als unmürbig 
zurüdgemiejen haben, man darf umgetehrt fagen, wenn foldye Dinge einem 
Leichnam gegenüber möglicd waren, wie viel weniger fann dann der lebende 
Papſt auf den Schuß des Geſetzes vertrauen, wenn er ſich außerhalb des Va— 
tican® zeigen wollte? Wenn Mancini in feinem Schreiben behauptete: »L’au- 
torit& a fait tout son devoir, elle a fait condamner les coupables & des 
peines que Popinion publique a jugees excessives!« fo ift Darauf zu er- 
widern, die Autorität hat fo gut wie alles unterlaflen, was ihre Pflicht zu 
thun war, fie hat nichts gethan die Unordnung zu vermeiden, hat feine Hand 
an die wirklich Schuldigen gelegt, hat nicht von Amtswegen diefelben verfolgt 
und jchlieglih die wenigen Angeflagten, ftatt fie wegen Verbrechens nad) 
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Art. 519 und $ 2 des Garantiegefehes vor dad Schwurgericht zu verweilen, 
wegen eines bloßen Vergehens zu ganz unbedeutenden Strafen verurtheilt. 

Nicht befier begründet erfcheint auf einem anderen Gebiete das Erfenntnik 
der Römiſchen Gerichte in dem Falle Theodoli — Martinucci. Letzterer, der zeit: 
weilig ald Baumeifter in den päpftlichen Paläſten angeftellt war, wurde im 
März 1879 entlaſſen und forderte nun vom päpftlihen Majordomus Mar. 
Theodoli 15,218 X. 54 c. für Inſtruction und Xeitung der Feuerwehr des 
Baticans und vom Staatöfecretär Jacobini 17,875 &. für Arbeiten, die er für 
das Gonclave und fonjt ausgeführt. Als die genannten päpftlihen Beamten 
auf diefe Forderung nicht eingingen, verflagte er fie im Juli 1882 beim Römi- 
ſchen Eivilgeriht. Dieſes verwarf durd Erkenntniß vom 16. Auguſt 1882 
zugleich die präjudicielle Einrede der Incompetenz feitens der Bellagten und 
das Verhör, das der Kläger verlangte, um gewiſſe Thatſachen zu bemweifen, die 
ji auf feine Forderung bezogen; Mangels dieſes Beweiſes wurde daher der 
Kläger abgewiejen und der Appellhof bejtätigte dies Urtheil in allen Teilen am 
9. November 1882. 

Die Argumentation diefes Gerichtes läßt ſich kurz jo zufammenfaffen. Der 
Papit bat durch die Einverleibung des Kirchenftaates feine frühere politische 
Souveränetät verloren, hat alfo feine Jurisdiction mehr auf dem Gebiet welt: 
lien, ſowohl öffentlihen wie privaten Rechtes. Das Garantiegefeg, das ihm 
für die freie Uebung feiner religiöfen Autorität perjönlihe Immunitäten ver— 
lieh, hat ihm nur eine Souveränetät der Ehren (sovranitä onorifica) zuer: 
fannt. Die Gerichte des Staates find aljo competent zu erfennen »di interessi 
eivili in confronto di colui che sovrintende ai civili ed economici rapporti 
dell’azienda pontificia« und man darf Urtheil und Erecution nicht vermengen, 
weil letztere durch ein thatfächliches Hinderniß gehemmt fein fann, das fi aus 
Ehrenrückſichten nicht befeitigen läßt. 

Diefe Begründung erfcheint durchaus anfehtbar. Man wird zwar Brufa 
volllommen beijtimmen, wenn er die Behauptung Soderinis zurüdweift?), daß 
der Papſt im Batican feine politiiche Souveränetät behalten habe, weil biefer 
Palaſt nie oecupirt und folglid der Papſt hier nicht depofjedirt fei, vielmehr 
die Gapitulation vom 20. September 1870 diefem auch die leoniniſche Stadt 
und die Engelsburg ließ. Zur Decupation iſt nicht die militärifche Befegung 
jedes Gebietötheiles erforderlid, eö genügt, daß der Gegner außer Stande ift 
dem, der das übrige Gebiet bereits befegt hält, irgend welchen Widerjtand zu 
leiften. Auch die Annahme defjelben Schriftftellers, der Bonghi einigermaßen 
beitritt, daß durch das Garantiegefeg für Italien eine internationale Servitut 
conjtituirt fei, ijt nicht zutreffend, denn eine ſolche kann nur auf unvordent- 
lihem Befigitand oder Vertrag beruhen, und feiner von beiden liegt hier vor. 
Aber ebenfomenig ift es richtig, daß dem Papſt, wie Mancini in der Debatte 
über das Garantiegefeg behauptete, eine bloße Souveränetät der Ehren ge= 
lafjen ſei; eine ſolche ijt fein Harer Begriff. Souverän ift, wie zu Ende des 
$ 5 ausgeführt wurde, der Papſt nach dem Verlujt der weltlichen Herrſchaft 
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überhaupt nicht mehr, die fouveränen Rechte aber, welche das Garantiegeſetz 
ihm verbürgt hat, find keineswegs blos Ehrenrechte, die Unverleglichkeit feiner 
Perſon und Reſidenz, das active und paffive Geſandtſchaftsrecht find jehr 
pofitive jubjtanzielle Privilegien, jo gut wie die gleichen Rechte jedes wirk— 
lihen Souveränd. Will man wiſſen, was ber Geſetzgeber bei Erlaß des 
Garantiegefeges gewollt hat und dafür die Debatten bei deſſen Berathung 
beranziehen, fo können zur Erläuterung des Wortlautes doch wohl nur die 
Aeußerungen der Regierung als maßgebend gelten, welde die Vorlage ges 
madt hat, der das Parlament zugeftimmt hat und diefe jind durchaus un- 
zweibeutig. Ausdrücklich erklärte der Minifterpräfident Lanza in der Sitzung 
vom 9. December 1870, der Papſt müfje »essere esente da qualunque 
autoritä o giurisdizione dello Stato«, wozu aljo die richterlihe Autorität fo 
gut gehört wie die executive. Aber der juriſtiſche Hauptirrthum des Erfennt- 
nifjes liegt, wie Gabba treffend hervorgehoben®), in der Zerreißung des Zu: 
ſammenhanges von Urtheil und Vollſtreckung; die beiden Vollmachten zu urtheilen 
und zu volljtreden gehören nad Urfprung und Zwed untrennbar zufammen, 
die betreffende Autorität hat entweder beide oder feine von beiden, liegen 
triftige Gründe gegen die Gompetenz vor, ein Urtheil gegen eine Perſon zu 
vollfireden, jo ift auch die Competenz, fie zu verurtheilen, ausgeſchloſſen, ein 
Urtheil, das überhaupt nicht gegen den BVerurtheilten volljtredt werden Tann, ilt 
von vornherein nichtig.) So aber liegt hier der Fall, nicht etwa ein „thatſäch—⸗ 
liches Hinderniß, welches ſich aus Ehrenrüdfichten nicht befeitigen läßt", wie felt- 
famer Weife das Erkenntniß jagt, fondern der $ 7 des Garantiegejehes, Fraft 
defjen fein Staatöbeamter die Nefidenz des Papftes gegen deſſen Willen betreten 
darf, hindert die Vollftredung jedes Urtheild gegen eine Perſon oder eine Sache, 
die fi) innerhalb des Vaticans befindet. Die päpftliche Reſidenz iſt exter- 
titorial, wenn dies aud nicht wörtlich im Geſetz gejagt ift, denn nur 
die Erxterritorialität verleiht nad) heutigem Rechte das Privileg, jeden Aft 
ftaatlicher Autorität auszuſchließen, der Vatican mit allem was darin ift, bleibt 
den Gerichten des Staates ebenfo entzogen wie ein fremdes Kriegsſchiff, das 
in einen Stalienifchen Hafen einläuft. Da aber die Eremtion des Wohnſitzes 
nur um der Perſon willen, die dafelbft weilt, gegeben wird, fo ift der Papit 
jelbit Italien gegenüber erterritorial, »non & suddito delle leggi colui contro 
del quale le leggi non possono essere applicate« fagt Gabba mit Recht 
(p- 48). Er fteht permanent wie ein fonft zeitweilig im Königreich mweilender 
fremder Souverän oder ein bei der Regierung beglaubigter Gejandter, gegen 
welche ein Urtheil fo wenig gefprocden als volljtredt werden kann und deshalb 
ift Gabba gewiß zuzuftimmen, wenn er jagt, daß auch die Beichlagnahme einer 
auf den Namen des Papftes bei einem Bankhaufe hinterlegten Summe für 
eine gegen feine Kaſſe erhobene Forderung unzuläffig fein würde, obwohl damit 
fein Wohnſitz nicht verlegt würde. Hätte der ‘Papft die Exterritorialität nicht, 
jo wäre er ſchlechter geitellt ala die bei ihm beglaubigten Gejandten, und diefe 
Immunität erjtredt ji) wie bei diefen auf die private wie auf die öffentliche 
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Seite der Wirkfamteit, weil nur, wenn fie für die erftere befteht, wirkliche Un- 
abhängigkeit für die amtlihe Thätigleit vorhanden ift. An den Vortheilen ber 
Erterritorialität aber nehmen die Beamten des Papſtes für alle Akte ihres 
Amtes fo gut Theil wie die Legationsfecretäre an denen ihrer Geſandten oder 
der den fremden Sowverän begleitende Minifter, während fie natürlich als 
Privatperfonen den Stalienifhen Bürgern gleichſtehen, und deshalb ift auch die 
Behauptung des Appellhofes hinfällig, daß er competent fei gegenüber dem, 
der an der Spige der päpftlihen Schatlammer ſtehe. Nur wenn der Papft 
als perfönliches Vermögen in Italien Grundftüde befäße, würden diefe den 
Stalienifchen Gefegen unterliegen wie auch der Grundbefik fremder Souveräne 
und ebenjo wären nad) feinem Tode diefe Geſetze maßgebend für feinen per 
fönliden Nachlaß. Daß dies ein anomaler Rechtszuſtand ift, kann nicht bes 
ftritten werben, aber es ift nur der Ausdruck eines thatſächlich einzig daſtehen⸗ 
den Verhältnifjes. Gewiß ift die Italienifche Legislative formell berechtigt den 
8 7 zu ändern wie jede andere Beitimmung des Garantiegefeges, geichähe das, 
fo entitände eben eine neue rechtliche Lage. So lange es aber nicht geſchehen, 
bleibt der $ 7 maßgebend Er ift daher volllommen unbaltbar, wenn der 
Appellhof erklärt: »Nessuna legge puo essere interpretata nel senso che 
violi lo Statuto, offenda i diritti costituzionali dei cittadini italiani, sot- 
tragga una parte di Italiani ai tribunali dello Stato, e conceda al Pon- 
fice quelle che lo Statuto rifiuta al Re«. Wäre das richtig, fo hätte ein 
Ausnahmegefeg, wie das vom 13. Mai es notoriſch fein ſoll, überhaupt feinen 
Einn; und daß die Geſetzgeber von 1871 dies vollftändig erfannt haben, be: 
weiſt der $ 19, welcher ausbrüdlich erklärt: »In tutte le materie che formano 
oggetto della presente legge cessa di avere efletto qualunque disposizione 
ora vigente (aljo auch das Statut) in quanto sia contraria alla legge me- 
desima«, eine Bejtimmung, die der Appellhof mit Schweigen übergeht. Die 
rechtliche Abnormität beiteht, die rechtliche Unmöglichkeit ift eine willkürliche 
Behauptung; ſoweit die Tragweite des Garantiegefeßes reicht, kommt für den 
Papſt das Statut jo wenig in Betracht wie für einen in Stalien weilenden 
fremden Souverän, der auch in gewifjen Beziehungen mehr Rechte hat als der 
König, welcher nicht exterritorial ift. 

Leo XIII. hat nun in Anlaß der Klage Martinucciö durch ein Motu pro- 
prio vom 25. Mai 1882 im Batican zwei richterlihe Commiffionen, jede aus 
drei von ihm ernannten Prälaten bejtehend, eingefegt, an die ſich in erfter 
und zweiter Inftanz alle Perfonen menden follen, welche glauben, Forderungen 
an die päpftlihe Hausverwaltung zu haben. Stimmen diefe nicht überein, fo 
urtheilen fie in dritter Inftanz vereinigt unter Vorſitz des General-Aubitors der 
päpftlihen Kammer. 

Im Gegenjah zu Bonghi, ver das Recht des Papſtes, Dies zu thun, an- 
erlannte, beftreitet Brufa®) daſſelbe. Der $ 7 deö Garantiegeſetzes ſetze der 
Intervention der Italienischen Behörden fein abfolutes rechtliches Hinderniß 
entgegen, da er jelbjt den Fall der päpftlihen Zuftimmung vorbehalte, es fei 
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alfo nur für die Ausübung eines Rechtes, das Italien nicht aufgegeben, eine 
Bedingung gejtellt, ganz wie im Strafredjt bei den Antragävergehen. Hätte 
Bonghi Recht, fo gäbe es ein verfchiedenes Forum, je nachdem die päpftliche 
Verwaltung Beklagte oder Klägerin fer, im erften Falle würden die einge- 
fetten Commiffionen entjcheiden, im legteren müßten die päpftlihen Behörden 
fi) an die Ztalienifchen Gerichte wenden. Das fei ungereimt, Italien könne 
dem Papſte nicht erlauben »de s’arroger l’exercice d'un pouvoir essentielle- 
ment laique et souverain«, eine fo anomale Situation im Recht gebe es 
nicht. Gewiß nicht, aber lediglich deshalb, weil die Lage des Papftes in Italien 
einzig in ihrer Art ift. Der Papſt ift, wie oben ausgeführt, erterritorial und in 
feinem vom Garantiegefet gezogenen Rechtskreis den Italienifhen Gejegen nicht 
unterworfen, er hat aber eine große und verwidelte Verwaltung, in der Streit- 
fragen vorkommen werden, hierfür muß es doch eine Entfcheidung geben und 
dieſe kann nur durd eine päpftlihe Behörde erfolgen, der Papſt könnte fie 
gar nicht den Italienischen Gerichten überlafjen, ohne fie zu Richtern über die 
ganze Organifation der Fire zu machen. Man nehme 3. B. an, daß eine 
Differenz vermögensrechtlicher Art zwifchen zwei Congregationen der Curie be: 
ftehe, follte hierüber das römifche Gericht urteilen, jo müßte es unfehlbar aud) 
die Competenz jeder der beiden zu feiner Cognition ziehen, was mit der ga— 
rantirten Unabhängigkeit des geiftlihen Regimentes unvereinbar ift. Nicht 
anders fteht es mit Klagen Dritter gegen die päpftlihe Verwaltung, jelbjt der 
Ausgang des Falles Martinucci hat gezeigt, daß troß des faljchen Urtheils, 
Gläubiger diefer Verwaltung ihr Recht nicht durchſetzen Fönnen, weil ed nicht 
in ihrer Macht jteht die nöthige Beweisaufnahme zu veranlafien und ein zu 
ihren Gunſten geiprochenes Urtheil nicht auögeführt werden fann. Die Italies 
nische Juſtiz verfagt alfo in ſolchem Falle, dies ift ein für allemal feftgeitellt, 
und es iſt ficher für die Gläubiger bejjer, daß fie fi an eine vom Papſt ein= 
gejete Behörde menden fünnen, als daß fie vom Belieben eines päpftlichen 
Beamten abhängen. Ob diefe Behörde das contentieux administratif aner- 
fennt, welches in Italien das Geſetz von 1864 abgefchafft hat, kommt nicht in 
Betracht; ift der Papſt in feinem Rechtskreis den Italieniſchen Gefegen nicht 
unterworfen, fo kann er innerhalb dejjelben die Normen aufjtellen, nad) denen 
zu verfahren ift. Ganz unzutreffend aber erfcheint der Bergleich mit den An: 
tragävergehen; der Vorbehalt feiner Zuftimmung für ein Einſchreiten von 
Staatöbeamten fann nur den Sinn haben, daß auferordentlihe Fälle eintreten 
fönnen, wo ein ſolches Einfchreiten in feinem eigenen Interefje wäre, 3. B. die 
Schweizer empörten ſich wegen mangelhafter Zahlung des Soldes und die 
päpftlihen Sendarmen könnten ihrer nicht Herr werden. Daß, abgefehen von 
ſolchen unwahrſcheinlichen Fällen, der Papſt nicht einem italieniſchen Beamten 
geitatten wird, feine Refidenz zu betreten, liegt auf der Sand. 

Der Papft hat ſich mit der Einfegung diefer Behörden volllommen inner: 
halb der für feine Autorität nothwendigen Grenzen gehalten. Selbitverftänd- 
lid) ift die Nechtöfraft ihrer Entfcheidungen auf den Vatican beſchränkt, Ita 
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lienifche Berichte haben fie nicht anzuerkennen, Italienische Behörden nicht zu 
ihrer Ausführung mitzumirken. Died warb von der Regierung bei der Bes 
rathung des Geſetzes mit Hecht betont, welche gegenüber dem Einwand der 
Zinten, daß die Congregationen auch über rein bürgerliche Rechtsfragen ent: 
ſchieden, bemerkte, daß die Curie foldhe Erfenntniffe nur mittelft der biſchöf— 
lichen Gerichte ausführen fönne, über melde das Geſetz nichts fage. Eine 
ftrafrechtlihe Jurisdiction fommt bei diefen Commiſſionen nicht in Frage, 
obwohl auch in diefer Beziehung zu jagen, daß nad) $ 7 die Italienische Regie: 
rung nicht in der Zage fein würde es zu hindern, wenn der Papft über einen 
feiner Diener der einen andern im Streite verwundet, Gefängnißftrafe ver: 
bängte. 

Das Erfenntni des Appellhofs im Falle Martinucci hat feine praftifchen- 
Folgen gehabt; ganz anders fteht es mit dem des Gafjationshofes vom 29. Jan. 
1884 betreffend die Einziehung und Gonvertirung der Güter der Propaganda. 
Das Geſetz vom 19. Juni 1873?) hatte die Geſetze vom 7. Juli 1866 und 
vom 15. Auguft 1867, welche die Aufhebung der Orden und religiöfen Cor: 
porationen, ſowie die Einziehung der geiftlihen Güter mit gewiſſen Ausnah— 
men verfügten, auf die Römifche Provinz ausgedehnt. Curci jagt (der heutige 
Zwieſpalt zwifchen Kirche und Staat S. 136) Pius IX. habe Victor Emanuel 
in einem eigenhändigen Briefe gebeten das Patrimonium der Propaganda 
der Wirffamfeit des Fiscus zu entziehen, was auch jofort gewährt fei, jeden: 
falö hatte die Thronrede bei Eröffnung des eriten Parlament? in Rom 
(27. Nov. 1870) zugejagt, die religiöfen Inftitutionen, welche als Theil der all: 
gemeinen Kirdhenregierung anzufehen feien, unberührt zu lafjen und in den den 
Geſetzentwurf begleitenden Verzeichniſſen der in Betracht kommenden juriftifchen 
Perfonen war die Propaganda nicht aufgenommen; demzufolge hatte die durch 
das Geſetz beftellte, von der Regierung unabhängige Giunta liquidatrice die 
Büter der Propaganda unbehelligt gelajjen. Erft nachdem zu Folge des Ge- 
jeßes vom 7. Sept. 1879 an die Stelle diefer Behörde ein vom Juftizminifter 
abhängiger Commifjar getreten war, verfügte diefer im Mai den Verlauf einiger 
Grundftüde der Congregation. In dem Proceſſe, den letztere dagegen anitrengte, 
bat die Givillammer des Gafjationshofes am 7. Juni 1881 das Erkenntniß 
des römiſchen Appellationägerichtes vom 12. Nov. 1880, welches in Beftäti- 
gung der Entſcheidung des römiſchen Stadtgerichtes vom 19. Juni 1880 die 
Anwendbarkeit des Geſetzes von 1873 behauptete, caffirt. Es anerkennt, daß 
als juriftifhe Perfon die Propaganda ein nationales Inftitut und den Staats: 
gefegen unterworfen fei, aber folgert aus den ſich ergänzenden Geſetzen von 
1866 und 1867, daß nur die Güter der Inftitute, welche Cultuszwecke haben, 
der Converſion unterliegen. »In una parola, dove non vi & scopo di Culto, 
un ente non puö cadere in conversione, altrimente resterebbe sconvolto 
dalle sue basi fondamentali il diritto publico interno.«e Der med der 
Propaganda aber fei nicht Cultus, fie ſei »un istituto sui generis inspirato 
ad un grande cuncetro umanitario, & mondiale per quanto si attiene alle 
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sue funzioni educative e di civilizzaree, bei der Vorlage des Geſetzes von 
1873 und der Verzeichniſſe habe die Regierung ausdrüdlic erklärt, daß fte 
feine Mühe gefcheut um zu vermeiden, daß fich ein geiftliches Inftitut der 
Gonverfion entziehe. Gleihwohl war die Propaganda nicht unter denfelben 
aufgeführt »ed il Governo non ignorava, n& poteva ignorare un Istituto, 
la cui fama era totum vulgata per orbem. La omissione adunque fu ex 
proposito; e siccome per le Fabriccerie fu necessaria una legge per com- 
prenderle nella conversione a piü forte ragione avrebbe il legislatore 
dovuto occuparsi con la legge 19 giugno dello Istituto di Propaganda, 
se per poco avesse voluto comprenderlo fra gli enti soggetti a conver- 
sione.«e Deshalb habe der Appellhof den Art. 11 des Geſetzes vom 7. Juli 
"1866 falfch angewendet und fei fein Urtheil aufzuheben, die Sache aber zu 
neuer Prüfung an den Appellhof von Ancona zu verweilen. Nachdem nun 
dieſer dem Urtheil des Römifchen Appellhofes durch Sentenz vom 10. Dec. 1881 
beigetreten war und die Propaganda hiergegen nochmals appellirt hatte, mies 
der Gafjationshof in vereinigter Sitzung aller Kammern diefe Berufung zu: 
rüd, womit der Inftanzenzug erihöpft war. Das bezügliche Erkenntniß vom 
29. Jan. 1884 führt im Gegenfat zu dem des Givilfenats aus, daß die Eigen- 
thümlichteit des Institut nicht in Betracht komme, dafjelbe vielmehr auch wenn 
es nicht Cultuszwecke verfolge, doc unzweifelhaft eine juriftifche Perfon geift= 
lihen Charakters fei, deren Urfprung und Privilegien auf den betreffenden 
Bullen beruhe, welche die Päpfte in Ausübung ihrer Souveränetät erlaflen, 
daß das Geſetz vom 15. Auguft 1867 (Art. 1, 6) fich nicht blos auf die In— 
ftitute beziehe, welche den Gultus zum Zmwede haben, ſondern auf alle juri- 
ftifhen Perfonen geiftlichen Charakters, dak die Auslaffung der Propaganda 
in den Verzeichnifjen unerheblich fei, weil diefe nur den Werth jtatiftifcher No= 
tigen hatten und nicht für die Ausführung des Gefeges in Betracht kommen, 
daß alfo, daß da »non ha punto il legislatore creduto di dettare espressa 
eccezione per Propaganda«, die Güter derfelben der Converſion unter: 
liegen. 

Es ift nun jedenfalls ein ſehr auffallender Widerſpruch diefer beiden Er- 
fenntnifje, daß der Givilfenat die Anwendung ded Geſetzes auf Inftitute, die 
nicht Gultuszwede zum Gegenftand haben, einen Umfturz der Grundlagen des 
inneren öffentlichen Rechtes nennt, während bie vereinigten Kammern dieſe 
Anwendung ald normale Auslegung des Gefetes betrachten, aber geben wir 
letzteres ſelbſt zu, jo ift es doch ficher eine eng legiftiiche Auffafiung, die Aus- 
lafjung der Propaganda in den Berzeichnifien, weil diefe nur den Werth jtati- 
ftifcher Notizen hätten, als unerheblid) zu behandeln und den eigenthümlichen 
Charakter der Propaganda zu ignoriren. Unftreitig fonnte Gregor XV., als 
er diefelbe durch die Bulle Inscrutabili vom 20. Juni 1622 begründete, ihr 
nur als Souverän die Rechte einer juriftiihen Perſon verleihen. Ebenſo ge: 
wiß aber ift, daß diefer Souverän zugleih Oberhaupt der Kirche war, da er 
die Propaganda zu kirchlichen Zmeden begründete und daß es nicht entfcheidet, 
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ob beide Eigenfchaften derfelben auf einer Bulle beruhen, ſondern es auf den 
Inhalt derfelben ankommt, darnach aber kann es nicht zweifelhaft fein, daß 
diefe Congregation eine der Behörden ift, mit deren Hülfe der Papft das 
Regiment der Kirche führt, welches dur das Garantiegeſetz fichergeftellt wer: 
den fol. Im Art. I $ 1 des früheren päpftlihen Budgets ift nicht nur die 
Propaganda als kirchliche Congregation aufgeführt, fondern die Summe diefer 
Rubrik ift mit für ihre Zwecke bejtimmt (»per le congregazioni ecelesia- 
stiche, per sussidio ed assegno a quella di Propaganda fide).«e Dieje 
Dotation hat Art. 4 des Garantiegefeges aufrecht erhalten, die Propaganda 
gehört alfo unzweifelhaft zu den dafelbft genannten „tirchlihen Gongregatio- 
nen* burd welche der Papſt die Kirche regiert und es ift dafür ganz gleich— 
giltig ob fie, wie Mancini, der dies mit Unrecht in feiner Note vom 20. Febr. 
1884 beftreitet, anführt, auch eigene® Vermögen hat. Damit, daß fie über 
diefes als juriftifhe Perſon verfügt, verliert fie den Charakter der kirchlichen 
Behörde nicht, bleibt vielmehr jo jehr ein integrivender Teil des Kirchenregi- 
mente3, daß der Papft ohne fie feinen Akt der Jurisdiction in nichtkatholifchen 
Ländern vomimmt. Ebenſowenig läßt fich der internationale Charakter der 
Propaganda verfennen, für den ſchon die directen jährlidien Beiträge aus 
allen Weltteilen, im Belaufe von 5— 6 Mill. fprechen; ihre Mitglieder find 
in erfter Linie die Erzbifchöfe, Biſchöfe, apoftolifchen Vicare und Vorgefegten 
der Miffionen, unter denen die Mifftonare arbeiten, nur die oberfte Leitung 
und die umfafjende Verwaltung find in Rom centralifirt, ihre Capitalien jtam- 
men zum größten Zeile nicht aus Rom oder Italien, jondern aus der ganzen 
Welt, fie ift das größte beftehende polyglotte Inftitut, fie hat überall ihre Se- 
minarien, der Gardinal Jacobini war deshalb wohl berechtigt in feinem Gircular 
vom 10. Febr. 1884 diefelbe eine »institution &minemment cosmopolite« zu 
nennen und in gewifjen Sinne auch zu behaupten »que son patrimoine est 
la propriet& de la grande famille catholique«. 

Gewiß war andrerfeits Mancini berechtigt in feiner Note vom 20. Febr. 
jede Einmifhung andrer Regierungen auszuſchließen, ſchon weil feine andre 
Macht das Recht hat als Vertreterin der Propaganda aufzutreten; die Sache 
ift rechtlich mit dem Spruch des Gaflationähofes erledigt, aber aus der unan- 
greifbaren Legalität deſſelben folgt nicht feine Gerechtigkeit, noch weniger die 
Weisheit des Verfahrens der Regierung. Konnte dad Geſetz jo ausgelegt 
werden, mie eö der Gaflationshof that, fo war es ficher ein Fehler einem 
ſolchen Inftitut nicht feine eigenartige Stellung von vornherein zu wahren 
und war das 1879 verfäumt, jo fonnte es jeden Augenblid nachgeholt werden; 
wenn man die Pfarrpfründen, die Kirchen und die Dienftgebäude der Bifchöfe 
und Seminarien von der Converfion ausnahm, hätte man doch um jo mehr 
das Gleiche für eine Inftitution thun follen, die zum allgemeinen Kirchenregi- 
ment gehört. Mindeftens wäre es, wenn man einmal feine Güter todter Hand 
dulden wollte, geboten geweſen, der Gongregation zu überlafien den Erlös der: 
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felben wie und wo fie wollte anzulegen. Die Regierung hatte nur den Muth 
nicht, mit einer ſolchen Maßregel vor das Parlament zu treten. 

Es trifft auch den Kern der Sache nicht, wenn man jagt, daß durch die 
Gonvertirung die Propaganda finanziell fein ſchlechtes Gefchäft mache; felbit 
zugegeben, daß die Italieniſche Rente unbedingt ficher fei und das dem Inftitut 
zufallende Einfommen auch nach Abzug der hohen Steuer, der die Rente un: 
terliegt, höher fei ald das aus den Srundftüden bezogene, da die Congregation 
nun für leßtre nicht mehr eine Eoftipielige Verwaltung und Grunpdfteuer zu 
bezahlen hat, fo ift der Punkt, worauf es ankommt der, daß eins der nothwen- 
digen Organe der fatholifhen Kirchenregierung einen entfchiedenen Eingriff in 
feine Unabhängigkeit erlitten hat, ohne daß diefer Eingriff durch das Interefie 
des Staated geboten war. Es tft durchaus unrichtig, wenn Mancint in feiner 
Note vom 20. Febr. behauptet, daß nad) dem Erfenntnii des Cafjationshofes 
die rechtliche Yage der Congregation der Propaganda unverändert und unprä- 
judicirt bleibe, und diefelbe ihr convertirtes Vermögen frei verwalten, ſowie 
durch weitere Gaben der Gläubigen vermehren fünne. Der Art. 434 des 
Codice eivile befagt: »I beni degli istituti ecclesiastici sono soggetti alle 
leggi civili, e non si possono alienare senza l’autorizzione del Governo«. 
Eine fönigl. Verordnung vom 12. Juli 1864 beftimmt, wie diefe Erlaubnif 
nahzufuhen und zu gewähren if. Die Propaganda kann alfo die Rente, 
welche fie für ihre Güter erhält, weder ganz noch theilmeife ohne Zuftimmung 
der Regierung veräußern, fie kann ebenfowenig in Zukunft Grundbefig ohne 
diefe Zuftimmung erwerben (Gef. v. 7. Juli 1866 Art. 32) und muß, wenn 
diefe gegeben wird, nach Art. 17 des Geſetzes vom 19. Juni 1873 die Grund: 
jtüde jofort verfaufen und den Erlös in Nente anlegen. Die Regierung allein 
entfcheivet alfo über die Bewegung des Vermögens der Congregation und 
doc) liegt es auf der Hand, daß diefelbe zur Erfüllung ihrer eigenthümlichen 
Aufgaben nicht blos eine jährliche Rente, fondern auch Gapitalien zu freier 
Verfügung haben muß. Sie hat wiederholt bei auferordentlihen Belegen» 
heiten, wie 3. B. neuerlich bei der Dungersnoth in China und Tonkin, wo fie 
eriterem Lande allein 200 000 fr. gefpendet, ihr Capital angeariffen, das dann 
fpäter durch Schenkungen ergänzt ward; dem Belieben der Negierung foll es 
fünftig anheimgeftellt fein, ob fie dies thun darf, ohne daß diefelbe doch irgend 
ein competentes Urtheil darüber hat, ob ſolche außerordentliche Aufwendungen 
nöthig find oder nicht. Es ift ficher fehr verkehrt, wenn der Gardinal Zacobini 
in feinem Gircular vom 10. Febr. jagt, der Staat bezahle der Congregation 
»une rente semestrielle, comme à un simple usufruitier, et en quelque 
sorte à titre d’aumönes, der Staat wird für den Betrag der Nente Schuld: 
ner der Propaganda, aber ebenfo gewiß it, daß die vermögenäredhtliche Stel: 
lung der leßteren vollſtändig geändert ift und es ift fehr begreiflich, daß durch 
das Gircular ihres Leiterd, des Cardinals Simeoni vom 15. März 1884, für 
alle fünftigen Schenkungen der Sit der Verwaltung außerhalb Italiens ver: 
legt ift. 
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Napoleon I., der font keineswegs jchonend gegen Kirchengüter verfuhr, 
ließ bei der Einverleibung des Kirchenitaates die Beſitzungen der Propaganda 
unangetajtet und befahl fogar in Anbetracht des eigenartigen Charakters diejes 
Inſtituts ihre ungefchmälerte Erhaltung durd ein Senatus-Gonfult.1%) Die 
Italienische Regierung hat durch ihr Verfahren die Unabhängigkeit diefer Con: 
gregation und damit eines der nothmwendigen Organe des Kirchenregimentes an- 
gegriffen. Wer den Zwed will, muß die Mittel wollen; foll das Garantie 
geſetz feinen Zwed erfüllen, die Unabhängigkeit der geiftlihen Macht des Papſt— 
thums zu fihern, fo darf man ihm auch nicht die Mittel verfümmern, durch 
welche «3 die geiftlihe Regierung ausübt, nicht den Papft in die Lage ſetzen, 
daß er fich mit Hecht über Eingriffe beflagen kann, die feine geiftliche Wirk— 
famteit fchmälern.!!) Im Sinblid auf diefe Vorgänge konnte derfelbe in 
feiner Allocution vom 3. März 1885 jagen: „Derjenige, der nicht angeftanden 
hat eine Invafion in die Staaten der Kirche zu maden, mit Gewalt die Stadt 
in Beſitz zu nehmen und bis an die Pforten dieſer unferer päpftlihen Woh— 
nung vorzudringen, kann der uns Sicherheit geben, daß er nicht auch noch 
diefe lettere heimfuchen wolle? Sind nicht erjt fürzlich verwegene Vorfchläge 
und wilde Drohungen gegen unfer friedliches Aſyl geſchleudert worden?" 

Mir ftimmen im Rüdblid auf die dargelegten Conflicte daher vollſtändig 
Bonghi bei, wenn er jagt der Streit zwiſchen Staat und Kirche in Italien 
»da parte della Chiesa & condotta con un intento che non puö n& deve 
effettuarsi, da parte dello Stato senza preciso scopo, e a tratto a tratto 
con una piceolezza di veduta e di doctrina che mette sgomento.« 12) Die 
für die Regierung fehr unliebfame Folge tft, daß die Nömifche Frage wieder 
aufgelebt ift, die Diplomatie, wie die fatholifhe Welt hatten fich nach 1871 
mit den vollendeten Thatfachen abgefunden, die Klagen Pius’ IX. über feine 
Beraubung und Gefangenfchaft übten feine Wirkung mehr; mit den Proteften 
2eo’3 XIII. gegen die erwähnten Eingriffe ift dies anders, die Fehler der 
Negierung werden von Schriftitellern getadelt, denen man jicher feine Bor: 
eingenommenheit für das Papſtthum vorwerfen kann, die Yage des Papſtthums 
und die möglichen Eventualitäten werden wieder erörtert und wenn bie aus: 
wärtigen Regierungen als folche fi von einer Intervention fern gehalten 
haben, fo würde doch das Italienische Minifterium fehr irren, wenn ed aus 
ihrem Schweigen auf ihre Billigung fchlöffe oder glaubte mit der Behauptung 
Mancinis, die Stellung des Papftes in Rom jei eine frage, melde aus— 
ſchließlich der Gompetenz der Italienischen Regierung angehöre, das letzte Wort 
gefprochen zu haben. Wenn in feiner äußern Form das Garantiegefeh ein 
einfeitiger Aft der Stalienifchen Geſetzgebung iſt, und zwar infofern eine lex 
imperfecta, ald der Papſt es nicht angenommen hat, jo ift eö feinem Mefen 
nad auch eine gegen alle fatholifchen Nationen übernommene Verbindlichkeit, 
Die Depefhen Visconti-Venoſta's, wie die Neden Lanza’s nach der Befit- 
nahme Roms ftellen eö außer ‚Zweifel, daß Italien die volle Unabhängigkeit 
und Freiheit des Papftes in feinem geiftlihen Wirkungskreis zu fichern, nicht 
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nur als moralifche Pflicht für fi anerfannt bat, fondern aud ala Pflicht 
gegen alle andern Staaten, melde ein Interefje an diefer Unabhängigkeit 
haben, diefe Staaten find alſo wohl berechtigt zu erwägen, ob das Garantie 
geſetz fich bewährt hat und wenn fie auch bisher fich ſchweigend verhalten 
haben; fo hat die Politif der Regierung doch nicht nur den ’Papft und die 
clericale Partei erbittert und ihre Hoffnungen auf einem Umſturz neubelebt, 
fondern auch auf anderer unbefangener Seite Zmeifel erwedt, ob die verfuchte 
Löfung die richtige ſei. 


1) Staatsarchiv Supplement zu XXIU u. XXIV, Nr. 4974. 

2) Allerdings bat 3. Favre Ende Oct. 1871 einen Bericht des Franzöſiſchen Bot: 
ſchafters Marquis d’Harcourt veröffentlicht, wonach Pius IX. demfelben bei Ueber: 
reihung feiner Erebitive am 26. April 1871, gefagt, Rom bürfe nicht die Haupt« 
ftabt Italiens werben, aber die Souveränetät könne man in unfrer Zeit nicht wieder: 
auffuden (la souverainet& n’est pas à rechercher), er würbe ed nit annehmen, 
wenn man ihm feine Staaten zurüdgeben molle: „Alles, was ich⸗wünſche, ift ein 
feines Stüd Land, wo id Herr fein würde, fo lange ich dieſes nicht haben mwerbe, 
fann ich meine geiftlihen Functionen nicht in ihrer Fülle ausüben.“ Favre beftand 
Anfangs auf der Authenticität des Schreibens, veröffentlichte dann aber plößlich eine 
Erflärung, wonach der Abjchreiber doch einige Worte ausgelafjen, die den Sinn ber 
Aeußerungen des Papfted durchaus ändern; man darf annehmen, dab Pius IX. in 
einem unbewachten Augenblide gejagt, was er dachte, aber offiziell nie zu äußern 
gewagt hätte Für die offizielle Stellung des Papftthums fommt die Aeußerung, fo ° 
merkwürdig fie ift, nicht in Betracht. 

3) Es mag allerdings erwähnt werben, daß Leo XII. in feinem Schreiben vom 
10. September 1884 an ben Garbinalftaatsfefretär, betr. die eventuelle Eröffnung 
eines Spitald für Cholerafranfe, bemerkt, daſſelbe folle in der Nähe des Baticans 
errichtet werben, „weil ed Uns auf biefe Weiſe leicht ift, auch perſönlich die Kranten 
zu befuden und zu tröften”. Indeß felbft wenn ed dazu kommen follte, daß der 
Papft behufs folder Beſuche den Batican verliefe, dürfte man in einer derartigen 
Ausnahme keine Aufgabe der principiellen Stellung fehen, zumal der zum Spital 
beftimmte Palaft der Ganonica zwar außerhalb des Bebietö belegen ift, da? zum 
Batican gehört, aber mit der Sacriftei der Peterstirche durch einen Corridor verbun: 
den ift. Wichtiger wäre es, wenn fich die Nachricht beftätigte, daß feitens des Va— 
ficand eine Genehmigung der Lokalbehörde für die Einrichtung des Spitald nachge— 
fudt, die dann aud vom Sindaco von Rom ertheilt wäre, (Allg. Evang. Luth. 
Kirchenztg. 24. Det. S. 1021) während ſich der Papft nie einem Akt der Genehmi⸗ 
gung ftaatliher Behörden unterftellt hat. In dem Schreiben des Papftes ift aller: 
dings davon nichts gejagt, dagegen Hagte er am 24. December, feine Abficht, nahe 
beim Batican ein Cholerafpital zu errichten, ſei auf gehäffige Infinuationen und 
Deutungen geftoßen, um deſſen Ausführung zu hindern. 

4) Leone XIII. e il governo Italiano p. 6 u. 32. 

5) Rev. de droit int. XV, p. 122. 

6) I Tribunali Italiani p. 8. 

7) Deshalb erfcheint auch der von Golbberger (Allg. Defterr. Literaturztg. Nr. 4 
5.7) aus dem Oeſterreichiſchen Hofbecret vom 2. September 1839 angezogene Eins 
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wand nicht zutreffend. Danach fteht den Defterreichifchen Gerichten zwar die Ver: 
urtbeilung eines Defterreicherd zu, ber fih in Dienften eines am kaiferl. Hof be- 
glaubigten Gefandten befindet, nicht aber die Vornahme einer Zuftellung, Vorladung 
oder Erecution im Haufe des Gejandten. Die beiden erften können nur durch das 
DOberhofmarihalls Amt, event. dur das Auswärtige Minifterium infinuirt werben, 
eine Erecution fann an bem im Geſandtſchaftsgebäude befindlichen Eigentum des 
Berklagten gegen den Willen bes Gefandten überhaupt nicht ftattfinden und dennoch 
wird biefe Unmöglichkeit der Vollſtreckung des Urtheild das Gericht nicht Kindern, 
dieſes felbft auszufprehen. — Diefer Fall liegt doch anders al3 die Klage Marti: 
nucci's. Der betreffende Defterreichifche Diener bleibt Unterthan des Kaiferd, der 
Majordomus ded Papftes ift nicht Unterthan des Königs von Italien, bie Unmög— 
lichteit der Execution gegen den erfteren liegt nur in feinem Aufenthaltsort, ſobald 
er das Geſandtſchaftsgebäude verläßt und nicht im Auftrage des Geſandten thätig 
ift, kann er verhaftet werden, ebenfo fein außerhalb liegendes Eigenthum mit Bes 
ſchlag belegt werben. Die Diener deö Papftes, die im Gebiete der ihnen gewährten 
Smmunität Handeln, können auch außerhalb der päpſtlichen Reſidenzen nicht in Ans 
ſpruch genommen werden und was das außerhalb des letteren liegende Eigenthum 
des Papftes betrifft, jo unterliegt daſſelbe zwar den Italienischen Geſetzen, bod Tann 
fiher nicht das Privatvermögen des Papjtes oder eines feiner Beamten, für Forde— 
rungen in Anfprud genommen werben, welche gegen fie nicht als Privatperfonen 
geltend gemadt werben, jondern in ihrer öffentlichen rechtlichen Stellung begrüns 
det find. 

8) Rev. de dr. int. XV, p. 137. 

9, Staatsarchiv, Suppl. zu XXIII. XXIV. Bd. I Nr. 6065. 

10) cf. das Schreiben Napoleons bei diefer Gelegenheit an den General Dege 
rando (Annali degli Avocati di S. Pietro 14. Marzo 1884 p. 124) über die Auf: 
gaben der Propaganda. 

11) Soeben (Juni 1885) hat allerdings Depretis verfucht einzulenten, dem Senate 
einen Gefegentwurf vorgelegt, laut welchem von der Regierung anerkannte Geſell⸗ 
haften und SInftitute, welche den Zweck haben, mit den Miffionen die Civiliſation 
in frembe Länder zu tragen, über ihre Gapitalien frei disponiren dürfen, ohne vers 
pflichtet zu fein, von der Regierung die Ermächtigung dazu einzuholen. Diefe Be: 
ftimmung fol auch für die Römifche Propaganda Geltung haben. Junge Zeute, 
weldje in den Seminarien ftubiren und in den Miffionsdienft treten, können erft 
nad) vollendetem 26. Jahre ihrer Militärpfliht Genüge leiften. Während fie bei 
den Miffionen befchäftigt find, follen fie ganz vom Militärbienft befreit bleiben. Die 
Miffionäre, welche religiöfen Corporationen angehört haben und eine Penfion vom 
Staate erhalten, follen ſolche auch im Auslande beziehen können. Die Vorlage ift 
bereitö einem Ausſchuſſe des Senats zur Begutachtung vorgelegt, findet aber dort 
heftigen Widerſtand. 


12) La Propaganda Fide e il Governo Italiano. 1. 
8 2. 
Die Zukunft der Stellung des Papſtes. 
Man kann indeß alle Fehler der Italienischen Regierung anerkennen, ohne 


zu dem Schluß zu kommen, daß eine wefentlich andere Löſung möglich iſt, ala 
die, welche dad Garantiegeſetz verjucht hat. 
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Zunädjft fann von feiner Wiederherftellung der weltlichen Herrſchaft die 
Rede fein, die ſchon 1870 nur ein Anachronismus war; ihr Sturz ift eines 
der mweltgeichichtlichen Ereignifje, die nicht rüdgängig gemacht werden fönnen, 
wenn fie auch jo tiefe Wurzeln gefchlagen, daß ein zuftimmender Verzicht auf 
diejelbe in abjehbarer Zeit nicht als wahrjcheinlic gelten kann; jeder Verſuch 
einer Reftauration durch ausmärtige Intervention würde heute unzweifelhaft 
von Italien als Kriegsfall betradytet werden!) und ſelbſt wenn dafjelbe durch 
unvorherzufehende Umſtände nicht in der Lage fein follte ſich zu widerſetzen, 
fo würde feine Europäiſche Macht dazu die Sand bieten eine Herrſchaft wieder: 
aufzurichten, Die nad) wie vor nur durd fremde Soldaten gehalten werben 
könnte. 

Nicht einmal die Frage Nom dem Papſt allein zu geben, kann ernſt⸗ 
haft erörtert werden; man Tann, wie oben erwähnt, bezweifeln, ob es 
rihtig war 1870 Rom, das feit der Vertreibung der Tarquinier niemals 
wieder Sit eined Königs geweſen war, zur wirflihen Hauptitadt der Re— 
gierung zu machen, aber der damalige Entſchluß ift zu einer Thatfache ge: 
worden, melde fich heute unter feinen Umftänden rüdgängig machen läßt; 
das heutige Rom ift nicht mehr das von 1870, eine Fülle felbftftändiger 
Intereſſen hat fich dort gebildet, die mit der Wiederherftellung der melt- 
Iihen Serrfchaft des Papſtthums unverträglih wären. Bor allem ift Rom 
endgültig der Mittelpunkt der Italienifchen Regierung geworden. Man mag 
finden, daß das Gegenüberftehen von Königthum und Papftthum dem Anjehen 
deö erjteren nicht genübt hat, daß die Anmefenheit des Papftes dem König 
fehr unbequem ift, fchon weil fie für die andern fatholifchen Souveräne eine 
Quarantäne bildet, die fie hindert nad) Rom zu fommen, aber der König Tann, 
nachdem dieſes Jahrelang Hauptitadt gewefen ift diefelbe niemald wieder auf- 
geben, dies hieße die Einheit Italiens in Frage ftellen und Rom nicht dem 
Papſtthum zurüdgeben, ſondern es der Revolution überliefern, die fofort nach 
dem Abzug des Königthums ihren Einzug halten würde. Andrerfeitö befteht 
der Papft darauf Rom für fich allein zu haben, alfo die Räumung feitens des 
Königthums zu verlangen. Leo XII. würde ſich wahrfcheinlid; mit dem Ber: 
luft der meltlihen Herrſchaft über den Kirchenftaat ausföhnen und die natio- 
nale Einheit thatfächlich hinnehmen, aber er bleibt dabei fein geiftliches Amt 
nicht frei üben zu können, wenn er nicht in Rom allein Herr ift. Schon diefer 
Gegenſatz ſchließt eine wirkliche Ausföhnung zwiſchen Königthum und Papftthum 
aus, aber auch andre gewichtige Gründe fprechen dagegen; ein mit dem König 
von Italien verbündeter Papſt würde der Tatholifchen Welt erjt recht nicht 
unabhängig erfcheinen, ein Bifchof kann Deutſcher oder Franzofe fein, der 
Papft muß grade jetzt mehr als je über den Nationalitäten eine fosmopolitifche 
Stellung behaupten, um die Einheit der Kirche zu wahren. Leo XIII. hat 
zwar oft genug betont, daß der heil. Stuhl nicht der Feind, fondern der Wohl: 
thäter Italiens fei, aber für ihn müfjen doch alle Italieniſchen Intereſſen gegen 
die katholiſchen zurüdtreten, feit die Antinomie des weltlichen Souveräns und 
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des kirchlichen Oberhauptes befeitigt iſt. Schon jet hat die Einheit Italiens 
die Folge gehabt die Bedeutung und den Einfluß des Italienischen Elements 
in der Kirche zu ſchwächen, der gegenwärtige Papſt bat Schon mehr nichtitalies 
nifche Gardinäle ernannt, als irgend einer feiner Vorgänger und es iſt im 
Fortgang diefer Entwidlung jehr wohl möglid, daß ein fremder Gardinal zum 
Papft erwählt wird, wenn auch nicht grade ein Franzoſe oder Deutfcher, fo 
doch vielleicht ein Belgier oder Schweizer; denn wenn Dies feit Adrian VI. 
nicht gefchehen ift, fo war der Grund vornämlid der, daß das Haupt eines 
Italieniſchen Staates doch felbft Italiener fein mußte. Aus diefen Gründen 
halten wir eine Ausföhnung des Papſtthum mit dem Italieniſchen Königthum 
für ausgeſchloſſen und dies iſt feineswegs zu beflagen, denn wenn fie möglich 
wäre, würde fie vorausfichtlic die Macht des Papites über die Gewiſſen der 
Katholiten ebenjo in den Dienſt Stalienifcher Intereſſen jtellen, wie feiner 
Zeit die Avignonefifchen Päpfte Diener der Franzöfifchen Könige waren. 
Nicht unmöglih, aber doch fehr unwaährſcheinlich ift Die entgegengejegte 
Eventualität, daß der Papft Nom verliefe. Sie würde jtattfinden, wenn es 
zu einem offnen Attentat auf die Perſon oder Freiheit des WPapftes, einem 
Brude des Garantiegeſetzes käme, die diefer nicht hinnehmen könnte, ohne an 
feiner Würde zu leiden. Eine Abreife unter foldhen Umjtänden wäre eine 
jehr ernite Berlegenheit für die Italieniſche Regierung, das Ereigniß würde 
den Kampf der Parteien fteigern, die Monarchie erfchüttern und könnte leicht 
zu fremder Einmifhung führen, aber eben deshalb wird Italien e8 nicht leicht 
dazu kommen lafjen. Bon einem folden äußerften Falle abgejehen, wird man 
ficher die Drohungen des Papftes Rom zu verlafjen nicht zu buchſtäblich neh- 
men dürfen. Wenn er feine Lage für unerträglid erklärt, jo will er damit 
fagen, daß fie unficher, drüdend und allen Wechjelfällen auögefett ei, die ihn 
allerdings zwingen könnten fich einer Vergewaltigung dur die Abreife zu 
entziehen. Aber er ift zu mweife, um leicht dem Rathe der Zelanti zu folgen, 
welde glauben, daf eine folhe Kriſis eine allgemeine Empörung der katholi— 
chen Welt hervorrufen und fo zu einem günftigen Wendepunkt werden würde, 
oder den Myſtikern Gehör zu ſchenken, welde auf ein Wunder der göttlichen 
Borjehung hoffen. Es klingt zwar imponirend, wenn der Osservatore Ro- 
mano ſagt, überall wo der Papſt ſich niederlaſſe, werde er Mittelpunkt der 
latholiſchen Welt fein, »ubi papa, ibi ecclesia«, wogegen Rom durch deſſen 
Abreife jeine ganze Größe einbüßen werde. Man kann bereitwillig einräu- 
men, daß Nom durch die Entfernung des Papſtes einen fehr weſentlichen Ber: 
luft an feiner gejhichtlihen Bedeutung und an dem materiellen Tribute er: 
leiden würde, melden fait alle Länder der Erde dem Papſte und damit in 
großem Maße auch dem Orte, wo er refidirt darbringen — die jährlihen Aus- 
gaben der Curie allein werden auf 10 Mill. L. angeſchlagen — indeß andrer- 
feitö darf man doch nicht glauben, daß der Papft die ewige Stadt gleichſam 
in den Falten feines Gewandes mwegtragen könnte, die Dauptitadt der Kirche 
läßt fich nicht beliebig verjegen, eine neue nicht improvifiren. Ein fo alter 
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Baum, wie dad Bapftthum läßt ſich nicht verpflangen, feine gefchichtlichen Wur⸗ 
zen haften unauslöslich in dem Römiſchen Boden, mit ihm find alle Erinne- 
rungen des Papſtthums verknüpft, hier find die Gräber St. Peterd und ber 
Heiligen, die alttraditionellen Kirchen, die Site der mweitverzweigten Kirchen- 
verwaltung mit ihren verfchiedenen Abtheilungen, deren Geſchäfte fait ausfchließ- 
li von Stalienern beforgt werden, von denen viele nicht einmal einer frem- 
den Sprade mädtig find. Allen den Gardinälen und Prälaten, die an das 
Römische Pflafter gewöhnt find, wäre mit einem Exodus des Wapftes der na- 
türlihe Boden unter den Füßen mweggezogen und fie würden fi in jedem 
fremden Lande als VBerbannte fühlen. Die Sache ftände menigjten anders, 
wenn der heil. Stuhl außerhalb Italien noch ein Avignon hätte, wo er nicht 
Gaſt eines andern Staated wäre, aber ſelbſt die Hand einer Regierung, welche 
glaubt die Kirche zu vertheidigen, wird gemöhnlich ſchwer von derſelben gefühlt. 
Malta würde ein gutes Klima gewähren, es lebt dort Fein Fürft, der an Rang 
dem Papſte gleichitände, die Bevölkerung und der Glerus find demfelben jehr 
ergeben, aber eine Inſel ift nicht geeignet Mittelpunft des Kirchenregimentes 
zu fein und felbit alle Gaſtfreundſchaft Englands würde dem Papft nicht die 
Vortheile des Garantiegefeges gewähren können, fraft deſſen, wie A. Leroy— 
Beaulieu fagt, er in Rom »parait ©tre Daniel sans ötre mange par les 
lions.«e Sehr richtig bemerkt auch Maneini in feiner Depeſche an Graf Lau- 
nay vom 24. Januar 1882. »En se transportant dans un état oü il mMau- 
rait ni possession territoriale, ni garanties souveraines, le Pape confes- 
serait lui-m&me & la satisfaction de l’Italie, que l’autorit& spirituelle peut 
s’exercer en pleine libert€ sans pouvoir temporel.« Pius VII. wich der 
offenen Gewalt, al3 er Rom verließ und konnte deshalb auch hoffen zurüdzu- 
fehren, wie dies feine Vorgänger, die vertrieben wurden, in zahlreichen Fällen 
gethan haben, aber Pius IX. wurde nicht vertrieben, fondern ift ruhig im 
Batican geftorben; würde Leo XIII. oder fein Nachfolger ohne Vergewaltigung 
Rom den Rüden wenden, fo würden fie ſchwerlich den Vatican wiederjehen, 
Stalien dürfte ſich kaum in foldem Falle noch an das Garantiegejeg gebunden 
erachten, das den Aufenthalt des Papftes in Rom vorausfegt. Alle Gründe 
ſprechen alfo dafür, daß derfelbe zu diefem äußerſten Mittel nicht ohne die 
äußerfte Noth greifen wird und Italien die leßtere nicht herbeiführen wird. 
Auch eine Milderung des Gegenfages durch den Einfluß einer katholiſchen 
Partei im Parlamente, welche die Freiheit und Würde des Papftes, ſowie 
die Rechte der Kirche zu vertheidigen ftrebte, tft nicht wahrſcheinlich; ihre Mitglieder 
müßten einerfeitS die nationale Einheit anerkennen, dem König Treue ſchwören 
und doc die Befehle des Papſtes als leitend für ihre Haltung gelten Lafjen. 
Das find unvereinbare Dinge, man fann nicht die Revolution annehmen und 
fie zugleich befämpfen. Eine ſolche Parthei hätte eine ganz andre Stellung 
wie die clericalen Fractionen andrer Länder, die jagen können, fie anerfennen 
den Papft nur als geiftliches Oberhaupt und feien in politifchen Fragen nicht 
verbunden ihm zu gehorchen, die Italienifhen Glericalen können das Princip 
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der weltlichen Herrſchaft nicht aufgeben, felbft wenn fie nicht an die Wieber- 
berftellung derjelben glauben. 

Wir kommen alfo zu dem Schlufje, dab es eine normale Löſung für die 
Frage nicht giebt. Papftthum und Königthum find an Rom gebannt, verurtheilt 
ich gegenüber zu ftehen, weil beide ftreben müſſen ihre Unabhängigfeit zu er: 
halten. Es ift möglich, ja wahrſcheinlich, daß das Garantiegefeh, welches wie 
Visconti=-PVenofta am 9. Febr. 1871 fagte, ein Ausfunftämittel für eine ge 
gebene politiiche Lage war, nicht das letzte Wort der Römifchen Frage ift und 
fein kann, indeß die Ereignifje, welche verfelben eine neue Geſtalt geben kön— 
nen, entziehen ſich der Berechnung ebenfo wie die Zulunft des Katholicismus 
überhaupt. Alles was dermalen menſchlicher Vorausſicht nad) möglich erfcheint, 
ift, den modus vivendi, den das Garantiegefeg eingeführt hat, aufrecht zu er- 
balten, indem man alle mittelbaren wie unmittelbaren Berlegungen befjelben 
vermeidet und mo möglich dafjelbe nad den gemachten Erfahrungen verbeflert 
oder beſſer handhabt, damit der latente Antagonismus, zu dem die beiden feind- 
lihen Mächte dur; ihre Nahbarfchaft verdammt find, nicht acut werde. Das 
ſcheint die Aufgabe, welche die Zukunft der Weisheit beider ftellt und von 
deren Erfüllung die weitere Entwidlung der internationalen Stellung des 
Papftes abhängt. 


1) In einer Depeihe vom 11. Januar 1882 an Graf de Launay, Botfchafter 
in Berlin, erklärte Mancini, daß kein Italieniſcher Minifter auch nur die leifefte 
auswärtige Einmifhung in einer Frage erlauben könne, »che l’Italia & ferma- 
mente risoluta a riguardare di ordine strettamente interno e rilevante della 
sovranitä nazionale« 
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Der Anfprud des Papſtthums fraft feiner geiftlichen Stellung in andern 
Staaten Regierungsrechte zu üben, konnte nicht in Frage kommen, fo lange 
der Primat nicht unbeftritten anerfannt war und fo lange das Römifche Reich 


208 Die völterrechtlide Stellung des Papſtes. 


beitand; denn wenn fi) die Macht des Römiſchen Biſchofs unter dem Schuß 
der Kaiſer erhob, fo lag in diefem politifhen Verhältniß zugleid eine Be— 
ſchränkung derſelben. Mochte diefer Biſchof immer mehr in die Jurisdiction 
andrer Bichöfe eingreifen und allmälig als primus inter pares anerkannt 
werden, jo ftand er vechtlid) doch unter dem Kaiſer. Eine neue Entwidlung 
begann, als Stephan II. an der Hilfe des letzteren verzweifelnd, die Pippin's 
gegen die Yangobarden anrief, denjelben dafür von dem Chilperih geſchwornen 
Treueide entband und in St. Denis zum König falbte; die Krönung Karl's 
des Gr. alö abendländifher Kaifer vollendete diefe Hevolution. Die politijche 
Unterordnung der Päpſte unter das Kaifertfum war dabei unter dem Fränfi- 
chen Reiche fo unbezweifelt, wie fpäter unter den Deutſchen Kaifern feit Otto J., 
ja das faiferlihe Recht Päpſte ab- und einzufegen wurde nicht nur geübt, 
Jondern anerkannt. Nachdem Dtto I. Zohann XII. entjegt und Leo VII. an 
jeine Stelle geſetzt, erließ legterer 963 eine Conititution, in der es heißt: »Nos 
Leo, servus servorum — cum cuncto similiter Clero ac universo populo 
Romano, omnibusque ordinibus huius almae Urbis, constituimus, confir- 
mamus et corroboramus ut per nostram Apostolicam autoritatem conce- 
dimus ac largimur Domino Ottoni I. — eiusque successoribus huius regni 
Italiae in perpetuum facultatem eligendi successorem, atque summae 
Sedis Apostolicae Pontificem ordinandi. — Ita demum asserimus, quod 
nemo deinceps, cuiuscungue gradus vel. conditionis aut dignitatis seu 
religionis, eligendi Regem vel Patricium sive Pontificem summae Sedis 
Apostolicae aut quemcunque episcopum vel ordinandi habeat facultatem, 
sed soli regi Romani Imperii hanc reverendam tribuimus facultatem.« Wer 
dagegen handelt, den trifft der Zorn deö Papſtes und des Kaifers, Bann und 
Ereommunication der Kirhe.!) Otto III. jest demgemäß feinen Lehrer Ger: 
bert als Sylveiter II. auf den päpftlihen Stuhl, Seinridy III. entſetzt auf 
der Synode von Sutri drei Gegenpäpfte und erhebt den Biſchof von Bam— 
berg Suidger als Clemens II. Aber fein Werk der Kirchenreinigung follte 
fi gegen ihn fehren; während in jener Gonftitution Xeo VIII. ausdrüdlic) 
das kaiſerliche Recht der Inveftitur der Bifchöfe anerfannt war (quodsi a 
cuncto clero et universo populo quis eligatur episcopus, nisi a dieto Rege 
laudetur et investiatur, non consecretur) bejtritt Gregor VII. dies Recht 
und ed begann der große Kampf, der zuerjt die päpftlihe Gewalt von der 
faiferlihen emancipiren, dann derſelben überordnen und fie zur Weltmacht er: 
heben follte. Diefer Sieg des Papſtthums war nicht blos durch die bedeuten: 
den Perfönlichkeiten bedingt, welche den Römiſchen Stuhl einnahmen, jondern 
durch eine geſchichtliche Nothwendigfeit, welche das Papſtthum zu feiner welt- 
hiftorifchen Beitimmung emporhob. In einer Zeit, wo durd das Lehensweſen 
die bedeutendften Nationen in zahlreiche, thatfächlih unabhängige fürftliche und 
jtäbtifche Gewalten zerfplittert waren, wohnte eine zufammenfafjende, einigende 
Macht faſt ausfchlieglih dem Papſte bei, die Kirche war das Band, das die 
in unendliche Vielheiten zerfallende feudale Geſellſchaft zufammenhielt, fie al: 
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lein vertrat die geiftige Macht des göttlichen Geſetzes und die Rechte der Böl- 
fer unter der Herrſchaft roher Gewalt und unabläffiger Fehde, fie allein erfcheint 
in diefem Zeitalter der Oligarchie in gewiſſem Sinne ala demokratiſche Macht, 
indem in ihr der Niedrigftgeborne zur höchſten Würde auffteigen fonnte, fie 
allein repräfentirt die Wiſſenſchaft. Bor allem aber gab das dem Papfte die 
Ueberlegenheit, daß er feine Macht von Gott ableitet. Früher hatten die 
Mäpite fich ftet3 Stellvertreter des heil. Petrus genannt?), Innocenz III. weift 
diefen Namen ausdrüdlid zurüd. Die PBäpfte find wohl Nachfolger Petri, 
aber Stellvertreter Jeſu Chrifti, ja Gottes auf Erden). War dies der Fall 
und follte der Papſt als folcher fein göttliches Amt wirkfam üben, jo konnte 
er naturgemäß nicht nationalen Gefegen unterworfen fein, er ftand über den 
Fürften, denen nur ein von ihm abgeleiteted Licht zufam. Niemand war von 
der Gewalt ausgenommen, die ihm von Gott übertragen war, hatte Chriftus 
ihm die Macht verliehen den Himmel zu öffnen und zu fließen, fo mußte 
er um jo mehr über alle irdifchen Dinge richten. Der Papſt hatte nicht blos 
das Recht die weltlihen Gewalten wegen Bergehungen zu jtrafen, er durfte 
nicht blos die höchſte Entſcheidung in allen Streitfällen beanfpruchen, ſondern 
ihm jtand das Recht der oberiten Regierung zu. 

Diefe Machtſtellung ift in ausgefprochenfter Weiſe von den großen Päp- 
ften des Mittelalters behauptet und von ihren Nachfolgern niemals aufgegeben. 
So erllärt Innocenz IH. »Quantum dignior est anima corpore, tanto 
dignius est etiam sacerdotium quam sit regnum«e (Epp. J. XIX ep. 18 de 
negot. imp.) Derfelbe fchreibt dem Byzantinifchen Kaifer »Ad firmamentum 
coeli, hoc est universalis Ecclesiae fecit Deus duo magna luminaria, i. e. 
duas instituit dignitates, quae sunt Pontificalis autoritas et Regalis po- 
testas. Sed illa, quae praeest diebus, i. e. spiritualibus maior est, quae 
vero carnalibus, minor est, quanta inter solem et lunam tanta inter Pon- 
tifices et Reges differentia cognoscatur.« (Solitae c. 6. De majorit. X. 
I, 33) und endlich erhebt Innocenz ji zu dem Ausfprud: »Jacobus enim 
frater Domini, Petro non solum universam ecclesiam sed totum reliquit 
saeculum gubernandume (l. II ep. 209 ad Patriarch. Constant). 

Gregor IX. fchreibt 1236 (Det. 23) Friedrich II.: »ut sicuti principis 
Apostolorum vicarius in toto orbe sacerdotii et animarum rogebat impe- 
rium, sic in universo mundo rerum obtineret et corporum principatum 
et existimans illum terrena debere sub habena justitiae regere cui Do- 
minum noverat in terris celestium regimen commisisse.« (Huillard - Bre- 
holles Hist. Dipl. Frid. IH. IV p. 921). 

Bonifaz VIII endlich ſagt 1302 in der Bulle »Unam sanctam »Spiri- 
tualem autem et dignitate et nobilitate terrenam quamlibet praecellere 
potestatem, oportet tanto clarius nos fateri, quanto spiritualia temporalia 
antecellunt. — Nam veritate testante spiritualis potestas terrenam po- 
testatem instituere habet et iudicare, si bona non fuerit. Sic de ecclesia 


et ecclesiastica potestate verificatur vatieinium Hierimiae »Ecce constitui 
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te hodie super gentes et regna« et caetera quae sequuntur. Quicunque 
igitar huic potestati a Deo ordinatae resistit, Dei ordinationi resistit.« 
(ce. 1 de major. et obed. Extrav. comm. I, 8). Dieſe Bulle warb von 
Leo X. und dem fünften Lateran-Eoncil beftätigt, hat alſo unzweifelhaft dog⸗ 
matifchen Charalter. 

Aud dann, als in Avignon das Papſtthum in den tiefiten inneren Ber- 
fall geriet, gab dafjelbe nichts von diefen Anſprüchen auf, wonach der Papſt 
monarcha mundi war. Johann XXII. erflärte, daß ihm allein die Entfchei- 
dung zuftehe, wer Kaifer fein folle und vacante imperio »ad summum Pon- 
tificem, cui in persona beati Petri terreni simul et coelestis imperii ura- 
Deus ipse commisit, imperii praedieti iurisdietio et dispositio devolvuni 
tur« (Extr. Joann. XXI, 5 Si fratrum) Ludwig der Bater unterlag in 
feinem Kampfe mit Johann und fein Entel gelobte Clemens VI. den jura- 
mentum fidelitatis zu leiten. 

Es liegt auf der Band, welche gewaltige Macht das Papftthum durch diefe 
internationale Stellung übte, die fid über alle Reihe und Gewalten der 
Chriftenheit eritredie. 

In der behaupteten päpftlichen Oberherrſchaft liegen folgende Säte: 

1) Die weltlihe Herrſchaft ift ihrem Urſprung nad) vom Böfen, fie wird 
erjt durch Gehorfam gegen die Kirche entjündigt und muß demgemäß unter 
dem Papſte jtehen. So fchreibt Gregor VII. 1081 an den Biſchof von Me: 
»Quis nesciat reges et duces ab iis habuisse principium, qui Deum igno- 
rantes — universis pene sceleribus mundi principe diabolo videlicet agi- 
tante, super pares, scil. homines dominari caeca cupiditate et intolerabili 
praesumptione aflectaverunt?« (Jaffe Mon. Greg. p. 457) ähnlich Inno- 
cenz III. »Utrumque tam regnum quam sacerdotium institutum fuit in 
regno Dei, sed sacerdotium per ordinationem divinam, regnum autem per 
extorsionem humanam.« (Epp. l. XIX ep. 18 de negot. imp.). 

2) Die weltlihe Gewalt muß nad der Anordnung der geiftlihen han- 
deln. Die Bulle Unam Sanctam erklärt »Uterque ergo est in potestate 
ecelesiae, spiritualis scilicet gladius et materialis. Sed is quidem pro 
eccelesia, ille vero ab ecclesia est exercendus. Ille sacerdotis, is manu 
regum et militum, sed ad nutum et patientiam sacerdotis. Oportet autem 
gladium esse sub gladio, et temporalem auctoritatem spirituali subiici 
potestati.« 

3) Der Papft ift berechtigt jede weltliche Herrſchaft zu verleihen wie zu 
nehmen. Stephan II. hatte lediglich Pippin's Ufurpation dur den Segen 
der Kirche zu deden gejucht, in der Folge aber ward die Sade von Rom fo 
dargeftellt, als babe der heil. Vater kraft göttliher Vollmacht die Krone von 
der einen Dynaftie auf die andere übertragen, wie Samuel einſt Saul vers 
worfen und David gejalbt habe; das Kaiferthum entjtand durch Verleihung des 
apoftoliihen Stuhles, »quae Romanum imperium in personam magnifici 
Caroli a Graecis transtulit in Germanos.« (Bulle Sregors IX. Venera- 
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bilem. c. 34 X de elect. I, 6.) das Recht der Aurfürften den Kaifer zu 
mwäblen wird nur anerlannt »quum ad eos ius et potestas huiusmodi ab 
apostolica sede pervenerit« und Hinzugefügt »sed — ius et auctoritas 
examinandi personam electam in regem et promovendum ad imperium 
ad nos spectate. Durch derartige neue Verleihungen entftand ein fürmliches 
päpftlihes Staatenfyiten, Ungarn trat im Jahre 1000 durch eine vom 
Papft erlangte Krone in die Reihe der chriftlihen Königreiche, Anfang des 
11. Zahrh. folgte Polen, 1076 Croatien, 1204 Bulgarien, im 12. Zahrh. 
ward Sicilien päpftliher Vafallenftaat, 1204 Arragonien, 1213 unter Johann 
ohne Land England; Portugal und Algarve, Schottland, Corfica — Sardi- 
nien erlangten Föniglihe Kronen vom Papfte, fo daß das deutſch-kaiſerliche 
Staatenfyftem vom päpftlichen fait umfchlofien war und von den Königreichen 
des Abendlandes, welche damals wirklich politifch zählten, nur Frankreich und 
Gaftilien außerhalb diefes Verbandes blieben. Speciell beanſpruchte der heil. 
Stuhl dad Verfügungsrecht über alle Injeln, jo fchreibt Adrian IV. als er 
Heinrich II. von England Erlaubniß giebt Irland zu erobern: »Sane Hiber- 
niam et omnes insulas, quibus Sol justitiae Jesu Christi illuxit et quae 
documenta fidei Christianae susceperunt, ad jus beati Petri et sacro- 
sanctae Romanae ecclesiae (quod et nobilitas tua recognoscit) non est 
dubium pertinere.« (Bullar. Rom. 1739. II p. 351). Wie aber der Papft 
Kronen verleihen, fo fonnte er fie aud nehmen, fo entfeßte 1076 Gregor VII. 
Heinrich IV. des Thrones, Alerander III. 1168 Friedrich I., Gregor IX. 1239 
Friedrich II, Innocenz II. 1212 Johann von England. Den legteren Fall berichtet 
Matth. Paris. (ed. 1874 II p. 586) folgendermaßen. »Papa sententialiter 
definivit ut Rex Anglorum Joannes a solio regni deponeretur, et alius, 
Papa procurante, succederet, qui dignior haberetur.« In allen biefen wie 
andern Fällen wird zugleich mit der Thronentjegung die Löſung der Vafallen 
und Unterthanen von ihrem Treueide außgefprochen; fo 3. B. bei Friedrich II. 
‘“ »omnes, qui ei juramento fidelitatis tenentur adstricti, a juramento huius- 
modi perpetuo absolventes; auctoritate Apostolica firmiter inhibendo, ne 
quisquam de caetero sibi tanquam Imperatori vel Regi pareat vel quo 
modolibet parere intendat.« (c. 2 de sent. in VI® 2, 14 Ad apostolicae), 
folgten dieſe dem päpftlichen Gebot nicht, jo wurden fie für rechtlos, ihre 
Büter der Confiscation verfallen erflärt, wie dies Clemens V. 1309 gegen 
Benedig, Gregor XI. 1376 gegen Florenz verfügte. 

4) Der Papft hat das Recht nichtkatholifche Länder und Völker katho— 
liichen Regenten zu ſchenken; Nicolaus V. gab Alphons von Portugal 1454 
das Recht Weftafrila zu erobern und deſſen Völker in ewige Sklaverei zu brin- 
gen, Alerander VI. vertheilt 1493 durch die Bulle Inter caetera die neue Welt 
unter Spanien und Portugal „Iraft der Autorität des Allmächtigen Gottes 
die uns vom heil. Petrus verliehen ift.“ 

5) Der Papſt hat das Hecht Staatsgeſetze und Verträge für nichtig zu 
ertlären, fobald fie den Rechten der Kirche zumiderlaufen. 

14* 
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So caffirt 1213 Innocenz III. die Magna Charta, die er ald »compo- 
sitionem non solum vilem et turpem, sed etiam illicitam et iniquam« be— 
zeichnet. »Quia vero nobis a Domino dietum est in Propheta« Constitui 
te super gentes et regna, ut evellas et destruas ut aedifices et plantes, 
itemque per alium, Dissolve colligationes impietatis, solve fasciculos de- 
primentes', nos tantae malignitatis audaciam dissimulare nolentes, com- 
positionem huiusmodi reprobamus penitus et damnamus, sub intimatione 
anathematis prohibentes, ne dietus Rex eam observare praesumat, aut 
barones cum complicibus suis ipsam exigant observari; tam cartam, quam 
obligationes seu cautiones, quaecumque pro ipsa vel de ipsa sunt factae, 
irritantes penitus et cassantes.« (Rymer, Foedera I p. 135). Wleran- 
der IV. entbindet Heinrich III. von feinem Eide auf die Magna Charta »cum 
juramenti religio — qua fides confirmari debet et veritas — fieri non 
debeat pravitatis et perfidiae firmamentum« (ibid p. 406). Innocenz III. 
bedeutet in dem Streite zwifchen Johann von England und Philip von Frank— 
reich die Franzöſiſchen Bifhöfe »Nunequid non poterimus de iuramenti reli- 
giono cognoscere, quod ad iudieium ecclesiae non est dubium pertinere, 
ut rupta pacis foedera reformentur?« (Novit ille ec. 13 X de judieiis 
II, 1.) Clemens V. annullirt das Verfahren Kaifer Heinrichs VII. gegen 
Robert König von Neapel: »Sententiam et processus omnes praedictos et 
quidquid ex eis secutum est, declaramus fuisse ac esse omnino irritos et 
inanes, nullumque debere aut debuisse sortiri effectum.«e (Romani prin- 
eipes Clem. de jure jurando II, 9.) ®regor XI. erflärt 1374, nad Ver— 
dammung des Sachſenſpiegels, eine Reihe rein juriftiicher Sätze des Sächſiſchen 
Rechtes für nichtig. Um fo mehr jind alle Verträge mit Ungläubigen, Schis— 
matifern, Kebern und Gebannten null und nichtig, die gläubigen Fürſten find 
ipso iure ihres Verſprechens entbunden, ſelbſt wenn daſſelbe mit den feier- 
lichten Eiden bekräftigt war und jollen jogar darüber wachen, daß aud Andere 
fi) nicht danach richten. Ebenſo it ein zu Schaden des Glaubens oder der 
Gerichtsbarkeit der Kirche verfprochenes freies Geleit ungültig. 

6) Hieraus folgt, daß der Papſt überhaupt von jeder Verpflichtung ent- 
binden fann, wie Gregor IX. erklärt: »Utrum iuramentum sit lieitum vel 
illicitum, et ideo servandum an non servandum exstiterit, nemo sanae 
mentis ignorat ad nostrum iudicium pertinere.« (Venerabilem c. 34 X 
de elect. I, 6.) 

7) Der Clerus hat für Perfon, Eigenthum und Recht einen von allen 
anderen Unterthanen jedes Neiches gefchiedenen Status, einerlei ob feine Mit: 
glieder geborene Angehörige des betr. Staates find, er iſt deshalb nur der 
geiftlichen nicht der weltlichen Surisdiction unterworfen und es iſt verboten 
ihn ohne Erlaubniß des Papſtes zu befteuern. Bonifaz VIII. erflärte 1296 
in der Bulle Clericis laicos alle weltlichen Gemalten, die diefem Verbot 
zumtderhandelten, ipso iure der Exrcommunication verfallen (ce. 3 in VI® de 
immunit. 3. 23). 
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8) Dagegen haben der Papſt und kraft feiner Vollmacht die Biſchöfe ein 
umfangreiches Beiteuerungsredt in allen chriftlihen Ztaaten durch Peters: 
pfennig, Dispenje, Annaten u. f. w. Kraft diefer in Anfprud genommenen 
Rechte, zu deren Ausübung dem Papſte feine Yegaten dienten, deren Befugnifie 
er entweder Metropoliten von hervorragender Bedeutung, die ihm unbedingt er 
geben waren, übertrug oder die er mit allgemeinen Aufträgen und unbeichräntten 
Vollmachten in die Nationalkirchen fandte, tonnte der Papſt jo ziemlich jedes welt: 
lie Verhältniß vor feinen Richterſtuhl ziehen, wie 3. B. in der angeführten 
Decretale Novit ille Innocenz III. erflärte: »non enim intendimus iudicare 
de feudo sed decernere de peccato, cuius ad nos pertinet sine dubitatione 
censura, quae in quemlibet exercere possumus et debemus«, unter den 
Begriff der Sünde ließ ſich aber jede Dandlung bringen, welche den Intereffen 
der Hierarchie zumiderlief. 


I) @iefeler vertheidigt (Kirchengefh. II, 1 3 22) überzeugend die Echtheit diefer 
Eonftitution, welche im Auszug, der die bezeichnenden Worte enthält, auch von Gra- 
tian aufgenommen ift. c. 23 Dist. LXIII. 

9, Bernhard von Elairvaur anerkennt bei aller Betonung der geiftlihen Macht: 
ftelung deö Papfted die felbftändige Gewalt der Biſchöfe: »Sunt quidem et alii 
coeli ianitorese (De considerat. Il, 8). 

3) Epist. | 1, 326. ad Faventin. »Summus Pontifex non hominis puri, sed 
veri Dei vere vicarius appellatur. Nam quamvis simus Apostolorum Principis 
successores, non tamen eius aut alius Apostoli vel hominis sed ipsius sumus 
Vicarii Jesu Christi.«e Derfelbe ſchreibt cap. 3 X, de translat. I, 7. »Romani 
Pontifiecis qui non puri hominis sed veri Dei vicem gerit in terris.« 
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Die Annahme liberaler Katholifen, daß die Päpſte, indem fie diefe Rechte 
in Anfprud nahmen, nur eine nothwendige und wohlthätige Dictatur in der 
Anardie des Mittelalters ausübten und das internationale Tribunal des heil. 
Stuhles die einzige Zuflucht der Bebrüdten gegen das Recht des Stärferen 
war, daß aber diefe Anſprüche fpäter in dem Maße in Wegfall gelommen 
feien, ala ſich eine fejte Rechtsordnung in den Staaten bildete, ift nicht ftich 
haltig. Abgefehen davon, daß die Praxis mit der Theorie eines partheilofen 
und gerechten Richters in der Perſon des Papſtes im fchärfiten Widerſpruch 
itand, hat der römiſche Stuhl in fpäteren Zeiten niemald das geringjte von 
diefen mittelalterlihen Anjprüchen aufgegeben. Sirtus V. erklärte 1586 in der 
Bulle Postquam verus ganz wie Innocenz II. und Bonifaz VIII., dab Chrijtus 
dem heil. Petrus die Fülle der himmlischen und irdifhen Gewalt übergab. 
(Bullar. Rom, Zuremb. 1727 II p. 680.) Die nadhreformatorischen Päpite 
haben ebenfogut Fürften abgefegt, wie ihre Vorgänger, jo Paul II. 1535, 
Heinrich VII. von England, Pius V. 1570, Elifabeth, Sigtus V. und Oregor XIV., 
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Heinrih IV. — Innocenz X. erklärte die den Rechten der Kirche widerfprechen- 
den Artikel des Weſtphäliſchen Friedens durch die Bulle Zelo domus Dei 
vom 20. November 1648 für null und nichtig (»articulos praefatos potestate 
plenitudinis damnamus, viribus et eflectu evacuamus, et contra illa, 
deque illorum nullitate corum Deo protestamure)!). Ebenfo hat noch in 
unferen Tagen Pius IX. die Oeſterreichiſche Verfaſſung durch Allocution vom 
22. Juni 1868 und die Preußifchen Kirchengefege durch die Encyclica Quod 
nunquam vom 5. Februar 1875 für nichtig erklärt. Benedikt XIV., Pius VI., 
Pius VII. und Pius IX. hielten ihre Jurisdiction über alle Getauften, felbft 
Ketzer und Schiämatifer aufrecht?); obwohl das Concil von Trient den Zegaten 
verboten ſich in die Jurisdiction der Biſchöfe zu mifchen (Sess. XXIV de ref. 
c. 20), zieht fi durd) das ganze 17. und 18. Zahrhundert der Kampf der 
Regierungen und des Episcopats gegen die fortwährenden Eingriffe der Nuntien 
in die firchliche Regierung und gegen die Störungen des religiöfen Friedens, 
die von ihnen außgingen, bis am 25. Auguſt 1786 die Deutſchen Erzbifchöfe 
in Ems die Aufhebung der Nuntiaturen als kirchlicher Behörden forderten. 
Die Bulle In coena domini®), eine Zufammenfafjung der vom päpftlichen 
Stuhle gegen die Angriffe auf die Rechte der Kirche ausgeſprochenen Verdam⸗ 
mungen, wurbe in Nom an jedem Gründonnerftag veröffentlicht, und ſchließlich 
hat durch den Syllabus am 8. Dezember 1864 sub XXIII Pius IX. aus: 
drüdlich den Sat verdammt, daß die Römifchen Päpfte von den Grenzen ihrer 
Gewalt abgewichen und fi) Rechte der Fürften angemaßt. 

Nach Anfhauung der Curie befteht alfo die Machtfülle des Papſtes nad) 
wie vor zu Recht, fie kann nur nicht wie im Mittelalter ausgeübt werben, weil 
die weltlichen Gemwalten ſich dies nicht gefallen lafjen würden. Thatſächlich hat 
jelbft im Mittelalter trotz der ungeheueren Macht der Päpſte die Wirklichkeit 
der Theorie nicht entjprochen. England ging bier voran: jchon die angel- 
ſächſiſche Kirche hatte zufolge ihrer nationalen Organifation ein größere Unab- 
hängigfeit von Rom, Wilhelm I., jo viel er dem Beiftand Gregor's VII. ver: 
dankte, hielt doch die ſtaatlichen Rechte energifc aufrecht, nicht nur lehnte er 
den vom Papft verlangten Treueid ab, jondern verbot jede Anerkennung eines 
Papftes, jede Ercommunication, jede Veröffentlihung einer Bulle ohne Fönig- 
lihe Erlaubniß, Appellationen nad Rom maren unterjagt, der König ernannte 
Bifhöfe und Aebte, alle Kirchengüter blieben militär- und fteuerpflichtig. 
Urban II. mußte Wilhelm II. vertraggmäßig verfprechen: »ne legatus roma- 
nus ad Angliam mitteretur, nisi quem Rex praeciperet«. Die Eonftitu- 
tionen von Glarendon (1164) vegelten in demfelben Sinne die Rechte der Krone 
in Beziehung auf die Kirche, die Magna Charta warb aufrecht erhalten troß 
der Berdammung Innocenz III, auf melde die Barone erwiderten: »Non 
pertinet ad Papam ordinatio rerum laicarum«e. Die Reihe der Statuten 
Praemunire von Eduard III. bis Elifabeth zeigt den Entſchluß der Englifchen 
Regierung eine unabhängige nationale Kirche aufrecht zu halten. Ludwig IX., 
der ergebene Sohn der Kirche, erließ die pragmatifche Sanktion von 1249, welche 
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durch Zurüdweifung der päpftlichen Anſprüche die Freiheiten der gallitanifchen 
Kirche begründete. Bonifaz VIII., der diefe Anfprüche auf die Spike trieb, 
erfuhr nach der weſentlich gegen Philip den Schönen gerichteten Bulle Clericis 
laicos von dem Geſandten des Königs thätlihe Mißhandlung, an deren Folgen 
er jtarb. PBarlament, Sorbonne, Clerus und dritter Stand erklärten mit dem 
König es ald Grundgeſetz des Franzöfifhen Rechtes, dab in weltlichen Dingen 
die Könige von Frankreich feinen Herrn auf Erden anerfennten, die Bulle 
Unam Sanctam ward in Paris öffentlid vom Denker verbrannt. Es folgte 
1431 die pragmatifhe Sanction von Bourges und trog mander Schwankun—⸗ 
gen, in denen die Könige fich nachgiebiger zeigten, blieb unter dem Schuß der 
Parlamente und des appel comme d’abus die Selbjtändigfeit der gallicani- 
chen Kirche bis zur Franzöſiſchen Revolution dem Papfte gegenüber erhalten. 
Gegen die Anmaßungen Johann's XXII. erklärte der Kurverein von Renfe und 
der Reichstag von Frankfurt 1338, daß die faiferlihe Würde allein von Gott 
abitamme und daß der von den Kurfürften Ermählte, Katfer und König kraft 
der Wahl allein werde und feine Beftätigung des apoftolifchen Stuhles bedürfe. 
Die Abhängigkeit der Avignonefifchen Päpſte von Frankreich, das Schisma, 
die antipäpftliche literariiche Bewegung unter der Führung von Marjilius 
von Padua und die großen Goncilien des 15. Jahrhunderts mußten die Ohn— 
macht der Päpfte, ihren Anfprüchen praftifhen Nachdruck zu geben, noch jteigern. 
Die Reformation entzog ganze Länder ihrer Zurisdiction vollftändig und wenn 
fie diefe Jpäter in der Gegenreformation theilweife wieder eroberten, jo blieben 
die Fatholiihen Monarchen, die hierfür ihren Arm lieben, ſehr bejorgt, ihre 
fouveränen Rechte gegen Rom zu fihern, defien Macht im Zeitalter der Auf: 
Härung noch weiter zurüdging. Das Territorial- wie das Collegialfyiten ver: 
neinten alles jelbftändige Recht der Kirche, Friedrich d. Gr. übte in Schlefien 
und den neuerworbenen Polniſchen Landestheilen weitgehende Rechte über die 
fatholifche Kirche, die Bourbonifchen Höfe erzwangen die Aufhebung des Zefuiten- 
ordens, Joſeph II. ſetzte fich felbit an die Stelle des Papſtes, der hiegegen 
nichts ausrichten Fonnte, in den Emfer Punctationen traten die Metropoliten 
felbft den Anfprüchen der Curie entgegen; endlich erfchütterte die Franzöſiſche 
Revolution den Beitand der Kirche ſelbſt auf das tiefſte. Konnte nun die 
Curie diefe einfeitige Action des Staates, die von ihr beanfpruchte Machtfülle 
zu beſchränken, nicht hindern, jo waren die mit den Staaten abgejchlofjenen 
Goncordate ein anderer Ausdrud ihres Unvermögens gegenüber der Ausbildung 
der Stantöhoheit und der Nationalitäten, ihren Anſprüchen praftiihen Nach— 
drud zu geben. Da fie die Forderungen nicht durchfegen Tann, welche fie im 
Namen der Kirchenfreiheit erhebt, andererfeits die einfeitige Action des Staates 
ihr Recht principiell vereint, zieht fie e8 vor, der weltlichen Gewalt gewiſſe 
Zugeftändniffe auch hinfichtlic des ius circa sacra zu maden, wogegen die 
betr. Regierung zu einer Begrenzung ihrer oberhoheitlihen Rechte die Hand 
bietet; für gemifchte Sachen ift alfo die Ausführung Gegenftand gemeinjamen 
Handelns, jo daß jeder Teil auf feinem Gebiete die nötigen Vorkehrungen 
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trifft. Die Concordate, deren lange Reihe mit dem Wormſer Concordat zwifchen 
Heinrih V. und Galirtus II. (1122) beginnt und bis in unfere Tage hinein: 
reicht, haben alſo den Zweck den Gompetenzftreit zwijchen Staat und katho— 
lifcher Kirche durch Vergleich zu erledigen und die Verfchievenheit der obwal⸗ 
tenden Umftände erklärt, daß auch der Inhalt der Concordate fehr verfchieden 
ift, je nad) den Zugeſtändniſſen, die einer oder der andere Theil machte oder durch⸗ 
feste; bald erjcheint dabei die meltlihe Gewalt ſehr im Uebergewicht mie bei 
dem SFranzöfifchen Concordat von 1801, bald die Curie wie bei dem Defterreichi- 
ihen von 1855. Rechtlich auf demfelben Boden ftehen die von Regierungen 
mit dem Römifhen Stuhl getroffenen Vereinbarungen, auf deren Grund eine 
päpftliche Bulle die erforderlichen Anoronungen erlafjen hat oder die wirklich 
in eine ſolche aufgenommen werben. 

Solche Concordate oder Vereinbarungen find unftreitig ihrer Natur nad) 
wahre Verträge des öffentlichen Rechtes, die Behauptung der fogen. Legal: 
theorie, daß ihr Inhalt lediglich durch Staatsgeſetz verbindlich werde, verwech⸗ 
jelt die verbindliche Kraft eines öffentlich-rechtlichen Vertrages für die Staats- 
bürger mit der, welche diefer Vertrag für die Gontrahenten unter einander 
begründet. Auch ein Dandelövertrag wird für die Angehörigen der contra- 
hirenden Regierungen erſt bindend, wenn er officiell publicirt ift, die Gontra- 
benten felbit find gebunden, fobald der Vertrag ratificirt ift. Wäre jene Be: 
hauptung richtig, jo wäre 3. B., was Preußen betrifft, dad wichtige Breve 
Pius VII. Quod de fidelium vom 16. Juli 1821 unverbindlih, wodurch den 
Capiteln vorgefchrieben wird, jich vor der Biſchofswahl zu verfichern, daß die 
Gandidaten dem König nicht minus grati feien; denn daſſelbe wurde weder 
mit der Bulle de salute animarum nod überhaupt in der Gefehfammlung 
publicirt, ſondern direct vom Papft an die Gapitel gejandt. Dagegen muß 
im Widerfpruch mit den meiften Kirchenvechtslehrern *) behauptet werden, daß 
die Vereinbarungen mit dem Römiſchen Stuhl feine völkerrechtlichen Verträge 
find. Wären fie e8, jo müßte der Staat einerjeits, die katholiſche Kirche als 
Geſammtheit andererfeits ſich als zwei gleiche fouveräne Mächte gegenüberftehen, 
jo daß nur auf dem Wege des Vertrags zwiſchen beiden, nicht durch einfeitige 
ſtaatliche Geſetzgebung die Verhältnifje der Fatholifchen Kirche in dem betreffen: 
den Gebiete geregelt werden könnten. Die Curie behauptet dies zwar, weil 
die Kirche ihr Recht unmittelbar von Gott ableitet und allein unter dem Papfte 
fteht, allein die Confequenz diefer Anfchauung ift, daß es dann für diefe Re— 
gelung feines Vertrags mit dem Stante bedarf, vielmehr der Papft fie aus 
eigner Machtvolllommenheit vorzunehmen hat, wie er es in ber Zeit feiner 
mittelalterlihen Machtfülle auch wirklich that, wo man deshalb nichts von 
Concordaten hört, aber diefe Theorie konnte nur beftehen, jo lange der Staat 
ihren Anſprüchen Folge gab, ihre praftifche Undurchführbarkeit wird eben da- 
durch bewiefen, daß der Römiſche Stuhl fi) genöthigt fieht darüber Verein- 
barungen zu treffen. Der Staat aber, für den die Römiſche Auffafjung un- 
verbindlich ift, anerkennt die Fatholifche Kirche weder in ihrer Geſammtheit, noch 
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weniger in feinem @ebiete ald eine jouveräne Macht, welche in ihren Angelegen- 
heiten frei verfügt. Er ignorirt rechtlich die Geſammtkirche, kann daher diefelbe 
auch nicht als ein felbftändiges, ſtaatsartiges Gemeinweſen neben den Staaten 
anerkennen und fie demgemäß nicht als berechtigt anjehen anderen Staaten 
gegenüber wie eine fouveräne Macht aufzutreten, vielmehr behandelt der Staat 
die Zatholifche Kirche auf feinem Gebiete ald eine feiner Geſetzgebung unter: 
worfene Corporation. Wenn er mit ihrem geijtlihen Oberhaupt über gemifle 
Fragen der kirchlichen Ordnung eine Vereinbarung fchließt, jo beruht dies auf 
feinem freien Entſchluß und Gründen der Zmwedmäßigfeit, nicht auf vechtlicher 
Verpflichtung. Er wendet fi) an den Papſt, weil diefer das geiftlihe Ober: 
haupt auch des Theiles der fatholifchen Kirche ift, welcher dem betr. Gebiete 
angehört und es einfacher erfcheint mit diefem Oberhaupt allein als mit den 
Biihöfen des Landes zu unterhandeln, der Staat kann aber die Verhältnifie 
einer ihm untergebenen Gorporation ebenjo wohl einjeitig im Wege der Geſetz⸗ 
gebung regeln, wie died z. B. in vielfacher Beziehung durd die Verfaſſungs⸗ 
geſetze geichehen ift. Wölferrechtliche Verträge werben nur zwiſchen fouveränen 
Mächten geſchloſſen, die Concordate aber wurden nidyt mit dem Papit ald Re- 
genten des Klirchenftaates, fondern ald Oberhaupt der fatholifchen Kirche ge- 
ſchloſſen. Deshalb war auch die Behauptung Befeler’3 im Herrenhaufe (14. April 
1875) hinfällig, die Preußiſche Regierung jei nicht mehr an das Abkommen 
mit dem Römifchen Stuhl von 1821 gebunden, weil der Papfl durd die En- 
cyclica vom 5. Februar 1875 Preußen den Krieg erklärt habe und der Krieg 
die Verträge aufhebe. Man kann bei einem Streit zwifchen Staat und Kirche 
wohl bildlich von einer Kriegserklärung jprehen, das Völkerrecht aber fennt 
feinen Krieg, als den, der mit Waffen geführt wird. Gerade der Umftand, 
daß bei Gomcordaten die Selbithülfe, deren ultima ratio der Krieg ift, aus: 
geſchloſſen tft, beweiſt, daß fie feine völkerrechtlichen Verträge find. Auch der 
Einwand Dove’3 ift unzutreffend, daß der Krieg nicht die einzige Form völter: 
rechtlichen Zwangs ſei, der Papſt aber für einen ſolchen wirkſame Mittel in 
der Macht befite, die er auf die Gemüther und Gewiſſen der fatholifchen Be- 
völferungen ausübe, es ihm alfo nicht an jeder rechtlichen Möglichkeit eines 
völlerrechtlichen Zwanges fehle. Wölterrechtliher Zwang wird, wenn nicht 
ftetö durch Krieg, fo doch ftetö durch materielle Mittel geübt, die eben bei Con: 
cordaten auögefchloflen find. Der Staat fann nie dem auswärtigen Haupte 
einer Religionsgemeinfchaft feines Gebietes das Recht zugeftehen, die Anfprüche, 
welche dafjelbe aus einem Vertrage herleitet, auf dem Wege der Selbithilfe 
durchzufegen, wie dies völferrechtlich zwifchen zwei fouveränen Mächten zuläffig 
ift, der Widerftand gegen das Staatsgeſetz innerhalb des Staatögebietes wird 
nicht durch Krieg, fondern durch Anwendung des Strafrecht gebrochen. Ebenfo 
wäre es andererfeitö durchaus unzuläffig geweſen, wenn ein Staat gegen den 
Papſt wegen Berlekung eines Concordates Reprejjalien durch Befegung einer 
Stadt des Kirchenſtaates hätte üben wollen, denn biefe Verlegung berührte bie 
weltliche Herrſchaft des Papftes ala ſolche gar nicht. Es erfcheint daher als 
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richtig, die Concordate mit Hermann (Bluntfhli, Staat3wörterb. V p. 741) ala 
eine eigenthümliche Art öffentlichrechtlicher Verträge anzufehen, auf melde die 
rechtlichen Eigenichaften und Wirkungen internationaler Verträge nur fehr be 
dingt zu übertragen find. Ihre Rechtskraft und Wirkungen gehören in’s Kirchen: 
recht, nicht in’ Völkerrecht und fie mußten hier nur erwähnt werden, theils um 
die Anficht zu widerlegen, melde fie als völferrechtlihe Verträge behandelt, 
theilö weil in ihnen der Beweis gegeben ift, daß die Gurie auf die praftifche 
Durdführung der internationalen Machtſtellung hat verzichten müſſen, die fie 
im Mittelalter wirklich einnahm. 

Wenn e8 feitfteht, daß der Staat ven ausſchließlichen Beruf hat die Rechts: 
ordnung auf feinem Gebiete feftzuftellen und handzuhaben, wenn ferner in 
ihrer Eigenſchaft als Cerporationen im Staate alle Kirchen ihm rechtlich unter: 
georbnet find, jo kann eine auswärtige Macht, wie es der Papſt unzweifelhaft 
ift, innerhalb des Staates feine anderen Rechte üben, als die, melde ihr 
ausdrücklich zugeftanden find. Dies Hecht zu wahren ift für den Staat in 
befonderem Make geboten, feit durd) die Constitutio, Pastor aeternus vom 
18. Juli 1870, das Rechtsverhältniß der Biſchöfe zum Papft geändert und 
jede Selbitändigteit der erjteren bejeitigt it. Mag die unbedingte Gewalt 
des Tapftes thatfächlich ſchon vorher beftanden haben, fo ift doch die formelle 
Beleitigung des Episcopalfyftems feine blos innere Angelegenheit der Kirche, 
denn dieſe fteht rechtlich erit jet als nejchlofjene Einheit da und mit dieſem 
Umftande haben die Regierungen zu rechnen, welche derfelben Rechte in ihren 
Staaten einräumen, hat doch, wie erwähnt, gerade Pius IX. wiederholt Staats- 
geſetze für nichtig erklärt, die Nömifche Kirche gefährdet alfo die Unterthanen- 
treue, da ein gemwifienhafter Katholik Gefege nicht anerfennen kann, welche der 
Papſt annullir. Der Umfang der zu gemwährenden Rechte wird nad den 
Umftänden wechſeln und fehwerli wird es ganz zu vermeiden fein diefen 
Zugeftändniffen auch eine vertragsmäßige Form für gewiſſe Beziehungen zu 
geben, 3. B. wenn es bei territorialen Umwälzungen jih um die Neuord: 
nung der Diöcefen handelt, aber immer wird es gerathen fein, Die ver: 
tragsmäßige Bindung feitens des Staates auf derartige unumgänglidye Punkte 
zu befchränfen. Selbjt ausnahmsweiſe Zugeftändniffe, wie fie die Eurie in 
dem Franzöfifhen Concordate machte, können nicht über das Bedenken weg: 
bringen, daß diefelbe eine Vereinbarung über kirchliche Fragen mit einer 
Regierung zwar ald unbedingt bindend für diefe betrachtet, ihrerfeitig aber 
nur als eine Gonceffion anfieht, über die der Papſt Derr bleibt. Nr. 43 
des Syllabus bejtreitet nur der weltlihen Macht das Recht ohne Zuftimmung 
der geiftlihen die Goncordate zu befeitigen und Pius IX. trat ausdrüdlich in 
dem Breve vom 18. Juni 1871 der Behauptung des Franzöfifhen Schrift: 
fteller8 de Bonald bei, der vom Goncordat von 1801 gejagt: »concordatum 
esse meram concessionem per Romanum pontificem factum Gallico gubernio 
euius eoncordati Romanus pontifex est semper solus dominus et judexe. 
(Acta Sanctae Sedis VI, p. 533.) Aber aud hiervon abgeſehen kann die 
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Gurie niemals rüdhaltlos auf die Anſchauungen eingehen, auf welchen der heutige 
Staat beftehen muß, nicht die Cultuöfreiheit, die Parität der Confeffionen u. f. w. 
anerfennen. Rom und der moderne Staat reden in zwei verfchiedenen Sprachen, 
in denen feine Berftändigung möglich, der letztere kann in kirchlichen Angeles 
genheiten, welche über Perſonen, Fragen und Ordnung der Hierarchie in dem 
betr. ®ebiete hinausgehen, mit der Curie bejtenfalld zu einem Abkommen ge- 
langen, deflen Zweibeutigfeit den Keim von Mißverſtändniſſen in fich trägt. 
Die Regierung ſucht dann ihre Autorität durch einfeitige Geſetze zu wahren, 
welche dem Wortlaut des Concordats nicht entfprechen, wie in Frankreich durch 
die Articles organiques, in Bayern durch das Religionsedict von 1818, Nom 
proteftirt dagegen, fügt fich fo lange e8 muß, aber behält fich ftetö vor feine 
Anfprüche zu gelegener Zeit durchzuſetzen und fo hört der Streit nie anf. Was 
der Staat feinen fatholifhen Unterthanen an Rechten für ihre Kirche zugeftehen 
will, wird er ficher richtiger durch Stantögefes gewähren, wobei die Annahme 
befeitigt wird, als jei der Papſt ein dem König gleichitehender Souverän, ohne 
defjen Zuftimmung eine Regelung der kirchlichen Angelegenheiten des Landes 
nicht möglich fei. Dazu kommt, dab die Gurie temporum ratione habita fehr 
vieles ſchweigend gejchehen läßt, was fie niemals durch Vertrag oder auch nur 
Zuftimmung gutheißen wird. 

Auch die Vortheile einer ftändigen diplomatiſchen Verbindung mit dem 
Papfte erfcheinen recht zweifelhaft. Wenngleich durd das Garantiegeſetz die 
Voraudfegung derjelben gegeben ift, fo folgt do, mie Fürſt Bismard im 
Reichstag (5. December 1875) bemerkte, aus der Eigenfchaft des Papftes Haupt 
der katholiſchen Kirche zu fein und der Thatſache, dab ein Staat Millionen 
von fatholifhen Unterthanen hat, nod) fein Grund eine diplomatifche Vertre⸗ 
tung bei diefem Saupte zu haben. Bei Gelegenheit der durch das Mintjtertum 
Malou beantragten Wiederherjtellung der Belgiſchen Geſandtſchaft beim heil. 
Stuhl forderte der ultramontane Berichterftatter Cornefje, daß Belgien in 
diplomatische Beziehungen trete mit „der größten moralifchen Macht, die es in 
der Welt gebe‘. Nicht mit Unrecht entgegnete Rolin = Jacquemind darauf, 
damit werde anerkannt, daß der Papſt nicht mehr Souverän fei, diplomatifche 
Beziehungen könnten nur zwifchen zwei Staaten, nicht zwifchen einem Staat und 
einer moralifhen Macht unterhalten werden’). Indeß wenn man aud) von 
diefer principielen Anomalie abfieht, jo folgt doch aus der Möglichkeit diplo- 
matifcher Beziehungen noch nicht die Räthlichkeit derfelben. Sind die kirch— 
Iihen Angelegenheiten in einem Staate wohl geordnet, fo wird derjelbe nur 
felten in die Notwendigleit verſetzt fein, mit der Curie zu unterhandeln und in 
folhen Fällen werden Gorrefpondenz oder Sendung von Commiſſaren genügen. 
Ernftere Zerwürfnifie, in denen principielle Fragen eingreifen, find in Rom 
fchwerlich durch Unterhandlungen eines Gefandten auszugleichen, die Bunfens 
über die gemifchten Ehen führten nur zu vollitändiger Entfremdung und es 
ijt bisher nicht erfichtlich, daß die Wiederherftellung der Preußiſchen Geſandt— 
ſchaft beim Batican für den Ausgleih im Kirchenconflict weſentliches erreicht 
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babe. Wenn dagegen gefagt wird, daß der Befandte die Curie über die Ver— 
bältnifje feines Landes aufflären und fie bejtimmen könne mäßigend auf den 
Glerus und die fatholifche Bevölkerung des betr. Staated einzumirken, fo wird 
einmal ſchon durd die Bemühung, eine ſolche Einwirkung herbeizuführen, das 
Hecht des Papſtes anerkannt, fi in die inneren Angelegenheiten des Landes 
zu mifchen, was gewiß vermieden werden ſollte. Außerdem ift es jicher, daß 
die Curie in diefer Beziehung nur thun wird, was ihrem eigenen Intereſſe 
entſpricht; alle Bemühungen Gladſtone's haben fie zu feiner entſchiedenen Er: 
Härung gegen die Iriſche Umfturzpartei bringen fünnen, meil es ihr wichtiger 
erfcheint die fatholiiche Bevölkerung Irlands jich freund zu erhalten, ala die 
Englische Regierung fi zu verbinden. Dem offiziöfen Vertreter der letteren, 
Mr. Errington, ift es nicht einmal gelungen die Curie zu beitimmen bei der 
Wiederbefegung des Erzbisthums von Dublin den Wünſchen der Regierung 
fomweit Rechnung zu tragen, daß nicht der von den Iriſchen Biſchöfen empfohlene 
Barnellit Mer. Walfh ernannt werde, man erwiederte ihm, dab der Papſt 
nicht ohne die gemwichtigjten Gründe die Wünſche der Jrifchen Geiftlichkeit 
bintanfegen könne. Ja ſelbſt wo fie aufrichtig wünſchte mäßigend einzu- 
wirken, ift dies ihr keineswegs ftet3 gelungen; es ift fein Zweifel, daß 
Xeo XIII. in dem Conflikt zwiſchen dem Belgifhen Glerus und dem Mini: 
jterium Frere : Orban dem erfteren zur Mäßigung geraten bat, aber fein 
Einfluß, der „der größten moralifhen Autorität der Welt", Jcheiterte an dem 
Widerſtande der ftreitbaren Biſchöfe, der ihn gegen feine Neigung zum Brud) 
mit der Regierung trieb. Was endlich die Berichte anlangt, welche der Ge— 
fandte über die Befehle oder Rathſchläge der Curie an die Geiftlichfeit feines 
Landes liefern kann, fo bedarf es dafür faum eines diplomatifchen Agenten, 
da diefelben entweder nicht geheim bleiben werden oder er auch nichts davon 
erfahren wird. 

Nicht mindere Bedenken hat die diplomatische Vertretung des Papftes bei 
anderen Regierungen. Kann auch feine Rede mehr fein von den Eingriffen 
der Legaten und den Mißbräuchen der Nuntiaturen früherer Zeiten, jo wird 
dod) die forgfältigfte Beſchränkung der päpftlichen Vertreter auf ihre diploma: 
tiihe Stellung nicht hindern können, daß die Nuntiatur, melde in Zu: 
ſammenhang mit der Propaganda fteht, der Mittelpuntt des politifchen Katho- 
licismus des betr. Landes werde, von dem die Bifchöfe und die clerifale 
Partei ihre Loſung empfangen und die den gefammten Clerus unter einer 
Auffiht hält, die diefem felbit ſehr läftig werden kann. Selbſt in Frank— 
reich, welches fehr ftreng darauf hält, daß der Nuntius nur die Obliegen- 
heiten eines Botfchafters verfieht und mit Ausnahme der Informationsprozejle 
vor den jedeömaligen Bifchofsweihen ſich wie die übrigen Gefandten nur mit 
der Negierung in Verbindung jeten kann, find Weberfchreitungen dieſer Be- 
fugnifie häufig vorgefommen. Am 8. Februar 1865 bejchwerte ſich der Mi— 
nifter Drouin de Lhuys in einer Depeihe an den Botjchafter in Rom dar— 
über, daß der Nuntius den Biſchof von Orleans wegen einer Schrift über die 
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September-Convention und die Encyclica vom 8. December, den Biſchof von 
Poitiers wegen feines SDirtenbriefes beglüdwünfcht habe. »En s’adressant A 
des &vöques frangais pour apprecier et diriger leur conduite à l’Egard du 
gouvernement Imp£rial, S. Exc. a outrepasse ses attributions.« 1870 er- 
theilte dad Journal officiel aus demfelben Grunde dem Nuntius eine Verwar— 
nung, weil derfelbe ſich von der Curie habe beauftragen lafjen auf die Adreflen 
zu antworten, melde dem Papft aus Anlaß des Concils von verſchiedenen 
Punkten Frankreichs zugegangen waren. Noch in diefen Tagen lefen wir von 
einem Schreiben Leo's XII. vom 4. November 1884 an den Nuntius in 
Paris, welches denſelben auffordert, dahin zu wirken, daß die katholiſchen 
Blätter Frankreichs ihre Angriffe auf einander einjtellen. 

In Belgien betheiligte fich der Nuntius bei den Wallfahrten, die organifirt 
wurden, um gegen die Aufhebung der weltlichen Gewalt zu proteftiren. Nach 
dem Sturze deö Miniſteriums Frere-Orban fchrieb der päpftlihe Unterjtaats- 
Sekretär Mor. Mario einen Brief an Mor. Rinaldini in dem er betont „die 
Befriedigung, melde die Seele des heil. Vaterd auf die Nachricht von dem 
Ergebniß der legten politifhen Wahlen in Belgien empfunden habe’. Bier 
bat doc Rolin- Jacquemins Recht, wenn er fagt, fo wenig er dem Papſte 
diefe Freude verarge, jo fei doch eine derartige Kundgebung mit normalen 
diplomatischen Beziehungen durchaus unvereinbar und wenn er fragt, was man 
jagen würde, wenn ein Belgifcher liberaler Minifter den Präfidenten der Fran— 
zöjischen Republik über anticlericale Wahlen beglüdwünfchen würde? 

Es iſt begreiflih, dak Staaten, weldhe ein Concordat mit dem heil. Stuhl 
abgeſchloſſen haben, deſſen Beitimmungen in ihrer praftifchen Anwendung zu 
mannigfadhen Crörterungen Anlaß geben, die diplomatifhen Beziehungen mit 
der Curie aufrechthalten, für ſolche, die nicht in einem folden Vertragsver— 
bältniß ftehen, jcheinen die Nachtheile die Vortheile zu überwiegen. 


I) Auf dem Wiener Congref proteftirte Conjalvi durch Note vom 14. Juni 1815: 
»contra omnia quae in hoc Vindobonensi Congressu in praeiudiecium jurium et 
rationum Ecclesiarum Germaniae atque etiam Sanctae Sedis, vel saneita, vel 
manere permissa sunt«, dod ging er nicht bis zu einer ausdrüdlichen Nichtigkeits- 
erflärung, fondern ſchloß nur »palam protestor, resisto et contradico«e. (Martens, 
Nouv. Rec. II p. 477.) 

2) Die Angaben der Aktenftüde bei Nys p. 33, für Pius IX. noch der befannte 
Brief defjelben vom 7. Auguft 1873 an den Deutſchen Kaifer. 

3) Das Datum derfelben fteht nicht genau feſt Im ihrer einfachiten Form ſoll 
fie 1372 erſchienen fein, fie ift dann von Gregor XII., Pius V. und Paul V. ab: 
geändert, bis Urban VIII. ihr die jegige Geftalt gab. Seit Clemens XIV. wird fie 
nicht mehr jährlich verlefen, behält aber für die Jurisdiction der Römiſchen Kirche 
ihre volle gefeliche Kraft. 

9) v. Schulte, Lehrb. des kath. Kirchenr. 3. Aufl. $ 29. Dove⸗Richter, Lehrb. $ 88. 
Walter, Kirchenr. 18 Aufl. $ 86. Philips, Kirchene. $ 158. Meier, Kirchenr $ 151. 
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Bornagius, Die rechtl. Natur der Concordate, 1870. Heffter, Völkerrecht $ 40, wo 
id) inbeß in der 7. Aufl. 1831 in Note I diefe Auffafjung bereitö beftritten babe, 
wie dies aud) Bluntichli, Völkerrecht S 443, 3, c thut. 

5) Es verdient bemerkt zu werben, daß das Englifche Befeg, welches das frühere 
Verbot diplomatiſcher Beziehungen mit Rom aufhob, von Gefanbten fpridt: »accre- 
dited by the Sovereign of the Roman States«e. (11 u. 12 Viet. c. 108). 
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Die Deutſche Bezeihnung de Gebietes enthält nah dem MWortfinne 
bereits einen ſprachlichen Hinweis auf Macht und Necht des Befehlens und 
Bebietend, während in dem Lateiniſch-Romaniſchen Worte des Territo— 
riums nur eine örtlihe Bedeutung für beftimmte, in der Vorſtellung ber 
Menſchen liegende Abtheilungen der feiten Erdoberfläche enthalten ift. 

Zede rechtliche Macht des Befehlens und Gebietens kommt urſprünglich 
und allgemein in breifadher Geſtalt zur Erfceinung: Entweder nur perſo— 
nal oder nur territorial oder beides in dauernder Verbindung. 

Auf der vorftaatlihen Stufe noch unreifer Volkscultur und während der 
Wanderfchaften der Stämme kann das Recht nur in feiner Berfnüpfung mit 
den Perfonen der Herrfhenden und Untergebenen zur Entitehung und Ber: 
wirflihung gelangen, in Erinnerung woran ſich die Rechtsvorſtellung der 
Unterthänigfeit (sujet) erhalten hat; denn nur der Menſch, nicht der 
Boden fann fubjicirt werden. Daher das Syftem der Stammesrechte in der 
Epoche der Staatengründung nach der Germanifchen Völkerwanderung. 

Erft der Act der Eroberung eines Yandes in Verbindung mit der Anfiedlung 
des Erobererö neben dem Beſiegten führt dann allmälig zu der ftaatörechtlichen, 


fpäterhin ſich in die internationale Rechtsauffaſſung einfhiebenden Vorftellung 
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der Territorialität des Rechts (in Hinſicht der Angeſeſſenen). Diefe ört- 
lihe Anſchauung überwiegt möglichermeife fo ftark, daß der Eroberer, wie nad) 
dem mittelalterlihen Begriffe der fog. Batrimonialität!), als quasi Privat: 
eigenthümer am Gejammtgebiete eines Gemeinweſens gedacht wird. 

Zulett verfchmelzen beide Anfhauungen mit einander unter gleichzeitiger 
begrifflicher Abjonderung des Privateigenthums und der Patrimonialität an 
Brund und Boden einerfeitö und der perfonalen Macht der Staatögewalt 
andererjeits. 

Die gegenwärtig in der Europätfchen Völkerrechtsidee herrichend gewordenen 
Grundvorftellungen vom Bebiet beruhen alfo auf einer Verſchmelzung der bei- 
den Entwidlungsrichtungen der (älteren) Perfonalität mit der (fpäteren) 
Zerritorialität der Redte. 

Die im modernen Staatäverfehr ald international wirkſam anerkannte 
Machtbefugniß, innerhalb gewiſſer räumlicher Schranten zu gebieten, ruht in 
ver Staatögemwalt, als in einer territorialsperfonalen Oberherr: 
Ihaft über alle innerhalb des vorausgefehten Gebietes befind- 
lihen Saden und PBerfonen. Dies ift der Sinn der Gebietähoheit, 
mit welcher bloßes Grundeigenthumsrecht des jemeilig herrſchenden, perfön- 
lihen Inhabers oder Nepräfentanten der Staatögemwalt heute nicht mehr ver: 
mwechfelt werben darf. Der einzelne Herrſcher fteht in einer lösbaren Be: 
ziehung zum Staatögebiet; er fann von ihm mit feinem Willen oder gemalt: 
fam abgetrennt werben, ohne daß deswegen der Staat jelbft aufhören müßte, 
zu eriftiren. Die Stantögewalt felbit, als einheitlich herrſchender, organifirter 
Bollswille gedacht, kann von dem ihr thatfächlich unterftellten und ala recht: 
mäßig anerkannten Staatsgebiet gewaltfam nidjt völlig getrennt werden, ohne 
daß der Beitand des Staates felbjt aufgehoben oder mindeftens getheilt würde. 
Zerritorialität des Rechtes iſt fomit durchaus nicht gleichbedeutend mit 
Patrimonialität der Herrſchergewalt. 

Indem fi fouveräne Staaten als ſolche wechjelfeitig anerkennen, ift damit 
auch die Anerkennung jener Zerritorialität geſetzt, wodurch jede Staatögewalt 
ausschließlich berechtigt ift, innerhalb ihres Gebietes mit der Wirkung zu ver: 
fügen, daß dem Ausland gegenüber alle von ihr getroffenen Ber: 
fügungen, foweit fie nur das eigene Gebiet betreffen, als legi— 
tim gelten.) Ieder Ausländer, ber vorübergehend oder dauernd in 
diefem Gebiet weilt, wird von der territorialen Macht der Gebietöhoheit er- 
griffen und während feines Verbleibens zum gefeglihen Gehorſam verpflichtet. 

Freilich hat man ſich innerhalb der Idee der Völkerrechtsgenoſſenſchaft 
fietS gegenwärtig zu erhalten, daß feine der territorial wirkſam gedachten Ge: 
bietshoheiten über den Bereich hinausgreifen kann, der ihr durch den Hecht: 
gehalt ihres Gebietes angemwiefen ift. Seine darf die Bindemittel zerfchneiden, 
die die Fremden rechtlich mit ihren Staaten verknüpfen. So erfcheint es insbe— 
fondere unzuläffig, in den grundfäglihen Beitand des perfönlichen Untermwer- 
fungsverhältnifjes anmwefender Ausländer zu ihrer eigenen Staatsgewalt irgend 
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wie durch örtlich oder territoriale Geſetze pofitiv geftaltend, aufhebend oder 
hemmend eingreifen zu wollen. Der Zerritorialität der einen Staatsgewalt 
in Beziehung auf das eigene Gebiet wird alfo eine Schranke gejebt durch bie 
Perfonalität der Unterwerfung ausländifher Staatsbürger im Verhältniß zu 
ihrer Regierung. 

Die rechtlichen Wechſelwirkungen der beiden Principien der Perfonalität 
und der Territorialität find erft weiter unten im Fremdenrecht (f. vier: 
zehntes Stüd) genauer zu entwideln. An diefer Stelle genügt ed, fie an- 
zubeuten und hinzuzufügen, daß ihre Verfchmelzung eine grabuell verſchiedene 
it, je nachdem es fih um die Beziehungen Europäifcher Staaten zu einander 
oder zu Muhammedanifhen und Aſiatiſchen Staatögebieten handelt.?) Die 
Uebermadt der Perfonalitätsrechte der Ausländer über die territoriale Gebiets- 
macht findet ihre negative Formulirung in der Bezeichnung der Erterrito- 
rialität, die man in fehlerhafter Weife durch territoriale Abmwefenheitsfictio- 
nen zu erklären fuchte, während fie in Wirklichkeit gerade umgekehrt die prä- 
fente Macht ausländifcher Perſonalität darjtellen. 

Aus der Anerkennung der Gebietöhoheit folgt aljo die territoriale Befug- 
niß der Staatögewalten, über Grundftüde, Zändertheile, bewegliche Güter und 
andere Vermögensrechte innerhalb derfelben jure publico 3. B. durch Expro— 
priation dem Auslande gegenüber zu verfügen. Neben ihr ſteht auch die Fort: 
dauer perfonaler Serrfchaftäbefugnig über gewifje Sachen und beftimmte Per: 
fonen außerhalb des eigenen Gebietes. Dies geſchieht überall da, wo die Ter- 
ritorialität eines Gebietes rechtlich nicht behindert oder begränzt ift durch Die 
concurrivende oder gegentheilige Territorialität eines anderen Staates, aljo vor 
allen Dingen innerhalb ftaatenlojer Räume. 

Der Grundſatz, daß Schiffe auf hoher See nad) dem Hecht ihrer Flagge 
behandelt werben und der Geſetzgebungsmacht oder Jurisdiction ihres eigenen 
Staated unterftehen, darf fomit nicht aus der Fiction ihrer Smmobiliarqualität, 
fondern muß aus der Fortdauer ehemaliger, durch fremde Territorialität nicht 
behinderter perfonaler Herrſchaftsberechtigung hergeleitet werden. 

Auch beruht das gefammte Kriegsrecht der Nationen auf perfonaler 
Machtbefugnig und Herrfhaft der Heere und ihrer Führer an dem je- 
weiligen Orte ihrer Anweſenheit oder Befehlshaberfchaft, wo immer diefe im 
Kriegäterritorium wirkſam wird: ein Zuftand, der fo lange währt, bis durch 
Friedensfhluß die territoriale Herrſchaft der Geſetze in den wechjelfeitigen Bes 
ziehungen der ehemaligen Belligerenten wieder hergeftellt wird. Zwar giebt 
es auch im Kriege gewiſſe Einſchränkungen diefer Macht, ſoweit nämlid als 
durch gewohnbheitärechtliche oder hergebradhte Duldung des Sieger8 unter der 
Vormacht feiner Perfonalität territorialen Geſetzesvorſchriften des Gegners in 
privater oder beſchränkt ftrafrechtlicher Richtung Geltung belafjen werden fann. 
An den Begriff der fich wechfelfeitig befchräntenden Gebietähoheiten knüpft ſich 
unmittelbar derjenige des Inlandes und des Auslandes. Im Uebrigen 
wurde die Gebietähoheit, die ihrerſeits gleichzeitig Vorausfegung und Inhalts: 

15* 
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beftandbtheil der Souveränetät ift, von jeher ala „völkerrechtliches Eigen: 
thum“ definirt, was zu mannigfahen Irrthümern Beranlaffung bot. Man 
bediente ſich der Ausſchließlichkeitsberechtigung des Eigenthums, um die Aus- 
ſchliezung des Auslandes von der Serrfchaft über inländifches Gebiet zu des 
monjtriren. Ohne den hiftorifchen und juriftifhen Nothbehelf der Eigenthums- 
idee und ihrer Anwendung auf das Staatögebiet wäre e8 den alten Theoreti- 
fern nicht möglich gewefen, das Princip der politiihen Souveränetät aufzufinden. 
Immerhin aber Zönnte der Krieg juriftifch definirt werben als diejenige Ge 
waltübung, wodurd unter fich befeindenden Nationen die perfonale Macht des 
ftärferen Gegner® ganz oder theilmeife innerhalb des Gebietes der ſchwächeren 
Partei die Geltung der territorialen Gebietähoheit entweder aufhebt oder doch 
bi3 auf die Linie der Privatrechtäidee zurüddrängt. Die Grundfäße des mo: 
dernen Völkerrechts bewähren ſich aber auch hier darin, daß biefes perfonale 
Recht der Kriegäherrichaft nur ſolchen Staatögewalten zufteht, welche auf dem 
Fundament irgend einer Gebietähoheit ruhen, während im Mittelalter jeder 
Ritterbürtige ſich auf ein lediglich) perfonales Waffenrecht jtügen durfte. 


I) Theoretifch noch heute in der Vorftellung des (alten) Kirchenſtaates als eines 
patrimonii Petri. 

2) Die ältere Formel lautete: Quidquid est in territorio est etiam de terri- 
torio. Daher aud der Grundſatz des älteren proteftantiihen Kirchenrechts: cujus 
est regio, ejus est religio.. Das jus territorii et superioritas des Deutſchen 
Landesherrn nah dem Weftphälifhen Frieden war die ideale Negation der perſo— 
nalen Herrſchaftberechtigung des Kaiferd zu Gunften der örtlichen Unterwerfungs: 
pfliht der „Unterthanen”. 

3) Innerhalb eines und beffelben Staatswefens können fogar beide Principien 
neben einander zur Anwendung fommen, wenn verſchiedene Bevölkerungsſchichten äußer: 
lich getrennt von einander wohnen; beifpieläweife in England und Oftindien, in Ca— 
lifornien bezüglich der Chinefifchen Anfiedler. 


$ 46. 
Ueberſicht über die völkerrechtlichen Gebietsverhältnifje. 


Literatur: Klüber, Europäijches Völferredt (1851, 2. Ausgabe), 8 1295. — 
v. Bulmerincgq, Bölterredt, $ 44. 


Aus dem Vorauögegangenen ergiebt fi, daß jedes Staatögebiet nicht nur 
in Beziehung auf fich ſelbſt, fondern aud in Hinſicht anderer benachbarter 
Staaten und vor Allem im Verhältniß zur Völkerrechtsgenoſſenſchaft begränzt 
fein muß. Letzteres gilt nicht blos dann, wenn territoriale Nachbarſchafts— 
rechte durch Geſammtverträge oder XTerritorialgarantien zu ordnen find. Auch 
außerhalb des Vertragsrechts beiteht eine Rechtsgränze zwifchen dem gefamm: 
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ten, allen Nationen gemeinfamen Völkerrechtsgebiete und dem Staats- 
gebiete einzelner Länder im e. ©. Staatögebiet und Völkerrechtsgebiet be- 
ſchränken ſich wechfelfeitig begriffsmäßig, da auf unmittelbar völlkerrechtlichem 
Gebiete überhaupt fein Staat entftehen fan, weil daſſelbe untheilbar ift. 

Ihren älteften Kern fand die weltgefchichtlihe Entwidelung der Bebiets- 
verhältnifje in der finnlih anſchaulichſten Worftellung des Feftlandgebie- 
tes. Bon ihr aus erweiterten fich dann allmälig die Anfprüche auf benach— 
barte oder fogar entlegene Meereöflächen, bi8 im XVII. Zahrhundert der Ger 
danke objiegte, daß das Völkerrecht theils mittelbar über die Feftlandagebiete 
der Gulturvölfer, theild unmittelbar über untheilbare Gefammtgebiete 
aller Nationen d. h. über das Weltmeer zur Herrſchaft berufen fei. 

Zwiſchen diefem formalen Begriffe des Feſtlandsgebietes einzelner Staa- 
ten und des Gemeingebietes der Staatögenofienfchaft fchoben fih dann in der 
neueren Staatspraris gleichſam vermittelnde Uebergänge ein, in Gemäßheit 
welcher gewiſſe dem Feſtlande näher gelegenene Theile der Meeresfläche einer 
Concurrenz ſtaats⸗ und völferrechtliher Serrichaft allmälig unterftellt wurden; 
So beifpieläweife die Auffafjung und Behandlung der Hüften und Seeftraßen. 

Demgemäß wird vom Standpunft des heutigen Entwidlungsftandes der 
Völterrechtöbeziehungen folgende Gruppirung der Gebietöverhältniffe angemefjen 
ericheinen: 

1. Das völkerrechtliche Bemeingebiet der Nationen, deſſen An- 
eignung und Theilung durch einzelne Staaten ein für allemal aus: 
geſchloſſen bleibt: das Weltmeer (f. darüber unten Stüd XI XID. 

2. Geſchloſſenes Feftlandgebiet einzelner, fei es anerkannter, fei 
es thatfächlidy bejtehender Staaten oder Stämme, das der willfür- 
lihen Aneignung durch andere Staaten in Friedenszeiten entzogen ift. 

3. Dffene Territorien, welche der Benußung oder Aneignung durch 
einzelne Staaten oder (auf Grund vorangegangener Vereinbarung) 
durh die gleichfalls als landeigenthumsfähig zu denkende 
Völkerrechtsgenoſſenſchaft offenftehen: Wüften, Polarregionen u. |. w.!). 

4. Süßmwaffergebiete, beftehend aus fhiffbaren Stromftreden, an 
den mehreren Staaten gemeinfamen Flußläufen oder aus Landfeen. 
Das Flußgebiet der Staaten hat für das pofitive Völlerrecht jo große 
Bedeutung erlangt, daß eine vom Landgebiet gefonderte Behandlung 
nad eigenthümlichen Befichtöpunften angemefjen erfcheint. (S. unten 
Stüd X.) 

5. Nebergangsgebiete mit darauf ruhender Pertinenzqualität, 
als Zubehör entweder im Verhältnig zum Gemeingebiet des Melt: 
meers (Seeftraßen) oder im Verhältniß zum eigentlichen Zandgebiet 
(Küftengewäfjer oder territoriale Seegewäfler, worüber unten in 
Stück XT). Dabei kann die juriftifche Principienfrage aufgeworfen 
werben, ob für Seetheile im Völkerrecht der Begriff doppelter, d. h. 
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concurrirender Pertinenzqualität zuzulaſſen ift, welchen Falles Küften- 
gewäſſern diefe doppelte Eigenſchaft der Pertinenz zur offenen See 
und zum Uferftaate gebühren würde. 

Im Nachfolgenden iſt daher zunädft nur vom Zandgebiete im e. ©. 
die Rebe. 

Zum Landgebiete, innerhalb defjen das ftaatliche Herrſchaftsverhältniß feine 
intenfivfte Geftaltung gewinnt, wird aucd nach Analogie der Grundrechtsver⸗ 
hältnifje der darüber befindlihe Luftraum als Pertinenz zu rechnen fein. 
Vor der Hand juriftifch noch wenig bedeutend, fünnte diefer größere MWichtig- 
feit erlangen, wofern e3 gelänge, die Luftfchiffahrt in erheblicher Weife zu vers 
vollflommnen.?) Bei der Bemefjung der durd den Luftraum zu ziehenden 
Herrſchaftsgränze bietet fi Fein anderes Princip als die Analogie der See: 
linie in den Küftengewäflern, mit der Modification jedoch, daß in der Bewe— 
gung befindliche Ballonz praktiſch höchftens für Handfeuerwaffen erreich— 
bar fein dürften, denn von verticaler Kanonenſchußweite kann feine Rede 
fein. Den thatfählichen Verhältniffen entſprechend dürfte es fein, wenn man 
fi für Friedenszeiten verftändigte, den Luftraum bis zu einer Gränze von 
Taufend Metern, und zwar von den höchften Erhebungen des Bodens aus ge 
rechnet, als Derrichaftspertinen; anzuerkennen. 

Anders verhält es fich mit unterirdifhen Gebieten. Daß Durch— 
tunnelungen der Gebirge und Bergwerfzftollen unbedingt zum darüber liegen: 
den Zandgebiet zu rechnen find, ift niemals in Zweifel gezogen worden. Die 
theoretifch gegen benachbarte Staaten zu ziehende Gränze wurde, wenn es ſich 
um Borfchiebung horizontaler Bergwerksſtollen handelte, durd) den Radius 
gefunden, der bejtimmte Punkte der Erdoberflähe mit den Gentrum der 
Erdfugel verbindet.®) Uebrigens fann in Zukunft der Fortſchritt der Ver: 
fehrstechnif mancherlei neue Fragen hervorbringen. Beiſpielsweiſe diefe: darf 
der nächſtgelegene Uferftaat den unter der offenen Meeresfläce gelegenen Grund 
durch unterirdifche Tunnelbauten feiner Landherrſchaft unterwerfen? Gewiſſen 
Verfügungen über den Meeresboden wird, abgefehen von der fubmarinen Tele: 
graphie, aud zu Friedenszeiten die Anerkennung nicht vorenthalten werden, 
wenn fie dem allgemeinen Verkehrsintereſſe entjprechen. Keine feefahrende 
Macht wird auf Sindernifje ſtoßen, wenn ſie es unternimmt, Felſen und 
Klippen in offener See zu fprengen ober unfchäblich zu machen. Es liegt aber 
darum noch fein Bedürfniß vor, eine gleichſam vorübergehende Aneignung der 
Bebietöhoheit zu ftatuiren. 

Die bisher genannten Gebietöunterfcheidungen von Land, Waller und Luft 
fügen fi vornehmlich auf die phyficalifche Beichaffenheit gewiſſer Theile 
der Erdoberfläche. Auf hiftorifchen, ethnographifchen und ftaatsrechtlihen Merk: 
malen beruht dagegen die Gegenüberftellung von Hauptländern und Neben— 
ländern oder Colonien.*) 

Was die letztern anbelangt, fo ift deren allgemein erklärende Definition 
mit erheblichen Schwierigteiten verknüpft. Als Golonien bezeichnet man näm: 
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lich folhe räumlich von einem älteren Gulturftaate getrennten Länder, melde 
entweder 1. von feiner auswandernden Bevölkerung als felbftändige politifche 
Gemeinweſen begründet wurden (antite Griechiſche Colonie) oder 2. in einem 
politiihen Abhängigfeitäverhältnig von der centralen Regierung des Mutter: 
landes verbleiben, ſei es, daß fie ſich einer eigenen Verfaſſung erfreuen oder nicht, 
wofern nur ein nationales Abftammungäverhältnig vom Mutterlande vorliegt, 
(moderne Colonien im e. ©.) und endlich 3. auch diejenigen in ber Ferne be- 
legenen Befitungen, welche von ihrem Mutterlande nad) erfolgter Gründung 
in die Derrichaft eines national verschiedenen Staates übergegangen find (Des 
pendenzen) oder ohne hinzutretende Auswanderung aderbautreibender Bes 
völferungen als militärifche oder handelspolitiſche Herrſchaftsſtationen über 
minder ciwilifirte Völker erachtet wurden. 

Colonien, die von einem entlegenen Sauptitaate regiert werden, gehören 
als Zubehörungen zum Staatögebiet und theilen defjen rechtliches Schidfal. Wenn 
nicht ein anderes verordnet ift, gelten Geſetze des Mutterlandes — völferrecht- 
lid; genommen — aud) für die Colonien. Denn diefe haben weder gegenein- 
ander noch gegen britte Staaten ein Repräfentationsredht. Ein „internatio- 
nales Colonialrecht“ giebt e8 nicht (fofern man darunter nicht etwa einfach 
ein Colonifationsredt d. h. ein Occupationsrecht verjteht). 5) 


) Es ftände rechtlich nichts im Wege, daß die Mächte, welche 1884 die Congo: 
acte zu Wege brachten, ſich in Beziehung auf gemeinſchaftliche Drbnung auch hinſicht⸗ 
lich der Sahara-Wüfte verftändigten und diefelbe für einen Europäifhen Befammtbe: 
fig erklärten. -- Ebenfo könnten in Volarregionen Eollectivbefigergreifungen 
zu dem Zwecke vereinbart werben, um bort mit gemeinfamen Mitteln meteorolos 
gifche oder aftronomifche Obfervatorien zu errichten. — Andererſeits ift auch bie zu 
bemerfen: Bilden Müften ein Hinterland für befiedelte Küftenländer, jo fann bie 
von zwei Nachbarſtaaten getroffene Vereinbarung einer noch nicht effectiven Zus 
kunftsgränze für bie beiberfeitige Madtiphäre dritte Staaten von der Aneig- 
nung folden wüſten Gebietes nicht ausschließen. 

2) Was Durchtunnelungen von Bränzgebirgen (Mont Cents) anbelangt, jo würbe 
theoretifch der Theilungspunct gleichfalls in ähnlicher Weife durch Vermeſſungsarbeit 
berzuftellen fein, alfo weder durch Berüdfichtigung der höchften Nivenupunfte noch 
durch einfache Halbirung. 

3) Der Rechtscharakter des Luftraums zeigt ſich auch darin, daß Fein Staat die 
Durchſchneidung feines Luftgebietes durch telegraphifhe Linien anderer Staaten zu 
geftatten braucht, andererjeitö alle Staaten den Luftraum ftaatenlofer Wüften: 
gebiete für ihre Verkehrszwecke benugen können. Ob bier alödann quasi Privat: 
eigenthbum tro mangelnder Souveränetät an dem Telegraphenmaterial für bie be: 
treffenden Unternehmer zu ftatuiren wäre, bleibe dahingeftellt. Aucd wenn man bies 
verneint, würde wohl eine Bafis für den praftifchen Rechtsſchutz zu finden fein. 

4) Wenig befriedigend ift, was Heffter ©. 151 ff. jagt. Dies erfennt au Geffcken 
(Note 5 zu $ 68) an. 
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5) Whenever therefore, the Political Laws or Treaties make an distinc- 
tion between them, anything said of a Nation must also apply to its Colonies 


(Twiss],$ 191). Solde Unterfheidungen finden ſich aber häufig in den Ausliefes 
rungdverträgen ber Engländer. 


sa. 
Die Staatsgrängen. 
A. Rechtscharakter und Artbejtimmungen. 


Literatur: Klüber, Europäiſches Böllerreht (1851, 2. Ausg.), 8 133. — Heff— 
ter, Böllerredht, $ 66 — Bluntſchli, Modernes Völlerreht $ 292 -296. — 
v. Bulmerincq, Bölferredt $ 46. — F. v. Marten, Völlerrecht, $ 89ff. 
— Pradier-Fodere, Traite Il, 693ff., 759ff — A. Bermejo, Cuestiones 
de limites. Buenos Ayres 1876. — Calvo, Traite I, $ 295. 


Im Begriff und Mefen des Staates liegt ſeine räumliche Begränzung 
im Verhältniß zu andern Staaten. Für das Europäiſche Völkerrecht giebt es 
fomit feine MWanderftaaten. Nur Stämme fünnen fid im Zuftande des No- 
madiſirens befinden. = 

Die rechtlihe Bedeutung der Staatsgränzen tritt in doppelter Richtung 
hervor: Zunächſt negativ als Machthinderniß für die Bethätigung eines 
Herrſchaftswillens jenfeits der Gränze (zu Friedengzeiten), ſodann pofitiv als 
anerkannte Machtbefugniß der Staatögewalt innerhalb der Gränze. Somit 
ift jede Gränze ftaatsrechtlicd genommen ein terminus a quo und völferrecht- 
lich betrachtet ein terminus ad quem. 

Die Nothwendigkeit der Bebietöbegränzung offenbart ſich ſowohl in der 
Serftellung einer Irennungslinie zwiſchen benachbarten Staaten in ihrem zwei⸗ 
feitigen Verhältnig, als auch in der territorialen -Sonderung der Gebiete ſou— 
veräner Staatsmacht von denjenigen ®ebieten, die als ungetheilte Gemeinheit 
der gefammten Völkerrechtögenofjenfhaft anzufehen find. Der Fortichritt in 
der Deutlichfeit der Staatsbegränzungsmittel bedeutet gleichzeitig einen ort: 
ſchritt in der culturhiftorifchen Entwidelung der friedlichen Völkerverfehräver- 
hältnifje. Denn Undeutlichfeit der Begränzungsmeife bot in alten Zeiten den 
Hauptanlaß zu Friegerifchen Verwidelungen.!) Der Rechtsgrund der Staats: 
begränzung ift entweder identisch mit dem Rechtsgrund des Gebietserwerbes 
(3. B. durd) Decupation), oder er entfpricht dem Vorhandenfein vertragamäßiger 
Vereinbarung. ?) 

Die politifche Werthbeitimmung der Begränzungsmethoden richtet ſich 
zuvörderft nad) der Forderung dauernder und doc thunlichſt unveränder- 
liher Erfennbarfeit der Trennungslinien in Gemäßheit topographiicher Merk: 
zeichen, theil® auch nad) der Zuverläffigkeit der den Beweis in Streitfällen 
gewährleijtenden Mittel?) der Urkundlichleit. 
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Was die möglihen Arten der Begränzung anbelangt, fo barf man 
damit keineswegs die in einzelnen Fällen hervorgetretenen politifhen Zweck— 
beitimmungen und Motivirungen der die Gränze ziehenden Staaten verwech— 
ſeln. Für das pofitive Völkerrecht bleibt e8 durchaus ohne Belang, wenn von 
militärifhen, nationalen, oder wirthichaftlihen Gränzlinien gefprochen wird. 
Nocd mehr geeignet, Verwirrung zu erregen, ift der öfter8 gemachte Verfuch, 
Nationalitätögrängen als natürliche Gränzen zu bezeichnen. *) 

Als Gränze zu dienen, find alle diejenigen Merkzeihen der Trennung 
geeignet, welche entweder als geographifch gegebene anerkannt find, oder ficht: 
bar von Menfchenhand errichtet oder unfichtbar durch mathematifche Conjtruc- 
tion wiſſenſchaftlich geichaffen wurden. Je nachdem das Eine oder das Andere 
der Fall, kann man unterfcheiden: Natürliche, (ſichtbare) fünjtlihe und 
(unfidhtbare) intellectuelle Staatögrängen.®) 

1. Ratürlihe Staats-Gränzen (limites naturales s. occupatorii) 
find diejenigen geographifh auf der Erdoberflädhe hervortretenden 
Merkzeihen der Trennung oder Verkehrserſchwerung, wodurch hifto- 
rifch die räumliche Gontinuität beftimmter, von ihnen gefennzeichneter 
Flächen oder Feſtlandstheile unterbrochen erfcheint. Die jeweilig ge: 
gebene Configuration in dem Mitalieverbeftande der Völkerrechtsge— 
noſſenſchaft, die Machtvertheilung in derfelben, der Bildungsgang des 
Europäifchen ZXerritorialbeitandes find in hohem Maße von der 
Macht geographifcher Gränzverhältniſſe oder doch von der ihnen durch 
die Vorftellung der Menſchen beigelegten Wichtigkeit beeinflußt ger 
weſen. Das Vorhandenfein fcheinbar natürlicher, relativ ftabiler 
Völker: und Staatögränzen ift daher an fich allgemein wünfchens- 
wert. Aus der Annäherung an diefes Biel erklärt ſich der Proceß 
der modernen Großftaatsbildung im Vergleich zu der mittelalterlichen 
Tendenz der Kleinftaatsbildung, die fo lange andauerte, ala bei gering 
entwidelter Verkehrstechnik die geographifche Befchaffenheit der Ge— 
biete wirthichaftlihe Zufammenhänge im Volksleben verhinderte, die 
heute nothwendig erfcheinen. Immerhin bleibt der Begriff natür- 
licher Gränzzeihen ein ſchwankender, wenn man mit demſelben poli- 
tiiche Zwedmäßigfeitsvorftellungen (militärifche oder öfonomifche) ver: 
fnüpft. 

Als natürlid>geographifhe Gränzen gelten Hochgebirge, die 
ohne Aunfthülfe nicht leicht zu überjteigen find, der Saum unbe: 
wohnterWüften, Steppen oder arktifcher Eisfelder, der Waſſerrand 
des Weltmeeres in feiner Verührung mit ftaatlihen Küftengemwäflern. 
Ob Flußlinien allgemein zu den natürlichen Gränzen gerechnet wer: 
den können, erfcheint zweifelhaft und wird von foldhen verneint, die 
den Begriff der Grängnatürlichteit mit dem fogenannten Nationali- 
tätsprincip in der Staatenbildung vermengen. Das juriftifch ent- 
ſcheidende Moment in der Definition natürlicher Gränzen muß 
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darin gefett werben, daß völferrechtlich die natürliche Gränze zwifchen 
den Staaten zwar anerfannt fein fol, aber der befonderen Con⸗ 
jtruction einer Demarcationslinie zu ihrer Erfennbarfeit nicht 
bedarf. Field verwendet den Begriff der natürlichen Gränzen zur 
Gonftruction eines von ihm formulirten Poftulats: Wo zwei Staaten 
durch eine Wildniß oder Urmwälber getrennt find, folle die präjumtive 
Gränzlinie auf dem Punkte liegen, wo die Entfernung der einander 
nächftliegenden Niederlafjungen halbirt wird, wofern feine natürliche 
Waſſer⸗ oder Gebirgägränzen die Wildniß durchichneiden. Dies wäre 
eine „bewegliche Gränze.“ 

. Sihtbar=fünftlihe (limites artificiales), meiftentheild gleich— 
zeitig auch conventionelle Grängzeihen®) find folde, die zur 
Vermeidung von Zweifeln oder Streitigkeiten errichtet und verein- 
bart worden find: Pfoften, Bränzfteine, Schlagbäume, Erd— 
hügel, Kunftitraßen, Betonnungen in®emäffern, Gräben, 
Kanäle, Mauern. Handelt e3 fih um Neufhaffung oder Wieder: 
berftellung derartiger Gränzzeichen, jo wird anzunehmen fein, daß bei 
vereinbarten Gränzen in Ermangelung bejonderer Abrede die Koften- 
laſt gemeinfam zu gleichen Theilen von Gränznachbarn zu tragen ift. 

3. Unfihtbarsintellectuelle Gränzen find foldye, die in äußerlich 
wahrnehmbaren Zeichen nicht dargeftellt find, fondern nur mathema- 
tifche Berechnungen oder Bermefjungen zur Borausfegung nehmen. 
Dahin gehört die genaue Mittellinie des Thalweges?) im mittleren 
tiefiten Stromlauf ſchiffbarer Flüffe und die aftronomifche Gränz- 
linie nad) Zängen- und Breitegraden, die fich für nautifche Zwede der 
Seegebiete empfehlen kann, aber aud zu Lande 3. B. bei der Ab- 
gränzung colonialer Gebiete ſich verwenden läßt.®) 

Der Analogie der Flußgrängbeftimmung und des Thalmeges folgend, will 
Bluntfhli bei den zwifchen mehreren Staatägebieten liegenden Landſeen 
eine Mittellinie als allgemeine Gränznormirung ziehen. Diefer Borfchlag 
dürfte geographifch und politiih, wofern es ſich um mehr als zwei Uferftaaten 
handelt, unausführbar jein, fo daß hier nichts außer einer vertragämäßigen 
Stipulirung für den einzelnen Fall übrig bleibt. Eher wäre bei großen 
Wafjerbeden die Serbeiziehung der Seeterritoriallinie angemefjen.?) 

Das Theilungsprincip des Thalwegs (chemin d’aval oder Chenal) be- 
ruht auf der Präfumtion der Gleichberechtigung benachbarter Staaten in Hin- 
jicht der Nutzbarkeit der Gränzitreifen. Nach demfelben Grundfage muß daher 
auch angenommen werden, dab in Ermangelung anderweitiger ausdrüdlicher 
Feltfegungen die Theilungslinie auf dem Gebirgäfamm oder auf Gebirgs— 
päfjen gleich hoch, alfo auf den höchſten Punkten oder in der MWafjerfcheide, 
im Thalgrunde jedoch gleich tief gelegen fei. 

Mit den völferrechtlich anerfannten Gränzen der Staaten gegeneinander, 
welche von feiner Seite eigenmächtig verändert werden dürfen, find die abmis 


ke 
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niftrativen, verwaltungsrechtlich dem Auslande gegenüber gezogenen Binnen: 
landsgränzen nicht zu verwechfeln. Die Zollgränzen, deren Anlage dem 
Bebürfnifje ded modernen Eifenbahnverfehrs angepaßt zu werden pflegt, fünnen 
einfeitig in das Innere zurüdverlegt oder im Einverſtändniß mit den Nachbar: 
ftaaten im gemeinfamen Interefje vorgerüdt werden, woraus ſich beitimmte jtraf: 
rechtliche Confequenzen für die Behandlung der Zollvergehen ergeben können. 
Das gleihe gilt von gefundheitspolizeilihen Gränzen in Hinſicht einer 
etwa angeordneten Duarantaine. 

Die völferrehtlihe Dualität der Gränzen zwifchen einander benach— 
barten Staatägebieten erlifcht ipso jure, wenn eines derjelben von dem andern 
einverleibt oder realiter mit dem andern unirt wird, während Perfonalunionen 
benachbarter Staaten die Begränzung der Staaten nicht aufheben. Suäpendirt 
wird die Rechtswirkung der Gränze zwifchen benachbarten Belligerenten mit 
dem Zeitpunkt entweder der Kriegserklärung oder des thatſächlichen Kriegsaus— 
bruchd. Doch dürfen auch während des Krieges, abgefehen von militärtich ges 
rechtfertigten Zwedrüdfichten, Gränzzeichen des Feindes willkürlich nicht zer— 
ftört werden, ein Grundfaß, der an diefer Stelle weiterer Rechtfertigung nicht 
bedarf. !0) 


Endlih iſt auch zu bemerfen, daß Staatsgränzen zwilchen einzelnen 
Mitglieverftanten eines Bundesstaates keine völferrechtlihe Dualität befigen. 


1) Bornehmlid den Römern war dies klar geworden, was die jymbolifche Ver: 
göttlihung des Terminus und die forgfältige Ordnung des Agrimenſorenweſens ers 
fennen läßt. Bor ihnen Hatten übrigens auch Drientalifhe Völker wie Aegypter 
und Chaldäer der Adermeßkunft ihre Pflege zugewendet. 


2) Es ift zu eng, wenn Bulmerincg behauptet, alle Gränzen beruhten ents 
weder auf Verträgen oder unvorbenklihem Befigitande. Wer eine Heinere unbe: 
wohnte Injel heute occupirt, feßt fi in der Befikergreifung felbft feine Gebiets: 
gränze. 

3) In diefem Zufammenhange hat daher nicht nur die verwaltungsrecdtliche Ord— 
nung des Archivweſens, fondern auch die Topographie und Kartographie der militäris 
ſchen oder civilen Vermeffungsbehörden erhebliche Wichtigkeit für die Beweifung oder 
Beftreitung völterrechtlicher Anfprühe. Verwaltungsrechtlich find Grundbeſitzer 
an der Staatögränge anzuhalten, ihre Gränzzeihen im Stande zu halten. 

4) Martens (a a. O, ©. 345) gedenkt aud) fog. „ſocialer“ Gränzen, deren 
für das Völkerrecht unerhebliche Erörterung der politifhen Defonomie zufallen würde. 
— Ueber die ehemalige Auffafjung der natürlihen Gränzen in Frankreich ſ. St. 
Marc Girardin in Block’s dictionnaire de l’Administr Francaise, I. Bd. s. v. 
Frontiöres naturelles. — Pradier-Foder& (II, ©. 323): »J’ai enseigne, que 
la vraie frontiere naturelle se trouve dans les coeurs et qu’il faut considerer 
comme faisant veritablement partie d’un peuple ce depit des montagnes et des 
fleuves les populations, qui sont pr&tes à defendre les constitutions de ce peuple 
et qui se sentent glorieuses d’en &tre membres.« 
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5) Die Eintheilungen find mannigfach verſchieden. Pradier:Fodere nimmt 
künſtliche und intellectuele Gränzen für gleichbedeutend (S 325). Als „politifche‘ 
Gränzen bezeichnet er ſolche, die in offener See ald Fifchereigrängen für die betheiligten 
Staatdangehörigen gezogen find, wie beifpielsmeife durch den Vertrag vom 27. Auguft 
1839 gefchah. Darnach zogen England und Frankreich Fiſchereizonen für ſich 

6) Es ift aber nicht nöthig, daß die Fünftlichen auf technifcher Beranftaltung 
beruhenden Gränzzeichen gleichzeitig vereinbart find. Europäiſche Staaten können 
3. B einfeitig ihren Machtbereihh in unbemohnten Gegenden durch Zeichen con« 
ftatiren. — Auch die Chinefifche Mauer ift ein einfeitig geſchaffenes fünftliches Gränz- 
zeichen, wie ehemals auch der limes der Nömifchen Legionen in Deutjchland. 

?) Die Deutfche Bezeichnung gelangte feit dem Anfang des Jahrhunderts in bie 
Franzöſiſch redigirten Vertragäterte (Friede von Lüneville, 1801, Art. 6, und Frederiks⸗ 
ham, 1809). Zahlreiche Beifpiele aus dem Anfang dieſes Jahrhunderts bei Klüber 
©. 149 (Note d). Bol. außerdem deſſen officielle8 Recht des Deutfchen Bundes, 
$ 90. Auch zwei Thalmege können vorlommen; ſ. darüber die von Klüber citirte 
Schrift von Jollivet, Du Thalweg du Rhin (Mayence, an X, 8, 8 6, 7, 11, 64. 
Wird ein Gränzfluß — wie ehemals der Rhein — überbrüdt, fo nimmt man am zwed- 
mäßigften wohl die Mitte der Brüde ald Gränzlinie. So im Parifer Frieden vom 
20. November 1815, Art. I. - Ueber den Thalweg ſ. auh Pradier-Fodéré 
(il, S. 228) — Engelhardt (Du regime conventionel des fleuves internatio- 
naux 1879, ©. 72ff.) bemerft, daß man fi in der Praxis mit einer präfumtiven 
Linie begnügt, die dur den Cours von Schiffen mit größtem Tiefgang angedeutet 
wird. Die Englifche Bezeichnung ift Midchannel 

8) Schon in den alten Streitigfeiten zwifchen den Portugiefen und Spaniern 
zu Ende des XV. Jahrhunderts angewendet, ift diefe Begränzungämeife auch neuer: 
dings im Earolinenftreit durch die päpftliche Vermittlung (1885) wieder in Gebrauch 
gefommen, um das Seegebiet einer polyneſiſchen Infelgruppe näher zu beftimmen. 

9) Siehe Bluntjhli, Art. 301; Calvo I, ©. 385. Beifpiele: Bodenfee, 
die Ganadifch-Nordamerikanifhen Seen, die Seen in Eentralafrifa u. a. 

10) Als eine Lüde in manden modernen Strafgefegbüchern ift es anzufehen, 
wenn Beihädigung ausländiiher Gränz- und Hoheitszeichen nicht unter Strafe ges 
ftellt wird. Daß bier ein fog. Völferrechtöbelict vorliegen würde, ift nicht zu bes 
zweifeln. Das Deutſche Strafgeſetzbuch corrigirte diefen Mangel durch Einjchaltung 
des $ 103 (Novelle vom 26. Februar 1876). — Ein Franzöftfch : Luremburgifcher 
Vertrag vom 15. Detober 1853 jtipulirte die Strafbarkeit der Verlegung auslänbis 
fher Gränzzeichen nad) dem Geſetze des Gebietes, wo die Thäter proceffirt wer: 
ben (f. de Clerq, Recueil des traites VI, 386). Auch die fahrläffig gefchehene 
Gränzverlegung durch Beamte follte als Amtsdelict beftraft werden. Pradier: 
Fodere hält Art. 257 des Code penal (Verletzung von monuments, statues et 
autres objets destines à l’utilite ou à la däcoration publique) für anwendbar. 


& 48. 
Die Staatsgränzen. 
B. Gränzveränderungen und Gränzftreitigfeiten. 


Literatur: Mofer, Verfuh V,2, $ 21. — Derfelbe, Vermifchte Abhandlungen 
aus dem Europätfchen Völkerrecht (Frankfurt 1756), S. 264. — Klüber, Deffent- 
liches Recht deö D. Bundes, $ 207-212. — Heffter, Europäijches Völferrecht, 
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866. — Bluntfhli, Modernes Völkerrecht F 296 — 303. — Hartmann, 
Inftitutionen des praktiſchen Völkerrechts, F 59. — E. Ortolan, Des moyens 
d’acquerir le domaine international, S. 52ff. — Pradier-Fodere&, Traite 
Il, $ 1033ff. — D. D. Field, Draft outlines, $ 27ff. 


Auch die natürlichen Gränzen find nicht abfolut unveränderlid. Zog 
die Natur augenjcheinlich Gränzſcheiden zwifchen dem Gebiet eines Staates 
und ftaatenlojen Flächen einer Wüſte oder des Meeres, fo fann folde Schei- 
dung fogar durch einfeitige Acte der Occupation wiederum von Seiten des 
angränzenden Staates aufgehoben werden. Nichts hindert ihn, dur Ein: 
deihung vom Meeres⸗Ufer aus feinen feiten Stand weiter vorzufdieben, oder 
den von der Ebbe blofgelegten Meeresboven für den Aderbau zu gewinnen. 
In gleiher Weife Tann mittels künſtlicher Bewäflerung ftaatenlofes Wüften- 
land zurüdgedrängt werden. Im Allgemeinen hat aber für benachbarte Staaten 
die anerkannte Naturgränze ober eine vertragsmäßig feftgeftellte Gränzlinie 
die Qualität vechtliher Unabänderlichkeit bis zur Vereinbarung einer neuen 
Gränze. 

Dieſer unbeſtrittene Lehrſatz, der aus der wechſelſeitigen Anerkennung der 
Staaten ſelber hergeleitet werden muß, erleidet aber einige Modificationen, 
wenn in einer für die Betheiligten unmerklichen Weiſe durch Naturproceſſe 
die Erdoberfläche phyſiſch verändert wird. Durch Vorgänge im Innern der 
Erdkugel können Bodenſenkungen in vulcaniſchen Gränzgebirgen herbeigeführt 
werden, die längere Zeit unbemerkt bleiben. Das Weltmeer kann zerſtörend 
oder aufbauend an den Geſtaden wirken, der Flußlauf kann ſich ändern. 

Dieſer letzterwähnte Fall hat für das poſitive Völkerrecht einige Bedeu— 
tung gewonnen. Wofern bei Gränzſtrömen nicht ausdrücklich der Uferrand 
eines Staates als Gränzlinie vereinbart wurde, muß aus Gründen der Billig— 
feit und Gleihberedhtigung angenommen werden, daß jeder der beiden benach— 
barten Staaten an dem wirthfchaftlihen Vortheil des Thalwegs durch die 
nußbare Waſſerſtraße gleichen Vortheil ziehen wollte.) Daraus ergiebt fich 
die weitere Confequenz, daß die Gränzlinie den Verfchiebungen und Verändes 
rungen des Thalwegs fo lange folgt, als der Strom überhaupt zwiſchen den 
beiden Gränzufern bleibt. 

Weit häufiger als durch Naturereignifje gewaltfamer Art werden Staats: 
gränzen, zumal die fünftlich jichtbar gemachten, durch menſchliche Unachtfamteit 
verbunfelt. 

Menn man auch nicht fo weit zu gehen braucht, wie Bluntfchli, welcher 
benachbarte Staaten rechtlich zu einer gemeinfamen Grenzregulierung im Ins 
terefie der Völkerrechtsgenoſſenſchaft verpflichtet erachtet, 2) fo läßt ſich doch nicht 
bezweifeln, dab fahrläfjig oder abfichtlich durch unterlafjene Serftellung oder 
Unterhaltung der Gränzzeichen herbeigeführte Verdunkelung der Gränzlinie 
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gegenüber dem fchuldigen Staat als völferrechtliches Delitt angefehen wer: 
den follte. 


Tritt der Fall der Grängverdunfelung mit dem Erfolge der Gränz- 
verwifchung oder Gränzitreitigkeit ein und fann alsdann der urkundliche Beweis 
für die Richtigkeit der von den benachbarten Parteien in Anfprud genommenen 
Landftreden nicht geführt werben, fo bleibt zur Aufrechterhaltung des Friedens 
nichts anderes übrig, ala eine Reihe von Nothbehelfen, die meijtentheils 
durch die Analogien des Römifchen Privatrecht3 an die Hand gegeben murben: 


Theilungen des ftreitigen Gebietsftüdes auf Grund vertragd- 
mäßiger Vereinbarung oder fchiedsrichterlihen Spruches, Aufrechterhaltung eines 
Condominats der beiden Nahbarjtaaten oder Anerkennung einer gegenüber 
den Parteien neutralen Stellung des Streitobjectes, auß ber fi ergeben 
würde, daß auf unbewohnten Gebietsjtreden überhaupt Feinerlei aus der Ge— 
bietöhoheit folgende Herrfchaftäacte vorgenommen, oder auf bewohnten Flächen 
feinerlei Staatäpflihten und Ffeinerlei Staatsbürgerrechte, jondern nur come 
munale Pflichtverhältnifje in Wirkfamteit treten würden. Unumgänglich noth- 
wendige Serrichaftsbeziehungen würden dann nad) der Regel des Alternats 
umfchichtig zeitweife wechfeln.?) 

Die Anwendbarkeit folder theilö proviforischer, theils endgültiger Aus- 
funftämittel hängt jedoch überall von dem guten Willen beider Parteien ab. 
Hierin liegt ein nicht wegzuleugnender Mangel der gegenwärtigen Völkerrechts- 
ordnung. Um zu verhüten, dag Gränzftreitigfeiten tehnifcher Art nicht als 
Kriegdvorwand ausgebeutet werden können, muß die Forderung geftellt werben, 
daß eine mit allen Mitteln der modernen Technik ausgerüftete Gränzberich— 
tigungsbehörde neutralen Charakters, ſämmtliche Grängftreitigfeiten auf 
Grund hinreichender Bemweiserhebungen bejeitige oder fchiedsrichterlich zum Aus: 
trag bringe.) Und ebenfo ift durch Einſetzung einer derartigen, international 
jubicirenden Behörde jehr leicht eine von allen politiſchen Gontroverfen unab— 
bängige, alſo unparteiifche Entſcheidung zu erwarten, wenn es fi um einen 
Ausſpruch darüber handelt, wer zur Unterhaltung oder Wiederherſtellung 
Ihabhaft gewordener Gränzzeihen verpflichtet iſt. Aber felbit derjenige, der 
die Durhführbarkeit und Zweckmäßigkeit diefer Forderung beftreitet, darf die 
juriftiiche Confequenz nicht wegleugnen, die denjenigen zur Seite fteht, welche 
verlangen, daß die Großmächte durdy eine permanente Inftitution zur Aufredt: 
haltung der in ihren Gollectivverträgen vereinbarten oder auferlegten Grängen, 
ganz vornehmlich aud) bei ſolchen Staaten zu forgen haben, die entweder durch 
die Mächte, wie bei verfchievenen Ballanftaaten der Fall ift, im Friedens— 


ſchluſſe geihaffen oder im Verhältniß zu ihren Nadhbarjtaaten für neutral 
erflärt wurden. 


I) Bei lediglich flößbaren Gränzflüffen oder Gränzbächen wird die Mittellinie des 
Flußbettes als Gränzlinie anzunehmen fein. 
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2) Eine (öffentlich rechtliche) Gränzberichtigungsflage des einen Staated gegen 
feinen Gebietönahbar läßt fi in den Formen bed Givilprocefjed nicht ausfechten. 

3, Das überall citirte Beifpiel liefert der zmwifchen Preußen und Belgien be: 
fegene, neutralifirte Grubenbezirt von Moresnet. Siehe darüber Arhiv für 
Preußifche Landeskunde, Bd. Ill. Das ehemals zwiſchen der Schweiz und Fran: 
reich ftreitig gemwefene Dappenthal im Jura ift getheilt worden. Der ftrens 
gen Form würde, mwofern ein Gebietsſtück zwiſchen neutralen Staaten und bes 
nachbarten Mächten ftreitig wird, nur durch eine zuftimmende Declaration der Ga: 
ranten genügt werben. Die Praris ſcheint ſich aber mit ftillfehweigender Anerlen- 
nung ber gefchehenen Theilung zu begnügen. 

4) Das technifche Bermeffungsperfonal biefer Behörde könnte jehr wohl aus der 
Europätfchen Gradmeſſungscommiſſion entnommen werben. 


Zweites Kapitel. 


Umfang und Inhalt des Gebietsrechts. 


$ 49. 


Die vermögensredhtlidhe Seite des Gebietsrehts in Sinjicht 
auf Grund und Boden. 


Literatur: Klüber, Europäiſches Völkerrecht, $ 125 ff. — Heffter, Völkerrecht 
$ 67. — Hartmann, Inftitutionen des praftifchen VBölferrehts, $ 58. — 
Pradier-Fodere&. Traitö Il, $ 846ff. — Mantellini, Lo Stato ed il 
codice civile II (1882) S. 16ff. — Saripolos, Ta rar "LIvwr vorsua 
(1860), $ 11. — Wheaton, Elements (ed. Lawrence) Il, 4 (S. 303). 


Die Gebietshoheit, als mwefentliches Merkmal jeder fouveränen oder doch 
mindeſtens halbfouveränen Staatsgewalt, darf nicht, wie ehemals vielfach ge: 
ſchah, mit dem feudalen Begriffe de Obereigenthums vermwechfelt werden. 
Denn Gebietöhoheit bedeutet zunächſt grundfäglih ein Herrſchaftsrecht 
juris publiei über die Dandlungen untergebener Perfonen in ihrem Verhält— 
niß zur Regierung oder zu einander oder zu irgend melden Sachen innerhalb 
des örtlihen Machtbereich& der Herrſchenden. Ob diefe Herrſcher einen Theil 
des Grund und Bodens eigenthümlich befigen, ift an ſich ganz gleichgiltig, 
obſchon ihre (fiscalifhe) Fähigkeit, fih Grumdbefig im Innern des Staates 
anzueignen, fo unbezweifelbar feftiteht, daß nicht wenige Völkerrechtslehrer das 
Recht der Staatögemwalten, Privateigenthbum zu haben, als internationales 
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Grundredt, d. h. entweder ald Mittel der Selbfterhaltung oder auch als 
Manifeftation der Unabhängigkeit erachten. 

Ihrem Umfang und Inhalt nad) gewürdigt, erfcheint die Gebietähoheit 
daher als Aneignungdbefugnig an herrenlofen Sachen ſowohl ausſchließlich 
gegenüber andern Staaten, als auch dem Privateigenthum überall rechtlich ſo— 
weit überlegen, daß dieſes durch Zwangsenteignung dem Eigenthümer entzogen 
und auf den Staat oder privilegirte Corporationen auch wider den Willen ber 
berechtigten Privatperfonen übertragen werden fann. Keine jouveräne Regierung 
iſt dem Auslande gegenüber verantwortlich für diejenigen Gefetgebungsacte 
oder Vermaltungsmaßregeln, die ſich auf Erwerb, Gebrauch oder Benutzungs⸗ 
meife des inländifchen Grund und Bodens beziehen. Sind daher ausländiſche 
Regierungen dur Kauf oder Schenkung oder font irgendwie Grundeigen- 
thümerinnen geworden, fo kann nicht bezweifelt werden, daß aud) fie dem Er: 
propriationsrecht unterliegen, mit welchem jedoch willfürlihe Confiscation 
keineswegs vermwechjelt werden barf. 

Mas die Ausſchließlichkeit der Gebietöhoheit in Dinficht de Grund 
und Bodens anbelangt, jo bewährt ſich diefelbe eriten® darin, daß ganz ab— 
gejehen von den Grundrechten der Unabhängigkeit aus rechtlihen Bedenken auch 
vertragsmäßige Einwirkung ausländifher Rechtspflege über Liegen— 
Ichaften beanjtandet werden muß. Nicht die Qualität der Unbeweglichkeit 
gemwiller Sachen, ſondern die mwefentlich politifche Natur der ftaatlichen Herr: 
Ihaftsbeziehungen zum Grundeigenthum ift eö, weswegen die Grundbeſitzklagen 
im internationalen Privatrecht eine eigenthümliche Stellung einnehmen, ver- 
möge welcher fie der Anwendbarkeit ausländischer Privatrechtönormen entzogen 
bleiben. 

Sodann ergiebt fi zweitens aus dem Grundſatze der Ausschließlich. 
feit, daß fremde Regierungen in ihrer fiscalifhen Eigenſchaft niemals wüfte 
Landftreden im Innern des Staatögebietes, wenn jie auch der Aneignung 
durch Privatperſonen offen jtehen follten, in Beſitz nehmen und ich gleich 
fam enclaviren dürfen. Enclavirte Gebiete fünnen fomit immer durch be= 
jondere Vereinbarung gejchaffen werden. Ganz unabhängig von geltenden Pris 
vatrechtsfägen muß wüſten Ländereien innerhalb der Staatsgränzen die Eigen- 
ſchaft zugeiprochen werden, dem Auslande gegenüber als Kronländereien oder 
Staatögut zu gelten. 


$ 50. 
Einmwirfung des Gebietsrehts auf beweglidhe Güter. 


Literatur: Hartmann, Inftitutionen des praktiſchen Bölferrehts, S. 165. — 
Pradier-Fod£re&, Traite II, $ 801. 
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Das Recht der Gebietöhoheit ergreift mit feinen Wirkungen auch fremde 
beweglihe Güter, wenn fie in den ausländiſchen Derrfchaftsbereich beftimmter 
Staatögewalten gelangen. An ſich werden grundrechtliche oder fiscalifche 
Eigenthumsverhältnifje an bemeglihen Sachen durch örtliche Gebietswechſel zu 
Friedenszeiten nicht berührt, wohl aber fann der Wechſel der Geſetzesherrſchaft 
in territorialer Beziehung den ihnen in Streitfällen zu gemwährenden Recht: 
ſchutz modificiren. Mindeſtens zeitweile kann die öffentliche Rechtsmacht aus- 
wärtiger Gejetgebungen oder Organe von ihrer Beziehung zu inländifch ges 
wordenen Sachen abgefchnitten werden. Abgeſehen von Verträgen find aud 
Gränzüberjchreitungen des Zollfhusperfonald zum Zwede der Rechtöverfolgung 
gegen Schmuggler oder die in ihrem Beſitz vorfindlihen Sachen jelbft dann 
unzuläffig, wenn das Recht derjenigen Regierung gewahrt werden joll, in deren 
Gebiet Schmuggler ſich flüchten. 

Jeder Staat ift befugt, ausländifch gewejene Gegenitände für den Fall, 
daß fie in fein Gebiet gelangen follten, ihrer Eigenthumsfähigfeit zu entkleiden, 
oder gar für verfallen zu erklären. Erſteres beifpielsweife in Hinſicht des 
Eigenthums an Sclaven, wenn fie ihrem Herrn entfliehen oder von diefem in 
ein Gebiet gebracht werden, in welchem der Grundſatz der perfönlichen Freiheit 
ausnahmslos durchgeführt ift; leteres, wenn verbotswidrig oder dem Zollgefet 
entgegen Sachen über die Gränze eingebracht worden find. 

Diefer Sa würde aber eine Ausnahme erleiden müfjen, wenn auslän- 
diſche Sachen, die vom Güterverkehr in beftimmten Gebieten ausgefchloffen 
find, in den Bereid) diefes Gebietes durch unmiderftehliche, höhere Gewalt hinein- 
getrieben werden, wie beifpielämweife im Falle des Schiffbruchs oder auch des 
Sceiternd eines Luftballons. Unter foldyer Vorausfegung bliebe auch hier 
fein Plag für Standrecht oder adminijtrative Gonfiscation. Vielmehr könnte 
immer nur Sequeitration oder vorläufige Beihlagnahme bis zur Aufllärung 
der Sadjlage und zum Zwede des Zurüdgebens zuläſſig erachtet werden. 

Gehen Kriegsihiffe auf hoher See durch Sinten verloren, fo endigt damit 
nod nicht die Verfügungsberechtigung der Staatsregierung über das unter 
ihrer Flagge befindlich geweſene Mobiliar des Staates oder der an Bord 
eingefhifften Mannschaften oder dritter Perſonen. Iſt alfo die Stelle befannt 
oder aufjufinden, wo ein Schiff unterging, jo muß angenommen werben, daf 
die Regierung der betheiligten Flagge jo lange herrjchaftsberechtigt bleibt, als 
dur Debungsverfuhe oder Anwendung von Tauern die MWiedererlangung 
des Berlorenen erftrebt wird. 

Alle beweglichen Güter haben fomit, fo lange fie ſich im Territorium eines 
Staates befinden, für diefen gleihjam eine politiiche, öffentlich rechtliche 
Pertinenzqualität zum Gebiete, ohne daß ihre materielle Privatrechtseigen« 
haft dadurch berührt wird. Jedoch kann jeder Staat fein Eigenthumsrecht 
im Wege der Selbithülfe auch dann geltend machen, wenn bewegliche Güter 
deö Fiscus oder feiner Staatdangehörigen in ftaatenlofe Gebiete gelangen oder 


durch ſolche hindurchgeführt werden. 
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Aeltere Publiciften ſprechen, diefen Rechtsſatz unklar formulirend, auch 
von einem dominium transiens der Staaten an den dad Staatögebiet durch- 
ftreifenden milden Thieren. Nach den gegenwärtig geltend gewordenen Auf: 
fafjungen fann aber in Beziehung auf Ddiefe von irgend welchem Eigenthum 
überhaupt nicht die Rede fein. Wer zur Deccupation durch Thierfang oder 
Jagd im einzelnen Falle berechtigt bleibt, iſt Feine völferrechtlihe Frage. Jeder 
Staat ift befugt, aus dem Thierfang beliebigen Nuten auch dann zu ziehen, 
wenn andere Staaten durch unmirthichaftlihe Ausrottung nützlicher Thier— 
gattungen, wie 3. B. der MWandervögel, beihäbigt werden follten. Nur im 
Wege der Vertragsfchließung können hier Beſchränkungen gefchaffen werben. 
Aus der Gebietöhoheit folgt außerdem, daß aud bei fonjt freier Aneignung 
wilder Thiere durd Jagd Ausländer, wenn fie grundfäglid im Privatrecht 
dem Inländer gleichgeftellt find, von der Decupation ausgeſchloſſen werden 
fönnen. ?) 

Aus der Gebietöhoheit folgt ſomit auch, daß jeder Staat beitimmen darf, 
durch welche Handlungen überhaupt Mobiliarvermögen erworben werden kann. 
Der Staat kann gewifje Erwerböhandlungen entweder monopolifiren oder 
feinen eigenen Unterthanen vorbehalten. Unzuläffig ift aber nad) neuerm 
Recht die Ausschliegung der Fremden von dem durch Erbgang vermittelten 
Mobiliarerwerbe. 

Ueber den Begriff der Beweglichkeit einer Sade im Verhältniß zur Une 
bemeglichfeit ift fchließlich zu bemerken, dag im Völkerrecht nur Gebietätheile, 
alfo Grund und Boden und die mit ihm organifch verwachſenen Pflanzen, 
fowie Gebäude als unbeweglich anerkannt werden können. Die dur) juriftifche 
Fiction oder durch die Geſetzgebung einzelner Länder gewiſſen Gegenftänden 
3. B. Flußfchiffen beigelegte Qualität der Unbeweglichkeit kann überall nur auf 
die betreffenden ZTerritorialgebiete anwendbar eradjtet werben. 


1) Klüber a. a. O. $ 135. — Wem die am Strande gefundenen herrenlofen 
Saden gehören, ift feine völferrechtlihe Frage. Sie unterliegen entweder ſtaatlichem 
Refervatreht oder der ftaatlich geregelten Dccupationsbefugnig ober dem Lanbess 
herren (ganz oder theilmeife). Darauf bezog fid) die Franzöfiiche Ordonnanz von 1681. 
©. Pradier-Fodere& II, ©. 358. 
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Pradier-Fod£rö, Traite I], 853. — Calvo, Droit Internat. I, p. 334. 
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Wie die Staatsgewalt dem Auslande gegenüber in Hinſicht der ver 
faſſungsrechtlichen Bethätigung der Geſetzgebung beſchränkt fein kann, fo er- 
ſcheint fie auch, als Gebietöhoheit gewürdigt, beſchränkbar, indem fie innerhalb des 
ihrer Verfügung unterjtellten Gebietes ausnahmsweiſe zu beitimmten Dienften 
oder Unterlafjungen verpflichtet fein fann. Solche Beichränktungen ergeben ſich 
entweder aus den Grundſätzen des allgemeinen Völkerrechts oder aus dem 
berechtigten Willen freier Selbitbefchräntung jedes einzelnen Staates in feinem 
Verhältniß zu anderen benachbarten Staaten. 

Durch das Princip des allgemeinen Völkerrecht wird auch die Gebiets— 
hoheit ſoweit befchränft werden müfjen, als die Grundrechte des auswärtigen 
Verkehrs oder die Selbfterhaltung für die Gefammtheit aller Staaten in Be 
tracht fommen. Kein Staat darf beifpieläweife in Friedenszeiten durch will 
fürliche oder heimliche Veranftaltungen die natürlihen dem Verkehr geöffneten 
Eingänge feiner Häfen oder bie mit dem Grund und Boden verbundenen 
Leuchtfeuer ändern und dadurd den Scifföverfehr auf hoher See gefährben. 
Aus diefem Gefichtöpunfte ergeben ſich ferner diejenigen Beſchränkungen der 
Gebietöhoheit, welche jich gemohnheitsrechtlich in Beziehung auf Küften und Küftens 
gewäfjer herausgebildet haben. Auch für das Landgebiet find foldhe Befchrän: 
tungen denkbar; beifpieläweife, wo es fih um Gränzflüfje handelt, die wegen 
mangelnder Schiffbarkeit einer internationalen oder fogenannten conventionellen 
Qualität im e. S. ermangeln. Wichtiger als diefe im Ganzen wenig be— 
deutenden Beſchränkungen der Gebietöhoheit, bei denen e8 nur darauf an⸗ 
fommt, fi die möglicherweife in Zukunft fteigerungsfähige Anmendbarfeit 
allgemeiner Verkehrsgrundſätze zu vergegenwärtigen, find diejenigen Bejchrän- 
fungen bed Gebietörechtes, zu denen fouveräne Regierungen entweder durch 
BVerzichtserklärungen oder durch Verträge fich freiwillig felbft beftimmen. 

Das Rechtsweſen der jtaatlihen Bollgewalt oder Souveränetät ermeift 
fich gerade fo deutlich in der Zuläſſigkeit freiwilliger Selbftbefhränfung auch 
in der Richtung der Gebietäherrfchaft, wie daß analoge Hecht des Eigenthümers 
in Beziehung auf die feiner freien Verfügung unterliegende Sache. Einzelne 
Beitandtheile und Parzellen der Gebietshoheit können aljo dem örtlichen Herr⸗ 
fchaftöbereich der Staatögemwalt entrüdt fein, ohne daß die rechtliche Natur ber 
Souveränetät irgend wie verändert würde. 

Hierbei entiteht aber die Vorfrage, bis zu welcher Ausdehnung ſolche Ab- 
trennungen von Beftandtheilen gefchehen fönnen, ohne daß das Grundmerkmal 
ftaatliher Souveränetät oder Halbfouveränetät verloren ginge? Entäußert fi 
beifpielaweife ein halbjouveräner Staat zu Gunſten eines andern Staates, 
zumal des Suzeräns, wichtiger autonomer Befugniffe binfichtlich feines Gebietes, 
fo muß ein Endpuntt gefunden werden, jenfeitö deſſen ein halbfouveränes Ge⸗ 
biet nur noch ald Provinz eines andern Staates erfcheinen fönnte, wenn ihm 
auch der nominelle Titel des Staates belafjen bliebe. Und ähnlih muß es 
fih aud mit der Vollgewalt fouveräner Staaten verhalten. Ein gemifjes 
mindejtes Maß von Verfügungsfreiheit der Stantögewalt über ihr Gebiet 

16* 


244 Das Landgebiet der Staaten. 


wird immer vorausgeſetzt werben müflen. Bei deſſen Weberjchreitung Tann 
aladann von dem Vorhandenfein jouveräner Gewalt in völferrechtliher Din- 
fi_ht nicht mehr die Rede fein. Um diefe ibeelle Gränze zu finden, jenfeits 
weldyer im Wege freiwilliger Selbftbefchräntung der Bebietshoheitäbefugnifie 
die Staatögewalt ihre fouveräne Qualität aufopfern würde, iſt es vor allen 
Dingen von Wichtigkeit, die nur zeitweife, vertragsmäßig vereinbarte Bes 
ſchränkung von den dauernden Beſchränkungen gleichſam realen Charakters zu 
unterfcheiben. 

In ähnlicher Weife ift bei der Entſcheidung der hier aufgeworfenen Vor: 
frage darauf Rüdficht zu nehmen, ob beſtimmte Beſchränkungen der Gebiets- 
boheit nur localer Art oder, weil das gefammte Gebiet betreffend, terri— 
torialer Beichaffenheit find. Daraus ergiebt fi), dab ſolche nur zeitmeife 
oder nur local einem fremden Staate eingeräumten Gebietäverfügungen die 
Souveränetät nicht zu berühren brauchen, die, wenn fie ohne zeitlihe Schranten 
auf das gefammte Staatögebiet bezogen würden, den Nechtäbegriff der Sous 
veränetät nothmwendiger Weife aufheben müßten. Zum Beifpiel: Ein vorüber: 
gehendes, rein militärifches DOccupationsverhältnig fiegreiher Truppen bis nad) 
erfolgter Abzahlung einer Kriegsentſchädigung ändert nad eingetretenem Fries 
densſchluß in feiner Weiſe die Souveränetät oder Gebietshoheit des befiegten 
Staates. Ohne jede zeitlihe Beſchränkung oder ohne Localifirung in Ber 
ziehung auf einige, genau bejtimmte Dertlichkeiten geftattet, würde die Anmes 
jenheit ausländifcher Truppen im Staatögebiet zu Friedenszeiten ald unver: 
einbar zu erachten fein mit dem Nechtäbegriffe der Gebietähoheit. 

Nach diefen Gefichtöpuntten find auch die in leßter Zeit durch die Er: 
eignifje des DOrientalifchen Krieges hervorgerufenen Beziehungen der Ottoma— 
niſchen Pforte zu England und Defterreih Ungarn zu beurtheilen. In dem 
Engliſch⸗Türkiſchen Allianzvertrage vom 4. Juni 1878 und der Zufaconvention 
vom 1. Juli 1878!) willigte der Sultan in die „Occupation und Admi: 
niftration“ der Infel Eypern durch England, wohingegen letteres ſich 
verpflichtet, ein mufelmännifches Tribunal für die Entſcheidung religiöfer 
mufelmännifher Streitfragen aufreht zu erhalten, die Verwaltung kirchlicher 
Stiftungägrundftüde einem mufelmännifhen vom Türkiſchen Stiftungärath 
ernannten Rejidenten zu unterjtellen, den Ueberihuß der aus der Verwaltung 
von Cypern refultirenden Einnahmen über die Ausgaben der Pforte heraus: 
zuzablen, zu geftatten, daß die Pforte Cypriſche Kronländereien ungehindert 
verfaufe und verpadhte. Endlich foll England aud berechtigt fein, im öffent- 
lichen Interefje eine Zwangdenteignung an gewiſſen Grundftüden zu üben. 
Die Rüdgabe der Injel wurde für den Fall ftipulirt, daß Rußland die Er- 
oberung von Kars rüdgängig macht. 

Aehnlich verhält es fidy mit dem Abkommen zwiſchen Defterreich: Ungarn 
und der Türkei vom 21. April 1879, betreffend Bosnien und die Derzego- 
wina,*) worin zwar bejtimmt ift, daß der Souveränetät des Sultans durch 
diefe Decupation feinerlei Abbruch geſchehen fol, in Wirklichkeit dem Sultan 
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aber nur Ehrenrechte religiöfer ober fymbolifcher Art vorbehalten find. That: 
fählid — und darauf fommt es in völferrechtlicher Hinſicht immer zumeift 
an, — übt Defterreich fouveräne Gewalt aus. ?) 

Sowohl in Eypern alö in Bosnien und der Herzegowina hat fi 
der Sultan freiwillig durch Vertragsſchließung der Gebietöhoheit ſoweit be- 
geben, daß er weder de facto noch de jure als fouveräner Herrſcher in diefen 
Zandestheilen mehr angefehen werben kann. Auch die Erwägung, daß eine 
völlig definitive, unmiberruflihe Entäußerung aus den beftehenden Vertrags: 
beftimmungen nicht herzuleiten ift, ändert daran nicht. So meit gehende 
Conceffionen fünnen, wenn aud nur auf unbejtimmte Zeit und nicht auf ewige 
Zeiten gemacht, mit dem Weſen territorialer Gewalt nicht mehr vereinbart 
werden. Der Sultan hat in Folge deſſen aud) die Möglichkeit der Vertrags: 
fchließung in Beziehung auf die mit feiner Zuftimmung occupirten und ads 
miniftrirten Territorien verloren. Sudt man für diefe durchaus anomalen 
Verhältniſſe der neueren Zeit ftaatsrechtlihe Analogien, fo wäre am erften 
an die Aufftelung eines Begriffes internationaler Gebietsverweſung 
oder an eine internationale Regentfchaft zu denken, bei welcher eine 
ausländifhe Staatögewalt aus völferrechtlih anerkannter Machtbefugniß ein 
fremdes Gebiet abminiftrirt und regiert. Andere haben in den Beziehungen 
Bosniens zu Defterreih eine Abart der Staatenverbindung fehen wollen. *) 

Ein dauerndes oder doc) zeitlich völlig unbeftimmt gelafjenes Dccupations- 
recht einer fremden Armee erſcheint fomit nicht mehr als Beſchränkung, fondern 
ala Aufhebung der Gebietöhoheit und folgeweife als gänzliche oder partielle 
Befeitigung der Souveränetät, je nachdem es ſich um bie Xotalität oder um 
einzelne Stüde des Staatsgebietes handelt. 

Aehnlich würde in rechtliher Dinficht die Sache liegen, wenn gegenwärtig 
eine Staatögewalt ihr Gebiet ganz oder theilmeife von einer außländifchen 
Macht mit der Verpflichtung zum Lehen nehmen wollte, unbedingt in allen 
Kriegsfällen diefer oberlehnäherrlihen Fremdherrſchaft Deeresfolge gegen jeder: 
mann leiften zu wollen. 

Auf der andern Seite erkennt die Theorie und Praxis des Völkerrechts 
gewiſſe anderweitige Beſchränkungen der Gebietähoheit als volltommen zu= 
läffige, mit dem Souveränetätöbegriffe verträglide an. Dahin gehören: 

1. Beitellung einer der fremden Regierung zu zahlenden 
Grundrente in Verbindung mit erecutivifher Selbjthülfe des Be- 
rechtigten für den Fall der Nichtzahlung, vorbehaltlich der Frage, 
ob derartige Geſchäfte lediglich im Wege des Staatövertrages ohne 
Hinzutreten der Gefehgebung zu Stande gebracht werben können. 

2. Berpfändung einzelner Gebietöftüde zur Sicherung eines 
von ausländifchen Regierungen gewährten Darlehns, fei es mit 
Befigeinräumung, fei e8 ohne ſolche. Die Ueberlafjung der Staats: 
gränze an eine außländifche Macht zum Zwecke der Zollerhebung 
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durch deren eigene Agenten Fönnte unter denſelben Geſichtspunkt 
fallen. Auch antichretifche VBerpfändungen find vorgelommen. 
3. Die Beftellung von Staat3dienjtbarteiten. Diefer in ber 
Staatspraxis wichtigfte Fall bedarf einer abgefonderten Daritellung. 


1). Martens, N. R. G. 2me S£rie, III, 272 und Holland, The European 
Concert in the Eastern question, ©. 354. 

#, Martens, N. R.G 2me Serie, IV, 422. — Holland, E. Concert in 
the Eastern question, ©. 356. 

3) Es verblieb nicht bei der „Abminiftration”. Neben ihr entwidelte fi für 
Defterreih ein Geſetzgebungsrecht, Militärhoheit, Truppenaushebung u. a. m. Ein 
auf Defterreihifher Grundlage ruhendes Strafgeſetzbuch für Verbrechen und Ber- 
gehen ward 1881 eingeführt S. aud die Sammlung ber feit 1878 in Bosnien 
und Herzegowina publicirten Gefege (Wien 1882). 

4) Angeſichts der Ungewöhnlichkeit ſolcher Verhältniffe ift es begreiflich, daß die 
Meinungen unter den Publiciften über deren Rechtscharakter jehr getheilt find. Ab⸗ 
mweichend von ber im Zert vertretenen Auffafjung nimmt Zellinet, S. 113 effective 
Souveränetät des Sultans an. Bluntſchli (Revue de Droit Int. XI, 413) cons 
ſtruirt fogar das Dafein eines irgendwie neugearteten Staated. S. auch Neumann 
(ebendafelbft S. 38). Der Bergleih mit dem Fürftentfum Walde und feinem 
1877 erneuerten „Acceffiondvertrage”, wonach die gefammte „Abminiftration” an 
Preußen übertragen wird, trifft ficherlich nicht zu; denn dieſer Vertrag ift auf zehn: 
jährige Friften berechnet. Auch ift Walded im völferrechtlichen Sinne fein fouveräner 
Staat wie die Türkei. — Ausführlihe Erörterungen bei %. v. Martens, Böller: 
recht 1, $ 96. — Eine juriftifhe Prüfung biefer Verhältniffe kann jedoch nur zu 
negativen Refultaten führen: Es handelt fi um ein politifches Interimifticum, bei 
dem Recht und Thatſache im Widerfpruch ftehen. 


8 532, 
Snternationale Staatsdienftbarkeiten. 


Literatur: Mofer, Nahbarlidies Staatsrecht, S. 239 ff. — Gönner, Entwide: 
lung des Begriff und der Grundfäge der Deutſchen Staatsdienftbarkeiten, Er⸗ 
langen 1808. — Klüber, Europäifhes Völlerrecht, $ 137. — Deffter, Völler— 
echt, $ 43. — ©. v. Martens, Böllerreht, $ 111. — Bluntſchli, Mo- 
dernes Völkerrecht, 8 353. — Hartmann, Inftitutionen bes praftifchen 
Bölkerrehts, $ 62. — v. Bulmerincq, Bölferreht, F 49. — F. v. Mars 
tens, Bölferret I, $ 95. — Pradier-Fodéré, Traite II, $ 834ff. 


Eine völkerrechtliche Staatsdienſtbarkeit ift dann gegeben, wenn 
die Gebietöhoheitärechte eines jouveränen Staate® zu Gunſten eined einzelnen 
anderen Staates oder mehrerer anderer Staaten dauernd in der Weiſe be- 
ſchränkt find, daß innerhalb des gleichfam dienftbaren Gebietes an fich berech- 
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tigte Verfügungen der Staatögemwalt über ihren Grund und Boden unzuläffig 
oder an fich unzuläffige Verfügungen einer fremden Regierung zuläffig gemacht 
werben.!) Analog können diefe Verhältniffe auch auf die Stellung halb» 
fouveräner Staaten zu einander oder aud zu ihrem Suzerän übertragen 
werden. Dagegen bleibt die Anwendbarkeit des internationalsrechtlihen Ser: 
vitutenbegriffes von den Beziehungen der bundesftaatlien Mitglieder zu 
einander ausgefchlofjen. 

Der Begriff der Staatödienftbarkeiten (servitutes juris gentium)?) fnüpft 
zunächſt an denjenigen der privatrechtlichen Prädialfervituten an. Man hat fich 
demgemäß ein territorium dominans und ein territorium serviens vorzuftellen, 
ohne ſich jedoch dabet an das Erfordernik der Vicinität zu binden. Jeden— 
fallö fommt auf die Trennung zweier folder Staatögebiete durch das Welt- 
meer nichtö an. Im Uebrigen find die Analogien des Privatrecht nur mit 
großer Vorficht herbeizuziehen. Bon Perfonalfervituten der Staatögewalten 
in ihrem mechfelfeitigen Verhalten kann ohnehin nit die Rede fein, weil 
es ein natürliches Lebensende der Stantögewalten im juriftifhen Sinne 
nicht giebt. 

Der Begriff der völkerrechtlichen Staatsdienſtbarkeit bedarf in doppelter 
Richtung einer genaueren Begrängung: Einmal gegenüber den rein obligatorifchen 
Staatövertragäpflichten und fodann gegenüber denjenigen Beſchränkungen, 
welche unmittelbar aus dem Verkehrsprinzip der völlkerrechtlichen Verkehrsge— 
meinfchaft für alle gleichartig beichaffenen Staatsgebietstheile 3. B. Küften- 
ftrihe gemohnheitärechtlich abgeleitet werden. In lehterer Hinſicht ift daher Die 
Aufitellung fogenannter Zegalfervituten (servitutes juris gentium naturales) 
zu beanftanden, wie bereits von Klüber geichah.?) 

Gegenüber den rein obligatoriſchen Nechtsverhältniffen muß die Gränz- 
fcheive der Staatädienftbarfeiten in der Weife gezogen werden, daß diefe nicht 
an zeitlihe Claufeln gebunden fein dürfen, fondern ein von der Fortdauer der 
fie begründenden Verträge unabhängiges Dafein erlangt haben müſſen. Die 
Gründe, aus denen ein ſolche Servituten ſchaffender Staatsvertrag einfeitig 
aufgehoben werden kann, find daher nicht gleichzeitig au Gründe der Auf: 
bebung für das aus ihnen hervorgegangene Dienftbarfeitsverhältnig. Immerhin 
muß anerkannt werden, daß es Kechtöverhältnifie zweifelhafter Art giebt. Die 
Neutralifirung gewiffer Gebietätheile eines fouveränen Staates, wie der 
ehemald an die Schweiz angränzenden Provinzen von Savoyen (Chablais 
und Faucigny), der Pontiſchen Küftengebiete durch den Pariſer Frieden 
von 1856 oder die Montenegro 1878 auferlegte Interdiction, eine Kriegs— 
flagge zu führen, können möglicherweife als obligatorifche, dem Wechjel der 
Zeitumftände anzupafjende Kechtöverhältnifje aufgefagt werden (wie von Ruß: 
land mwährend des Deutfch-Franzöfifchen Krieges geichah) oder als dauernd auf 
gewiſſe Land» oder Küftenftreden gelegte Beſchränkungen der Gebietöhoheit 
erfcheinen, wobei dem gleichjam dienenden Staatsgebiet, zwar nicht bloß ein- 
zelne, aber doc, auch nicht alle Völterrechtöfubjecte als dominirende gegenüber: 
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ftehen. Ob an dem Meeresboden durch Kabellegung von Seiten einzelner 
Regierungen oder an Küftenftreden durch Herſtellung von Telegraphenlinien 
ein Servitutrecht geichaffen werben fünnte, ift eine Frage, die wiederum ver: 
neint werden müßte, wenn man fi) nur an die Analogie des Privatrechts 
halten wollte. Damit ift aber nicht gejagt, daß ſolche Anjtalten ſchutzlos ge: 
lafjen werden müßten. Auch ohne vorangegangene Decupation fann ftaaten: 
lojes Gebiet der Erdoberfläche von jedem Staate für den eigenen Gebraud) 
ober für die Gefammtheit der Nationen nutbar gemacht werden. Keinesfalls 
fönnen Theile der offenen Seefläche mit Servituten belegt werben. t) 

Aus dem Gejagten ergiebt fi aud der Entjtehungsgrund der Staat3- 
bienftbarfeiten: Derjelbe ift zuvörderit A. Einräumung auf Grund eined 
gültig zu Stande kommenden Staatövertrages, ohne daß Quafitradition 
des Gervitutrechtö im Sinne des Römiſchen Eivilrechts hinzuzukommen brauchte. 
B. Auferlegung an eine durch die vertranjchliegenden Mächte, wie im Falle 
der neuen Balfanftaaten, gefchaffene oder doch anerfannte fouveräne Gewalt 
(gleichfam im Wege eines Quaficontractes). C. Stillfhweigende, fortge— 
feste Duldung der Vornahme von Gebietöhoheitsacten von Seiten einer 
fremden Regierung, infofern folche ohne Gewaltanwendung oder Drohung vor 
fi gingen, die Duldung alfo eine Anerkennung in jich ſchließt.“) Man wird 
in diefer Hinfiht davon ausgehen, da der Einräumungsmille nicht noth- 
wendiger Weife in Vertragsurfunden conftatirt zu werden braudt. Auf bie 
Unveränderlichkeit des Beſitzſtandes dürfte nicht dasjenige Gewicht zu legen 
fein, das ältere Theoretiter (Heffter) ihr beimejien.%) D. Einjeitige 
Verleihung eines Rechts dur den Willen des fein Gebiet jelbft befchrän- 
fenden Staates. 

Was den Inhalt der Staatsdienitbarfeiten anbelangt, fo unterfcheidet 
die Doctrin herfömmlicher Weife affirmative und negative Servituten, je 
nachdem es auf Machterweiterung durch Handlungen einer auswärtigen Staats- 
gewalt oder auf Machtverringerung einer inländischen Regierung durd) die 
Pflicht zu Unterlaffungen ankommt.“) Beide Gefihtspuntte können freilic) 
zufammentreffen, jo da mit jener theoretifhen Unterfcheidung nicht viel ges 
wonnen ift. Won befonderer praftiicher Wichtigkeit find: 

1. Militärdienftbarfeiten, welche begriffsmäßig immer nur durch 
die höchſte Staatögewalt oder deren Organe ausgeübt werden können. 
So die militärischen Durchzugsgerechtſame durd fremdes Gebiet 
in Friedenzeiten (Recht der Etappenitraße), deren Modalitäten 
durch bejondere Verträge geregelt zu fein pflegen. Ferner die Be— 
fagungsgerehtjame an feiten oder offenen Plätzen in fremdem 
Staatögebiet und endlich in negativer Richtung die Dienjtbarfeit der 
Nichtbefeitigung gewiffer Gränzitrihe, während die in neueren 
Verträgen öfters ftipulirte Entfeftigung von Waffenplätzen als rein 
obligatorifches Verhältnig unter den Gontrahenten angefehen werden 
muß. Selbſtverſtändlich find neutralifirte Staatögebiete von Haufe 
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aus von der Möglichkeit, in Frievenszeiten Durchgangsgerechtſame 
andern Mächten zu gewähren, durchaus erimirt.®) 

2. Gerechtſame der Anlage von Berkehräanitalten ald da find: Eiſen— 
bahnbauten, telegraphifhe Veranftaltungen oder Kanal: 
bauten, zumal interoceanifcher Art, ohne weitere Unterfcheidung, 
ob die Serftellung neuer Verkehrswege und Verkehrsmittel durch 
ausländifche Regierungen direct oder in ihrem Auftrage und durch 
fubventionirte Gejellihaften erfolgt. In diefem Sinne ftipulirte der 
Berliner Tractat die Durchführung beftimmter Eifenbahnbauten dur 
die Balfanitaaten.? 

3. Volkswirthſchaftliche Staatsdienſtbarkeiten, beitimmt für 
den wirthichaftlihen Nuten fremder Staatsangehöriger und folglid) 
für die Ausübung der Gerechtſame durch Privatperfonen. Dahin ge: 
hören in vorderfter Reihe die Fiſchereigerechtſame in fremden 
Küftengewäffern oder die Ausübung der zur Fiſcherei gehörigen Ver: 
richtungen auf fremden Küften. Die alten Streitfragen, betreffend 
die Berechtigung Nordamerikaniſcher und Franzöfiiher Seefiſcher in 
den Gemwäfjern von Neu-Fundland lafjen die Wichtigkeit derartiger 
Staatöfervituten deutlich erfennen.!%) Auch Servituten der Holz- 
und Waldberechtigung, der Viehweiden, der Wafjerleitung können 
einen internationalen Charakter zwiſchen benachbarten Staaten ans 
nehmen. Der Billigfeit entfpricht die Negel, daß ſolche wirthſchaft⸗ 
lihe Berechtigungen auf fremdem Boden jchonend ausgeübt werden 
und niemals das eigene Bedürfniß der zunächit betheiligten Grund» 
eigenthüimer beeinträchtigen dürfen. Im Gollifionsfalle muß das 
wirthichaftliche Nutzungsrecht des dienſtbaren Staatögebietö als das 
ftärfere gelten; aud) follte e8 von vornherein zuläſſig gemacht werben, 
foldhe internationale Staatöfervituten im Wege der Zmangsenteig- 
nung rüdgängig zu machen, wenn ein unparteiifches Schiedsgericht 
die Zahlung einer angemefjenen Entfchädigung an den Berechtigten 
gewährleiftet. Sicher ift, daß ausübungsberechtigte Ausländer, als 
Kategorien genommen, aus wirthſchaftlich dienftbaren Gebieten nicht 
auägemwiefen werden dürfen. Doch unterftehen fie den Staatsgeſetzen 
(3. B. dem Verbot des Waffentragens). 

4. Endlih können Staatödienjtbarleiten gemifhten Inhalts 
unterfchieden werden. Dahin gehört beifpielmweife die Berechtigung, 
auf fremden Küjten oder in fremden Häfen Kohlendepots anzu: 
legen oder zu unterhalten. Nach den befonderen Umftänden des ein- 
zelnen Falles können hier ökonomiſche Verkehrszwecke oder Interefien 
der Kriegsmarine in Frage ftehen. 1) 

Ob militärifche Servituten die Neutralität des dienenden Grundſtückes 
gegenüber einem nicht gleich berechtigten Belligerenten in frage ftellen würden, 
fann zweifelhaft erfcheinen, Richtig dürfte fein, daß die Ausübung wirth: 
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ſchaftlicher Servitutrechte dem Belligerenten auch während ber Kriegszeit frei 
gelafjen werden muß. Während des Krieges fortgefegte Nutzung mwirtbichaft- 
licher Staatsdienſtbarkeiten darf alfo nicht als Verlegung der Neutralität zum 
Nachtheile der Gebietöhoheit neutraler Staaten gedeutet werben. 

Beendigt und aufgehoben werden Staatäbienftbarfeiten in Gemäßheit 
ber allgemeinen Redhtöregeln, bei deren Anwendung 'e3 von Wichtigkeit wird, 
im Boraus feftuftellen, ob bei vertragsmäßiger Begründung einer Gebiets- 
hoheitsbeſchränkung die Abficht der Contrahenten darauf gerichtet war, ein nur 
obligatorifches Verhältnig oder eine reale Belaftung dienftbar gemachter Ge- 
bietötheile herbeizuführen. Folgt nad) geichehener Begründung der Staat3= 
dienftbarfeit (welche Bezeichnung in Vertragsurkunden thunlichit vermieden 
wird ) der Abſchluß eines ihre Ausübungsmweife regulirenden Vertrages, 
jo würde nad; gefchehener Aufhebung dieſes Staatävertrages die Servitut da— 
mit noch nicht gleichzeitig beendigt, wohl aber hinfichtlih ihrer Ausübung ſus⸗ 
pendirt werden fünnen. Ob Servitutrechte durch Ausbruch des Krieges zwiſchen 
ben betheiligten Staaten ipso jure aufgehoben werden, hängt von der Vor—⸗ 
frage ab, welcher Einfluß dem Kriegsausbruh auf die beftehenden Vertrags: 
verhältnifje zulomme. Grundfäglid würde die Annahme wohl richtiger fein, 
daß Servitutrechte dann beftehen bleiben, wenn im erfolgten Friedensſchluß 
nicht3 anderes beftimmt ift und bie territorialen Werhältnifje der ehemaligen 
Belligerenten keinerlei Aenderung erfahren. 

Nach denfelben allgemeinen Gefichtspunften regelt fi auch die Aufhebung 
der Servitutrechte durch ſog. Confolidation, d. h. durch Vereinigung bes 
territorium serviens und des territorium dominans unter einer und berfelben 
einheitlihen Staatögewalt, alſo durch den Act der Incorporation. Ob eine 
ehemalige, völferrechtliche Dienftbarkeit noch als quaſi öffentlich rechtliche an 
den in Betracht fommenden PBrivatgrundftüden fortbeftehen kann, wird nad 
den Grundfägen des Staatsrechts zu beurtheilen fein. Keinerlei Confolidation 
wird durch Perfonalunion der betheiligten Gebiete herbeigeführt. Wie es mit 
der Realunion in dieſer Hinſicht oder mit Gonföderationen zu halten fei, 
durd welche ein Bundesftaat begründet wird, muß ſich nad) den die Staaten- 
verträge conftituirenden Grundverträgen oder nad) begleitenden Garantiever⸗ 
trägen richten. Eine allgemeine Regel läßt ſich nicht aufftellen. 

Keine Aufhebung wird durch einen einfahen Serrfchaftswechfel in den 
betheiligten Staatögebieten herbeigeführt. 12) Diefe Regel gilt auch dann, wenn 
ein halbfouverän geweſenes Staatögebiet ald dienendes nachmals fouverän wird. 
Die im Vertrag vom 20. November 1815 ftipulirte Entfeftigung von Hü— 
ningen, wobei Preußen, Frankreich, Großbritannien, Rußland, Dejterreich 
Contrahenten waren, muß als rechtlich fortwirtend noch gegenwärtig erachtet 
werben, obwohl der Hauptinterefient, d. h. die Schweizeriſche Eidgenoſſenſchaft 
fein direktes Vertragsrecht erlangt hat und das Deutfche Neich, ala die den 
Elfaß beherrſchende Gewalt als Rechtsnachfolgerin Preußens kaum angejehen 
werden fann.'?) 
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ı) Pradier-Fode6re (ll, S. 397): »Ce sont des restrictions conventionelles 
et perpötuelles apportees à la souverainetö territoriale des Ftats en faveur 
d’autres Etats. 

3) Hartmann, S. 179 braudt den ungeſchickten Ausdruck Bölkerbienftbarkeit. 

3) Ebenfo Bluntihli. A. M. Heffter, der unbedenklich die privatrechtlichen 
Borfchriften des Römischen Rechts anmenden will. Ein beſonderes Nachbarrecht 
zweier Staaten, unabhängig von Verträgen, bürfte ſchwerlich zu conftruiren fein. 
Irrig ift auch, daß Heffter generell die Staatäfervituten ald Beſchränkungen ber 
Staatögemwalten auffaßt und außerhalb der Gebietslehre erörtert. Die Staats» 
gemalt ift vielmehr ſoweit durch Servituten befchräntt, als fie in Hinficht der Gebiets⸗ 
hoheit eingeengt wirb. 

4) Die mittelalterlihe Erhebung von Seezöllen beruhte auch nicht auf dem 
Servitutenbdegriff, ſondern auf dem fehlerhaften Eigenthumsbegriff und feiner Anwens 
dung auf Meereötheile. 

5) Twiss (I, $ 130) citirt als Präcedenzfall die von ben Franzofen in Gas 
naba gebulbete Anlage von Forts durch die Hudſon's-Bay⸗-Compagnie, worauf ſich 
die Engländer bei den Utrechter Friebensverhandlungen beriefen. 

6) Von den Neueren auch Bluntſchli. Unvordenklich im juriftiichen Sinne ift 
dasjenige, was aus alter Zeit ftammt und wofür ein Anfangätermin nicht angegeben 
werben kann. 

7) Daffelbe befagt die Unterfheidung zwifchen activen und paffiven Servituten. 
Klüber, ©. 154. 

8) Doc beftanden Etappenrechte auf der Eifenbahnlinie Bafel-Conftanz, betreffend 
das Gebiet des Cantons Schaffhaujen. 

9) Auch die Unterhaltung von Poftanftalten Europäifcher Mächte im Gebiet ber 
Zürfei dürfte unter den Geſichtspunkt einer Servitut zu bringen fein. Ob das 
ehemalige Poftreht der Fürjten Thurn und Taxis in Deutfchland eine Staats— 
dienftbarteit barftellt, war ftreitig. Bis 1806 konnten die Berechtigten als halb; 
fouverän angefehen werben. ©. dagegen Geffcken (zu Heffter, S. 104). — Eine 
internationale Poftalfervitut zu Bunften Sachſens ftipulirte die Preußiſch⸗Franzö⸗ 
ſiſche Convention von Elbing (13. October 1807) in Ausführung des Tilfiter Fries 
bens (Art. 16). Verträge, wodurch auswärtigen Regierungen oder gar Befellfchaften die 
Adminiftration inländifcher Eifenbahnen übertragen wird, begründen keine Servitut. 

10) Die Canadiſch⸗Engliſchen Fifchereirechte famen im Utrechter Frieden und in 
dem Parifer Friedensvertrage (1763) zur Sprade und wurden ſodann durd bie 
Englifch » Amerifanifhe Convention von 1818 (f. auch Bertrag vom 2. Auguft 
1839) geregelt. Das Nähere bei Phillimore I, $ 195. — Die legten Streitig- 
keiten erörtert Al. Bliss, A Review of the Halifax Fishery Award, Washing- 
ton 1878. — (Der Vertrag von Wafhington 1871 ftipulirte ein Schiedsgericht für bie 
Fiſchereiſtreitigleiten zwiſchen Canada und der Union. Cine Congrefacte von 1878 
verorbniet die Zahlung der den Unionsftaaten auferlegten Entfhädigungsfumme.) — 
Papers relating to the Treaty of Washington. 5 vol. Washington 1872. 

11) Nicht wenige Autoren (Bluntjhli, Pradier: Fodere u. U.) vergefien, 
daß jebe Servitut.eine Beſchränkung, nicht der Souveränetät ober der Geſetzgebung, 
fondern eine Beſchränkung der Souveränetät ald Gebietöhoheit darftellt. Fehlerhaft 
find daher folgende Berhältniffe hierher gezogen worden: l’obligation de laisser des 
&trangers s'établir sur leurs territoires et celle de ne pas rompre les relations 
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diplomatiques avec les autres Etats et de ne pas s’isoler (Prab. II, &. 399). 
— Dagegen kann die Stipulation, daß Grängbiftricte von den Lanbesangehörigen 
nicht bewohnt werben bürften, ald Servitut angefehen werben. Eine Wüftlegung 
des rechten Donauuferd vom St. Georgs⸗Canal auf eine Entfernung von zwei Stun: 
den ftipulirte ber Friede von Adrianopel (24. September 1829) zu Ungunften ber 
Türkei. 

12) Ebenſo Heffter, S. 103; Pradier-Fodéré (S. 406), der aber irriger⸗ 
weiſe trotzdem bie Servitut mit den fie ſchaffenden Verträgen enden läßt. 

13) Nach Klüber, S. 157) würden Servituten auch durch Ablauf der feſtgeſetz⸗ 
ten Zeit beendigt werden. Richtiger dürfte wohl anzunehmen ſein, daß Servituten 
unter Staaten eine Befriſtung nicht geſtatten. Bluntſchli ($ 395) verzeichnet eine 
gefährliche Doctrin, wenn er meint: „Staatsdienftbarfeiten gehen unter, wenn fie aufs 
gehört Haben, mit der Entwidelung des Völlerrechts verträglich zu fein.“ Soll das 
dienende Gebiet Entwidelungätheorien aufftellen? Etwas ähnliches lieferte das Frans 
zöfifche Decret vom 28 October 1790 betreffend bie Aufhebung ber Rechte Deutſcher 
Fürftenhäufer im Elfaß. 


Drittes Kapitel. | 


Erwerb und Berluf des Staatsgebietes. 


8 53. 
Ueberjiht über die Erwerbsgrünbde. 


Literatur: Seffter, Europäiſches Völlerrecht, $ 60. — 9. v. Bulmerincq (bei 
Marquardſen), Böllerreht, S 47. — F v. Martens, Völkerrecht I, 8 10ff. 
— E. Ortolan, Des moyens d’acquerir le domaine international, cap. Lff. 
— Pradier-Foder&, Traite 11, $ 781ff. — E Casanova, Dir. internaz. 
88—184. — Phillimore, Comm. l, $ 222ff. — Ch. Calvo, Droit Inter- 
national 1, $ 210ff. 


Da die Völkerrechtsſubjecte nicht als ungerftörbare Wefen angefehen wer: 
den bürfen, fondern den hiſtoriſchen Procefjen der Bergänglichkeit unterliegen, 
jo ergiebt ſich ſchon aus diefer Grundthatſache, daß in noch weit höheren 
Make Staatögebiete und Staatögränzen veränderlich fein müfjen. Immerhin 
gehört e8 zu den Merkmalen des modernen Völkerrechts, daß die Willens: 
richtung der Nationen Europäiſchen Urfprungs mehr, als in früheren Epochen 
der Fall war, einer relativen Beftändigkeit in der Formation der Staatsge— 
biete zugewendet iſt. Das fog. Nationalität3princip, nad) einer Seite 
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bin aggreffiv und revolutionär, hat auch eine erhaltende Tendenz, infofern es 
willfürlihen und gemwaltfamen Bebietöveränderungen ſich entgegenftellt und eine 
Regel fucht, von deren Befolgung man (in manden Fällen mit Recht, in an= 
deren Fällen mit Unrecht) einen dauerhaften Gebietöftand erwartet. 

Erwerb und Berluft des Gebietsrechtes find entweder, wie auf 
früher unbewohnten Theilen der Erboberflähe, Vorgänge, die mit der erften 
Entftehung eines Urftaates ſelbſt zufammenhängen und erlangen bann ihre 
völkerrechtliche Qualität dur den Act der Anerkennung von Seiten 
bereit8 beftehender Regierungen. Dder Erwerb und Verluſt des Gebietörech- 
tes vollziehen ſich auf der bereitö beftehenden territorialen Bafis einer als ge 
geben vorausgefegten Völkerrechtsgeſellſchaft, wobei zwei Fälle denkbar find: 
1. Ein bereitö anerkannter Staat vergrößert oder verringert fein Gebiet in 
der Weiſe, daß ein partieller Herrfchaftswechfel eintritt oder 2. fo, daß er 
berrenlofeö, der Aneignung fähiges LZandgebiet feiner ausfchließlichen Herr⸗ 
ſchaft unterwirft. 

Dabei zeigt fich, daß die civilrechtlihen Gründe des Eigenthumserwerbes 
an Grund und Boden an fi) noch nicht nothwendig auch völferrechtliche Gründe 
des Ermwerbes der Gebietshoheit oder international wirffamen Gebietörechtes 
zu fein brauchen. Ebenſo fteht feit, daß mit dem Eintreten internationaler 
politifcher Gebietsaneignung noch nichts über die civilen Nechtöfolgen aus: 
gejagt ift. 

Die völkerrechtliche Wirkung der einzelnen von den Staaten gegeneinander 
geltend gemachten Erwerbögründe fest überall im Allgemeinen voraus: 

1. Daß im Sinne des Völkerrehts nur Staaten Theile der Erdober⸗ 
flähe zum Zwecke ihrer politiichen Beherrfhung fih aneignen können. 
Wie dad Verhältniß einzelner Privatperfonen oder Staatdangehöriger 
Europäifchen Urfprungs, die fich in ftaatenlofen Gebieten niederlaffen, 
zu den von ihnen bebauten Ländereien aufzufafjen ift, läßt fi) aus 
den Normen bes pofitiven Völkerrechts nicht entnehmen. 
Jeder fouveräne Staat kann, auch wenn er (mie Belgien) neutralis 
firt ift, 3. B. in überfeeifhen Ländern Gebiet erwerben, ohne daß 
daraus freilich die gleiche Qualität der Neutralität dem neuen Ge- 
biete zugeiprochen werben müßte. Ob halbfouveräne Staaten ohne 
Zuftimmung ihres Suzeräns neues Gebiet erwerben können, dürfte 
zweifelhaft fein. 

2. Daß die erworbenen Gebietätheile überhaupt im Sinne des Völker: 
rechts durch einzelne Staaten beherrfchbar find, wovon oben in Hin⸗ 
ficht des Landgebiets bereitö die Rede war. Daraus folgt außerdem, 
daß foldhe Theile der Erboberflähe, die juriftifh, wie die Küften- 
gewäfler, nur Pertinenzqualität entweder zum Dcean oder zu Hüften: 
ländern babe, ohne Erwerb des Küftenlandes nicht angeeignet wer: 
den können. Das gleiche gilt von Seeftraßen, die zwiſchen ftaaten- 
lofen Ländern gelegen find. 
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3. Daß die auf Erlangung der Gebietöhoheit gerichteten Ermerbäacte, 
nah ihrer Beichaffenheit und Form nicht nur etwa der Verfafiung 
der erwerbenden Staaten, fondern auch dem jemeiligen Rechtszuſtand 
aller andern in Verkehrsgemeinſchaft lebenden Staaten entfprechend 
fein müſſen. Angefihts der möglichen Rechtöverfchiedenheiten Tann 
es geichehen, daß ein internationales Beſitzverhältniß von gemifien 
Staaten anerfannt, von anderen dagegen angefochten wird. Ebenfo 
ift es möglich, daß eine urfprünglich rechtswidrige Gebietöerwerbung 
im Verlaufe der Zeit allmälig anerkannt wird. Diefe Anerkennung, 
die ebenfo gut, wie in Hinficht eines Neuftaates, auch eine ftillfchwei- 
gende fein Tann, hat man irriger Weife zuweilen ald „Berjäh: 
rung durch unvordenklichen Befigftand” angefehen. 

Gründe und Formen deö Bebiet3erwerbes müſſen alfo in ihrer Allgemein- 
heit anerkannte fein. Kein Staat kann daher vom Gebietderwerbe grundſätzlich 
ausgeſchloſſen werben, feiner in diefer Hinficht Privilegien beanfprucdhen, wie ehe: 
mals Portugiefen und Spanier nad) der Entdedung der neuen Welt. Dies 
ſchließt aber nicht aus, daß einzelne Staaten im Wege der Vertragsfchliegung 
fih verpflichten, von dem Ermerbe bejtimmt bezeichneter Gebiete im Interefie 
des Friedens Abſtand zu nehmen, oder Vorrechte anderer Staaten in Sin- 
fiht der Eventualität eine Gebietserwerbes von ftaatenlofen Ländern aner- 
fennen. So haben neuerdings in den weltlichen Gebieten der Südſee Eng- 
land, Franfreih und Deutfchland auf Decupation gewiſſer, näher bezeichneter 
Infelgruppen verzichtet. In diefer Hinficht ift zu bemerken, daß ſolche Ber: 
zichtserklärungen immer jtrict auf den beftimmt bezeichneten einzelnen Erwerbs— 
grund zu beziehen find. Ein Verzicht auf Decupation bedeutet alfo nicht einen 
Verzicht auf Erlangung durd Abtretung von Seiten eines dritten Staates. 

In der Lehre von den völkerrechtlichen Erwerbögründen ift es zunädjt 
von hervorragender Wichtigkeit, Eriegerifche und friedlihe Staatenbeziehungen 
zu unterjcheiden und die Unterfcheidung beweglicher Sachen einerfeitd, unbeweg⸗ 
liher Sachen andererfeit3 überall im Auge zu behalten. Da das Kriegsrecht 
einer befonderen Darftellung vorbehalten bleibt, fo jcheidet die Erörterung der 
Kriegsbeute hier aus, ebenfo die Darftellung der Eigenthumsvermwirfung 
durh Neutrale In Beziehung auf Staatögebiet iſt hier nur zu conita= 
tiren, daß Confiscation von fremdem Staatögebiet ſchlechthin unmöglich ift und 
friegerifche Gewalt gegen den Feind während eines noch fortvauernden Kampfes 
niemals zum Ermerbe, fondern nur zu vorübergehender Befchränfung des Fein— 
des in der Nubung fremden Staatögebietes führen Tann. 

Somit find hier nur bie rein friedlichen, ohne Borausfehung eines Krieges 
wirkſamen Ermwerbögründe zu beſprechen. Je nad ihrer Natur find diefe ent« 
weder originäre und einfeitige, alfo lebiglich vom Willen des ermwerbenden 
Staates abhängige: Decupation und Acceſſion, oder fie find deriva— 
tive und mehrfeitige, d. b. vom Willen mehrerer Staatsfubjecte abhängige: 
Abtretung von Staatögebiet.!) 
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Bon einem Gebietserwerb durh acquifitive Verjährung kann fo 
lange nicht geſprochen werben, als nicht eine beitimmte Ufucapionzfrift durch 
Verträge oder allgemeine Anerkennung im Voraus normirt ift. Für die Staats: 
praxis genügt die Erwähnung der Thatſache, daß die Zuläffigkeit der Verjäh— 
rung von der Theorie ſtets beftritten wurde. Daß fie vom Standpunft der 
Zweckmäßigkeit wünfchenswerth, mag zugegeben werben. ?) 

Aud für den Fruch terwerb (Franzöſiſch perception) ift fein Raum in der 
Lehre vom Erwerb de8 Staatsgebietes. Selbſtverſtändlich gilt aber die 
Regel, daß jeder Staat unmittelbar oder mittelbar durch die Perfonen feiner 
Staatsangehörigen auf offener See und in müften Gebieten wirthichaftliche 
Nutungen nad freiem Ermefjen ziehen fann. In foldhen Fällen handelt «8 
fih eben um Decupation unbewegliher Sachen. Und andererfeit3 ift ans 
zuerfennen, daß der Erwerb der Gebietöhoheit über wüſte Gebiete noch keines— 
wegs einen Anſpruch auf Eigenthum oder Befignahme an Bodenfrüchten in fich 
ſchließt. 


1) Andere, wie Hartmann, rechnen das Erbrecht zu den Erwerbsarten. 
Dagegen ift zu bemerfen, daß teftamentarifche Verfügungen völkerrechtlich nad ben 
Regeln ber (bedingten) Geffion zu beurtheilen find; das gleihe gilt von Erbver: 
trägen. Bon einer international anerfannten „Inteftaterbfolge” der Staatsge— 
walten fann ohnehin feine Rede fein. — Pradier-Fodéré unterſcheidet vier Er: 
werbögrünbe: occupation, cession, convention, conquöte, wogegen zu bemerken, 
daß cession und convention nit neben einander geftellt werden können. Conquöte 
ift wiederum entweder Geffion (bei Friedensſchlüſſen) oder occupation (bei De 
bellatio, durch welche ein Gebiet ftaatenlos wird). 

2, Siehe Pradier II, S. 381. Vattel II, S. 132, Unter den neueren Befür- 
wortern ber Berjährung nimmt Twiss eine eigenartige Stellung ein; er fteht in ihr 
einen ergänzenden Titel neben der Dccupation (1, $ 129). 
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Literatur: Klüber, Europäifches Völkerrecht, $ 125 ff. — Heffter, Völkerrecht, 
$ 70. — Hartmann, Inftitutionen des Völkerrechts, $ 61. — Bluntſchli, 
Moberned Völkerrecht, $ 276ff. — v. Holkendorff, Eroberungen und Er 
oberungsredht. Berlin 1872. — v. Bulmerincq (in Marquardſen's Hand» 
bucd des öffentlichen Rechts I, 2), S. 282ff. — v. Stengel, Die ftaatös und 
völferrechtlihe Stellung der Deutſchen Colonien (1876) S. 27 ff. — F. Lentner, 
Das internationale Colonialreht im XIX. Jahrhundert. Wien 1886. ©. 31ff. 
— Geffcken, L’Allemagne et la question coloniale in der R.D.I. XVII, 
©. 128ff. — E. Ortolan, Des moyens d'acquérir le domaine international, 
©. 37ff. — G. F. de Martens, Precis (1864) I, p. 129. — Tartarin, 
Trait6 de Poccupation, 1873. — Ch. Comte, Trait& de propriöts. — 
3. v. Martens, Völferret I, $ 90. — Phillimore, Commentaries 1, 
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Kap. 12 ($ 233ff.) — Twiss, Law of Nations I, $ 113ff. — Creasy, 
The colonial Constitution of the British Empire, 1872. — Hall, Inter- 
national Law, $ 32ff. — Calvo, Droit International I, $ 214. 


Unter den Gründen originären Ermerbes ift derjenige der Occupation 
grundfäglich allgemein anerfannt. Aber die nähere Beltimmung feiner gegen= 
ftändlichen Richtung begegnete von jeher, zumal aber feit der Entdedung ber 
neuen Welt, erheblichen Schwierigkeiten, weßhalb gerade diefe Materie immer 
durh Zahl und Bedeutung der Streitfragen auögezeichnet war. Die Bedin- 
gungen für die völferrechtliche Gültigkeit einer in friedlicher Weife vollzoge- 
nen Decupation find folgende: 

1. Gegenjtand der Occupation ift nur ein herrenlofes d. h. jtaaten- 
looſes, der Herrſchaft und Aneignung fähiges Gebiet, alfo regelmäßig 
nur Zandgebiet im weiten Sinne, einfchließlic von Binnengewäſſern, 
und angränzenden Hüften oder Küjtengemäfjern. Der Staat findet eine 
Schranke jeines räumlichen Daſeins nur an der Bränze anderer Staaten. 
Nach der richtigen Anficht darf daher nicht gefordert werden, daß 
das occupirbare Gebiet gleichzeitig aud) ein völlig unbewohntes, men= 
jchenleereö ſei.) Anmejenheit einzelner fremder Staatdangehöriger 
oder gar wilder, nomadifirender Barbaren darf als Hinderniß der 
(völferrechtlichen) Decupation nicht angejehen werben. Entjtände ein 
Conflict zwifhen neuen Ankömmlingen, als Anhängern eines occupis 
renden Staates, und eingeborenen Barbaren, fo würde derjelbe ent- 
weder mit der Vernichtung oder Unterjohung wilder Völkerſchaften 
oder mit DBertreibung der neuen Anſiedler endigen. Faſt überall 
weicht im Gange der Gultur die niedre Gefittung roher Völker höhe: 
ren ftaatlichen Lebensformen. Auch freiwillige Abtretung von Raum: 
flächen durch wilde Völkerſtämme oder von Häuptlingen erfcheint in 
der Hauptfache doh nur als Scheingefchäft, weil den dabei be- 
theiligten Barbaren die fundamentalen Borftellungen von Staat, 
Gebiet, Grundeigenthum und Hoheitsrecht völlig fehlen.) Somit 
bleibt nur die Alternative: Entweder Decupation ftaatenlofen, aber 
bereit3 bewohnten Urlandes auszufchließen und damit die Quelle 
höherer Gultur zu verfchütten oder feine Zufludht zu Scheingefchäften 
und Ausflühten manigfaher Art zu nehmen, um einen derivativen 
Ermwerböact zu conjtruiren. Europäifchen Nationen gegenüber haben, 
völferrechtlich genommen, ftaatenlos lebende Wilde ebenfowenig Hands 
lungsfähigfeit, wie in ciwilrechtlicher Dinficht Kinder oder Unmündige. 
Völkerrechtlihe und friedliche Decupation muß alfo auch dann ala 
vorhanden angenommen werben, wenn Cingeborene fi) aus Furcht 
einfach unterwerfen. Indem man bie Unterwerfung von Barbaren 
unter die Rechtsmacht der Decupation zuläßt, braucht man noch 
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nicht Berfehmung eingeborener Völterftämme oder Ausrottung ber 
Wilden zu rechtfertigen. Höher gebildete Völfer haben die Grund» 
fäge der internationalen Moral überall zu achten und müfjen an⸗ 
eriennen, daß auch Wilde ein natürliches Recht des Dafeind, unab- 
bängig von Staatägefegen, für fich in Anfpruch nehmen dürfen. 
Entzieht man ihnen die altgewohnten, vornehmlich; aus Jagd und 
Fiſchfang gewonnenen Mittel phyfifcher Lebenserhaltung, fo ent 
Ipringt daraus auch die Pflicht, ihnen ben Uebergang zu andern 
und höhern Stufen wirtbichaftliher Arbeit allmälig zu ermöglichen. 
Solche Fälle bebürfen ber Zurüdführung auf moralifhe und res 
ligiöfe Vorſchriften gerade aus dem Grunde, weil auf die erften Berüh—⸗ 
rungen zwiſchen hochgefitteten Nationen und wilden Völkerftämmen 
überhaupt fein pofitives Geje angewendet werden fann. Zwiſchen 
der Naturmacht des Vernichtungstriebes bei Urvölfern und den Ber: 
nunftöforberungen ber fittlihen Idee bei Eulturvölfern giebt es feine 
juriftiihen Vermittelungen. Es fragt fi) immer, was und wer im 
Verlaufe thatfächlicher Entwidelung fich als der Stärkere erweift. Für 
das pofitive Völkerrecht entfcheidet bei der Occupation ftaaten- 
lofer Gebiete nicht das Bedenken einzelner Philanthropen zu Gunſten 
der Barbarei, fondern die mwelthiftorifche Thatſache, daß Europäiſche 
Nationen im auswärtigen Verkehr wechjeljeitig fic) niemals das Recht 
der Occupation an ftaatenlofen Gebieten bejtritten haben. Wenn troß- 
dem in allerneueiter Zeit häufiger als früher Unterwerfungs— 
verträge mit Häuptlingen wilder Völkerſtämme ala Titel des Ge: 
bietserwerbes fyftematifch verwerthet oder vorgefhüßt werben, fo 
geſchieht dies zum Zwed der Prävention zwiſchen mehreren wirk— 
li) vorhandenen oder doch vermutheten Nebenbuhlern, nit in dem 
Sinne, als follte behauptet werden, daß Barbaren die intellectuellen 
Vorbedingungen der Vertragsſchließungsfähigkeit oder der Gebietäver- 
äußerung innerohnen. Denn die Vorbedingung jeglichen Gebietö- 
erwerbes im berivativen Sinne ift das Borhandenfein feften Wohn- 
figes und fefter Regierung, woran e8 bei den Barbaren faft im- 
mer fehlt. 

. Der Dccupationsfähigkeit eines Territoriums muß der Wille 
des Dccupanten entfpredhen, Bebietshoheit auf die Dauer 
zu erwerben. Da völkerrechtlicher Gebietserwerb mit Privateigen- 
thum an Grund und Boden nicht identisch ift, fo fchließt auch der 
völferrechtlihe Decupationsmwille nicht nothwendig den privatredht- 
lihen Decupationswillen in fih. Nur verfteht ſich von felbit, daß 
der völferrechtliche Dccupant nad erlangter Gebietshoheit beftimmen 
fann, unter melden Bedingungen Grund und Boden fernerhin in 
Privatbefig übergehen Tann. Daß Privatperfonen, die vor definitiv 
geordneter Occupation in ftaatenlofen Gebieten den Grund bebauten, 
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Anfprud auf rechtlihen Schuß haben, ift in neueren Colonialver- 
trägen anerkannt. 


. Nur anerlannte Staaten fönnen mit völferrehtlih un: 


anfehtbarer und unmittelbar eintretender Wirkung oc: 
eupiren. Schreitet eine proviforifche Regierung zur Occupation, 
fo wird das Gejchehene entweder im Falle der darauf folgenden An- 
erfennung diefer neuen Regierung legalifirt oder im Falle der Mieder- 
herjtellung der legitimen Regierung als nicht gejchehen zu erachten 
fein, jo daß es einer Wiederholung des Deccupationdactes bedarf. 
Noch weit weniger könnten Privatperfonen, Privatgejellfhaften oder 
gar Seeräuber, meuterifhe Schiffäömannfchaften (wie im Falle der 
Bounty: und der Pitcairn: Infel) oder aus der Verbannung 
entiprungene Berbrecher für fich felbit oder eine von ihnen fpäter 
zu begründende Regjerung occupiren, womit der Fall nicht zu vers 
wechſeln ift, wenn ein Abenteurer bei milden Völferftämmen Macht 
erlangt, Gebiete ordnet und einen Staat gründet. Denn in diefem 
Falle handelt es fich nicht um Decupation durd) einen vorhandenen 
Staat, fondern um Staatengründung- 


. Da der Staat in entlegenen Weltgegenden, wo die Occupation vor 


fi) gehen fol, der ftändigen und präjenten Regierungsbehörde vor— 
erſt entbehrt, jo bedarf er, um erwerben zu fünnen, jtellvertretender 
Drgane, die entweder ausdrücklich bevollmächtigt find oder im inter: 
nationalen Verkehr, wie Befehlähaber auf Kriegäfchiffen, präfumtive 
Vollmacht für fi haben. Nimmt eine fouveräne Regierung die 
Geffion eines von ihren Staatsangehörigen durch Occupation herren- 
lofen Gebietes erworbenen Privatrechtstitels an, fo wird darin 
entweder eine öffentlich rechtliche Genehmigung oder nachträgliche 
Anerkennung, oder eine Natification in dem Sinne gefunden werden 
fönnen, daß ein bisheriges Privatrechtsverhältniß zu einer öffentlich 
rechtlichen Herrſchaft umgeitaltet werden fol. Es bedarf aber auch 
in diefem Falle, wie in allen andern: 


. Einer allgemein erfennbaren, alfo öffentliden und effec» 


tiven Befigergreifungshandlung von herrenlojem Ge: 
biete, um die Abſicht, Sebietshoheit oder ſog völkerrecht— 
lihes Stautseigenthbum zu erwerben, zu dDocumentiren. 
Um dies Merkmal fejtzuftellen, wird es wichtig, in negativer Richtung 
darauf hinzuweisen, daß die gefchehene Ausrüftung von Schiffen in 
der erklärten Abficht wiffenfchaftlicher Forfhung, die Vermuthung 
des animus rem sibi habendi auch dann ausſchließt, wenn die 
Mannschaft ſolcher Expedition an unbewohnten Küften landet Auch 
Befikergreifungshandlungen, welche vorſätzlich verheimlicht worden 
find, entbehren der völferredtlihen Wirkung und geftatten feiner 
Regierung, ſich ſpäter darauf zu berufen. Selbſt die Entfendung von 
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Mifftonären zu Belehrungszweden, worauf die Spanifhe Regierung 
fih 1885 in der Garolinenftreitfrage berief, kann ald Decupations- 
handlung nicht mehr gelten, wenn es die Kirche war, die Miffionäre 
auöfendete. 

Ungenügend ift ferner die einmalige Errichtung von Doheitäzeichen oder 
Aufhiſſen der Flagge, wenn diefe völlig unbewacht blieben.?) Was dagegen po- 
fitiv ala effective, die Gebietsanſprüche dritter Staaten ausſchließende Befit- 
ergreifungshandlung anzufehen tit, das läßt fich im theoretifchen Formulirungen 
oder im Wege cafuiftiicher Aufzählung nicht erfhöpfend darftellen. Die 
Regel ift aber die, daß auch die Ankündigung der Abficht, von einem Tage an 
Befit ergreifen zu wollen, oder, wenn diefer Tag der Vergangenheit angehört, 
Befit ergriffen zu haben, den rechtlichen Erfordernifjen der Decupation nicht 
genügt. Unter allen Umftänden muß nämlic die Errichtung entweder mari— 
timer Herrſchaftsanſtalten (etwa durch Dafenanlagen, Yandungsbrüden, Leuchte 
thürme), oder die Einfegung von Gerichts. und Verwaltungsbehörden, ober 
die Stationirung von militärischen Beſatzungen nad) außen hin erfennbar ge- 
worden fein. Das Mindefte, was verlangt werden muß, ift ein ftaatlich d. h. 
von Seiten des occupirenden Staates befohlener oder doch autorifirter Lan— 
dungsact auf den nur zur See erreichbaren Zanditrihen und die Statio- 
nirung irgend einer Behörde. Zu weit würde man jedod gehen, wenn 
man zur Gültigkeit der Occupation die Entfaltung größerer militärifcher Streit: 
fräfte verlangen wollte. Denn zum Wefen der Occupation gehört es 
feineswegd, daß der durch fie zu vermittelnde Nechtöerwerb jeder Zeit gegen 
zufünftige Anfehtungen oder gegen jedermann mit ausreichender Gewalt 
behauptet werben kann. Webrigens giebt es auch mißlungene Occupationsd« 
verſuche. Wird eine zum Zweck der Occupation unternommene Landung von 
eingeborenen Wilden verhindert und entfernt fich die zurüdgemwiefene Lan— 
dungsmannschaft, um fich außerhalb zu verftärfen, jo find dritte Staaten nicht 
verhindert, in der offen gebliebenen Zwifchenzeit Erwerbshandlungen zu voll: 
ziehen. Zmeifelhaft kann alddann werden, ob Deccupation im e. S. oder Erobe- 
rung anzunehmen fein würde, wenn nämlich der jpäter gefommene Dccupant 
fih im Bejig behauptet. 


1) Ebenfo Phillimore, Bluntſchli, Stengel, ©. 27; Lentner, ©, 15. 
Der alten naturredtlihen Schule entfpradh dagegen die Annahme eines vorftaat: 
lichen Gejellichaftörehtö der Ureinwohner. Vattel verlangt daher un pays d&- 
sert et sans maitre (], I, 18), — Aud Bulmerincq behauptet, die gemwaltthä: 
tige Feftfegung felbft eines Gulturftaates in Ländern uncivilifirter Bölfer ſei un: 
zuläffig. 

2) Gerabezu monftrös erfcheint ed, wenn eingeborene Afrikanifhe Fürſten bei- 
jpielöweife den Deutſchen Oftafrilanifchen Geſellſchaften diejenigen Rechte abgetreten 
haben follen, die den Inhalt der „Deutichen Landeähoheit” ausmachen. S darüber 
Stengel, S. Il. Diefe Geſellſchaft ift als Commanbditgefellihaft in die Regiſter 
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bed Berliner Handelsgerichts eingetragen. — Der Mißbrauch der Vertragsſchließungs⸗ 
formen zur Verhüllung aller dem einen oder dem anderen Contrahenten unverftänds- 
lihen Abfichten findet fich bereits feit langer Zeit im Kulihandel. 

3) Bon befonderer Wichtigkeit bleibt, da die Spanifhen und Portugiefiihen Ans 
fhauungen ebenfo veraltet find, wie die naturrechtlihe Dochrin, in der Gegenwart 
die Englifhe Praxis. Phillimore: »The mere erection of crosses, landmarks 
and inscriptious is ineffectual for acquiring or maintaining an exlusive title 
to a country, of which.no real use is made.« 


8 55. 


B. Die Streitfragen des colonialen Dccupationsredhtes 
im Bejonberen. 


Literatur: Eine vergleihende Rechtögefchichte der modernen Europäifchen Colonis 
fation feit der Entdeckung Amerikas fehlt. Biel Hiftorifches Material enthält 
aber: Roſcher und Jannaſch, Eolonien, Colonialpolitit und Auswanderung 
3. Aufl., 1883. — Außerdem vgl. G. v. Martens, Précis du droit des gens 
Il, 1, 38. — Heffter, Völkerrecht, $ 151. — v. Stengel, Die ſtaats- und 
völferrechtlihe Stellung der Deutfchen „Colonien‘. Berlin 1866. — F. Lent— 
ner, Das internationale Occupationsreht. Wien 1886 — Leroy Beau- 
lieu, La colonisation chez les peuples modernes, 2. ed. Paris 1882. 
— Pradier-Fodöre&, Traite II, $ 778ff - Ueber die Gongoconferenz und 
die Congoacte f. Protocoles de la conference de l’Afrique oceidentale in 
N.R.G. des Traites (Martens und Hopf) X, 200. — de Neumann, Ele- 
ments du droit des gens moderne Européen (rad de de Riedtmatten). Paris 
1886. p 295ff. — Phillimore, Comm Il, $ 233ff, — Twiss, Law of 
Nations I, $ 122. — Wheaton, Elements (by Lawrence) II, 4, ©. 304 ff. 


Die Lehre von der friedlihen Decupation herrenlofen Gebietes ift reich 
an Gtreitfragen, welche die Schidfale der Europäifchen Colonifationen feit der 
Entdeckung Amerikas verrathen. Spanien und Portugal beanfpruchten für 
fh Dccupationsprivilegien in Beziehung auf die durch die Auffindung 
neuer Seewege erfchlofjenen Zerritorien.!) Nachdem diefe Prätenfionen an 
der überlegenen Macht der Holländer, Engländer und Franzofen gefcheitert 
waren, erweiterte ji) der Kreis colonifirender Seemächte; aber dad Occupa— 
tionsrecht blieb im Banne der Seeherrfchaftsgelüfte fteden, fo daß jede Macht 
zunächſt ihre eigenen maritimen Herrichaftsintereffen walten ließ und in Fries 
densschlüffen darauf Bedacht nahm, auch fremde Golonien unter Durchbrechung 
ihres Zufammenhanges mit dem Mutterlande ſich anzueignen. Intereſſen der 
allgemeinen Cultur wurden zurüdgejegt hinter eigennüßigen Interefien folder 
Staaten, die auch an no nicht occupirten Territorien unter Berufung auf 
ihren fog. Machtbereich für alle Zukunft Aneignungsvorrechte ſich zu er: 
halten bemüht waren.?) 
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Diefen Derrfchaftsrichtungen, die fih auch auf wirthſchaftlichem Ge: 
biete der Handelspolitik durch Ausbeutung der Colonien ausprägten, ent 
ftammen zahlreiche Streitfragen, deren kritiſche Prüfung ohne Vermeifung auf 
ihren politifchen Hintergrund gar nicht möglid wäre. Denn das Brundmefen 
aller alten Colonialrechtsſtreitigleiten wurzelte eben darin, daß vorherrfchend ge? 
mwordene Seemächte je nady der augenblidlich gegebenen Lage der Berhältnifie 
die Erfüllung der Dccupationsbedingungen fich felbit zu erleichtern, anderen 
Staaten jedoch gleichzeitig zu erfchweren trachteten, ein Verfahren, das um jo 
bequemer war, als es an feiten Analogien für die Occupation unbeweglicher 
Saden im Privatrecht fehlte. Aus diefen Verhältnifien erklärt ſich: 

1. Die aus der Spanisch: Portugiefifchen Seeherrfchaftsperiode ftammende 
Berufung auf ein ſog. Entdedungsreht an neuaufgefundenen 
Ländern, monad) der erfte Entdeder, beziehungsweiſe der Staat, deſſen 
Flagge er führt, als ipso jure Occupanten angefehen werben follten. ®) 
Das Droit de découverte oder Right of discovery ging dann auch 
in die Engliſch-Franzöſiſche Staatspragis über. Juriftiich gewürdigt, 
hat jedoch Entdedung unbelannter Landſtriche für fich allein ebenfo- 
wenig Erheblichleit wie die Auffindung irgend einer beweglichen res 
nullius, die ein Vorübergehender liegen läßt. Unzwedmäßig mar 
außerdem die Berufung auf das ſog. Entdeckungsrecht auch deswegen, 
weil die Entſcheidung über Prioritätsanfprüche unter verfchiedenen 
beinahe gleichzeitigen Entdedungen felten zu ermöglichen, außerdem aud) 
wirklich gleichzeitige Entdedung defjelben Landes an verfchiedenen 
Punkten möglich war.) Das Gegenftüd zu diefer Prätenfion, die das 
Eigenthumsrecht entweder aus der Entdedung allein, oder doch in 
Verbindung mit der Errichtung ſymboliſcher Soheitäzeichen oder auf 
Grund einer Proclamation genügend fein ließ, lieferte dann bie 
ebenfo unrichtige, auch nod) von Ortolan vertheidigte Anficht, wonach 
die Occupation erft dann vollaogen fein follte, wenn zuvor beftimmte 
Gulturarbeiten der Anpflanzung oder des Aderbaues in Wirk— 
famfeit getreten waren. 

Da die Zmedbeitimmungen überjeeifchen Gebietserwerbes mittels 
Occupation fehr verfchiedene fein können, 3. B. machtpolitifche im 
Sinblid auf eine maritime Interefjen fihernde Befeftigung, handels⸗ 
politifche in der Anlage von Factoreien, Firchenpolitifche in der Unter: 
ftügung des Miſſionswerkes, jo wäre es ſchon aus biefem Grunde 
faljh, den Maßſtab agrarer Colonifation ala ausſchließlichen für 
den Erwerb aller überfeeifher Befisungen durch Dccupation hin- 
jtellen zu wollen; vorausgefett, daß man dabei den Begriff der Co: 
lonien in weitefter Form nimmt, ihn alfo aud) auf überſeeiſche Mi- 
Itärftationirungen oder Dandelöfactoreien bezieht. Solche Zweckbe— 
ftimmungen oder Beweggründe find aber für den Rechtsbegriff der 
international wirkenden Dccupation durchaus gleichgiltig.. Daher 
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ergiebt ſich, daß jede Befitergreifungshandlung genügt, die in irgend 
welcher Richtung den Herrfchaftswillen des Occupanten mit Sicher: 
heit erfennen läßt, fei e8, daß mit der Entfaltung militärifcher Macht: 
mittel, oder mit der Einfeßung rechtiprechender und vermwaltender 
Behörden, oder der gleichzeitigen Errichtung von Hoheitszeichen vor: 
gegangen wird. Anerfannt mag dabei werden, daß die Störung 
bereit3 begonnener, aber noch nicht vollendeter Occupationshand⸗ 
lungen eine Staate® von Seiten dritter Staaten ala Unbilligfeit 
oder gar als feindfeliger Act angefehen werden darf. Denn mit dem 
Beginn der Herrfhaftsübung erjcheint die Occupation Dritten 
gegenüber conftatirt. 


. Eine andere Gruppe colonialrechtlicher Streitfragen bezieht fich auf 


die geographifche Begrängung rechtsgiltig occupirter Ge— 
biete im Berhältniß zu andern Mädhten.d) Ind Maßloſe gingen 
auch hier die urfprünglichen Anfprüche der Spanier und Portugiefen, 
welche ganze Continente auf Grund des erſten Entdedungärechtes für 
fid) forderten, und juriftifch ebenfo unhaltbar war die von Amerikanern 
in der Dregonfrage verfuchte Aufftelung der Theorie, wonach Decus 
pationen im Mündungsgebiete eines Stromes die Aneignung alles 
ftromaufwärt3 gelegenen Landes umfaſſen follten.*) Andrerfeits ift 
aber auch zu bedenken, daß dad Occupationsobject nit auf die 
Schußweite der Uferbatterien befchränkt zu werden braucht; denn e3 
gehört nicht zum Acte der Gebietshoheit, daß ftändige Truppen oder 
Beamte in jedem Augenblide auf allen bedrohten Punkten eines be= 
ftimmten Territoriums anwejend find oder fofort eingreifen fönnen. Und 
ebenfo iſt anzuerkennen, daß coloniale Erwerbungen nit durch Er— 
richtung fünftlicher Gränzzeichen gleichfam eingehegt zu werden brauchen. 
Die Frage, wie weit ſich das für coloniale Zwecke occupirte Land⸗ 
gebiet von dem zuerit effectiv in Bejig genommenen ‘Punkte aus- 
gehend, entweder längs einer Küfte oder ind Innere des betreffenden 
Zandes erjtrede, ift zunächſt eine Thatfrage, die von der topogra= 
graphiſchen Befchaffenheit des Dccupationsobjectes abhängt.”) Auf 
fleinen Infeln, die in Zeit weniger Stunden oder Tage umfchifft 
werben fünnen, tft es billig, dah das Worhandenfein einer Herr— 
Ichaftsftation als ausreichend gilt. Bei großen Infeln, deren Inneres 
unbefannt ift und zugänglicher Verkehrswege entbehrt, würde bie 
Anfiedelung auf einzelnen Punkten dritten Staaten gegenüber nicht 
als Grund der Ausfchliefung anderer Dccupanten anerkannt werden 
fünnen. Ebenſo dürfte nicht gefagt werben, daß weit zeritreute 
Inſeln eines Archipels ala Pertinenz einer, zu ihnen gehörigen, 
bereits giltig occupirten Infel zu erachten wären. Grgreifen daher 
mehrere Deccupanten gleichzeitig und ohne von einander zu willen, 
von verſchiedenen Küftenpunften eines geographifch zufammenhängenden 
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Litorals Beſitz, jo unterliegt ihre Bleichberechtigung feinem Zweifel. 
Die Herrſchaftsgränzen müfjen dann durch Halbirung gefunden 
werden. 

Der grundſätzlich entſcheidende Gefichtspunft ift alfo diefer: Kein 
Staat fann durd einen Dccupationdact mehr Gebiet er— 
greifen, als er mit feinen effectiven Herrſchaftsmitteln 
an Ort und Stelle jtändig in Friedenszeiten zu regieren 
vermag. 

Abgefehen von der Schwierigkeit, diefen allgemeinen Grundfaß auf je: 
den einzelnen Fall anzumenden, befteht aber überall die Abneigung, poli- 
tiſche Machtintereſſen colonialer Art an die Feſſeln juriftifher Definition 
zu binden. Daher erklärt es fi, daß ſich in der Staatspraxis neben 
dem Dccupationsreht im e. S. ein ſtillſchweigender Vorbehalt der 
Decupanten erhielt, die zunächſt gelegenen Landbezirke fpäterer An: 
eignung durch andere Mächte zu entziehen und fich ein Vorrecht der 
fpäter fortzufegenden, fchrittweife durchzufegenden Decupation zu 
wahren.°) Politiſch fucht jeder colonifirende Staat die Nachbarſchaft 
anderer Europäifcher Staaten in überfeeifchen Gebieten fo lange als 
möglich zu hindern. 

3. Eine dritte Gruppe vornehmlich moderner, der neueften Zeit ange- 
hörigen Streitfragen bezieht fi auf das Verhältnig Europäi: 
fher Regierungen zu folden Unterthanen, die ohne ſtaat— 
lihen Auftrag und ohne befondere Ermädtigung in frem- 
den Welttheilen fih zum Zmede des Handels und Acker— 
baues niederlafjen oder gar als reifende Speculanten allein oder 
in Berbindung mit anderen Gefellichaften Zanderwerbungen betreiben 
und in politifcher Selbitändigfeit dem Auslande gegenüber ausnügen 
wollen. Daß einzelne Privatperfonen oder Privatgejellfchaften Feine 
international anerfannten Staatscolonien ohne ftaatlihe Ermächtigung 
begründen können, iſt bereitö oben gefagt. Aber fie fünnen fich unter 
dad Protectorat ihrer Regierung oder, wenn dieſe fich des Schutzes 
weigert, einer fremden Regierung itellen. Die Wirkung ift dann, 
da der Protector auf Grund eines Schußbriefes entweder felbit die 
Dbforge für die Einrichtung der nothwendigen Juſtizbehörden und 
militärifcher Küftenvertheidigung übernimmt oder den Protegirten 
jo viele Hoheitörechte belegirt, wie für die Aufrechterhaltung der ge- 
ſellſchaftlichen Ordnung erforderlich zu fein fcheinen. 

Diefe neuerdings, zumal in Afrika conftituirten „Schußgebiete‘, 
find feine Colonien in rechtlichem Sinne, aud feine halbfou- 
veränen Staaten, fondern international zugelafjene Uebergangäfor: 
mationen, bei welchen nicht nur ein territoriales Abhängigkeits— 
verhältniß von Europäiſchen Mutterländern in Rebe fteht, ſondern 
perfonale Herrſchaftsverhältniſſe fich vervielfältigen.?) “Die 
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Inhaber des Schugbriefes bleiben Unterthanen des beſchützenden 
Staates und unterliegen der Strafgemwalt des Heimathsſtaates oder 
auch dritter Staaten; aber fie genießen innerhalb näher bezeichneter 
Gränzen quafi obrigteitliher Befugnifle, die gegenüber Eingeborenen 
ober Eingewanderten als ein ermeiterted. im internationalen Verkehr 
anerkanntes Recht der Selbjthülfe angefehen werden müfjen und von 
Dritten nicht geftört werden dürfen. Ob mit Necht auf der Congo— 
conferenz hervorgehoben worden, ba die Nebernahme eines Protectorats 
feine Occupation durch den Schußheren bebinge, erfcheint zweifelhaft, 
entbehrlich dürfte dieſe fein, wenn Unterthanen des Schutzherrn durch 
anerkannte Geffionen in den Befig von Landftreden gelangt find. 
Bon den ehemals mächtigen, in die coloniale Gefchichte tief eingreifen- 
den Gorporationen der Niederländifch- und Engliſch⸗Oſtindiſchen Com: 
pagnie unterfcheiden fich folde moderne Geſellſchaften für Colonifa- 
tionszwecke, die einen Schußbrief erlangt haben, vor allem dadurch, 
daß gegenwärtig jede ehemals zuläffige Delegation der Krieg: 
führungsrehte zu Lande und zur See von Seiten Europäi- 
her Mächte als ausgeſchloſſen erachtet werden muß. Anmwenbung 
von Waffengewalt durch privilegirte Colonifationsgefellichaften gegen- 
über Wilden muß daher nah den Grundfäßen der Nothmwehr 
oder ausnahmsweiſe der anerfannten activen Selbjthülfe aufgefaßt 
werben. 10) 

Ein Theil diefer das coloniale Occupationsrecht betreffenden Streitfragen 
ift durch die Gongoacte vom 26. Februar 1885 entſchieden worben.!!) Inden 
Art. 34 und 35 beftimmt diefelbe: 1. daß in Zukunft neue Befigergreifungen 
und die Uebernahme von Schugherrfhaften den Signatarmädıten gleichzeitig 
mit der Vornahme der betreffenden Acte notificirt werden follen, und daß 2. bie 
Signatarmächte verpflichtet fein follen, in den von ihnen befegten Gebieten 
das Vorhandenſein einer Obrigkeit zu fihern. Die Congoacte ift von ſämmt⸗ 
lichen jeefahrenden Nationen Europas und den Vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa vereinbart worden. 

Zwar beziehen ſich ihre Erklärungen ausgeſprochener Maßen nur auf das 
Feſtland von Afrika, weil das nächſte Bebürfnig dazu drängte, die Verhältnifie 
des Gongoftaates im Europäiſchen Interefje zu regeln. Dan follte aber die 
Zweckmäßigkeit diefer Grundfäge der Bublicität und einer durch obrigfeitliche 
Suftigeinrichtungen gemährleifteten Effectivität!?) grundfäglih auch für 
andere Dccupationen anertennen, zumal ſchon der Carolinenftreit zeigt, daß 
gewifje Mächte in der Gongoacte nicht ein heilfames Princip, fondern nur ein 
für den einzelnen Fall gemeintes Zugeſtändniß erklären mollten. ebenfalls 
ift die Congoacte die Einleitung zur Ausbildung eines überfeeifchen Rechtö- 
zuftandes auf Brundlage geficherter Occupationen. 
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1) Als den noch im Mittelalter wurzelnden Ausgangspunkt der colonialen Rechts: 
geichichte hat man die Bulle Aleranderö VI. vom 4. Mai 1493 genommen. (Siehe 
Lentner, S. 33ff.) Man kann aber noch weiter auf bie Bulle Nicolaus V. von 
1454 zurüdgehen, woburd) dieſer Guinea den Portugiefen ſchenkte und fie ermäch— 
tigte, Barbaren zu unterwerfen und dritten Nationen den Zutritt zu verwehren. 
Siehe auch den von Julius II. (1506) beftätigten Vertrag von Tortefillas (1494) 
bei Martens, R.G. I, 372. 

2) Ueberall widerfprecdhen ſich die Autoren derfelbe Nationalität, die zu verſchie⸗ 
denen Seiten verfchiedene Intereffen verfechten. So die Amerikaner, die 1805 bie 
Streitfrage betreffend LZouifiana erörterten und andererfeitö diejenigen, bie 1824 
bis 1827 die Dregonfrage biscutirten. Die Königin Elifabeth beftritt 1590 den Ent: 
deckungstitel der Spanier, manche Engländer (mie Twiss) geben dem Entdedungstitel 
neben settlement eine jelbftändige Bedeutung 

3) Phillimore fpriht von einem inchoate title to possession in the 
discoveries und fährt fort: »But the discovery must either, in the first in- 
stance be fortified by tbe public authority and by a commission of the State 
of which he is a member, or must be subsequently adopted by that State« — 
Am fchärfften wird die Englifche Doctrin von Twiss formulirt: Einen perfect title 
giebt nur settlement. Doch wird eine Entdbedung, wenn gehörig notificirt, durch 
die comitas gentium für ein reasonable time refpectirt, Damit ber Entbeder feine 
Anftalten zur Befigergreifung treffen fann 

4) In dem 1885 durd den Papft gefchlichteten Carolinenftreit gingen Spa- 
niſche Publiciften auf die Lehre vom Entdedungsrechte zurüd. — Kann ber Titel 
der Entbedung cebirt werben? Die Amerilaner berufen fi im Dregonftreit darauf, 
daß ihnen die Spanier 1819 ihren Titel cebirt hätten. (Galvo 1, 325.) 

5) Phillimore bezeichnet die hierauf bezügliche Doctrin als doctrine of con- 
tiguity. — Unbrauchbar ift auch die von Bluntſchli aufgeftellte Regel: „Geſchieht 
die Befignahme von der Seeküfte aus, jo wird angenommen, daß das hinter ber 
Küfte liegende Binnenland infomweit mit befegt fei, ald es durch bie Natur, inäbe- 
fonbere durch die ind Meer einmündenden Flüffe mit derfelben zu einem natürlichen 
Ganzen verbunden ift.“ 

6) Die Hauptfchrift über diefe complicirte Streitfrage ift die von Twiss, The 
Oregon question examined. (Siehe Johnfton in den Encyc. Americana Il s. v. 
Northwest Boundary. 

?) Phillimore: »lt is impossible to do more than lay down a broad ge- 
neral rule aided in some degree by the practice of nations, to be applied to 
each case, as it may arise and modified in some degree by any particular cir- 
cumstance which may belong to it« (1, 334). 

8) Auf diefem Geſichtspunkte beruhen die Verfuche, coloniale Machtſphären in 
der Weiſe vertragsmäßig abzugränzen, daß fi) die Eontrahenten mwechjelfeitig vers 
pflicten, entweder (mie bei den Samoainfeln) nicht zu occupiren ober über beftimmt 
bezeichnete Linien nicht hinauszugehen. Aus neuefter Zeit gehört hierher die zwis 
ſchen Deutichland und England vereinbarte Begränzung ihrer Machtſphäre im weſt—⸗ 
lihen Stillen Ocean vom 6. April 1886 (Drudf. des Deutſchen Reichſtags 6. Leg. 
Periode, II. Seffion, Nr. 291 (1885/86). 

9) Meber den Unterfchieb zwiſchen Golonien und Schuggebieten |. v. Stengel, 
&. 20 ff. — Derſelbe unterfcheidet überdied Eroberungs» und Militärcolonien, Handels: 
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eolonien, Aderbaucolonien und Pflanzungs: (Plantagencolonien), vergikt alfo die 
höchſt wichtigen Strafcolonien, deren nölferrechtliche Bedeutung nur fo weit reicht, 
als neuerdings (wie in ber Engliſch-Deutſchen Declaration vom 6. April 1886 bes 
züglich des weftlichen Theild des pacififhen Dceand) Transportation von Berbrechern 
ausdrüdlicd auögefchloffen wird 

10) Mit Recht hebt v. Stengel (S. 40) den bis jegt vielfach ungeflärten und 
zwitterbaften Zuftand , der Deutſchen Schußgebiete hervor. Die Rechtsgrundſätze 
tönnen aber nicht Mar werben, fo lange die legten Maßſtäbe des Rechts (Natur: 
vecht, pofitived Recht, Privatrecht) in Beziehung auf Yanderwerb, öffentliches Recht 
3. B. Jurisdictionsbefugniffe u. f. m. gar nicht auseinandergehalten werben. Die 
Schugbriefe find Privilegien, die mwiberrufen ober auf welde verzichtet werben 
fann. Aber aud) die fog. Unterwerfungsverträge zwiſchen einzelnen Fürften 
und Coloniſationsgeſellſchaften dürften als verkleidete Privilegien, nicht als Privats 
oder Staatöverträge anzufehen fein 

11) Weber die Borgeichichte und Verhandlungen ſ. auf Lentner, ©. 1öff. 

12) Der Grundfag effectiver Befegung war bezüglih des Sulu Ardipels 
von England und Deutfhland mit Spanien aud in dem Bertrage vom 7. März 
1885 vereinbart worden. 
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Literatur: Günther, Völlerrecht II, 57—64. — Heffter, Völkerrecht, 8 69. — 
Klüber, Eur. Völferreht, $ 134. — Ueber die phyſiſchen Vorgänge der Infels 
bildungen: O. Peſchel, Phyſiſche Erdkunde I, 523—549. — Pradier-Fo- 
dere, Traite ll, $ 804ff. — Del Bon, Proprietä Territoriale (1867) 
©. 66ff. — F. v. Martens, Völterreht I, $ 90. — Phillimore, Comm, 
11, 8 240ff. — Twiss, Law of Nations, $$ 131, 154. 


Volkerrechtlich aufgefaßt, beruht der Gebietserwerb durh Zuwachs (Ac— 
cejfion) auf natürlichen Proceffen der Vereinigung oder Vergrößerung von 
Landgebietsftüden mittelö ſolcher Theile, die anerfannter Maßen der Ge: 
bietöhoheit einer bejtimmten Staatögewalt unterworfen find. In negativer 
Richtung ergiebt ih daraus, dak es zum Gebietserwerbe an folden 
accedirenden Erbtheilen befonderer Befigergreifungshandlungen 
nicht bedarf.!) Auch das unmittelbare NWölkerrechtägebiet der offenen See 
fann durch Acceffion gleichjam erweitert werden, wenn das Meer früher be- 
wohnte Landſtrecken verſchlingt; doch überwiegt hier die Rechtävorftellung des 
Gebietöunterganges, fo daß unter Acceffion regelmäßig nur der pofitive Proceß 
des Landzuwachſes verftanden wird. Uebrigens Tann der Naturprocek ber 
Acceſſion durch Kunfihülfe, 3. B. duch Waflerbauten gefördert oder erleich: 
tert werben. 

Während das Civilreht, wonach Meereötheile au den res communes 
omnium gehören, nur jluviale Alluvionen als Grund des civilen Eigenthums 
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kennt, muß das Völkerrecht auch maritime Acceſſionen in Betracht ziehen, wenn 
Gebietsvergrößerungen in Rede ſtehen. Im Einzelnen find Gebietsacceſſionen 
folgendermaßen zu vermitteln: 


1. 


to 


Anſchwemmung (alluvio) an der Ufergränze eines Staates, fo 
daß deſſen Gebiet horizontal oder vertical durch Ab: oder Auflage: 
rungen erweitert oder vergrößert werden fann. Daſſelbe gilt von 
dem durch Gewalt der See und ihrer Wellenbewegungen vermittelten 
Landzuwachs. Auch können mehrere Factoren, des Flußlaufes und 
der Meeresitrömung, wie in den Deltabildungen der Donau, des 
Miffiffippi, Niger, Ganges zufammenmwirken, um Gebietävergröße: 
rungen herbeizuführen. 

Ob die Alluvion das Erdmaterial enthält, dad per avulsionem 
von einem benachbarten Staatögebiet losgetrennt wurde, bleibt un- 
erheblih. Jedenfalls dürfen aber die auf losgeriffenen Erdſtücken 
weidenden Sauäthiere oder andere darauf befindliche Werthobjecte 
fo lange zurüdgeholt werden, ald eine Befejtigung des Neulandes 
nicht erfolgt ift. Auch nad) gefchehener Befeitigung follte Rüdforde: 
rung ftatthaft fein. 


. Austrodnung des Flußbettes (alveus derelictus). Berengert 


fih das Flußbett, indem die MWafjerfläche fchmaler wird, jo gewinnt 
jeder Uferftant das auf feiner Seite freigewordene Land. Seine 
Eindeihung kann nicht verwehrt werden. Verläßt ein Gränzfluß 
fein altes Bett völlig, indem er eine neue Mündung durch das 
Gebiet eines bisherigen Uferjtaates fucht, jo muß die Mittellinie des 
troden gelegten Bodens als Gränzlinie genommen werben, die aljo 
der Mittellinie des ehemaligen Thalmegs nicht zu entiprechen braucht. 
Ob für den einen der beteiligten Staaten Acceſſion eintritt, hängt 
von den Umijtänden des Falles ab. Diefe von der Theorie verthei: 
digte Negel hat etwas Willkürliches an fi. Ste beruht auf der 
Erwägung, daß bei dem Eintritt von Naturereignifjen im Flußgebiete 
der Nachbarſtaaten jeder von ihnen thunlichft den bisher beſeſſenen 
Flächenraum behalten fol. 


. Snfelbildungen in Binnengemwäfjern fallen unbeftritten und ipso 


jure unter die Gebietöhoheit des umfchließenden Staates. Was 
Sränzflüffe anbelangt, fo folgte die bisherige Theorie durchaus 
der Analogie des Römischen Privatrechts. Inſeln wachſen jomit 
dem näher gelegenen Uferjtaate zu oder fallen bei gleicher Entfernung 
in dad Gondominium beider Uferftaaten. Möglich ift auch, daß eine 
Anfangs dem einen Uferſtaate näher gelegene Infelbildung allmälig 
über die Grenzlinie hinauswachſend, ſich dem Ufer des gegenüber« 
liegenden Staates nähert. In folden Fällen find die Regeln der 
Alluvion mit denjenigen der Infelbildung combinirt worden. Cine 
einmal dem Uferſtaate durch Accefjion erworbene Strominjel wird 
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übrigens durch fpäter eingetretene Aenderungen bes Thalmegs nicht 
weiter berührt, was in Beziehung auf den Rhein durch den zweiten 
PVarifer Frieden anerfannt wurde. Sehr ftreitig iſt auch der Fall, wo 
ein Strom das Gebiet eine Staates verläßt und in einen andern 
Staat eintritt. Bildet fih dann eine Infel auf der Gränze, fo 
müßte eine QDuerlinie gezogen werden, die ald Verbindung bient 
zwifchen den gegenüberliegenden Gränzzeichen beider Staaten. Alle 
innerhalb der Küſtenzone gelegenen oder vom Meere neu geſchaffe— 
nen Infeln teilen das politifche Schidjal der Küften.?) 

Wird die Küfte abgetreten, fo ift wie im Falle der Schlangeninfeln nad) dem 
Parifer Frieden, anzunehmen, daß fie in Ermangelung eines Borbehaltes mit: 
abgetreten find. Wird die Hüfte derelinquirt, fo müfjen die zugehörenden un— 
bewohnten Inſeln alö mitverelinquirt gelten.®) 


Uebrigens können Infelbildungen nicht nur auf dem vom Römifchen Recht 
vorgefehenen Wege der neptunifchen, fondern auch auf dem eruptiven Wege 
plutonifcher Gemwalten gefchaffen werben. 


1) Twiss nimmt irriger Weiſe an, daß Xcceffion auf »Contiguitye, alſo 
Gränznachbarſchaft oder Vicinitas beruhe. Das privatrechtlihe Princip ift aber bie 
Unmöglichkeit, ein gegenftändlich nicht mehr zu ſonderndes Streitobject procefjualifc 
wieder zu erlangen, wenn Avulfion ftatt hatte, oder von Seiten Dritter zu occu⸗ 
piren. Aehnlich im Völkerrecht: accedirtes Gebiet kann ohne Eingriff in eine fremde 
Gebietöhoheit von dritten Staaten nicht erworben werben, 


2) Das Recht der Amerifaner auf die Infeln vor und an den Miffiffippi-Mün: 
dungen erkennt Lord Stomwel in Sadhen der Anna an. (Siehe Twiss, I, $ 131.) 


3) Eigentlich kann von Xcceffion nicht die Rede fein, weil das accebirende Ge: 
biet zeitlich fpäteren Urjprungs fein muß. Richtiger wäre hier der Begriff deö „geo- 
graphiſchen Zubehörs“, der fich jedoch ala juriſtiſch unbrauchbar ermeift. 

Auf Grund der Entdedung und diefer quasi geograpbifhen Zugehörig— 
feit nahmen die Spanier die Falklands-Inſeln in Anſpruch (ohne Niederlafjungen 
dort gegründet zu haben), obwohl nicht mehr gefagt werben Tann, ald daß fie geo- 
graphiſch in das Stromgebiet Sübamerifas fallen. Calvo meint, daß biefe (un: 
bewohnten) Inſeln ipso facto der Südamerikaniſchen Unabhängigkeitskriege an bie 
Argentinifche Republit gekommen feien Diefer Streit der Spanier mit Franzoſen 
und Engländern beruht auf berfelben Argumentation, ber fid) die Spanier in ber 
Garolinenfrage bedienten. ©. Galvo I, $ 218. — Spanien fah übrigens in ben 
Maluinen nur eine d&pendance du Continent de PAmérique Möridionale, nicht 
fpeciell Argentiniens, fo daß es auffallend ift, wenn Galvo nod gegenwärtig bie 
Englifhen Befigrechte beftreitet, die jeit 1833 geübt worben. 
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Literatur: Deffter, Völkerrecht, $ 69. — Bluntſchli, Modernes Völlerrecht, 
F 284 ff. — A. v. Bulmering, Bölterreht, $ 47. — Störk, Option und 
Plebeifcite. Berlin 1879. — E. Ortolan, Des moyens etc., $ ff. — 
Desjardins, De Faliénation et de la pröscription des biens d’Etat, 1862. — 
Pradier-Fodöre, Traite II, $ 818ff.; 855 ff.; 1024 ff. — F. v. Martens, 
Bölferreht I, $ 91. — Twiss, Law of Nations I, $ 139. — Dudley 
Field, Draft Outlines, art. 41 ff. 


Die Lehre von den Staatögebietderben durd Uebertragung oder Ab: 
tretung fällt zu einem hierher nicht zu ziehenden Theile mit der Erörterung 
der Staatöverträge zufammen.!) Dies ift der all, ſoweit ald die formale 
Seite, der Abſchluß, die Bültigkeit und die Erfüllung von Staatöverträgen in 
Rede fteht. Andrerfeitö beftehen in Hinſicht des durch Abtretung vermittelten 
Gebietserwerbes wiederum befondere Beichränfungen und Nechtöregeln, deren 
Natur mit dem Princip des Obligationenrechts nicht unmittelbar in Zuſammen⸗ 
bang gebradjt werben kann. 

Wenn aud) die Grundlage förmlichen Bertragsfchluffes zwiſchen einem 
Gebiet erwerbenden und einem andern, dafjelbe Gebiet abtretenden Staate in 
der Staatöpraris felten zu fehlen pflegt, fo kann fie doch als fchledhthin we— 
jentlich nicht angefehen werden. Es ift juriftiich denkbar, daß in Analogie der 
eivilrechtlich ſog. Pollicitationen, eine einfeitige Preisgebung von Staatögebietd- 
theilen an irgend einen Nachbarſtaat ftattfindet, fo da in Gemäßheit folder 
bedingten oder unbedingten Preisgebung ein Nachbarſtaat ohne vertragamäßig 
erklärte Willensübereinftimmung in ein zu räumendes Staatsgebietsſtück nicht 
ald Decupant, fondern als Nechtönachfolger des Befiteinräumenden eintreten 
würde. Ueberdies kann Gebietdabtretung die nicht förmlich) auögefprochene 
Conſequenz eines auf ein anderes Object gerichteten Brängregulirungsvertrages 
fein.?) Auch ift keineswegs gefagt, daß ein den Bedingungen deö Staats— 
und Völkerrecht? formell entfpredhender, von zwei Staaten mit einander abges 
ſchloſſener Veräußerungs- oder Abtretungsvertrag nothmendig die Confequenz 
eine völferrehtlich allgemein anzuerfennenden Erwerbögrundes 
haben müßte. Das Allgemeine, in vorangegangenen Verträgen jtipulirte Rechtö- 
interefje Europäifcher Mächte kann durch Abtretungsverträge unter einzelnen 
Mitcontrahenten niemals abgeändert werden. Preußen und Nußland waren 
beifpielöweife nicht berechtigt, die ehemals halbfouveräne Republik Krafau an 
Oeſterreich abzutreten.®) 

Aus dem Gefihtspuntte des jedem Staate zulommenden Selbiterhaltungs- 
rechte8 oder vertragsmäßig garantirter Bleichgewichtöintereffen darf jedenfalls 
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ſolchen Bebietsabtretungen die Anerkennung dritter Staaten verfagt werden, 
melde den Erfolg haben fünnen, den territorialen Machtſtatus in Europa auf 
eine für einzelne Staaten bedrohliche Weife zu ändern. Den Principien fried- 
liher Völkerrechtsentwicklung fünnte in höherem Make entiprochen werben, 
wenn darauf gehalten würde, daß jede, nicht durch Friedensſchlüſſe vermittelte 
oder zum Zwede der technifchen Gränzregulirung unternommene ®ebietdab- 
tretung zu ihrer Unwiderruflichfeit der Anerkennung aller den Contrahenten 
benachbarten Mächte bedarf. 

Außerhalb des Vertragärechtes liegt aud die Frage, ob foldhe Territorien, 
deren Beſitz- oder Inanſpruchnahme für einen Belligerenten einen Kriegs: 
grund lieferte, von feinem Gegner während des Krieges an dritte neutrale 
Staaten abgetreten werden Dürfen. *) 

Für die volle Wirkung der Bebietsabtretung vom Standpunkte des 
heutigen Völferrechts genügt ed, wenn ein Staat entweder in ausdrücklich er: 
Härter oder thatſächlich vorhandener Webereinftimmung mit einem andern 
Staate von Gebietätheilen des letzteren Beſitz ergreift; vorausgeſetzt wird 
aber. daß der Cedent in Gemäßheit nicht nur feiner ftaatärechtlihen Herr— 
ſchaftsbefugniſſe, ſondern auch der allgemeinen oder bejonderen Regeln des 
Völferrehts anerkannter Maßen disponiren konnte. Daraus ergiebt ſich ins— 
befondere, daß neutralijirte Staaten nicht willfürlih zum Nachtheil der Ga— 
ranten Gebietätheile an das Ausland abtreten können. 

„Abtretung‘ ift der allgemeine Ausdruck für jedes Nechtsgefchäft, durd) 
welches, aleichviel aus welchem Grunde, Staatögebiet von einer Seite erworben, 
von der andern Seite des bisher Berechtigtgewefenen dem Erwerber über: 
laſſen wird. Mit Rüdfiht auf die befonderen Beranlafjungen unterfcheidet 
man in berfömmlicher Weife: Kauf: und Taufhgefchäfte, Schenkung, Vergleich 
u. a. m. Die civiliitiichen Unterfcheivdungspunfte bei folden einzelnen Rechts— 
geihäften im Verhältniß zu einander find indefien auf das Rechtsverhältniß 
von Staat zu Staat Schon deswegen nidyt überall anwendbar, weil es jich bei 
Abtretungen um wichtigere Nechte, ald um Eigentbum und Vermögens- 
werthe handelt. Alle Gefichtspunfte der Rückgängigmachung eines civilen 
Nehtögeihäftes, die in der wirthſchaftlichen Benadtheiligung des einen 
Contrahenten im Verhältnig zum andern gefunden werden können, (4. B. 
Mängel der Sache, laesio enormis), fommen daher für die Beurtheilung der 
Staatögebietöverhältniffe nit weiter in Betracht. 

Wenig verfchieden von allen denjenigen Fällen, in denen der Bebietsüber: 
gang durd Verträge zwifchen präfenten Staatögewalten vermittelt wird, find 
diejenigen, wo der Act des Bebietsüberganges ſich als Erfüllung einfeitiger, von 
einer ehemaligen Staatögewalt auögegangenen Dispofition darftellt. Soldye 
andermweitigen, außerhalb des Vertragsrechtes liegenden Verfügungen waren 
vermutlich im Mittelalter, als die patrimoniale Auffafjung des Staatögebietes 
übermog, nicht Selten. 

Dahin gehören: Schenfungen (ohne förmliden Zchenfungsvertrag), 
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Gebietsverleihungen durch den Papſt, Beſtellung einer Mitgift, 
wodurch das Gebiet einer Erbfürſtin in die Verfügungsgewalt ihres Ehegatten 
gelangte, Inteftaterbfolge unter den Angehörigen verwandter Herrſcher⸗ 
bäufer, Mitbelehnungen an urfprünglich felbftändigen oder nadhmald im . 
Laufe der Geſchichte fouverän gemorbenen Gebieten. 

Erwägt man, daß gegenwärtig die Bebietöhoheit jouveräner Staaten nicht 
mehr ald Eigenthumsrecht an Grund und Boden aufgefaßt werben fann, fo 
dürfen auch die alten Privatrechtätitel des Eigenthumserwerbes nicht mehr 
ohne Weiteres auf die Staatenbeziehungen übertragen werben. 

Ob aber zur Gültigkeit einer Abtretung heut zu Tage die 
Bemwohnerfhaft eines abzutretenden Bebietötheiles vorher zu 
befragen, oder die thatfählich ind Werk gefegte Abtretung nad: 
träglih zu ratificiren hat, ift feine Frage des allgemeinen po» 
fitiven Völkerrechts. Schon deswegen ift dies nicht der Fall, weil 
alddann wiederum, wie nach der Theorie des alten Naturredhts, der zahlen: 
mäßig ausgebrüdte Wille einer Anzahl von Individuen qualitativ höher gejtellt 
werden müßte, als der vorher ausgeſprochene Staatswille des Volkes, der 
auch den Willen der Einzelnen bindet und beherricht. Hier iſt alfo Staatsredht 
und Völterrecht zu unterjcheiven. Verfaffungsrechtlich kann, wie ſchon im Mittelalter 
der Fall war, den Königen oder Staatöregierungen die (freiwillige alfo friedliche) 
Veräußerung von Staatögebietätheilen ohne ®enehmigung der Stände, Volks— 
vertretungen und Parlamente unterfagt fein. Vom demofratifhen Standpunft 
fönnte ftaatsrechtlich diefe Vorfchrift dahin erweitert werden, daß jede Ge— 
bietäveräußerung an ein vorher genehmigendes Plebeifcit geknüpft werden follte. 

Ganz anders verhält es ſich mit den völferrechtlichen Gonfequenzen ent: 
weder der friedlichen Abtretung Seitens eines Yandes, deſſen Berfaffung feine 
rechtliche Behinderung des Staatsoberhauptes kennt, oder mit der vermittelt 
eines Friedensſchluſſes erzwungenen Abtretung von Staatögebietätheilen. In 
beiden Fällen darf das doctrinäre oder philoſophiſche Poftulat der Volksab— 
ftimmung feinerlei Anwendung auf das allgemeine Völkerrecht beanjpruchen. 

Mird jedoch Abftimmung der Bevölkerung in erft abzutretenden oder be- 
reitö abgetretenen Gebietötheilen unter zwei Staaten jtipulirt, fo handelt es 
fi regelmäßig entweder um die Simulation eines in Wirklichkeit nicht vor: 
handenen Zmeifeld an dem Willen ſolcher Bevölkerungen, deren Einverſtändniß 
mit dem Herrſchaftswechſel zmar im Voraus befannt war, aber dennoch durd) 
eine leere Formalität conjtatirt werden foll, oder um das auf beiden Seiten 
bei den Contrahenten beftehende Einverftändnif darüber, daß genügende Macht: 
mittel die Mehrheit widermilliger Individuen zur Nachgiebigfeit zwingen wer: 
den. Selbftverftändlih darf das Zugeftändnig der Option zwiſchen der 
Staatsangehörigkeit des abtretenden oder derjenigen des erwerbenden Staates 
an die Bevölferungen der die Herrſchaft wechſelnden Gebietstheile nicht mit 
der generellen Theorie der Volksabſtimmungsrechte in Zufammenhang gebracht 
werden.) 
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1) Sehlerhafter Weife unterfheidet Twiss directe Ceffion (durch Bertrag) und 
indirecte Geffion durch Bebietdräumung im Kriege. 

2) S. das Beifpiel bei Ortolan, ©. 64 (aus Mofer übernommen). 

3) Aus dem gleichen Gefichtäpunfte boten die territorialen Abmachungen bes 
Friedens von St. Stefano einen Begenftand des Einfpruhs für die nicht Frieg- 
führenden Mächte Europas. 

4) Diefe Streitfrage warb auch 1866 in Hinficht der Abtretung von Benebig 
an Frankreich aufgeworfen. Ihre Löfung dürfte aber nicht durch die völferrechtliche 
Eigenthumstheorie, fondern durch die richtige Beftimmung der Neutralitätspflicten zu 
erwarten fein. Ein Neutraler, der fich während des Krieges einen Theil des Kriegs⸗ 
territorium3 cebiren läßt, vermirft die Rechte der Neutralität. Es fragt fi dann 
nur, ob der Vorgang von dem benacdhtheiligten Belligerenten gebulbet wird. Aus 
der älteren Zeit gehört hierher der Fall von Dünkirchen, das Earl II, den Spa: 
niern abnahm unb 1662 an Ludwig XIV, übergab. Siehe Ortolan, ©. 70. 

5) Die Literatur ber naturrechtlihen Periode hat hierbei nur noch rechtshiſtoriſchen 
Werth‘ Daß die Theorie des Geſellſchaftsvertrages zu fehlerhaften Conſequenzen 
aud in dieſem Stüde führen mußte, ift einleuchtend. Wo diefelbe Theorie in ber 
Gegenwart auftaucht, ergiebt fie fich aus einer Combination ſtaatsrechtlich mißver: 
ftandener fog. Volksſouveränetät mit dem fog. Nationalitätsprincip. Daher ihre ver: 
hältnifmäßig meite Verbreitung in Frankreih und Stalien. Ortolan (a. a. D.) 
©. 69 befürwortet nur den Allgemeingebraud der Optionsclaufel, wenn 
er fagt: Mais aujourd’hui on doit reconnaitre en prineipe que le consentement 
des babitants est n&cessaire pour pouvoir operer leur changement de nationa- 
lite. — Irrig ift ed, wenn Pradier-Fodéré, (II, S. 117) von folden Abftim- 
mungen behauptet, fie feien in bie usages des Etats modernes übergegangen. 
Gerade der allermodernfte Staat (Nordamerikaniſche Union in Sachen Florida, Louis 
fiana, Texas, Alaſchka) kennt diefe Praris nicht. Noch weniger die mobernfte 
Praris des Berliner Tractates von 1878 bezüglich der Balkanftaaten. Außer dem 
Zuriner Vertrag vom 24. März 1860 (bezüglich Nizza und Savoyen) ift aus 
der internationalen Praxis wenig vorhanden. — Mebrigens erkennt der genannte 
Autor an (II, $ 862), daß das Syftem der Plebeifcite auf kriegeriſch erzwungene 
Bebietöabtretungen nicht paffe. 


N 58. 
B. Der Abtretungsact und ſeine Rechtsfolgen. 


Literatur: Bluntfhli, Völferredyt, $ 47. — Pradier-Foder&, Traite I, 
$ 819. 


So lange die alte patrimoniale Theorie in der rechtlichen Würdigung der 
Gebietöverhältnifje überwog, war e3 erflärlich, daß man folgeweiſe im Anſchluß 
an dad Römiſche Hecht oder an germanifche Weberlieferungen den Uebergang 
eine® Staatögebietes von einem Herrſcher an den andern durch Tradition, 
ſei es Förperlich fei es ſymboliſch, vermittelt fein ließ. Und andererfeits: Bes 
tonte die naturrechtliche Schule die perſönlichen Rechte der Staatsbürger, fo 
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ergab fich, daß freie Menſchen nicht tradirt werden konnten. Schon Grotius 
hält Tradition des Staatsgebiets bei defien Uebergang an den Erwerber nicht 
erforderlich, eine Anficht, die trog manden Widerſpruchs doc die herrichende 
geworben, zumal fie auch den Beflimmungen des Franzöſiſchen Civilrechts und 
der von ihm abjtammenden Befebgebungen entſprach. Dennod hat ſich die Bors 
ftellung eines Befigrechtes am Staatögebiet und an den öffentlichen, mit dem 

Boden verbundenen Anftalten und Regierungsgerechtfamen nicht völlig aus der 

Praxis verdrängen lafien. 

Demgemäß ſetzt ſich der rechtlihe Vorgang der Gebietsübertragung aus 
einer Reihe von Acten zufammen, die theild aus den verfaſſungsrechtlichen 
Brundfägen der Abdication des Herrfchers, theild aus den Regeln der 
Geffion, theils aus den Analogien der Befigergreifung ober quasi juris 
possessio abzuleiten find. 

1. An die Praxis der Abdication des Cedenten jchließt jih an: die 
an die Bevölkerung abzutretender Gebietötheile gerichtete Verzichts— 
erflärung bezüglich ihres Gehorfams, und die an Staatsbeamte 
oder Dfficiere gerichtete Enteidigung oder Enthebung von der 
Zreuverpflichtung. 

. Aus der Geffion entfpringt fodann die Zurüdziehung der 
dem abtretenden Herrſcher unterftehenden militärifhen 
Madhtmittel, der Staatöfymbole, Flaggen, Fahnen und 
Wappen. 

3. Der privatrehtlihen Eigenthumslehre entiprechend tft die bes 

fonders feit dem Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts üblich ge 

- mwordene Emanation von Befisergreifungdpatenten, welde 
legteren jedenfalld dann ala unweſentlich erfcheinen, wenn einem Ge: 
bietöabtretung ftipulirenden Friedensfhluß ein längerer Beſitzſtand 
des Ermwerbenden an den cedirten, während des Krieges aber occu- 
pirt geweſenen Gebietätheilen voranging. 

Aus diefen Hinmweifungen ergiebt fich, daß die zeitlihe Aufeinanderfolge 
diefer einzelnen Acte fich verfchieden geftalten kann. Die Räumung eines 
Gebietes kann ganz oder theilmeife — wie zu Kriegäzeiten - der Geffionser: 
Härung vorauögehen, oder ihr auch folgen. Dafjelbe gilt von den Beſitzer— 
greifungspatenten. 

In der Zwifchenzeit zwifchen thatfähliher Befignahme und darauf fol: 
gender oder vorangegangener Räumung kann die ſtaats- und privatrechtliche 
Verfügungsberechtigung des Befigergreifenden oder Bejigverlierenden zweifel- 
haft werden. Völkerrechtlich betrachtet, wird dritten Staaten gegenüber die 
im Frieden bewerfitelligte Abtretung immer erjt wirkſam mit dem Tage, von 
welchem an der Abtretende jich feiner Herrſchaft entweder im Voraus ent: 
ihlagen zu wollen erflärt, oder thatfählih in Ermangelung einer genauen 
Friftbeftimmung entjchlagen hat. Erweiſt ſich andrerfeit3 der Geffionar in ber 


Befigergreifung oder in der Ausübung feiner DEM EN ſäumig, 
Handbuch des Bölferrechts IL. 


to 
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fo haftet er nothwendig für den daraus hervorgehenden und völferrechtlich zu 
erfegenden Schaden.!) Denn die rechtliche Eigenthümlichfeit der Gebietsabtres 
tung im Bergleih zu privatrechtlihen Ceſſionsgeſchäften liegt gerade darin, 
daß mit dem Rechtserwerbe eines Staated gegenüber einem andern Staate 
auch eine räumliche Erweiterung der Herrſcherpflichten gegenüber der ge: 
fammten Volkerrechtsgenoſſenſchaft Hand in Hand geht. 

Was die Rechtswirkungen der Gebietsabtretungen anbelangt, fo ift, 
anfnüpfend an die Succeffionälehre, grundfäglid daran feitzuhalten, daß das 
neue Herrihaftsverhältnig nah Außen in demjelben Umfange und unter den: 
felben Befchräntungen fortdauert, die für das alte Serrfchaftsverhältniß be: 
ftanden. ?) 

Dagegen bleiben die Privateigenthumsrechte des zurüdtretenden 
Herrfchers innerhalb des ihm entfremdeten Gebieted von der Geffion unbe: 
rührt. Nur foldhe Vermögensrechte, die Ausflug der Regalität, des öffent- 
lihen Rechtes und der Staatögewalt felber find, gehen ald Pertinenz der 
politifchen Herrſchaft auch dann über, wenn in Abtretungdverträgen eine be- 
fondere Stipulation darüber fehlen follte. 

Allerdings find hier Zweifel möglih. Was gejchieht beijpieläweife, wenn 
nah dem Rechte des abtretenden Staates der Eifenbahnbetrieb ſchlechthin 
Staatsſache, Hinwiederum nad) dem Rechte des erwerbenden Staates aber in 
den Bereich des privaten Betriebes fällt? Behält alsdann der Cedent feine 
Eifenbahnen jure privato? Oder verliert er fie jure publico? Das allgemeine 
Völferreht Tann nad feiner Beichaffenheit für die pofitive Collifion zweier 
ftaatsrechtliher Syſteme feine Löſung an die Hand geben. 


!) Daraus ergiebt fih, daß die Neutralitätäpfliht der ehemals Savoyiſchen 
Bebietötheile von Chablais und Faucigny nad der Bereinigung mit Frankreich fort 
dauerte, ohne daß es eines Proteftes in diefer Hinfiht von Seiten dritter Staaten 
beburft hätte, Schweigendes Dulden ift niemals gleichbedeutend mit Anerlennung. 

2) 3. 8. in Fällen anarchiſcher Unruhen, wenn dadurch Eigenthum oder Leben 
beichädigt wird. 


8 59. 
Verluſt der Staatsgebietshoheit. 


Literatur: Günther, Völkerrecht II, S. 68. — Heffter, Völlerredt, $ 15. — 
Klüber, Europäifches Bölferrecht, $ 140. — Bluntſchli, Modernes Bölfer: 
recht, $ 295. — 9. v. Bulmerincg, Völkerrecht, $ 50. — F. v. Martens, 
Bölferreht 1, $ 92. — Pradier-Fodere, Traite Il, 813, 850ff. — D. D. 
Field, Draft Outlines, $ 37 ff. 


Die Gründe derivativen Gebietserwerbes wirken nothmendiger Weife aud) 
als Gründe des Berluftes in der Richtung derjenigen Wölterrechtsfubjecte, 
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welche ihr Recht an Andere in gültiger Meife übertragen haben. Wer beftimmter 
Gebietörechte fich entfchlägt, ift in Ermangelung ausbrüdlicher Geftattung immer 
verpflichtet, auch feine Staatätitulatur in entfprechender Weife zu ändern und 
die präfente Erwähnung feiner ehemaligen Herrſcherſtellung in Etaatsurkun- 
den, Beglaubigungsfchreiben zu unterlafien. Er wird dagegen nidt ver 
pflichtet, etwa vorhandene, aus dem beendeten Herrſcherverhältniß herrüh— 
rende Kroninfignien herauszugeben; denn es läßt fich nicht behaupten, daß 
ihnen Pertinenzqualität zukomme. 

Einfeitiger Gebietöverluft, ohne entfprechenden Webergang auf neue 
Erwerber kann nur vermittelt werden dur phyfifhen Untergang von 
Gebietsftüden oder durch Befitaufgabe (Dereliction) oder ausdrückliche Ver— 
sichtleiftung. 

Obſchon ein feltenes Ereigniß im biftorifdh gewordenen Zeitraum, find 
dennoch Naturprocefie nachweisbar, durch welche ehemals blühende Gemein: 
wejen oder auch kleine Infeln fei es von der Gewalt des Meeres, fei e8 durd) 
Bodenfentungen oder durch vulcanifche Kraft, zerftört wurden. Es genügt, 
an das Schickſal der Frieſiſchen Inſeln und an den zerftörenden Einbrudy der 
Zuiderfee zu erinnern. Letzteres Ereigniß weiſt darauf hin, daß an Stelle 
eined zeritörten Landgebietes möglicherweife durch die vis major der Natur 
ein Seegebiet oder fog. mare clausum jubftituirt werden kann. Ein Theil 
des Staatögebietes kann durch Avulfion verloren gehen. Hat ſich der los— 
gerifiene Theil an der Gränze anderer Staaten feltgefegt, jo tritt hier Ac— 
cefjion ein. Bon einer Entfchädigungspflicht des originär Ermwerbenden fann 
dann feine Nede fein, ebenfowenig von einem Umfchaffungsreht. Wenn da- 
gegen die dur Naturgewalt losgetrennten und bemeglich gewordenen Stoffe 
einer ehemald unbeweglichen Sache (3. B. Baufteine und Balten eines Ge- 
bäudes) durd den Strom in fremdes Gebiet getragen werden, jo muß Vindi— 
cation zugelajlen werden.!) 

Wichtiger find die Fälle der Dereliction, (Engl. abandonment, Franz. 
abandon, delaissement), an denen es in der Colonialgeſchichte nicht gefehlt 
hat.?) Handelt es ſich nit um ausdrückliche urkundliche Erklärungen, die fo 
beſchaffen find, daß fie über die Abficht der betheiligten Regierung feine Zwei— 
fel auflommen lafjen, fo muß bei ftreitig gewordenen Befisentäußerungshand- 
lungen darauf geachtet werden, ob ein bejtimmtes Territorium nur vorüber: 
gehend oder dauernd preißgegeben werben fol, was freilich nicht immer mit 
Sicherheit ermittelt werden kann. 

Blos vorübergehende, durch drohende Befahren veranlafte Entfernung der 
Bejagungstruppen im Hinblid auf feindlichen Ueberfall oder zerftörende Natur: 
ereignifje (Erdbeben, Epidemie) darf ald Act der Dereliction nicht gedeutet 
werben, noch weniger die Zurüdziehung von Gränzpoften. So lange nod 
ein einzelner Punkt eines früher einheitlich regierten Gebietes behauptet wird, 
fann nit angenommen werden, da Xheile des Territoriums preiögegeben 
werden. Unzweifelhaft erfcheint hingegen die Abſicht der Dereliction, wenn 

18* 
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ohne irgend welche militärifche Sicherheitdmotive Gränzzeichen durch den bisher 
Herrichaftsberechtigten zerftört und unter gleichzeitiger oder alöbald hinterher 
eintretender Zurüdziehung einer Befagung Hoheitszeichen entfernt werden. Daß 
alle einzelnen Privatperfonen, die dem delinquirenden Staate angehören, preis- 
gegebene Gebiete räumen, ift keineswegs erforderlih.3) Die in der Congo: 
acte'niedergelegten Grundzüge eines colonialen Occupationsrechtes laſſen eine 
Vervollftändigung auch in Sinficht der Derelictionen wünſchenswerth erfcheinen, 
damit jener Zmwifchenzuftand abgekürzt werde, während deſſen die Zugehörigkeit 
gemwifjer Gebiete zum Herrſchaftsbereiche colonifirender Mächte bezweifelt wer: 
den könnte. 

Damit würde denn aud für die Stantöpraris die Frage indirect ent» 
ſchieden werden, ob von dem Erlöfchen der Bebietörecdhte dvurhd Verjährung 
geredet werden darf. So lange es an bejtimmten, zwiſchen den Mächten ver: 
einbarten Berjährungsfriften fehlt, muß der Zuftand längerer Nichtbethätigung 
der Gebietöhoheit auf gewifien Yandjtrichen lediglich” als eins derjenigen In— 
dicien angefehen werben, wodurch die anderweitig bereits nahegelegte Ber: 
mutbhung der Derelictionsabficht unterftügt wird. Diefe Bermuthung 
darf mit Verzichtleiftungen nicht verwechſelt werben. 


I) Ueber die meiftend unpraktiſchen Gontroverjen f. Pradier-Fodéré II, 313, 

9) Val. darüber die Monographie von 3. 3. Mofer, Nordamerika nad bem 
Friedensſchluß von 1783 (Leipzig 1784). 

3) Das Thema der Dereliction ward auch in Beziehung auf die Maluinen 
(Falllands Infeln) zwifhen Spanien und England eifrig discutirtt. ©. Calvo, 
Droit International I, $ 218. 
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Gerade ein Jahrhundert ift es, ſeitdem die Frage der freien Stromfdiff: 
fahrt im Jahre 1785 gelegentlih der denkwürbigen Verhandlungen über bie 
Schelde zwifchen Kaifer Iofef II. und den Bereinigten Nieberländifchen Pro: 
vinzen zum erftenmale in Europa auftaudhte.!) Während dieſer ſeitdem ver 
flofienen hundert Sahre hat vielleicht fein Gegenftand des Völkerrechts zu fo 
vielen Streitfragen und eingehenden Erörterungen Anlaß gegeben mie biefer, 
und auch heute läßt fich noch nicht behaupten, daß die Frage der Wegräumung 
aller Hindernifje auf den großen Wafjerläufen und deren Eröffnung für Schiff— 
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fahrt und Handel aller Nationen — eine Frage, an welcher die civilifirte Welt 
in hohem Grabe interefjirt iſt — bie ihr zufommende endgiltige und befriedi- 
gende Löfung gefunden habe. Die Staaten geben eben fo ungern wie bie 
einzelnen Individuen vermeintliche ausſchließliche Eigenthumsrechte und bie 
daraus entipringenden Vortheile auf. 

In dem großen Streite zwifchen den Anhängern particulariftifcher Ideen 
und denen einer mweitausfehenden und freifinnigen Politik fanden ſich für die 
eine wie für die andere Partei hervorragende Vertheidiger und die Erörterun: 
gen bauern bis zur Stunde noch fort;?) der Eintritt einer rationellen Zöfung 
läßt indefjen ficherlich nicht mehr lange auf ſich warten. Diefelbe ift durch das 
natürliche Völkerrecht, das fein Staat auf die Dauer zu ignoriren vermag, 
vorgezeichnet?) und entipringt aus jenem Jus non scriptum quod consensus 
fecit, das „in der öffentliden Meinung fein Organ und fein Gorrectiv be- 
figt, und feine Beftätigung in leiter Inſtanz durd das Urtheil der Geſchichte 
findet.‘‘4) 

Um ſich davon zu überzeugen, genügt ein Blid auf die Entwidlung diefer 
Frage von der Zeit an, als fie eben ein Beftandtheil des Völlkerrechts ge: 
worden war, bis zur jüngjten Berliner Conferenzacte von 1885. Es läßt fi 
annehmen, daß in nicht langer Zeit die für den Congo feftgeftellte Ordnung 
in ihren breiten Grundzügen auch auf die übrigen Flüffe der Erbe, fei es, daß 
biefelben mehrere Staaten durchſchneiden, oder daß fie biß zu ihrer Mün- 


dung in dad Meer einem und demjelben Gebiete angehören, Anwen: 
dung finden mwird.®) 


Die allgemein angenommene Eintheilung der Gewäſſer unterfcheivet Meere 
und fließende Gewäſſer und theilt leßtere wieder in fchiffbare und flößbare 
einer:, nicht ſchiff⸗ und flößbare andrerfeits.$) 

Die freie Schifffahrt auf dem offenen Meere ift gegenwärtig eine vollen: 
dete Thatfache des Völkerrechts;?) die nicht ſchiff- oder flößbaren Waflerläufe 
berühren uns bier nicht weiter. Was nun bie fchiff: und flößbaren Waffer: 
abern betrifft, die den Gegenitand diefer Abhandlung bilden, fo ift nichts na— 
türlicher als fie gleich dem Meere „der großen Verkehrsſtraße der Menſchheit“ 
zu behandeln, gleihjam als „Nebenftragen”. Die phyficaliihe Beihaffenheit 
des Waſſers an fich ſchon fteht der Anwendung der Grundfäge vom Eigen- 
thum, das förperlihe Sachen fordert, an denen die Ausübung einer thatſäch— 
lichen oder rechtlichen Herrſchaft möglich ift, entgegen. Diefe Eigenfchaft man- 
gelt dem fliegenden Waller; fein ununterbrochener Lauf, die ftete Bewegung 
feiner Subftanz, das Fehlen einer natürlichen Gränze läßt daſſelbe als un: 
geeignet für irgend welchen Abhängigkeitäverband erfcheinen.%) Die großen 
Waſſerläufe find demnach allgemeine Güter, deren Verwaltung zur mög: 
lichft großen Förderung des Gemeinmwohles beitragen ſoll, und auf welchen — 
als den »chemins qui marchent et qui portent oü l’on veut allere, wie fie 
Pascal fo richtig nennt,?) vom Standpunfte des natürlichen Völkerrechts aus 


Hiſtoriſche Meberfiht und Entwidelung. 281 


die Schifffahrt ebenfo frei von jeder Schranke bleiben follte, wie 
auf dem Weltmeer. 

Daraus ergiebt fi, daß ed jedem freiftehen follte, Schifffahrt zu treiben ; 
daß die Verwaltung niemanden davon ausſchließen follte, weder auf Flüſſen, 
welche mehrere Staaten durchfreuzen, noch auf ſolchen, deren Lauf ſich inner- 
halb eines und deſſelben Staatögebietes vollendet; daß die Anordnungen der Be- 
hörden weder Conceifionen noch Beſchränkungen irgend welcher Art bezüglich 
des Rechtes Schifffahrt zu treiben kennen follten, fondern daß deren Thätigfeit 
lediglich in der Regelung der Ausübung, und der Beitimmung der Modalitäten 
der Benutung des Nechtes für jeden Fluß beftehen follte, einzig im Intereſſe 
der Schifffahrt und zur Sicherung fomohl des Rechtsgenuſſes für alle alö der 
Rehtsübung für jeden Einzelnen. 

Der Daupteinwand gegen diefe Theorie, welche zugleich als die einzige 
vernünftige erfcheint und mwonad) die Uferanwohner, von Natur aus zunädjit 
zu den Unterhaltungsarbeiten an den Flüfjen berufen, als einfache Folge davon 
auch die Rechte befiten, welche die ihnen durch die Nachbarfchaft des Flufies 
auferlegten Verpflichtungen entjprecdhen, 1%) — it die Souveränetät. Indeſſen, 
gründet fi) nicht gerade in der Souveränetät felbft die Freiheit der Möller? 
»Libertas, id est facultas ejus quod cuique facere libet, nisi quid jure 
probibetur.«!!) 





I) Die Pläne des freifinnigen Kaiſers fcheiterten indeß an dem MWiderftande der 
Niederländer und fo wurden in dem am 8. November 1785 unterzeichneten Ber: 
trage von Fontainebleau die befhräntenden Claufeln des Weftfälifhen Friedens 
aufrecht erhalten. Schon fieben Jahre fpäter, 1792, wurde vom Nationalconvent der 
Grunbfag der Freiheit der Stromfdifffahrt proclamirt. 

2) Bol. in folgendem die Anfichten der hervorragenditen Rechtägelehrten, wie 
fie von ®. €. Hall (International Law, p. 110— 111, Rote) — felbft einem Anhänger 
der ausfhlieglichen und abfoluten Berechtigung der Üferftaaten (a.a.D. S.109) — zufam: 
mengeftellt find. Hall felbft meint: »li a state forces the opening of a water-way be- 
tween itself and ıhe sea, on the ground that it has a right to its use as a ri- 
parian state, it simply commits a trespass upon its neighbour’s property which 
may or may not be morally justified, but by which it violates the law as di- 
stinetly though not 30 noxiously as an individual would violate it by making 
a track through a neighbour’s field to obtain access to a high road.« Bluntr 
ſchli fagt (Modernes Bölferreht, $ 314), daß die Ströme und fhiffbaren Flüffe, 
welhe mit dem offenen Meere in Verbindung fiehen, zu Friedenszeiten den Schiffen 
aller Nationen offen ftehen. — Calvo ($$ 215, 229-230) fpricht fi dahin aus, 
daß wenn ein Strom mehr alö einen Staat durdfließt, „das Recht Schifffahrt und 
Handel zu treiben, allen Uferanwohnern in gleicher Weife zufteht”; gehört ber Fluß 
aber nur einem einzigen Gebiete an, fo wird er „als unter der ausſchließlichen Sous 
veränetät diefes Staates befindlich“ betrachtet „Andeflen ift wohl zu bemerken, daß 
die einfeitig erlaffenen Vorſchriften keinen fiscalifhen Charakter annehmen und die 
Behörden lediglich zu dem Zwecke eingreifen follen, um die Schifffahrt zu erleichtern 
und dem gemeinfamen Rechte aller Achtung zu jchaffen; demzufolge joll das 
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Recht des Eigenthums ein für allemal dem der Schifffahrt untergeordnet erfcheinen.” 
— Heffter ($ 77) erflärt, daß einerjeitö jeder Eigenthümer an einem mehrere 
Staaten durchſchneidenden Mafferlaufe „ftreng genommen gleich wie der einzige Eigen: 
thümer eines Fluſſes das Waſſer lediglich für die Zwede des Gebrauchs für ſich 
felbft und feine Unterthanen, mit Ausjhluß aller anderen beftimmen könnte, an— 
bererfeitä, daß man mit Grotius, Pufendorf und Battel, wenigftend principiell ein 
viel ausgedehnteres Recht anerkennt , nämlich dad bed »usus et transitusin- 
nocuuse, weldes im Interefje des Welthandels feinem befreundeten Staate und 
beffen  Unterthanen abfolut verweigert werden fanı. — Wheaton (Elements, 
P. Ill Ch. IV 8 11) zieht in Betracht, daß »the right of navigating for com- 
mercial purposes a river which flows through the territory of different states 
is common to all the nations inhabiting the different parts of its banks; but 
this right of innocent passage being what the text writers call an imperfect 
right, its exercise is necessarily modified by the safety and convenience of 
the state affected by it, and can only be effectually secured by mutual con- 
vention, regulating the mode of its exereise.«e — Halled (I 147—148) fagt: 
The right of navigation for commercial purposes is common to all the nations 
inhabiting the banks of a navigable river, subject to such provisions as are 
necessary to secure the safety and convenience of the several states affected.« 
v. Martens (Precis, $ 84) ftellt als allgemeine Regel den Sa auf, daß gemäß 
der ausſchließlichen ZTerritorialhoheit, wonach jeder Staat fein Gebiet gegen den Ein: 
tritt von Fremden verfchließen fann und, obwohl dies verwerflid, ihnen den Durch: 
gangäverfehr zu weigern vermag, die Entſcheidung darüber, was ein unfchäblicher 
Tranfit ſei, ausfchließlich diefem Staate gebühre; „indeflen ift es gleichzeitig möglich, 
dat die geographifche Lage eines anderen Staates ihm gegebenenfalls das Recht ver: 
feiht zu Gunften feines Handels freien Durchgangsverkehr zu fordern und im Wei: 
gerungsfalle mit Gewalt zu erzwingen.” — Die Anfiht Fiore’s ift im Ganzen bie 
nämliche (1 366). — Woolfey ($ 58) fagt: »When a river rises within the bounds 
of one state and empties into the sea in another, international law allows 
to the inhabitants of the upper waters only a moral claim or imperfect right 
to its navigation. We see in this a decision based on strict wiews of territo- 
rial right, which does not take into account the necessities of mankind and 
their destination to hold intercourse with one another.«a — Phillimore (1 $ 177) 
fügt der Beiprehung der Weigerung Englands, den St. Zorenzftrom unbedingt ben 
Bereinigten Staaten zu öffnen, bei: »it seems difficult to deny that Great Bri- 
tain may ground her refusal upon striet law, but it is equally difficult to deny 
that in doing so she exercises harshly an extreme and hard law.« — Klüber 
($ 76): „Die Unabhängigkeit der Staaten zeigt ſich befonderd in dem freien und 
ausſchließlichen Gebrauche des Wafferrechtes fomohl innerhalb der zu feinem Gebiete 
gehörigen Meereötheile ald bezüglich feiner Ströme, Flüffe, Canäle, Seen, Teiche. 
Man könnte ihm feine Ungerechtigkeit vorwerfen, wenn er jeden Berlehr frember 
Schiffe auf den Strömen, Flüffen, Canälen und Seen feines Gebietes ver- 
böte. — Sir Travers Twiss endlich fagt (I 141): »A nation having physical 
possession of both banks of a river is held to be in juridical possession of the 
stream of water contained within its banks, and may rigthfully exclude at its 
pleasure, every other nation from the use of the stream while it is passing 
through its territory.a — Diefen ſämmtlichen von Hal gefammelten Anſichten ift 
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no diejenige v. Holtzendorff's (Encyflopädie der Rechtswiſſenſchaft; 7. Das 
Europätfche Völterreht $ 38 S. 954) beizufügen, mwelder nad Gonftatirung bes 
gegenwärtigen Standes der Frage und Bezeichnung der noch weiterer Aufbellung 
bebürftigen Punkte fortfährt: „Das angemefjene Ziel der weiteren Rechtsentwicke⸗ 
lung ift in der Anerkennung ber freien Stromſchifffahrt für alle Nationen auf allen 
ſchifſbaren Strömen zu finden ohne Unterſchied, ob fie das Gebiet eined oder meh: 
rerer Staaten durchſchneiden, vorbehaltlih der militärifchen Sicherheit im Kriege und 
der Zollintereffen im Frieden.‘ 

3) Bol. Heffter, Europäifches Völkerrecht, Einleitung, $ 2. — Es ift dies der 
vouog dyparros im Briefe Pauli an die Römer (lI 14—15): Orav yap vn 
Ta un vöuov Eyovra püaeı TA TOD vönou rowWearw, obroı vöuov gun Eyuures 
tavroig elat vinog, ofrıveg dvdeixvusrar TO Epyov Tod vönov ypartöv Ev rais 
xapdiaıs abrüv, ovunaptupobeng abr@v rüg ausedhoews.a Philo hat das gleiche 
Geſetz im Auge, wenn er jagt (B. ed. Paris p. 871): »Nöuos de dypeudng ö dp- 
#ög Aörog oby Imd tod Ösivog A tod deivog Ösnrod, gBaprös dv yaprıdios 9 
orniars, Äyuyog dyröyos, dAA’ br’ ddavarou picsws Äpdaprog dv ddavdrw 
dtavoiga tunwäeis.« Das ift nad unferer Auffaffung das natürliche Völkerrecht, auf 
welches die jhöne Definition, die Brotius vom Bölferrecht gab, Anwendung findet: 
»Jus naturale est dietatum rectae rationis, indicans actui alicui ex ejus con- 
venientia aut disconvenientia cum ipsa natura rationali, inesse moralem turpi- 
tudinem aut necessitatem moralem, ac consequenter ab auctore naturae Deo 
talem actum aut vetari aut praecipi« Barbeyrac überfegt ... »avec une na- 
ture raisonnable et sociable« und redtfertigt died mit dem Sinne, ben ber 
Autor weiter unten ($ 12, 1 und folgendes Kap. $ 1, 3) mit diefen Worten ver- 
bindet und damit, daß allem Anjcheine nach der Abfchreiber oder die Druder dieſe 
beiden Worte überjprangen, mie dies aud an anderen Stellen geſchah. S. auch 
Calvo (Dictionn. de dr. intern. publ. et priv. Berlin 1885. Vol. 1 p. 179) 
bezüglich bes Consensus gentium, den er als einmüthige Annahme und wechjelfeis 
tige praftifche Bethätigung gewiſſer Grundſätze befinirt, welche fein Staat, der in 
regelmäßiger und dauernder Weiſe am internationalen Berkehr Theil nehmen will, 
verläugnen fann. „Ein Staat“, fährt er fort, „der fi dem zu entziehen fuchte, 
würde damit feine Beziehungen zu den anderen Staaten ftören; durch diefe Iſoli— 
rung und biefen Wiberftand würde er ſich aber nicht von der Berbinblichkeit los» 
machen, feinen Pflichten gegen jene nachzulommen.“ 

4) Heffter (a.a.D.), $ 2. — Nach demfelben beftimmt anfänglich jeder Staat 
von ſich felbft aus die Richtfehnur für feine auswärtigen Beziehungen; aber fobald 
er aus der Iſolirung heraustritt, bindet ihn für feinen auswärtigen Berfehr eine 
gemeinfame Norm, welcher er fich nicht mehr zu entziehen vermag. Diefelbe ergreift 
je nad) der Eulturftufe des Volles ein engeres oder weiteres Gebiet; fie beruht auf 
der Nothwendigfeit oder auf rein materiellen Bebürfniffen, entlehnt aber mit ihrer 
Entmwidelung ihre Autorität und ihren Nußen aus ber Ethik; auf wechfelfeitige aus— 
brüdliche oder ftillfehweigende oder wenigſtens präfumirte Zuftimmung ber Staaten: 
gefellfchaft gegründet, murzelt ihre Stärke in der gemeinfamen Ueberzeugung, daß 
jedes Glied diefer Gefellfchaft unter analogen Umftänden das Bebürfnig fühlt, fei 
ed aus materiellen oder aus ethifhen Gründen fo und nicht anders zu handeln. 
Es giebt nah Heffter (Einl. $ 3) ein mwechjeljeitiges Rechtsverhältniß zwifchen auf 
gleicher Eulturftufe befindlichen Staaten, das aus einer inneren Nothwendigkeit ent 
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fpringt und demzufolge Feiner äußeren Sanction bebarf; gemwiffe Grundfäge könnte 
alfo ein Staat nit einfach zurüdweifen, beijpieläweife dad Recht auf gegenfeitige 
Achtung der Perfönlichkeit, der Staatöverträge, der Geſandtſchaften, die nämlich auf 
einem Bebürfniffe ded internationalen Verlehrs beruhen, oder die Pflicht einer mög: 
lichſt humanen Kriegführung u. f w.: alles ungefchriebenes, aber einer Nothwendig-⸗ 
feit entftammendes Recht. Bol. $ 4. Trendelenburg, Naturreht auf dem 
Grunde der Ethik, Berlin 1860, und Ahrens, Cours de droit naturel, 6me &d,, 
Leipzig 1868. 

5) Das tft die der Natur und Bernunft entfprechende Löfung der Frage. Die 
derjelben fich entgegenftellenden Beſtrebungen, welche fich auf den gegenwärtig nod 
geltenden Buchſtaben deö Befeges ftügen, bleiben ficherlih ohne Erfolg; die vom 
Wiener Eongrefje getroffenen Beftimmungen, weit entfernt unabänderlich zu fein, 
bilden lebiglih ein Minimum und es zeigt fich ſortwährend das Beftreben nach 
ihrer Erweiterung. Soll die lebendige Fortentwidelung ded Rechtes allein inmitten 
bed ſchwindelnd raſchen und allgemeinen Fortfchritt3 unſeres Zeitalter8 auf einen 
Punkt feftgebannt bleiben? „Man kann das Leben ber Böller, fagt ridtig Sa- 
vigny (Syftem des Römifchen Rechts, Bo. I Kap. II S7 S. 17), mit bem 
Lebensvorgange des menſchlichen Dafeins vergleichen, welch legteres niemals ftillfteht, 
fonbern eine beftändige Folge organifcher Entwidelung darſtellt.“ Die Vorftellung vom 
Recht und Unrecht tft fortwährend dem Wechjel unterworfen und man kann bier 
mit Pascal (Art. 3 penste 7) fagen: »Tout branle avec le temps« Ebenfo 
richtig aber tft, dak die Entwidelung in allen Fragen und vornehmlich den bes 
Völlerrechts im Sinne einer fortwährenden Annäherung an das ſich bewegt, was 
die Römer Jus aequum nannten. 

6) Die Seen und Canäle fallen unter dieje Definition ebenfalld; erftere ala 
ringsum abgeichloffene Binnenmeere, legtere ald künftliche Flüffe 

7) Bol. Deffter (a. a. O.) I M. 1188 73—76a. — Martens, Droit des 
gens 1 136, 146 etc. — Hautefeuille, Histoire du Droit maritime intern. 
p- 22. Die durch diefe Frage veranlaßten Erörterungen finden fi in: Grotius, 
De mari libero (1609), verfaßt gegen die Anfprüde auf die Souveränetät in ben 
Indiſchen Meeren feitend Portugald; Selden, Mare clausum (1635) zu Gunften 
Englands. — Bgl. außerdem bezüglich der Anſprüche auf die narrow seas: Vat- 
tel, Droit des gens, L. I ch. 23 $ 289. — Martens, Droit des gens, L. Il 
ch. 1842 — Paolo Sarpi, Del dominio del mare Adriatico e sui reg- 
gioni per il jus belli della serenissima republica di Venezia (Venezia 1676). 
— Bynkershoek, De jure naturae et gentium. L.IV ch.V 87. — Or- 
tolan, Rögles internationales de la mer I 123— 126. Bezüglich der Grunbfäge 
des Römiſchen Rechts vgl. unten, S 61. 

9, S. H. v. Eramer, Ueber den Einfluß und die Wichtigkeit der Schifffahrt 
auf den Strömen. Düffelborf 1818, S. 22- 26. — Ch. Jules Rousseau, M6&- 
moire sur le droit des rivieres. Salzbach 1812, p. 49. — Championnitre, 
De la propriete des eaux courantes. p. 17. — Weiske, Rechtslexikon, Bd. XIV 
101 und 102. 

9%) Pascal art 7 pensde 38 

10) Diefe Rechtöverhältniffe find im einzelnen behandelt im 2. Kapitel 8 70. 

1) L. 4. pr. D. de statu hominum, 15. J.13 81. Nah Heffter 
(Dölkerreht 1 Kan. I SS 27, 20, 32, 33) ift, ebenfo mie bie Souveränetät 
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jelbft, abftract genommen, gewiſſe Beſchränkungen erleidet, fein Staat bered- 
tigt dem anderen bad zu verweigern ober zu entziehen, was ihm nad ber na- 
türlihen Ordnung der Dinge gebührt... .; ebenjomwenig könnte ein Staat einen 
ausſchließlichen Eigenthumsanſpruch auf foldhe Güter erheben, melde die Natur 
unter alle oder mehrere gleihmäßig vertheilt hat; es ift ihm daher nicht geftattet, 
an dem Zaufe eines Fluſſes oder einen Seebeden Beränderungen zum Scaben 
eines Nachbarſtaates vorzunehmen. In gleihem würde er ein Unrecht begehen, 
wollte er einem Binnenftaate die Ausgänge für deffen Verkehr fperren, zu deren In» 
ftandhaltung er zugleich mit jenem verpflichtet ift. (Bal. auch Vattel, Droit des 
gens. 1 22, p. 271, 273.) ®effden theilt diefe Anſchauung nicht ($ 33 Note 2, 
S. 79); nad ihm würde eine vollftändige Ifolirung nicht gegen das Völkerrecht fein 
und an fi feinen anderen Staat verlegen. Dies erſcheint indeffen fraglich. Nach 
der gegenwärtigen internationalen Praxis der civilifirten Länder ift es außer Zmeifel, 
daß ein Staat vernünftigerweife dem anderen weder den Verkehr noch die Benugung 
feiner Sand» und Wafjerftraßen verjagen fann. Praktifch genommen bat eö wenig 
Werth, ob man bies ald vollftändige oder unvollftändige Obligation, ald Jus usus 
oder passagii innocui anfehen will Im richtiger Eonfequenz führt Heffter aud 
unter den Grundrechten der Staaten dasjenige auf mechieljeitigen Verkehr mit an: 
deren Nationen auf (ll Kap. I S 26). 

Zamwrence (Commentaire etc. I P. I ch. II $ 4) fpricht gleichfalls die An- 
fiht aus, daß es in Europa kaum einen König oder überhaupt ein Staatsoberhaupt 
gleichviel welchen Zitelö gegeben, der im ftrengften Sinne des Worte ein unum: 
ſchränkter Souverän gewefen wäre; die eine oder andere Schranfe war ftetö ber 
Actionäfreiheit der Krone gezogen und gewiſſe Verpflichtungen haben immer auch 
denjenigen obgelegen, welche vom Volle ald Träger der Staatögewalt proclamirt 
werben. 

Vgl. übrigens über die Einzelheiten diefer frage mein: Cours d’eau. ch. Il 
p: 18-39. 


8 6l. 
Das Römiſche Redt. 


Literatur: Weiste, Rechtslexikon. Bd. XIV Art.: Wafjerreht. — Börner, 
Revifion der neueren Lehren von der Zugehörigkeit der beftändig fließenden 
Gewäfſer nah Römischen und Deutfhem Rechte. (Archiv f. civil. Praris, 
Bd. XXXVI ©. 149ff., 359ff) — Garbouleau, Du domaine public en 
droit romain et en droit frangais. Paris 1859 — Et. Carath&odory, 
Cours d’eau. p. 52—75. — Ed. Engelhardt, Fleuves convent. Introd. 
p. 1—9. — Louis Ayral, Traite du droit d’alluvion, contenant lexa- 
men des atterrissemens des iles, du lit abandonne par un cours d’eau, des 
travaux de defense etc. précédé d’une introduction et d’une &tude du droit 
Romain sur la matiöre. Paris 1880. 


Die ausſchließliche Inbefisnahme einer Elementarfraft, mit welcher die 
Erde von der Borfehung auögeftattet wurde und von welcher jeder ihrer Be: 


286 Das Stromgebietsrecht und die internationale Flußſchifffahrt. 


wohner Nuten ziehen fann, ohne deren Gebrauchswerth für den anderen nur 
im minbeften zu ſchmälern, — wie beifpielmeife die Monopolifirung der Luft, 
des Feuer, ded Lichted — muß als ein ungeheuerliches Unrecht betrachtet 
werden: biefem grundlegenden Sage hat dad Römifche Necht zum Siege ver: 
holfen. 

Das fließende Waſſer ſtand bei den Römern in gleicher Linie mit der 
Luft und dem Meere und ſeine Erſcheinungsformen gehörten zu den nach 
Naturrecht (jure naturali, jure gentium) allen Menſchen gemeinſamen 
Dingen.!) Unter dem Geſichtspunkte der aqua profluens find die Waſſer— 
läufe res nullius juris gentium, denn diejelbe iſt eine res communis omnium 
juris gentium, alfo eine res publica. Im Nömifchen Rechte wird das fließende 
Waſſer folglich) als ein Gegenitand betrachtet, deſſen Benutzung Jedem frei- 
fteht, wohl zu bemerfen, außer wenn es durdy Natur oder Kunft zurüdgehalten 
wird, und in fo lange es feinen freien und ununterbrodyenen Lauf in fei- 
nem Bette, jowie regelmäßige Ufer bejigt (naturalem cursus sui rigorem 
tenens.)?) 

Die Römer unterfchieden vom Standpunkte des Rechtes zwei Arten von 
Flüſſen: öffentliche und private. Erftere find foldhe mit ununterbrochenem 
Laufe zwifchen Ufern und mit einem regelmäßigen Bette (lumina perennia); 
die letzteren befigen zwar ebenfalld einen ununterbrochenen Lauf, aber weder 
ein regelmäßiges Bett noch Ufer und ihr Beftand ift im allgemeinen unficher 
(flumina torrentia). 

Soweit die Flüffe öffentliche find, befigen fie diefe Eigenſchaft jure na- 
turali, gentium, ebenfo wie die Meeresfüften; das heißt, fie find aus der 
Schöpferifchen Dand der Natur ala allen Menfchen gemeinfchaftlihe hervorge- 
gangen und der Staat hat diefe denjelben innewohnende Rechtseigenſchaft an- 
erfannt.?) Der Gegenſatz zu den res publicae jure naturali wird durch die 
res publicae jure civitatis gebildet. Die öffentlihe Benußung ift beiden 
gemeinfam; dagegen übt der Staat bei den legteren ein fürmliches Eigenthums- 
recht, während er bei den erfteren lediglid auf ein Oberauffichtörecht behufs 
Sicherftellung der Benugung diefer natürlihen Straßen für alle ſich be- 
Ichränft. *) 

Was den Umfang diefes öffentlichen Eigenthums betrifft, fo erftredt 
ſich daſſelbe: 

1. auf dad Bett aller öffentlichen Flüſſe. »Ille etiam alveus«, ſagt 
Ulpian, »quem sibi flumen fecit, etsi privatus ante fuit, incipit 
»tamen esse publicus, quia impossibile est, ut alveus fluminis 
»publici non sit publicus;) 

2. auf die Flußufer, d. h. diejenigen Stüde Landes, welche auf beiden 
Seiten fi biß zum Flußbette hinabfenten.®) 

Rechte der Oeffentlichkeit. Bei den Flüffen und Häfen öffent- 
li rechtlicher Qualität fteht Schifffahrt und Fischerei jedermann frei.?) 
Aus dem öffentlichen Benutzungsrecht der Ufer folgt ferner, daß es jedem ge- 
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ftattet ift, mit feinem Fahrzeuge zu landen, Taue an den dort wachfenden 
Bäumen zn befeftigen, Laften am Ufer niederzulegen, an bemfelben zu ver- 
fehren und auszuruhen.d) Dagegen hat der Staat ald natürlicher Beſchützer 
der freien Schifffahrt vor jeder Beeinträchtigung das Recht eine Abgabe von 
der die Waarenein- und -ausfuhr vermittelnden Schifffahrt unter der Bezeich— 
nung titulus navium zu erheben.) 

Rechte der Uferanmwohner. “Die Ufereigenthümer genießen mehrfache 
Vortheile, welche reichlich für die Unannehmlichkeiten und Verpflichtungen ent- 
ſchädigen, welche nothmendig die Nähe eines Fluſſes mit fich bringt. Diefe 
BVortheile find: Das Recht Wafjer zu fchöpfen, ſowie das auf Aneignung des 
verlaffenen Flußbettes,?%) der Alluvionen!!) und der Infeln.12) 

Strombauten. Die großen Unternehmungen wie Ganalifationen, Cor: 
rectionen, Dammbauten, wurden auf Kojten des Nerars ausgeführt und dieſes 
fand Dedung durd die Einnahmen aus dem titulus navium;13) Arbeiten da- 
gegen, welche, wie Buhnen und Eleinere Dämme, von Privaten an öffentlichen 
Flüſſen hergeftelt werden follten, bedurften ftetS der Genehmigung der Be- 
börde, welche entfchied, ob von der geplanten Anlage eine Beeinträchtigung 
der Benubung des Flufjes zu befürchten fei.14) 

Diefe Grundfäge erfuhren natürlid eine Aenderung, fobald e3 fih um 
private Waſſerläufe handelte; bier hat der Eigenthümer das Recht zu bauen 
und voraußgefegt, daß feine Geſetzesverletzung vorliegt, Fünnen die Nachbarn, 
auch wenn fie durch die Anlage gefchädigt fein follten, dagegen nicht den Rechts— 
weg bejchreiten.’5) 

Rechtsmittel (Interdicte) beſaß die Römiſche Geſetzgebung für diefen 
Begenftand mehrere. Das Erjte war im Interefje der Schifffahrt eingeführt 
und prohibitorifchen Charakters; das Zmeite bezog ſich auf Aenderungen an 
den Wafjerläufen; das Dritte fchüßte den Waflerbauten errichtenden Uferbe— 
figer, bezw. deſſen Nachbarn; das Bierte endlich fand feine Anwendung, 
im Falle gegen jemand bei Ausübung der Schifffahrt Zwang gebraudt 
wurbe. 16) 

Die Schifffahrt felbft war ein Begenftand der unausgejeßten eifrigen Für- 
forge der Staatöverwaltung. Die Collegia nautarum, Schiffergilden, mit be- 
deutenden Privilegien ausgejtattet und als juriftifche Perfonen anerkannt, unter: 
ftüßten wejentlic den Staat bei der Erhebung der Abgabe und konnten ſich 
außerhalb ihres officiellen Wirkungskreiſes vollftändig unabhängig den Handels— 
unternehmungen mibmen. 17) 


1) Et quidem naturali jure communia sunt omnium haec: aör, aqua pro- 
fluens et mare et per hoc littora maris. $ I. J. de rer. div. 2,1. — 1.2 
$ 1. D. de div. rer. et qual (1, 8) (Marcianus). — Mayrwv elalv 5 dip, ro 
piov Ddwp, 7 Ödlacca xal ö alyıalös rüs Waldaans. Basil. XLVI 3,2. — 
Jeder Waflerlauf beſteht aus drei Theilen: der Waſſermaſſe felbft (fumen, fluor 
aquae), dem Bette (alveus) und ben Ufern (ripae). Diefe drei Theile bilden ein 
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Ganzes, das je nad) feiner Größe Strom, Fluß oder Bad) Heißt. Das Flumen ift 
ber Hauptbeftanbtheil und die beiden anderen folgen ftet3 feiner rechtlichen Quali— 
fication. L. 30 $ 2 D. de acqu. rer. dom. (41, 1);1.7 85 D. eod. 

2) Diefer Grundſatz findet in gleicher Weife auf Private wie auf dad Volk und 
den Souverän Anwendung. Die Römer wollten bier von Eigenthum durchaus nichts 
wiſſen. Bgl. mein: Cours d’eau. p. 54 Note 3. In confequentem Fefthalten 
daran will das Nömifche Recht die analoge Anwendung diefer Sätze fogar auf die 
von Menfhenhand hergeftellten Canäle (fossa manufacta), falls fie für einen öffent» 
lihen Wafferlauf beftimmt find. L.1 $8 D.de flum. (43, 12). Weiste, Rechts: 
leriton. Bd. XIV S. 103 Note 40. 

3) $ 4,5 J. de rer. div. 2, I; . 5 pr. D de div. rer. et qual. 1, 8 (Ga- 
jus); 1.7 85 D. de acgqu. rer. dom. 41, 1 (Gajus). Neratius fagt bezüglich der 
Meereäfüften: »Quod in litore quis aedificaverit, ejus erit: nam litora publica 
non ita sunt, ut ea, quae in patrimonio sunt populi, sed ut ea, quae primum 
a natura prodita sunt et in nullius adhuc dominium pervenerunt.« 

4) Die res publicae in diefem Sinne heißen in den Quellen: res quae nullius 
in bonis esse creduntur; res quae universitatis esse creduntur. L. 1 pr. D. de div. 
rer. et qual, (1,8) (Gajus). — Weiske, Rectäleriton. Bd. XIV ©. 105 Note 44. 

5) L.1 $ 7 D. ne quid in flum, publ. (43, 13). Das Bett ftand in ber 
Art im Staatseigenthum, daß zwifchen den Befigern gegenüberliegenver an ben Fluß 
anftoßender Grundftüde kein Gränzftreit entftehen konnte: Die Gränze bildete eben 
beiberjeitö daS Ufer. L. 4 $ 11 D. fin. regund. (10, 1) [Paulus]. Vgl. aud) die 
negative Antwort Scaevola’3 auf die Frage, ob die Eigenthümer zweier, erbmeife 
erworbener Ufergrundftüde eine Brüde über den Fluß bauen fönnten, in 1.4 D. 
de fluminibus (43, 12). 

6) »Flumina publica quae fluunt ripaeque eorum publicae sunt« jagt Pau: 
lus in 1. 3 pr. D. de flumin. (43, 12). Unter Ufer find die regelmäßigen Ufer 
zu verftehen ; diefelben vermögen durch ein außergemöhnliches Anfchmellen keine recht⸗ 
lihe Aenderung zu erleiden. Anders freilih, falls ſich diefer Zuftand zu einem 
dauernden geftaltet. L. 1 $ 5 D. de flum. (43, 12) [Ulpianus]. Das Staats: 
eigenthum hört nicht bei der Linie des gewöhnlichen Wafferftandes auf, fondern er: 
ftreckt fich bis zur Höhe der anliegenden Brundftüde, nämlich bis zu jenem Punkte, 
wo die Senkung ded Bodens gegen ben Fluß beginnt. L. 3 $ 1,2 D. de flum. 
(43, 12) [Paulus]. 

7) 8 2 J. de rer. div. 2, 4. — Heſſe, Rechtsverhältniſſe. S. 288 $ 69. 

8, 8 4 J. de rer. div. 2, 1. 

9) Cod. Theod., 14, 27, 2. 

10) S. die verfchiedenen Beftimmungen über das verlaffene Flußbett in meinem: 
Cours d’eau. p. 60, 62. 

11) Est autem alluvio incrementum latens; per alluvionem autem id vi- 
detur adjici, quod ita paulatim adjieitur, ut intelligere non possis, quantum 
quoque momento temporis adjiciatur. $ 20 J. de rer. div. 2, 1. 

12) Vgl. über die Entftehungsarten von Infeln und den Mafftab ihrer Zutheis 
lung an bie benachbarten Brunbbefiger mein: Cours d’eau. p. 63—64. »pro modo 
latitudinis cujusque fundi quae latitudo prope ripam sit.« Diefer Grunbfaß be: 
züglich der Infelvertheilung kann indefjen nicht als einmüthig in der Römifchen Ber 
feßgebung anerkannt gelten, inöbefondere nicht mit Rüdficht auf eine Stelle von 
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Labeo: Siid quod in publico innatum aut aedificatum est, publicum est, insula 
quae in flumine publico nata est, publica esse debet. L. 65 $ 4 D. de acqu. rer. 
dom. (41, 1). Die verfchiebenen Erklärungen biefer abweichenden Stelle finden fich 
bei Garbouleau, Du domaine publie etc, p. 111. 

18) Die gefhäbigten Grundbeſitzer haben kein Beſchwerderecht. .2 83 D. 
de aqua et aquae pluviae arc. (39, 3). 

14) Alles, was ohne foldhe Genehmigung hergeftelt ift, fol zerftört werben. 
L. 7 D. ne quid in loco publico (43, 8) [Julianus]. Bei der Genehmigung zur 
SHerftellung derartiger Arbeiten durch Private wurden alle Rechte Dritter vorbehalten; 
legtere waren auch berechtigt Sicherheitäleiftung zu fordern. L. 2 $ 10 D. ne 
quid in loco publ. (43, 8) [Ulpianus). Bgl. aud über die Rechtöverhältniffe be⸗ 
züglih ber Inftanbhaltung der Flußufer I. 1 Cod. de alluv. et pal. (7, 11); 1. 1 
$ 3, 4, D. de ripa munienda (43, 15); 1 1 pr. D. h. t. [Ulpianus]. 

15) L.2 $ 9 D. de aqua et aqu. pl. arc. (39, 3) [Paulus]; 1. 151 D. de 
reg. jur. (50, 17) [Paulus]: Nemo damnum facit nisi qui id fecit quod facere 
jus non habet. 

16) Die Stellen find wiedergegeben in meinem: Cours d’eau, p. 67—68. — 
Alle diefe Interdicte bezogen fich felbftverftändlih nur auf die flumina publica ; die 
Privatwafjerläufe ftanden unter der Herrſchaft der privatrechtlihen Grundfäge über 
das Eigentum. Bei einem flumen torrens ift die öffentlihe Benugung ohnehin 
ausgeſchlofſen. Das fließende Waſſer ift Hier eine res communis omnium, aber 
nicht eine res publica, denn es tft nicht unter ftaatliche Aufficht geftelt. — ©. in 
meinem: Cours d’eau, ch. 11 $ 9 p. 68-75 die anläßlich ber Inftitutionenftelle 
»flumina omnia publica sunt« bezüglich der unbedeutenderen Bäche entftandenen 
Erörterungen. 

17) S. bei Engelhardt, Fleuves intern., p. 4—8, wie fehr das Kaiferreich 
die Rheinſchifffahrt begünftigte, insbeſondere durch eifrigen Schuß der Flottille (lu- 
soriae); ebendaſelbſt auch die Einzelnheiten der Organifation ber Collegia nautarum. 


8 62. 
Das Recht des Mittelalters. 


Xiteratur: Kaltenborn, Art. Scifffahrtägefege in Bluntſchli's Deutſchem Staats- 
wörterbud, Bd. IX, S. 204— 228. — Börner, Revifion ıc., S. 362ff. — 
Ed. Engelhardt, Fleuves internationaux, Introd. p. 9—15. — Et. Ca- 
rath&odory, Cours d’eau, Ch. III (Le droit feodal) p. 76—82. 


Das rege Leben, welches zur Zeit der Nömerherrichaft auf den meiften 
Strömen bed Abendlandes zu finden war, erftarb mit der Völkerwanderung 
und an feine Stelle traten auf Jahrhunderte politifche Wirren und Willtürs 
herrſchaft. Die Grundſätze des Römischen Waſſerrechts erlitten unter der 
Herrſchaft des Lehnsweſens einſchneidende Veränderungen, ohne daß in- 
defien die ftändigen Waſſerläufe ihren öffentlicherechtlichen Charakter eingebüßt 

ätten. ! . 
9 ns des Boͤller rechta 11, i 18 
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Die Deutihen Lehnrechtsbücher ſprechen nirgends von einem Sonber- 
eigenthbum am fließenden Wafler, im Gegentheil fie gehen jo weit, das Recht 
der allgemeinen Benutzung fogar auf Bäche auszudehnen.?) 

Der Staat hat nur das Recht der Ueberwahung und übt eine polizei 
liche Aufficht über die Flüffe und ihre Benugung. Obwohl hienach die Deut- 
chen Rechtäquellen ſich mit den Römiſchen Grundfägen in volljtändigem Ein- 
Hange befanden, ſoweit es ſich um die öffentlich-rechtliche Eigenſchaft der Flüſſe 
handelt, fo wurden aus den einſchlägigen bis dahin allen zuſtehenden Befug— 
nifjen bald faiferlihe Privilegien, — NRegalien.?) Obwohl theoretifch die Frei— 
beit der Schifffahrt fortbeftand, ward diefelbe thatfächlich ein Anner der Lehns— 
herrlichen Gewalt. Durd) die Auflage hoher Zölle gerieth fie in vollftändige 
Abhängigkeit von der Willkür der im Befise der Ufer befindlichen Privilegirten, 
für melde fie eine Sauptquelle ihrer Einnahmen bildete. Der Mißbrauch 
diefes Zollerhebungsrechtes, ſchon im 9. Sahrhundert bemerkbar, erreichte feinen 
Höhepunkt im 10. Zahrhundert.*) Der ganze Handel wurde durch die Beißel 
der Zmangälandungen gelähmt. Alle Augenblide waren die Schiffe gezwungen 
zu landen und ihren Tribut zu entrichten und bie fiscalifche Habgier und die 
Monopolifirung ward von jenem Zeitalter auf die Spitze getrieben. ®) 

Gleichwohl begegnet dem Grundfage von dein unumfchränften Eigenthume 
des Souveräns, der proprietas prineipis, ftetö der Einwand, daß dieſes Eigen— 
thum doch feiner Natur nad beſchränkt fein muß, da die ungehinderte Be: 
nugung der Flüſſe den Unterthanen doch nicht verjagt jein kann. 

Während ded 16. und 17. Jahrhunderts blieb der Streit zwiſchen den 
Verfechtern der Regalitätstheorte und ihrer größtmöglichen financiellen Aus: 
beutung, und den Romaniften, die eine foldhe Lehre, ald unvereinbar mit den 
Grundfägen des Römifhen Rechts, befämpften, ohne praftifchen Erfolg; die 
Flüſſe wurden zulegt ala Eigenthum des Staates aufgefaßt, diefes Eigenthums- 
recht jedoch durchaus verfchieden von dem privatrechtlihen Begriff conftruirt, 
vornehmlid) nad zwei Richtungen: einerſeits der Verfügungsberechtigung, 
andrerfeitS der Veräußerungs⸗ und ausſchließlichen Benugungsbefugniß. Zwei 
Grundjäge gelten hiernad für die öffentlichen Flüſſe: 

1. Es geht nit an, die Rechte der Einzelnen mit dem Eigenthume 
des Staated zu begründen, denn diefer beißt feine Befugniß zur 
Beräußerung; und 

2. der Staat hat fein ausſchließliches Benugungsredt. 

Dies ift die negative Seite; was die pofitiven Folgen betrifft, fo hat der 
Staat dad Red: 

1. Aenderungen im Laufe des Waſſers herbeizuführen, jedoch unbe- 
ſchadet feiner allgemeinen Richtung ; 

2. Ueberwadhung und Sicherheitspolizei zu üben und die Benutung des 
Waſſers, die im übrigen allen gemeinschaftlich zufteht, zu regeln und 
in gewiſſen Gränzen zu halten. ®) 

So gelangte ſchließlich das Princip der freien Schifffahrt zur Anerfennung, 
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obwohl ihm die Sanction abging, welcher bafjelbe zu feiner Aufnahme als 
Beitandtheil des Völkerrecht? bedurfte, und felbft die eifrigften Verfechter der 
Eigenthumstheorie mußten, um Schwierigfeiten zu vermeiden, zugeben, daß der 
Souverän durch die ihm obliegende väterliche Sorge für feine Unterthanen 
verpflichtet ift, denſelben einen, ihm nicht präjubizirlichen, nußbaren Gebrauch 
der Gewäſſer zu gejtatten.”) 


1) Siehe Engelhardt, S 9—10; val. auch bortfelbft die in der Note 10 an⸗ 
geführten Stellen: Coutumes de Meaux ad art. 182. — Lettres de Charles VI 
(1388). — Königlide Ordonnanz von 1669 und Edict von 1683. Alle fchiffbaren 
Flüffe gehören »au roy, s'il n’y a seigneur, qui ait titre particulier, possession 
et saisine« ; der König übt auf denfelben in ihrer Ganzen Ausdehnung »jurisdic- 
tion, justice, seigneurie, coörtion et contrainte,« 

2) Der Sachfenfpiegel ſchließt das Eigenthum des Staates volftändig aus: bie 
Alluvion, der alveus derelictus, bie insula in flumine nata werben genau nad) 
dem Aömijhen Rechte behandelt. Sächſiſches Landrecht II Art. 28. (Ausg. v. Bor 
meyer, I. Xheil, S. 133ff., $ 1-4.) $ 4: »Svelk water strames vlüt, dat is ge- 
mene to varene unde to vischene inne.« Vgl. die Erklärung melde Weite, 
Rechtslexiklon, Bd. XIV ©. 111 hierzu giebt, wo er Harlegt, daß »strames vlüt« 
nicht ausfchließlid einen Strom, fondern einfach »flumen, quod fluite, ſonach jebes 
fließende Gemäfjer bezeichnet. S. die weiteren Stellen in meinem: Cours d'eau 
p. 77, Note 1,2: »Jaegelich vlizinde wazzir heizet der riches straze etc.« Bgl. 
auch Schmwabenfpiegel, $ 197: »Jaegeliches wazzers rames fluz ist gemeine ze 
varene und ze vischene.« 

3) Durch die berühmte Conftitution Friedrich ded Rothbarts (II. Feud. C. 56). 
Diefelbe ift übrigens nur in ber Lombardei verkündet worden und hat in Deutfchs 
land niemals Gefegeöfraft befeffen. Sie zählt unter die Regalien des Kaiſers: »fu- 
mina navigabilia et ex quibus fiant navigabilia«. Bemerkenswerth ift, daß bem 
Kaiſer nicht das Eigenthum, fondern nur gewiſſe Zollauflagerechte zugefchrieben 
werben. 

4) ©. bezüglich ded Standes biefer Frage in Franfreih Engelhardt, &. 12, 
13 und bie ©. 13 in Note 10 angeführten Stellen: »Le commerce et la batellerie« 
fagen bie Rechtöerfenntnifje »etaient tellement dommages que plus bonnement ne 
pouvaient plus fr&quenter les dites riviöres.« 

5) Die dadurch begünftigten Hafenplätze erhoben fi naturgemäß zu hoher Blüthe. 
Anfangs mochte fih die Anlage eines Stapelplaßes und der Zwang zur Unter: 
brechung der Fahrt durch die örtlichen Verhältniſſe rechtfertigen; nad) und nad nah— 
men diefe Mafregeln indeß den Charakter einer planmäßigen und unerträgliden Ber 
brüdung an, die mehrere Jahrhunderte dauerte. 

Die im Weftfälifhen Frieden und den verſchiedenen Wahlcapitulationen ents 
haltenen Declarationen, welche die Aufrechthaltung der Freiheit auf den Flüſſen vers 
ſprachen, wurben leider nicht verwirklicht und fo dauerte bie Beläftigung des Schiffs 
verfehrd und des Handels durch die Stapelmonopole fort. S. bei Engelhardt, 
©. 15ff. eine überfichtliche Darftellung der damaligen Verhältniffe auf der Schelbe, 
den Rhein, der Maas und der Elbe. Vgl. auch bezüglich der Wahlcapitulationen 
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mein: Cours d’eau, p. 81, Rote 4 und 5. In den von Kaiſer Rudolf II. im 
Jahre 1576 der Reichsſtadt Speyer verliehenen Privilegien findet fi der Ausdruck 
„freier MWafferftrom‘ für den Rhein gebraudt. 

6, Meiste, Rechtslexikon, Bo. XIV Art. Waflerreht, S 125—127. Um dieſe 
Rechte des Staates zu begründen und die der Geſammtheit gleichzeitig zuftehenden 
Vorrechte zu erklären, wollten die damaligen Rechtsgelehrten einen vom Privatrecht 
abweichenden Begriff des öffentlichen Eigenthums aufftellen; der Staat, obwohl Eigen- 
thümer, follte trogdem nicht die Beräußerungsbefugniß über das erftere haben und 
ihm zwar die Nutzung bdeffelben als eines öffentlihen Gutes freiftehen, nicht aber 
über baffelbe zu verfügen. Allein, weshalb braucht man fo Fünftliche Eonftructionen ? 
Scheint es nicht viel einfacher die unbeftrittenen Rechte des Staates aus feiner Madt- 
vollfommenheit über alle Angelegenheiten innerhalb feines Gebietes abzuleiten ? 

7) Wahlcapitulation Franz’ II Art. 7 S 1, 3, wo anläßlich einer Erwähnung 
der Abſchaffung der Privilegien gefagt ift: „mithin auch Fein ausfchließliches Recht 
zur Schifffahrt“, und Art 8 8 6, 7: „».. daß bie Schiffe ungehindert auf und 
ab fommen können und alfo der von Gott verliehenen ftattlihen Gelegenheit und 
Beneficirung der Natur felbft ein Stand weniger nicht denn der andere nad Recht 
und Billigfeit fi gebrauchen möge.” Stypmannus, De jure naturae et nau- 
tico, P. IL et V (Fritsch, Jus fluv. I 17) vertheidigt die Freiheit der Sciff- 
fahrt als ein unverjährbares Recht des Volles. S. auch Schwab, Die Eonflicte 
der Wafferfahrt auf den Flüffen u. f. w. (Archiv f. civil. Praris, Bob. XXX, ©. 131 
Anm. 195). 


8 63. 


Dom Weftfälifhen Frieden bis zur Franzöſiſchen 
Revolution (1648— 1792). 


Die Anfänge einer Reaction gegen fo traurige Zuftände beginnen fi um 
die Mitte des 18. Jahrhunderts zu zeigen. Beim Abſchluſſe des Weftfälifchen 
Friedens wurde im $ IX des Dänabrüder Vertrages vom 24. October 1648 
feierlih ausgefprodhen: »Fluminibus quibuscunque sua pristina securitas 
jurisdietio et usus prout ante hos motus bellicos a pluribus retro annis 
fuit, restituantur et inviolabiliter conserventur.«a Indeſſen weder diefe 
Glaufel noch die ihr vorangegangene, im Vertrage von Münfter, $ LXXXV 
(30. Sanuar 1648) enthaltene, die ſich fpeciell auf den Rhein bezog und wo— 
nad) „es weder auf dem einen nod auf dem andren Ufer binfür gejtattet 
fein follte, die vorbeifahrenden Schiffe aufzuhalten noch von denjelben Abgaben 
zu erheben, außer folde, die ſchon vor dem Kriege bezahlt wurden,“ brachten 
irgend eine Beſſerung; faft gleichzeitig wurde vielmehr das entgegengejeßte 
Prineip bei der Sperrung der Schelde durch die Niederlande auf Grund eines 
Vertrages zwifchen diefem Staate und Spanien und damit die abfolute Sou- 
veränetät bezüglich der Flüſſe feitend Englands und Dejterreichd anerkannt. ?!) 

Hugo Grotiuß ift es vor allen und jene, melde ihn im Kampfe für eine 
richtig bemeflene Freiheit der Schifffahrt fomohl auf dem ‘Meere wie auf den 
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Flüffen unterftüsten, denen ein hervorragendes Berbienft um eine im Sinne 
der Freiheit fortfchreitende Entwidelung diefer Frage zuerkannt werden muß.?) 

Diefe Entwidelung begann erft am Ende des vorigen Jahrhunderts, ala 
zum erftenmale in Europa die Stromfrage gelegentlich der denkwürdigen Ver: 
bandlungen über die freie Schifffahrt auf der Schelde zwifchen Defterreich und 
den Niederlanden aufgemworfen murbe. ®) 

So groß mar indefjen noch damals die Macht der mittelalterlihen Infti- 
tutionen, daß troß der Bemühungen Defterreihs zu Gunſten feiner neuen 
Belgifchen Unterthanen durch den unter Frankreichs Vermittlung am 8. No- 
vember 1785 unterzeichneten Vertrag von yontainebleau die Grundfäte des 
Weftfälifhen Friedens beftätigt - und die untere Schelde, von Saftingen bis 
zum Meere für die Belgifchen Provinzen gefperrt wurde.“) Nicht lange dar: 
auf brach die Hochfluth des Jahres 1789 herein. 


I) Friedensvertrag von Münfter, $ XIV. Der Begriff der res communes 
omnium gentium war damals fchon derart in Bergeflenheit gerathen, daß die Ne 
publiten Genua und Venedig dad Eigenthum am Meere beanfprudten Bol. auch 
bei Engelhardt, ©. 17ff., eine fehr intereffante Darftellung bes beklagenswerthen 
Zuftandes, in welchen durch die Eiferfucht und den Hleinlichen Particularismus ber 
Uferftaaten die Schifffahrt auf dem Rhein und der Elbe gerathen war. 

2) Die Abhandlung De mari libero ftammt aus dem Jahre 1609. — Seine 
Anfiht über die Stromfcififahrt ift im Jus belli ac pacis, L. II c. II $ XII 
niedergelegt. Vgl. Vattel, Droit des gens, L. II ch. IX 88 126—180; ch. IX 
88 132—134. — Pufendorf, De jure naturae et gentium, L. IlI c. II 
3-6. 

3) Bgl Wheaton, Histoire des progrès du droit des gens, I p. 345 s.; 
ferner mein: Cours d’eau, p. 99—100. — Zu gleicher Zeit entftand in Amerifa dies 
felbe Frage zwifhen Spanien und ben Vereinigten Staaten bezüglich des Mifftffippi. 
Siehe Wheaton, (a. a. D.) II S. 191—19. 

4) Vertrag von Fontainebleau vom 3. November 1785, Art. VII. 


$ 64. 


Bon der Franzöſiſchen Revolution bis zum Wiener 
Gongreß (1792-1815). 


Die durch die früheren Verträge aufrecht erhaltenen Beihräntungen wur: 
den mit einem Feberftrihe durch das Decret des republicanifchen Conseil 
ex&cutif provisoire befeitigt und damit die Schifffahrt und der Handelsver⸗ 
feht auf der Schelde und der Maas freigegeben; dabei wurde ald Grundſatz 
aufgeftellt, »qu’ une nation ne saurait sans injustice pretendre au droit 
d’oceuper exclusivement le canal d’une riviere et d'empécher que les 
peuples voisins qui bordent les rivages sup6erieurs ne jouissent du même 
avantage.« Das denkwürdige Actenjtüd trägt da8 Datum des 16. November 
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1792 und bildet die erfte gefegmäßige Grundlage der gegenwärtigen Freiheit 
der Ströme und Flüffe!) Sehr mohlthätige Inftitutionen gingen daraus 
hervor; für den Augenblid handelte es ſich indefjen nit darum, die Flüſſe 
den Schiffen aller Nationen zu öffnen, fondern man wollte an Stelle der viel- 
fach zerfplitterten ausſchließlichen Eigenthumsrechte ein condominium ber Ufer: 
ftaaten fegen behufs gegenfeitiger Garantie für die Benugung der Waſſerſtraße 
in ihrer ganzen Ausdehnung. Holland mußte Frankreich) gegenüber die Frei: 
heit der Schelde anerkennen, ?) und am 10. Auguft 1795 erfolgte die feierliche 
Eröffnung der Schifffahrt auf ihr; infolge der durch die Regierung im Haag 
veranlaßten Verzögerung konnte aber die Schelde erft feit 18. April 1796 auch 
thatſächlich als frei gelten. 

In dem am 17. October 1797 unterzeichneten Frieden von Campoformio, 
wodurch Defterreih zum Erfah für das definitiv mit Frankreich vereinigte 
Belgien Benedig erhielt, wurden die gleichen Beftimmungen aud für bie zwi— 
ſchen den Defterreihifhen Befigungen in Italien und der Gisalpinifchen Re- 
publif gemeinfamen Waflerläufe ausgeiprochen. ®) 

Am 9. December 1797 murbe der Congrek von Raftatt eröffnet und hier 
gewann die Stromfrage mit einem Male eine Entwidelung, welche Aufregung 
bei den Reichsfürſten hervorrief. In einer unter dem 14 Flor6al an VI (3. Mai 
1798) an bie Reichsdeputation gerichteten Note begnügten ſich die Franzöfi- 
fchen Bevollmächtigten nicht damit, freien Scifffahrtö- und SHandeläverfehr 
auf dem Rheine für die beiden das Ufer bemohnenden Völker zu verlangen, 
fondern fie jtellten daneben den Grundſatz der Zulaffung auch der fremden 
Schiffe, vorausgefegt die Zuftimmung der Gontrahenten, auf und brüdten meiter 
den Wunfd aus, daß die Nebenflüfje des Nheins, die anderen Ströme Deutfd;- 
lands und vor allen die Donau für die Franzöfiihe Flagge geöffnet würden, 
indem fie auf bie aus ber freien Schifffahrt entfpringenden gemaltigen Vor: 
theile hinmiefen. *) 

Die Reichsdeputation glaubte diefen Vorfchlägen nicht beitreten zu können, 
der Congreß löfte fih auf und erft im Frieden von Luneville vom 9. Februar 
1801 wurden Die wejentlihen Forderungen Frankreichs in Raftatt von der 
außerorbentlichen Reichödeputation, welche im Jahre 1802 in Regensburg tagte, 
bewilligt; das Nefultat diefer Berathungen bildete die Convention über den 
Schifffahrtsoctroi auf dem Rheine vom 15. Auquft 1804, welche durch die 
von ihr janctionirten meitgehenden freiheitlichen Principien einen fehr wohl: 
thätigen Einfluß übte.d) Von diefem Augenblide an folgen fich troß des durch 
die reactionäre und egoiftifche Haltung Napoleons im Jahre 1810, als Frank— 
reich im Beſitze des ganzen linten Rheinufer war, hervorgerufenen vorüber: 
gehenden Stillitandes, in ununterbrochener Reihe die Abfchlüfje von Verträgen 
im Sinne der bereit? angenommenen freifinnigen Grundfäge und die Schiffs 
fahrt wurde auf einer großen Anzahl Europäifcher Ströme und Flüfje für frei 
erflärt,®) ohne daß hierdurch thatfächlich die Verhältniſſe auf denfelben, welde in= 
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mitten der allgemeinen Reaction gegen das Imperatorenthum in Verwirrung 
gerathen waren, gebeflert worden mwären.”) 

Endlich, im Jahre 1814, unterzeichneten die zu Paris verfammelten Mächte, 
entſchloſſen feierlich die Freiheit der internationalen Flüffe zu proclamiren, den 
berühmten Artitel V des Parifer Friedens vom 30. Mai, welcher mehr oder 
meniger verändert die Grundlage und der Ausgangspunkt für die fpätere Ge— 
feßgebung bezüglich der internationalen Flüffe geworden if. Der Wortlaut 
ift folgender: 

»La navigation sur le Rhin, du point oü il devient navigable jusqu’ 
ä Ja mer et r&ciproquement sera libre, de telle sorte qu'elle ne 
puisse ötre interdite à personne, et l'’on s’occeupera au futur congr&s 
des prineipes d’aprös lesquels on pourra rögler les droits à lever 
par les Etats riverains, de la maniere la plus &gale et la plus fa. 
vorable au commerce de toutes les nations.« 

»Il sera examine et decid& de m&me dans le futur congr&s de 
quelle maniere, pour faciliter les communications entre les peuples 
et les rendre toujours moins &trangers les uns aux autres, la dis- 
position ci-dessus pourra être &egalement ötendue à tous les autres 
fleuves qui dans leur cours navigable s&parent ou traversent difie- 
rents Etats.« 

Entfprehend diefer Aufgabe follte der Miener Congreß die fortan für 
diefen Theil des Völkerrechts gültigen Grundfäge feſtſtellen. Man kam überein 
fi zuerft mit dem Rhein und feinen Nebenflüffen zu befchäftigen, ſodann mit 
der Schelde, indem man die Erörterung der Frage aus allgemeinen Geſichts— 
punften für fpäter verfparte. Zu diefem Behufe delegirte das Europäifche 
Comité der acht Mächte die Bevollmächtigten Defterreihs, Frankreichs, 
Großbritanniens und Preußens, welche unter Zugiehung der Uferftaaten, näm⸗ 
lid von Holland, Bayern, Baden, des Großherzogthums Heſſen und Nafjau 
die Scifffahrtscommiffion bildeten und am 24. März 1815 das Ergebniß ihrer 
Beratungen dem Congreß unterbreiteten.®) Die Congrebacte betätigte in den 
Artikeln CVIII bis CXVIL faft wörtlid) die von der Commiſſion in 9 Artikeln 
außgearbeitete und die Grundſätze für die Freiheit der fchiffbaren Ströme und 
Flüffe enthaltende Declaration. Die organifchen Reglements betreffend den 
Rhein und die Schelve, welche beiden Ströme im Pariſer Frieden ausdrücklich 
genannt waren, wurden als Anlage XVI der Congrefacte beigefügt. 

Die Grundfähe nun, melde der Wiener Congreß als Bafis für die frei- 
heitlihe Regelung ber Verhältniffe auf den fhiffbaren Strömen und Flüſſen 
aufgeitellt hat, find folgende: 

1. Die Schifffahrt auf allen Strömen und Flüffen, welche während 
ihres fchiffbaren Laufes mehrere Staaten trennen oder durchſchneiden, 
ift biß zu ihrer Mündung in dad Meer volljtändig frei und fann 
in Anfehung des Handels niemanden unterfagt werden. ?) 
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2. Die Uferftaaten üben die Souveränetät über die Uferftredien längs 
ihre Gebietes, ohne in die Freiheit der Schifffahrt einzugreifen. 
Demzufolge können feine Stapel- und Zmangsumlabepläge mehr er: 
richtet und die beftehenden nur in fomeit erhalten werben, als fie der 
Schifffahrt und dem Handel nützlich find. 

3. Die Abgaben von der Schifffahrt find einheitlich, unabänderlid und 
unabhängig von der Art der beförderten Waaren feftgeftellt und es 
darf nirgends mehr ein Stapel- ober Umſchlagsrecht oder Landungs⸗ 
zwang geübt werben. Die Summe diefer Abgaben joll niemals 
dad im Jahre 1815 feftgefehte Marimum überfteigen. 

4. Die Abgabenerhebungsämter werben fo viel ala möglich vermindert 
und das Zollweſen der Uferftaaten wird mit den Schifffahrtsabgaben 
durchaus nichts gemeinfames haben. 

5. Die Stromfcifffahrtspolizei wird auf einheitlihe Weiſe und zwar 
durch gemeinfamen Beichluß geregelt, ohne daß ein Uferftaat zur ein- 
feitigen Abänderung befugt fein fol. Im Gegenhalt zu den den 
Uferftaaten Fünftig zuftehenden Rechten übernimmt jeder von ihnen 
die Inftandhaltung der Ufer und der Leinpfade, ſowie alle Arbeiten 
welche im Flußbette behufs Fernhaltung irgend welchen Hinderniſſes 
von der Schifffahrt auszuführen find. 10) 


1) Siehe den vollftändigen Wortlaut in meinem: Cours d’eau, p. 162. — 
Die in Belgien eingebrungene republicanifche Armee erreichte am 19. November 1792 
Antwerpen; ſchon am nächſten Tage verfündigte General La Bourbonnaie das Decret 
des Nationalconvents vom 16. November, worin die Schifffahrt auf der Schelbe für 
frei erflärt war. Am 17. December fand die feierliche Eröffnung ftatt. In Folge 
des Abfalles von Dumouriez am 5. April 1793 räumten inbeffen die republicanifchen 
Truppen Belgien und in ber Zmifchenzeit hatte kaum bas eine oder andere Schiff in 
bie Schelbe einzulaufen gewagt. Erft der im Haag am 27. Floreal an III (16. Mai 
1795) geihloffene Vertrag beftätigte endgiltig die freie Schifffahrt auf derſelben; ber 
Rhein, die Maas, die Schelde und der Hondt wurden ald der Franzöfifhen und Ba- 
taviſchen Republit gemeinschaftlich erflärt und die völlige Gleichberechtigung der Schiffe 
beider Nationen auf diefen Gewäſſern ausgeſprochen. 

2) Vertrag von Haag vom 16. Mai 1795. Art. XVIII. La navigation du 
Rhin, de la Meuse, de l’Escaut, du Hondt et de toutes leurs branches jusqu’ä 
la mer sera libre aux deux nations frangaise et batavee Martens, Recueil 
des Trait&s, Vol. VI p. 5385. R. M. II p. 100. 

9) Art. XI. La navigation de la partie des riviöres et canaux, servant de 
limite entre les possessions de 8. M. l'’Empereur, Roi de Hongrie et de Bohöme 
et celles de la Röpublique cisalpine sera libre, sans que l’une ni l’autre puis- 
sance puisse y &tablir aucun pöage ni tenir aucun bätiment arm& en guerre. 
Martens, Recueil VII p. 212. R. M. II 149. 

Der Artifel IT dieſes Vertrages beftimmt, daß der Kaifer feine guten Dienfte 
verwenden wird, um bei ben Friedensverhandlungen mit dem Reiche die Freiheit der 
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Schifffahrt auf dem Rhein, der Mofel und der Maas für die Franzöfifche Republik 
zu erreichen, ebenfo wie für die anderen Uferftaaten an biefen Flüffen. 

4) Siehe die auf den Raftatter Congreß bezüglichen Actenftüde in dem Rumäs 
nifhen Grünbucdh: Cestiunea Dunarei, Acte si documente Bucuresci 1883, 
p- 2-4 — M. van Digk, Precis des nögotiations du Congrös de Rastadt, 
1789. Utrecht, 1856. 

5) Engelhardt (Fleuves internat., p. 27), betrachtet mit Recht biefe 
Uebereintunft als die erfte moderne Godification des internationalen Rechtes ber 
Ströme und Flüffe. Sie Hat ausdrücklich den durch den Beihluß vom Jahre 1792 
eingeführten Zuftand ber Gemeinſchaftlichkeit ftipulirt und ind Leben gerufen. Die 
Abgaben wurden aufgehoben, jebod mit Borbehalt des Rechtes der Zollerhebung und 
eines einheitlichen Schifffahrtsoctroi's; an Stelle der verſchiedenen rivalifirenden Local— 
bebörben ſchuf fie eine permanente Oberleitung, welcher die Polizei, dad Abgaben» 
weſen und bie technifchen Geſchäfte oblagen, und derfelben untergeordnet Infpectoren, 
welche unter ihrer BVerantwortlichleit wirkten — eine ausgezeichnete und einfache 
Inftitution, welche bald auf den anderen Strömen, namentlich auf ber Elbe und ber 
Weichſel angenommen mwurbe. 

6) Die dur den Vertrag von Tilfit vom 7. Juli 1807 (Art. VIII) ausge 
fprochene Freiheit der Schifffahrt auf der Weichjel wurde in gleicher Weife in dem 
am 9. Zuli zwiſchen Frantreih und Preußen abgefchloffenen Vertrage (im Art. XX) 
beftätigt. — Art, XIX der Convention von Elbing beftimmte, daß die Bewohner 
Sachſens und des Großherzogthums Warſchau ebenfalld das Recht freier Schifffahrt 
auf der Nee, der Warthe, der Ober, der Spree, der Havel und ber Elbe genießen 
folten. Martens, Recueil, (Suppl.) IX p. 439, 448, 474 

Die Gränzflüffe zwiſchen Rußland und Schweden find als beiden Ländern ge- 
meinfhaftlih dur den Vertrag von Tornea vom 8./20. November 1810 erklärt, 
welcher auf den Frieden von Friedrichshamm folgte, dur den Finnland an Rukland 
abgetreten wurde. Martens, R. M. II 384 

‚Die Elbe wurde durch den Vertrag vom 14. Mai 1811 als zwifchen den König: 
reihen Preußen und Weftfalen gemeinfchaftlich erklärt. (Art. VII IX.) 

?) Die Ausführung der Rheinjchifffahrtsconvention feitend Hollands hörte im 
Jahre 1813 auf und die Stromdirection wurde durch Defterreih und Preußen an 
ben Grafen Solms-Laubach Übertragen, unter deſſen Zeitung ſich eine gemifchte Com: 
miffion und eine Gentralfaffe zu Köln befand, weldye die Erträgniffe der Octroiftellen 
vereinnabmte.e. Engelhardt, Fleuves internat. p. 28. 

8) Der Commiffion wurben zwei Entwürfe des Neglementö unterbreitet: ber 
eine vom Herzog von Dalberg, der andere von Wilhelm von Humboldt. Trotz der 
Bemühungen des Englifhen Bevollmächtigten, Lord Glancarty, die Erklärung zu er: 
reihen, daß bie »libert& entidre« fich auf Handel und Schifffahrt aller Völker be: 
siehe, wurbe ber Entwurf in der Faffung Wilhelm von Humboldt's angenommen; 
diefelbe lautet: »La navigation du Rhin sera entierement libre et ne pourra 
sous le rapport du commerce ötre interdite à personne.«s Die Commiffion war 
der Anjhauung, daß feine Aenderung an der von W. v. Humboldt vorgefchlagenen 
Fafſung möglich fei, ohne daß man den Schein erwedte fih von den Beftimmungen 
bed Parifer Friedens zu entfernen, der nur die Befeitigung von Scifffahrtähinder: 
niffen, welche durch einen Conflict zwiſchen den Uferftanten entftehen könnten, bes 
zweckte, nicht aber den Unterthanen auch der nicht an den Strom gränzgenden Staaten 
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ein gleiches Scifffahrtäreht wie denjenigen der Uferfiaaten verleihen wollte, für 
welches gar feine Reciprocität beftünde. Siehe bei Engelhardt, ©. 31ff., eine 
Darlegung der Commiffionäberathungen. - So verfdhieden ſich auch bie Auffaffungen 
diefer Interpretationen des Art. I der Rheinfchifffahrtsacte, welcher als Art. CIX 
in den Vertrag von 1815 aufgenommen mwurbe, geftaltet haben, jo bleibt e8 doch wahr, 
daß der Parifer Friede vom 30. Mai 1814 die vollftändige Freiheit der Stroms 
ſchifffahrt wollte und daß nur dieſe Interpretation als durch die Wiener Eongreßacte 
fanctionirt gelten fann. Zweifellos wäre eine genauere Faffung fehr erwünſcht ge: 
weſen; inbeffen darf man nicht bie vielfachen particulariftiihen Schwierigkeiten 
außer Betracht lafjen, gegen welche W. v. Humboldt bis zur Annahme der von ihm 
vorgejhlagenen Fafjung zu kämpfen hatte, bie ohne das Princip der vollftändig freien 
Schifffahrt anzutaften alle Empfindlichkeiten befchwichtigte. 

9) Siehe bei Wheaton, Histoire du droit des gens II 189 8. Klüber, 
Deffentliches Recht des Deutfhen Bundes, $ 571 und in meinem: Cours d’eau 
eine Darftellung der Berhandlungen zwifchen den Niederlanden und den anderen an 
ber Rheinjcifffahrt betheiligten Staaten über die Interpretation des Ausdrucks: 
»jusqu’ à la mere. 

10) Eine Discuffion entftand auch darüber, mie die Abmachungen ded Wiener 
Eongreffes zu interpretiren feien und ob eine Europäifche Gontrole über die Acte 
der Uferftanten geübt werben könne. Die Entſcheidungen des Gongreffes find als 
Minimum der Verpflichtung zu betrachten und jeder Staat behält naturgemäß bas 
Recht die aufgeftelten Grundfäge zu erweitern unb zu vervollftänbigen. Ein Beweis 
dafür, baf die gemeinfamen Intereflen der Schifffahrt und bed Handels auf bem 
Eongrefje nicht vom Standpunkte der Uferftaaten allein, fonbern ganz Europas bes 
handelt wurben, ift ſchon bie Theilnahme Lord Clancarty’3 an der Commiffion. Die 
von Humboldt verfudte Verſöhnung der Interefien des Verkehrs mit denen ber Ufer 
ftaaten mußte in den Augen dieſes Staatsmannes naturgemäß vom allgemein Euros 
päifhen Standpunkte ausgehen Die Richtigkeit diefed Grundſatzes angenommen, 
kann die Antwort auf die andere Frage nad ber Berechtigung einer Eontrolübung 
durch Europa über die Handlungen der Uferftaaten nur bejahend ausfallen. Die in 
ber Gongrefacte ausgeſprochenen Grundfäge über die Stromfdifffahrt find inter: 
nationale Vereinbarungen; fie verpflichten alle Signatarmäcdte und jede berfelben 
könnte demzufolge mit allen ihr zuftehenden völkerrechtlichen Mitteln auf ihre Durch⸗ 
führung dringen. Ein Bundesbefhluß vom 3. Auguft 1820 fpridt aud aus, daß 
die Bunbesftanten aufs genauefte die in der Congrefacte niebergelegten Grundſätze 
befolgen folten. Auf den gleichen Standpunkt ftellte fich der Bundestag in Frank⸗ 
furt auch durch eine am 31. Zuli 1828 an bie Uferftaaten des Mains erlaffene Ein- 
ladung, balbmöglichft Vereinbarung über den Vollzug der Acte beö Wiener Congreſſes 
zu treffen. Gelegentlich der Differenzen, die bezüglich ded Rheins bezw. der von 
Holland dem Auöbrude »jusqu’ A la mer« gegebenen Interpretation, wurde bad 
Recht zur Intervention von ben fünf auf dem Eongreffe von Berona vertretenen Groß» 
mächten ausbrüdlicd anerfannt Der Herzog von Wellington führte in einer am 22. No: 
vember 1822 überreichten Note Beſchwerde gegen Holland, weil ed ohne Rüdficht 
auf die Beftimmungen bed Wiener Congrefjed die Rheinmündungen für den allge 
meinen Verkehr fperre; bie fünf Großmächte unterzeichneten am nämlichen Tage ein 
Protocol mit der Erklärung, „daß fie berechtigt feien bei ber Ausführung der Bes 
ftiimmungen ber Wiener Congreßacte bezüglich der Rheinfchifffahrt mitzuwirken” und 
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angefichtö der Zögerung Hollands fich diefer Entſcheidung zu fügen, erinnerte Fürſt 
Metternich jelbft in einer Note vom 14. Februar 1826 daran, „daß die freie Schiff: 
fahrt auf dem Rhein »jusque dans la mera« eine ausbrüdliche Bedingung bes Fort⸗ 
beftandes des Königreichd der Niederlande bilde und das Europäifche Völkerrecht ver- 
lange, dab S. M. der König feine Souveränetät den vertragämäßig feftgeftellten 
Bedingungen unterorbne.*“ Die Streitfrage bezüglich der BVertheilung bed Rhein, 
fchifffahrtoctroi'8 wurde im Jahre 1838 auf Vorſchlag des Franzöfifhen Bevollmäch⸗ 
tigten einem Sciedögerichte der auf dem Wiener Congreß 1815 vertreten geweſenen 
Mächte übertragen. — Die am 7. November 1857 zwifchen den Uferftaaten verein: 
barte Donaufdifffahrtsacte ift mangeld der Sanction ber auf dem Parifer Congreß 
von 1856 vertretenen Mächte noch nicht zur Ausführung gelangt — Wurm, Fünf 
Briefe über die Freiheit der Flußfhifffahrt und mein: Cours d’eau, p. 108—111, 
ferner Geffcken, La question du Danube, p. 45. 


8 65. 
Bom Wiener Congreß bis zur Gegenwart (1815—1886). 


Die Entſcheidungen ded Wiener Congrefjes follten als Grundlage ein- 
heitlicher, fech® Monate nah Schluß der Berathungen durch Spezialcommif- 
färe der betheiligten Mächte auszuarbeitender Scifffahrtsorbnungen dienen, 
entfprechend denjenigen, welche für den Nhein, den Nedar, den Main, bie 
Mofel, die Maas und die Schelde in der Anlage XVI der Gongrekacte ent: 
halten find und als wörtlich in derfelben ftehend betrachtet werden follen. 

Es follte hiernach einerfeits die vollkommen freie Schifffahrt auf dieſen 
conventionellen Flüſſen nit nur den Unterthanen der Uferftaaten, fondern 
Allen ohne Unterfchied gefichert fein, andererfeits diefe allen Völkern gewährte 
Freiheit der Schifffahrt nicht zugleich die Befreiung von jeder Abgabe nad) ſich 
ziehen. Hinſichtlich diefer Abgaben, welche ftet3 als Erfah für geleiftete Dienfte 
anzufehen find, fol indeſſen jo viel als möglich jede Beläftigung des allge: 
meinen Verkehrs vermieden werben. 

Leider blieben die Grundfäte des Congrefjed, deren Auslegung vom An- 
fang an in falfhe Bahnen fam, lange Zeit hindurch ohne jene Sanction ber 
Praris, welche fie nur dur ihre Verwirklichung erhalten konnten. In den 
Actenftüden, welche die Schifffahrt auf der Schelde und dem Po regeln, — 
das erftere von 1839, das leßtere von 1849, — und fid an die in der Con- 
greßacte gegebenen Beltimmungen anfchließen, ift das Princip der freien Schiff: 
fahrt lediglich zu Gunften der Uferftaaten und unter gewiſſen fiscalifchen Bes 
dingungen für ben allgemeinen Berfehr angenommen.) 

Was insbefondere den Rhein, den erjten von Europa in Wien für frei 
erflärten Strom betrifft, jo bedurfte es länger als ein halbes Jahrhundert 
bauernder Verhandlungen und Zmiftigfeiten, bis derfelbe thatfächlich dem Handel 
und der Schifffahrt aller Völker freigegeben mwurbe.?) Der Parifer Friede 
vom 31. März 1856 dehnte die Principien der Wiener Congreßacte auch auf 
die Donau aus und bezeichnet durch dieje freifinnige Interpretation jener 
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Grundfäge einen thatfähhlihen großen Fortfchritt für die Frage der Stroms 
freiheit. In feinen Artikeln 15 und 16 beflimmt derſelbe, daß vorbehaltlich 
ber Polizei: und Duarantainevorfchriften der freien Schifffahrt auf der Donau 
fein Sinderniß irgend welder Art in den Weg gelegt werben follte und rück— 
fihtlih der an der Mündung zu erhebenden Abgaben ſowie überhaupt in jeder 
Dinficht die Flaggen aller Nationen auf dem Fuße der Bleichberechtigung zu 
behandeln feien. Die am 7. November 1857 von den Uferftaaten unterzeich: 
nete Scifffahrtsacte trug dem gleichwohl nicht Rechnung und gab fo zuerft 
den Anlaß zu internationalen Schwierigkeiten, welche heute noch nicht völlig 
beglichen find. ?) 

Die Frage der Stromfdifffahrt gelangte in Amerika, faft zur felben 
Zeit, wo Joſef Il. in Europa die Eröffnung der unteren Schelve für die 
Schifffahrt beaniprucdhte, zu einer von meitgreifenden Principien getragenen 
und im mahren freiheitlihen Einne den Wiener Verträgen entiprechenden 
Löfung endgültiger Art. Die gewaltigen Stromläufe der neuen Welt, und 
zwar nicht nur die verfchiedene Staaten begränzenden oder burchichneidenden, 
fondern auch die nur einem einzigen Territorium angehörigen, wurden nad) 
und nad dem allgemeinen Verkehr eröffnet.*) Amerika ift ohne Zweifel be- 
rufen, den Gedanken der freien Stromfdifffahrt und der ungehinderten wirth- 
ſchaftlichen Ausnugung der großen Wafferläufe im weiteſten Umfange zu ver: 
wirflihen, um fo mehr als diefe Frage in Südamerila aufs engjte mit 
der unabhängigen Exiftenz mehr als eines Staates, deren hauptſächliche und 
vielfach einzige Handelsſtraßen die Ströme bilden, verknüpft ift.>) 

Somohl in der neuen wie in der alten Welt egiftirt nunmehr zur Er: 
reichung dieſes Zieles eine vertragsmäßige Grundlage, welche die feit 1815 
erreichten Fortfchritte ergänzt. Die am 26. Februar 1885 in Berlin unter: 
zeichnete Gonferenzacte beſchränkt die in ihr ausgefprodenen großen freiheit: 
lihen Grundfäge für den Augenblid zwar auf die Afritanifchen Ströme, fie 
wird indefjen, mo immer unfere Frage auftaucht, ald Grundlage und Richt: 
ſchnur zur endlichen Zöfung dienen. ®) 


1) Wurm, Fünf Briefe. — Heffter (Beffden I K. II 8 77 ©. 180). Ins 
folge der von Holland bezüglich des Rheins anläßlih der Auslegung der Worte 
»jusqu’ & la mera veranlaften Streitigkeiten, war fomohl auf diefem Strome, als 
auf der Elbe und Wejer die Binnenſchifffahrt ein Privileg der Uferftaaten geblieben. 
Die Elbſchifffahrtsacte von 1821 ftand in offenbarem Begenfage zu ben in Wien 
aufgeftellten Regeln; Sannover verweigerte die Anerkennung der Competenz ber 
Commiffion bezüglich des Stader Zolled mit der Behauptung, derſelbe fei ein See: 
300. Die Regelung erfolgte 1843 und auf Grund einer Convention vom 22. Juni 
1861 zwiſchen Hannover und ben betheiligten Staaten wurde berjelbe im Wege ber 
Ablöfung befeitigt. Die Vertheilung der Ablöfungsfumme von 2857 3382/35 Thaler 
fiehe in Bluntfchli’& Deutſchem Staatswörterbud, Art. Schifffahrtögefege, Bo. IX 
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&. 219, 220. In Ausführung des Art. 54 der Deutfchen Reichöverfaffung wurden 
die Schifffahrt3abgaben auf der Elbe (Elbzölle) durch das Geſetz vom 11. Juni 1870 
unter Entfhäbigung bes Großherzogthums Medlenburg: Schwerin und bed Herzog: 
thums Anhalt vollftändig aufgehoben. Hirth, Annalen 1869, S. 430ff., 1871, 
S. 709 fi. — Der Scheldezoll wurde 1863 gleichfalld auf dem Wege ber Ablöfung 
befeitigt. Der Sunbzoll war, als der erfte von allen, ſchon durch Bertrag vom 
14. März 1857 gegen eine an Dänemark geleitete Entjhädigung von nahezu dreißig 
Millionen Dänifcher Thaler aufgehoben worden. Bluntſchli, D. Staatswörterbuch, 
Art. Schifffahrtägejege, Bd. IX ©. 225. 


2) Erft die revidirte Schifffahrtsacte von 1868 hat, mern auch noch unvolllom: 
men, nad länger als einem halben Jahrhundert den an fich jo Haren Satz bes Art. 5 
des Parifer Friedens vom 30. März 1814 zur Geltung gebracht, daß »la navigation 
sur le Rbin du point oü il devient navigable jusqu’& la mer et röciproquement 
sera libre de telle sorte qu’ elle ne puisse &tre interdite & personne« Mit 
Unrecht behaupten Heffter und Wheaton, dab durch die Mainzer Convention von 1831 
die Frage endgiltig entſchieden worden fei. Noch 1868 drang Preußen Holland gegens 
über auf Anerfennung der Gemeinſchaftlichkeit der jenfeitd des Led und der Waal bis 
nah Gorkum und Krimpen gelegenen Mündungsflußtheile jener Arme, welche unter: 
halb diefer beiden Häfen Mervebe und neue Maas heißen. Holland verweigerte diefes 
Zugeftänbniß, verpflichtete fich aber freiwillig für die Rheinſchiffe diefe Stromtheile 
offen zu halten, ſowie die zwiſchen Dorbredit, Rotterdam und Helvoetsluis liegenden 
Münbungen in fhiffbarem Zuftande zu erhalten. Engelhardt, Fleuves inter- 
nat. p. 60. 

3) Der Londoner Vertrag vom 10. März 1883 bat die Zuftimmung Rumäniens 
noch nicht erlangt. 

4) Spanien beabfichtigte die Bereinigten Staaten aus dem Bebiete des Miffiffippi 
zwifchen Florida und Louifiana auszufchließen. Das Gabinet von Wafhington behielt 
ſchließlich durch den Vertrag von San Lorenzo el Real (1795) gegenüber dieſem 
Mißbrauche des Ufereigentfumes Recht. Martens, R. M. II 105 art. IV. 


5) Der Rio de la Plata ift feit 1853, der Amayonenftrom feit 1867 dem allges 
meinen Berlehre geöffnet. 

6) Allerbings hat der Ruffiihe Bevollmächtigte bei dieſem Gegenſtande in fors 
mellfter Art Vorbehalte gemacht, die von dem Präſidenten der Conferenz auch genehmigt 
mwurben (Protocol Nr. 5 S. 8-11). Die Thatfahen und der Fortfchritt der Humas 
nität find indefjen mächtiger ald Vorbehalte der Diplomaten und auch hier gilt das 
Wort Heffters (IR. 11 S 78 S. 180) daß „die Principien fchließlich über den 
Particulariömus fliegen“. 
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Zweites Kapitel. 


— — 


Die gegenwärtig geltenden allgemeinen Grundſätze 
des internationalen Stromrechtes. 


8 66. 


Internationale und nationale Waſſerläufe. — Ausdehnung 
des Flußeigenthums. — Gränzen zwiſchen gegenüberliegen— 
den Uferſtaaten. — Territoriale Aenderungen. 


Literatur zu ben 88 66-73: Kaltenborn, Art. Schifffahrtsgeſetze in Blunts 
ſchli's Deutfhem Staatswörterbuch, Bd. IX S. 228, 232— 234. — F v0. Holgen- 
dorff, GEncyllopäbie der Rechtswiſſenſchaft, I. Theil (Leipzig 1873) IV, 7: 
Das Europätfche Völkerrecht, $ 38 Die fchiffbaren Flüffe, S. 953 — 954. — 
9. Brunner, Flüſſe (Rechtälericon, II. Th. Bb. I, S. 848—850). — Ernft 
Meier, Flußihifffahrt (ibid. S. 850 — 854). — Pfizer, Flußbett (ibid. 
S. 847—848). — Ernft Meier, Filchereiorbnungen (ibid. S. 839— 840). — 
Ed Engelhardt, Du regime conventionnel des fleuves internationaux. Paris 
1879 p. 55—223. — A. Heffter, Europüiſches Böllerrecht I K. 11 SS 66, 77. 
— F. v. Holtzendorff, Les droits riverains de la Roumanie sur le Da- 
nube. Leipzig 1884, p. 1—65. — Calvo, Dictionnaire de Droit intern. 
publ. et priv. Berlin 1885 (Art. Fleuves, definition, regime I p. 337, 338; 
frontieres Aluviales, p. 347; iles, p. 383; Thalweg II p. 257ff.). — Friedr. 
v. Martens, Böllerreht I ©. 298, 343, 347, 348, 386. II ©. 242, 530. 
Louis Ayral, Trait& du droit d’alluvion ete. — Paul Fauchille, Du 
blocus maritime, &tude de droit international et de droit comparé. Paris 
1882 p. 171—182.1) 


Strom ift ein großer Waflerlauf, der feinen Urfprung regelmäßig am 
Fuße eines Gebirges befigt, mährend ſeines Laufes eine Anzahl Bäche und 
Flüffe aufnimmt und fi dann in das Meer ergiekt.%) Jeder ſchiffbare Strom, 
welcher vor feiner Mündung in dad Meer zwei oder mehrere Staaten durch— 
ſchneidet oder begrängt und bezüglich deſſen durch allgemeinen Beihluß gewiſſe 
Regeln feftgeftellt find, mie fie durch die Wiener Congreßacte gefordert wer: 
den, muß ald internationaler Strom betrachtet werden; ?) ein Waſſerlauf da= 
gegen, der innerhalb eines einzigen Staatögebietes bleibt, ift ein nationaler 
Fluß; feine Freigabe für Schiffe fremder Nationalität hängt von dem guten 
Willen desjenigen Staates ab, in deſſen Gebiete ſich der Fluß befindet. +) 
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Die Territorialhoheit eines Staates erftredt fih auf die innerhalb feines 
Gebiete befindlihen Waflerläufe bis ZA ihrer Mündung;5) dient ein Strom 
einem oder mehreren Staaten als Gränze, fo bildet er ein gemeinſchaftliches 
Eigenthum aller, deſſen mechfelfeitige Benutzung nicht gehindert werben fol. 
Dos Eigenthum an einem gemeinfamen Strom wird durh Lebereinfommen 
der Betheiligten, forvie Durch den Anfangspunftder Sciffbarkeit beftimmt. 
Ft ein Strom zur Bezeichnung der politifhen Gränze beftimmt, fo wird fin 
girt, daß diefelbe längs der größten Tiefe des gemeinfamen Fluffes (dem og. 
Thalmeg) ziehe, wobei Die Höhe oder Steilheit der Ufer nicht berüdfichtigt 
wird. In der Prarid begnügt man ſich angefichts der Schwierigkeiten genauer 
Mefiungen damit, den Curs von Fahrzeugen mit möglichit großem Tiefgange 
zu beobachten und durch Signale zu bezeichnen. ®) 

Aenderungen an der Territorialgewalt üben feinen Einfluß auf bie bis 
zur neuerlichen Ordnung der Dinge fchon feftgeftellten internationalen Verhält⸗ 
nifje eines conventionellen Stromes.?) Der internationale Character eines 
folchen ändert fich eben fo wenig durch die Bildung einer Gonföderation feis 
tens der Uferjtaaten. ®) 

Bezüglich folder großer Waflerläufe ferner, welche noch nicht Gegenftand 
einer Occupation geworden und demgemäß als res nullius zu betrachten find, 
ift hinzuzufügen, daß der Dccupant die durch früher in jenen Gegenden ange: 
fnüpften Handelsbeziehungen geihaffenen Zuftände rejpectiren muß. ?) 


I) Die bemerfenöwertfe Schrift Engelhardt's, ber gleih hervorragend 
ald Diplomat wie ald Schriftfteller, mit umfaflendem Wiſſen eine langjährige prats 
tifhe Erfahrung bezüglich der Rechtsverhältniſſe der internationalen Ströme befigt, 
wurde den Ausführungen dieſes Capiteld zu Grunde gelegt. Das gleiche läßt ſich 
bezüglich der in allen Punkten vollftändigen und hervorragenden Darftellung der 
bier einſchlägigen Grundfäge und ihrer Anwendung in der bemerkenswerthen Schrift 
von Holtzendorff's fagen: »Les droits riverains de la Roumanie sur le Da- 
nube«, 

2) Calvo, Dict. du Droit intern. 1 337. Dagegen ift ein Fluß ein Heinerer 
Wafferlauf, der fich in einen größeren Fluß, ober einen Strom, ober auch ind Meer 
ergießt. 

3) Ein conventioneller Strom gilt aud) gegenüber hHalbfouveränen Staaten ala 
international, denn die hieraus entfpringenden Rechte und Pflichten müffen ald dem 
Suzerain obliegend betrachtet werben, der ja, juriftifh genommen, die Souveränetät 
ausübt. Die Türkei repräfentirt binfichtlih der in Bulgarien gelegenen Donauftrede 
dieſes Fürſtenthum. 

4) Es iſt nicht gerecht daß die in dieſer Lage befindlichen Staaten viel größere 
Vortheile genießen als folhe, die Mitbefiker von Ufern internationaler Wafjerläufe 
und als folde verpflichtet find, diefelben jedem offen zu halten. Die Ungleichheit, 
welche man zwiſchen den beiden Kategorien von Wafjerläufen finden will, daß näms- 
li die Sperrung eine nationalen Fluſſes feinem Uferbemohner die Wohlthat feiner 
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Benugung entziehe, während eine in Gemeinſchaft mit anderen Staaten an einem 
Strome betheiligte Macht durch einfeitige auͤsſchließliche Verfügung über ihren Stroms 
antheil die anderen Ufereigenthümer ihrer natürlichen Verkehrämege berauben würde, 
eriftirt in Wirklichkeit nicht, wenn man, wie Engelhardt bemerkt, den Staat, 
der ausfchließlich den Lauf eines Fluffes beherrjcht, der Geſammtheit ber Uferftaa- 
ten eined gemeinfamen Fluffes gegenüberftellt. Ausländer haben fein Recht fi in 
dem einen mehr al3 in dem anderen Fall aufzundtbigen und folgerichtig müßten, 
um Gleichheit zu fchaffen, ſämmtliche Flüffe frei fein. — Bluntſchli, Mo— 
derned Völkerrecht (Commentar zu Art. 314). — Engelhardt, Fleuves intern. 
p. 88—90. 

5) Unter Mündung verfteht man den Endpunkt der Flüffe, wo das Wafjer das 
Gebiet des Landes Hinter fih läßt. Heffter, Völferreht 1 K. II $ 77. — Ins 
befien bemerkt Geffcken (a a D. S. 177 Note 3), daß ein Staat, obwohl nidt im 
Beſitze beider Ufer, dennod die Souveränetät über den ganzen Fluß haben Tann, 
nämlich in Folge unvordenklihen Befiged, wie Hamburg und Bremen auf ber Elbe 
bezw. Weſer, ober eines Vertrages, wie Schweden dur den Weſtfäliſchen Frieden 
auf der Oder und Preußen auf der Neke. Bol. Die Freiheit der Elbſchifffahrt. Ham— 
burg 1880 und Martens, Recueil I 490. &. bei Engelhardt (a.a.D. S.55 
—60) die Einzelheiten der bezüglich der Worte jusqu’& la mer und ber Theorie 
Hollands bezüglich der eigentlichen Bedeutung von »embouchures entftandenen viel: 
genannten Streitigkeiten. Lange vor Abſchluß der Mainzer Convention von 1831, 
welche diefe Differenz bezüglich des Rheins vorläufig fehlichtete, hatten bie Uferftaas 
ten ber Wefer und der Elbe dem Streit ein Ende gemacht, indem fie die Grängen 
ihres Stromeigenthums „bis in die offene See” vorrüdten. Diefe Beftimmung 
wurbe aud von ben Donauuferftaaten angenommen (Scifffahrtsacte vom 7. Ro: 
vember 1857 Art. I). : 


6) Zange Zeit nahm man nad; Analogie des Römiſchen Rechts an, daß die Mitte 
des Fluffes die Gränze zwifchen zwei Staaten bilde; damit waren große Unzukömm⸗ 
lichfeiten verbunden: bie Mitte einer flüffigen Subftanz, deren Breite von ihrem 
Höhenftande abhängt, kann unmöglich feft beftimmt werden, denn der Wafferftand 
änbert fih fortwährend Zum erftenmale wurde der Thalmeg auf dem Congrefie 
von Raftatt ald Bränzlinie angenommen. Diefe Art der Beftimmung ift gegenwär: 
tig die allgemein übliche; fie trifft übrigens in Folge der Fortichritte der hydrotech⸗ 
nifhen Arbeiten zumeijt mit ber Mitte des Fluffes des Wafjerlaufes zufammen. — 
Engelhardt, Fleuves intern. p. 72—74 — Beffden (Heffter, Europäiſches 
Völkerrecht I K. II & 66 Note 7). 


?) &o haben bie Schelde und der Po ihren internationalen Charakter bewahrt 
trog der Nenberungen ber Territorialherrichaft, denen fie unterworfen waren (bie 
Eonvention von 1849, melde den Po ald allen Nationen offen ftehend erflärte, 
wurde nicht widerrufen). Das gleiche war der Fall mit der Weſer nad) der BVereini- 
gung Hannovers mit Preußen, welches deöhalb feine Ergänzungsftimme in der Com 
miffion befam. Hingegen hat in Anwendung des nämlichen Princips Elfaß-Lothrins 
gen in feiner Eigenſchaft als Reichsland nad) dem Frankfurter Frieden ſtillſchweigend 
die in der Commiffion der Uferftaaten biöher von Frankreich geführte Stimme über: 
fommen, ohne daß deshalb ein ausprüdlicher Beſchluß gefaßt wurbe. 


8) Die Berfaffung des Norddeutihen Bundes und des Deutfchen Reiches hat 
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die Verhältniffe auf der Wefer, der Ems, dem Main, dem Nedar und den übrigen 
Nebenflüffen des Rheins unberührt gelaffen. 

9), Das ift die Löfung, welde die legte Afrifanifche Conferenz in Berlin bezüg- 
lich des Congo und Niger beſchloß. 


8 67. 
Schiffbarkeit. — Beginn und Ende. 


Die Linie, von welcher die Schiffbarkeit eines Stromes beginnt, bezeichnet 
die obere Bränze des Flußrechtes, welches das Gemeinſchaftsprincip beherrfcht. 1) 
Schiffbarkeit befteht, wo die Schifffahrt regelmäßig ausgeübt werben kann; fie 
endigt an dem Punkte, mo diefe Bedingung nicht mehr erfüllt wird, fei es in Folge 
von Sandbänten, fei e8 durch irgend welche andere Umftände; nicht der Tonnenge⸗ 
halt der Schiffe, welche der Strom zu tragen vermag, fondern der Brad der Lebhaf⸗ 
tigfeit und regelmäßigen Ausübung der internationalen Schifffahrt und ber 
Flößerei begründet für einen bejtimmten Stromtheil die Eigenſchaft der Schiffbar- 
feit.2) Durch Kunftbauten eines Staated, wie Canäle und Schleufen, wird die 
Qualität der Schiffbarkeit nicht hervorgebracht, wenigſtens nicht vom Standpunfte 
des internationalen Rechtes aus ; anders, wenn diefe Arbeiten nur in Verbefjerung 
ver fehlenden oder mangelhaften VBorausfegungen der Sciffbarkeit, 3. B. durch 
Erhöhung des Waſſerſtandes, bejtehen. 

Ergießt ſich ein internationaler Strom durd zwei oder mehrere Mün- 
dungsarme in dad Meer, jo muß die conventionelle Regelung bezüglich de3- 
jenigen Armes jtattfinden, welcher die wenigſten Schwierigkeiten für die Schiff: 
fahrt bietet.3) 


1) Dies hängt ſowohl vom normalen Waflerftande ald von ber Uebereinkunft 
der Intereffenten ab; jo endigt bie conventionelle Strede des Rheins an der Gränze 
des Gantons Bafel und die Schweiz ift in Mannheim nicht vertreten. Auf der 
Donau bezeichnet Ulm den Anfangspuntt und Württemberg ſendet in feiner Eigen: 
ſchaft alö Uferftaat einen Delegirten zur Commiffion, während Baden nicht vertre— 
ten ift. Die Gemeinſchaftlichkeit der Weſer erjtredt fi auf die Staaten thalabwärts 
vom Zufammenfluffe der Werra und Fulda. Engelhardt, ©. 62. 

2) Die nationale Schifffahrt begreift ſomit die mit Flachfchiffen ohne bebeuten- 
den Tiefgang ausgeführte, während man unter internationaler Schifffahrt 
die vom Meere her ausgeübte verfteht. 

3) Soll die Gemeinjchaft ſich auf die verſchiedenen Arme erftreden, die einen 
Strom mit dem Meere verbinden und können biefelben von den Uferftaaten benutzt 
werden? Während der bezüglich des Rheins entftandenen Streitigkeiten behaupteten 
Preußen, Bayern und Heſſen, daß fi das Condominium auf ſämmtliche Strom: 
arme erftrede. Diejer Grundfag erfiheint unbeftreitbar; er ift für die Donau und 
den Congo Furzweg angenommen worden. Anders fteht bie frage, ob ber be 
treffende Uferftaat verpflichtet ift, alle diefe Arme in ſchiffbarem Zuſtand zu erhal: 


ten; dies erfcheint nicht gerechtfertigt. Im Jahre 1815 war vereinbart worden, daß 
Handbuch des Böllerrehts II. 20 
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von den brei Holländiſchen Mündungen, Waal, Yffel und Led, nur letztere als Fort: 
fegung des Rheins betrachtet werben folltee Im Jahre 1831 erhielten die Rheins 
uferftaaten hiezu noch den Maal, allein Holland übernahm nicht ausbrüdlich die Ber- 
pflidtung für deſſen Sciffbarkeit zu forgen. Im allgemeinen follte man von einem 
thalabmwärts gelegenen Uferftaate die Eröffnung weiterer Strommege nicht fordern, 
ohne triftige Gründe und ohne ihn für dieſes weitere ber Allgemeinheit gebrachte 
Opfer zu entſchädigen 

Daſſelbe gilt auch von allen während des jhiffbaren Laufes vorkommenden Ber: 
zweigungen und bemzufolge darf kein Staat Arbeiten ausführen, um die Linie bes 
ſchiffbaren Laufes zum Schaden anderer Uferftaaten zu verlegen. Engelhardt, 
S.65Ff. (Eine Differenz entjtand 1842 zwiſchen dem Großherzogthum Hefſen und 
dem Herzogthum Naſſau, meld; legterem es gelungen war, einen biäher unpaffirbaren 
Rheinarın zum Nachtheil für den beffifhen Arm fchiffbar zu machen.) 


8 68. 


Natürlihde Hindernijje der Schifffahrt. — Katarafte; 
Insulae in flumine natae. — 


Eine Unterbrechung in der Schiffbarkeit eines Stromes kann durch natür- 
lihe Urſachen herbeigeführt werden; entweder durch dauernde, wie Katarafte, 
oder nur zeitweilige, wie die periodijchen Aenderungen des Fahrwaſſers durch 
Anſchwemmungen, Infeln u. f. m. 

Während der zwiſchen Canada, Großbritannien und den Bereinigten 
Staaten entjtandenen Differenz bezügli der Grängen auf dem Niagara fam 
auch die Frage zur Sprache, welcher Charakter den berühmten Fällen zuzu- 
ſprechen ſei. Die Amerifaner behaupteten, diefelben feien international, wäh: 
rend Großbritannien auf deren rein nationaler Eigenſchaft beftand.!) Ganz 
neuerlih wurden die SKatarafte des Congo ala vom Standpunkte der inter: 
nationalen Schifffahrt vollkommen indifferent betrachtet und dies wird wohl 
die bejte Löſung für diefe Frage fein, mo immer fie auftauchen mag. 

Was die Alluvionsinfeln betrifft, fo bilden die in den Deltas gelegenen 
infolge ihrer Größe und Lage dauernd beftimmte Wafjerläufe; anders dagegen 
die Eilande und Sandbänke, welde durch ihre Erhebung mitten im Fluſſe 
Beranlafjung zur Bildung von Nebenarmen während des Laufes geben. Es 
iſt Har, daß diefe leteren nicht ebenjo behandelt werden follen, wie die durd) 
große Deltainjeln gebildeten Mündungsarme, von denen für den allgemeinen 
Verkehr mit dem Meere der am beiten ſchiffbare vorbehalten zu werden pflegt. 
Diefe find gemeinfchaftlih, vorausgefegt, daß nicht ein Staat zum Schaden 
des anderen Bauten unternommen bat, um die Nidhtung der Schifffahrt zu 
verlegen.?) Während der Miener Congreß beftimmte, welder Mündungsarm 
als Fortfegung des Rheins zu betrachten fei, hat er fich über die Theilung 
von Stromarmen im Binnenlaufe, deren Gewäſſer gemeinſchaftlich fein würden, 
nicht auögefproden und damit ſtillſchweigend zugegeben, daß alle fhiffbaren 
Verzweigungen während des Yaufes der gleichen Beftimmung gewidmet jind.?) 
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1) ©. bei Wheaton, Elements of intern. Law. $$ 200—205 p. 262 —270 
die Verhandlungen zwifhen England und ben Bereinigten Staaten bezüglich bes 
Miffiffippi und St. Lorenzitromes, 

3) Bgl. oben $ 67, Anm. 3 die Differenz zwifhen Naſſau und Heſſen. 

3) Bezüglich des Einfluffes, welden diefe natürlihen Nenderungen des Fahr: 
waſſers auf das Stromeigenthum üben und der daraus fich ergebenden fchwierigen 
Rechtsfragen ift folgendes zu bemerken. Im Allgemeinen hält fi die Praris an 
die in die meiften Privatrechtögefekgebungen der Europäifchen Staaten übergegans 
genen Grundſätze des Römifchen Rechts und betrachtet demzufolge Diefe durch den 
natürlihen Einfluß des Waflerd bewirkten Aenderungen und Berfchiebungen im Ters 
ritorialbeftande als ein geſetzlich gebilligtes Mittel des Eigenthums und Befiger 
werbs; zwei wichtige Punkte ſich jedoch hierbei zu beachten: 

1. Eine dementiprechend eingetretene Aenderung in den Privateigenthbumsver: 
bältniffen bringt nicht immer eine entfprechende aud) für die Ausbehnung ber Terris 
torialhoheit mit ſich; wenn fich z. B ein Strom ein neues Bett fucht oder ein See 
fid) einen neuen Abfluß geihaffen hat, um fich in mehrere Arme zu theilen, fo 
bleibt natürlich die politifche Bränze, wie fte vorher feftgeftellt wurde. 

2. Der Eigenthumserwerbägrund bezieht fih nur auf die plößlichen Aenberuns 
gen, welde mit Gewalt durch ein Naturereigniß herbeigeführt werben; bezüglich der 
allmählich eintretenden Folgen der Auswafhung, welche, um fihtbar zu werben und 
zu einer wirflihen Mehrung oder Minderung des Territorialbeftandes zu führen, 
langer Zeit bedürfen, iſt es Har, daß jeder Staat denfelben unterliegt bezw. von 
ihnen als nothwenbdigen Folgen des Cigenthumsrechtes Nugen zieht. — Die durch 
Flüffe gebildete Gränze kann fi ändern, wenn der Thalmeg eine andere Richtung 
erhält. Verläßt ein Strom jedoch fein Bett vollftändig und fchlägt eine neue Rich— 
tung ein, fo bildet auch in Zukunft noch das frühere Bett die Gränze. — S. oben 
$ 56 und Calvo, Diet. du Droit intern. I p. 337, 338. 


$ 69. 


Künftlihe Sindernifie der Schifffahrt. — Brüden; 
Mühlen; Fähren; Fiſchereianſtalten. — 


Als allgemeine Negel gilt, daß unter gewöhnlichen Umftänden nichts an 
einem internationalen Strome vorgenommen werden darf, was die Schifffahrt 
hindern oder verzögern fannı, auögenommen, es wäre der Fall einer zwingenden 
Nothwendigteit genügend feitgeitellt. 

Das wichtigfte künftlihe Schifffahrtshinderniß find die den Verkehr zwifchen 
beiden Ufern vermittelnden Brüden. Bezüglich ihrer wird allgemein ange: 
nommen, daß ihre Conjtruction fein Sinderniß für die Schifffahrt, fei e8 durch 
zu nahes Aneinanderrüden der Pfeiler, fei es durch zu niedere Joche, bilden 
dürfe und ihre Einrichtung derart fein folle, daß die zur Stromfchifffahrt ver- 
wendeten Fahrzeuge auch ferner ohne Aenderung in ihrer Bemaftung bezw. 
der Höhe ihrer Schlote diefem Zwede dienen können. Zur Erhöhung diefer 
Garantien müfjen die Pläne vor Erbauung einer Brüde der gemeinfamen Be: 
hörde mitgetheilt werden. !) 

20* 
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Dem oben aufgeftellten Grundfage entſprechend dürfen weder in den 
Stromlauf gebaute feftjtehende noch ſchwimmende Mühlen noch auch Fifcherei- 
anftalten in irgend welcher Weiſe die Schifffahrt behindern. Das gleiche gilt 
von Bewäfjerungdrädern und Fähren. Diefelben dürfen nur an Stromiftellen er: 
richtet werden, welche nicht dem Scifföverfehr dienen und ihre Gonftruction 
fol derart fein, daß fie den freien Abflug des Waſſers nicht hindern und feine 
nadtheiligen Aenderungen im Flußbette hervorrufen. 2) 

Die Gefehgebung über diefe einzelnen Punkte fteht natürlich den betreffen: 
den im Ufereigenthum befindlihen Staaten ausſchließlich zu; diefe haben das 
Recht Verordnungen behufs Beſchränkung und Beaufſichtigung zu erlaffen und 
daraus ergiebt fich für biefelben weiter der ungehinderte Vollzug der Polizei: 
vorſchriften, Mühlen, Flößerei⸗ und Fiſchereiordnungen, denen alle unterworfen 
find. Was das Ueberwahungsrecht betrifft, jo fann ein Uferftaat fpecielle von 
ihm zu ertheilende Conceſſionen einführen und beftimmte Abgaben ald Gegen: 
leiftung für feine zur Inftandhaltung feiner Stromftrede gemachten Aufwen— 
dungen erheben. 3) 


!) Bei dem Baue der Eifenbahnbrüde über den Rhein bei Cöln wurde in ben 
Verhandlungen zwiſchen Preußen und Frankreich der Grundſatz ausgeſprochen, daß der 
Bau in feiner Weife die Schifffahrt beeinträchtigen folte Die übrigen im Art. 4 der 
jüngften Strompolizeiorbnung für die Donau vom 2. Juni 1882, welche einen integriven- 
den Beitandtheil des Londoner Vertrages vom 10. März 1883 bildet, nod) enthaltenen Be: 
ftimmungen find folgende: Die weiteften Brüdenöffnungen follen foweit ald möglich 
über die größte Flußtiefe zu ftehen fommen, fo dat das Fahrwaſſer nicht beengt wird. 
Die Widerlager follen fo conftruirt werben, daß der Leinpfad frei bleibt. ‚Ferner follen 
die Brüden, welhe behufs Durdfahrt von Fahrzeugen jedesmal erft geöffnet werden 
müſſen, fo angelegt werden, daß hierdurch feine Verzögerung für die Schiffe entfteht. 

2) Regl. de nav. du Danube vom 2. Juni 1382 Art. 5. — Die gleichen Bor: 
fchriften gelten für die Mühlen bei Mainz. Auch ift es verboten, bei den Filchereien 
Pfähle einzurammen, melde der Schifffahrt Hinderlich fein können Die Drabtfeile 
welche die Fähren von einem Ufer zum anderen führen, follen ebenfallö verboten fein. 

3) Val. v. Holgendorff, Encyflopädie der Rechtswiſſenſchaft. I1, Theil, Rechts» 
lerifon. Art.: Flüffe. I 848, 849. 


8%. 


Freiheit der Schifffahrt. — Uferftaaten und Nicht— 
uferjtaaten. 


Die Anerkennung der Freiheit der Schifffahrt auf allen, mehreren Staaten 
gemeinfamen Flüſſen war feit dem Wiener Congreß für das Europäifche Völker— 
recht eine vollendete Thatſache. Die von 1815 bis zur Gegenwart abgejchlofienen 
internationalen Gonventionen geftanden nad) und nad) den Damals ausgeſprochenen 
Grundfägen ihre richtige freiheitliche Auslegung zu, wie fie deren Sinn for: 
derte, der freilich durch engherziige, von Particularinterefien beitimmte Inter: 
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pretationen in feiner praftifchen Anwendung verbuntelt war. Der humanen 
und freifinnigen Richtung unferes Zeitalter wurde in den Artikeln 15 und 
16 des Pariſer Friedens vom 30. März 1856 und feiner fpäteren Ent- 
widlung Rechnung getragen. Die Berliner Conferenzacte vom 26. Februar 
1885 entſchied den endgiltigen Sieg des Princips der Freiheit im vollften 
Sinne für das Gebiet des Stromrechts; obwohl in ihrer Geltung gegenwärtig 
noch auf die Afrifanifchen Ströme beſchränkt, find ihre Grundſätze ficher dazu 
beftimmt, die Grundlage einer zufünftigen internationalen Stromgefebgebung 
zu bilden. 

Diefe Freiheit wird fich in näherer oder fernerer Zukunft zu einer abfo- 
luten auch für diejenigen Waſſeradern geitalten müfjen, die zwar nur einem 
einzigen Staate angehören, aber in Verbindung mit einem freien Meere ftehen.!) 
Für die Gegenwart fteht ein Princip außer Streit und zwar mit allen feinen 
Gonfequenzen: Die Benußung der al® international anerfannten Ströme 
zu Schifffahrts- und Handeläjweden fteht Allen, ohne Unterſchied ob fie 
Uferjtaaten angehören oder nicht, frei, mit den gleichen Rechten und 
Pflichten ohne irgend welches Hinderniß, außer der Verpflichtung ſich den bezüg- 
lich der Polizei: und Zollverwaltung, der Scifffahrtsabgaben, der Duarantaine 
und bes Ariegäzuftandes ergebenden Vorfchriften zu unterwerfen. 

Die freie Benugung der großen internationalen Wafjerläufe fchließt ins» 
befondere die Befugniß in fi, Waaren und Neifende von Häfen längs des 
Stromlaufes zu transportiren ohne Unterfchied zwifchen der directen Sciff- 
fahrt von diefen Häfen und umgefehrt, nicht weniger wie zwiſchen der Schiff- 
fahrt zwiſchen zwei Uferftaaten (große Cabotage) oder der zwiſchen Häfen des 
leihen Staates (fleine Cabotage). ?) 

Alle beläftigenden Formalitäten der früheren Zeit find aufgehoben. Die 
Sebühren find einheitlich und dienen lediglich als Erfah für die der Schiff— 
fahrt geleifteten Dienfte. Die Durchfahrt ift vollftändig frei; fein Schiff be 
darf weiterer Papiere zur Legitimation als feiner Scifföpapiere und die Kapi— 
täne find nur verpflichtet die unerläßlichen Polizeivorſchriften für die öffentliche 
Sicherheit zu beobachten. ?) 

Selbftverftändlich gilt die Freiheit der Schifffahrt auf den internationalen 
Strömen von rechtöwegen nur für die Handelsſchiffe.“) 


1) Bluntfchli drüdt diefe Regel im Art. 314 feiner Cobification bes Völter: 
rechts jo aus: „Die Ströme und fohiffbaren Flüſſe, die in Verbindung mit einem 
freien Meere find, ftehen in Friedenszeiten den Schiffen aller Nationen offen. Das 
Recht der freien Schifffahrt kann zum Nachtheil einzelner Nationen nicht aufgehoben 
ober bejhränkt werden.” Die Mehrzahl der hervorragendften Völkerrechtäfchriftfteller, 
welche fi mit dem Rechte der internationalen Flüffe ſpeciell befchäftigen, betrachtet 
dies ald vernünftig und dem Rechte auf gegenjeitige Achtung, ſowie der Gleichheit der 
Bürger aller Staaten entſprechend; fo: Heffter und Beffden, Europäiſches Völker 
recht. Bud I, 8.1533 8.111 8,81 (Bud l, K. 11 8 77)3 v. Holtzendorff, Encyllo: 
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päbie der Rechtswiſſenſchaft. Syſtem. Theil 7. Das Europätfche Völferrecht. $ 38 
&. 954. Engelhardt, Du rögime conventionnel des fleuves internationaux, 
ch. XIV (p. 221— 223). Bluntſchli, Modernes Völkerrecht. ©. 30, 196. Pieran- 
toni, I fiumi e la convenzione internazionale di Mannheim. Carnazzo 
Amari, Trattato sul diritto intern. publ. di pace sez. Il c. & (lettere beibe 
angeführt in Catellani, La navigazione fluviale e la questione del Danubio. 
p. 28—30, welcher jelbft der gleichen Meinung ift.) 

Die Freiheit der Schifffahrt bezieht fich ferner auf die Flößerei mit verbundenen 
Hölzern. — Ebenfo ift zweifellos, daß zur Wafferbernugung mittelit Schöpfen, Bas 
den u. ſ. w, ebenfo wie zum Serausbringen von Sand, Schlamm und Steinen aus 
dem Flußbette jedermann befugt ift. Die Uferftaaten haben nur das Recht zur po: 
lizeilichen Ueberwachung. Bgl. für dad Deutfhe Reih Art. 4 Nr. 9 der Reichs: 
verfaffung. 

2) ©. bei Engelhardt, S. 77— 108 die vielfachen Streitigkeiten, welche ſich 
nad dem Wiener Eongreffe wegen der der freien Schifffahrt in den Weg gelegten 
Dinberniffe erhoben. Schon am 18. Juni 1819 erflärte Defterreih, daß die freie 
Schifffahrt nur den Unterthanen der am Ufer betheiligten Staaten mit Ausfhluß 
anderer zuerfannt fei. Die Schifffahrtöacten bezüglich der Elbe, Weſer, des Rheins 
und ber Ems beftärkten diefe irrige Interpretation. Die Congreßacte hatte bie 
Schifffahrt für volllommen frei und bezüglich des Handelsverkehrs als niemanden 
verbietbar bezeichnet. Ein halbes Jahrhundert fpäter erft Hat Europa diefe Freiheit 
in ihrem weiteften Sinne fanctionirt; der Art. 14 des Pariſer Friebens vom 
30. März 1856 dehnte die Grundfäge des Wiener Congrefjes auch auf die Donau 
aus und beftimmte demzufolge »que sauf les röglements de police et de quaran- 
taine à &tablir pour la süret& des Etats separ&s ou traverses par le fleuve, il ne 
sera apport& aucun obstacle, quel qu’il soit, à la libre navigation« Man 
verfuchte ferner einen Unterfchied zwiſchen der großen Schifffahrt und Binnenſchiff— 
fahrt zu ftatuiren; Hannover ſchlug zuerft, 1844, dieſes Syftem für die Elbe vor 
(Art. 3 der Additionalacte) ; die Donaufcifffahrtsacte vom 7. November 1857 nahm 
daffelbe gleichfalls an, konnte aber die Zuftimmung der Signatarmädte des Parifer 
Friedens nicht erlangen. Die revidirte Rheinſchifffahrtsacte von 1868 ftellte mit 
einigen polizeilihen Beichränfungen das Princip der freien Schifffahrt in Gemäßheit 
der Verträge von 1814, 1815 und 1856 auf. 

3) Acte de navigation etc. du Danube vom 2. Juni 1882, Art. 6, 7, 8. 


4) Infolge einer Ausnahme von diefer Regel find Kriegsſchiffe auf der unteren 
Donau zugelaffen, um den Entſcheidungen der Europäiſchen Commiſſion mehr Nach— 
brud zu verleihen, die Ausführung der Schifffahrtä: und Polizeireglements zu ſichern 
ſowie über die Anwendung bed Tarif zu wahen (Art. 13ff.), gemäß dem Art. 19 
des Parifer Friedens von 1856. — Art. 11 der Acte public relatif à la naviga- 
tion des embouchures du Danube, zu Sala am 2. November 1865 unterzeichnet. 


Art. 21 der Berliner Conferenzacte giebt der internationalen Commifftion eben: 
falls das Recht im Nothfalle Kriegsihifie der Signatarmädhte oder folder, die fich 
fpäter der Acte angeichloffen, zu requiriren »dans l’accomplissement de sa täche.« 
Die in den Congo einlaufenden Kriegsfchiffe find von der Zahlung der Schiff: 
fahrtsabgaben, welche im $ 3 des Art. 14 vorgefehen find, befreit; dagegen find fie 
den Lootjengebühren uud Hafengeldern unterworfen, außer wenn ihr Eingreifen von 
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der internationalen Commiſſion verlangt wurde. Acte general de la conference 
de Berlin vom 26. Februar 1885 Art, 22. 

Die frage, ob ein Kriegsſchiff in einem Flußhafen ebenfalls das Recht der Exterris 
torialität genieße, wie in ben Seehäfen, entſcheidet ſich nad) Analogie der für Küftenfchiffs 
fahrt üblichen Praris. Ein Kriegsfahrzeug kann ungehindert in einen Seehafen einlaufen, 
während es für Häfen wie Borbeaur, Hamburg, Antwerpen einer vorgängigen Erlaubniß 
bedarf. Das Recht der Erterritorialität für Kriegsfahrzeuge ift im übrigen eine wechſel⸗ 
feitige Eonceffion der Seemädte. Bluntſchli (Das moderne Völkerrecht. Art. 321) 
ſtellt als Grundſatz auf, daß ein fremdes Kriegäfahrzeug um das Recht der Erterris 
torialität zu genießen, ftetö die Erlaubniß befigen müffe, in die Territorialgewäffer 
einzulaufen, ebenfo wie die Souveräne, wenn fie im Auslande die Privilegien ihres 
Ranges geniefen wollen, die Zuftimmung der fremben Tandesregierung zur Ueber: 
ſchreitung der Gränze erholen müfjen. Die Immunität eines Kriegsfhiffes gegen: 
über der örtlichen Polizeis und Gerichtögemalt erftredt fih nur auf das Fahrzeug 
felbft ; diefelbe erlifcht, fobald die Bemannung daſſelbe verläßt und nun gegen andere 
vor Anker liegende Schiffe oder gegen die Bewohner des Hafenortes die öffentliche 
Ordnung verlegende Handlungen begeht. Die Ortöbehörde hat ſodann bad Redit, 
Mafregeln für die bebrohte Sicherheit zu ergreifen und wenn nöthig, die Entfers 
nung des Siriegäfahrzeugd aus dem Hafen anzuordnen. Die von der Bemannung 
auf dem Lande begangenen Delicte find grundfäglich von den orbentlidhen Gerichten 
abzuurtheilen; indeſſen hält man es für ein Gebot der Courtoiſie bie Verfolgung 
der Schuldigen nur im Einvernehmen mit dem Befehlähaber des Kriegsfahrzeugs. fei 
es durch die localen Gerichte, fei e3 durch die Commandobehörde des Schiffes zu betreiben. 

Die Fahrzeuge, welche fi darauf befchränten, längs ber Küfte eined Staates 
in deſſen Zerritorialgewäffern zu kreuzen, find zeitweilig defjen Souveränetät in ber 
Weife unterworfen, daß fie den militärifchen und polizeilichen Anordnungen zur Siche: 
rung des Territoriums nnd der Küftenbevölferung Folge zu leiften haben. Anderers 
feitö kann fein Staat in Friedenszeiten die Schifffahrt in feinen Territorialgewäfjern 
verbieten oder durch Abgaben erſchweren. — Bluntfhli, Das moberne Bölfer- 
recht. Art. 321, 310. Man kann diefe Grundſätze ganz wohl auch auf die in inter 
nationalen Strömen gebuldeten Kriegäfahrzeuge anwenden. 


8 1. 


Rechte und Pflihten der Territorialmädte. — Corrections: 
und Unterhaltungsarbeiten. — Schifffahrtsabgaben. — 
Freihäfen und Waarenlager. 


Die Rechte der Uferftaaten eines internationalen Fluſſes ergeben ſich aus 
den Pflichten, welche ihnen die Nachbarſchaft eines ſolchen Gewäſſers aufers 
legt. Diefelben müffen daher zu Gunften des allgemeinen Benußungsrechtes 
ihre Souveränetät infoweit befchränfen, als andere Staaten gemeinjchaftlich 
mit ihnen daran betheiligt find. 

Die Gorrectiond- und Inftandhaltungsarbeiten find vor allem zur Erhal« 
tung der Schiffbarkeit beftimmt. Die einfchlägigen Arbeiten wie Ausbaggerung, 
Kectificationen vermittelit Wafjerfperren oder Verſenkungen von Steinen, kurz, 
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die Erhaltung der Sciffbarkeit muß Gegenftand allgemeiner Uebereinſtimmung 
fein.!) Sobald gemeinfame Beflimmungen getroffen find, ift jeder Staat ver: 
pflichtet auf feiner Uferftrede die ihn treffenden Arbeiten ausführen zu laſſen. 
Daraus ergiebt fich, daß fein Staat ohne vorgängige Zuftimmung der gemein- 
famen Behörde Arbeiten in Angriff nehmen darf, die eine Menderung in dem 
beftehenden Zuftande des gemeinfamen Wafjerlaufes oder eine Hemmung der 
Schifffahrt herbeiführen könnten. 

Abgaben von der Schifffahrt können als Erfah für Koften infolge eines 
gemeinfamen Beichluffes fowohl im Interefje der Gefammtheit und der ges 
meinfam betriebenen Schifffahrt erhoben werden. Diefelben müfjen einheitlich 
feftgefett, unveränderlich und fo viel ala möglich unabhängig von der Art der 
Maare fein, damit eine eingehende Unterfuhung der Ladung nicht nöthig ift- 
Keinesfall3 dürfen fie die im Jahre 1815 beftandenen Sätze überfchreiten und 
follen annähernd der Döhe des Rheinoctroi's entfpredhen. ?) 

Der Artikel 15 des Parifer Friedens vom 30. März 1856 verbefjerte die 
bezüglihen Zuftände dadurch erheblid, daß er die Erhebung der örtlichen Ab- 
gaben al3 zum Erfah für die zur Sicherung der Schifffahrt hergeftellten Arbeiten 
und Einrichtungen beftimmt erklärte und ausſprach, daß die Schiffe ohne Unter: 
ſchied der Nationalität, abgefehen von diefen Abgaben, volllommen frei von 
weiteren Laſten fein follten. ®) 

Die nad) und nad) auf den internationalen Strömen zur Einführung ge: 
langten Zarife beruhen auf der dreifahen Grundlage des Tonnengehaltes der 
Schiffe, der Art der Ladung und der Länge der Fahrt. Diefes an ſich nicht 
unrichtige Syſtem brachte in der Praxis Unzukömmlichkeiten aller Art mit ſich 
und bedurfte bereitö einer Vereinfahung. So wurde die feit langem erfehnte 
Einheitlichleit der Schifffahrtsabgaben nad) und nad) auf den meiften Strömen 
angenommen.*) An Stelle der verſchiedenen Abgaben wurde eine einzige mit 
einem möglichft niedrigen Satze feftgeftellt und diefelbe von den Schiffen unter 
Berüdfichtigung ihrer Tragkraft und vorbehaltlid einer Reduction bei nur theil 
weifer Befrachtung erhoben. 

Die Abgaben haben demnad; lediglich den aus den Sciffspapieren zu er: 
fehenden Zonnengehalt des Fahrzeugs zum Maßftabe.) 

Als Ergänzung zu diefer Maßregel erfolgte die Abjchaffung aller biäher 
nod) an den Mündungen internationaler Ströme erhobenen Zölle, ſowie aller 
Stapel: Umſchlags- und Landungszwangsrechte und aller ausfchlieglihen Schiff: 
fahrtöprivilegien. 6) 

Die mehreren Staaten gemeinfchaftlihen Stromläufe werben als außer- 
halb des Zollgebietes liegend betrachtet. So lange die auf denfelben ver: 
ſchifften Waaren nicht an das Ufer gelangen, ift von ihnen weder Eingangs: 
noch Durchgangs:, noch Ausgangszoll zu entrichten;?) indefjen hat in der 
Praris ein Verfahren Eingang aefunden, das die Vorſchriften der Wiener 
Gongrekacte und die berechtigten Anſprüche der Zollverwaltung in gleicher 
Weiſe berüdjichtigt- 
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Die Uferftanten können nur auf diejenigen auf einem Strome fortge- 
ſchafften Waaren Zölle legen, welde auf diefem Transport ihr Gebiet be: 
rühren ; ausgenommen den Fall höherer Gewalt, muß das Ausladen der Fracht 
an den von der Zollbehörde beftimmten und von ihr beauffihtigten Orten er: 
folgen. Iſt eine Stromiftrede, deren beide Ufer dem nämlichen Staate gehören, 
nicht mittelft zweier Zolllinien abgefperrt, jo ift die Anmeldung bei den Zoll: 
behörden an der Landesgränze und die Bezahlung der localen Abgaben von 
den zur Einfuhr gelangenden Waaren obligatorisch; die für den Tranſit be 
ftimmten unterliegen nur der Plombirung und Ueberwahung durch einen Zoll: 
beamten bis zum Verlaſſen des Gebietes. ?) 

Die vorftehenden Säße bilden mit geringfügigen Aenderungen die Zoll- 
gejetgebung der großen internationalen Flüffe. 19) 

Die Interefien des Handels verlangen jhlieglih die möglichſte Erleichte: 
tung bei den an der Gränze zwifchen Strom: und Meerſchifffahrt nöthigen 
Umladungen fowie bei der Yagerung von Maaren in öffentlihen Magazinen 
behufs abgabenfreier Wiederausfuhr. Gleiche Nothmwendigkeiten können fi in 
Folge der abnehmenden Tiefe im oberen Stromlaufe ergeben, ebenfo wie durch 
natürliche Sindernifje, wie Waflerfälle, Klippen u. f. w. und zu neuen Um: 
ladungen zwingen. Um diefen Bebürfniffen entgegen zu kommen, fchreiben aud) 
die für alle großen Ströme beftehenden Reglements die Schaffung von reis 
bäfen und Entrepotö in gewiſſen Zwifchenräumen jedem Uferftaat vor. 

Die freie Benugung eines internationalen Stromes unterliegt natürlich 
in mander Hinſicht Befchräntungen durch Beftimmungen, welche mit dem ber 
Zerritorialgewalt zuftehenden Verordnungsrechte und deren Polizeigewalt zu: 
fammenhängen. !!) 


I) Diefer Grundfag hatte Schon auf dem Eongrefje zu Raftatt Annahme gefun: 
den. Er wurde durch ben Neichädeputationshauptichluß von 1802 verallgemeinert, 
worin beftimmt wurde, dat ber Kurerzlanzler jedes Jahr mit der Franzöftichen Ne: 
gierung und den Fürften des rechten Rheinufers bezüglich der Unterhaltung des 
Zeinpfades und Vornahme der für die Schifffahrt nöthigen Bauten ein Abkommen 
treffen follte. 

Die Convention von 1804 betreffs des Rheins übertrug die Verbefferung des 
Stromlaufes und feiner Ufer an eine einheitlihe Direction, welcher zugleid das 
Detroiwefen unterſtand. Im Jahre 1815 erhielten die Uferftaaten ihre fiscalifche 
und techniſche Autonomie wieder zurüd, jedoch mit der Berpflichtuug, fo viel als 
möglich; die nöthigen Strombauten nah dem gleichen Syfteme auszuführen. Aus: 
drüdlih war von einer gemeinfamen Eontrole nicht die Rebe; indeffen jagt Art. 108 
der Wiener Congrefacte: „Die durd einen jchiffbaren Fluß getrennten oder durch— 
ftrömten Mächte verpflichten ſich gemeinfam, die Schifffahrtäverhältniffe ſolcher Flüffe 
zu regeln.” Den orbentlichen gemeinfamen Vollmachtträgern ichloffen fich bald regel: 
mäßig Ingenieure an behufs genauer gemeinfamer Erforfhung des Stromlaufes 
und Beiprehung der nothwendigen Berbefjerungen. So geſchah es auf ber Elbe, 
der Weſer und endlih auf der Donau. Art. 36 der Scifffahrtacte vom 7. No: 
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vember 1857 beftimmt, daß die Uferftaaten fih zur Ausführung des fie jeweilig 
treffenden Theiles derjenigen Arbeiten verpflichten, welche die Ufercommiffion übereins 
ftimmend als nothwendig gefunden hat. Art. 37 fagt, daß die Commiſſion, nadhs 
dem der Lauf der Donau bis Iſaktcha einer Unterfuhung durch Sadverftändige 
unterworfen und diejelben die nothwendigen Arbeiten angegeben, durch gemeinfamen 
Beichluß beftimmt, was die Uferftaaten auszuführen haben. Außer diefen obliga- 
toriſchen Bauten verſprechen diejelben im Art. 39 behufs fortichreitender Verbeſſe— 
rung ber Sciffbarkeit jolhe Maßnahmen zu treffen, welche ohne gerade obligato: 
rifch zu fein, hierzu nützlich oder nöthig erfcheinen. — Die gleichen Grunbfäße gelten 
für den Po (Vertrag vom 3. Juli 1849 Art. 6) und die Schelde (Vertrag zwifchen 
Belgien und Holland vom 17. September 1861). Vgl. Engelhardt S. 115 —121. 


9) Der $ 39 des Reihöbeputationshauptichluffes Hatte gelegentlich der Abtres 
tung bes linken Rheinuferd an Frankreich die verfchiedenen Abgaben aufgehoben und 
dafür, unbeſchadet der Einfuhrzölle, ein für Frankreih und Deutſchland gemeinfchaft 
liches Rheinſchifffahrtsoctroi eingeführt, das nicht Höher fein follte, ald die abgejchaff: 
ten Abgaben und deſſen Ertrag nach Abzug der Erhebungs- und Aufſichtskoſten in 
zwei gleiche Hälften getheilt werben und vor allem zur Inftanbhaltung beider Ufer 
dienen follte; bezüglich des Neftes von der auf das rechte Rheinufer entfallenden 
Hälfte wurden die zu leiftenden Zufhüffe und Renten einzeln aufgeführt; dieſelben 
find theild unbedingt ($$ 9, 14, 17, 19, 20), theils bedingter und fubfidiärer Art 
(88 7, 27). Bol. Deutihe Bundesacte vom 8. Juni 1815 Art. 15. — In Aus: 
führung des Art. 39 wurde am 15. Auguft und I. October 1804 eine Convention 
über den Rheinſchifffahrtsoetroi gefhloffen. Anftatt wie Lord Clantarty vorſchlug, 
zu erflären, daß der Detroi nicht als eine directe Einnahmsquelle angefehen werben 
dürfe, wählte der Miener Congreß einen zweifelhaften Ausdruck bezüglih der Schiff- 
fahrtsabgaben, der zu langbauernden Beläftigungen Anlaß gab. Hannover, Medlen- 
burg und Dänemark vermodten biernah Zölle auf der Elbe aufrecht zu erhalten, 
die ihnen nah Engelhardt, abzüglih der Koften, von 1821 — 1860 mehr als 
60 000 000 Marf einbradhten. 


3) Erft dur Art. 3 der revidirten Schifffahrtäacte von 1868 wurde das Princip 
der Gleichberechtigung aller Flaggen in diefer Richtung auf dem Rhein acceptirt. 
Dal. bezüglich der Schwierigkeiten, welche diefer Punkt unter den Uferftaaten verans 
laßte, Engelhardt, ©. 134— 137. Die Donauuferftaaten waren bie erften, welche 
dem Parifer Frieden entfprechend in der Scifffahrtdacte von 1857 ausſprachen, daß 
die Erträgniffe der Abgaben ausſchließlich ald Erfak für die zur Inftandhaltung und 
Berbefferung des Stromlaufes aufgewendeten Eapitalien beftimmt fein follten 
(Art. 20, 21) AS mit dem Rechte der Schifffahrt in Feinem Zufammenhange 
ftehend wurde ferner das Recht auf Zölle, auf örtliche Confumtionsfteuern, ſowie 
auf diejenigen Abgaben betrachtet, welche in den Häfen für Benugung von Krahnen, 
Waagen, Quais, Magazine ſowie das Ausladen von Waaren in den Safenorten 
zur Erhebung gelangen (Art. 3 des NReglement3 von 1882). 


4) Auf der Elbe enthält der Tarif ſechs Glaffen mit mehr als 160 in diefelben 
vertheilten Artikeln; der Dectroi auf dem Rhein war bis 1868 in vier Glafjen mit 
180 Artikeln getheilt Die Aufhebung der Elbzölle geſchah durch das Norbdeutfche 
Bundesgeſetz vom 11. Juni 1870 und ben Vertrag zwifchen dem Norbdeutfchen Bunde 
und Dejterreih vom 22. Juni 1370. 
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5) Die Annahme diefes Spftems für die Praris erheiſcht eine einheitliche Me: 
thode der Schiffämeffung Bierfür wurde nah den Beihlüffen der Eonftantinopler 
Eonferenz für den Suezcanal im Jahre 1873 das Syſtem Moorfom der Merchant 
Shipping Acte von 1854 unter Zugrundelegung der Englifhen Tonne als Raums 
einheit angenommen. Bis zu Ndoptirung eines einheitlichen Syſtems bezüglich der 
Beftimmung des Raumgehaltö der Seeichiffe gelten die auf der unteren Donau in 
Uebung befindlichen Grundfäge für die Erhebung der Abgaben von der Schifffahrt. 
©. Acte public relatif A la navigation des embouchures du Danube, d. d. Ga- 
latz, den 2. November 1865; Anlage B (Sarif der an den Donaumündungen zu 
erhebenden Abgaben). Im Eingange conftatirt die Europätfche Conferenz, indem fie 
die Einheitlichteit des Tarifs fejtftellt, daß es erfahrungsgemäß für die Schifffahrt 
von Bortheil ift, wenn die für die Verbefferungäarbeiten erhobenen Taren mit den 
für Leuchtthürme und Lootien zur Erhebung gelangenden zu einer Abgabe vers 
ſchmolzen werben. 

6) ©. oben $ 64 die vom Wiener Congreß proclamirten Grundſätze. 

7, Art. 115 der Wiener Congrefacte jagt: Les douanes nm’auront rien de 
commun avec les droits de navigation. On empächera par des dispositions 
r&glementaires que l’exercice des fonctions de douanier ne mette pas d’eutrave 
à la navigation; mais on surveillera par une police exacte sur la rive toute 
tentative des habitants de faire la contrebande A l’aide des bateliers. — 
Siehe die Rheinconvention zwiſchen Franfreih und Deutfchland von 1804 Art. 43. 
Die Uebereinkunft bezüglich des Pruth zwiſchen Defterreih, Rußland und Rumänien 
vom 3./15. December 1866 ftatuirt diefen Grundſatz folgendermaßen: „Die Zoll 
linien laufen ftetö den Stromufern entlang und kreuzen biefelben in feinem Falle.’ 

8) Der Gapitän muß ein Document befigen, in welchem Art, Serkunft und 
Beftimmung der Waaren angegeben find, außerdem ift, falls Verdacht einer De 
fraudation befteht, jede Dctroieinnahmeftelle zur Vornahme einer Unterfuhung be— 
rechtigt. Die durch das Landesgeſetz vorgefchriebenen Formalitäten müffen bei dem 
erften Zollamt nach Ankunft an der Gränze desjenigen Staates erfüllt werben, mo 
die Ladung eingenommen wurde; die Nusgangs:Declaration muß an ber Gränzfta- 
tion gemacht werben. Bezüglich des Tranſits befteht ein Unterfchied zwiſchen den— 
jenigen Stromftreden, deren Ufer verjchiedenen Staaten angehören und folden, 
welche unter einer einzigen Territorialhoheit ftehen. 

Eine nah Ermeffen vorzunehmende Prüfung der Declaration und der Ladung 
dur ein Dctroiamt ift die einzige Controle, welcher ein Gapitän auf Stromftreden 
der erfteren Art unterworfen ift; auf den anderen werben die Sciffälufen plom— 
birt und ein Auffeher an Bord beorbert. 

9, Um die Vorschriften des Wiener Congreſſes in Betreff derjenigen Strom: 
ſtrecken, welche ein einziges Territorium durchſchneiden, ganz genau einzuhalten, müßten 
zwei parallel laufende Zolllinien eingerichtet werden; Dies ift jedoch in Folge ber 
Schwierigkeiten und fich ergebenden hohen Koften unthunlid, wie denn 3. B. das 
Defterreichifch-Ungarifche Donauufer eine Längenentwicklung von 179 Deutichen Meilen 
befigt. Die Plombirung und Beigebung eines Auffeherd an Bord ift eine vermit- 
telnde, im Princip au angenommene Mafßregel. Die Donauuferftaaten hielten ſich 
gleihmwohl nicht daran, fondern Art. 22 der Scifffahrtsacte von 1857 lautet dahin, 
daß die Capitäne oder Schiffspatrone ohne Ausnahme denjenigen Borfchriften unters 
morfen jein follten, die in jedem Staate behufs Anwendung des Zolltarif3 und Ber: 
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hütung von Gontrebande beſtehen Diefe im Widerfprudh mit bem Art. 115 der 
Wiener Acte ftehende Beftimmung giebt jedem Uferftant die Möglichkeit den Trans 
port aller durch jeine Geſetzgebung verbotener oder monopolifirter Waaren zu ver: 
bieten und damit den Stromtranfithandel lahm zu legen. Dem Principe des Art. 22 
haben auch die Signatarmädte des Parijer Friedens von 1856 bei der Actnahme 
diefer Convention ihre Zuftimmung verweigert. Sind die einem Staate zuftehen- 
den Uferftreden nicht bebeutend, jo kann es aus localen Rüdfichten paſſend erfcheinen 
zwei Zolllinien einzurichten, wie dies von DefterreichIIngarn auf dem oberen Pruth 
geichah, auf der Donau dagegen nicht eingeführt wurde. 

10, Die beichräntenden Beftimmungen bezüglich des XTranfit3 finden auf der 
Elbe, der Weſer, und auf dem Rhein feine Anwendung, da hier die Seeſchiffe 
die Küftengone im engeren Sinne nicht überfchreiten. Demzufolge haben fie ſich 
feiner Durchſuchung zu unterwerfen nod ihre Papiere vorzumeifen, da fie die erften 
Zollämter ftromaufwärt3 (Xauenburg an der Elbe und Bremen an der Wefer) nicht 
berühren. Auf dem Rhein befahren Seeſchiffe im Allgemeinen nur die innerhalb 
Holland gelegenen Stromftreden. Läuft gleihmwohl ausnahmsweiſe ein Seeſchiff in 
den eigentlihen Rhein ein oder umgekehrt aus demjelben in das Meer, ohne in 
Holland jeine Fracht zu löfchen oder ſolche einzunehmen, jo unterliegt es der Plom- 
birung und zollamtlichen Beauffichtigung. 

11) Eine Conceſſion ift nothmwendig für: 1. Die Wildflößerei (Flößerei mit nicht 
verbundenen Hölzern); 2. die Errihtung von Fähren, wenn ein Meberfahrtägelb er: 
hoben werben foll; 3. die Errihtung dauernder Anlagen zur Benugung der Waffer- 
kraft wie Fabriken, Mühlen, Bewäfjferungseinrihtungen u. j. wm Der Eonceffions: 
ertheilung gebt eine Prüfung der Sadjverhältnifje, insbefondere des Umfangs ber 
Rechte Drittbetheiligter voraus. — Gewiſſe aus dem allgemeinen Benugungsrechte 
eined öffentlihen Fluffes fich ergebende Xegalfervituten befchränten ebenfallä die 
Rechte der Ufereigentbümer. So müſſen diefelben die Benugung eines bereitö be- 
ftehenden, ſowie die Einrichtung eines neuen LZeinpfabes dulden, ferner im Falle der 
Roth das Anlegen und Ausladen von Fahrzeugen, jedoch gegen Entſchädigung. Der 
im Privatrecht gebräuchliche Ausdrud „Staatseigenthum“ muß juriftifch als auf das 
Flußbett fich beziehend aufgefaßt werden. Daraus folgt für den Uferftaat das Jagd: 
recht ſowie die Befugnik zur Eiögewinnung aus dem Strome. — v. Holkendorff, 
Encyflopädie der Rechtswiſſenſchaft. Rechtslexikon I Art. Flüffe von 9. Brunner, 
S. 849. 


87. 


Schifffahrtspolizei. — Flußbehörden. — Duarantaine — 
Gontrole der Nidhtuferitaaten. — Behandlung der 
Nebenflüfje. 


Artitel 113 der Wiener Schlußacte beftimmt, daß jeder Uferjtaat ſich ver- 
pflichtet, die durch fein Gebiet führenden Leinpfade in Stand zu halten und 
die nothwendigen Bauten im Flußbette auszuführen, jo dak der Schifffahrt 
fein Hinderniß im Wege fteht. Diefe Verpflichtung zieht für die am Ufer be— 
theiligten Regierungen dad Recht nad fi), innerhalb ihres Gebietes die für 
die Hegelung der Strombenuguug nöthigen polizeilihen Maßnahmen zu treffen. 
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Diefe Beitimmungen, welche für alle auf dem Strome Schifffahrt Treibenden 
ohne Ausnahme verbindlidy find, dürfen nicht ohne Einvernehmen der anderen 
Uferftaaten erlafjen werden, fie gelten für das gemeinfame Gebiet und find 
zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung beftimmt. Zur Er: 
höhung ihrer Wirkſamkeit follten dieſe Worfchriften fo viel ala möglich auf 
dem ganzen Mafferlaufe und feinen Nebenflüffen iventifch fein, da es ſich vor 
Allem um Fernhaltung von Unfällen von der Schifffahrt handelt. 

Solche Reglements enthalten insbeſondere Beitimmungen über die Orb: 
nung in den Stromrheden und Häfen,!) Ausweichen und Ueberholen von 
Fahrzeugen, den Schlepperbienft und die Tauerei, die Schifffahrt bei Nacht 
oder Nebelmetter, für die anfernden Schiffe, für den Fall des Schiffbruchs 
und das Wiederflottmachen, dad Ballaftauswerfen, das Lootſenweſen an den Mün- 
dungen und auf dem Binnenlaufe, fowie endlich den Dienft der Lichterfahrzeuge. ?) 

Unbefchabet der von einer gemeinjamen Auffichtsbehörde geübten Controlle 
jteht es den Regierungen frei aud) von fih aus auf den bezüglichen Uferftreden 
die Ausführung der Polizeiverordnungen zu überwachen, 3) die, neben den zur 
Verhütung von etwaigen Zuriderhandlungen nöthigen Beitimmungen, zugleich 
die Strafandrohungen enthalten, denen die hiewegen in erjter Inſtanz durd) 
das ordentliche Strafgericht Berurtheilten verfallen. Diefe Urtheile unterliegen 
der Berufung an hiezu fpeciell beftimmte höhere Gerichte oder an die Central: 
commiffionen, die in legter Inſtanz ihre Entjcheidung fällen. *) 

Die Behörden, melde ald Organ mehrerer an einem Strom betheiligter 
Staaten fungiren follten, waren auf dem Miener Congrefje ein Gegenitand 
der eingehendften Berathung. Die Convention von 1804 hatte die für die 
Rheinfifffahrt ins Leben gerufene „Beneraldirection” mit fehr ausgedehnten 
Befugnifjen ausgejtattet. Im Gegenfate hierzu bildet repräfentative Gleichheit 
und Decentralifation die Grundlage der diesbezüglichen Beitimmungen von 
1815.) 

Die Anordnungen von 1804 bezüglich der Rechtſprechung mwiefen ebenfalld 
Mängel auf und wurden durch Uebernahme diefer Thätigkeit feitens localer, 
von der Verwaltung unabhängiger und alle Garantie für Unparteilichkeit bie= 
tender Behörden erfeßt.®) 

Eine untergeordnete Frage erheifcht bei der Regelung der PVolizeiverhält: 
nifje ihre Löſung: nämlich die der Spradye überall da, wo mehrere Idiome 
nebeneinander von den Uferanwohnern gejprohen werden. Die Beltimmung 
einer Sprade als gemeinfamer internationaler würde diefem Uebelſtande ab: 
helfen.) 

Gewiſſe Mafregeln darf jeder Staat zum Schuhe wider anftedende Krank: 
heiten an feinen Gränzen zu Waller und zu Lande zur Ausführung bringen- 
Nicht jo einfach liegt indefjen die Frage bei den Waſſerſtraßen. Es iſt leicht, 
von einer Küftenlinie inficirte oder verdächtige Schiffe mit Erfolg abzuhalten, 
allein eine abfolute Sperre auf einem großen Waflerlaufe durchzuführen, ift 
ohne ſchwere Schädigung der freien Schifffahrt nicht möglich. Gegenwärtig 
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wird anerkannt, daß Duarantainemafßregeln mit Erfolg nur an den Strom- 
mündungen verhängt werben. Die fanitären Einrichtungen, unter deren Con— 
trolle alle ein= und auslaufenden Schiffe ohne Unterfchied jtehen, fungiren 
unter gemeinfamer Yeitung und eine weitere Beläftigung durch gefundheits- 
polizeilihe Maßregeln findet auf dem übrigen Laufe des Stromes nidt ftatt. 
Im Allgemeinen follen die Quarantänemaßregeln die richtige Mitte zwiſchen 
dem Bejtreben die Gefundheit zu fihern und den Bedürfnifen des See: und 
Stromverfehrö einhalten. Daher find ſolche Schiffe, venen freier Verkehr zu: 
gefichert ift, felbft wenn eine Epidemie an den Ufern eines Stromes ausge— 
brochen ift, in fo lange fie nicht einen verfeuchten Hafen anlaufen, zu nichts 
weiter gehalten, alö der Behörde an ihrem Ankerplatze ein Atteft über den 
Bejundheitszuftand an Bord einzureichen. ®) 


Während die auf dem Wiener Gongrefje proclamirten Grundfäge jeder 
Nation die freie Benußung der internationalen Ströme zufchrieben, hat bie 
Auslegung diefer Säge feit 1815 beftändig zwifchen freifinniger und engherziger, 
für Barticularinterefjen forgender Auslegung geſchwankt. Nur ein Mittel ver: 
möchte mit einemmale diefe Ungemwißheit zu befeitigen: wenn die Mächte in 
einer Convention fih endgiltig über eine bejtimmte Auslegung der Beſtim— 
mungen bed Wiener Gongrefies und über die formelle Anerkennung des 
Hechtes gegenfeitiger Gontrolle, das ſich unzweifelhaft hieraus ergiebt, 
einigen würden. ?) 

Man kann den Beftimmungen betreffs des Rechtszuſtandes auf den inter- 
nationalen Flüffen, mie fie im Artikel 5 des Parifer Friedensvertrages vom 
30. Mat 1814 und den Artikeln 108 bis 116 der Wiener Congreßacte vom 9. Juni 
1815 enthalten find, den Character wahrer vertragämäßiger Berpflid: 
tungen, wie fie ihn für die urfprünglichen Gontrahenten haben, aud) nicht für 
die Mächte bejtreiten, welche fich denfelben angefchhlofien haben. Demnach find 
alle Europäiſchen Mächte, einjchlieglid der Türkei — welche alö auf dem 
Wiener Congreſſe nicht betheiligt, dort auch feine Verpflichtungen übernommen, 
feit 1856, dem Zeitpunfte der Nufnahme der Donau unter die internationalen 
Ströme des Continents aber hierher zu rechnen ift, - zur genauen Beobad: 
tung diefer Abmadhungen verpflichtet. 1%, Das Auffichtörecht der nicht am 
Ufer betheiligten Staaten ijt jeit dem Congreß von Berona (1822), auf dem jie 
von England zuerſt gefordert worden war, bis zum Pariſer Frieden von 1856 
und zur neuejten Berliner Conferenz von 1885, wo fie die ausgedehntejte An— 
wendung erfuhr, zu wiederholten Malen feitgeftellt und ausgeübt worden. !!) 

Daraus ergiebt jih, dab jede Signatar- oder Anſchlußmacht diefer Ber: 
träge das Hecht hat, gegebenenfalld auf die ftricteite Durchführung der unter 
gemeinjamer Garantie der Mächte ftehenden Grundſätze der internationalen 
Stromgejeggebung zu dringen. 

Die Verhältnifje der fchiffbaren Nebenflüffe unterliegen der nämlichen 
vertragsmäßigen Regelung wie die internationalen Ströme, in die fie ſich er: 
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gießen, und die Uferbewohner der Nebenflüffe haben demnach das nämliche 
Recht auf Schifffahrt und Handeläbetrieb wie alle anderen. !?) 

Heutzutage wird fein Unterfhied mehr gemadt, ob ein Nebenfluß wäh— 
rend feines fchiffbaren Laufes innerhalb eines einzigen Staatögebietö bleibt 
oder ob mehrere Staaten Antheil an ihm haben, troß der abweichenden Aus» 
legung des Wiener Congrefied in dieſem Betreffe;13) es würde auch logifche 
Schwierigkeiten bereiten, wollte man nicht auch die Heineren ſchiffbaren Wafler- 
läufe, die fich in einen Nebenfluß ergießen, unter die gleiche Regel ftellen, in» 
ſofern ein regelmäßiger Verkehr auf ihnen beiteht. 

In der Berliner Conferenzacte endlich ift nicht nur fein Unterfchied be: 
züglich der Nebenflüffe des Congo und Tiger aufgeitellt, fondern fogar alle 
Seeen und Kanäle find unter den gleichen Vorausfegungeu wie die Haupt: 
wafjerftraße felbft, mit welcher fie in Verbindung ftehen, dem allgemeinen 
Verkehre geöffnet. '4) 


I) Unter der Bezeichnung Hafen verfteht man den ganzen Theil eines Fluffes inner- 
halb zweier graber Linien, bie man fi, regelmäßig am Ufer beginnend, von den Gränzen 
der gewöhnlich fo genannten „Häfen“ ftromauf: und abwärts bis zum Thalmeg gezogen 
denkt. Gehört das gegenüberliegende Ufer dem nämlichen Staate an, fo erftredt ſich 
der Hafen auch auf denjenigen Theil ded Stromes, welchen die genannten Linien in 
ihrer Verlängerung über den Thalweg bis zum jenfeitigen Ufer einjchließen, wenigftens 
immer dann, wenn an biefem Ufer in der nämlichen Stromgegend nicht ein weiterer 
Hafen oder mit einem Safenbeamten bejegter Landungsplag eriftirt. Art. 105 bes 
Reglements für die Schifffahrt und Strompolizei auf der Donau vom 2 Juni 1882. 

2) Dies ift die Eintheilung der Schifffahrtsacte bezüglich der Donaumündungen 
d. d. Gala den 2. Nov. 1865; diefelbe fand aud in dem Reglement für Schiff: 
fahrt, Flußpolizei und saufficht auf der Donau vom Eifernen Thor bis Braila (d. d. 
2. Juni 1882 Anhang zum Londoner Vertrag vom 10. März 1883) Aufnahme. Ein 
einzige® Privileg Hat fi nad Aufhebung aller Monopole erhalten: das der Lootjen. 
Die Führung durd einen Lootſen ift überall da abjolut gefordert, wo eine Gefahr 
befteht, wie bei der Annäherung an die Mündungen oder an gewiffen Stellen des 
Binnenlaufes, die eine bejondere Ortskenntniß erfordern. Auf der Donau ift Lootſen— 
begleitung an der Mündung obligatorifh, auf dem Laufe des Stromes facultativ. 
(Acte de nav. vom 2. Nov. 1865 T. IV Art. 69— #81. Röglement de nav. etc. 
von 2. Juni 1882 ch. XI Art. 66 -71) 

3), Elbihifffahrtsacte vom 23. Juni 1821 und Rheinſchifffahrtsacte vom 12. April 
1868. Die Flußpolizei fteht den Uferftaaten zu und wird von diefen im meiteften 
Umfange gebt. Die Arbeiten werden von jedem Staate felbftändig auägeführt; bie 
Urtheile fällt in erfter Inſtanz das betreffende ordentliche Bericht (Elbſchifffahrtsaete 
von 1844 Art. 46, 48, 51, 53. Rheinfchifffahrtsacte von 1868 Art. 28, 33, 34, 35) 
und in legter Inftanz die Centralcommiffion oder die Appellhöfe (Rheinfcifffahrtsacte 
Art. 37, 38 und 39). Der Strom wird längs des Thalwegs in Sectionen getheilt 
(Rheinſchifffahrtsaete Art. 41); die Mferftaaten ernennen die Scifffahrtäinfpectoren, 
welche ihren Regierungen über die Bedürfniffe der Schifffahrt zu berichten und In— 
ftructionen über die diesbezüglichen Maßnahmen zu erholen haben (a. a D Art. 42) 
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Der Gentralcommiffton endlich kommt die Ausübung der Oberauffiht und die Eigen: 
haft einer berathenden Behörde zu, vorbehaltlih der rihterlihen Aufgabe ald Be: 
rufungsinftang (Rheinichififahrtsacte Art. 45 und 46). Siehe die Depeſche des Ru: 
mänifchen Minifterd des Ausmärtigen Stourdza an den Rumäniſchen Gefanbten in 
London vom 1 Februar 1883 beiv. Holtzendorff, Les droits riverains de la 
Roumanie sur le Danube. p 196, 197. 

4) Rögl. de navig et de police fluv. du Danube d. d. 2. Juni 1882 c. XII 
Art. 72— 108. Die Zufammenfegung der Stromcommiffionen erfuhr eine Ermeite- 
rung durd die Zulaffung der nicht am Ufer betheiligten Staaten bezüglich der Donau 
und beö Congo, mo alle vertragſchließenden Mächte direct oder inbirect an ber Ueber- 
wadhung der Ausführung der Scifffahrts: und Polizeireglements Antheil befigen. 

5) Bgl. Engelhardt, ©. 185 ff, 238 ff. Die auf dem Wiener Congrefie in 
der Sigung vom 24. März 1815 gefaßten Beichlüffe enthalten folgendes: Erridtung 
einer Commiſſion, in welcher jeder Staat durch einen einzigen Delegirten vertreten 
ift, wie groß auch fonft fein Territorialbeftg am Strome fein mag. Unter diefer, einen 
mejentlich berathenden Charakter an fich tragenden Behörde fteht ein ftändiger Ober: 
infpector, deffen Wirkſamkeit fi auf den ganzen Stromlauf erftredt und welchem 
mehrere Injpectoren unterftellt find. Als Schifffahrtöbehörden fungiren ferner bie 
Beamten der Einnahmeftellen und Duarantaineeinrichtungen, die Richter an den Schiff: 
fahrtögerihten und die Ingenieure, die jeder Staat behufs Ueberwachung und Auss 
führung der Inftandhaltungd- und Verbefferungsbauten aufftelt Die Commiffton 
tritt in jährlichen Sigungen zufammen, die mit Majorität gefaßten Beihlüffe der- 
jelben find für die in der Minorität gebliebenen nicht verbindlich, infoweit die Des 
legirten förmlich gegen die weitere Durchführung derjelben proteftiren, ausgenommen 
die Verhältniffe bezüglich der Abgaben von der Schifffahrt. Der Oberinfpector wird 
auf Lebenszeit von der Ufercommiffton ernannt und mit internationalen Vollmachten 
betraut und fteht unter den Anordnungen der genannten Commiffion. Die Local: 
infpectoren, Einnehmer und Duarantainebeamten werben von den betreffenden Ufer: 
ftaaten ernannt und ftehen unter dem Oberinfpector. 

6) Nad) den 1804 getroffenen Beftimmungen urtheilte der Vorftand der Octroi— 
jtelle in erfter Inftanz, und war demnach Richter und Partei in einer Perfon; das 
gleiche war in der Berufungsinftanz der Fall, da diefelbe in einer au8 dem General: 
director und jeinen Infpectoren zufammengefegten Commiffion beftand, von welcher 
die erfte Inftanz unmittelbar abhängig war. Es wurde dann die Erridtung einer 
von der Bermaltung unabhängigen localen Behörde befchloffen und an jeder Octroi— 
einnahmeftelle ein Gericht conftituirt, um über bie ftreitigen Schifffahrtsſachen in 
erjter Inftanz zu erfennen. Der Richter wird von demjenigen Staate befoldet, der 
ihn ernennt und in deffen Namen erläßt er aud) feine Urtheile. Das Verfahren ift 
auf dem ganzen Strome einheitlih und möglihft fummarifh. Den Streitätheilen 
fteht die Berufung entweder an die Ufercommiffion oder an ein von jedem Staate 
beftimmtes in der Nähe liegendes höheres Gericht offen. Die Urtheile der zweiten 
Inftanz find unanfechtbar. Engelhardt, S. 190, 191. 

Die Borfchriften betreffs der Donau bis zum Eifernen Thor finden fih für die 
untere Donau in der Acte vom 2 November 1865 €. II Art. 108, 110; für die 
Strede von Braila bis zum Eifernen Thor in dem Neglement vom 2 Juni 1882 
Art. 95, 106. Der Generalfhifffahrtäinfpector und der Hafencapitän von Sulina 
urtheilen in erfter Inftanz (Art 108); die Verufung gegen verurtheilende Erkennt— 
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niffe fann innerhalb drei Monaten von der Kenntnißnahme entweder bei der Euros 
päiſchen Commiſſion oder dem gemifchten Berichtähof von Sulina eingelegt werben. 
Nah Ablauf von drei Monaten iſt fie nit mehr möglid; bie Urtheile der zweiten 
Inſtanz find unanfehtbar (Art. 110). Die Aufgaben der Sicherheitäpolizei im Ein: 
zelnen werden durch die Unterinjpectoren und den Safencapitän je in ihrem Amts- 
bezirfe geübt; die Berufungen biergegen richten fih an bie gemifchte Commiffton, 
welde in letzter Inftanz entſcheidet. (Art. 106) 

7) Die Frage befteht 4. B. auf der unteren Donau, wo drei officielle Sprachen 
nebeneinander gefprochen werden: Rumänifh, Serbiſch und Bulgariſch, ohne das 
Griehifhe zu erwähnen, das im Handelsverkehr an den Mündungen jo gebräuchlich 
ift, daß die für die Deffentlichfeit beftimmten Actenftüde und Belanntmahungen der 
Europäifhen Commilfion ebenfalls in diefer Sprade abgefaßt werben. 

8) Rögl. de navy. et de pol. fluv. du Danube d. d. 2 Juni 1882 Art. 10. 
Die Duarantainemaßregeln finden auf Schiffe und Neifende geſundheitsverdächtiger 
Provenienz und nur in feudenfreien Häfen Anmendung. Jede Ausnahms- oder 
Beſchränkungsmaßregel für den internen Verkehr zwiſchen den Stromhäfen hört auf, 
fobald die Epidemie fih an den Ufern allgemein verbreitet. Kommt eine jolde in 
einem Seehafen zum Ausbrud, fo find die von offener See kommenden und mit 
Harem Patent und dem Viſum von der Behörde an der Mündung verfehenen Fahr: 
jeuge von jeder weiteren Formalität außer dem bloßen Borweife, fomie jeder Quaran⸗ 
tainebeobadhtung frei. Um in Zeiten einer Epidemie die Aufrechterhaltung der Fluß: 
polizei zu erleichtern, follen der Oberinfpector, feine Unterbeamten ſowie bie zur 
Handhabung der Polizei fonft Angeftellten auf dem Fluſſe, im Intereffe ihres Dienftes 
frei verfehren, vorausgefegt, daß fie im Falle der Verdächtigkeit, ven Vorſchriften ſich 
zu fügen haben, denen aud) die Sanitätöbeamten unterworfen find. Siehe auch bie 
Berliner Conferenzacte von 1885 Art. 24. — An der Congomünbung follen ent« 
weder auf Initiative der am Ufer betheiligten Mächte, oder dur Bermittelung ber 
internationalen Commiſſion, Duarantaineeinrichtungen behufs Ueberwachung der ein- 
und auslaufenden Schiffe Hergeftellt werben. Der fpäteren Entſcheidung der Mächte 
ift Dagegen vorbehalten, ob und unter melden Bebingungen eine Sanitätäcontrole 
auch über die Fahrzeuge auf dem Stromlaufe geübt werben foll. 

9), Die Meinungen haben fi hier fortwährend geändert und gleiche Regierungen 
vertheidigten nad einander vollftändig entgegengefegte Löfungen der Frage Defter: 
reich, welches dem Principe ber vollftändigen Ecifffahrtsfreiheit auf dem Po zum 
Siege verholfen hatte, meigerte fich die Gleihberechtigung aller fremden Flaggen auf 
der Elbe und Donau zuzugeftehen. Preußen, der eifrigfte Vorkämpfer für die volls 
ftändige Schifffahrtöfreiheit gegenüber Defterreih beim Abfchluffe der Donaufdiff- 
fahrtsacte von 1857, bat wieberholt — und noch bezüglich der Donau felbft im Jahre 
1882 — ben Art. 109 der Wiener Congreßacte in befchräntendem Sinne ausgelegt. 
England hatte auf dem Wiener Congreß aufs wärmſte die Freiheit der Ströme im 
weiteften Sinne verfodhten und bennocd lange Zeit den Vereinigten Staaten als 
Uferbefiger des St. Lorenzftromes die Befahrung beffelben ftreitig gemadt; es war 
dies um fo inconfequenter, als gerade England auf den Befik einer unbedeutenden 
Uferftrede am Miffiffippi geftüßt, die freie Benugung dieſes ganzen Stromes für 
fih in Anfpruc genommen hatte Es proteftirte ferner gegen ben 1851 zwiſchen 
Brafilien und Peru gefchloffenen Vertrag, mwonad) die Mündungen bed Amazonen: 
ſtroms für fremde Schiffe gefperrt fein folten. Aud die Anfichten Frankreichs und 
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Rußlands über die grundlegenden Principien des internationalen Stromrechts haben 
vielfach gemwechfelt. Hienach wäre eine endgiltige und allgemeine Interpretation der 
betreffenden Sätze als höchſt wünſchenswerth zu bezeichnen. 

10) Im Jahre 1853 wurde feitend Medlenburg zur Rechtfertigung feines Wider: 
ftandes gegen jede Abänderung des in der Elbjhifffahrtsacte von 1821 enthaltenen 
Tarifs die Behauptung aufgeftellt, dab die aus den Wiener Verträgen von 1815 
berftammenden Verpflihtungen binfichtlid derjenigen Staaten nit mehr erijtirten, 
welche eine der im Art. 108 dieſer Verträge vorgefehenen Stromeonventionen einges 
gangen, und daß dieſe nachträgliche Vereinbarung endgiltig an Stelle der früheren 
getreten fei. Preußen und Oeſterreich befämpften biefe jonderbare Bemeisführung 
mit der Entgegnung, daß die Grundfäße des Wiener Congreſſes einen bauer nden 
Charakter befäßen; freilich bejchränkten fie die Berufung auf die Wiener Congreßacte 
auf die Elbuferftaaten, unter Ausfhluß der übrigen Signatar: und Anſchlußmächte. 
Dagegen wurde die Antheilnahme fremder Staaten vom Senate der Stabt Ham: 
burg und dem Preußifchen Herrenhaufe anerkannt. Siehe Engelhardt, S. 203—205. 

1) Die fünf auf dem Congreſſe von Berona vertretenen Großmächte aners 
tannten durch Protocol vom 17. Nov. 1822 »qu’elles Etaient effectivementau- 
torisees A concourir à l’ex&cution des dispositions de l’acte du Congrös de Vienne 
concernant la navigation du Rhin«, In einem Berichte, welchen Frhr. v. Prokeſch— 
Often am 21. März 1855 der damals in Wien neben andrem behufs Regelung ber 
freien Donaufcifffahrt gemäß den Grundſätzen von 1815 verfammelten Gonferenz 
unterbreitete, ijt gefagt, daß bie Delegirten eine Bafis für die Reglements und 
die Strompolizei feftitellen follten, welde nad erlangter Zuftimmung der contra= 
hirenden Mächte instünftig die Schifffahrt auf der unteren Donau regeln follte, 
Art. 17 des Parifer Tractated vom 30. März 1856 beftimmt, »lorsque la com- 
mission riveraine du Danube aura termine sa täche, les Puissances signataires 
inform&es de ce fait, en prendront acte en conference.« Bgl. bei Engelhardt 
die Erörterungen welche bezüglich des Ausdrucks »en prendront aete« entftanden 
(S. 208— 211). — Die Berliner Conferenzacte vom 26. Februar 1885 beftimmt, 
da Controle und Vertretung in der mit dem Vollzuge der beſchloſſenen Maßnahmen 
betrauten Commiſſion nicht nur den Signatarmädten zuftehen fol, ſondern auch 
denjenigen, welche fpäter dem Bertrage beitreten würden (Art. 17). 

12) Obgleich der ganze Lauf der Oder innerhalb des Preußiſchen Gebietes liegt, 
theilt fih Preußen doch mit Rußland, das nur einen Nebenarm biefer Wafjerftraße, 
die Warthe, befigt, in den Stromhandel. — Vertrag vom 7./19. December 1818, vom 
27. Februar (11. März) 1825. — Die und da ift thatfächlih der Nebenfluß ſogar 
der Hauptarm; zwiſchen Moldau und Elbe z. B. ift oberhalb ihred Zufammenflufjes 
fein erheblicher Größenunterfchied Der Miſſouri ift an einer Stelle breiter alö der 
Obere Mifftffippi. Diefe geographiihe Anomalie findet fi übrigens aud beim 
Amazonenftrom und nod andren Flüffen. Engelhardt, S. 194 

13) Siehe die bei Engelhardt, S. 194, 195 bezügli der Lahn, der I, der 
Kinzig, der Murg u. f. w. angeführten Beifpiele. — Uebrigens ift die Stellung bes- 
jenigen Staates, dem die Ufer eines Stromes ausjchlieglih gehören, nicht genau die 
gleiche wie die desjenigen Staates, zu befien Xerritorium die gejammte Uferlänge 
eines Nebenflufjes gehört: Der lektere könnte ſich nicht ifoliren, ohne feine natürs 
lichen Berfehröwege zu verlieren. Der auöfchließliche Territorialbefiger der Ufer eines 
Stromes tft nicht in der gleichen Lage. Der Irrthum ded Wiener Congrefjes wurde 
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zuerft von Defterreih auf dem Po, und fobann auf der oberen Donau corrigirt. 
Vertrag vom 6. Auguft 1849 zwifchen Defterreich und Sardinien. — Vertrag zwifchen 
Defterreih und Bayern vom 2. December 1851. 

Die Beftimmungen von 1815 fanden auf dem Main, dem Nedar, der Mofel 
und anderen internationalen Flüffen Anwendung, nicht minder auch auf dem Pruth, 
ber feit 1866 allen Flaggen geöffnet ift. 

Die Donaufifffahrtsacte vom 7. November 1857 übergeht die Verhältniffe der 
Nebenflüffe mit Schweigen und ed wurben auch hiedurch auf der Parifer Conferenz 
von 1858 Reclamationen von Seiten Englands und Frankreich hervorgerufen. In 
die revidirte Rheinſchifffahrtsacte von 1868 hat das Princip der gleichen Behandlung 
ausſchließlich nationaler Nebenflüffe noch feinen Eingang gefunden. 

14) Art. 15 der Berliner Gonferenzacte beftimmt lediglich, daß die Befugniffe der 
internationalen Gongocommiffion ſich nicht auf die genannten Ströme, Flüſſe, Seeen 
und Canäle erftreden, außer mit Zuftimmung beöjenigen Staates, unter defjen Terris 
torialhoheit dieſe Gewäſſer ftehen. 


$ 73. 


Neutralität zur Kriegszeit. — Die Folgen militärifcher 
Dperationen auf den internationalen Flüjfen für Die 
Neutralen. 

Literatur: Friedr. v. Martens, BVölferreht. Bb II S 124 ©. 530. — Ed. 
Engelhardt, Du prineipe de neutralit& dans son application aux fleuves 
internationaux et aux canaux maritimes. (Revue de droit international. 
Vol. XVIII (1886) p. 159—167). — Carlos Testa, Le Droit public in- 
ternational maritime, aud dem Portugiefifchen überfegt von Ad Boutiron. 
Paris 1886, p. 75 - 78 (neutralit& de certaines mers et fleuves). 


Die Annahme des Grundfages der Neutralität und der Fortſetzung der 
freien Schifffahrt auf den internationalen Wafjerftraßen im Falle daß zwiſchen 
Uferftaaten Feindjeligkeiten auöbrechen, jtammt aus der allerneuejten Zeit. 
Der Wiener Congreß hatte über diefen Punkt geſchwiegen und auch der Art. 108 
der Rheinschifffahrtsacte von 1831, — die erite internationale Vereinbarung 
feit 1815, welche davon Erwähnung thut — iſt noch jehr unbeftimmt gefaßt. !) 

Zwei andere Europäifche Stromconventionen, die bezüglich des Duero 
und der Donau, fafjen den Fall eines Krieges ins Auge, ohne daß indefjen 
der Schluß auf Aufrechterhaltung der freien Schifffahrt während der Tyeinds 
feligfeiten zwifchen Uferitaaten gemacht werden fünnte.?) 

Deutliher wurde das Neutralitätsprincip bezüglich der Amerikaniſchen?) 
und neueſtens au der Afrifanifchen großen Wafjerftraßen ausgeſprochen.“) 

Die Erfahrung zeigt, daß eine Neutralifirung der internationalen Euro: 
päifchen Ströme mit der Folge des Verboted jeder militärifchen Operation auf 
deren Lauf unthunlih und ohne die erhoffte Wirkung ift, wenn nicht auch die 
Uferftaaten für neutral erklärt werden;*) indeſſen fann die Freiheit der Schiff: 
fahrt auf Grund einer weiſen Regelung auch neben dem Kriegszuſtande fortbejtehen. 
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Zu diefen Behufe genügt die Erklärung, wie Engelhardt bemerkt, 
daß die Schifffahrt auf den internationalen Strömen aud zu Kriegszeiten für 
die nicht in den Krieg vermwidelten Staaten frei bleiben foll und die Strom: 
bauten fowie das Schiffsperfonal durd die Belligerenten geſchont und beſchützt 
werden. Aus diefem Grundſatze ergiebt ſich ferner die Gejtattung des Waaren- 
transportö auf internationalen Wafjerftraßen unter neutraler Flagge, die gleid)- 
viel ob neutrales oder feindliches Eigenthum, der Beſchlagnahme nicht unter- 
liegen; auögenommen von diefer Vergünftigung ift felbjtverftändlich Kriegs: 
contrebande, weshalb die friegführenden Parteien innerhalb des Kriegsſchau— 
platzes das Recht der Durchſuchung haben. Weiter folgt daraus, daß die 
neutralen Schiffe in jeden Strombafen mit Ausnahme der wirkſam blofirten 
einlaufen fünnen.®) 


Die Anwendung des Blofaderehts auf Strommündungen erleidet, ob- 
wohl im allgemeinen zuläffig, einige Beichränfungen aus Billigfeitsgründen. 
Die Rechte eines Belligerenten auf einen Ort den er blofirt, fünnen nicht 
weiter gehen als diejenigen, welche fein Gegner an demfelben befigt. Ift ein 
Neutraler an einem blofirten Orte fervitut- oder miteigenthumäberedhtigt, fo 
iſt, wie Calvo richtig bemerkt, der Blofirende verpflichtet, diefe Rechte zu achten. 
Eine vollftändig durchgeführte Blofade einer Strommündung iſt rechtlich nur dann 
möglich, wenn der ganze Lauf diefes Gewäſſers innerhald des feindlichen Terri— 
toriums liegt; führt derfelbe dagegen auch durch ſolche Staaten, die nicht im Kriegs: 
zuitande mit dem Belligerenten find, jo kann leßterer neutralen, nad) den genannten 
Staaten bejtimmten Schiffen die Durchfahrt nicht verwehren. Gehört nur ein 
Ufer dem Gegner, fo ijt eine ſolche Blofade fait unausführbar, weil der Blo- 
firende nur den Verkehr mit dem feindlichen Ufer hindern fann, den mit dem 
andern Ufer aber frei laſſen muß.”) 


1) In der Deutſch-Franzöſiſchen Convention über den Rheinſchifffahrtsoctroi 
von 1804 ift auögefproden, daß für den Fall einer Friedensftörung die Erhebung 
des Octrois gleichwohl ihren regelmäßigen Fortgang nehmen follte. Die Beamten 
fomwie die Fahrzeuge im Dienste der Octroiverwaltung follten als neutral behandelt 
und den betreffenden Gaffen und Einnahmeämtern militäriſcher Schuß gewährt wer: 
den. Art. 26 der Reglements für die freie Flußſchifffahrt (Anlage 16 zur Wiener 
Eongrefacte vom 9. Juni 1815) modificirte diefe Beftimmungen für den Kriegsfall 
folgendermaßen. »S’il arrive, (ce qu’ à Dieu ne plaise) que la guerre vienne 
à avoir lieu entre quelques uns des Etats situes sur le Rhin, la perception 
du droit de l’octroi continuera à se faire librement sans qu'il y soit apport& 
d'obstacle de part et d’autre. Les mebarcations et personnes employ6s au service 
de l'octroi jouiront detouslesprivileges de la neutralit£; il sera accord& 
des sauvegardes pour les bureaux et les caisses de l’octroi.a Siehe aud Ar: 
titel 108 der Mainzer Convention von 1831. Diefen Beftimmungen entjprechend 
machte auch die Coblenzer Behörde während des Kriege von 1866, in welchen vier 
Rheinuferftanten verwidelt waren, befannt, daß der Verkehr von Schiffen für den 
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Handelsverkehr nicht gehindert fei. Trotzdem famen von feiten beider friegführenden 
Parteien Gemwaltacte vor und Holland beantragte 1868 bei der Revifion ber Rhein: 
Schifffahrtsacte Die allgemeine Anerfennung des Princips der Neutralis 
firung der Stromfdifffahrt, diefer Antrag fand indefjen in dem neuen Regle: 
ment feine Berüdfichtigung. 

Dejterreich hatte 1855 die Neutralifirung des Damals noch zu Rußland gehörigen 
Donaubeltad vorgefchlagen; durch das Aufgeben dieſes Gebietätheiles feitend Ruß: 
lands hatte jedoch diefer Borfchlag feine weitere Folge ALS indeſſen nad) dem letzten 
Ruſſiſch⸗Türkiſchen Kriege diefes Territorium wieder zum Theil unter Ruſſiſche Herr: 
Ihaft kam, jchlug das Wiener Cabinet wiederholt auf dem Berliner Congreß vor, 
den Fluß, feine Infeln und Ufer zu neutralifiren (XI. Protocol des Berliner Con—⸗ 
greſſes). Diefem Plane wurde feine Folge gegeben; Art, 52 des Berliner Tractates 
vom 13. Juli 1878 bejtimmte nur die — bis jegt nicht ausgeführte — Schleifung 
der Uferfeftungen und den Ausfchluß von Kriegsfahrzeugen, mit Ausnahme der für 
die Flußpolizei und den Zollaufſichtsdienſt beftimmten. Außerdem dehnte Art. 54 
das Privileg der Unverleglichkeit zu Gunften der Einrichtungen und des Perfonals 
der Schifffahrt auf der unteren Donau aud auf die Stromftrede oberhalb Braila aus. 

In Amerika ift die Freiheit der Stromſchifffahrt au zu Kriegszeiten für den 
Parana und den Uruguay, und ebenfo für die Canäle von Nicaragua und Panama 
(zwifchen Atlantifhem und Stilem Deean) ausbrüdlih zugeftanden. Siehe den 
Elayton:Bulwer Vertrag von 1850 und die Gonceffionsurfunde für den Panama: 
canal von 1879, unten $ 82. 

2) Im Art. 12 der am 23 Mai 1840 zwiſchen Spanien und Portugal abges 
fchloffenen Convention wurde beftimmt, daß bie bis zum Augenblide der Kriegser: 
Härung auf dem Duero transporlirten oder lagernden Waaren ſowie die Fahrzeuge 
weber von Embargo noch von Eonfiscation betroffen werben, daß das nämliche aud) 
von den zu Schifffahrtszwecken dienenden Gebäuden fowie von ben davon zu erhe: 
benden @efällen gelten, aud das Scifffahrtöperfonal und alles Privateigenthum, 
welches unter dem Artikel falle, gewiſſenhaft geichügt fein follte. — Art. 21 der 
Schifffahrtsacte für die untere Donau d. d. Gala den 2. November 1865 fagt: 
»Les ouvrages et &tablissements de toute nature cr&&s par la commission euro- 
peenne ou par l’autorit& qui lui succödera en ex&cution de l’art. 16 du Traite 
de Paris du 30 mars 1856, notamment la caisse de Soulina, jouirontdelaneu- 
tralit& stipul&e dans l’art. 11 du dit traite et seront en cas de guerre &gale- 
mentrespectösparlesbelligerants. Le benefice de cette neutralit& s'éten-— 
dra avec les obligations qui en derivent, à l’inspecteur general de la navigation, 
& administration du port de Soulina, au personnel de la caisse de navigation 
et de l’höpital de la marine, enfin au personnel technique charg& de la sur- 
veillancedes travaux.« 

3) Der Vertrag vom 10. Juli 1853 zwiſchen der Argentinifchen Conföberation, 
den Vereinigten Staaten, England und frankreich beftimmt, daß im Falle eines Krieges 
zwiſchen Uferftaaten des La Plata die Schiffahrt auf dem Parana und Uruguay für 
alle Flaggen frei bleiben ſollte, unbeſchadet natürlich des Verbots der Kriegs: 
contrebanbe. 

4) Art. 10, 11, 12, welche das III. Eapitel der Berliner Conferenzacte mit ber 
Ueberfchrift bilden: »Döclaration relative A la neutralit& des territoires compris 
dans le bassin conventionnel du Congo «a Die Signatars und Anſchlußmächte 
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biefer Acte verpflichten fi die Neutralität diefer Gebiete und der barin gelegenen 
Binnengewäfler zu refpectiren, folange diejenigen Mächte, welche über diefe Territorien 
Souveränetät3s oder Protectoratredhte üben oder üben werben und von der Ber 
fugniß fi neutral zu erklären Gebrauch machen, die Pflihten Neutraler erfüllen 
(Art. 10); falls ein Staat, weldher innerhalb der Handelszone Souveränetätsrechte 
übt, in einen außerhalb diefer Zone ausbrechenden Krieg verwidelt wird, fo follen 
die Signatarmächte, nachdem fie fich der Zuftimmung der Belligerenten verfichert, 
eine Vermittlung dahin verſuchen, daß die innerhalb der genannten Zone liegenden 
Bebietötheile eines Belligerenten auf Kriegädauer neutralifirt und fo betrachtet 
werden, al3 gehörten fie einer nicht friegführenden Partei. Die Belligerenten follen 
darauf verzichten, auf diefe jo neutralifirten Gebiete die Feindfeligkeiten auszubehnen 
oder fie zur Baſis militärifcher Operationen zn maden (Art. 11). Falls unter den 
Signatarmädten Zwiftigfeiten bezüglich der in der Acte behandelten Gegenftände fich 
erheben, jo jollen dieſelben gehalten fein, bevor fie zu den Waffen greifen, die Ber: 
mittlung eines oder mehrerer befreundeter Mächte anzurufen ohne, wie bei einem 
Schiedsſpruche, an eine beftimmte Entfcheidung gebunden zu fein. Für den gleichen 
Fall behalten fich die nämlichen Mächte auch den Ausweg eines fchiedsrichterlihen 
Verfahrens vor (Art. 12). 

5) Die Ströme des Europätfchen Continents befiten feine bedeutende Breite; 
bie gewöhnliche Entfernung der Ufer geht nicht über Kanonenſchußweite. Ueberdies 
bat das eigentliche Stromeigenthum feine in diefer Weife firirte Gränze. Als Defters 
reich 1855 auf Neutralifirung der Donaumündungen antrug, fchlug es vollftändig 
correct vor, die Neutralifation außer auf den Sulinaarm auch auf die beiberfeitigen 
großen das Delta bildenden Infeln auszubehnen. 

6) Engelhardt, Fleuv. intern. p. 182, 183. Regelmäßig ift zu jagen, daf 
wer einen Krieg beginnt, mit Recht aud alle Folgen defjelben zu tragen habe. Das 
Borgehen Rußlands im Jahre 1877 während des legten Ruſſiſch-Türkiſchen Krieges durch 
Verſenkung mit Steinen beladener Schiffe in das Fahrwafler der Sulina, abſichtlich 
die Einfahrt in die Donau zu erfchweren, kann nicht gerechtfertigt werden und bie 
Zürfei hat ganz mit Recht fich der gleichen Mafregel bevient. Siehe das Schreiben 
des Admirals Hobart Paſcha an die Europäifche Commiffion vom 17. September 
1877 in der „Limes“ vom 6. Dectober 1877. Bal. Wheaton, Elements of intern. 
Law., ed. Boyd, $ 197a., p. 259. Es fann für die Belligerenten militärifch noth— 
wendig werden, Zorpebos und Minen in die Wafferftraßen zu legen; dann find fie 
aber verpflichtet eine Durchfahrt freizulaffen und fofort nad) Aufhören der Feind— 
feligfeiten auf ihre Koften diefe Vorrichtungen zu entfernen. Falls einem Neutralen 
Havarie oder fonftige Beſchädigung zuftößt, für welche er nicht felbft die Verantwortung 
trägt, muß ihm derjenige Belligerent der den Unfall verſchuldet, Reftitution gewähren. 

7) Das Princip, daß die Schiffe eines nicht Triegführenden Staates alle Strom: 
häfen mit Ausnahme der mit Wirkſamkeit blofirten anlaufen fönnen, fand feine Ans 
nahme in dem „Peterhoff”-Streite._ Während des Seceffionskrieges wurde das 
in Frage ftehende Schiff, welches ſich unter Englifcher Flagge von England nad) dem 
Hafen von Matamoros in Merico auf der Fahrt befand, von den Behörden ber 
Vereinigten Staaten aufgebracht, die Ladung confiscirt, das Schiff ald gute Priſe 
erflärt und zum Nuten ber Kaperer veräußert. (Urtheil des Prifengerihts vom 
1. Auguft 1863). Man berief fi) darauf, daß der Hafen von Matamoros ald in 
Blofade befindlich zu erachten fei, da er fich gegenüber dem in Teras gelegenen und 
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als blofirt erklärten Brownsville befindet. Beide Orte liegen am Rio Grande, ber 
die Gränze zwiſchen den Vereinigten Staaten und Merico bildet. Die Eigenthümer 
verlangten auf gerichtlichen Wege wieder in den Befig ihres Schiffes und feiner 
Ladung gefeht zu werden, mit der Begründung, die Wegnahme eines mit einem 
neutralen Hafen Sandel treibenden Schiffes fei ungefeglih. Das Amerifanifche Ge: 
richt entihted zu ihren Gunſten und führte unter anderem aus: „Die Reife des 
„Peterhoff“ war nicht fimulirt und weder Schiff noch Ladung für einen blofirten 
Hafen beftimmt. Es läßt fich behaupten, daß der Handel, welder von London nad 
Matamoros mit Waaren, welche durch Vermittlung diefer Stadt nad) Teras beftimmt 
find, getrieben wird, die Blokade nicht verlegt und demzufolge fann man benfelben 
nicht als illegal aus dem Grunde betrachten, weil die Mündung des Rio Grande 
zur Hälfte Mexikaniſch und deshalb für die Zwecke der Schifffahrt ebenfo gut zu 
Merico wie zu den Vereinigten Staaten gehört. Indem ber Präfivent ber Union 
am 18. Februar 1863 den Blofabezuftand über Brownsville verfünbigte, hatte er 
damit nicht die Abficht, den Rio Grande zu blofiren. Die allgemeinen Lehren des 
Völferrehts führen zu dem Schluffe, daß neutraler Handel von oder nad einem 
blofirten Lande, infomeit ihn die Binnenfchifffahrt vermittelt, gefeglih ift und es 
läßt fich nicht behaupten, daß, wie hier der Fall, der Binnenhandel von Matamoros 
nad Brownsville oder Balvefton durch die Verhängung ber Blokade über die Texa— 
nifhen Küften betroffen worden wäre.” „Wir kennen weder einen Fall,* fagte in 
gleiher Weife der Richter Chafe, „wo ein Kriegführender verfucht hätte, Die Mün— 
dung eines Fluffes zu blofiren, der auf der einen Seite von Neutralen befegt war, 
nod einen ſolchen Fall, wo eine Blokade diefer Art durch ein nach völferrechtlichen 
Principien urtheilendes Gericht als richtig anerfannt worden wäre.“ 


Drittes Kapitel. 


Bie internationale Stromgeſetzgebung im Einzelnen. 


8 7. 


Ueberſicht und Kritik ber gegenwärtig in Kraft befinb- 
lihen Stromconventionen. 


Literatur: Bluntfhli, Das moderne Völferret. Einleitung und Art. 311—315. 
— Ed. Engelhardt'3 Entwurf einer Convention für die Schifffahrt auf den 
internationalen Strömen in deffen: Regime conventionnel des fleuves inter- 
nationaux. Paris 1879 p. 227— 241. — Th. D. Woolsey, Introduction 
to the study of international law, 5. ed. New-York 1879, $ 62, p. 81-86. 
— F. de Martens, Rapport sur le röglement international de navigation 
fuviale. Bruxelles 1885 fowie beffen Anhang: Projet de röglement inter- 
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national de navigation fluviale (9° commission; rapporteur de Martens). 
Annuaire de l’Institut de droit international, annee VIII (1886). p. 272—299. 
(Der Entwurf wurde feitend des Bölferrechtsinftitut3 noch nicht erörtert.) 


Die Schifffahrt auf den internationalen Strömen iſt kraft der Verträge 
von 1815 ein Gegenftand des Europäiſchen Völkerrechts. Von da ab ver: 
zichteten die Uferjtaaten auf diejenigen ihrer Souveränetätsrechte, welche mit 
der Meberantwortung der großen Wafleritraßen an den allgemeinen Verkehr 
unvereinbar waren. Hätte man fich lediglich darauf befchräntt, in der Wiener 
Congreßacte das Princip der unumfchränften Freiheit der Stromidifffahrt 
nad) Maßgabe des Art. 5 des Parifer Frievend vom 30. Mai 1814 zu procla= 
miren, jo wäre diefer Frage von allem Anfange an eine Löſung zu Theil ge 
worden, der fie jest noch entbehrt. Angeſichts der durch die Sonderinterefjen 
hervorgerufenen Schwierigfeiten und um die allgemeine Anerkennung der un- 
umſchränkten Freiheit der Stromſchifffahrt herbeizuführen, hat leider Wilhelm 
von Humboldt, deſſen Name in ruhmvoller Weife mit der vorliegenden Frage 
verknüpft ift, zu einer etwas milderen Fafjung des Art. 109 feine Zuftimmung 
gegeben und damit war die erjte Veranlafjung zu der bis auf den heutigen 
Tag reichenden Reihe von Schwierigkeiten vorhanden. !) 

Unter Benusung der Doppeldeutigfeit des Ausdrud3 »sous le rapport 
du commerce« haben thatfählih während der Verhandlungen, die zugleich 
mit dem Wiener Congreß begannen und fich über einen Zeitraum von vierzig 
Jahren, bis zum Zufammentritt des Parifer Congreſſes von 1856 erftredten, 
die zur Ausarbeitung der verfchiedenen Stromgefetgebungen in Gemäßheit der 
angenommenen Grundfäge bejtimmten Commiffionen es mit mehr oder minder 
Erfolg verfuht, die Schifffahrt zu Gunſten der Uferjtaaten einzufchränfen. 
Die wichtigften in der Folge vereinbarten Schifffahrtsacten (für die MWeichfel 
1815-1818, die Elbe 1821-1844, die Mefer 1823, den Rhein 1831, die 
Ems 1843) zeigen die Einwirkungen diefer reactionären Beftrebungen.?) Zwei 
große internationale Waflerläufe Europas machen hiervon eine Ausnahme: der 
Ro, welder im Jahre 1849 für die Ufer: und Nidtuferftaaten in 
gleiher Weife, entfpredhend dem auf dem Wiener Congreß proclamirten 
freiheitlichen Princip freigegeben wurde, und die Schelde, die feit 1839 allen 
Flaggen gleihmäßig zugänglid ift. 

Im Fahre 1856 erhielt die Donau, zulegt unter allen Europäifchen 
Strömen, den internationalen Charakter. Der Pariſer Congreß befeitigte bei 
diefer Gelegenheit auch den unbeitimmten Ausdruck bezüglich des Handels, 
ohne daß es indeſſen gelang, jede Ausnahme von der freien Schifffahrt un— 
möglich zu mahen und jede Verfchiedenheit in der Behandlung der jchifffahrt: 
treibenden Nationalitäten auszujchliegen. 

Infolge des zur Verföhnung der Forderungen der allgemeinen Concurrenz 
mit den auf Beſchränkung gerichteten Beftrebungen der Uferftaaten erfonnenen 
gemifchten Syſtems, wurden die fremden Flaggen durch die Schifffahrtsacte 
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vom 7. November 1867 von der Cabotage vollftändig auögefchlofien, während fie 
auf der unteren Donau den nicht am Ufer betheiligten Staaten zugeftanden ift. 3) 

Dur die Convention vom 17, October 1868 wurde die freie Sciff- 
fahrt auf dem Rhein, jedoch mit gewiſſen Einſchränkungen, gleihmäßig 
allen Nationalitäten gemwährt.*) 

Das Gleiche war auf der Elbe der Fall, wo feit der erjten, den Prin- 
cipien von 1815 geradezu wiberfprechenden Schifffahrtäacte von 1821 bis in 
die jüngjte Zeit ein Syitem der Beſchränkung herrſchte. Hier mar es auch, wo 
anftatt den Wiener Vereinbarungen Geltung zu verichaffen, wonach mit allen 
Mitteln nad Vereinfahung der auf dem Stromhandel lajtenden Abgaben ges 
jtrebt werden follte, der Berfuch gemacht wurde in Gurhaven, gerade an der 
Mündung, den Strom durch eine Zolllinie zu kreuzen und damit den Grund: 
fat der Freiheit des Tranfithandels auf das fchwerfte zu verlegen.) 

Der 1815 ausgeſprochene Grundiat, dab die Sonderinterefjen der Staaten 
in der Stromfrage fih dem allgemeinen Nutzen unterorbnen müßten, bat 
insbefondere angefichtö der in dem Aetenftüd gebrauchten Worte verfchieden- 
artige und jelbjt widerſprechende Ausführungen in jeder Beziehung finden 
müffen. So übte jeder Staat innerhalb feiner Gewäſſergränzen die Polizei 
gewalt aus und hatte die Verpflichtung, die nöthigen Bauten in dem Strom: 
laufe innerhalb feines Gebietes herzujtellen, damit die Schifffahrt fein Hinder: 
niß finde. Der Pariſer Congreß hat diefe Beitimmung erweitert und in die 
Actionsfreiheit der Donauuferftaaten infofern eingegriffen, ala für diefen Strom 
zwei Commiffionen internationalen Characters, darunter eine Euro— 
päifche, eingefegt wurden, welche nad) und nad) quafifouveräne Befugnifje erhielt. 

Abgeſehen von den gleidyzeitigen und zufammenhängenden politiſchen Strei: 
tigfeiten und den nothwendigen einfchränfenden Claufeln, iſt das von der leßt- 
genannten Gommifjion für die Donau im Jahre 1882 ausgearbeitete Stromge— 
jeßgebungäwerf, das einen integrirenden Beftandtheil des Londoner Vertrages 
vom 10. März 1883 bildet, wie Engelhardt richtig bemerkt, wohl als der voll- 
ftändigfte Ausdrud der Principien der Freiheit und Gleichheit in ihrer Anwen— 
dung auf die Stromfcifffahrt zu bezeichnen. 6) 

Die in freiheitlihem Sinne für die Donau getroffenen Dispofitionen 
fanden noch in weiterem Make Anwendung auf den Congo und damit eine 
neue und feierliche Beftätigung feitens der vierzehn Mächte, welche (mit Ein: 
ſchluß der Vereinigten Staaten) auf der Berliner Conferenz vertreten waren.) 

Zieht man in Betracht, daß einerjeit3 gegenwärtig zwiſchen den civilifirten 
Staaten der ganzen Erde feine DVerfchiedenheit in der Auffafjung der 1815 
auf dem Wiener Congreß proclamirten Grundfäge mehr bejteht, daß indefjen 
andererfeit3 von Zeit zu Zeit Gontroverfen über deren Anwendung fid) er: 
geben, fo wird es immer Elarer, daß e8 zur Befeitigung der gegenwärtig durd) 
nichts mehr begründeten Unficherheit nur ein Mittel giebt: zu einer authen- 
tiſchen und officiellen Interpretation des gegenmwärtig geltenden 
internationalen Stromredtes zu fchreiten. Dies könnte durch eine 


330 Das Stromgebietsrecht und die internationale Flußſchifffahrt. 


Convention erreicht werden, welche ſämmtliche gegenwärtig geltende Beltims 
mungen, von denen einige auf dem Wiener Gongrefje noch nicht berührt 
wurde, enthielte, und fo eine endgiltige internationale Codification 
des Necht3 der conventionellen Ströme und Flüffe bilden würde. 

Hienach würden folgende Beſtimmungen, mohlbemerft als für alle Be- 
theiligten obligatorisch, zu treffen fein: VBollftändige Bleihberehtigung 
aller Flaggen; freie Schifffahrt, einfhließlich der großen und ' 
fleinen Gabotage; Freiheit von der Zollbehandlung für das 
Ihwimmende Handelsgut;®) Verbot jeder lediglich die Schifffahrt 
an ſich treffenden Abgabe; die volljtändige Freiheit des Tranfit- 
handels; das Aufhören jeder Sanitätöcontrole zu gewöhnlihen 
Zeiten; identifhe Regelung der tehnifhen Erforderniffe der 
Stromverwaltung;?) eine einheitlihe Berwaltungsorganifation 
für die ganze ſchiffbare Stromjtrede;!% Neutralität der Binnen- 
Ichifffahrt zu Kriegszeiten.!) 

Als eine Folge würde fich ferner zu obigem der Wunſch fügen lafjen, es 
möge die Inititution eines Schiedsgerichte8 zur Entjcheidung aller in Kriegs: 
zeiten jich ergebenden Entſchädigungsanſprüche ſowie die DOrganifirung einer 
internationalen Gerichtöbehörde erfolgen behufs Entſcheidung aller ſich 
hieraus entwidelnden Nechtöftreite, neben den localen Schifffahrtögerichten; 12) 
auch der Wunſch mag hier feinen Ausdrud finden, e8 möchten aud die nur 
einem einzigen Territorium während ihres Laufe angehörigen Flüſſe denjent- 
gen gleichgeftellt werden, melche mehrere Staatögebiete begränzen oder durch: 
ſchneiden und fomit ihre Eröffnung für den freien Verkehr aller erfolgen.!3) 


ı) Während im Art. 5 des Parifer Vertrages vom 30. Mai 1814 gejagt ift: 
»Ja navigation ne pourrait &ötre interdite à personnee, beftimmte Art. 109 ber 
Wiener Congreßacte: »La navigation sera entiörement libre et ne pourra, sous 
le rapport du commerce, ötre interdite à personne.« 

2) Die ohnehin mangelhafte Ausführung der Wiener Congreßbeichlüffe wurde 
lange Jahre und zwar nicht bloß rüdfichtlih der Schifffahrt, jondern auch in allen 
anderen Beziehungen verzögert und zu vereiteln gefuht. In Folge deſſen betrugen 
die Stromzölle auf dem Rheine bis zum Jahre 1831, in welchem die Rheinconvens 
tion gejchloffen wurde, vom Meere bis Straßburg über das Doppelte des Fradt: 
preifes von Hamburg bis New-VYork und felbft darnach betrugen fie noch immer 
100 0/0 der Beförderungsfoften. Auf der Wefer beftanden an der 24 Meilen langen 
Strede von Minden bis Bremen 23 Zolftätten, Hannover hielt den Stader Zoll 
ald einen „Seezoll“, zehn Stunden von der Mündung, bis 1861 aufrecht, in welchem 
Jahre er durch Ablöfung ein Ende fand. Noch 1859 betrugen die auf der 16 Meilen 
langen Strede von Lauenburg bis Wittenberge per Centner erhobenen Abgaben 
65 J, während bie Frachtunkoſten 20-30 4 bezifferten. Geffcken, La question 
du Danube. p. 5. 

8) Acte public vom 2. November 1865; Londoner Vertrag vom 10. März 1883. 

4) Die Beftimmung des Art. 2 diefer Convention, wonach von der Schifffahrt 
auf dem Rheine biejenigen Fahrzeuge ausgeſchloſſen fein follen, welche nicht berechs 
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tigt find, die Flagge eines der Uferftaaten zu führen, wurde mit Recht von Rolins 
Jaequemyns als in formellem Widerjpruche mit dem Wortlaute und dem Sinne 
des Art. 109 der Wiener Eongrekacte ftehend bezeichnet, Qgl. Revue de Droit 
International 1 (1869) p. 152. — Gleichwohl beftimmt Art 1, worauf Aifer 
aufmerfjam macht, daß die Schifffahrt den Fahrzeugen aller Nationen mit orbnungss 
mäßigem Patent freiftehe; um indeſſen dieſes Document (Nheinfchifffahrtäpatent) auss 
geftellt zu erhalten, ift nicht mehr erforderlich daß man Unterthan eines Ufer: 
ftaates ei, wie dies Art. 42 der Convention vom Jahre 1831 vorfchrieb, fondern 
ed genügt, daß man feinen Wohnfit in einem diefer Staaten hat. Nach der fehr 
weiten Auslegung der Niederländifhen Regierung ift die Thatfählichfeit des 
MWohnfiges hierbei nicht verlangt; es fol die bloße Wahl des Domizil in einem 
der Uferftaaten genügen. Affer ift jevod) der Anficht, daß die Convention eine ſolche Aus: 
legung nicht zuläßt. S. die Verhandlungen der Niederländifchen Volksvertretung 
1868/69 bei Aſſer in der Revue de Droit International 1 (1869) p. 623. 

5) Entwurf einer Elbfcifffagrtsconvention vom 7. Mär) 1880. Infolge des 
im Reichötage ſowie in Deutichland überhaupt entjtandenen Widerſpruchs wurde ber: 
felbe durd den Bundesrath nicht genehmigt und fomit ift die Durhführung der 
neuen Doctrin noch nicht erfolgt. Preußen hält übrigens jett auf dem Rhein und ber 
Elbe an dem feft, was es bezüglich der Donau verwarf, als im Jahre 1858 von 
feiner Seite gegen den Art. 22 der Schifffahrtsacte vom 7. November 1857 Wider: 
ſpruch erhoben wurde, wonad die Fahrzeuge der Zollgefeßgebung der einzelnen Ufer: 
ftaaten unterworfen fein follten. Das Berliner Cabinet ftellte Defterreich gegenüber 
die Behauptung auf, „daß die Beftimmung des Art. 115 der Miener Verträge von 
1815, der als Mittel zur Verhütung des Schmuggeld die Uferbewahung angiebt, in 
unzweifelhafter Weife zeigt, daß man jede Declaration, Revifion oder andere For— 
malität zum Zmede der Zollentrichtung ausfchließen wollte und daß zur Sicherung 
diefer Gefälle Feine andere Mafregel ald die Ueberwachung der Ufer zuläffig ift“, 
und ftüßte fich bei diefer Darlegung auf die Thatfache der vollftändigen Freiheit, 
weldhe die Schifffahrt von der Mündung der Elbe bis Lauenburg genieft — Dan: 
delsarchiv vom 19. März 1858 ©. 267 citirt bei Engelhardt, Revue de Droit 
Intern. XIII (1881) p. 193, Rote. 

6) ©. Engelhardt, Le droit fluvial conventionnel et le trait& de Lon- 
dres de 1883, in der Revue de Droit Intern. XVI (1884) p 373. — Die Theilung des 
Laufes der Donau in mehrere, mit Rüdficht auf die Rechtsordnung verſchieden bes 
handelte Abjchnitte, jomwie die der Frage der commission mixte gewordene Löjung 
find Entſcheidungen politifher Art und beeinträchtigen die internationale reis 
heit, welche gerade die Grundlage des Vertrages von 1883 bildet, in feiner Weiſe. 
(Bgl. weiter unten $ 78: die Donau.) Die hauptfählichften Punkte find: Die voll 
fommene Freiheit der Beförderung von Neifenden und Waaren durch Handelsſchiffe 
aller Nationen, ferner die Befugniß derfelben zur Cabotage und zum Remorques 
dienft, unter der Zuficherung gleichheitlicher Behandlung; Legitimation durch ein: 
fachen Vorweis von Sciffspapieren, auögeftellt von den Behörden des Auslaufs 
hafens; ausfchließlihe Erhebung von Abgaben zum Erfage der zum Nutzen der 
Schifffahrt aufgewendeten Summen; Vermeidung der Kreuzung des Stromlaufes 
durch Zolllinien, vollftändige Freiheit des Tranfithandeld ausgenommen auf bens 
jenigen Stromftreden, deren beide Ufer einem und demjelben Staate unterworfen 
find, wo die Fahrzeuge der Plombirung und Ueberwahung durch Zollbeamte unter: 
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liegen; Unterbleiben aller Sanitätäcontrolmaßregeln zu gewöhnlichen Zeiten und Er: 
richtung einer ausfchließlihen DQuarantaineanftalt an den Mündungen. 

7) Acte general de la Conference de Berlin vom 26. Februar 1885. 

8) Dieſes Freiheitöreht muß felbftverftändlich mit den Rechten der Territorial: 
hoheit in Einklang gejegt fein; der Strom erhält hierbei die Eigenfchaft eines neus 
tralen Gebieted und einer ununterbrodhenen Straße, worauf der Handel zeitweilig 
die einem Freihafen anhaftenden Begünftigungen genießt. 

9) Abgejehen von den gemeinfamen Vorfchriften über die Anlage fefter Brücken 
und die Inftandhaltung des Leinpfades enthält die Acte von 1883 keinerlei allge: 
meine Bejtimmung über Schugbauten und Correctionsarbeiten im Strome und an 
den Ufern. Aus diefem Mangel können bevenfliche Differenzen entftehen. Dal. Engel- 
hardt,. Du regime conventionnel des fleuves internationaux. Chap. V, p. 67. 

10) Wo, wie auf der Donau, zum minbeften zwei Eyfteme neben einander bes 
ftehen, könnte man bie Eintheilung darauf beſchränken, die Schifffahrt in den Mün— 
dungen und auf dem unteren Zaufe von der eigentlihen Stromfcifffahrt auf dem oberen 
Laufe zu unterfcheiden und in diefem Falle, entiprehend dem Art. 55 bes Berliner 
Tractats von 1878 feftfegen, daß die verfchievenen Schifffahrtöreglements je auf den 
beiden Abjchnitten des Stromes in Uebereinftimmung unter fi) zu bringen find. 

11) Die Londoner Gonferenz von 1883 ließ ebenjo wie der Berliner Congreß 
die definitive Löfung der Frage der Neutralität außerhalb des Gebietes feiner Bes 
rathungen. Die jüngjten in Kraft befindlichen diesbezüglichen Borjchriften bleiben 
demmnad Art. 52 und 54 des Berliner Tractatö vom 13. Juli 1878. 

12) S. H. Godefroi, Les tribunaux pour la navigation du Rhin, in der 
Revue de Droit Intern. I (1869), p 494-512. - Godefroi ift ein Gegner ber 
ausfhließlihen Competenz von Rheinjhifffahrtägerichten (Art. 32 — 40 der Mann« 
heimer Convention vom 17. October 1868) und ein Bertheidiger der Ausübung ber 
Rechtspflege durch die localen Gerichte. T.M E,Affer, der hervorragende Niederländiſche 
Juriſt, theilt ebenfalls diefe Meinung. ©. Over de nieuwe Rijnvaart conventie, — De 
Rijnvaart regter. No. Ill des Handelsregtielijke aanteekeningen. Amfterbam 1869. 

13) In Amerika ift dieſer Grundfag längft anerfannt. Der Rio de la Plata 
und der Amazonenftrom find feitens der Argentinifchen Republif und Brafiliend dem 
Handelsverkehr aller Nationen freigegeben. Dagegen ift die freie Schiff: 
fahrt auf dem St. Lorenzitrom den Bereinigten Staaten durch den Vertrag von 
Wafhington nicht in endgültiger und unbebingter Weife zugeftanden. 


l. Bie Atröme Europas. 


87. 
Der Rhein und feine Nebenflüffe. 
giteratur: T. M. C. Asser, lets over de Rijntollen; — De Kluisters van 


Rheuus. Amsterdam 1860. (Zwei Schriften zu Gunften der Abfchaffung der 
Rheinzölle; ein internationales Comite, in welchem Herr Aſſer als Niederlän- 
diſcher Delegirter fungirte, war zum Zwed der Aufhebung im Jahre 1860 ges 
bildet. 1861 wurden die Rheinzölle bedeutend herabgefegt und erft 1866, nad 
ben politifchen Veränderungen Deutihlands, ganz abgeſchafft) — G. Rolin- 
Jaequemyns, Chronique du Droit international (Rev. de Droit Intern. 
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I (1869 p. 151, 152). — H. Godefroi, Les tribunaux pour la navigation 
du Rhin. (ibid. p. 494—512). — T.M.C.Asser, La session parlementaire 
des Pays-Bas 1868/69 au point de vue du droit intern. (ibid. p. 622 - 625). 
— T.M. C.Asser, Over de nieuwe Rijnvaart conventie ete Amsterdam 
1869. — Pierantoni, I fiumi e la convenzione internazionale di Mannheim. 
Firenze 1870 — €. Meier, Art. Flußſchifffahrt in v. Holtzendorff's En- 
cyflopädie der Rechtswiſſenſchaft, Il. Theil, Bd. I, ©. 853, 854. — Et. Cara- 
th&eodory, Du droit international concernant les grands cours d’eau. Leipzig 
1861 Ch. II (Le Rhin) p. 112— 117. — Bezüglich der von 1815 bezw. 1831 
beftandenen Gefeßgebung f. J. L. Cramer van den Bergh, Disputatio 
historica juris gentium continens historiam novarum legum de fluminum 
communium navigatione. Leyden 1835 p. 16-29, 57—62 ete. 


Die zweiunddreigig Artikel, welche auf dem Wiener Congreß am 24. März 
1815 Annahme fanden und ald Anlage XVI ein integrivender Beſtandtheil 
der Acte vom 9. Junt 1815 geworden find, bilden die rechtliche Grundlage 
für die Stromreglements, weldye in Folge des Gongrefjes für den Rhein und 
diejenigen Wafjerläufe vereinbart wurden, die entiprechend dem Art. 117 der 
Miener Congrekacte demjelben gleidhuftellen waren: den Nedar, den Main, die 
Mojel, die Maas und die Schelde. 

Diejelben bejtimmen ausdrüdlih: Freiheit der Nheinfchifffahrt und Un: 
zuläffigteit eines Verbotes derfelben für Einzelne, vorausgefegt die Befolgung 
der polizeilichen Vorſchriften, welche einheitlich und möglichjt zu Gunften des 
Handeld aller Nationen abgefaßt werden follen; Feſtſtellung des Abgaben: 
tarif3 in feinen Grundlagen und der Zahl der Zolljtätten; Injtandhaltung des 
Zeinpfades ſeitens der betreffenden Uferftaaten; Einſetzung einer Gentral- 
commifjion behufs Ueberwachung der genauen Beobachtung der erlafjenen Bor: 
ſchriften; Ausdehnung der Abfhaffung der Stapelrechte, wie fie Art. 8 der 
Dctroiconvention enthielt, auf die Umſchlagsrechte, ferner Maßregeln zur Side: 
rung der Neutralität der Schifffahrt zu Kriegäzeiten.!) 

Die Centralcommiffion, welche mit der Ausarbeitung der einzelnen Be: 
ftimmungen für die Schifffahrt und Strompolizei, der Organifation und dem 
Verfahren der neugefhaffenen Behörden, überhaupt mit der Entwerfung der 
untergeorbneten Punkte des Reglements betraut war, beenbigte erit nad) 
ſechzehn Jahren diplomatifchen Haders ihre Arbeiten durch den Abſchluß der 
Rheinschifffahrtsacte zu Mainz am 31. März 1831. Diefe Convention, wel: 
her nad) und nad) 21 ergänzende Artikel hinzugefügt wurden, 2) bildete ein 
Menfchenalter hindurch die gefegliche Grundlage des Rheinfchifffahrtsrechtes; 
ihre Kevifion erfolgte auf die in Mannheim begonnenen, in Heidelberg fort- 
gejegten internationalen Conferenzen hin durch den Abſchluß der Acte vom 
17. October 1868 zu Mannheim zwifchen Preußen, Bayern, Frankreich, Baden, 
Heſſen und den Niederlanden.) 

Diefe gegenwärtig noch in Geltung befindliche Convention ift auf viel 
liberalere Grundſätze gegründet als diejenige, an deren Stelle fie trat. Die 
Schifffahrt auf dem Rhein und feinen Nebenflüffen ift von Bafel bis in 
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das Meert) für die Beförderung von Perfonen und Waaren durch die Schiffe 
aller Nationen frei; reine Schifffahrtsabgaben werden nicht erhoben; die 
Shifffahrttreibenden können weder zum Aus- noch Umladen verpflichtet werden, 
weder ganz nod zum Theil. Die weiteren Beitimmungen beziehen ſich vor: 
nehmlich auf die Zollverhältnifje, das Scifferpatent, das Schiffsatteit und bie 
Flößerei, ferner das Lootfenwefen, die Markirung, Inftandhaltung und Ver: 
befjerung des Fahrwaſſers, die Rheinſchifffahrtsgerichte,“) die Zufammenfegung 
und Zuftändigkeit der Auffichtöbehörden fowie der Gentralcommifjton. 

Die Convention trat am 1. Juli 1869 in Wirkſamkeit. Behufs ihrer 
Ausführung ergingen ferner die Gejehe vom 9. März 1870 betr. die Rhein: 
Schifffahrtögerichte und vom 17. März 1870 betr. die Sciffspapiere und das 
Zootjenwefen. ®) 

Trotz einiger Unvollfommenheiten fann man, vom praftifhen Stand- 
punfte aus, die revidirte Schifffahrtsacte vom 17. Detober 1868 als den getreuen 
Ausdrud der durh den Wiener Congreß aufgeltellten und durch den von 
Paris näher beftimmten Grundſätze betrachten, beitehend in der Gleichheit der 
Berechtigung aller Nationen auf den internationalen Strömen, der gemein- 
ſchaftlichen Rechtsübung jeitend der Uferftaaten, in der Richtung der Annahme 
einheitlicher Beftimmungen für die Flußſchifffahrt auf Grund gemeinfamer Be- 
fchlüffe, der Autonomie derfelben Staaten foweit es fih um die Ausführung 
der gemeinfamen Borfchriften handelt, endlich in der Gleichförmigkeit diefer 
Vorſchriften für die ganze ſchiffbare Stromftrede biö zum Deere. ?) 

Der jüngite internationale Rechtsact bezüglich) de8 Rheins ift die am 
30. Juni 1885 zwilchen dem Deutfchen Reiche und den Niederlanden abge: 
jchlojjene Convention betreffend die Lachsfiſcherei, wodurch einem dieöbezüg- 
lihen langjährigen Streite zwifchen beiden Staaten ein Ende gemadjt wurde. 
Die wichtigſten Beitimmungen derjelben find: Gemäß Art. 1 darf auf dem 
Rhein ftromabwärts vom Schaffhaufener Fall und gleicherweife auf allen Neben: 
flüffen, durch welche mittelft des Rheins vor feiner Spaltung bei Lobith 
Waſſer in die See gelangen kann, der Zug der MWanderfifche weder durd) 
ftändige Fiſchereien, noch durch fonftige Vorrichtungen im Flußbette oder an 
den Ufern, welche fich über mehr als die halbe Breite des Fluſſes bei nor: 
malem Wafjerfiande erjtreden, behindert werden. Diefe Bejtimmungen treten 
für ſolche Streden von Nebenflüfjen, die zugleih die Gränze gegen Staaten 
bilden, weldye am Abſchluß der Convention ſich nicht betheiligten, nur unter 
ber Vorausſetzung in Kraft, daß ihre Beobachtung auch feitens jener Nachbar: 
ftaaten erfolgt. Stromabwärts vom Schaffhaufener Fall, ſowie auf allen 
Nebenflüfjen des Rheins ift die Lachsfiſcherei mit Sägenebetrieb zwei Monate 
ded Jahres unterfagt und zwar auf Niederländischen Gebiete vom 16. Auguft 
bis ausfhlieglih 15. October, ftromaufwärts von der Niederländifch-Breußi- 
ſchen Gränze an, vom 27. Auguit bis 26. October einfchlieglih (Art. 3); 
ftromabwärts von Bafel fowie an jenen Plätzen der Nebenflüjfe, die als 
Laichjtellen dienen, ift die Fifcherei von Samftag Abends 6 Uhr bis zur gleichen 
Stunde des Sonntags jeder Woche verboten (Art. 4); die Vorfchriften der 
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Artifel 1 bis 5 beziehen ſich nicht auf die Mofel von ihrem Austritte aus 
Eljaß-Zothringen bis Trier, ſowie auf deren linkfeitige Nebenflüffe, ſoweit die- 
jelben während ihres Laufes Preußiſches und Luremburgifches Gebiet berühren. 
Preußen behält ſich vor, bezüglich der Fiſcherei in diefen Gewäſſern mit der 
Großherzoglich Luremburgifchen Regierung eine Vereinbarung zu treffen (Art. 6); 
die Strafen für die Uebertretungen diefer Normen werden von den vertrag: 
ſchließenden Parteien feftgeftellt, vorbehaltlih der Befugniß der einzelnen 
Staaten für ihre Gebiete noch ftrengere Beitimmungen als diejenigen der 
Convention aufzuftellen, um die FFifcherei zu ſchützen. (Art. 9.) Jeder Ufer: 
ftaat ernennt Bevollmächtigte für fein Gebiet, welchem die Aufgabe obliegt, 
ſich mwechjelfeitig über die Regterungsverordnungen bezüglich der Rheinfiſcherei 
Mittheilung zu machen und Maßregeln zur Debung der Lachäfifcherei auf dem 
Strome in Berathung zu ziehen. (Art. 10). Die Gonvention ift auf zehn 
Jahre abgejchlofjen und außerdem auf ein weiteres Jahr nad) erfolgter Kün— 
digung der Gontrahenten. (Art. 11).®) 


2) Röglemens concernant la libre navigation des rivieres.. Anhang XVI 
zur Acte final du Congrös de Vienne vom 9. Juni 1815, Art. 1, 3, 5, 7, 10, 
11, 19, 26. Bezüglich der Neutralität vgl. auch $ 73 Note 1. 

2) Siehe den Wortlaut bei Meyer und Zöpfl, Corpus juris confoederationis 
Germanicae 1 408; die ergänzenden Artikel wurben hinzugefügt am 20. November 1834, 
1. Auguft 1837, 17. Zuli 1838, 27. Juli 1839, October 1845, 30. Mai 1846 u. f. w. 

3) Revidirte Rheinfhifffahrtsacte, in der Preußiſchen Gejegfammlung 
1869 ©. 798 ff. 

4) Led und Waal werden ald Theile des Rheins betrachtet. 

5) Bol. die oben angeführten Schriften von Bodefroi und Aſſer. 

6) Geſetz betreffend Die Rheinſchifffahrtsgerichte und Geſetz betreffend die Ausführung 
der revidirten Rheinfchifffahrtsacte, ſ. Preußische Befegfammlung von 1870, ©. 177 ff. 
Die Beftimmungen bezüglid) der Rheinjcifffahrtägerichte erfuhren infolge diejes Ges 
fees feine Aenderung und das durch die Convention von 1868 aufrechterhaltene 
Syſtem der internationalen Rechtspflege zählt nocd fortwährend unter den Hollän- 
bifchen Zuriften ſehr bedeutende Gegner, insbefondere Affer In jüngjter Zeit 
unterlagen nur wenige Civilftreitigleiten von einiger Erheblichfeit der Entſcheidung 
ber Centralcommiffion ; gleichwohl betreffen die Einwendungen des letzteren hervor: 
ragenden Juriften vornehmlich die eigenthümliche principielle Beſtimmung ber intere 
nationalen Convention, wonach der in erjter Inftanz unterliegenden Partei die Wahl 
gelafjen wird, ihre Berufung entweder an das höhere Landesgericht oder aber an 
die Gentralcommiffion zu richten. Diefe Beftimmung hatte in manden Fällen die ſelt— 
fame Folge, daß bei den Streitenden der Wunſch entftand in erfter Inftanz zu unterliegen. 

7) Dies ift die Anfiht von v. Holgendorff in deſſen Schrift: Les droits 
riverains de la Roumanie sur le Danube, p. 104—105 

8) Vertrag zur einheitlichen Regulirung ber Lachsfiſcherei im Stromgebiet bes 
Rheins. Diefe am 30. Zuni 1885 zwifchen Preußen und Holland abgeſchloſſene Con: 
vention rief in dem letzteren fehr lebhaften Widerftand hervor; gleichwohl hat der— 
felbe vor kurzem die Zuftimmung der Stände erhalten. Die Convention, ber bie 
Schmeiz für ihren Antheil am Strome beigetreten ift, gelangte in ber zweiten Kam 
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mer der Niederlande am 15. März I. 3. zur Annahme; am 1. Zuni 1886 trat fie 
in Kraft. Der Vertrag befteht aus 12 Artifeln, in denen ſämmtliche Vorſchriften 
und jachgemäßen Mafregeln behufs Regelung der jo wichtigen Lachsfiſcherei enthal: 
ten find. Erft nad) langwierigen und jchwierigen Verhandlungen haben die Nieder: 
lande hierin den beredhtigten und lange Zeit wiederholten Anſprüchen Deutjchlands 
nachgegeben. 

8 76. 


Ströme, deren Schifffahrtsordnungen durch uferſtaatliche 
Conventionen geregelt ſind. 
A. Die Deulſchen Ströme. — Die Elbe; — die Weſer; — die Weichſel; — die 
Der; — der Niemen; — die Warthe; — die Ems; — die Lahn; — der Main; 
— die Mofel; — der Nedar; — die Trave; — der Inn; — die Salzach; — Die 
Saale. — B. Die übrigen Europäifchen Ströme. — Der Po; — der Duero; — 
der Zajo; — der Pruth. 


Literatur: Bluntfhli, Staatswörterbud. Art. Schifffahrtöverträge, S. 234 — 
v. Holtzendorff, Redtäleriton. Art. Flußſchifffahrt I &. 854 (v. Meier) — 
Wurm, Fünf Briefe über die Freiheit der Flußfchifffahrt, S. 20, 21. — Cramer 
van den Bergh, Disputatio historica ete , p. 95—99. — Die Elbzölle, Actens 
ftüde und Bemeife 1814—1859. Xeipzig 1860. (Enthält ſämmtliche auf bie 
Elbe bezüglihen Actenftüde). — Die Freiheit der Elbſchiffahrt. Eine 
Frage des Europäifchen Rechts Dresden 1859. — Die Freiheit der Elbſchiff— 
fahrt. Hamburg 1880. 


Außer denjenigen Europäifchen Strömen und Flüſſen, deren Rechtsver— 
hältnifje durd internationale allgemein anerkannte Acte geregelt find, giebt 
es nod) foldye, die Gegenſtand von Specialconventionen ausfchließlich zwiſchen 
ihren Uferftaaten wurden. Diefe Wafjerftragen durchziehen ganz oder zum 
Theil die verjchievenen Staaten des Deutſchen Reiches oder fie find letzterem 
mit Rußland, beziehungsweife Oeſterreich- Ungarn gemeinfam, was bei der 
Mehrzahl der Fall ift, oder fie durchſchneiden andere Europäiſche Staaten. 


A. Die Deutfhen Ströme. 


1. Die Elbe. Entſprechend einer im Jahre 1815 zu Mien gejchloffenen 
Vereinbarung zwifhen Preußen und Sachſen, daß die Principien des Wiener 
Congreſſes ihre Anwendung aud auf die Elbe finden follten, erfolgte zu 
Dresden am 23. Juni 1821 feitens der zehn Uferftaaten die Unterzeidhnung 
einer Scifffahrtsacte, welcher fpäter ergänzende Beitimmungen hinzugefügt 
wurden, ohne daß diejelben übrigens an den engherzigen Grundſätzen diefer 
Convention etwas änderten.) Mit vielen Schwierigfeiten nur fam in die 
Additionalacte vom 13. April 1844, deren Dauptgegenftand die Regelung der 
Brunshaufer Zölle war, eine Beitimmung, daß der Transport von Perfonen 
und Waaren von der Norbfee nad) den Elbehäfen und umgelehrt ven Fahr: 
zeugen aller Nationalitäten geftattet fein follte. Die Binnenfhifffahrt ift 
ausſchließlich Sache der Uferftaaten, während zur Betreibung der Heinen Cabo— 
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tage innerhalb ber Gränzen eined Territoriums nur die Unterthanen dieſes 
Staates berechtigt find. ?) 

Eine ergänzende Convention wurde am 4. April 1868 zwifchen Defter- 
reich, Preußen, Sachſen, Anhalt und Hamburg betreffs der Verwaltung und 
Erhebung des Wittenberger Elbzolles geichlojien.3) Dieſer wurde fpäter durch 
das Norddeutfche Bundeögejet vom 11. Juni 1870 und durch den Vertrag 
vom 22. Juni 1870 zwiſchen dem Norddeutihen Bunde und Dejterreih-Ungarn 
aufgehoben. *) 

2. Die Wefer. Die Regelung der Schifffahrtöverhältniffe auf der Weſer 
erfolgte durch den Abſchluß der Scifffahrtsacte von Minden am 10. Seps 
tember 1823, melde durch eine Reihe von jpäteren Additionalacten ergänzt 
wurde. Durch einen zu Bremen am 26. Januar 1856 zwifchen Preußen, 
Hannover und Kurheſſen einerfeit und der freien Stadt Bremen andererfeitö ab: 
geſchloſſenen Vertrag wurde die Erhebung von Scifffahrtsabgaben aufgehoben. >) 

Seit 1870 hatte Bremen eine Unterfuhung der fehr mangelhaften Schiff: 
barfeitszuftände auf der unteren Weſer angeregt; da eine Uebereinktunft hierüber 
unter den Uferftaaten nicht zu Stande fam, fo wurde 1874 eine Kaiferliche 
Commiſſion, beftehend aus technischen Delegirten der Regierungen von Preußen, 
Dlvenburg und Bremen ernannt, welde diefe Unterfuhung durhführte und 
die Dringlichkeit einer Verbefjerung conftatirte. Es ward demnach beichlofjen, 
das Flußbett thalabwärts von Vegefad bis zur See zu vertiefen und zu ver: 
breitern. Ein Gefetentwurf liegt gegenwärtig dem Deutſchen Reichstag vor, 
welcher Bremen ermädtigen fol zur Ausführung diefer Erweiterungs⸗ und 
Correctiondarbeiten auf der Strede von Bremen bis zur Mündung zu fchreiten. 6) 

3. Die Weichſel, die Oder, der Niemen. Die am 3. und 4. Mai 
1815 zwifchen Preußen, Defterreich und Rußland zu Wien gefchlofjenen Ver: 
träge, die ergänzenden Conventionen vom 22. März 1817, 5./17. Auguft und 
7./19. December 1818, ferner diejenige zwifchen Preußen und Rußland vom 
27. Februar (11. März) 1825 enthalten die auf die Schifffahrt diefer drei Waſſer— 
ftraßen bezüglihen VBorfchriften und überdies ſolche betreffs der Warthe.”) 

4. Außerdem find nachſtehende deutiche Flüffe von geringerer Bedeutung 
Gegenſtand von Schifffahrtsconventionen geworden: 

Die Ems: Scifffahrtsacte vom 13. März 1843 zwifchen Preußen und 
Hannover. ®) 

Die Lahn: Bertrag von Coblenz vom 14. Detober 1844 zwifchen 
Preußen, dem Großherzogthum Heſſen und dem Herzogthum Naſſau, betreffend 
die Schiffbarmachung dieſes Flufjes.?) 

Der Main: Bundesbefhluß betreffend die Schifffahrt auf demfelben 
vom 31. Juli 1828.10) 

Die Mofel: Beſchluß vom 20. März 1815.11) 

Der Nedar: Schifffahrtöacte vom 1. Juli 1842.19) 

Die Trave und der Canal der Stednig: Convention zwifchen der 


freien Stadt Kübel und Dänemark vom 23. Juni 1847.13) 
Handbuch des Böllerrehts II. 22 
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Der Inn und die Salzach: Convention vom 2. December 1851 zwifchen 
Defterreih und Bayern betreffend die Schifffahrt auf der Donau und ihren 
Nebenflüfjen, fowie die Accefjionsacte Württembergs. 1%) 

Die Saale: Verträge vom 17. Juli 1828 zwischen Preußen und Anhalt= 
Köthen, und vom 17. Mai 1831 zwiſchen Preußen und Anhalt-Bernburg. 19) 


B. Die übrigen Europäifden Ströme. 


1. Der Po. Artikel 116 der Wiener Congrekacte beftimmte, daß die 
für die Stromſchifffahrt aufgeftellten allgemeinen Grundfäge au auf den Bo 
Anwendung finden jollten. Die vier zu Mailand vom 3. Juli bis 8. Auguft 
1849 zwiſchen Defterreich, Parına, Modena und Sardinien geſchloſſenen Ber: 
träge, welchen der Heilige Stuhl am 12. Februar 1850 beitrat, bilden die 
Poſchifffahrtsacte, die erfte in Europa gefchlofjene derartige Bereinbarung, 
welche auf wirklich freiheitlihen Grundfägen beruht und weit mehr als die ihr 
vorausgegangenen den Principien ded Wiener Congreſſes entjpricht. 16) 

Die Schifffahrt foll, frei von jedem Hinderniß, den Schiffen aller 
Nationalitäten ohne Unterfchied geftattet fein, und nicht nur die 
Schifffahrt von der See her, fondern auch die Binnenfhifffahrt, welche nicht 
den Unterthanen der Uferjtaaten vorbehalten ift; die geſetzliche Regelung joll 
al Zwed die möglichſt günftige Entwidlung des Handels aller Nationen im 
Auge behalten;!7) alle Zölle find aufgehoben; die Zollverwaltung wird im 
feinem Zufammenhange mit der zur Erhebung gelangenden Schifffahrtsabgabe 
ftehen, welche lediglich zur Dedung der Kojten der am Fahrwaſſer vorgenom- 
menen Inftandhaltungs: und Werbejjerungsarbeiten dienen, ſowie zur Beſol— 
dung der nöthigen Angeftellten, welche den Anordnungen einer Ueberwachungs— 
commiffion der Uferftaaten unterjtehen, deren Befugnifje eingehend geregelt find. 

Die Freiheit der Schifffahrt auf dem Po und feinen Nebenflüffen wurde 
wie die auf dem Garbafee durch den Art. 18 des Züricher Friedens vom 
10. November 1859 von Defterreih, Frankreih und Sardinien aufrecht er: 
halten.13) Nach der Einigung Italiens, welche dieſes Königreih zum ein 
zigen Uferftaate des Po machte, ift diefe Waſſerſtraße gleichwie vor diefem 
Ereignifje allen Flaggen geöffnet geblieben.!?) 

2. Der Duero. Eine am 23. Mai 1840 zwifchen Portugal und Spanien 
geſchloſſene Convention enthält die Normen bezüglich der freien Schifffahrt auf 
diefem Strome. In derfelben finden ſich auch fehr freiheitlihe Grundſätze be 
treff3 der Neutralität in Kriegszeiten.?®) 

3. Der Tajo. Die Vorfchriften für die Schifffahrt auf demfelben finden 
fih in dem Vertrage zwifhen Spanien und Portugal vom 27. April 1866.?!) 

4. Der Pruth. „Von dem Wunfche bejeelt in ihrer Eigenſchaft als Ufer: 
jtaaten durch gemeinfames Uebereintommen die Schifffahrt auf dem Pruth zu re- 
geln,” ſchloſſen Defterreih-Ungarn, Rußland und Rumänien am 15. December 
1866 zu Bulareft einen Vertrag, in welchem vollftändige Freiheit für die 
Schifffahrt aller Flaggen auf dem ganzen Laufe des Fluſſes jtipulirt wurde, 
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(Art. 1). Derfelbe beftimmt weiter, daß eine einheitliche Abgabe (unique taxe d’un 
taux convenable) zur Dedung der für Aufrechthaltung und Verbefjerung der 
Schiffbarkeit aufgewendeten Koſten eingeführt werden folle (Art. 2); Die Ein: 
fegung einer jtändigen gemiſchten Commiſſion der Uferjtaaten, behufs Ser: 
ftelung möglichſt günftiger Schifffahrtöverhältnifie, Ausarbeitung einer Schiffs 
fahrtäacte, eines ;Flußpolizeireglements und eines Abgabentarifs, ferner zur Ueber- 
wachung der genauen Ausführung aller Verordnungen (Art. 7, 8); Ernennung 
eines Infpectors mit internationalem Amtscharakter, welder ald Organ 
der permanenten Commiſſion und unter ihrer Oberleitung fungirt und deſſen 
Behalt auf das Budget der jährlihen Ausgaben für die Aufrechthaltung der 
Schiffbarkeit übernommen wird (Art. 9, 10). Die gemifchte Commiffion be- 
fließt einen Tarif für die Abgaben von der Schifffahrt als Erſatz für die 
aufgewendeten Verbeſſerungsbaukoſten, welcher nach Genehmigung der drei Mes 
gierungen zum Vollzug gebracht wird (Art. 20); die Gommiffion foll ferner 
eine Schifffahrtsordnung ausarbeiten, welche verbindliche Kraft fofort mit ber 
Billigung der drei Signatarmädte erhält; dafjelbe ſoll nicht bloß in Sachen 
der Flußpolizei, ſondern aud für die Entſcheidung der bei Ausübung der 
Schifffahrt entjtehenden bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten Geſetzeskraft haben. 
(Art. 26, 27). Behufs Sicherung der Ausführung der Bolizeivorfchriften 
verpflichten ſich die vertragichliefenden Mächte, dem Inſpector ſowie allen Dr: 
ganen der gemifchten Gommiffion, welche mit der Ueberwachung und Aufredht- 
haltung der Ordnung auf diefer Waſſerſtraße betraut find, ihre Unterftügung 
und ihren Schuß zu gewähren (Art. 28).2) Die Berufung gegen bie ver— 
urtheilenden Erfenntnifje geht innerhalb drei Monaten vom Tage der Kenntniß- 
nahme an die ftändige gemifchte Commiſſion, die Urtheile der erſten Inftanz 
find in allen Fällen vorläufig vollitredbar. Eine bereitö erlegte Geldſtrafe 
bleibt im Falle der Berufungseinlegung bei dem Gefällseinnahmebeamten hinter: 
legt. Das Urtheil der gemijchten Commiſſion in der Berufungsinftanz tft un« 
abänverlich. 23) 


1) Siehe mein: Droit Intern. cone les grands cours d’eau, p. 119, 120, 
Die Schifffahrtäacte von 1821 erhielt bereit3 am 18. September 1824 dur das 
Protocoll der in Hamburg verfammelten Nevifionscommiffion eine Ergänzung. 
Siehe den Wortlaut bei de Martens, N. Rec. V, p. 716; VI, p. 588 

3, Der Deutjche Tert beide Martens, N.R.G. VI, p. 474 Der Etaber oder 
Brunshaufer ElbzoU wurde dur den Hamburger Vertrag vom 22. Juni 1861 ab» 
geichafft. Kontrahenten waren hiebei: Sannover einerfeits, Belgien, Brafilien, Dänes 
mark, Frankreich, Großbritannien, Medlenburg » Schwerin, Niederlande, Portugal, 
Preußen, Rußland, Schweden und Norwegen, die freien und Hanſeſtädte Lübed, 
Bremen und Hamburg andererjeitd. Der Wortlaut bei Neumann und Plajon, 
N.S. Vol. III, p. 28. 

3) Der Deutfche Tert bei Neumann und Plaſon (a.a.D.) S. 279. 

4) Der Deutſche Tert ebendafelbft, Bd. VII, ©. 76. 

5), Schifffahrtsordnung und Bekanntmachung betreffend die Deiche und das Fahr— 
wafjer der Wefer. (Amtliche Belanntmahungen von Bremen Nr. 4 S. 4) — 
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Breslauer Nachtragsconvention zu der Schifffahrtsacte vom 21. December 1825 
(de Martens, N. R. V], p. 840). — Ergänzungsartifel zu der Acte vom 10. Sep: 
tember 1823 (d. d. 16. Auguft 1839) (v. Martens, a. a. O. II, 572), — Abände: 
rung bes Tarif3 vom 5. September 1839 (de Martens, R. M. IV, 616). — Berliner 
Bertrag vom 6. März 1876 zur Inftandbhaltung der Bindfeile auf der unteren Wefer 
(de Martens, N.R.6. Il, 290). Bezüglid der Aufhebung der Scifffahrtägefälle 
vgl. v. Martens (a. ca. D.) XVI, Th. I, S. 440. Meier erwähnt im Art. Flußſchiff⸗ 
fahrt in v. Holtzendorff's Rechtslexikon noch einen Vertrag vom 14. December 
1865 betreffend die vorläufige Umgangnahme von Erhebung der Scifffahrtögefälle, 
welcher fi in v. Holtzendorff's chronologiſcher Tabelle, dem vollftänbigften Res 
pertorium der Flußconventionen bis 1883, veröffentlicht in befien »Les Droits rive- 
rains de la Roumanie sur le Danube«, nicht aufgeführt findet. — Der Anhang 
zum Protocol ded Aachener Congreſſes vom 14. November 1818 bezieht fih auf 
den Elöflether Zoll (de Martens, N. R. IV, 554). — Protocol des Deutſchen Bun: 
destags vom 25. Auguft 1819 betreffend die Abſchaffung des Elsflether Zolles 
(vd Martens, a. a. O. IV, ©. 645). 

6) Gegenwärtig hört die Seefdifffahrt, mit Ausnahme weniger Fahrzeuge, welche 
nad Bremen gelangen können, bei Bremerhaven und Geeftemünde, 70 km unter: 
halb Bremen auf, zum großen Nachtheil für letztere Stadt; man berechnet, daß 
wegen der mangelhaften Sciffbarkeit der unteren Wefer, jährlid 650 000 Tonnen 
Waaren nit in den Hafen von Bremen gelangen können. Die in NAusficht 
genommene Gorrection würde Schiffen mit einem Tiefgang von 5m die Fahrt 
nad Bremen ermöglichen; die Stabt würde die Koften derfelben in der Höhe von 
30 Millionen Mark übernehmen und die Amortifation würde nad den Borans 
ſchlägen mittelft Einhebung eines Zufhlagszolles für den Transport von einer Mark 
von ber Tonne, jedod nur beiden Seefdiffen, welde von der Gorrection 
Nutzen ziehen, innerhalb 52 Jahren erfolgen. Diejenigen Schiffe, welche auch 
bei dem gegenwärtigen Zuftande des Fahrwahlers nad) Bremen gelangen fönnen, 
follen hiervon ausgenommen fein, entfprechend dem Grundfage, daß die Koften von 
denen zu beden find, melde davon Nupen ziehen und daß jede Abgabe von ber 
Schifffahrt ihren Grund in der Leiftung irgend welchen Dienftes haben muß. Die— 
jenigen Fahrzeuge, welde ihre Ladung in den an ber corrigirten Strede befindlichen 
Preußifchen oder Oldenburgifhen Häfen einnehmen ober löfchen, werben ebenfalls 
von diefer Abgabe frei fein; nur jene Seefchiffe, melde nad Begefad und Bremen 
gehen, follen berjelben unterliegen und aud für diefe wird, da die Häfen der uns 
teren Wefer im gegenwärtigen Zuftande verbleiben werden, feine Nothwendigkeit zur 
Befahrung der rectificirten Stromftrede gegeben fein. — Das gleiche Syftem wird 
in England bezüglich der Schifffahrt auf dem Clyde und Tyne geübt, mit denen 
dad Project der Wefercorrection überhaupt viele Aehnlichkeiten bietet. 

Man hat die Frage aufgeworfen, ob das hienad Bremen zuftehende Recht zur 
Erhebung einer Transportabgabe nicht mit dem Art. 54 der Reichsverfaſſung in 
Widerſpruch ftünde. Die Berfaffung wollte verhindern, daß die natürlichen Waffer: 
ftraßen jemals ein Gegenftand fiscalifher Ausbeutung würben; eine Schabloshal: 
tung für die zur Erhaltung der Sciffbarfeit derjelben aufgewendbeten Koften ift uns 
zuläffig. Anders fteht es, wenn ein Berlehräweg künſtlich geſchaffen wird; die 
hiedurch veranlaßten außergemöhnlichen Koſten rechtfertigen, innerhalb gewifler Schran- 
fen, die Erhebung einer Abgabe von denen, die von einer foldhen Einrichtung Ge: 
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brauch maden. Siehe die Ausführungen in ber Begründung bed „Geſetzentwurfs, 
durch weldhen Bremen ermächtigt werben fol, fobald das Fahrwaffer zwifchen Bremen 
und Bremerhaven vertieft ift, eine Schifffahrtsabgabe zu erheben“, in der Berliner 
„Rationalzeitung” Nr. 165 vom 11. März 1886. 

7) ®gl v. Holtzendorff, Tableau chronologique, p. 262, 263, 265 fowie 
mein: Cours d’eau, Appendice Ill, p. 171, 174. 

8) de Martens, N.R.G. V, 126, 140. Vgl. aud Art. XXX der Wiener Con: 
greßacte vom 9. Zuni 1815. v. Martens (a. a. D.) II, 398. — Die Ems hat nun 
mehr einen Uferjtaat. 

9) v. Martens, a. a. D. VII, 420. 

10) Klüber, Deffentliched Recht ded Deutfchen Bundes, $ 581. 

11) v. Martens, a. a. D. 1], 447; vgl. Klüber, Acten des Wiener Congreſſes 
Ill, 235. 

12) v. Marten, a. a. D. IV, 630; R.M, V, 189. 

13) Art. XIII und XII; de Martens, N. R. G. X, 609 und 608. 

14) Der Deutfche Zert bei Neumann, V, 449. Vgl. aud die Defterreichifche 
Kundmahung vom 30. November 1858 über die Correction ded Inns (Neumann 
und Plafon, N. S. II, 157) fowie die ergänzende Minifterialerklärung vom 10. Nos 
vember 1866 (Neumann unb Plafon, IV, 601). 

15) Abgabenfreiheit der beiverfeitigen Unterthanen auf der Elbe und Verorbnung 
bezüglich der auf der Saale zur Erhebung kommenden Scifffahrtsabgaben (de Mar- 
tens, N. R. VII, 653; R. M. IV, 174; N. R. IX, 361). 

16) Vertrag vom 3. Zuli 1849 zwifchen Defterreich und dem Herzogthum Parma 
(Roinfeln); (de Martens, N. R. G. XIV, 524); ferner vom gleihen Datum zwiſchen 
Defterreih und Parma und Modena über die Freiheit der Poſchifffahrt. (Der Ita: 
lienifche Zert bei Neumann, V, 118.) Bertrag vom 6. Auguft 1849 zwifchen Defter- 
reich und Sardinien Art. V (de Martens, R. G. I, 182; R. M. VI, 300). — Gränz⸗ 
vertrag zwifchen Defterreih und Modena vom 8. Auguft 1849 (der Italienifche Text 
bei Neumann, V, 146). Acceffionsacte des Hl. Stuhles zu diefen Verträgen vom 
12. Februar 1850 (Neumann, V, 124). Vgl. au E.L. Catellani, La questione 
del Danubio, p. 35, 36. 

17) Art. I. La navigazione sul Pö sarä libera ... e non poträ essere 
interdetta o difficoltata sotto nessun aspetto A chi si sia, salve 
perd quelle discipline che verranno presentamente o in seguito di commune 
consenso di essi Stati fissate e sempre ne] senso il piü favorevole allo 
sviluppo del commercio di tutte le nazioni. 

18) Annuaire des deux-mondes 1858 -- 1859 p. 1000. 

19) Der Oeſterreichiſch-⸗Italieniſche Handels: und Schifffahrtövertrag vom 27. Des 
cember 1878 ftipulirte in feinen Artifeln 15 und 21 vollſtändige Gleichberech— 
tigung ſowohl für die Schifffahrt diefer beiden Nationen ald aud) fremder auf dem 
Po. Die Freiheit der Schifffahrt auf diefem Fluffe fowie auf dem Teſſin und den 
Nebenflüffen beider wurde fhon in dem Vertrage zwiſchen Defterreih und Sardinien 
vom 18. October 1851 bebungen. Siehe Catellani, La questione del Da- 
nubio. p. 35. 

20) de Martens, N. R. G. I, 98. Bol. auch weiter oben $ 73 Note 2. 

21) Art. XXIX, Diario do Governo vom 7. Februar 1877. 

22) de Martens-Samwer-Hopf, N. R. G. XX, No. 54 p. 296—301 
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33) Röglement de police et de navigation applicable au Pruth vom 27.,28. Za: 
nuar und 8./9 Februar 1871, Art. 84. — de Martens-Samwer-Hopf,N.R.G. 
Ildme Sörie. I, 485—505. Val. auch die auf das Schifffahrtöreglement vom 3./15. Nos 
vember 1871 (Zollordnung für die Flußftrede unterhalb Nemkeni) gefolgten Acten: 
ftüde: vom 26. Januar und 7. Februar 1872 (Abänderung des proviſoriſchen Tas 
rifs); vom 15./27. Februar 1872 (Unterfudung und Elaffification der Fahrzeuge) 
bei v. Holtzendorff, Les droits riverains de la Roumanie sur le Danube; 
Tableau chronologique, p. 286. 


8 711. 
Die Schelde und die Maas. 


Ziteratur: de Martens, Causes célèbres du Droit des gens. III, cause 6. 
— Aug. Parent, Du commerce de la Belgique & propos de l’afiranchisse- 
ment de l’Escaut. Bruxelles 1863 — Expos& des motifs du projet de loi 
approuvant le trait& du 12. Mai 1863 (de Garcia de la Vega, Recueil 
des traitös et conventions concernant le Royaume de Belgique V, p. 302 und 
Archives diplom. Paris 1863, IV, p. 426. In beiden Werfen findet ſich der 
Zert der amtlichen Actenftüde. — Ernest van Bruyssel, Histoire poli- 
tique de l’Escaut. Paris 1864 — Victor Jacobs, L’Escaut, son passe, 
son present, son avenir. (Rev. gener. Sept. 1866 p. 2725.) — Vreede, 
Examen de la question du barrage d l’Escaut Oriental. Utrecht 1867. 
— Edm Grandgaignage, Histoire du peage de l’Escaut. Bruxelles 
1868. — Pety de Thoz&e, La fermeture, le peage et l’affranchissement 
de PEscaut. Bruxelles 1874. — Histoire politique et commerciale de l’Escaut. 
(Systöme commercial de la Belgique I, ch. 3, p. 101—147.) Bruxelles 1875, 


Art. 117 der Wiener Congreßacte im Zufammenhalt mit dem Art. 1 
des den zweiten Theil des Anhanges XVI zu diefer Acte bildenden Regle— 
ments hatte die Freiheit der Schelde und Maas verbürgt.!) 

Abgefehen von diefer im Artikel 1 des letztgenannten Actenjtüdes pro- 
clamirten Freiheit der Schifffahrt, beftimmte Art. 7, daß alle weiterhin für 
die Schelde erforderlichen Beitimmungen möglichit zu Gunften des Handels 
und der Schifffahrt, zwifchen Frankreich und Holland vereinbart werden follten. 
Der Hafen von Antwerpen wurde ausfchlieglih für den Handelsverkehr be- 
ftimmt und die von Napoleon I. angelegten Befeftigungen follten gefchleift 
werben. 

Das Haager Cabinet hielt gewiffenhaft an der Freiheit der Schelde feft, 
fo lange Holland mit Belgien vereinigt war; als jedoch am 15. Auguft 1830 
die Belgiſche Revolution ausbrach, hielt ſich der König der Niederlande für 
berechtigt, unter Berufung auf den Weftfälifchen Frieden die Blocade der 
Scelde zu verlünden.?) Die Londoner Gonferenz hat ihrerfeit3 bei Feſt— 
ftelung der Grundfäße, nad) denen die Trennung beider Staaten erfolgen 
follte, im Art. 3 ihres Protocol vom 20. Januar 1831 erklärt, daß auf die 
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Flüffe und Ströme, welche Belgifches und Holländifches Gebiet durchſchneiden, 
die Beflimmungen der Wiener Verträge Anwendung finden. 

Bleihwohl fand diefe Frage erft nach achtjährigen Verhandlungen durch 
den zwifchen Belgien und den Niederlanden gefchlofjenen Vertrag, betreffend 
die Scheidung beider Gebiete, d. d. Xondon, den 19. April 1839, ihre Löſung. 

Art. 9 diefes Vertrages beitimmt, daß die Art. 108—117 der Miener 
Congreßacte auf diejenigen fhiffbaren Flüſſe und Ströme Anwendung finden, 
welche beide Staaten begrängen oder durchſchneiden. Bezüglich der Schiff: 
fahrt auf der Schelde und ihren Mündungen iſt insbefondere vorgefchrieben, 
daß das Lootſenweſen und die Errichtung von Baken fowie die Inftandhaltung 
des Fahrwaſſers von Antwerpen abwärts der gemeinfamen Ueberwachung 
von Commifjären unterliegen folle, die zu diefem Zwecke von beiden Parteien er: 
nannt werden. Durch Uebereinfunft wurden mäßige Zootjengebühren feitge- 
fegt, welche für alle Nationalitäten, denen die volljtändig freie 
Schiffahrt zugeftanden iſt, gleich find. Außerdem wurde die Freiheit 
der Binnenfhifffahrt zwifchen Rhein und Schelde ausgefprocdhen und jeitens 
Hollands verfprochen, die Freiheit der Schifffahrt, ungeachtet eintretender Natur: 
ereigniffe oder folder Bauunternehmungen, welche Belgien die im Vertrage 
bezeichneten Schifffahrtäftraßen entziehen fönnten, aufrecht zu erhalten. ®) 

Die Acte vom 19. April 1839 lieg manche Punkte unentfchieden und 
übertrug den gemifchten Gommiffionen die Ausführung der in ihr proclamirten 
allgemeinen Grundfäge. In Folge defien wurden zwifchen Belgien und 
Holland noch mehrere Gonventionen bezüglid der Schifffahrt und Flußpolizei 
auf der Scelde und Maas geſchloſſen. Die wichtigiten find: diejenige vom 
5. November 1842 bezüglich der Staatsgränzen und der Schifffahrt auf den 
Binnengewäflern®) ſowie die vom 20. Mai 1843, welde die Verordnungen be: 
treffend die Schifffahrt auf der Scelde und Maas, die Ueberwachung der 
Schelde, ferner die Schifffahrt auf den Gewäſſern zwilchen dem genannten 
Fluſſe und dem Rheine fowie auf dem Canal von Terneuzen.®) 

Entſprechend dem zur Annahme gelangten Principe der gemeinfamen Ober: 
aufficht verpflichtete fich jede der beiden Regierungen zur Ausführung und In- 
ftandhaltung der durch gemeinfames Uebereinfommen alö nothwendig bezeich⸗ 
neten Bauten zur Erleichterung der Schifffahrt. (Art. 20 der Convention 
von 1842). Die Oberauffiht fol von Specialcommifjären gemeinfchaftlich 
oder auch einfeitig geübt werden. Diefelbe umfaßt im allgemeinen die Ein- 
fihtnahme von dem Zuftande der Bojen, Baken und des Fahrwafjers, ſowie 
des Lootſenweſens, und ferner die Ergreifung von Maßregeln im Intereije dieſer 
verschiedenen Dienftzweige, außer es würde ſeitens diefer die Entſcheidung der 
betreffenden Regierungen angerufen; falls Meinungsverfchiedenheiten entjtehen, 
haben die Commifjäre an ihre Regierungen zu berichten; bie beiden Schiff: 
fahrtöinfpectoren für die Maas üben ihre Amtsthätigkeit ausfchließlich inner- 
halb der bezüglichen Territorialgränzen; zur Vereinbarung von Vorſchlägen 
im Interefje des Handels und der Schifffahrt an ihre Regierungen treten diejelben 
zufammen. (Art. 67, 68, 69, 71, 50 und 52 der Convention von 1843.) 
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In allen Beitimmungen diefer Conventionen ift die vollkommene Bleichbe- 
rechtigung beider Uferftaaten in jeder Hinſicht gewahrt.?) 

Gleichwohl datirt der Anfang der thatfählichen und vollfommenen Frei 
heit der Schelde erft vom 16. Juli 1863, an welchem Tage der Vertrag zwi: 
Ichen Belgien und den hauptfächlichiten Seeftaaten zum Abfchluß gelangte, 
welcher den drei vorbereitenden, im Haag am 12. Mai 1863 zwilchen Belgien 
und Holland vereinbarten Acten gefolgt ift. 

Diefer Bertrag hat im Wege der Ablöfung endgiltig der Holland noch durch 
die früheren Vereinbarungen vorbehaltenen Abgabe ein Ende gemacht; diefelbe 
war noch durch Art. 9 des Vertrages vom 19. April 1839 gegenüber allen 
Schiffen anerfannt worden, welche von der hohen See in die Schelde oder 
durch den Canal von Terneuzen nad) Belgien fommen, ſowie aud) für diejenigen 
Fahrzeuge, welche durch die Schelde oder dieſen Canal die See erreichen wollen. 

Es bedurfte langmwieriger und mühfamer Verhandlungen und der größten 
Gefchielichleit der mit ihrer Führung betrauten Perfönlichkeiten, bis dieſes 
Refultat begrüßt werden konnte. In demſelben Augenblide, als die bei der 
Brüfjeler Conferenz verfammelten Vertreter der Mächte am 15. Juli 1863 im 
Begriffe waren aufs neue durch ihre Unterfchrift zu befräftigen, daß die 
Mafjerftrafen ein gemeinfames But aller Nationen find, gab Baron 
Geride de Hervynen folgende Erklärung ab: 

„Der unterfertigte außerordentliche Geſandte und Bevollmäch— 
tigte Minifter S. M. des Königs der Niederlande erklärt, kraft der 
ihm übertragenen Specialvollmadhten, daß die Aufhebung des Schelde- 
zolles, wie jie durch feinen erhabenen Souverän im Vertrage vom 
12. Mai zugeftanden wurde, fi) auf alle Flaggen bezieht, daß 
diefe Abgabe unter feiner Form mwiedereingeführt wer- 
den könne, ſowie daß durch diefe Aufhebung an den fonjtigen Be- 
ftimmungen des Vertrages vom 19. April 1839 nichtö geändert ift.” 

Die Schelde war fomit von jeder finanziellen Abhängigkeit vollftändig 
frei; der Holländifch-Belgifche Vertrag vom 12. Mai 1863 und die darauf 
folgende Acte vom 16. Juli gleichen Jahres ſchloſſen endgiltig die Aera der 
Seszölle ab, nachdem ſchon 1857 die Aufhebung des Sund- und 1861 des 
Elbezolles voraudgegangen war. Mit Recht konnte der Berichterftatter der 
Gentralfection der Belgiſchen Repräfentantenfammer in folgenden beredten 
Worten die Wichtigkeit dieſes Ereignifjes hervorheben: 

„Der Scheldezoll“, jo fprad) Baron de Briere, „war ber legte 
feiner Gattung und man barf fühn behaupten, daß niemand mehr 
diefe Art von Tribut für die freie Benußung der durch die Vorfehung 
für den Handel aller Nationen geöffneten Waſſerſtraßen erheben wird. 
Wir jehen in unferen Tagen die Regierungen Vereinbarungen treffen 
zur Erleichterung des Waarenverkehrs durch Abſchaffung der Zoll- 
fchranten, des Perſonenverkehrs durch Aufhebung des Paßzwangs, 
des Gedankenaustaufches durch die Erleichterungen, welche der, fo 
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zu fagen blisfchnellen Uebermittlung der Correfpondeng gewährt wur: 
den. Das Princip der freien Schifffahrt wird von nun an feinen 
Pla unter den Errungenfchaften einnehmen, welche die Zierde der 
Civilifation bilden. Die Befreiung der Schelde iſt nicht nur einer ber 
Acte, welche die Regierungen ehren und den Dank der Völfer erhei- 
ſchen: fie bildet einen Markſtein in der Reihe der Gefchehniffe eines 
großen Reiches.‘ ®) 


1) Die Entſcheidung des Wiener Congreſſes bezüglich der Maas vom 20. März 
1815: deMartens, N. R. G. II, p. 447. — Klüber, Xcten des Wiener Congreſſes 
III, p. 229. — Cramer van den Bergh, Disputatio historica etc., p. 57—62. 

Der Vertrag vom 27. Flor&al An III (16. Mai 1795) zwiſchen der Franzöſiſchen 
Republif und der Republif der Niederlande ftipulirte im Art. 18 Freiheit der Schiff: 
fahrt auf der Bafis volllommener Bleichherechtigung der Franzöfifhen und Batavi— 
fhen Schiffe auf dem Rhein, der Maas, der Schelde und dem Hondt ſowie auf allen 
ihren Münbungen bis zum Meere. Die Schifffahrtsabgaben wurden gleichwohl noch 
im Jahre 1814 auf der Schelde erhoben. Bezüglich der Zuftände auf der Schelve 
vor dem Wiener Congreß vgl. au van Bruyssel, p. 5-187. — Grand- 
gaignage, p. 30-95. — Pety de Thoz&e, p. 101—116, de Holtzen- 
dorff, Les droits riverains de la Roumanie sur le Danube p. 68, 69, ferner 
oben Kapitel I $ 64. 

2) Art. 14 des Weftfälifchen Friedens vom 28. October 1648 beftimmt: „Die 
Scelde fowie au die Ganäle von Sas und Imyn und die anderen bort abzwei- 
genden Meereöarme, werden feitend der Generalftaaten abgeſchloſſen gehalten werden.’ 
Art. 20 des Barrierenvertrags, durch welchen zu Antwerpen am 15. November 1715 
die Abtretung der Belgifhen Provinzen an das Haus Defterreich erfolgte, beftätigte 
diefe Beitimmung und ftipulirte weiter, daß der Handel der Defterreihifhen Nieder: 
lande und alled damit zufammenhängende in derfelben Weife wie eö durch den Berr 
trag von Münfter gefchehen, geregelt bleiben follte. Die Sperre der Schelde dauerte 
150 Jahre. Die Compagnie von Oftende, gegründet 1722, mittelft welcher die Belgier 
hofften fich einen Handelsweg nad) Dft: und Weftindien und den Afrikaniſchen Küften zu 
eröffnen, mußte ſich im Jahre 1731, angefichts des Widerftandes der Holländifhen Regie 
rung und der ausſchließlichen Inanſpruchnahme des Gründers Kaifer Karl VI. durch dy⸗ 
naftifche Intereffen, nämlich die Sicherung der Thronfolge für feine Tochter Maria Ther 
refia, auflöfen. — Einzelheiten bezüglich der Dftender Compagnie fiehe in der im Belgi- 
ſchen Senat gehaltenen Rede ded Herzogs von Brabant vom 17. Februar 1860. — 
Ueber die in Deutfchland entftandenen Erörterungen gelegentlich der Gründung biefer 
Compagnie vgl. Emilede Borchgrave, Histoire des rapports de droit public 
qui existörent entre les provinces Belges et l’Empire d’Allemagne depuis |le 
demembrement de la monarchie carolingienne jusqu’ & l’incorporation de la 
Belgique & la Republique Frangaise p. 339. — Pety de Thoze6e, p. 107, 108, 

3)de Martens, N.R.XVI,p.733; R.M.IV,p.575—577.—Cramervanden 
Bergh, Disputatio bistorica etc., p. 105— 110. — Damals fanden die Wiener Grund⸗ 
fäge zum erftenmale eine freifinnigere Anwendung als in den früheren Conventionen. 

4) Art. 16—55. de Martens, N. R. G. III, p. 613. 

5) de Holtzendorff, Tableau chronologique (les droits riverains de la 
Roumanie sur le Danube p. 270). -— de Martens, a. a. ©. V, p. 294—390. 
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6) Ferner ift eine zu Vliſſingen am 10. April 1873 abgefchloffene Acte zu ver: 
zeichnen, welche die Remorqueur:Dampfer u. f. w. von dem Lootfenzwange auf ber 
Schelde befreit; (v. Martens, a.a.D. 1, p. 130); die Zufasclaufel bezüglich der Leucht⸗ 
feuer auf der Schelde, unterzeichnet zu Antwerpen am 8. Mai 1873 (v. Martens, 
a. a. O. I, p. 135), ferner die vom 2. Auguft gleichen Jahres über die Einrichtung 
neuer Leuchtfeuer an der Schelde und ihren Mündungen, fowie die vom gleichen 
Datum bezüglich der Befreiung der Remorqueurſchiffe und der auf einer Probe: 
fahrt begriffenen von der Verpflichtung auf der Schelbe und ihren Mündungen einen 
Lootſen anzunehmen (v. Martens, a. a. OD. I, p. 184, 129); ſodann die vom 29, Sep: 
tember 1875 betreffend die Aufhebung der Zufchlagsgebühr bezüglich derjenigen Schiffe, 
welde im Canal La Mande Lootfen nah Hafenpläßen an der Schelde an Bord 
nehmen (v Martens, a.a. D. 1, p. 223, 224), und die vom 17. Juli 1876, woburd 
eine Abänderung der Lootfenfignalordnung vom 20, Mai 1843 herbeigeführt wurbe 
(vd Martens, aa. O. II, p. 6, Yu ſ. f. 

Die durch Vertrag vom 20. Mai 1843 vereinbarte Abſchaffung der Maaszölle 
erfolgte durd) Vertrag vom 8. Mai 1851 (de Garcia de la Vega Vol. XI, 
Part. II, p. 249). Bol. das vollftändige Verzeichniß der Belgiſch-Niederländiſchen 
Flußeonventionen bei bemfelben Autor, Vol. XII, p. 517—524. Eine Convention zwi: 
ſchen Belgien und den Niederlanden, enthaltend eine Polizei- und Schifffahrtsordnung 
für den Lauf der Maas auf Belgiſchem Gebiete, welche das internationale Reglement 
vom 20. Mai 1843, betreffend die Schifffahrt auf der Maas abänderte, wurde am 
31. October 1885 im Haag unterzeichnet (Moniteur belge vom 10. Februar 1886 
Nr. 41, ©. 517—520). Die neuefte Convention zwiſchen Belgien und den Nieder: 
landen, betreffend die Maas, ift im Haag am 7. April 1886 gefchloffen worden bes 
hufs Erbauung einer Brüde über diefen Fluß nah Mäſyck. 

?) Bemerkenswerth ift, daß in Folge der Thatfache, daß die Schelde das Gebiet 
eines neutralen und eines nicht neutralen Staates durchfchneidet, ein Inter ventions— 
rehtder Barantiemädte für die Neutralität Belgiens gegenüber Holland für den 
Fall volllommen begründet ift, daß die Flüffe diefes Staates das Object eines feind- 
lichen Angriffs feitens der Niederlande würden. 

8) Vgl Grandgaignage, p. 121—140. Art. 9 $ 3 des Vertrages vom 
19. April 1839 beftimmte, daß ſeitens der Niederlande eine einheitliche Schifffahrts 
abgabe auf der Schelde und ihren Mündungen von denjenigen Fahrzeugen zur Er—⸗ 
hebung gelangen follte, welche vom offenen Meere her die Weftichelde paffirten, um 
durch die Schelde oder den Canal von Terneuzen nad Belgien zu gelangen oder um: 
gekehrt Das Brüffeler Cabinet fand ein Mittel die Härte diefer Bedingung, welcher 
es hatte zuftimmen müfjen, zu mildern: durch Gefeg vom 5. Juni 1839 ermächtigten 
die Kammern die Regierung den Rhedern den Betrag diefer Abgabe für die jedes: 
malige Paffirung der Schelde zurüd zu erftatten. Die jährlide Belaftung hieraus 
wurde für Belgien immer drüdender: 1839 betrug fie 354946 Fres. 28 Eis, 1862 
erreichte fie Die Höhe von 1946438 Fred. 1 CEts. Von 1839 bis 1863 zahlte Belgien 
an Holland für diefe Abgabe die enorme Summe von 28419559 Fred. 72 Ets. 
Die Belgifche Regierung Hatte feit 1856 Unterhandlungen behufs Aufhebung diejer 
ſtets läftiger werdenden Auflage begonnen. Die Ablöfung des Sundzolles und der 
beiden Beltzölle im Jahre 1857 und die des Staberzolles (1861) gaben Anlaß zu 
dem Abſchluß zweier Verträge mit Dänemark und Hannover, welde den Weg zu 
dem erftrebten Ziele ebneten (14. Mär; 1857 und 8. Februar 1861). Siehe 
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ben Tert bei Pety de Thozée, Systöme commercial I, p. 126). Die Ges 
ſchicklichleit und Ausdauer bei den langen und fchmwierigen zuerft mit den Nieder: 
landen, dann mit den andern Mächten geführten Verhandlungen, melde inöbefondere 
der damit betraute Baron Lambermont entwidelte, deſſen Name in ruhmvoller 
Weife mit dem glüdlichen Ausgange verfnüpft ift, trug fchließlich den Sieg über 
alle Sinderniffe davon. Durd den im Haag am 12. Mai 1863 unterzeichneten 
Tractat (fiehe den Tert in Pety de Thozee, aa O S 130, 151) fomie 
durch den allgemeinen Vertrag von Brüſſel, d. d. 16. Juli 1863 wurbe die Ablö- 
fungsfumme auf 36278566 Fres feftgeftellt. GContrahenten waren außer Belgien : 
England, Frankreich, Rußland, Preußen, Dänemark, Defterreih, Schweden und Nor- 
wegen, Spanien, die Hanfeftädte, Brafilien, Chile, die Türkei, Oldenburg, Italien, 
Portugal, Hannover, Peru und die Vereinigten Staaten von Nord» Amerika ; diefen 
traten nad und nad bei: Griechenland, der Heilige Stuhl, die Argentinifche Repu— 
blik, Medlenburg: Schwerin und die Republit Ecuador. (Der Tert bei Pety de 
Thozee, p. 134—137). Nad dem Beiipiele Hamburgs bei der Ablöfung des 
Elbzolles übernahm Belgien ein Drittel der Ablöfungsfumme, nämlich 13323006 Fres. 
Die beiden anderen Drittel wurden nad Verhältniß auf die contrahirenden Mächte 
vertheilt, die Zahlung der ganzen Summe dagegen Holland gegenüber von Belgien 
übernommen. Gegen Ende des Jahres 1871 waren die Quoten der contrahirenden 
Mächte mit Ausnahme einiger in Raten (Annuitäten) tilgbaren ſämmtlich bezahlt. 
(Moniteur belge vom 30. December 1871). 

Bei der Neuordnung der Schifffahrt auf der Schelde wurden entfprechend dem 
Artikel 5 des Vertrages vom 12. Mai 1863 die Lootfengebühren um 20 0/0 für bie 
Segelſchiffe, 25 %/o für die Schleppichiffe und 30 %/o für die Dampfboote ermäßigt. 
Eine Königliche Verordnung vom 21. Juli 1863 beftimmte ferner, daß die Tonnengelder 
abgeſchafft jeien und durch eine gleiche vom nämlichen Tage wurden die feitenä der 
Stadt Antwerpen zur Erhebung gelangenden Localtaren zu einer einheitlichen mäßigen 
Abgabe zufammengefaßt. Der Bau der Scheldequais und die vortrefflichen im Auguft 
1885 vollendeten jonjtigen Einrichtungen für die Seefchiffe werden viel zum weiteren 
Auffhwung des jegt ſchon riefenhaften Verkehrs des Antwerpener Platzes beitragen. 

Die Aufhebung des Scheldezolles, in richtiger Anwendung der Principien des 
Wiener Congreffes, hat bereitö eine außerordentliche Steigerung des Hafenverkehrs 
von Antwerpen zur Folge gehabt, wovon nachftehende Ziffern Zeugniß geben. Im 
Jahre 1839 kamen 1177 Fahrzeuge mit einem Gefammtgehalt von 175931 Tonnen 
an; 1863, bei Aufhebung des Zolled war deren Zahl auf 2513 mit 593397 Tonnen 
geftiegen; im Jahre 1885 wurde die Ziffer von 4860 Schiffen (worunter 3885 Dampf: 
ſchiffe) mit 3492934 Tonnen erreicht. 


8 178. 
Die Donau. 


Literatur: Wurm, Vier Briefe über die freie Donaufcififahrt. Leipzig 1855. 
— Die Donaufdifffahrtöfrage in ihrer Entwidelung von dem Wiener Congreſſe 
bis zum Abſchluſſe der Donaufdifffahrtäacte vom 7. November 1857. Stutt: 
gart 1858. — Drei Defterreihifche Denkſchriften. Leipzig 1858. — Memoire 
sur la libert& du Danube et sur l’acte de navigation du 7 Novembre 1857. 
Paris 1858. — Wurm, Fünf Briefe über die Freiheit der Flußichifffahrt und 
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über die DonausActe vom 7. November 1857. Leipzig 1858. — Et. Cara- 
th&odory, Du droit international concernant les grands cours d’eau, Leipzig 
1861. (Le Danube, p. 124—135). — Ed. Engelhardt, Les embouchures 
du Danube et la commission institu&e par le Congres de Paris (Revue des 
deux mondes, Vol. LXXXIII, 1870); — l’Autriche-Hongrie et la question 
du Danube (Revue critique de legislation et de jurisprudence, Vol. X, 
1881). — Ursiano Valerian, L’Autriche-Hongrie et la Roumanie dans 
la question du Danube. Jassy 1882. — Cher L&on de Thier, La question 
de la libre navigation des fleuves. Le Danube. Liöge 1882. — Bern» 
bard Singer, Die Donaufrage. Wien 1882. — F. H. Geffcken, La 
question du Danube. Berlin 1883. — Felix Dahn, Eine Lanze für Rumäs- 
nien. Leipzig 1883. — v Holtzendorff, Rumäniens Uferrechte an der Donau. 
Leipzig 1883. — E.L. Catellani, La navigazione fluviale e la questione 
del Danubio secondo il diritto delle genti. Torino 1883 — Ed. Engel- 
hardt, La question du Danube. — La question du Danube après la Confe- 
rence de Londres. (Revue de Droit Intern. XV, (1883) p 5—16, 340-347). 
— Das Rumänifhe Grünbuch: Cestiunea Dunarei, Acte si documente. 
Bucuresci 1883. — A. d’Avril, La question du Danube (Revue du Monde 
latin Vol. II (1884), p. 5—26). — Th. v. Bunjen, Die Donau (Deutfdhe 
Zeit: und Streitfragen, Heft 198). Berlin 1884. La question du Danube (Rev. 
de droit Intern, XVI (1884), p. 551-567). — Ed. Engelhardt, Le droit 
fluvial conventionnel et le traitö de Londres de 1883 (Rev. de droit In- 
ternational XVI (1884), p. 360— 373). — A. G. Heffter, Europätfches Völker: 
recht (Franzöfifhe Ausgabe von Geffcken) $ 79 ©. 179, 180 Note 9. — 
F. de Holtzendorff, Les droits riverains de la Roumanie sur le Da- 
nube. Consultation de droit intern. Leipzig 1884. — ©. Jellinek, Defter- 
reichslingarn und Rumänien in ber Donaufrage. Eine völlerrechtliche Unter: 
fuhung. Wien 1884. — 2. Strifomwer, Artikel in der Zeitſchrift für das 
Privats und öffentliche Recht, Wien 1884; Xl,4. — L. de Neumann, EI£- 
ments du droit des gens moderne Europ&en, (überjegt v. Riebdmatten) 
Paris 1886. $ 22(a) p. 73—86. 


Die Donau war der lebte Europäifhe Strom, welcher internationalen 
Charakter erhielt; ihre Aufnahme in die Zahl derfelben datirt erjt feit dem 
Parifer Tractate vom 30. März 1856.1) Und doch ift die Donau nicht bloß 
ein, fondern mit Vorzug der Strom Europa® zu nennen ;?) fie ift auch bie 
einzige Waſſerſtraße unferes Gontinents, von der eine Strede durch gemein: 
ſame Uebereinkunft unter eine Europäifche Controle geftellt wurde, 
eine Maßregel, die durd die Natur der Verhältnifje angezeigt ift. 

Im Folgenden wird dargelegt werden, welche Anwendung den Grundſätzen 
des Miener Congrefjes durch den Tractat von Paris auf die Donau und ihre 
Mündungen gewährt wurde. Eine aus Delegirten aller auf dem 
Pariſer Congreß vertretenen Mächte gebildete Commifftion wurde 
eingefegt und mit der Aufgabe betraut, diejenigen Arbeiten zu bezeichnen und 
ausführen zu laſſen, weldye zur Freimachung des Flußbettes und der angräns 
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zenben Meerezitreden nöthig find, um diefelben in einen möglichft günftigen 
Zuftand der Schiffbarkeit zu bringen. Eine zweite, aus Bevollmädtig- 
ten der Uferftaaten gebildete Commiſſion mwurbe, in fländiger Form, 
gleichfalls eingefegt; ihre Aufgabe beitand in der Ausarbeitung der Schifffahrts- 
und Strompolizeiordnungen, der Befeitigung noch beftehender Dindernifje für 
die Ausführung der Wiener Grundfäße, ſowie der Bezeichnung und Ausfüh— 
rung derjenigen Arbeiten, welche auf dem Stromlaufe nöthig werden, endlich, 
nad; Auflöfung der Europäifhen Commiſſion (welche in zwei Jahren erfolgen 
jollte) in Erhaltung der Sciffbarfeit auf den Donaumündungen und den an- 
ftoßenden Theilen de Meeres. So lauteten die Beftimmungen der Artikel 
16, 17 und 18 des Parifer Tractats.®) 

Auf Grund derjelben ſchloſſen die damaligen Uferſtaaten: Defterreich, Bayern, 
die Türkei und Württemberg in Wien am 7. November 1857, eine Scifffahrtsacte 
ab; troß des freiheitlichen Beiftes, welcher fie auszeichnet, konnte diefe Convention 
doch nicht die Genehmigung der übrigen Signatarmächte des Parifer Tractates 
erlangen, und zwar in Folge des wefentlichen VBorbehaltes, day die Binnen- 
Ihifffahrt nur den Uferftaaten zuftehen follte, jowie einigen, mit dem Princip 
des freien Tranfithandelä unvereinbaren Maßregeln im Intereffe der Zollvers 
waltung; das Inkrafttreten der Convention tft demzufolge aufgefhoben ge: 
blieben und die Uferitantencommiffion konnte niemal3 regelmäßig functio- 
niren. #) 

Andererfeit3 wurde die Europäische Donaucommifjion, deren Dauer ur- 
ſprünglich auf zwei Jahre feitgefegt war, allmählicy berufen die Donaufrage, 
welche im Laufe der Zeit ziemlich vermidelt geworden, allein zu einer befrie> 
digenden Löſung zu bringen. 

Nah mehrmals erfolgten Verlängerungen ift ihr Fortbeſtand nunmehr 
endgiltig gefichert. 

Schon 1858 hatte Defterreich beantragt, die Auflöfung der Europäiſchen 
Commiffion zu erllären und ihre Befugnifje auf die jtändige Commiffion der 
Uferftaaten zu übertragen; allein die Gonferenz, melde bereit® die Genehmi— 
gung der Scifffahrtsacte vom 7. November 1857 abgelehnt hatte, entſchied 
ferner, daß die noch nicht erfüllte Aufgabe, die Bejeitigung der Scifffahrts- 
bindernifje an den Strommündungen, gemäß Art. 16 des Parifer Tractates, 
ausſchließlich Sade der Europäifchen Commiſſion fei und verlängerte zu 
diefem Zwecke zum erftenmale deren Vollmachten. Die Arbeiten nahmen dem- 
nad ihren Fortgang und am 2. November 1865 gelangte der Acte public 
relatif à la navigation des embouchures du Danube jusqu’ à Galatz, die 
einzige gegenwärtig geltende Rechtsgrundlage, zur Unterzeichnung. ®) 

Am 28. Mai 1866 wurde der Beftand der Europäifchen Gommiffion auf 
weitere fünf Jahre gefichert, eine nochmalige Verlängerung auf 12 Jahre (bis 
24. April 1883, dem Schlußtermin der Amortifationsfrift für das unter Ga- 
rantie der Mächte zu den Bauten gemachte Anlehen) erfolgte durch den Lon— 
doner Vertrag von 1871.9) 

Der mittlerweile zufammengetretene Berliner Congreß brachte im Jahre 1878 
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eine jehr bedeutende Aenderung diefes Zuftandes. Rumänien wurde, ald nun 
mehr unabhängig erklärt, in die Europäische Commiffion aufgenommen, deren 
Befugnifje nun erft oberhalb Salat aufhörten; Serbien wurde ebenfall3 unab- 
hängig und gleichzeitig ward aud) das Fürſtenthum Bulgarien als Tributitaat der 
hohen Pforte geſchaffen; ferner wurde beftinmt, daß die Ausarbeitung der Regle- 
ments für die Schifffahrt, Strompolizei und DOberaufjicht, für die zwiſchen dem 
maritimen Gebiete der Donau und ihrem oberen Laufe gefchaffene, von Salat 
bis zum Eifernen Thor reihende Zwifchenzone der Europäifhen Commiſſion 
obliegen folle, deren Aufgabe hiedurdy bedeutend erweitert wurde. Hierzu 
follten die Delegirten der Uferftaaten beigezogen und die zu erlajjenden Vor— 
ſchriften mit denjenigen in Einklang geſetzt werden, welche für die Strede von 
Gala biß zu den Mündungen bereits erlafjen find oder bis dahin erlafjen 
würden. Die den Uferftaaten dur) den Londoner Vertrag von 1871 gewor— 
dene Aufgabe, die Sindernifje, weldye das Eiferne Thor und die Katarakte der 
Schifffahrt noch entgegenitellen, zu befeitigen, wurde auf Dejterreich: Ungarn 
übertragen mit der Ermädtigung zur Dedung der Koften bis auf weiteres eine 
Abgabe zu erheben;?) außerdem wurde zur größeren Sicherheit der im allgemei- 
nen @uropäifhenüntereffe liegenden Freiheitder Donaufjdifffahrt 
die Schleifung aller Befeftigungen an deren Ufern vom Eifernen Thor bis zu 
den Mündungen angeordnet, die Errichtung neuer unterfagt und beftimmt, daß 
mit Ausnahme der für die Ausübung der Strompolizei beftimmten Zleineren 
Fahrzeuge, fein Kriegsſchiff auf diefer Strede der Donau ſich aufhalten dürfe. ®) 

Die Europäifhe Commiffion tagte hiernady von 1879 bis 1882 und am 
2. Juni legteren Jahres gelangte gegen die Stimme Rumäniens, welches 
feinen Widerſpruch bis zulegt aufrecht erhielt, der Entwurf eines Neglements 
betreffend die Schifffahrt, die Strompolizei und die Dberaufficht- zur endgül⸗ 
tigen Annahme. °) 

Die betheiligten Staaten follten nun, behufs definitiver Regelung der vor, 
würfigen Frage gemäß Art. 54 des Berliner Tractates, vor Ablauf des 23. April 
1883, mit welchem Tage die Europäifhe Commiffion aufgelöft fein follte, Ver— 
einbarung treffen. 

Eine Conferenz, von welcher Humänien in Folge feiner Weigerung eine 
lediglich berathende Stimme auf derjelben zu führen, ſich ausgeſchloſſen fand, 10) 
trat hierzu im Januar 1883 im London zufammen; das Ergebniß ihrer Be- 
rathungen iſt in dem DBertrage vom 10. März des gleichen Jahres nieder: 
gelegt; defjen mwichtigite Beftimmungen find folgende: Der Wirkungsfreis der 
Europäifhen Commiſſion wird bis Braila ausgedehnt und deren Vollmachten 
vom 24. April 1883 auf eine Friſt von 21 Jahren verlängert; von 1904 ab 
gelten diefelben je für 3 Jahre in vollem Umfange als ftillfhweigend er- 
neuert, mobei es den contrahirenden Staaten freifteht, Borfchläge zu Aende— 
rungen in der Zufammenjegung der Commiffion oder der Ausdehnung ihrer 
Vollmachten jeweils ein Jahr vor Ablauf obiger Friften anzufündigen. Die 
Kiliamündung, foweit deren beide Ufer zum nämlichen Staate gehören, fteht, 
mit gewiſſen Ausnahmen, nicht unter der Herrſchaft der Europäifchen Com⸗ 
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miffton, fondern der beiden Uferftaaten Rußland und Rumänien; die gemiſch— 
ten Abtheilungen des Laufes ftehen unter einer befonderen Aufſicht unter den 
von beiden Uferftaaten zum Gremium der Europätfchen Commiffion delegirten 
und zwar unter Neglements, welche mit denen dieſer Commiffion überein- 
ftimmen müfjen. 1!) 

Die Auffiht über die Stromftrede vom Eifernen Thor bis Braila iſt 
einer gemifhten Commiffion anvertraut, beitehend aus ben drei Ufer- 
ftaaten Rumänien, Bulgarien und Serbien, ferner Oeſterreich-Ungarn, welches 
den ftändigen Borfig führt, und einem Vertreter der Europäischen Commiflion, 
welche eines ihrer Mitglieder, mit Ausnahme des Defterreichiich = Ungarifchen 
und des Rumäniſchen, welde ohnehin in der Commiſſion der Uferftaaten ver« 
treten find, hierzu abordnet; die Auswahl beſchränkt fi) demnach auf das 
Deutſche Rei, Großbritannien, Frankreich, Italien, Rußland und die Türkei. 12) 

Rumänien ftimmte dem Londoner Bertrag vom 10. März 1883 aud) in 
feiner abgeänderten Geſtalt nicht zu;13%) nichts dejtoweniger fand die Aus- 
wechſelung der Ratificationen feitens der Signatarmädhte ftatt. Die Acte ift 
aber immerhin noch nicht vollziehbar, da die Zuftimmung Rumäniens bis heute 
noch auzjteht. 14) 

Bei dem gegenwärtigen Stande der Frage vermag lediglich ein für alle 
Betheiligten annehmbarer Vergleich einem fo bedauerlidyen Zuftande der Dinge 
ein Ende zu machen, ein Vergleich, welcher unter Wiederherftellung einer ein 
heitlichen Rechtsordnung für die Donau gemäß den Beltimmungen des Pariſer 
Zractats, die fämmtlichen im Spiel begriffenen Interejien wahrt und die be: 
rechtigte Gontrole Europas unangetaftet läßt. 15) 


ı) de Martens, R.M. VII, p. 497 ff. Die contrahirenden Mächte erflären im 
Art. 15, daß die Anwendung der Grundſätze des Wiener Eongrefies auf die Donau 
ein Gegenstand des Europäiſchen Völkerrechts jei und daß fie dieſelbe 
unteribre Garantie nähmen. Schon auf dem Wiener Congreß, im Art. 17 des von 
Herzog von Dalberg Überreichten Entwurfes einer Stromfdifffahrtsorbnung, war bie 
Donau unter denjenigen Waflerftraßen aufgeführt, welche als gemeinfames Ganzes 
zu betrachten feien und für welche hienach ſowohl bezüglich der Polizei alö der Er: 
bebung der Abgaben ein einheitliches Syftem zur Anwendung kommen follte. That— 
ſäch lich herrfchte auf der Donau ſtets Freiheit der Schifffahrt; kraft Älterer und fpäter 
oftmal3 erneuerter Verträge der Hohen Pforte mit den Mächten war die Schifffahrt 
allen Flaggen jederzeit und zwar nicht bloß an den Mündungen, fondern bis Bels 
grad gejtattet. Siehe über die Gefchichte diefer Frage bis 1856: v. Holgendorff, 
©. 3— 16; Beffden, S. 6—11; Eatellani, ©. öl - 57 und meine oben an: 
geführte Schrift S. 124— 127. Das vollftändige Berzeihniß der auf die Donau bes 
züglihen Eonventionen findet fich bei v. Holtzendorff, ©. 258 -288. 

2) Siehe in nachſtehendem die Länge der einzelnen Europäifhen Ströme und 
wichtigſten Flüffe in Kilometern (nad) Focillon): Donau 2750, Elbe 1270, Zajo 
1120, Rhein 1100, Weichiel 960, Niemen 830, Duero 810, Po 650, ungezählt na= 
türtlih die Wolga, welche mit 3340 km die erfte Stelle einnimmt, aber nicht unter 
die internationalen Ströme gehört. 
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8) Die durch den Parifer Tractat erfolgte Einfegung einer Europätfhen Com: 
miffion anftatt einer nur aus Uferftaaten beſtehenden, bildet das erfte Beifpiel einer 
meitgreifenden Anwendung der Wiener Grundfäße in Europa. 

4) Situng der Parifer Conferenz vom 16. Auguft 1858, Prot. Nr. 18. Siehe 
das Rumäniſche Grünbud, S. 335—342. 

5) v. Neumann ift ebenfalls diefer Anficht (a. a. D. S. 81); vgl. bei Geffden 
©. 18 die bemerfenswerthejten Refultate der Thätigfeit der Europäifhen Commiffton. 

6) Bis 1871 war die Donau bezüglich ihrer Beſchiffung und deren Rechtäord- 
nung in drei Abſchnitte getheilt: der erſte Abfchnitt unter der Europätfhen Com: 
miffion vom Meere bis Iſaktſcha; der zweite Abichnitt unter den früheren Rechts: 
zuftänden von Iſaktſcha bis Orſova (die Pforte hatte die Unmöglichkeit anerkannt, 
die Schifffahrtäacte vom 7. November 1857 angeficht3 ber Verweigerung ihrer Ges 
nehmigung durd) die Mächte durchzuführen); endlich von Orſova bis zur Iller galten 
die Oeſterreichiſch-Deutſchen Reglement3 für die obere Donau. 

?) Art. 52—57 des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878. Der Franzöfifche 
und Deutfhe Text im Neichdanzeiger von 1878 ©. 307. v. Holtzendorff, 
S. 42, 43. Angeficht3 der hiedurch erfolgten Neugeftaltung der internationalen Ver: 
hältniffe wurde durch eine, von den in der Europäiſchen Commiſſion vertretenen 
Mächten (Rumänien inbegriffen) zu Gala am 28. Mai 1881 abgefchlofjene Addi— 
tionalacte, die Acte vom 2. November 1865 in Einklang mit den Beftimmungen bed 
Berliner Tractates gefegt. 

8, In Ausnahmsfällen Dürfen die Stationsfchiffe, welde die Mädte an ben 
Mündungen haben, bis Galag fahren. (Art. 52 des Berliner Vertrages.) 

9) Der durch Bulgarien unterftügte Widerftand Rumäniens richtete ſich vorzugs— 
weife gegen die Art. 6 (Zollamtliche Behandlung der Schiffe), 8 (Borbspapiere der Strom: 
ſchiffe), 67 (Zootfendienft), 72—95 (Strafen für Zumiderhandlungen), 96 (Strompolizei 
auf der Strede zwijchen Braila und Galag), 104 (Eintheilung des Stromlaufes in polizei- 
liche Ueberwahungsbiftricte). Vgl. v. Holgendorff, ©. 41-59. — Geffden, 
S. 26-31, ferner das Rumäniſche Grünbuch, Protocol Nr. 4 vom 12, December 
1880 S 611,612 (Erörterung ber Brüdenverhältnifie), S. 613, 614 (Fifcherei, Mühlen), 
614 (Zollverhältniffe und Tranfit), S. 616—618 (Borbspapiere, Zeinpfad, Quarantaine, 
Uebereinftimmung der Borfchriften für Fahrten zu Berg und zu Thal). — Protos 
coll Nr. 5 vom 15. December 1880 ©. 618 — 628 (Berhandlungen der gemijchten 
Commiffion). — Protocol Nr. 7 vom 27. December 1880 ©. 645— 647 (Inſpec⸗ 
toren, Dafencapitäne, Strombiftricte). Siehe ebenfo die Protocolle 18 (vom 16. Juni 
1881), ©. 692, 21 (vom 15. Mai 1882), ©. 716 — 722 und 23 (vom 27. Mai 
1882), S. 727 — 737 (Erörterungen über die Feftftellung des authentifhen Wort- 
lautes der Beftimmungen über Brüden, Borb3papiere, Theil C. des Reglements ent- 
haltend die Flußpolizei, über die gemifchte Commiſſion, den Vorſchlag Barrere 
wtf). 

Das Einvernehmen reichte nur bis zur Feftftellung der Reglements A und B be- 
zügli der Schifffahrt und ber Strompolizei; dagegen fand das zur Sicherung des 
Vollzuges der Reglements A und B beftimmte Oberauffitsreglement C ſeitens Rus 
mäniens feine Annahme. Der Berliner Vertrag ſchweigt über diefen Punkt; in Folge 
einer bebauerlichen Lücke findet fich in Art. 55, der Duelle aller weiteren Schwierig» 
feiten, leine internationale oder uferftaatliche Behörde für diefen Fall vorgefehen. 
Der von der Europäifchen Commiſſion am 17. December 1879 (Protocol Nr 349 
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$ 1) beftellte Ausſchuß, beftehend aus Vertretern Oeſterreich-Angarns, Deutſchlands 
und Staliens flug am 12. Mai 1880 nad) langen Berhandlungen vor, eine ge: 
miſchte Commiſſion, beftehend aus den drei Uferftaaten, Rumänien, Serbien und 
Bulgarien, ſowie DefterreichUIngarn zu bilden, unter dem Borfig des letzteren, wel⸗ 
ches auch bei Stimmengleichheit den Stichentſcheid haben folle. (Rumäniſches Grün: 
bud, ©. 570.) Der vorbereitende Ausſchuß hatte diefe Löfung angefichts der geo— 
graphiſchen Lage Defterreih-Ungarns, feiner vielfeitigen und wichtigen Intereſſen an 
der unteren Donau ſowie der Laften, welche ihm der Art. 57 des Berliner Vertrages 
(Bejeitigung der Scifffahrtähinderniffe am Eifernen Thor und den Katarakten) aufs 
erlegt hatte, für angemeffen erachtet. 

Die in der Europäiſchen Commiſſion vertretenen Mächte theilten diefen Stand» 
puntt; Rumänien allein verweigerte feine Zuftimmung mit der Begründung, bie 
Anwefenheit einer nicht am Ufer betheiligten Macht, wie Defterreich » Ungarns, im 
Schofe einer aus den Uferftaaten gebildeten Commiffion, welche nad) der inter: 
nationalen Praxis ausschließlich, unter der Oberaufficht Europas, die Neglements 
auszuführen hätte, ferner deſſen ftänbiger Borfig und der ihm zugebilligte Stichs 
entjcheid feien ebenfoviele Berlegungen der fouveränen Rechte des unabhängigen 
Staates? Rumänien. Lange und unfruchtbare Debatten folgten hierauf; endlich, in 
der Situng vom 27. Mai 1882, fam der den Uferftaaten etwas günftiger vermittelnde 
Vorfhlag Barröre's zum Borfchein. Diefer beftimmte in einer geiftreihen Combina— 
tion behufs eines Vergleichs: Oeſterreich-Ungarn follte den Borfig in der gemifchten 
Commiſſion behalten, aber ohne den Stichentfcheid, indem durch Hinzufügung eines 
meiteren Mitgliedes der Europäifhen Commiffion die Zahl der Mitglieder auf fünf 
gebradt und fo ohne Zuhülfenahme einer Doppelftimme die Majoritätäbildung er: 
reiht würde. Die Mächte waren mit dem Borjchlage des Franzöſiſchen Bevollmäch— 
tigten einverftanden und derfelbe warb bei der Abftimmung am 2. Juni 1882 ans 
genommen; Rumänien verweigerte auch dem in dieſer Weiſe abgeſchwächten Vor: 
ſchlage feine Stimme und bejtand auf der Einfegung einer reineneberwadhung3: 
commiffion ohne irgend welche Bevorrehtung DefterreihUngarnd. Dies veranlaßte 
nun neuerlihe Verhandlungen, welche durch den Londoner Vertrag vom 10. März 
1883 ihren Abſchluß fanden. 

10) Numänien ftüßte fich auf das Protocoll des Aachener Congreſſes vom 15. No: 
vember 1818 (v. Holtzendorff, ©. 137, 138 $ 4) und verlangte hienach Zulaffung 
zur Conferenz mit bejchließender Stimme aus dem nämlichen Redtätitel wie die übri- 
gen Mächte. S. bei Catellani, S. 142— 145 bie Präcedenzfälle für die Aus: 
ſchließung von Mächten von Europäifhen Berathungen. 

11) Die ausſchließlich Auffifchen bezw. Rumänifhen Stromftreden unterftehen 
der betreffenden Zerritorialjurisbiction; gleichwohl find die Pläne der dort zur Aus: 
führung gelangenden Bauten ſowie die aufzuftellenden Tarife zur vorgängigen Prüfung 
der Europätfhen Commiſſion zu unterbreiten, welche demnadh ein indirectes Auf: 
fihtärecht über den Kiliaarm übt. Engelhardt (Revue de droit intern. XVI (1884) 
p- 362) bemerkt, daß der Berliner Congreß es unterlaffen bat, die Ruſſiſch-Rumä— 
nifhe Gränze zwifchen der Pruthmündung und dem Punkte, wo die Kilia von dem 
Hauptarme abzweigt (Tichatal d’Ismail), genau zu beftimmen. Die ſtaatsrechtlichen 
Verhältniffe find daher auf diefer 28 Eeemeilen langen Strede im Unfklaren ges 
lafjen. 

12) Londoner Bertrag vom 10. März 1883, Art. 1-9. v. Holkendorff, 
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S. 201—203. Die am 2. Juni 1882 genehmigten Schifffahrts-, Strompolizeis und 
Ueberwachungsreglements finden Anwendung auf die Donauftrede zmwifchen dem 
Eifernen Thore und Braila; diefelben bilden einen Anhang zu dem eben genannten 
Vertrage. (Art. 1-10 behandeln die allgemeinen Grundfäge über die Stromjdiff: 
fahrt, Art. 11—95 die Strompolizei und Art. 96 — 108 beziehen fih auf die Aus: 
führung der Reglementö und deren Uebermwahung). Auf der Londoner Gonferenz 
machte Defterreich-Ungarn folgende Conceffionen: Verzicht auf die Doppelvertretung 
in der gemifchten Commiffton, Annahme des von Rumänien vorgefhlagenen Er: 
nennungämodus der Infpectoren jomwie der Ernennung der Unterinfpectoren aus: 
ichließlich durd die Uferftaaten, melde von der volljogenen Ernennung bezw. Ber: 
feßung der gemifchten Commiffion Mittheilung madhen. Der Tert fowie die auf 
diefe Reglements bezüglihen Actenftüde finden fi im Rumänien Grünbuch ſowie 
bei v. Holgendorff (Anhang) 

13) Siehe das Circular Lord Granville'3 an die Vertreter Ihrer Britiſchen Ma— 
jeität vom I4. Mär; 1885. — Depeide D. Stourdza’s, Minifterd des Ausmwär: 
tigen an den Rumäniſchen Gefandten in London vom 24. Mai 1883. v. Holen» 
borff, ©. 208-222 und 236— 247. 

14) Der Vorſchlag des Grafen Karolyi, das zur Annahme gelangte Reglement 
als vollziehbar zu erklären, wurde durch die Gonferenz abgelefnt Geffden, 
©. 53, 54. 

15) Die Mehrzahl der hervorragenden Rechtögelehrten, welche über die durch den 
Londoner Vertrag geihaffenen Zuftände gefchrieben haben, v. Holyendorff, Dahn, 
Geffcken, Bunfen, Catellani unterftügen unbedingt die Anfprühe Rumä— 
niend. Engelhardt und d’Nvril im ganzen ebenfalls auf Seiten Rumäniens 
ftehend, tragen der Nothmwendigkeit Nehnung, welche die getroffenen Entſcheidungen 
begründet. Zellinef und Strifomwer nehmen für ihr Vaterland Defterreich » In: 
garn Partei vo Neumann äußert über den Dejterreihifch-Rumänifchen Conflict 
feine Meinung Bolljte Einigfeit herrfcht über den einen Punkt, daß bezüglich der 
Frage der Controle und Ueberwahung die dem Londoner VBertrage angefügten regle 
mentarifhen Bejtimmungen bie freifinnigfte nnd vollftändigfte Anwendung der Euro: 
päifchen conventionellen Stromgefeggebung bilden und zwar trog der Verſchiedenheit 
der mit ihrer Ausführung betrauten Organe; die legtere beruht im übrigen auf einer 
Zweitheilung zwiſchen der Schifffahrt auf der unteren Donau bis zum Eifernen Thor, 
wo die Competenz der Europäiſchen Commiffion aufhört, und derjenigen auf der 
oberen Donau, melde ſich noch unter der Herrſchaft der Defterreichifch-Deutfchen Ab- 
machungen befindet, aber naturnothbwendig nad) Bejeitigung der Sinderniffe des 
Eifernen Thores und der Katarafte an den Borrechten der unteren Donau Antbeil 
haben wird. Die durch den Londoner Vertrag vom 10. März; 1883 fanctionirte Lö— 
fung ift, was nicht zu vergefjen, ein Compromiß und eine hervorragend politifche 
Löfung der Frage: die Eriftenz der Europäifhen Commiſſion mußte, nachdem ber 
äußerjte Termin ihres Beftandes nahegelommen, gefichert werben und zwar um jeden 
Preis. Hiezu waren freilid bedeutende Opfer nöthig, aber durch diejelben wurden, 
wenigjtend nad) unferer Anficht, die wejentlihen in Frage ftehenden Grundfäge nicht 
verlegt. 

Die Europäifche Commiffion hat eine an Permanenz ftreifende Verlängerung erfah: 
ren und wenn bie Londoner Conferenz fonft gar fein Refultat gehabt hätte, fo verdiente 
fie doch den Dank aller, die an dem endgültigen Triumphe der freien Flußſchifffahrt 
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intereffirt find. Beziehentlid) der Beftimmungen über die Anmenbung der Regles 
ments läßt fi fagen, daß das fraglihe Princip ftreitig ift. PVildet der gemeinfame 
Befit der Ufer oder der des Stromlaufes das charakteriftifche Merkmal für einen 
Uferftaat ? Fällt die Ausführung der Stromgefege ausschließlich unter die Rechte ber 
betreffenden fouveränen Territorialgewalt? aber, Engelhardt bemerkt fehr treffend 
(Revue de droit Intern XV (1883) p. 7) haben denn nicht die Uferftaaten aller inter 
nationalen Waiferftraßen die Ausübung gewiffer Sonderredte an eine gemeinfame 
Behörde übertragen, und gerade folder Rechte, deren Rumänien ſich nicht entäußern 
zu können glaubt ? ES giebt eben zwingende Nothwendigfeiten, deren Berüdfih:igung 
fih niemand zu entziehen vermag. Die Defterreih:Ungarn in der gemijchten Com: 
miffion zugeftandene Stellung ift lediglich eine Frage der Convenienz und der Cour— 
toifie.e Ganz Europa ftimmt zu; von den brei Uferftaaten thuen zwei das näm— 
lihe: Serbien, welches die Londoner Abmahungen angenommen hat, und die Türkei, 
eine Signatarmadt des Vertrages vom 10. März; die Vorbehalte Bulgariens er: 
ſcheinen hiebei juriftifch irrelevant, da dieſes Fürftentfum einen integrirenden Be: 
ftandtheil des Dttomanifchen Reiches bildet und letzteres allein das Recht der Re: 
präfentation beſitzt Warum follte Rumänien nicht ebenfalls diefen Abmadhungen 
uftimmen können? Zord Granville führte den Präcedenzfall der unteren Schelde 
an, deren beide Ufer zu den Niederlanden gehören und bezüglid) welcher dennoch 
Belgien von den Mächten die Eigenfchaft eines Uferftantes zugebilligt erhielt. Diejer 
Fall bildet, wie zugegeben werden muß, feinen vollgültigen Beweis: die Stellung 
Belgiens bezüglich der Scheldemündungen beruhte endgültig auf gemeinfamen Ber: 
einbarungen mit Holland; aber hat nicht Rumänien felbft, auf dem Pruth, Defter: 
reich-Ungarn durch den Abfchluß der Scifffahrts:Convention von 1866 die Rechte 
eines Uferftaates zugeftanden, obwohl diejfer Fluß während feines ganzen Laufes 
durch Defterreih:Ungarn nicht ſchiffbar ift, die Sciffbarkeit vielmehr erft auf 
Rumänifhem Gebiete beginnt? Siehe Jellinek, S. 25—32 

Wir müffen geftehen, daß wir auf allen internationalen Wafferftraßen eine Eon» 
trole ähnlid) der auf der Donau durch die Europäifhe Commiffion geübten einge: 
richtet jehen möchten. Umſomehr gauben wir, daß die Antheilnahme der Uferftaa: 
ten bei der Regelung der Ueberwachung der Schifffahrt und Flußpolizei auf dem 
ganzen Laufe vehtlih begründet tft. Wir find überzeugt, daß, wie Bunſen vor: 
fchlägt (Revue de droit Int. XVI (I884) p.558, 559) Württemberg und Bayern unterhalb 
des Eijernen Thors eines Tages gleiche Nedte mit Rumänien, Serbien und Bul— 
garien oberhalb derfelden geniegen werben; aber wir fehen nicht ein, inwiefern bie 
2ondoner Vereinbarungen die Souveränetätsrehte Rumäniens mehr angetaftet 
haben als dies durch die Verpflichtung geſchah, die freie Schifffahrt auf der ganzen 
Rumänifchen Stromftrede, die Ihätigfeit der Europäifchen Commiffion, welche ſich in 
vollfterUnabhängigkeitvon den Territorialgemwalten bewegt, fowie alle an: 
deren Beſchränkungen fürliferftaaten, als ebeno viele Beſchränkungen ihrer Gebietähoheit 
zu dulden. Der Londoner Vertrag enthält keine thatſächliche Bevorzugung Defterreich 
Ungarns zum Nadjtheile anderer Staaten; andererſeits, ift eö nicht Europa jelbit, 
das in impofanter Manifeftation feines Willens diefes Mandat an das große Kaifer: 
reih an der Donau übertragen hat? Ein Staat, glauben wir, vergiebt ſich nichts, 
wenn er fi einer Entſcheidung Europas fügt, felbjt nicht in dem Falle, wenn er 
das Necht auf feiner Seite zu haben glaubt. Vgl die Vorfchläge zur Löſung der 
Frage feitens Beffden (a. a. D.), ©. 60-69. 

— 28* 
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I. Bie Ströme Amerikas.') 


8 79. 


A, Der Miffiffippt. — B. Der St. Lorenjftrom. — C. Der Rio de la Plata. — 
D. Der Amozonenfirom. — E. Der Rio Grande. 


A. Der Miſſiſſippi. 


Literatur: Phillimore, Commentaries upon international Law I, p. 181 
—182. - H. Wheaton, Histoire du progr&s du Droit des gens II, p. 191 
— 195. — Jefferson’s Instructions to the commissioners appointed to ne- 
gociate with the court of Spain in Waite’s American State papers Vol. X, 
p. 135—140. — Wheaton, Elements of international Law, ed. A. C. Boyd. 
London 1878, $$ 200— 202 p. 262 —266. — W. E, Hall, International 
Law. Oxford 1880, p. 107. — Eugöne Schuyler, American Diplomacy, 
New York 1886. p. 265 — 281 (Geſchichte der den Miffiffippi betreffenden 
Unterhandlungen zwiſchen ben Vereinigten Staaten und Spanien.) 


Zur nämlichen Zeit ala Kaifer Sofef II. in Europa die Freiheit der 
Schelde zu Bunften feiner Belgiſchen Unterthanen forderte, fam die Frage der 
freien Stromſchifffahrt auch jenfeit3 des Deeand in Fluß. Durd den Ver: 
trag von Paris vom Jahre 1763 hatte Frankreich Canada, und Spanien 
Florida an Großbritannien abgetreten; ?) die Engländer erhielten dad Necht auf 
dem Mifiiffippi in feiner ganzen Ausdehnung Schifffahrt zu treiben, ohne 
einer Abgabe unterwurfen zu fein; kurze Zeit ſpäter trat Frankreich Zouifiana 
an Spanien ab und durd den Parifer Vertrag von 1783 erhielt es auch 
Florida zurüd.) Nachdem ſich diefe Macht jo im Befige der Miffiffippimün- 
dungen befand, beanspruchte fie das ausschließliche Recht auf der von feinem 
Gebiete eingefchloffenen Stromſtrecke Schifffahrt zu treiben. In Vorausficht 
defien hatte Art. 8 des Vertrages von 1783, wodurd die Unabhängigkeit der 
Vereinigten Staaten feſtgeſetzt wurde, auch beftimmt, daß die Schifffahrt auf 
dem Miffiffippi für immer frei und den Britifchen Unterthanen ſowie aud) den 
Bürgern der Vereinigten Staaten ungehindert gejtattet fein follte Auf Grund 
diefes Artikels, fowie der früheren Verträge und der allgemeinen völferredt: 
lien Grundſätze wollte das Gabinet von Wafhington nicht auf die Forderung 
Spaniens eingehen, fondern behauptete, daß gleichwie die freie Seeſchifffahrt 
jedem gejtattet fei, die freie Stromſchifffahrt nothwendig jedem Uferjtaate an 
einer Wafjerftraße zu Gute fommen müſſe und „auf einem tief in das menſch— 
liche Derz gegründeten Principe beruhe”, deſſen Ausübung niemanden fchaden 
fünne.*) Die Amerikaniſche Anſchauung fiegte und der im Jahre 1795 unter- 
zeichnete Vertrag von San Lorenzo el Real machte ven Erörterungen ein 
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Ende, indem er vollftändige Freiheit für die Bürger der Vereinigten Staaten 
bezüglich der Schifffahrt ftipulirte. 

Hierauf erwarb die Nordamerifanifhe Union nad) und nad Louiſiana 
durch Abtretung ſeitens Napoleons I. vom 30. April 18035) und Florida durd) 
Vertrag mit Spanien vom 22. Februar 1819 und gegenwärtig befindet ſich 
diefelbe im Befite diejes ganzen herrlihen Stromlaufes. Nach dem Bud: 
ftaben des Rechtes würde die Schifffahrt auf demfelben ein ausſchließliches 
Recht der Union fein, da die Beitimmung des Parifer Vertrages von 1783 
zu Bunften der Britifchen Unterthanen, im Vertrage von Gent vom 24. De: 
zember 1814 ſich nicht wiederholt findet. 6) 


B. Der St. Lorenzftrom. 


giteratur: Phillimore, Commentaries upon International Law I, p. 182 
—186. — H. Wheaton, Histoire des progrös du Droit des gens II, 
p. 195—199. — W. E. Hall, International Law, p. 108. — American 
papers on the navigation of the St. Lawrence. Congress documents, 
Sess. 1827/28 N. 43. — British papers on the navigation of the St. Law- 
rence. State papers 1826-1829. — Eugöne Schuyler, American Di- 
plomacy VI B. the St, Lawrence, p. 282—291. 


Hehnlihe Differenzen mie betreff3 des Miffiffippi erhoben fich feit 1824 
awifchen den Vereinigten Staaten und Großbritannien bezüglich des St. Yorenz: 
ftromes. Die Englische Herrſchaft erjtredt fid auf die Nordufer der Seen 
und bes Stromes jowie auf die Sübufer vom 45. Breitengrade bis zur Strom: 
mündung, während die Vereinigten Staaten fid) im Bejite der großen Seen 
und des Stromes biß zu jenem Punkte befinden, wo die Nordaränze der Ne: 
publif den Strom erreicht. Letztere forderte demnach das Recht der freien 
Stromfdifffahrt von der Quelle bis zum Meere umd jtüßte fich hierbei auf 
Rechte, welche ſchon im Jahre 1756, alfo vor dem Unabhängigfeitstriege von 
den Franzoſen erlangt wurden und überdies auf die Beftimmungen der Wiener 
Gongreßacte, welche die Freiheit der Stromfchifffahrt für alle Nationen pro: 
clamirt habe. 

Die Englifche Regierung wandte ein, daß die Beitimmungen des Wiener 
Congreſſes das Ergebniß eines gemeinfamen Uebereinkommens auf Grund 
der Interefjen der verfchiedenen Staaten jeien, daß ferner die Behauptung von der 
Eriftenz eine Rechtes im wörtlichen Sinne auf die Stromfhifffahrt nicht 
haltbar fei und ebenfo wenig die Inanſpruchnahme eines Rechtes aus früherer 
Zeit, das, felbjt feinen vorherigen Bejtand angenommen, doch mit Nothwen- 
digkeit von dem Augenblide der Anerkennung der Unabhängigkeit an zur Er: 
löfchung gelangte. 

Das Cabinet von Wafhington erwiderte auf diefe Beweisführung, das 
Recht auf einem Fluſſe Schifffahrt zu treiben, ſei für die Uferbewohner in 
der Naturjelbitbegründet, und bezüglich der Nichtanwendbarfeit der Beſtim— 
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mungen des Wiener Congrefjes fügte der Staatäfecretär der Republik für die 
auswärtigen Angelegenheiten bei: 
„Daß es oft nothmwendig wird, dem Naturreht einen pofitiven 
Ausdrud zu geben; fo wurde das Recht zur Beidiffung des offenen 
Meeres Gegenftand von Neglements und Verträgen. Die in Wien 
proflamirten Grundfäge jollten dagegen alö eine dem großen Gejeß- 
geber des Meltalld von dem Menſchen dargebrachte Huldigung be- 
tradhtet werden, indem diejer die Werke des Schöpfers von den Sinder: 
niffen, melden fie fo oft auf willfürlihe MWeife unterworfen waren, 
befreit hat.’?) 

Der Neciprocitätsvertrag vom 5. Juni 1854, durch Lord Elgin zu 
Wafhington geſchloſſen, machte diefen Controverfjen nad länger alö einem 
Vierteljahrhundert ein Ende und zwar durch Zulaffung der Schiffe der Union 
auf dem großen canadifchen Strome,®) deſſen freie Schifffahrt eine nochmalige 
Betätigung dur den Wafhingtoner Vertrag vom 8. Mai 1871 fand. 9) 


C. Der Rio de la Plata. 


Literatur: de Brossard, Considerations historiques et politiques sur les 
Republiques de la Plata, Paris 1850, L. IV ch. VII, IX. — Annuaire 
des deux-mondes, Ann. 1850—1859. — Mannequin, Les provinces Ar- 
gentines et Buenos Ayres, Paris 1856. — Mein: Cours d'eau (Rio de la 
Plata) p. 142— 149. — Eugöne Schuyler, American Diplomacy, VI 
F. the river Plate, p. 319—328. — Leguizamon, M&moire sur les actes 
internationaux les plas importants qui se sont produits dans la Röpublique 
Argentine de 1875 & 1885. (Neuefte Verträge betreffen den Paraguay, den 
Parana und den Uruguay.) Annuaire de l'Institut de Droit international, 
8me annde Bruxelles 1886, p. 317-343, 





Zwei große Verkehrsadern erftreden ſich in die Tiefen des Südamerika— 
niſchen Gontinents, der Rio de la Plata und der Amazonenftrom. Diefe 
beiden gewaltigen Ströme durcheilen den größten Theil Süd-Amerifas, befpülen 
zum Theile noch unerforfchte Gebiete, nehmen zahlreiche Nebenflüffe in ſich auf 
und bilden endlich zwei der herrlichiten Waſſerbecken der Welt. 10) 

Abgeſehen von den Vortheilen, welche die Freiheit der Schifffahrt durch 
diefe unermehlich weiten Gebiete für den Welthandel, fowie für die Interefjen 
der Uferjtaaten fpeciell mit ſich bringt, iſt diefelbe für einige Staaten geradezu 
eine Bedingung ihrer Unabhängigkeit. Neben Brafilien, deffen Gebiet ſich 
über den oberen Yauf des Parana und Rio Paraguay erjtredt, liegt Para: 
guay, das außer diefem lehteren Strome feinen Verkehrsweg mit der übrigen 
Melt befigt und buchitäblid ohne die freie Stromfdifffahrt nicht zu eriftiren 
vermöchte und Bolivia, welche zur Verbindung mit der Außenwelt auf den Safen 
von Gobija am ftillen Ocean angemiefen, einen fidheren und bedeutend fürgeren 
Verkehrsweg in dem Rio Pilcomajo bejigt, einem Nebenflufje des Rio Para: 
guay und damit dem Nio de la Plata. 
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Die La Plataftaaten gelangten nad) vielen inneren Erſchütterungen end» 
lich zu einer unabhängigen Verfafjung. In den Verträgen von 1829, 1830 
und 1831, welche dem Mangel einer Oberleitung ein Ende madten und die 
Grundlage des Staatsrechtes der Argentinifchen Republik, welche bei der vor— 
würfigen Frage am meilten intereffirt ift, bilden, wurde Bejtimmung getroffen 
über das ſpätere Zufammentreten eines Congrefjes, mit der Aufgabe die wid) 
tigiten bei der Föderation aufgetretenen Fragen, mworunter die Freiheit der 
Stromſchifffahrt den hervorragenditen Pla einnahm, zu regeln. 

Argentinien beanſpruchte unter der Regierung des Generald Nofas, geſtützt 
auf einen Vertrag zwifchen der Argentinifhen Republik und Großbritannien 
vom 2. Februar 1825 das Necht, die vortrefflihe Waſſerſtraße des Rio de la 
Plata je nad feinem Belieben für die Schifffahrt zu öffnen oder zu fperren, 
fomwie deren Benußung durch Paraguay zu verbieten, für welches diefer Strom 
die einzige Straße zum Meere bildet und welches Antheil an der Schifffahrt 
auf dem Parana und Rio Paraguay forderte. 1!) 

Mährend langer Jahre brachte die Dartnädigkeit des Argentinifchen 
Dictatord die Bemühungen der Europäifchen Mächte und des Kaiferthums 
Brafilien für freien Zugang zu dem Strome zum Scheitern, die fich in der 
Richtung bewegten, dem Handel die Schifffahrt auf demfelben zu fihern und 
der ungerechtfertigten Abjperrung diefes mächtigen, für drei mit Argentinien 
ganz gleichberechtigte Staaten zur Verfügung ftehenden Verkehrsmittel durch 
den General Rojas ein Ende zu bereiten. 

Im Jahre 1851 brach General Urquiza, Gouverneur von Entre-Rios, 
einem Witgliedftaate der Argentinifchen Conföderation, mit der Regierung 
von Buenos-Ayres und rief im Einverftändnif mit der Negierung von Montevideo 
die bewaffnete Intervention Brafiliens an. Nach der Niederlage von Monte Cafes 
108 am 3. Februar 1852, mußte Präfident Rofas feine Madtitellung dem General 
Urquiza überlafjen und diefer verfündete jofort die zur Sicherung feiner Stel: 
lung nöthigen liberalen Regierungdmarimen. Bereits unter den am 12. und 
13. October zu Rio de Janeiro abgefchlofjenen fünf Verträgen zwiſchen Brafilien 
und den Abgeſandten des Benerald Urquiza befindet fid) ein auf den Handel 
im allgemeinen fowie auf die Stromfcifffahrt diefer verichiedenen Staaten 
insbefondere bezüglidher; die Schifffahrt auf dem Uruguay und feinen Neben: 
flüffen wurde als für die contrahirenden Parteien gemeinfam erklärt (Art. 14); 
die übrigen Uferftaaten des La Plata follten eine Uebereinfunft behufs Frei— 
erlärung der Schifffahrt auf dem Parana und ‘Paraguay treffen (Art. 15). 

Am 10. Juli 1853 ſchloß General Urquiza zu San Jofe de Flores mit 
den Vertretern von Frankreich, England und den Vereinigten Staaten gleich— 
lautende Verträge, worin er die freie Schifffahrt auf der ganzen 
zur Conföderation gehörigen Strede des Parana und Uruguay 
in vollem Maße zugeftand. !?) 

Der Vertrag zwifchen Paraguay und Brafilien vom 27. April 1855 ge— 
währte die gleihen Zugeitändniffe bezüglich des Rio Paraguay. 
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Durch Decret vom 10. October 1853 öffnete die Banda Oriental 
dem Welthandel ſämmtliche Flüffe der Nepublif; am 4. März des 
gleihen Jahres zwiſchen Frankreih, England, Sardinien und Paraguay abge: 
ſchloſſene Separat-Berträge geftehen der Handelsflagge diefer Nationen 
die freie Stromfdifffahrt ded Rio Paraguay bis Affomption und 
des rehten ihm gehörenden Ufers des Parana bis Incarnation zu. 

So gelangten die Grundfäge der Freiheit im meiteften Umfange zur Gel: 
tung und die eingetretenen Dindernifje vermochten den fchließlichen Sieg des 
freien Nationalitätenverfehrs auf dem Fuße der Gleihberedtigung nicht hintan- 
zubalten. 

D. Der Amazonenjtrom. 
Ziteratur: Annuaire des deux mondes. Ann. 1853/54, 1854/55. — Seances 
de la chambre des députés du Brösil (13. Februar, 31. März, 22.—- 27. April, 

8., 9., 10., 11., 15 und 16. Juni 1864). — Seances du Senat (5. März, 8., 

1l. und 12. Mai 1866). — Relatorio da Reparticio dos Negocios Estran- 

geiros apresentado a Assemblea Geral Legislativa na terceira sessäo da 

nona legislatura pelo respectivo Ministro e Secretario de Estado Vis- 
conde de Abacet&, Rio de Janeiro 1855, p. XXXV—XXXIX. — Jornal 
de Commercio de Rio de Janeiro vom 29. Mai 1855 ff. — Relatorio da Repar- 
tigao etc. na 18 Sessäo da decima terceira legislatura pelo respectivo Ministro 

e Secretario de Estado Antonio Coelho de Sa e Albuquerque, Rio 

de Janeiro 1867. — A. Pereira Pinto, Estudo sobre algumas questöes 

Internacionaes. St. Paul 1868. — Siehe aud) die vollftändige und fehr in: 

tereffante Darftelung der Handelsbeziehungen vom Standpunkte der Vereinigten 

Staaten bei Eug&öne Schuyler, American Diplomacy VI, G. the Ama- 

zon, p. 329—344. 


Brafilten fteht im Beſitze des Amazonenſtroms, eines ber mäcdhtigften 
Ströme der Erde und ift der einzige Uferjtaat an deſſen Lauf in einer Länge 
von 400 Meilen. Derfelbe beſitzt zahlreiche Nebenflüfle, welche zu fait allen 
übrigen Staaten Südamerikas: zu Bolivia, Venezuela, Peru, Ecuador fowie zu 
den Vereinigten Staaten von Columbia gehören. Das Cabinet von Rio de Janeiro, 
welches ſich zum Bertheidiger der freien Schifffahrt des La Plata aufgeworfen 
hatte, behauptete eine Reihe von Jahren hindurch, es beftreite den Uferftaaten des 
Amazonenſtroms und feiner Nebenflüfje nicht das Hecht der Schifffahrt auf den- 
felben, es jei dieſes Hecht aber lediglicdy ein indirectes, unvollfommenes 
und einem allein von der Brafilianifchen Regierung abhängigen Reglement unter: 
morfenes. Anfänglidy verhielt es ſich gegen die wiederholten Verfuche ſeitens 
Englands und der Wereinigten Staaten behufs Befeitigung der hinſichtlich 
fremder Flaggen beftehenden Schifffahrtsbeſchränkungen und damit zur Er: 
möglihung eines Verkehrs mit den Republiken im Innern des Gontinents 
durchaus ablehnend. 

Das Cabinet von Wafhington erfannte an, daß, jo lange Brafilien nicht 
die Freiheit der Schifffahrt auf dem Amazonenftrom proclamirt habe, jeder 
Verſuch mit Gewalt in den Strom vorzudringen der Berechtigung entbehre; 
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gleichwohl fuhr es fort zu Gunften der Unionäflagge die Eröffnung des für 
den Verkehr mit Peru und Bolivia erforberlihen Waſſerweges, des Amazonen: 
ftromes und feiner Nebenflüffe zu fordern. Frankreich und England ver: 
langten aus den gleichen Gründen freie Benugung diefer herrlichen Waſſerſtraße. 

Die Verhältnifje betreff3 der gemeinfamen Benubung des Amazonen- 
ſtroms erhielten für Peru und Brafilien dur den Vertrag vom 23. October 
1851 eine den Grundſätzen des Wiener Congrefjes entiprechende Regelung. '3) 

Dagegen verfchärfte fi der alte Zwift zwiſchen Brafilien und Bolivia, 
der durch die Gränzftreitigfeiten feit dem Jahre 1833 zwifchen beiden Staaten vor: 
handen war, immer mehr in Folge der Stellung, welche die Republik gegenüber 
der Frage der Stromfdifffahrt einnahm. In der That erklärte ein Decret 
vom 27. Januar 1853 die fchiffbaren Wafjerläufe, welche Bolivia durchfchnei- 
den und fi in den Amazonenitrom ergießen, als dem Sandel und der 
Schifffahrt auswärtiger Nationen offen jtehend und Art. 26 des im 
Jahre 1858 mit den Vereinigten Staaten abgeſchloſſenen Bertrages ſpricht aus, 
daß der La Plata und der Amazonenftrom für alle Nationen von 
der Natur ala Handelswege beftimmt feien. !*) 

Wenn fi die Brafilianifhe Regierung nun zwar nicht geneigt zeigte ohne 
weiteres diefe weitgehenden Grundſätze anzuerkennen, jo muß man ihr dies 
nicht ſehr übel nehmen; der Widerfpruch zwiſchen den bezüglich des La Plata von 
ihr verfochtenen freiheitlihen Grundfägen mit den für den Amazonenftrom zur 
Anwendung gebradten einfchräntenden Theorien war nur fcheinbar; die eigen: 
thümlichen Verhältnifje des Yandes, die weite Ausdehnung des zum Theil noch 
unerforjchten Territoriums, die vereinzelten und durch riefige Entfernungen 
getrennten Bevölferungscentren, waren ebenjo viele Milderungsgründe zur 
Rechtfertigung einer Politik, die wenn auch langfam, doch zum endlichen Siege 
einer fehr ausgedehnten Freiheit führte. 

„Die eigentliche Frage, auf welche es ankommt“, — jo fagten wir vor 
nun fünfundzwanzig Jahren — „it, daß Leben, Arbeit und Handel bis in das 
Herz eines bis heute noch unbewohnten Gontinentes vordringt. Brafilien hat 
alfo das größte Interefje, den Forderungen der Seemädte nachzugeben und 
weitreichende und fruchtbare Beziehungen auf der Grundlage volllommener Frei: 
heit jeiner Scifffahrtsftraßen anzufnüpfen.’‘'5) 

Die Löfung der Frage hat diefen Erwartungen entſprochen. Die Braſi— 
lianifche Regierung, melde in bemerfenswerther und fehr wirkſamer Weiſe 
Partei für die Eröffnung des La Plata für die Schifffahrt nahm, hat fich 
troß der gegen fie gerichteten Angriffe niemals -- und man muß dies gerechter 
Meife anerkennen — als unverföhnlider Gegner der freien Schifffahrt auf 
dem Amazonenjtrom erklärt; jie hat ji nur die Wahl des zur Ausführung 
diefer wichtigen Maßregel pafjenditen Augenblides vorbehalten. !6) 

Die Verhandlungen ded Brafilianifchen Parlament? von 1864 bis 1866 
beweijen, daß die Geſetzgeber ebenfo wie die Leiter der Politik in beredter 
Weiſe für die möglichſte Freiheit bei der Flußſchifffahrt eingetreten find. 17) 
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Am 7. December 1866 ließ Kaifer Don Pedro I. nachfolgendes Decret 
öffentlich verfünden: 

„In der Abficht des Reiches Größe durch ftete Erweiterung feiner 
auswärtigen Beziehungen und Aufmunterung zum Scifffahrtö- und 
Dandeläbetrieb auf dem Amazonenjtrom und dejjen Nebenflüfien, dem 
Tocatind und San Francisco, zu mehren, verorbne Ic nach Ber: 
nehmung meines Staatörathes hierüber, was folgt: 

Art. 1. — Bom 7. September 1867 an ift die Schifffahrt auf 
dem Amazonenjtrome bis zur Brafilianifchen Gränze, auf dem Tocan- 
tins bis Gametä, auf dem Tabajoz bis Santarem, auf dem Madeira 
bis Borba und auf dem Negro bis Manäos für Dandelsfahrzeuge 
aller Nationen offen. 

Art. 2. — Bon dem im Art. ı beftimmten Tage an ift aud 
der San Franciscoftrom bis zur Stadt Penedo der Schifffahrt geöffnet. 

Art. 3. — Die Schifffahrt auf den Nebenflüffen des Amazonen⸗ 
ſtromes bezüglich jener Streden, wo eines der Ufer zu Brafilien ges 
hört, richtet fi nad den hierüber mit den andren Uferjtaaten nod) 
zu treffenden Vereinbarungen betreffs allenfallfiger Einſchränkungen 
ſowie polizeiliher und fiscalifcher Vorfchriften. 

Art. 4. — Diefe gegenwärtigen VBorfchriften haben auf die Ber 
obachtung der Beitimmungen des in Kraft bleibenden Schifffahrts— 
und Sandelövertrages mit den Nepublifen Peru und Benezuela 
nad) Maßgabe der hierüber bereits erlajjenen Verordnungen feinen 
Einfluß. 

Art. 5. — Meine Minifter und Staatöfecretäre werden innerhalb 
ihrer Amtsbefugnifje den Abfchluß der im Art. 3 genannten Werein- 
barungen bethätigen, fomwie die zur Ausführung gegenwärtigen De: 
cretes nöthigen Befehle und Berordnungen erlaffen. 

Antonio Coelho von Sa und Albuquerque, Mitglied meines Staats: 
rathes, Senator des Reichs, Minifter und Staatsfecretär des Aus: 
wärtigen möge e8 vernehmen und zur Ausführung bringen. 

Begeben im Palaſte zu Rio de Janeiro am 7. December 1866, im 
46. Fahre der Unabhängigkeit und des Kaiferthums Brafilien.‘‘!®) 

Diefes denkwürdige Altenftüd hat ver Ausfchließung fremder Flaggen 
vom Amazonenftromendgültigein Zielgefegt; der herrliche Strom ward, 
— Dant einem Herrfcher, der nie fehlte, wenn es ein großes ’Princip der Freiheit 
oder Gerechtigkeit zur That umzuſetzen galt, — allen zugänglich und die Frage 
der freien Stromfchifffahrt erfuhr zum erftenmale in der neuen Welt jene der 
Vernunft entfpredhende und durchareifende Löfung, welche auch in 
einer näheren oder ferneren Zukunft, — mir glauben dies zuverfichtlich aus« 
fprechen zu können — bezüglich derjenigen großen Europäifhen Waſſerſtraßen 
eintreten wird welde ein einziges Staatögebiet durchichneiden und nod) 
nicht unter die internationalen Ströme aufgenommen jind. 1?) 
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E. Der Rio Brande. 


Literatur: Friedens-, Freundſchafts- und Grängvertrag zwifhen den Vereinigten 
Staaten von Nord: Amerika und Merico zu Guadeloupe-Hidalgo, am 2. Fe 
bruar 1848 unterzeichnet. Art. 5, 6, 7. (de Martens, R. M. Vol. VI, 
p- 201 — 203). — ®rängvertrag zwiſchen den Vereinigten Staaten von Nord: 
Amerika und der Mertcanifhen Republik, abgefchloffen zu Wafhington am 30. De: 
cember 18553 Art. 1,4. (de Martens, R. M. Vol VII, p. 293 - 295). 


Die Abgränzungslinie der Befitungen der Vereinigten Staaten von Nord: 
Amerika und derjenigen von Merico ift durch Art. 5 des am 2. Februar 1848 
zu Guadeloupe-Hidalgo zwiſchen beiden Regierungen abgefchlofjenen Vertrages 
durch die Flüſſe Rio Grande, aud) Rio Bravo del Norte genannt, den Gila 
und den Rio Colorado vom Golf von Mexico bis zum Stillen Ocean feft: 
geſetzt. 

Die Schiffe und Bürger der Vereinigten Staaten befommen zu allen 
Zeiten freie Durdfahrt durch den Golf von Californien und den Rio 
Colorado abwärts von feiner Vereinigung mit dem Gila zu ihrem nördlich 
der feitgefegten Gränzlinie liegenden Landesgebiet und umgelehrt; mohlver- 
ftanden, handelt es ji nur von der Schifffahrt, die Durchfahrt zu Lande 
bleibt dagegen ausdrüdlich der Einwilligung der Mericanifchen Regierung unters 
georbnet. Beide Staaten behalten ſich gleichfalls vor, über die Straßen, Ga: 
näle oder Eifenbahnen, deren Bau an den Ufern des Gila ihnen als in gleicher 
Meife für beide Theile vortheilhaft erfcheinen würde, ſich zu verftändigen 
(Art. 6). Die Schifffahrt des Gila und des abwärts der ſüdlichen Gränz- 
linie von Neu:Merico liegenden Theiles des Rio Bravo del Norte ift frei 
für Schiffe und Bürger beider Länder; ohne gemeinfame Einwilligung 
fönnte fein den Gebraud) diefes Rechtes auch nur theilmeife unterbrechender Bau 
unternommen werden; feine Abgabe wird von den Schiffen, Bürgern und 
transportirten Waaren, ausgenommen bei Ausfchiffung diefer leßteren, erhoben; 
nur eine einzige Taxe für beiderfeitig als vortheilhaft anerkannte Corrections: 
und Sciffbarkeits-Arbeiten ift nach vorangegangener Berftändigung zuläffig. 
Die Territorial:Nechte beider Republiken bleiben unverfehrt (Art. 7). 

Die durch diefen Vertrag feftgefete Demarcationslinie wurde durch Art. 1 
der zu Wafhington am 30. December 1853 abgeichloffenen Convention, welche 
dad Gebiet von Arizona und einen Theil der Provinz Sonora den Vereinigten 
Staaten einverleibte, abgeändert; die Art. 6 und 7 des Vertrages von Guade— 
loupe-Öidalgo find folglich theilmeife abgeſchafft worden; deſſenungeachtet iſt 
die freie Schifffahrt des Meerbufens von Californien und des Rio Colorado 
ausdrücklich beftätigt; dafjelbe gilt für den ſüdwärts der durch Art. 1 feit: 
gefegten neuen Bränzlinie gelegenen Theil des Rio Grande, defjen freie Schiff: 
fahrt, mit allen daran haftenden Dbliegenheiten und Rechten unberührt bleibt 
(Art. 4). 
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1) Art 109 der Wiener Eongrefacte hatte den Grundſatz der freiem Schifffahrt 
nur für die im Art 108 genannten Waſſerſtraßen ausgeſprochen. Gleichwohl ift 
unbejtreitbar, daß die inneren Gründe dieſes Grundfages für Europa auch bezüg- 
lich der Amerifanifhen und überhaupt aller jchiffbaren Flüffe beftehen, welche mit 
dem offenen Meere Verbindung haben und in Friedenszeiten den Schiffen aller Ras 
tionen offen ftehen follten. — Siehe Bluntschli, Droit intern. codifi6, Art. 314 
comment 2. Ausg. ©. 190. 

2) Art. 4, 20. de Martens, R. M. I, 30ff. 

3) Art. 5. de Martens, R. M. II, 309. 

4) Die wichtigſten Autoren, auf welche man fich hiebei berief, waren: Gro- 
tius, De jure belli ac pacis II c. 2 88 XI— XIII und ce. 3, $$ VI—XU — 
Pufendorf, De jure L. III c. III $8 III—VI. — Wolf, Instit. $$ 310—312. 
— Vattel, Droit des gens 1 $ 292; 11 88 123—139. 

5) de Martens, R. M. II, 282. 

6) de Martens, R. M. Ill, 38 — 45. Bei den Unterhandlungen wegen des 
St. Lorenzftromes, verweigerten die Vereinigten Staaten England gegenüber irgenb 
ein Recht zur Benugung bes Milfiffippi anzuerkennen, da diefer Strom vollftändig 
von dem Uniondterritorium eingefchloffen ift, e3 fei denn, daß in den Britifchen Be: 
figungen eine Berzweigung bdefjelben entdedt werden follte. Schuyler, a. a. O. 
©. 281. 

?) Mr. Secretary Clay's letter to M. Gallatin, American Minister in Lon- 
don, 15 June 1826. Sess. 1827/28 No. 43. — Wurm, Fünf Briefe, S. 35. 

8) deMartens, R.M. VII, 338. Das von den Vereinigten Staaten behauptete 
Recht war das gleiche, das Großbritannien auf dem Miffiffippi gefordert hatte. Ge: 
ftügt auf den Befig eines Heinen Territoriums an der Quelle des Stromes ver: 
langte England das Recht auf Schifffahrt für die ganze Länge feines Laufes bis 
zur Mündung; weil es andererfeitö im Befige der Ufer des St. Lorenzſtromes an 
feiner Mündung tft, verweigerte es das gleiche Recht den Vereinigten Staaten, ob» 
wohl deren Gebiet auf eine riefige Länge von diefem Strome befpült wird. Phil: 
limore bezeichnet das Verhalten feines Baterlandes unter diefen Umftänden als ins 
confequent und fegt bei, in diefem Falle ſei Summum jus gleichbedeutend mit Summa 
injuria, (l, p. 185, 186.) 

9), Treaty between the United States and Her Britannie Majesty for the 
settlement of pending questions between the two countries (Text bei Whea- 
ton, Intern. Law. Appendix E, p. 688— 704) Art. 26—28. — Bgl. au Th. 
D. Woolsey, Introduction etc., p. 85, 498. »Lake Michigan, the Stikine, Yukon 
and Porkupine rivers of Alasca, rising in British and running into American 
territory and the St. Lawrence from 45° north latitude to the sea were opened 
to both nations by the treaty of Washington, in 1871e. Als Aequivalent für 
die freie Schifffahrt, welche für die Flüffe Yucon, Porcupine und Stifine durch die 
Vereinigten Staaten den Engliihen Unterthanen zugeftanden wurde, bat fich die 
Englifche Regierung verpflichtet, von Canada der Ameritanifchen Union die Benupung 
bes Welland, des St. Lorenzftromes und ber übrigen Canadiſchen Wafferftraßen zu 
fihern bei volllommener Gleichftellung mit den Inländern. Die Vereinigten Staa: 
ten geftehen aus Reciprocitätögründen die Benugung des St. Clair-Flat's-Canal zu 
und übernehmen ebenfalld die Verpflichtung, durch die verfchiedenen angränzenden 
Staaten der Union England den freien Gebrauch der für die Schifffahrt auf den Seen und 
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auf den von ber Gränzlinie burchfchnittenen Flüffen nothwendigen Eanäle zu fichern. 
Die Vereinigten Staaten garantirten noch dazu zehn Jahre die Benutzung des Mi: 
chigan⸗Sees ald Gegenleiftung für gemiffe Fiſchereirechte an der Küſte. Diefe Rechte 
find jett beendigt und mit dem Nugenblide ift dad Scifffahrtövorreht auf dem 
Michigan » See ebenfalld untergegangen. Siehe Schuyler, a. a. O. ©. 291. 

10) Im Bebiet des Amazonenftroms nah Brafilien zu finden fi) der Madeira, 
der Ucajali, der Napo, der Rio Negro, auf der Argentinifchen Seite das Netz des 
Pilcomajo, Vermejo, Rio Salado, Rio Tercero, Rio Paraguay, welche fih in ben 
Parana ergiefen um nad) ihrer weiteren Vereinigung mit dem Uruguay den Rio de 
la Plata zu bilden. Infolge der großen Anzahl feiner Nebenflüffe umfaßt das 
Stromgebiet des Leteren einen Compler von etwa 260 000 Quadrat⸗Meilen. 

11) Während die Argentinifche Republif und Uruguay fi an dem gegen ben 
Atlantifhen Dcean zu gelegenen Enbe bed Rio de la Plata befinden beziehungss 
weife daran gränzen, liegt Paraguay 400 Meilen weiter aufwärts; es entbehrt eines 
eigenen und unmittelbaren Verlehrömeges und bildet fo thatfächlih in diefer Hin— 
fiht eine Enclave in Südamerifa. Der einzige Mittelpunkt des Verkehrs mit Außen 
ift 2a villa del Pilar de Neembeen am linken Ufer des Paraguay, etwa 20 Meilen 
von deffen Zufammenfluß mit dem Parana entfernt. Die unter Dr. Francia durch— 
geführte vollftändige Iſolirung, wodurd Paraguay für 30 Jahre zu einem Ameris 
kaniſchen China wurde, ift befannt. 

12) Das Princip der freien Schifffahrt ift Hier mit allen möglichen praftifchen 
Garantien umgeben; die Infel Martin Garcia, welche beide Ströme beherrſcht, kann 
durch Feine Macht bejegt werben, welche biefes Princip anerkannt bat. (Art 5.) 
Im Kriegsfalle zwifchen den Uferftaaten bleibt die Schifffahrt auf dem 
Parana und Uruguay für die Handeläflaggen fämmtliher Nationen 
frei, mit Ausnahme für Waffen und Munition. (Art 6.) Siehe den Wortlaut diefes Ber: 
trages in meinem: Cours d’eau, App. V, p. 196—198. de Martens, R.M. VII, 
p 259— 260. Des weiteren lautet Art 18 des Schifffahrts: und Handelvertrages zwifchen 
Brafilien und Uruguay: Die Eontrahenten erkennen, nachdem die Infel Martin Garcia 
in Folge ihrer Lage zur Sperrung und Beläftigung der im Interejje der Uferftaaten 
gelegenen freien Schifffahrt auf den Nebenflüflen des La Plata benugt werden kann, 
an, e3 fei zweckmäßig genannte Infel für den Fall eines Krieges, fei es 
zwifchen den La Plataftaaten, fei es zwifchen einem berfelben und einer anderen Macht 
für neutral zu erklären und kommen zum allgemeinen Beten und zur Siche— 
rung der Schifffahrt auf den genannten Flüffen überein: 

1. mit allen Mitteln fich dem Berlufte der Souveränetät über die Injel 
Martin Garcia feitens eines der an der freien Stromſchifffahrt intereffirten 
La Plataftaaten zu widerſetzen; 

2. im Vereine mit den anderen Uferftaaten bei derjenigen Macht, welde 
den Befik und die Souveränetät über die genannte Infel erlangt hat oder 
erlangen foll, Schritte zu thun, damit ſich dieſelbe verpflichte, niemals 
mittelft diefer Infel die freie Schifffahrt der anderen Uferftaaten zu hin— 
bern, ferner ihre Einmilligung jowohl zur Neutralifirung im Kriegs— 
falle als ferner zu allen Einrichtungen gebe, welche ald zur Sicherung 
ber Binnenſchifffahrt aller Uferftaaten nothwendig erachtet würden.” 

Diefes Uebereintommen wurde beinahe wörtlih in den Art. 10 des Freund: 
ſchafts⸗, Handels: und Schiiffahrtövertrages zwifchen Brafilien und der Argentinijchen 
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Gonföderation vom 6. März 1856 aufgenommen und zwar mit den gleichen Garan— 
tien für die Schifffahrt der in den Verträgen vom 10. Juli 1853 aufgeführten Staa— 
ten: Frankreich, England und die Vereinigten Staaten Siehe den wegen des Water: 
Witch: Falles zwifchen den PBereinigten Staaten von Nord: Amerifa und Paras 
guay entftandenen Conflict und die beiden Berträge vom 4. Februar 1859, welche 
demfelben ein Ende madten in Schuyler's American Diplomacy, 8. 325—328, 
fowie die zwei Botichaften des Präfidenten Buchanan vom 8 December 1857 und 
19. December 1859 mit den biefelben begleitenden Documenten. 

13) de Martens, R. M. VI, 640ff. 

14) Siehe Pereira Pinto, Estudo sobre algumas questöes internacionaes, 
p. 45 ff. Bol den Tert des Art. 26: »In accordance with fixed principles of 
international law, Bolivia regards the rivers Amazon and La Plata with their 
tributaries, as highways or channels opened by nature for thecom- 
merce of all nations. In virtue of which, and desirous of promoting an 
interchange of productions through these channels, she will permit, and invites, 
commercial vessels of all deseriptions of the United States, and of all other 
nations ofthe world, to navigate freely in any part of their courses 
which pertain to her, ascending those rivers to Bolivian ports, and descen- 
ding therefrom to ıhe ocean«. Schupler, a. a. O. ©. 341. 

15, Siehe mein: Cours d’eau (L’Amazone) p. 141 —15l. 

16) Der Grundfag der freien Stromfchifffahrt auf den gemeinfamen Waſſer— 
ftraßen nicht nur für die Uferftaaten, fondern auch für die nit am Ufer Bethei: 
ligten, fand feitend Brafiliens bereitd? Anertennung und Ausdrud in dem Bertrage 
vom 24. Mai 1827 mit Buenos-Ayres (ſ. die Protocolle in der Bıiblioteca do com- 
mercio do Prata VI); ferner in den Friedenspräliminarien mit dieſer Republit vom 
27. Auguft 1828 und dem Bertrage vom 7. October 1844 mit Paraguay. Wenn 
diefes Freiheitsprincip in den Verträgen mit den La Platarepublifen und Uruguay erft 
feit 1851 ftändigen Ausdrud fand, fo liegt die Schuld hievon nach Pereira Pinto bei der 
Argentinifchen Republik, melde fich beharrlich weigerte mit Brafilien einen definitiven 
Frieden zu ſchließen, welcher auch die Grundzüge eines vertragamäßigen Stromfchiff: 
fahrtsrechtes enthalten follte. (Estudo etc.) 

17), Sehr lehrreih find die Verhandlungen des Brafilianifhen Parlaments, in 
welchem die Stromfrage nad) allen Seiten durch hervorragende Rebner, wie Franko de 
Almeida, Junqueira, Raiol, Martinho Campos, Pimenta Bueno, Souza Franko, 
Dttoni u. a. zur Erörterung gelangte. Die Deputirtenfammer nahm am 8 Zuni 
1864 eine Refolution an des Inhalts, daß der Amazonenftrom und der Rio Negro 
nidt nur den Schiffen Perus und Venezuela vorbehaltlid der in dem Scifffahrts: 
vertrage vom 22. October 1856 und dem Gränz und GScifffabrtsvertrage vom 
5. Mai 1859 enthaltenen Beſchränkungen offen ftehen folle, fondern au den Hans 
delsſchiffen fremder Nationen, welche unter Beobadhtung der beftehenden Vor: 
ſchriften den Hafen und das Zollamt der Stadt Belem anlaufen und nad folden 
Stromhäfen beftimmt find, welche im Gebiete des Kaiferreiched oder der Republiten 
Peru und Venezuela liegen. 

Die Einzelnheiten der bezüglich der Freigabe des Amazonenftroms im Jahre 
1853 mit den Vereinigten Staaten und England gepflogenen Verhandlungen finden 
ſich in dem Berichte des Auswärtigen Departements von 1855, mitgetheilt im Jornal 
do Commercio vom 29. Mai 1855 ff. 
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18) Decrcto No, 3749 de 7 de Dezembro de 1866, abrindo os rios Amazo- 
nas, Tocautins, Tapajos, Madeira, Negro e Sao-Franeisco & navegacät dos na- 
vios mercantes de todas as nagö«s. — Der Rio Negro bildet die Straße nad) Ve: 
nezuela, der Madeira führt nach Bolivia, der Tapajos nad) der Provinz von Matto 
Grofjo. Gemäß Art. 3 des Decretes vom 7. December 18656 wurden die Gränzen zwi: 
ſchen Brafilien und Bolivia nah dem Grundfage Uti possidetis durch den Freund: 
ſchafts-, Bränz:, Schifffahrts:, Handels: und Austieferungsvertrag zwifchen beiden 
Ländern, geihloffen am 27 März 1867 zu La Paz de Ayacucho, feftgeftellt. Die 
Arbeiten der zur Ausführung dieſes Vertrages bejtimmten Commiffion find beendigt. 
Die mit Venezuela 1841 angelnüpften Verhandlungen führten zur Unterzeichnung 
des Vertrages vom 5. Mai 1859. — Die Gränze gegen Peru wurde im Allgemeinen 
durch den Vertrag von 1851 feftgeftelt; eine gemifchte Gränzeommiſſion führte ihre 
Aufgabe 1874 zu Ende — Dagegen ift mit den Vereinigten Staaten von Columbia 
nod) fein Uebereinfommen erzielt; diefelben haben gegen die ſeitens Brafiliens mit 
Venezuela, Peru und Bolivia gefchloffenen Verträge Proteft erhoben. 


Die Gränzftreitigfeiten des Kaiſerthums Brafilien mit den Franzöfifhen Bes 
figungen in Guyana (Oyapoffrage) bejtehen noch immer fort; die 1854 durch den in 
jpeciellem Auftrage nah Paris gefandten Vicomte d Urugay angelnüpften Verband: 
lungen führten zu feinem Ziele; eine Wiederaufnahme derfelben fand nicht ftatt. 
Gegenwärtig find neuerdings Schwierigkeiten bezüglich des ftreitigen Gebietes ent: 
standen, welche die Frage in Fluß bringen dürften Es handelt ſich hiebei um die 
Auslegung des Art. 8 des Utrechter Friedens. Durch die Art. 10, Il und 12 dieſes 
Vertrages hatte Frankreich auf jedes Schifffahrtsreht auf dem Amazonenftrom ver: 
zichtet und zugeftanden, daß die Bewohner von Cayenne gehindert würden, im Mas 
ranon und in den Mündungen des Amazonenftromes Handel zu treiben. Schuyler, 
a.0.D. ©. 335. Siehe über die Oyapoffrage Antonio Pereira Pinto, Apon- 
tamentos para 0 direito internacional et Collecao complrta dos tratados cele- 
brados pelo Brasil com differentes nagöes estrangeiras. 4 vol. Rıo de Janeiro 
1864 - 1869. 


Die Kenntniß der interefjanten auf die frage des Amazonenftromes bezüglichen 
Documente verdanke ich der ®efälligkeit des Herrn Grafen de Villeneuve, be 
vollmädtigten Minifters Brafiliens in Brüffel, dem auch an diefer Stelle mein aufs 
richtigſter Dank ausgefprochen ei. 

19) Peru folgte bald dem Beifpiele Brafiliend. Am 17. December 1868 er: 
Härte eine Verordnung des Präfidenten Joſé Balta die Schifffahrt ſämmt— 
liher Flüffe der Republik den Sandelsfdiffen aller Nationen ge: 
öffnet. Siehe die Sammlung der Verträge Perus, Lima, 1876 ©. 115. 
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II. Bie Ströme Afrikas. 


8 80. 
A. Der Congo. — B. Der Niger. 


A. Der Congo. 


Ziteratur: L’Association internationale Africaine et le Comit& d’&tudes du Haut- 
Congo. Bruxelles 1882. — Annuaire de l’Institut de droit internat. 7me anne, 
1883— 1885. Bruxelles 1885, p. 237 — 278. (Borfchlag, Rundſchreiben, Denkſchrift 
und Bertragd- Entwurf von Moynier; — la libre navigation du Congo, Denkſchrift 
von Sir Travers Twiss; — Brief von de Laveleye; — Prüfung und Ber 
ſchluß des Inftituts.) Vgl. auch dafjelbe Annuaire, Jwe et 4me annee, 1879 — 1880. 
Bruxelles 1880. Vol. I, p. 1558. — Sir Travers Twiss, An international pro- 
tectorate of the Congo river, London 1883. — E. de Laveleye, La neutralite 
du Congo (Revue de dr. Intern. XV (1883) p. 254—262.— Sir Travers Twiss, 
La libre navigation du Congo (Revue de dr. Intern. XV (1883) p. 437-442, 
547—563 und XVI (1884) p. 237—246). — Arntz, Le Portugal et l’Institut 
de Droit International (Revue de droit Intern. XV (1883) p. 537 — 546). — La 
question du Zaire. Droits du Portugal. Lisbonne 1883 — Acte general de laCon- 
ference de Berlin de 1885. Chap. 1,111, 1V. — Rapport de laCommission chargée 
d'examiner les projets d’acte de navigation pour leCongo et le Niger. — Proto- 
coles de la Conference de Berlin beide Martens und Hopf, N.R.G.X, 2003. — 
Sir Travers Twiss, Le Congrös de Vienne et Ja Conference de Berlin (Revue 
de dr. Intern. XV11(1885) p.201- 217). — Ed. Engelbardt, Rapport adresse 
au Ministre des Affaires Etrangeres pour la Conference Africaine. Paris 1885. 
— E. Banning, La conference Africaine de Berlin (Revue de Belgique 
1885). — T. M. C. Asser, De Congo akte (overgedruckt uit »de Gids« 
Mei 1885). — de Neumann, El&ments du Droit des gens moderne Euro- 
peen. Append. Ill. La Conference Africaine de Berlin et l’acte général 
du 26 fevrier 1885 p. 295—328. Paris 1886. — Ed. Engelhardt, Con- 
ference de Berlin; Origine des actes de navigation du Congo et du Niger 
(Revue de dr. Intern. XVIII (1886) p. 96—98). — F. de Martens, La 
Contörence du Congo A Berlin et la politique coloniale des Etats mo- 
dernes. (Revue de dr. Intern. XVIII (1886) p. 113—150, 244—280). 


Nach dem tragiihen Ende Livingſtone's in den Tiefen des Afrifanifchen Gon- 
tinents und unter dem ſchmerzlichen Eindrude, den diefer Heldentod hervorgerufen, 
verfammelte ſich im September 1876 unter dem Protectorate und dem Präfivium 
König Leopolds II. in Brüfjel eine Beographifche Conferenz. Die durch den 
Belgifchen Herrſcher geübte Initiative gewann in einem Programm Geftalt mit 
dem breifahen Zwede die wiſſenſchaftliche Erforſchung der noch unbekannten 
Länder Afrikas zu organifiren, der Givilijation zu denfelben Bahn zu brechen und 
Mittel zur allmähligen Unterbrüdung des Sclavenhandels ausfindig zu machen. 
Während die Internationale Afrikaniſche Gefellichaft, welche ſich auf dieſer 
Grundlage gebildet hatte, an die Zöfung der ihr geftellten humanitären Auf: 
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gabe ging, bahnte fi, ein Bürger der Vereinigten Staaten, Stanley, einen 
Weg in dad Innere des Continent3 und gelangte an das Ufer eines mächtigen 
Stromes, deſſen Lauf verfolgend er am 8. Auguft 1877 in Boma, am rechten 
Congoufer anfam. Bon diefem Tage an wußte die Welt, — vierhundert 
Zahre nad) der Entdedung der Congomündung durch den Portugiefen Diego 
Cam — da die Gewäſſer des einen der beiden gewaltigen in den Atlantifchen 
Ocean mündenden Ströme, welde von unmöglich zu überfchreitenden Kata— 
raften gefperrt werden, jenſeits diefer Fülle in dem weiten Beden des äqua— 
torialen Afrikas in Verbindung ftehen und ihren Abfluß in dem durch Livingftone 
entdedten und von den Eingeborenen Lualaba genannten Stromlaufe befiten. !) 

Neben der Association Internationale wurde am 25. November 1878 
zu Brüfjel dad Comit& d’6tudes du Haut-Congo in das Leben gerufen mit 
der Beitimmung darüber fich zu vergewiljern, ob ein ausführbares Mittel zur 
Herjtellung einer Verbindung zwiſchen dem oberen und unteren Congo mit 
Umgebung der langen Reihe von Katarakten eriftire, welde den Strom etwa 
100 Meilen vom Atlantifchen Ocean entfernt unterbrechen. 

Stanley war allein im Stande feine große Entdeckung fruchtbringend zu 
machen. Danf der Freigebigfeit des Königs der Belgier konnte der berühmte 
Reiſende 1879 nach Afrika zurüdfehren und feine Forfchungsreife unter un— 
zähligen Hinderniſſen fortfegen. Nach und nad erfolgte die Gründung zahlreicher 
Stationen; ?) die Unternehmungen der Internationalen Afrikanifhen Geſellſchaft 
gewannen eine immer beträchtlichere Ausdehnung und zogen die Aufmerkfamteit 
der Staatönänner Europas auf fi. 3) 

Mittlerweile war zwijchen England und Portugal am 26. Februar 1884 
zu London der Abjchluß eines Vertrages erfolgt, welcher die von der Regie— 
rung Portugals feit 1484, dem Entdedungsjahre der Congomündungen, er: 
hobenen Anfprüde auf die Souveränetät über die Territorien an der Afrika— 
nischen Weftküfte zwifchen 8% und 50 12’ jüdlicher Breite beftätigte und be: 
ftimmte, daß ihr die Polizei und Gontrollbefugniffe auf dem unteren Congo ſowie 
die Einführung verschiedener Abgaben in dieſer Gegend ausſchließlich zuftehen folle. 

Mehrere Mächte erhoben gegen diefe Uebereinkunft Widerſpruch; Frank: 
reich machte formelle Vorbehalte, Deutjchland, die Bereinigten Staaten, Spanien 
und die Niederlande gaben ihren Bedenken Ausdrud. Bald bildete fich zwifchen 
Frankreich und Deutſchland ein Einverjtändniß dahin aus, daß einer jo ausge— 
ſprochenen colonialen Ausſchließlichkeit Widerftand geleiftet werden müſſe. Die 
Großbritanniſche Regierung zeigte ſich bereit an einer internationalen Regelung 
der Frage Theil zu nehmen, und Portugal machte jelbjt den Vorſchlag die Prü- 
fung der betreffs des Congo entitandenen Schwierigkeiten einer Conferenz 
zu. übertragen. 

Das Franzöſiſch-Deutſche Uebereinfommen beruhte auf folgenden Grund: 
lagen: Anwendung des Grundfages der Handelsfreiheit auf die Länder des 
GCongobedend; Ausdehnung der allgemeinen Beitimmungen des 
Wiener Congreffes auf die Congo: und ua AL Verein: 
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barung gemifjer Regeln, um dem Mißbrauche fingirter Annerionen an der 
Weftküfte Afrikas zu begegnen. 

Die Conferenz trat in Berlin am 15. November 1884 unter dem Vorſitze 
des Fürften von Bismard zufammen;*) die länger ald drei Monate dauernden 
Arbeiten fanden ihren Abſchluß in der Acte vom 26. Februar 1885, der denk⸗ 
würdigen Verfaffungsurfunde der mweiteiten und freifinnigiten 
Grundſätze des modernen Colonial- und Stromredtes, deren Ent- 
ſcheidungen im Geifte der Gerechtigkeit und des Fortfchrittes unter voller Be- 
rüdjihtigung mohlerworbener Rechte ergingen. Dieſes Aktenftüd legte die Grund- 
lage für die künftige Bildung mächtiger Neuftaaten, von denen der „unabhän- 
gige Congoſtaat“ ſeitdem bereitö in das Leben getreten ijt.5) 

Die grundlegende Idee bei der Einberufung war „allen Nationen 
den Zugang zu Innerafrifa zu erleichtern“; indefjen, die verfchiedenen 
Ipeen- und Interefjenftrömungen, welche rafch zu Tage traten, brachten eine Ueber— 
Ihreitung der anfänglichen Sränzen des Programmes mit fid. 

Von Anfang an follten die modernen Principien der Handels- und Schiff: 
fahrtöfreiheit nicht lediglich auf das Gongobeden im hydrographiſchen oder 
geographifchen Sinne, fondern auf ein Beden mit vertragämäßig feitge- 
ftellten Gränzen und unendlich größerer Ausdehnung vom Atlantifchen bis 
zum Indifhen Ocean ſich erftreden.®) 

Die Berliner Conferenzacte enthält hiernady folgende Beltimmungen: 

Der Handel aller Nationen genießt in den Ländern des Bedens des Congo 
und feiner Nebenflüfje vollſtändige Freiheit; hierzu gehört auch das Gebiet 
des Tanganyifafees und feiner öftlihen Zuflüffe. Alle Flaggen ohne Unter: 
Ihied der Nationalität haben freie Zufahrt zu den Küjten dieſes 
ganzen Territoriums, den Wafferläufen, welche fi aus denſelben 
in dad Meer ergießen, zu den Gemwäffern des Congo und feiner 
Nebenflüfje, einfhlieglih der Seen, Häfen und Ganäle Sie 
fönnen Transportgefhäfte jeder Art unternehmen und gleich den Einheimifchen 
die Gabotage zur See und auf dem Strome ebenfo mie jede andere Art von 
Schifffahrt ungehindert betreiben. Die Signatarmächte anerkennen diefe Beſtim— 
mungen alö nunmehrige Beitandtheile des Völferreht3. Won den Waa- 
ren, gleichviel welcher Herkunft, welche zur See oder auf einem Flufje unter irgend 
welder Flagge zur Einfuhr in diefe Gebiete gelangen, können nur ſolche Ab— 
gaben erhoben werden, melde als Erfa der für die Schifffahrt verwendeten 
nützlichen Aufwendungen zu betrachten und gleihmäßig von den Einheimifchen 
wie von den Fremden zu bezahlen find. Jede differentielle Behandlung fo: 
wohl der Schiffe ala der Waaren ijt unterfagt; auf die Dauer von zwanzig 
Sahren wird den eingeführten MWaaren Freiheit von den Eingangd- und 
Zranfitabgaben zugefichert und werden ſich die Mächte vor Ablauf- diejes Zeit: 
raums ſchlüſſig madyen, ob die Freiheit der Einfuhr aufreht erhalten werden 
fol oder nicht; Monopole oder Sandelöprivilegien irgend welcher Art werden 
nicht verliehen und die Fremden genießen ohne Unterfchied gleiche Behandlung 
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und gleihe Rechte mit den Einheimifhen. Glaubens: und Gewiſſensfreiheit, 
ſowie ungehinberte öffentliche Ausübung jedes Cultus ift ausdrüdlich garantirt ; 
das Congobecken in feiner vereinbarungsgemäßen Ausdehnung wird zum Welt- 
poftverein nad) Maßgabe der Beitimmungen des revidirten Parifer Weltpoft- 
vertrages vom 1. Juni 1878 gehören.) Die hohen Contrahenten verpflichten 
fih, ebenfo wie die zufünftig diefer Vereinbarung ſich anſchließenden Mächte 
zur Beobadtung der Neutralität von Gebieten oder Bebietötheilen in den 
genannten Gegenden einfchließlid der Binnengemäfler, infolange die Mächte, 
welche über diefelben Souveränetäts- oder Protectoratsrechte üben oder üben 
werden, nachdem fie von ihrer Befugniß zur Neutralitätserflärung Gebraud) 
gemacht, die mit der Neutralität verbundenen Pflichten erfüllen. Für den Fall, 
daß eine im Freihandelägebiet Souveränetätd: oder Protectoratsrechte übende 
Macht in einen Krieg verwidelt wird, verpflichten fich die Signatar= und Anfchluß: 
mädhte ihre guten Dienfte dafür zu verwenden, daß die diefer Macht gehörigen 
Territorien im Gongogebiete durch Uebereinkunft der Belligerenten für die 
Dauer des Krieges als neutral und gleich wie zu einem nicht friegfüh- 
renden Staate gehörig behandelt werden. Falls Zwiftigkeiten zwifchen ven Sig- 
natar: und Anſchlußmächten diefer Acte entitehen follten, find diefe Mächte ver: 
pflichtet, die Wermittelung einer oder mehrerer befreundeter Staaten anzurufen, 
vorbehaltlic; der Befugniß zur Uebertragung der Sache an ein Schiedägeridht.®) 

Keinerlei See: oder Flußzölle werden eingeführt; nur folde Abgaben 
oder Taren werden erhoben, welche den Character einer Entſchädigung für der 
Schifffahrt geleiftete Dienfte tragen. Die Nebenflüffe des Congo unter: 
liegen in jeder Dinfidht der nämliden Behandlung wieder Haupt: 
ftrom, und das Gleiche findet bezüglich der Seen und Ganäle ftatt. 
Die Straßen, Eifenbahnen und Seitencanäle, welde ald Ergän- 
zung für gemifje gänzlich) oder theilweife unbefahrbare Streden des Congo, 
feiner Nebenflüfje und andrer diefen gleichgeftellter Waſſerſtraßen allenfalls 
erbaut werben, ſollen al& Dependenz bes Stromes behandelt und 
dem Handel fämmtliher Nationen zur Berfügung geftellt werden.?) 

Eine internationale Commiffion, in welcher die Signatar: und künftigen 
Anſchlußmãchte jederzeit ſich durch je einen Delegirten vertreten lafjen können, 
ift mit dem Vollzug der Beftimmungen der Schifffahrtsacte betraut. Die 
Mitglieder diefer Commiffion und die von ihr ernannten Beamten find in 
Ausübung ihres Amtes unverleglid; den gleihen Schuß genießen deren Amts: 
ftellen und Archive. Sobald fünf Mächte ihre Delegirten ernannt haben, 
conftituirt fi die Commiffion und fchreitet jofort zur Ausarbeitung von Ver: 
orbnungen bezüglich der Schifffahrt, der Flußpolizei, des Lootſenweſens und 
der Quarantäne, welche der Genehmigung feitens der in der Commiſſion ver: 
tretenen Mächte unterliegen. Zumiderhandlungen gegen diefe Vorfchriften 
werden, wo die Commiffion unmittelbar ihre Nechte übt, durch die Beamten 
derjelben, außerdem durch die betreffende Territorialgemalt geahndet. 

Zu dem Wirkungsfreife der Commifjion gehört vornehmlich: die Beftim- 
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mung der zum Nuben der Schifffahrt auszuführenden Bauten, die Feititellung 
des Tarifs für die Lootſen ſowie der durch Art. 14 zugelafienen Abgaben ; 
die Verwaltung der Einnahmen, die Ueberwachung der Duarantäneeinrihtung, 
die Ernennung von Beamten für den allgemeinen Schifffahrtsdienſt, ihrer 
eigenen Angeftellten ſowie von Unterinfpectoren auf den nicht occupirten 
Etromftreden, während deren Aufitellung an den bereit3 occupirten Streden 
der betreffenden Landesbehörde zufteht. 1°) 

Bei der Ausübung ihrer Befugniffe ift die internationale Com- 
miffion von den Territorialbehörden unabhängig; fie fann fi im 
Nothfalle der Unterjtügung durch Kriegsfahrzeuge der Signatar: oder fünf: 
tigen Anſchlußmächte bedienen ſowie in eigenem Namen Anlehen unter Siche— 
rung durch die ihr zugebilligten Einkünfte aufnehmen. 

Sämmtlide in diefer Acte enthaltenen Beftimmungen bleiben 
aud im Kalle eines Krieges in Kraft, die Schifffahrt aller neutralen 
Staaten wie der Belligerenten ift zu Handelszwecken auf dem Congo, feinen 
Verzweigungen, jeinen Nebenflüfen und Mündungen, ſowie dem gegenüber: 
liegenden unter die Territorialhoheit fallenden Seegebiete jederzeit frei; in 
gleicher Weife bleibt troß eines Krieges der Handel auf den anfchliegenden 
Straßen, Eifenbahnen, Seen und Ganälen unbehindert. Die Bauten und 
dienftlihen Einrichtungen, wie die Zollämter und ihre Kaſſen werden ebenfo 
wie dad den genannten Stellen in ftändiger Weife beigegebene Perſonal als 
neutral betradhtet und genießen deshalb Schonung und Schuß ſeitens der 
Belligerenten. 1!) 


B. Der Niger. 


Ziteratur: Rapport de la Commission chargee d’examiner les projets d’acte 
de navigation pour le Congo et le Niger. p. 2383-32. — Acte general de 
la conference de Berlin, Art. 26-33. — Sir Travers Twiss, Le Congr&s 
de Vienne et la Conference de Berlin. p. 212—213. — de Neumann, 
Droit des gens moderne. App. lIl p. 322—324. 


Deutfchland und Frankreich hatten für den Congo und Niger eine gleich: 
lautende Edjifffahrtäacte vereinbart. Gleichwohl ſah ſich die Berliner Conferenz 
genöthigt, gewiſſe Verfchiedenheiten zuzulafien, melde ihre Nechtfertigung in 
den zwifchen Congo und Niger obmwaltenden geographiſchen, politiſchen und 
commerciellen Berfchiedenheiten finden. Angeſichts diefer Verſchiedenheiten 
wäre es eine Unmöglichkeit geweien, die Schifffahrtsverhältniffe beider Ströme 
in gleicher Weiſe zu regeln, insbefondere nad den durch ben Britiichen Be: 
vollmädhtigten entwidelten durchſchlagenden Gründen und den durch denjelben 
gegebenen Garantien. 1?) 

Hiernad wurden bezüglich des Niger nachſtehende, in Art. 26 bis 33 der 
Berliner Conferenzacte enthaltene Bejtimmungen getroflen; diefelben bilden 
die Nigerfhifffahrtsacte. 
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Die für den Congo zur Annahme gelangten Säbe über die freie Schiff- 
fahrt auf dem Strome und feinen Nebenflüffen, das Verbot jeder differen- 
tiellen Behandlung fowie aller Abgaben oder Zaren, welche fih nidt als Er: 
ſatz geleifteter Auslagen darjtellen, die Gleichbehandlung von Straßen, Eifen: 
bahnen und Ganälen mit dem Strome jelbit und feinen Nebenflüffen, falls 
jene zum Erſatze unfahrbarer Streden der letzteren dienen, find mit unmefent: 
lihen Aenderungen wörtlih in den Art. 26, 27, 28 und 29 ber Gonfe- 
renzacte wiederholt. 13) 

Durd Art. 30 verpflichtet ſich Großbritannien die in den vorausgehenden 
vier Artikeln ausgeſprochenen Grundſätze der freien Schifffahrt, ſoweit die Ge- 
wäſſer des Niger, feiner Nebenflüffe, Verzweigungen und Mündungen unter 
feiner Souveränetät oder feinem Protectorate ftehen oder jtehen werden, zur 
Anwendung zu bringen. Die zur Sicherheit und Beaufjihtigung der Schiff: 
fahrt von ihm zu erlafienden Verordnungen werden im Sinne einer mög- 
lichſten Erleichterung des Schiffsverkehrs abgefaßt fein und dürfen nicht3 dem 
Beifte der gegenmärtigen Vereinbarungen Widerfprechendes enthalten. Groß: 
britannien verpflichtet fich ferner, die fremden Kaufleute auf feinem 
Gebiete gleich den eigenen Unterthanen zu ſchützen. 

Frankreich übernimmt unter den nämlichen Borbehalten und mit den 
gleichen Worten die in Art. 30 aufgejtellten Verbindlichkeiten, infomweit die Ge: 
wäfjer des Niger oder feiner Nebenflüffe, defien Berzweigungen und Mün— 
dungen unter feiner Souveränetät oder feinem Protectorate ftehen oder ftehen 
werden. (Art. 31.) Zum Schluſſe verpflichten fi die übrigen Gignatar- 
fowie die Anſchlußmächte im voraus in der gleihen Weife für den Fall fpä- 
teren Bejiterwerbs im Nigerbeden. (Urt. 32.) Art. 33 enthält bezüglich des 
Niger und feiner Nebenflüffe, Seitenarme, Mündungen und Ausgänge, fowie 
des zugehörigen Seegebietes für den Fall eines Krieges und zu Bun: 
jten des Sandels aller Nationen eine mit der für den Congo an= 
genommenen identifche freiheitlihe Verfehrsordnung.!) 

Im Allgemeinen find die al3 Grundlage für die Scifffahrtögefeggebung 
auf dem Niger dienenden Principien identiih mit den für den Congo aufge: 
jtellten, mit der einen Ausnahme, daß der Vollzug und die Anwen— 
dung derfelben nit einer internationalen Gommiffion übertra= 
gen, fondern denjenigen Mädten vorbehalten wurde, welde dort 
Souveränetättredte üben.®) 

Vorftehendes ift der mwejentlihe Inhalt der von der Berliner Conferenz 
vollendeten Thätigfeit.1%) Diefelbe bildet einen unvergänglihen Ruhmesan- 
ſpruch für die Regierungen, welche fie vorbereiteten, für alle Staaten, welche ihre 
Entjcheidungen annahmen und vor allem für König Zeopold II. ihren eigent- 
lihen Urheber. Hauptſächlich feinem hochherzigen Vorgehen ift es zu ver: 
danken, daß der Handel und mit ihm Givilifation und Fortſchritt nach jeder 
Kichtung mit Hülfe der mächtigen von der Natur gefchaffenen Waflerftraßen 
bis in das Herz des Afrikaniſchen Continents nunmehr vorzudringen vermögen. 
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„Indeſſen“, wie der Berichterftatter an die Conferenz fagt, „war 
es von Wichtigkeit, daß dDiefelben unter den Schuß eines aus— 
gedehnten Freiheit: und Garantiefyftems geftellt wur- 
den. Das ift Aufgabe der Schifffahrtsacten, welche auf den Congo 
und Niger nad) Maßgabe der Verjchievenheit der obwaltenden Um—⸗ 
ftänden jene Grundfäge zum Vollzug zu bringen haben, durch weldhe 
die freie Stromfdifffahrt zu einer der ſchönſten Errungen- 
ihaften der modernen Redtsentwidlung wurde.” 7) 


I) Das Geſchichtliche über diefes Unternehmen ſ. in: L’Association Internatio- 
nale Africaine et le Comit& d’etudes du Haut-Congo. 

2) Stanley gründete 1881 die Station Vivi, etwa 21/2 Meilen dieffeitö der mäch⸗ 
tigen YVellalafälle in einer Entfernung von 4 Meilen von der am meiteften vorge: 
fchobenen Factorei. Dem Wege des großen Entdeders folgend, erreiht man nad) 
einem Marfche von 17 Meilen Jjanghila, die zweite Station; bis zu diefem Orte ift 
dad Gtrombett von Felfen durchſetzt; zwiſchen Iſanghila und Manyanga, etwa 
24 Meilen ift dad Wafjer ruhig und fhiffbar. Bon Manyanga, der dritten Station 
bis zu dem See, mwelder den Namen Stanley Pool trägt, ift der Fluß nicht jchiffs 
bar; die Entfernung beträgt 32 Meilen. Gier erfuhr Stanley im Juli 1881 von 
dem Bertrage Brazza's mit dem König Makofo, wodurd bdiefer das nördliche See 
ufer für eine Franzöſiſche Station abgetreten hatte. Demgemäß wurde bie vierte 
Station Leopolbville auf dem füblichen Ufer zu Ntamo gegründet und 1882, ſtets 
ftromaufwärts ziehend, bei Ibaka am Zufammenfluffe des Duango mit dem Congo, 
etwa 34 Meilen von Stanley-Pool entfernt die fünfte Station. Vgl. Sir Travers 
Twiss, La libre navigation du Congo. Revue de Dr. Intern. XV (1883) p. 439 ff. 

3) Die Thätigfeit der Association Internationale Africaine erfuhr feitens einiger 
Schriftſteller, welche der Anfiht waren, daß Souveränetätärehte nurvon Staaten 
ausgeübt werben können, heftige Angriffe, wohl mit Unrecht Der Abſchluß von 
Verträgen mit den eingeborenen Häuptlingen, und auch die Ausübung von orbnungss 
mäßig erworbenen Souveränetätärehten war volllommen zuläfftg, folange nicht feis 
tens Portugals der Beweis für die von ihm behaupteten älteren Souveränetätörechte 
geliefert wurde. Die Geſchichte bietet und eine Reihe von Beifpielen, daß Souve: 
ränetätsrechte von Privatgefellichaften geübt worden find, jo vom Deutſchen Drben, dem 
Livländiſchen Schwertorden (Ensiteri), dem ZJohanniterorden und gegenwärtig noch von 
der British North Burneo Company fomwie den Amerikaniſchen Gefellfchaften behufs 
Gründung von Colonien mit freien Farbigen: der Maryland State Colonisation 
Society, ber Colonisation Society of the young men of Pensylvania, durch melde 
bie Gründung der Afritanifchen Republik Liberia erfolgte u. f. w. Bgl. Sir Tra- 
vers Twiss, La libre navigation du Congo. (Revue de Dr. Intern. XV (1883) 
551-554; XVI (1884) p. 238, 239.) 

4) Außer der Schweiz, Griechenland, Rumänien, Serbien und Montenegro waren 
fämmtlihe Staaten Europas auf der Eonferenz vertreten, außerdem noch die Ber: 
einigten Staaten von Amerifa. 

*) Diefer große Neuftaat verdankt feine Entftehung der Berliner Conferenzacte. 
Nah den Belgifchen Kammerbefhlüffen vom 28. und 30. April 1885 beruht deſſen 
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Berfaffung auf einer reinen Berfonalunion unter ber Souveränetät Leopolds ll. 
Königsder Belgier, welder ben Titel Souverain de l’Etat Ind&pendant du Congo 
annahm. Entiprehend den Bejtimmungen der Eonferenzacte wurde der neue Staat auf 
immerfürneutralerflärt. Seine Bränzen find durch Verträge der Association 
Internationale beftimmt: mit Deutfchland vom 8. November 1884, mit der Franzöfifchen 
Republit vom 5. Februar 1885, mit Portugal vom 14. Februar 1885. Aehnliche Ber: 
träge famen auch mit den übrigen Mächten zum Abſchluß. Der Flächeninhalt des 
Eongoftaates beträgt nah Stanley ca. 2735400 qkm mit 27 Millionen Einmwoh: 
nern. Die Fläche, welche Gegenftand der Entjheidungen der Berliner Gonferenz 
geworben ift (6 500 000 qkm) beträgt zwei Dritttheile von dem Flächenraume Europas 
(10 000 000 qkm). 

8) So wurbe unter Vorbehalt der im DOften beftehenden Souveränetätärechte 
Zanzibars und vornehmlich auc Portugals entichieden. Es wurde hienah im Often 
eine freie Zone von 2500000 qkm, und am atlantifhen Ocean ein Litorale von 
190 000 qkm zu dem eigentlihen Congobeden mit 3 600 000 qkm Hinzugefügt. — 
Das Gebiet an der See erftredt fi am Atlantiſchen Ocean von 20 30° ſüdl. 8. 
bis zur Mündung des Loge (70 51°); die Norbgränze dieſes Gebietes folgt dem 
Parallel von 20 30' von der Küfte bis zu jenem Punkte, wo dieſer den Rand bes 
natürlihen Eongobedens durchſchneidet. Die Sübgränze läuft den Loge bis zu feinem 
Urfprunge entlang und wendet fi dann gegen Dften, bis fie auf das geographifche 
Gongobeden trifft. Sir Travers Twiss, Le Congrès de Vienne et la Con- 
ference de Berlin. (Revue de Dr. Intera. XVII (1885) p. 206 ff); de Neumann, 
Droit des gens moderne, p. 298 ff. 


7) Acte general de la Conference de Berlin, Art, 1-7. 


8) Acte general, Art. 10, 11, 12. Der dur Art. 11 aufgeftellte Grundſatz, 
daß die Belligerenten im voraus vereinbaren, nah ihrem Belieben Gebietätheile zu 
neutralifiren und Feindfeligkeiten und militärifche Operationen auszufchließen, ift 
neu; die Mächte bringen lediglich) die moraliſche Autorität ihrer guten Dienfte in 
Anwendung. Art. 12 ift im gleihen Sinne gefaßt: Die Anrufung einer Vermitt: 
lung ift allein vorgeſchrieben; fchiedsrichterlihe Entſcheidung iftzwar erwünſcht, aber 
dem Belieben der Einzelnen überlaffen. Neumann (a, a. D.) ©. 311, 312. Die 
Einführung der Schiedägerichte fand im Schoße der Commiſſion bei Said: PBajdha, 
dem gegenwärtigen Zürfifhen Minifter des Ausmärtigen, eifrige Unterftügung. 
(Sir Travers Twiss, Le congrös de Vienne et la Conference de Berlin (Rev. 
de Dr. Intern. XVIl (1885) p. 212). 

9) Durch eine geiftvolle Erweiterung der Grundſätze des Wiener Congrefſes wur: 
den dur Art. 16 und 17 der Berliner Eonferenzacte dem Hauptſtrome nicht nur 
feine Nebenflüffe ohne jede Ausnahme, fondern auch alle Verkehrswege 
zu Lande gleichgeftellt, welche die Unvollkommenheiten der erfteren ergänzen und ſo 
den Mangel der Schiffbarkeit erjegen. 

10) Die Befugniffe der Unterinfpectoren find nicht fejtgeftellt worden und wären 
deshalb Schwierigkeiten in der uferftaatlihen Berwaltungspraris möglid. Die 
Mächte behielten fich übrigens das Recht vor, fpäterhin nad gemeinfamer Ueberein- 
funft diejenigen Aenderungen und Ergänzungen an der Gonferenzacte vorzunehmen, 
deren Nutzen ſich durch die Erfahrung herausftellen würde; nöthigenfalls könnte alfo 
die bezeichnete Lücke ausgefüllt werden. 
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1) Die Congoſchifffahrtsacte umfaßt die Art. 13—25 der Eonferenzacte. Die 
internationale Commiffion für den Congo gleicht bezüglich ihrer meiften Befugnifie 
derjenigen für bie Donau; der weſentliche Unterfchied, bezüglich des Auffichtärechtes 
über den Vollzug der gemeinfamen Erklärung betreffend die Freiheit deö Handels (Acte 
gen Art. 1—8), weldes die Commiffion in den unter feiner Souveränetät ftehenden 
Zerritorien übt, ift jelbftverftändlih. Art. 8 der Eonferenzacte, welcher die Com: 
miffton mit diefer Befugniß befleidet, behält ausdrücklich die Autonomie für eine 
fpäter ſich conftituirende Zerritorialgewalt vor. Wo eine foldhe fehlt, Handelt die 
internationale Gommiffion im Namen der Mächte und handhabt die Polizei, die 
Rechtöpflege, ſowie die allgemeinen SicherheitSmaßregeln zum Schuge von Perfonen 
und Redten. Sie ift wie die Europäifche Donaucommiffion eine juriftifhe Perſon 
mit eigenem Vermögen, Buthaben und Schulden. 

Der Grundfag der Neutralität des Flußhandels zu Kriegszeiten, welder 
vom Wiener Congreß nicht erwähnt und ſeitdem nur unvollfommen anerfannt wor: 
ben war, hat in die Gonferenzacte in feiner weiteften Ausdehnung Aufnahme ges 
funden; Die Sandelsfahrzeuge der Belligerenten genießen auf dem Congo und Niger 
(Art. 25 und 33 der Acte) die nämlichen Freiheiten wie diejenigen mit neutraler Flagge 
und fie find ebenfo unverleglich wie das Privateigenthum in Landkriegen. Diefe Beftim- 
mung ift noch viel freifinniger als die Declaration des Parifer Eongreffes vom 16. April 
1856. Lediglich der Transport von ſolchen für einen Belligerenten beftimmten Gegen: 
ftänden bleibt ausgeſchloſſen, die als Kriegscontrebande zu betraditen find. Die Con— 
ferenz einigte fi in diefer Hinficht auf die von dem Ruſſiſchen Bevollmächtigten ge: 
machten Vorfchläge und lehnte es ab, die Kohle ald verbotene Waare oder auch nur 
als folche »ancipitis usus« zu bezeichnen, wie der Englische Bevollmächtigte beantragte. 

12) Bor mehr ald einem halben Jahrhundert entvedten zwei Englifche Reifende, 
die Gebrüder Zander, daß der Niger nicht, wie die Geographen behaupteten, im 
Chadſee fein Ende finde, fondern im Gegentheil bei Lakoja einen von der Richtung 
dieſes Sees kommenden Fluß aufnimmt und feinen Lauf bis ins Meer fortjegt. 
Diefelben Forfcher gelangten auch mitteljt des größten der Arme, in bie fich der 
Niger vor feiner Mündung fpaltet, und den die Eingeborenen Nun heißen, an ben 
Dcean. Später zeigte es fich, daß fi der Strom dur ein Delta mit 22 Mün— 
dungsarmen ind Meer ergieft. — Frankreich errichtete ein Protectorat über den 
oberen Niger; der untere Lauf wurde von England in Befig genommen. Da der obere 
Lauf des Niger mit dem unteren in feiner befannten Verbindung fteht, indem eine große 
Strede des Stromlaufes noch nicht genügend erforſcht tft, andererjeitö das Briti- 
fche Protectorat auf den Antrag der einflußreichiten Stämme übernommen worden 
war, fo beanfpruchte England das Ueberwachungsrecht über die Schifffahrt an der Küfte 
und dem unteren Stromlaufe allein und mit Ausfhlußeinerinternationalen 
Commiſſion und wollte fid) nur an eine formelle Erklärung bezüglich des Grund: 
ſatzes der Schifffahrtöfreiheit binden; fchließlich acceptirte e8 ein gemeinfames Zu— 
fammenwirfen mit Frankreich auf dem Fuße der Gleichberechtigung und demgemäß 
eine vertragömäßiggeordnete Gontrole, indem Frankreich feinerfeits das gleiche 
Zugeftändnif machte und bezüglich der unter feiner Souveränetät bezw. Protectorat 
ftehenden oder noch fommenden Stromftreden die gleichen Berpflihtungen übernahm, 
wie England auf dem unteren Niger. Durch Art. 32 der Conferenzacte ſchloſſen 
fich die übrigen Signatarmächte unter der gleihen Vorausfegung eben diefen Ber: 
pflihtungen an. 


Die Ströme Afrikas. 377 


13) Das in Art. 26 enthaltene Verbot einer ausſchließlichen Privilegsertheilung 
hindert nicht die Subventionirung von SPrivatunternehmungen zu öffentlichen 
Zweden. Die drei für den Congo in Ausfiht genommenen Arten von Abgaben 
fallen ſämmtlich unter den Gefichtäpunft des NRüderfages von Aufwendungen zum 
Nugen der Schifffahrt und des Handels. — Art 28 fpricht lediglih von den Neben: 
flüffen des Niger und die Schifffahrtöacte findet nur auf das geographiſche Niger 
beden bezw. deijen Gewäſſer Anwendung; deshalb erhielt auch Art. 29 angefichts 
der Unficherheit, in der fi die Kenntnis des Nigerbeltas noch befindet, eine Aende— 
rung, indem auf Antrag Deutihlands nah dem Worte „Nebenflüffe” eingefchaltet 
wurde „Nebenarme und Mündungen“. 

14) Die in dem von der Neutralität des Congo handelnden Art. 25 genannten 
Seen find bei der Hebertragung auf den Niger auf Antrag Englands meggelaffen 
worden; ed wurbe ausgeiprochen, daß in Kriegäzeiten ber HandelaufStraßen, 
Eifenbahnen und Canälen frei bleiben folle. 

15) Zwei Verwaltungsiyiteme herrſchten bislang auf den nad) den Grundfäßen 
des Wiener Congreſſes behandelten Strömen: das einer Uferftaatencommifftion und 
das einer Europäifhen Commifjion. Das auf der Donau eingeführte Syjtem allein 
beruhte auf der Gontrole durch eine zugleich aus Beamten der Ufer: und der Nicht 
uferstaaten bebildeten Commiſſion; legtere find die Bevollmächtigten der Großmächte. 

Diefe Ausnahme ward auch für den Congo mit dem Unterfchiede angenommen, 
daß die Commiſſion für diefen Strom die Delegirten aller Berliner Signatar: 
mächte umfaſſen kann. — Ein drittes Syitem ift jenes für den Niger; die Ufer: 
ftaaten dieſes Stromes bringen innerhalb ihrer Gränzen die gegebenen Vorfchriften 
felbft zum Bollzug- 

16) Außer der auf die Handelsfreiheit bezüglihen Declaration und der Congo: 
und Nigerſchifffahrtsacte jowie der Declaration bezüglih der Neutralität der Terri— 
torien in beiden Strombeden, welche uns hier vornehmlich intereffiren, enthält bie 
Berliner Conferenzacte Bejtimmungen über den Schu der Eingeborenen, der 
Miffionäre und Neifenden, ferner bezüglich der Religionsfreiheit, fodann eine De- 
claration betreffend Unterdrüdung des Sclavenhandels ſowie eine andere bezüg: 
lih der zu erfüllenden Vorbedingungen bei einer Decupation an den Küften bes 
Afrikaniſchen Gontinents; alle diefe Fragen und die in ihnen enthaltenen Probleme 
fanden ihre Löfung im Sinne der ausgedehnteften Freiheit. 

17) Vgl. die vorzügliche Darftelung der Eonferenzberatfungen in Ed. Engels: 
hardt's, des Franzöſiſchen Conferenzdelegirten, Rapport au Ministre des Affaires 
Etrangeres. Siehe die ebenfo lichtvolle als vollftändige hiſtoriſche Darftellung aller 
der Prüfung der Eonferenz unterbreiteten Fragen der Flukichifffahrt in dem »Rap- 
port de la commission chargee d’examiner les projets d’actes de navigation 
pour le Congo et le Niger.« Dieſes den Stoff meifterhaft behandelnde Werf verbanfen 
wir ber jeder des Belgifhen Conferenzbevollmäcdhtigten Baron Lambermont; 
ed bildet zufammen mit den anderen im Anjchluß an die Berliner Conferenz von 
diefem hervorragenden Staatämann, dem Berichterftatter der verjchiedenen Prüfungs: 
commilfionen, herausgegebenen Schriften, ein würdiges Seitenftüd zu feinem bedeu— 
tenden Antheil den er an der volljtändigen Befreiung der Schelde genommen. 
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Die Binnenmeere, die internationalen Seen und 
Ennäle. 


& 81. 
Die Binnenmeere und die internationalen Seen. 


A. Das Eafpifhe Meer. — B. Der Bodenfee. — C. Die Canadiſch- 
Amerikanifchen Seen. 


Literatur: Bluntſchli, Das moderne Völkerrecht. Art. 300, 301, 306, 316. — 
— 9. 6. Heffter (Geffden), Das Europäiſche Böllerrecht. 88 66 und 77. 
— W.E. Hall: International Law. Oxford 1880, p. 104 (Boundaries of 
of state territory). — Dr. Heinrid Rettid, Die völter- und ftaatärehts 
lichen Berhältniffe deö Bodenfees. Zübingen 1884. I. Theil. S. 5—12. 





Die vom Standpunfte des heutigen Völkerrechts unbeftreitbare Freiheit der 
Schifffahrt auf dem Meere erleidet eine einzige indirecte Ausnahme. Es ift 
möglich, daß ein Meer für auswärtige Völker verfchloffen ift, nämlidy dann, wenn 
von der offenen See fein Fahrzeug in baffelbe gelangen fann. Diefe 
Binnenmeere rein territorialen Characterö werden wie die fleineren Seen als 
Bebietöbeitandtheile der fie umgebenden Staaten betrachtet.) Sind dieſe 
Meere oder Seeen von mehreren Staaten eingefdhlofjen, jo richtet fich ihre 
Behandlung nad) der Analogie der internationalen Flüffe und fie werben 
Begenjtand völferrehtlicher Beziehungen zwifchen den Uferftaaten. Leb- 
tere bilden gegenüber den Nichtuferftaaten eine behördliche Collectivinftanz in 
gemeinfamer Ausübung ihrer Gebietöhoheit, während natürlich jeder einzelne 
Uferftaat gleichberechtigt zur freien Schifffahrt und fonjtigen Benutzung ift. 
Diefe Berechtigung, aus dem Naturreht fließend, beiteht, infolange 
nicht durch einen vertragsmäßig Janctionirten Gewaltact eine Aenderung ber 
Verhältnifje zu Gunften eines Uferftaates herbeigeführt wird. ?) 

Die Sleihberehtigung der Uferftaaten zeigt ſich in doppelter Weife: 
Entweder ift die Gränzlinie thatſächlich in der Mitte des Sees parallel der Ufer: 
ausdehnung gezogen; ?) in diefem Falle befinden fich die derart abgegrängten 
Gebietötheile mit allen daran haftenden Rechtsverhältniſſen unter der aus: 
ſchließlichen Juriädiction des betreffenden Uferftaates.+) Diefe Ausfcheidung 
jollte Feinesfalls vor erfolgter Zuftimmung aller Uferftaaten vor ſich gehen, 
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da ein folder See vor feiner Theilung nicht etwa herrenlofes But ift, ſondern 
im gemeinfamen Befiße der Uferftaaten fich befindet;5) dies fchließt übri- 
gens die Ausübung gemwifjer Rechte auf den einer fremden Jurisdiction unter: 
ftehenden Geeftreden nicht aus; gerade im Begentheil wird die Ausübung 
gewiſſer Rechte wie Schifffahrt oder Filhfang, für das Gemeinwohl häufig 
ausdrüdlich vorbehalten. ®) 

Oder aber, und diefes Syftem ift vorzuziehen, der See wird ald unge: 
theilt behandelt. Die Uferjtaaten haben daran ein Condominium pro indi- 
viso mit den daraus ſich für den einzelnen ergebenden Rechten und Pflichten, 
deren Ausübung durch eigene Conventionen geregelt wird, infofern nicht ein 
diejelben erfegendes Gewohnheitsrecht fich gebildet hat.”) 

Die vorjtehend angebeuteten Sätze bilden die Grundlage des gegenmwärs 
tigen Rechtszuſtandes der internationalen Seen. 


A. Das Caſpiſche Meer. 


Literatur: Friedens- und ewiger Freundfchaftsvertrag zwiſchen Perfien und Ruß— 
land, geichloffen am 12. October 1813 am Seiwafluß in Guliftan. (de Mar- 
tens, R. M. II, 397 ff.) — Friedensvertrag zwifchen Perfien und Rußland, 
geichloffen am 22 Februar 1828 (5. Schewal des Jahres 1243 der Hegira) zu 
Turkmantſchai. (de Martens, R. M. IV, p. 144ff.) 


Zwei Verträge zwifchen Perfien und Rußland bilden die Grundlage 
der internationalen Gefeßgebung bezüglich des größten Binnenineere an der 
Gränze unferes Continents. 

Art. 5 des Vertrages vom 12. October 1813, mehr befannt unter dem 
Namen des Buliftanvertrages, beftimmt, daß Handelsfchiffe wie früher berech— 
tigt fein jollen, die Küften des Caſpiſchen Meeres entlang zu fahren und dort 
zu landen; im Falle eines Schiffbruches werben die Perfer ihnen freundfchafts 
lihe Sülfe gewähren; die Perfifhen Handelsfahrzeuge find ebenfalld, wie 
früher, berechtigt, an den Küſten des Gafpifhen Meeres die Cabotage zu be- 
treiben fowie am Ruffifhen Ufer zu landen; im Falle eines Schiffbruches 
werben ihnen die Rufjen die nothwendige Hülfe gewähren. Was Kriegäfahr: 
zeuge betrifft, fo fol die Ruſſiſche Kriegsflagge, wie fie jederzeit vor dem 
Kriege auch im Frieden allein auf dem Caſpiſchen Meere wehte, diejes 
ausſchließliche Recht wie früher, jo auch jest in der Art genießen, daß 
feine andere Kriegsflagge auf diefem Meere aufgehigt werben darf. 

Art. 8 des Vertrages von Turkmantſchai vom 22. Februar 1828, durch 
weldhen Perſien an Rußland die Khanate Eriman und Nafhitchewan abtrat, 
bezieht ſich ebenfalls auf die Verhältniffe des Caſpiſchen Meeres. Die Be: 
ftimmung über die auöfchließliche Berechtigung der Ruffifchen Kriegsflagge auf 
demfelben ift aufrecht erhalten, „weil die Ruſſiſchen Kriegsſchiffe von alters 
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her die einzigen zur Schifffahrt auf dem Gafpifchen Meere berechtigten waren.” 
Dagegen mwurde die freie Schifffahrt für die Sandelsfahrzeuge beider Ufer: 
ſtaaten und ihrer Unterthanen, fowie die Gabotage an den Küſten und end: 
lic) gegenfeitige Unterſtützung bei Schiffbrüchen zugeftanden. 


B. Der Bodenfee. 


Literatur: Christoph Wegelin, Dissertatio de dominio maris Suevici, vulgo 
lacus Badamici, 1742. — Dr. Heinrich Rettich, Die völfer- und ftaatärechts 
lichen Verhältniſſe des Bodenſees hiftorifh und juriftifch unterfudht. Tübingen 
1884. 


Der Bodenjee ift gegenwärtig von fünf Staaten umſchloſſen: Baden, 
Württemberg, Bayern, der Schweiz und Oeſterreich-Ungarn. Diefe Uferftaaten 
üben auf dem See die nämlichen Befugnifje in vollfommener Gleihbered- 
tigung; fein Gemaltact ftörte bisher die jeit Jahrhunderten zu Recht bejtehende 
Drdnung der Dinge. Hie und da traten ehrgeizige Beftrebungen zu Tage; 
gleichwohl wurde niemals feitens eines der Uferftaaten eine Suprematie irgend 
welcyer Art über die anderen geübt und die zur Regelung der Scifffahrtö- 
und PBolizeiverhältnifje zwifchen den Uferftaaten gefchloffenen Conventionen ver: 
legten niemals das an dem See beftehende Condominium pro indiviso.®) 

Bis gegen Ende des vorigen Jahrhunderts beanſpruchte die Schweiz 
Zurisdictionsrechte bis zur Mitte des Sees auf die Yänge feiner Uferausdeh— 
nung, anerffannte indefjen fchliehlic die Gemeinſamkeit des Befiges. Defter- 
reich, Baden, Bayern und Württemberg befinden fi in der gleichen Lage. 
Demnach ift eö gegenwärtig außer Zweifel, daß der Bodenfee in feiner Weiſe 
unter die Uferftaaten vertheilt ift, deren Gränzen vielmehr durch die Uferlinie 
jelbft, welche das Feſtland vom Waſſer trennt, gebildet werden, und daß der— 
felbe völferrechtlih ein gemeinfames Beſitzthum aller bildet;?) nur die 
unmittelbare Umgebung der Ufer fällt alö noch zu ihrem Gebiete gehörig in 
die Nechtöfphäre der Uferjtaaten. !°) 

In Friedenszeiten hat fein Uferftaat ohne vorgängige Zuftimmung ber 
übrigen das Recht, Feitungen anzulegen oder foldhe militärisch zu bejegen; 
bricht dagegen ein Krieg aus, fo fann jeder Uferjtaat entjprechend dem Krieg3- 
rechte, jowohl dad gemeinfame Territorium als dasjenige, welches etwa unter 
gefonderter Jurisdiction des Gegners fteht, occupiren. Falls indejfen einer 
der Mitbefiter neutral bleibt, während die übrigen ſich im Kriegszu— 
Itande befinden, ift die Neutralität diefes gemeinfamen Gebietes obli= 
gatorifch und muß dafjelbe die Rechtsſtellung eines neutralen Staates zu 
gleichen Rechte an fich erfahren wie auch die territorialen Befugnifje jedes der 
Mitbefiger. 

Es iſt num hier der Fall daß einer der Uferftaaten, die Schweiz, unter 
dauernde Neutralitätögarantie gejtellt iſt; demgemäß befindet fidh der Boden: 
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fee von Rechtswegen, da er der Schweiz ebenfo wie den übrigen Uferftaaten pro 
indiviso gehört, im Zuftande dauernder Neutralität. Demzufolge könnte er 
nicht zum Gegenftande oder Mittel militärifcher Operationen irgend welcher 
Art, ſei ed eines angränzenden oder eined anderen Staates gemacht werden, 
ohne daß die Neutralität der Schweiz verlegt würde. !!) 

Die Civil: und Vermaltungsrechtöverhältnifje auf den See, die Givil- 
Itandsverhältnifie, die fiscalifchen Befugniffe, die Verfolgung von Strafthaten, 
Filcherei-, Schifffahrts: und Polizeiweſen auf demfelben bildeten die Gegen: 
ftände für eine Anzahl von Specialconventionen, deren neuefte die internationale 
Convention betreffend die Schifffahrt und Dafenpolizet auf dem Bodenfee, abge 
Ihlofjen zu Bregenz im Januar 1868 feitens ſämmtlicher Uferftaaten, in Kraft 
getreten am 1. März des gleichen Jahres, ift.12) Art. 1 diejes Vertrages 
jpricht aus, daß vorbehaltlich der Beobachtung der in demfelben über die Per— 
fonen- und Waarenbeförderung getroffenen Beftimmungen, die Schifffahrt 
für alle, alfo aud für die nit am Ufer betheiligten Staaten frei fein 
foll.13) 

Bleichzeitig wurden, abgefehen von den durch gemeinfames Uebereintommen 
eingeführten Abgaben, durch diefen Vertrag alle anderen, wie Stapel- und Um: 
ſchlagsrechte und Brüdenzölle u. f. w. aufgehoben. +) 


C. Die Canadiſch-Amerikaniſchen Seen. 


Ziteratur: Lawrence, Wheaton’s International Law 1864, p. 826. — Whea- 
ton, International Law, eighth edition by R. H. Dana, 1866, p. 287, 331. 
— Vertrag zwiſchen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa und Großbri— 
tannien, betreffend die Fiſcherei-⸗ Handels: und Schifffahrtöverhältnifie, geichloffen 
zu Wafhington am 5. Juni 1854 (de Martens et de Cussy, R. M. VII, 
p- 338ff). — W. E. Hall, International Law 1880, p. 81 (British Ame- 
rican fisheries), 


Die Ausübung der Fiſcherei an den Küften der Engliſchen Beſitzungen 
in Nordamerika, ſowie die dad Gebiet zwifchen Canada und den Vereinigten 
Staaten betreffenden Fragen des Handels und der Schifffahrt gaben zu langen 
Erörterungen Anlaß, deren Löſung durd den am 5 Juni 1854 zwifchen den 
beiden Nachbarſtaaten gefchlofjenen Vertrag von Wafhington erfolgte. 1°) 

Diefe Löfung war zwar feine endgiltige; gleichwohl darf fie als eine ſolche 
angefichts der für ihre Dauer gegebenen Garantien und der Nachtheile, welche 
fi) aus deren Befeitigung für beide Parteien ergeben würden, betrachtet 
werben. 

Die in Art. 4 enthaltenen Beftimmungen find folgende: 

Die Bürger und Bewohner der Vereinigten Staaten!*) haben die Berech— 
tigung auf dem St. Lorenzftrom und den als Berbindungswegen zwi: 
Ihen den großen Seen und dem Atlantifhen Deean dienenden 
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Ganälen mit ihren Schiffen, Fahrzeugen und Barken ebenfo frei und un- 
behindert wie die Unterthanen der Britifhen Krone Schifffahrt 
zu treiben; fie find den nämlihen Abgaben wie diefe unterworfen. Die 
Britifche Regierung behält fi) indefien vor, gegebenenfalld diefe Begünftigung 
nad) gehöriger Verftändigung der Regierung der Vereinigten Staaten zurüd- 
zunehmen. 

Bei diefer Gelegenheit wurde auch die abgabenfreie Einfuhr gewiſſer Er- 
zeugnifje der Englifhen Colonien in Nordamerika nad) den Bereinigten Staaten 
vereinbart. 17) Dagegen behalten ſich die Vereinigten Staaten vor, falls Eng- 
land von dem ihm zuftehenden Rechte der Zurüdnahme Gebrauch madıt, ihrer: 
jeitö ebenfalld die freie Einfuhr der betreffenden Artikel, fomeit diefelben nad 
Canada bejtimmt find, zu fuspendiren und zwar infolange, als die Suspen« 
dirung der freien Schifffahrt auf dem St. Lorenzittom oder den Canälen 
dauert. 

Die Englifhen Unterthanen erhalten das Recht auf dem Michiganfee 
mit ihren Schiffen, Fahrzeugen und Barken freie Schifffahrt zu treiben und 
zwar fo lange, als das den Amerikanern gewährte Privileg für den St. Lorenz: 
ftrom dauert, und die Regierung der Union verpflichtet ji) den Britifchen 
Unterthanen feitens der einzelnen Bundesftaaten die Gewährung der Schiff: 
fahrt auf deren Canälen in Gleihberechtigung mit den Bewohnern der Ber: 
einigten Staaten zu erwirken. 

Schließlich fol Fein Ausfuhr» oder anderer Zoll in dem Amerikanischen 
Gebiete des Staates Maine, infomweit dafjelbe von dem St. Johnfluſſe und 
feinen Nebenflüffen befpült wird, an diefem Fluffe abwärts bis zum Meere 
für den Schiffsverkehr von der Provinz Neu-Braunſchweig nad) den Vereinigten 
Staaten zur Erhebung gelangen. 


1) Das Todte Meer ift das berühmtefte Beifpiel für ein von einem einzigen 
Staate umfcloffened Meer Die Souveränetät bleibt in biefem Falle vollkommen 
unberührt. »Une mere, fagt Rayneval (Institutions du Droit de la nature et 
des gens I, 300), »totalement enclavée dans les terres d’une nation fait partie 
de son domaine et elle peut à son gr& en permettre ou interdire l’entr6e, si 
elle est susceptible de döfense.«e Kann bie Zufahrt nicht verwehrt werben, fo ift 
auch die Souveränetät nicht mehr unbeſchränkt ebenfo wie auf jenen Territorial« 
gewäflern, auf welchen die fremden Schiffe nur ben Belegen ihres eigenen Staates 
unterworfen find und die Geltung ber Territorialgefege fih auf die Häfen befchräntt. 

Eine andere Folge diefes Grundſatzes tft, daß wenn der betreffende See in Ber: 
bindung mit dem Meere fteht, die Zufahrt zum Zwecke des Hanbeläbetriebes feiner 
Nationverfagt werden foll und die für bie internationalen Flüffe geltenden Sätze 
auf diefelben Anwendung finden. Calvo betrachtet die zwei oder mehreren Staaten 
gehörigen Seen als freie Meere und äußert fih in feinem: Derecho internacional 
teorico y practico de Europa y America (] $ 156): »Puede suceder sin embargo 
que las eostas de los lagos pertenezcan a dos 0 mas naciones y entonces tendran 
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que considerarse forzosamente como mares libres.« Bgl. aud) Bluntfchli, Das 
moderne Völlerrecht, 3. Aufl. $ 319, 321. 

2) Die Suprematie welche fi Rußland auf dem Eafpifhen Meere zum Schaben 
Perfiens vorbebielt, ift Tediglich ein Act des Siegerd und könnte gegebenenfalld feinen 
Rechtsanſpruch begründen. Rayneval fagt (Institutions,p 310), daß mangelseiner 
Vereinbarung die Seen als frei zu erachten find; allein wenn biefe Vereinbas 
rung eine erzmungene ift, vermag fie dann einen ber Billigkeit entfprechenden Zu: 
ftand der Dinge zu begründen? Kann fich ein Volk des natürlihen Rechtes ent: 
äußern das Wafler, das fein Gebiet befpült, in gleicher Weife zu benugen wie alle 
feine Nachbarn? Selbft auf dem Cafpifee, dem einzigen Beifpiel diefer Art, befteht 
die Minderberehtigung Perfiens lediglich in dem Berbote eine Kriegäflotte auf dem: 
felben zu halten. Das ift eine Auflage politiiher Natur; im übrigen aber befteht 
volltommene Gleichberechtigung zwiſchen den beiden Völkern. 

3) Als Gränze wird bie Mitte des Sees betrachtet, da es bei einem ſolchen feinen 
oder nahezu feinen „Thalweg“ giebt. (Bluntschli, Droit intern. codifi6, Art. 301.) 

Bezüglich des Zellerfeed erfolgte die Theilung in diefer Weife ſchon 1554 in 
einem Bertrage zwiichen Baden, den Thurgauſchen Behörden und dem Biſchof von 
Conftanz. (Gejegfammlung für den Canton Thurgau 1, 1865 S. 113) Der Vertrag 
betreffend die Gränzen der Gerichtsbarkeit zwifhen der Schweiz und Baden vom 
Zahre 1855 wiederholte diefe Beftimmung. $ 1 lautet folgendermaßen: „Zwiſchen 
dem Staatögebiet des Großherzogthums Baden und demjenigen des Schweizerifchen 
Cantons Thurgau wird von der Badiſchen Gränze unterhalb Conſtanz bis zur Thur: 
gauifchen Gränze bei dem ehemaligen Klofter Paradies überall die Mitte des Rheins, 
beziehungsweiſe die Mitte des Unterfees (Zellerfees) ald Landesgränze angenommen.‘ 
— Das Gleiche gefhah bezüglich des Benferfeed in dem zu Lauſanne am 30. Dec: 
tober 1564 gefchlofjenen Bertrage zmiichen dem Herzogthum Savoien und Bern. 

4) Unter den accefjorifchen Rechten begreift man die Gebietövergrößerungen dur 
Alluvion und Infelbilvung, ferner das Recht auf die im Wafler gefundenen Gegen: 
ftände, Schäße, Alterthümer, Mineralien, Pflanzen u. ſ. w, insbefondere auch das 
Fiſchereirecht. 

5) Vgl. Rettid,a.a.D.S.9, Arndts, Pandekten, $ 133. Daraus ergiebt ſich auch, 
daß eine Austrocknung eines Theiles des Sees nicht ohne vorhergängige Zuftimmung der 
Uferftaaten von einem berjelben unternommen werben fann, da eine ſolche möglicher: 
weile Nachteile für die angränzenden Bebiete zur Folge hat. Wird die Austrodnung nad 
gemeinjfamer Vereinbarung vorgenommen, fo folgen die ®ränzen der neuen Scheibe: 
linie zwifchen Land und Wafler, wenn nichts anderes vereinbart wird. 

6) So ift das Net zur Ausübung der Schifffahrt zugleich mit den damit in 
Zuſammenhang ftehenden Verpflichtungen zur Erhaltung der Schiffbarteit, Sicherung 
der Mühlen, Brüden, motorifhen Anlagen u. f mw. in dem Bertrage betreffend bie 
Schifffahrt und Polizei auf dem Unterfee und dem Rhein zwiſchen Conftanz und 
Scaffhaufen, abgefchloffen im Jahre 1867 von der Schweiz und Baden, für die 
Uferfiaaten nad) Berhältniß vorbehalten. 

Die Ausübung der Fiſcherei ift auch zumeilen nicht von der Territorialgränze 
abhängig. Siehe Art. 3 des Vertrages vom 20 /31. Detober 1854 zwiſchen der Schweiz 
und dem GroßherzogthHum Baden, bezüglich der Fifcherei auf dem Sellerfee 

7) Die Uferftaaten find berechtigt ihre Competenz und ihre Jurisdiction zu be— 
ſchränken, ohne hierzu die Zuftimmung der übrigen Mächte zu bedürfen, vorausge— 
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fegt, daß dadurch nicht Nechte Dritter verlegt werden. Eine ſolche Beſchränkung hat 
feinen internationalen Character, fondern bildet eine Vermaltungsmaßregel zur Ber: 
hütung möglicher Gonflicte. Bal. Rettid, a. a. O. ©. 12. 

5) Das ausgezeichnete Wert Rettichs giebt einen vollftändigen Weberblid der 
Frage und liefert den Haren Beweis, daß feiner der Uferftaaten zu irgend einer Zeit 
eine Suprematie über die anderen geübt hat. Vgl. hierzu auch die Verhandlungen 
zwifchen der Schweiz und Defterreih (Conflict der Stadt Conftanz und des Kan— 
tons Thurgau ©. 36ff.), welche von 1548 bis 1786 mährten, mo endlich ein 
Vergleich zwifchen dem Canton Thurgau und Kaifer Joſeph 11. die Wagichale zu 
Bunften der Deiterreichifihen Anſprüche finfen ließ. Infolge der wiederholten Terri— 
torialveränderungen und der Erklärung Conftanz’ zu einer offenen Stadt fand dieſer 
jahrhundertelange Streit feine endgiltige Löſung durch den 1878 zwiichen der Schweiz 
und Baden geichlofienen Bertrag, welcher die Gränze „im @eifte freundlicher Nachbar—⸗ 
ſchaft“ feftftellte und im Neichögefegblatte von 1879 (Nr. 35, S. 307) mit Geſetzes⸗ 
fraft publicirt ift. Vgl. Rettid, a. a. O S. 36—58 und A. O. Aepli, Hiſtoriſche 
Darſtellung der Hoheitsrechte der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft auf dem Bodenſee 
(in den Mittheilungen des hiſtoriſchen Vereins in St. Gallen. Neue Folge, 2. Heft 
1870 S. 151ff). 

9) Siehe bezüglich des Streites zwifhen Bregenz und Conftanz und anderer 
hierher gehöriger Thatfahen Rettih, a. a. D. ©. 66—101. 

10) Siehe Rettich, a.a.D. ©. 104— 120. — Mar Seydel, Bayerifches Staat3- 
recht, S. 631 ff. Val. auch v. Sarmey, Staatsrecht des Königreihs Württemberg, 
I ©. 24, 235. Solde Pertinenzen, wie Hafenanlagen, Badeanftalten u. f. w. ftehen 
natürlich unter der Territorialhoheit. 

11) So würde im Falle eines Krieges die Beförderung von Truppen, Waffen, 
Munition und Proviant für eine Armee durch Bodenfeefahrzeuge nicht nur eine Ger 
bietöverlegung gegenüber den nicht Friegführenden Mitbefigern, fondern aud einen 
Bruch der dauernden Neutralität des Sees bilden. In Deutfchland wurde die Frage 
erörtert, ob Kanonenboote auf dem See gehalten werden dürften; es wäre dies 
jedenfall3 nur im Einverftändniffe mit Defterreih und der Schweiz möglid). 
Da fi) das gemeinfame Gebiet nit auf die Häfen erftredt, jo wäre es feine Ver— 
letzung des Völkerrechts, wenn die Uferftaaten Kriegäfahrzeuge in denfelben ftationiren 
liefen oder Befeftigungen an den ihnen gehörigen Ufern anlegten ; allein das Aus» 
laufen diefer Fahrzeuge aus den Häfen, in denen ihre Anmefenheit allerdings zus 
läffig ift, würde auch zu Friedengzeiten ohne Zweifel nicht mit den Rechten ber 
übrigen Uferftaaten vereinbar fein; in Kriegäzeiten wäre dies ein flagranter Brud) 
der Schweizerifhen Neutralität. Die Schweiz in ihrer Eigenfchaft als dauernd neu: 
traler Staat ift von Natur zum Schuge und zur Stärkung der Neutralität des 
Sees berufen. Selbft die Stationivung bemwaffneter Fahrzeuge feitens der Schweiz 
würde feine der übrigen Uferſtaaten zu verlegen vermögen, angefichts deffen, dak von 
der Schweiz als einer dauernd neutralifirten Macht wohl kein Angriff zu 
fürdten ift. Vgl. Rettid, a. a. O ©. 121—126 

12) Im gleihen Jahre wurde zwiſchen ber Schweiz und Baden ein Vertrag zur 
Regelung der Schifffahrt und Dafenpolizei auf dem Unterfee und dem Rhein zwiſchen 
Conſtanz und Schafſhauſen geſchloſſen (Rettich, a a. &.129— 191.) Unter Bodenſee 
wird officiell der Ober⸗ und Ueberlingerſee verſtanden. (Schlußprotocoll vom 22. Sep⸗ 
tember 1867. Anmerkung zu Art 1): „Man iſt darüber einverftanden, daß unter 
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Bodenjee der Oberjee und der Ueberlingerjee verjtanden ſei und daß die Regelung 
der Schiiffahrtsverhältniffe für die obere Aheinftrede von der Mündung des Rheins 
bis Rheineck-Gaiſau, jowie für den Unterfee und die Rheinſtrecke bis Schaff- 
haufen bejonderer Vereinbarung zwiichen den angrenzenden Uferitaaten vor- 
behalten bfeiben joll.“ 

Einige neuere Schriftiteller betrachten den Bodenſee lediglich al3 Verbreiterung 
des Rheins und demzufolge als „Flußfee”, welcher gleih dem Rhein allen 
Flaggen offen. ftehen müjie. (Bluntjhli, Das moderne Völkerrecht, 2. Aufl. 
& 316.) 


) Dieje Anfiht Nettichs (a. a. D. ©. 156, 157, Note 2) ericheint voll 
kommen gerechtfertigt. Art. 10 lautet allerdings: „Die Befugniß zur Führung 
eines Segel oder Dampfichiffes Tteht nur Denjenigen zu, welche von der Regierung 
des Uferſtaates, in welchem jie die Eigenſchaft als Staatsangehörige befiten, 
zur jelbftändigen Ausübung diejes Gewerbes zugelaffen und Hierüber mit einem 
Patente verjehen worden find.“ Allein, wie Nettich richtig bemerkt, entbehrt es 
jeden rundes die Ausübung des Schifffahrtsgewerbes einzig von der Thatjache 
der Naturalijation abhängig zu machen, während die Gewerbeordnungen jämmt- 
licher Uferftaaten auch Ausländern den Gewerbebetrieb gejtatten, ohne jene 
Eigenjchaft zu fordern. Anderenfall3 müßte die Erlaubniß auch einem Preußischen 
oder Sächſiſchen Staatsangehörigen verfagt werden, da Preußen und Sachſen eben- 
jowenig Uferftaaten im Sinne des Vertrages von 1868 find, als Frankreich oder 
Belgien. Hinwieder kann diefe auch mach der gegenwärtigen Gewerbeordnung 
nöthige polizeiliche Eonceflion zur Ausübung des Schiffergewerbes nur durch einen 
Uferftaat ertheilt werden, da diejelbe ein Souveränetätsrecht darftellt. 


4) So ift es noch gegenwärtig auf dem Unterfee und der anichließenden 
Rheinftrede Gebrauch, daß die Schweizeriichen Schiffer den Badiſchen eine Abgabe 
entrichten, wenn jie Transporte vom Badiſchen Ufer nach dem Schweizerifchen be 
fördern und umgefehrt. Der Bertrag bezeichnet die Abjchaffung diefer Taren als 
„Dringend wünſchenswerth“ und die Schweiz erflärte ihrerjeit3, daß die durch 
ihre Schiffer zur Erhebung gelangenden jofort befeitigt werden würden, jobald 
badijcherjeit8 das Gleiche gejchehen würde. Rettich, ©. 157, Note 1.) 

5) Die Befugniß zur Fiicherei an den Küften Nordamerifad wurde den Bür- 
gern der Vereinigten Staaten durch den Londoner Vertrag vom 20. October 1818 
zugelichert. 

1%) Der Tert lautet: The citizens and inhabitants of the United 
States, wonad; jeder Einwohner der Vereinigten Staaten, auch ein Aus— 
länder an den durch Art. 4 zugeftandenen Rechten Antheil hat. 


) Ein Verzeichniß diejer Erzeugniffe der Englifchen Colonien: Canada, 
Neubraunichweig, Neujchottland, Prince Edwards Aland, ſowie der benachbarten 
Inſeln findet fih in Art. 3 diejes Vertrages. 
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$ 82. 
Die internationalen Canäle. 
A. Der Suezcanal. — B. Der Panamacanal. 
A. Der Suezcanal. 


Ziteratur: Sir Travers Twiss, Rapport sur la neutralisation et la pro- 
tection internationale du Canal de Suez (Annuaire de l’Institut de 
droit internat. 3me et 4me annde 1879—1880, Vol. I, p. 111—128) und 
p. 329—351 (2te Denfihrift von Sir Travers Twiſs mit einem Briefe 
von F. de Martens). — Ferd. de Lesseps, Lettres, journal et documens 
pour servir à l'histoire du canal de Suez (1854—1855—-1856). Paris 
1875—1882, 5 Vol. — L. Alloury, Comment s’est fait le canal de 
Suez. Paris 1882. — Livre jaune frangais. Actes et protocoles 
de la commission internationale du canal de Suez, Paris 1885. — Sir 
Travers Twiss, Le canal maritime de Suez et la commission inter- 
nationale de Paris. Bruxelles et Leipzig 1885 (aud) in der Revue de 
Droit Intern. XVII (1885), ©. 615—630). 


Ceitdem die Welt dem Genius und der Ausdauer Ferdinand 
von Leſſeps die Eröffnung der Ganalverbindung zwijchen dem Mittel. 
ländifchen und Rothen Meere verdantt — jeit 1869 —, bemühen ſich 
die diplomatifchen wie die rein wiſſenſchaftlichen Kreiſe, praktiſche Mittel 
zur fteten Dffenhaltung diejer großen Verkehrsſtraße ausfindig zu 
machen. 

Bereits 1879 nahm das Bölkerrechtsinftitut von Sir Travers 
Twiſs zu Gunften der ungehinderten Benußung des Suezcanals 
auch in Kriegszeiten vorgefchlagene Concluſionen an und verfuchte 
damit eine Frage juriftifch zu Löfen, deren politische Seite nicht minder 
ſchwierig fich darftellt.') 

Die Wichtigkeit einer endlichen Löſung wurde infolge der jüngſten 
Ereigniffe in Egypten, die den Intereffengegenfat der Mächte noch mehr 
verschärften, von Tag zu Tag größer. 

Ein Rundichreiben der Britifchen Regierung vom 3. Januar 1883 
ergriff unter diefen Umftänden die Initiative und jchlug eine gemein- 
fame Berathung der betheiligten Mächte über die freie Sdiff- 
fahrt und die Neutralität des Canals vor.?) 

Am 17. März 1885 wurde fodann durch Deutichland, Defterreich- 
Ungarn, Frankreich, Großbritannien, Italien, Rußland und die Türkei 
zu London folgende Declaration unterzeichnet: 

„Considsrant que les Puissances sont d’accord pour recon- 
naitre l’urgence d’une nögociation ayant pour but de consacrer 
par un acte conventionnel l’&tablissement d’un regime definitif 
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destine à garantir, en tout temps et ä toutes les 
Puissances le libre usage du Canal de Suez, il est 
convenu entre les sept gouvernements pr&eites, qu’une commis- 
sion composce de delegues nommés par les dits gouvernements 
se reanira à Paris Je 30 mars, pour préparer et rediger cet 
acte, en prenant pour base la circeulaire du gouvernement 
de Sa Majest& Britannique en date du 3 janvier 1883.“ 

Diefe Eonferenz trat an dem beſtimmten Tage in Paris zu— 
jammen und hielt jechszehn Sitzungen; vom Beginne der Berathungen 
ab waren Bertreter Spaniens und der Niederlande jowie ein Egyptifcher 
Delegirter mit berathender Stimme beigezogen. Zur Vereinigung der 
verichiedenen in den Plenarfigungen aufgetauchten Anfichten wurde eine 
Subeommiffion niedergejeßt, die zwar nicht alle Schwierigkeiten ebnen 
fonnte, fie jedoch immerhin größtentheils befeitigte und den Entwurf 
eines Gompromißvertrages zu Stande brachte, der von den Bevoll- 
mächtigten ad referendum genommen wurde und noch der endgiltigen 
Betätigung durch die Mächte harret.°) 

Die Berjchiedenheit der Anfichten, welche zur Aufftellung zweier 
Entwürfe führte, von denen der eine durch England und theilweife durch 
Italien, der andere durdy die übrigen Mächte einfchließlich der Türkei 
unterftügt wurde, ift leider principiell und bezieht fich auf die Grund- 
lagen des Vertrages jelbit. 

Gegenüber der Englifchen, auf dem Grundfage der Nichtintervention 
der Mächte bezüglich Egyptens beruhenden Auffaffung, womit fi Grof- 
britannien vollftändig befriedigt zeigte und feine weiteren Garantien forderte, 
verlangte der von allen anderen Mächten (einfchließlich der bezüglichen 
Territorialmadht) gebilligte Franzöſiſche Entwurf angefichts eines Vajallen- 
ftaates wie Egypten mit Recht die Schaffung einer Eollectivgarantie 
für die Controle mitteljt einer internationalen Commiffion und geftattete 
zugleich die Stationirung von Kriegsfahrzeugen an den Canalausgängen. 

Ale Mächte waren darüber einig, daß entjprechend dem von 
England aufgejtellten Grundjage der Vollzug des künftigen Neutrali- 
jationsvertrages Egypten übertragen werden jolle; allein, während Die 
übrigen Mächte behaupteten, die Freiheit des Canals jei eine leere 
Phraſe, wenn nicht die zur Sicherung deffelben berufene Macht gewiſſen in 
Aussicht genommenen wechfeljeitigen Servituten unterworfen und ferner eine 
internationale Commiſſion behufs jteter Ueberwachung geichaffen würde, er 
Härten England und Italien von allem Anfange, daß es genüge, ſich 
wegen einer Berlegung der Bertragsbeitimmungen an Egypten allein zu 
halten und daß eine Ueberwahung unnütz ſei. Beide Mächte ließen 
jedoch fpäter ihre Einwendungen fallen und ſtimmten einer Aufficht 
grundfäglich zu, jedoch mit dem Antrage, daß diejelbe durch die in Cairo 
refidirenden Confularagenten zur Ausübung fomme „en cas de guerre 
on de troubles interieurs ou d’autres &venements qui menaceraient la 
securit& ou le libre passage du Canal“. 

25* 
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Als felbjtveritändfih wurde anerkannt, daß „die Thätigkeit der 
genannten Commiſſion den jouveränen Rechten Seiner Majeität des 
Sultans und den Rechten und Privilegien Seiner Hoheit des Kihedive 
feinen Eintrag thun könne“ .*) 

Ferner erfuhr diefe Commiffion, welche uriprünglich aus den Ver— 
tretern der Signatarmäcte der TDeclaration vom 17. März; 1885 be= 
jtehen jollte, eine Erweiterung ihrer Zufammenjegung durch die Zulaſſung 
von Vertretern der Niederlande und Spaniens auf den völlig der Ge- 
rechtigkeit entiprechenden Vorſchlag Aſſer's Hin, und damit gelangte der 
Grundjag zur Anerkennung, daß durch die Zuſammenſetzung der Ueber: 
wachungscommifjion der Größe der Intereſſen jener Nationen Rechnung 
getragen werden müſſe, welche den Suezcanal benußen. °) 

Eine nicht minder principielle Verfchiedenheit der Anfichten zeigte 
jih unter den Mächten bezüglich der Frage der Neutralifirung und deren 
Ausdehnung. Der hieher ſich beziehende Artikel 5 des Entwurfs lautet: 

„Le canal maritime restant ouvert en temps de muerre, 
comme passage libre méême aux navires de guerre des belli- 
gérants aux termes de Tarticle 1°" du present traite, les hautes 
parties contractantes conviennent qu'aucun droit «le guerre, 
aueun acte d’hostilite ou aucun acte ayant pour but de pr&parer 
directement une operation de guerre ne pourra etre exerce 
dans le canal ou ses approches, ainsi que dans ses ports 
d’aceös, ni dans les eaux territoriales de VEgypte, alors méême 
que la Sublime Porte serait une des Puissances belligerantes. 

Diejer Artikel wurde von allen Mächten außer Großbritannien und 
Italien mit dem Vorbehalte angenommen, daß nachträglich durch eine 
Vereinbarung zwijchen den verichiedenen Mächten die Ausdehnung der 
Territorialgewäfjer näher bejtimmt würde; der Großbritannifche und 
der Italieniſche Delegirte jchlofien jich mit dem Vorbehalte an, daß das Wort 
„approches“ bejeitigt und die Erjtredung der Territorialgewäfler auf 
drei Seemeilen beſtimmt würde. ®) 

Die Punkte, über welche unter den Delegirten Einftimmigfeit erzielt 
wurde, find folgende: 

Der Canal von Suez wird jederzeit, auch bei einem Kriege 
ebenfo wie im Frieden, jedem Kriegs: oder Handelsfahrzeug 
ohne Unterfchied der Flagge zur freien Benutzung offen jtehen; 
dementjprechend vereinbaren die hohen Contrahenten die jederzeitige 
Benugung des Canals in feiner Weiſe zu jchmälern und ſolle letzterer 
niemals der Blocade unterliegen. ‘) 

Die hohen Eontrahenten verpflichten jich ferner zur Schonung des 
Materiald, der Vorrichtungen und baulichen Anlagen des maritimen wie 
des Süßwaſſercanals, der als unentbehrlich für den Euezcanal anerkannt 
twurde,?) es jol auch feine Befeftigung angelegt werden, die zu einem 
Angriffe gegen den Ganal oder eine denjelben beherrichende oder be: 
drohende Poſition benutzt werden könnte; feine folche den Lauf des 
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Ganald oder die Zufahrt zu demſelben beherrichende oder bedrohende 
Poſition darf militärisch beſetzt werden;“ die Schiffe werden weder im 
Canal noch in den Zufahrtshäfen Truppen, Munition oder Kriegsmaterial 
landen oder an Bord nehmen, Priſen werden nach jeder Hinficht ebenfo 
behandelt wie Kriegsfahrzeuge der Belligerenten.!°) Die Mächte werden 
in den Gewäſſern des Canals einjchlieglih dem Timſah- und den Salz- 
jecen fein Kriegsichiff halten. In den Zufahrtshäfen Port-Said und 
Suez dagegen können fie jolche jtationiven lafjen, jedoch jede Macht 
nicht mehr als zwei; Belligerenten dürfen diefes Recht nicht ausüben.!) 

Die weiteren Artifel des Entwurfs beziehen fich auf die Bedingungen, 
unter welchen die Egyptiihe Regierung zum Vollzug dieſes Vertrags 
ichreiten ſoll (Art. 10, 11 und 12); die legten fünf Artitel (13—17) 
find allgemeiner Natur. '?) 

Es jteht zu Hoffen, daß in naher Zukunft diefer Convention Die 
ihr bislang noch mangelnde Europäiihe Sanction zu Theil wird, und 
diejelbe als natürliche Fortjegung des Werkes der Berliner Conferenz die 
freie Benutzung des Suezcanald endgiltig feitfegt und damit den Sieg 
den die freilinnigen und humanen Principien dort auf dem Gebiete des 
Eolonial- und Seerechts errungen haben, vervolljtändigt. 


") &. Revue de Droit International XII (1880) p. 100, 101. — Die zur An- 
nahme gelangten Säte lauten: 

I. II est de l’intöröt general de toutes les nations que le maintien 
et l'usage du canal de Suez, pour les communications de toute esp&ce, soient 
autant que possible, protöges par le droit des gens conventionnel. 

II. Dans ce but, il est à dösirer que les Etats se concertent ä l’effet 
d’eviter autant que possible toute mesure par laquelle le canal et ses 
döpendances pourraient ©tre endommagts ou mis en danger, meme en cas 
de guerre. 

III. Si une Puissauce vient à endommager les travaux de la com- 
pagnie universelle du Canal de Suez, elle sera obligee de plein droit ä 
r&parer, aussi promptement que possible, le dommage cause et & retablir la 
pleine libert& de la navigation du canal. 

Eir Travers Twijs Hatte jchon 1875 die Neutralifation des Canal 
von Suez vorgeichlagen (Revue de droit Internat. VII (1875) p. 690). Während 
des legten Kuffiih-türfiihen Krieges erneuerte v. Leſſeps die Forderung nad; Neutra- 
lifirung des Canals in einem Briefe an Lord Derby vom 10. Mai 1877 ebenfalls 
ohne Erfolg. Vgl. bie Depejche Lord Derby’s an Lord Lyons vom 16. Mai 1877, 
Parliament. papers, Egypt Nr. 1, 1877. Wheaton, Elements, 205c, p. 271. 


) Parliamentary Papers, Egypt Wr. 2, 1883: 
Art. 1. The canal shall be free for the passage of all ships in any 
eircumstances,. 


Art. 2. In time of war, a limitation of time as to ships of war of a 
belligerant remaining in the canal shall be fixed, and no troops or munitions 
of war shall be disembarked in the canal. 
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Art. 3. No hostilities shall take place in the canal or its approaches, 
or elsewhere in the territorial waters of Egypt, even in the event of Turkey 
being one of the belligerants. 

Art. 4. Neither of the two immediately foregoing conditions shall apply 
to measures which may be necessary for the defense of Egypt. 

Art. 5. Any power whose vessels of war happen to do any damage to 
the canal, shall be bound to bear the cost of its immediate repair. 

Art. 6. Egypt shall take all measures within its power to enforce 
the conditions imposed on the transit of belligerant vessels through the 
canal in time of war. 

Art. 7. No fortification shall be erected on the canal or in its vieinity. 

Art. 8. Nothing in the agreement shall be deemed to abridge or affeet 
the territorial rights of the governement of Egypt further than is therein 
expressly provided. 

>) ©. den Tert in dem Franzöſiſchen Gelbbud, S 218—224. (Der in 
dem Werke von Carlos Testa, Le droit public international maritime 
Appendice I, p. 259—263. publicirte Tert iſt nicht richtig.) Vgl. audı den aus- 
gezeichneten „Rapport à la commission internationale concernant les travaux 
de la souscommission chargee d’elaborer un projet de traite destine ä 
garantir le libre usage du canal de Suez“ von Barräre, dem Vorfigenden 
der Subcommijfion. Gelbbuh, S. 160—166. 

) So der Vorſchlag Pierantoni's, dem ſich der Engliihe Bevollmächtigte 
Sir Julian Bauncefote anihloß. Val. Art. 10 des Entwurfes der Subcom- 
miffion (Gelbbuch, ©. 144, 145) mit Art. 9 des an Stelle des erfteren getretenen defini« 
tiven Entwurfs (Gelbbudh, S 221, 222). Wäre es indejjen nicht einfadher, angeficht3 
der jederzeit beitehenden Möglichkeit einer Gefährdung der Tanalfreiheit ein 
ftändiges Aufjihtsorgan zu bilden? Wahricheinlich wird jchließlich auch Diele 
Löjung Annahme finden. Siehe Sir Travers Twijs, p. 16. 

°) Gelbbuch, S. 175—178. In den Verkehräregiitern des Suezcanals von 
1884 nimmt Holland unter den verichiedenen Staaten die dritte Stelle, unmittelbar 
nad) Großbritannien und Frankreich ein, Spanien jteht an fiebenter Stelle vor 
Rußland, welches an achter Stelle folgt. — Dank dem Vorſchlage des Nieder: 
ländiihen Bevollmächtigten nahm die Conferenz als Vorbild für die im Cairo 
zu bildende Behörde nicht die Donauheptardie, jondern die auf freifinnigeren 
Grundlagen beruhende internationale Congocommiſſion, in welcher alle Sig: 
natarmächte der Berliner Eonferenzacte und alle künftigen Auſchlußmächte Vertretung 
finden. Der Delegirte Oeſterreich Ungarns conftatirte weiter, daß die Einjegung 
internationaler Ueberwadhungscommiijionen überall, wo fi Han. 
delsinterejjien der Mächte im Spiele befinden, cin Gebot der Noth- 
wendigfeit und Gerechtigkeit iit. (Gelbbud, ©. 88). Sir Travers Twiſs 
bemerkt mit Recht {p. 17, Note 20), daß feine am Canalverkehr genügend inter: 
eſſirte Macht gegen ihren Willen von der internationalen Ueberwachungs— 
commiffion ausgeſchloſſen fein follte. 

°) ©. die intereflanten Verhandlungen hierüber in den Protofollen 4 und 5 
(Gelbbuch p. 185—203). Das Rothe Meer bildet die Zufahrtsitraße zu dem 
Canal auf der Seite von Suez und bedarf der Neutralifirung. Jede Behinde- 
rung ber Schifffahrt, jeder Verjuch die Zufahrt zum Canal zu verbieten und 
Schiffe vor der Canaleinfahrt im Rothen Meere zu fapern, wäre unvereinbar 
mit der Beltimmung des Art. 1.: „Der Canal unterliegt niemals der Ausübung 
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des Blokaderechts.“ Damit ftimmt Sir Traverd Twiſs überein; nur be 
fürchtet derjelbe für den Handel der Neutrafen die Anwendung der Doctrin von 
der Continwität der Reife auf jolche neutrale Schiffe, die den Canal paffiren 
müffen, aud für den Fall der Blokade mie dies durch Urtheil des Oberſten 
Gerichtshofes der Vereinigten Staaten bezüglih der Ladung des Englifchen 
Schiffes „Springbok“ geichah. * 

Derjelbe Nechtögelehrte bezweifelt die Nothwendigfeit einer vertrag 
mäßigen Neutralijirung jämmtlider Territorialgewäfjer Egyptens; 
er wirft ferner die Frage auf, warum ber Entwurf der Commiffionsmajorität jede 
militärijche Operation und jelbft jede Vorbereitung hierzu jeitens anderer Mächte als 
der Hohen Pforte und des Khedive unterjage und meint, Damit erleide die Souve- 
rainetät des Dttomanijchen Reiches eine Einbuße an ihrem Rechte Bündniſſe mit 
anderen unabhängigen Staaten zu ſchließen und zur Bertheidigung Egyptens jeine 
eigene Streitmacht zu Land und zur See durch jene der Bundesgenofjen zu verftärfen. 
Hier wie bei der Einjegung der internationalen Ueberwahungscommiffion könnte 
indejien nur die Türfei Widerjpruch erheben; dieje im Befig der Territorialhoheit 
befindlihe Macht übernahm aber beide Verpflichtungen in Anerkennung ihres 
Nutzens: Die Türkifhen Delegirten jtimmten für Artikel 5 und 10 des Majoritäts- 
entwuris. Sit es unter diejen Umftänden zuläjfig, daß irgend eine Macht die Sou- 
verainetät des Ottomaniſchen Reiches beffer wahren will, als diejes jelbft es thut? 


* Der „Springbof“, ein Engliiches Schiff, welches in London während des 
Seceſſionskrieges ausgerüftet worden war, mit der Beltimmung nad Naſſau zu 
jegeln, einem Hafen der Engliichen Beſitzung New-Providence, wurde durd das 
nordamerifanifche Kriegsſchiff Sonoma“ am 3. Februar 1863 gefapert, als es 
vom Hafen von Nafjau ungefähr 150 Meilen entfernt war. Der Gerichtshof 
von New-NYork verurtheilte das Schiff ſammt jeiner Ladung am 1. Auguft unter 
der übrigens nicht bewieſenen Anjchuldigung, daß e3 mit Sriegscontrebande 
beladen gewejen fei, deren wirkliches Ziel nit der neutrale Hafen, auf 
den die Bapiere hinwiejen, gemwejen, jondern vielmehr irgend ein durch die Vereinigten 
Staaten regelrecht blofirter Hafen, daß e3 die Abficht hatte, Die Blokade 
zu Durhbreden und dab die Schiffspapiere gefäliht wären. Der Oberſte 
Gerichtshof ließ auf erhobene Prüfung Hin das Schiff frei, behielt aber die 
beihlagnahmte Ladung zurüd. Das in Hinblid auf den Vertrag vom 
8. Mai 1871 eingefebte Schiedsgericht zu Walhington, vor das die Angelegenheit 
ihhließlih gelangte, ließ die Requifition des Ediffseigenthümers zu, 
wies aber diejenige der Inhaber der Ladung zurüd. Wuc berief jich 
das Urtheil der erften Inſtanz auf die Theorie von der Continuität der Reife 
für die Contrebande.. Das Berufungsurtheil und die gemijchte Commiſſion 
Tießen das für die Verlegung der Blofade zu. 


Wie Fauchille bemerkt, widerjpricht dieſe Jurisprudenz, obwohl fie auch 
theilweife von England im Fall „Beterhoff“ anerkannt wurde ($ 73, Anm. 7; 
dgl. die Antwort Lord Rujjel’s vom 3. Aprif 1863 an die Eigenthünter des 
„Beterhoff” in den Archives diplomatiques, 1863, IV, 103), formell der Erklärung 
von Paris vom 16. April 1856 in allen ihren Theilen; fie leugnet abſolut 
die Freiheit der Meeresichifffahrt und die Handelsfreiheit der 
Neutralen; fie erflärt beitimmt den blofirenden Staat für den alleinigen 
Herrn des Oceans und macht den Welthandel vom guten Willen der 
Kriegführenden abhängig. Dies hat Sir Travers Twiſs in treffender Weije 
beleuchtet; feine Beweisführung läßt eine Entgegnung nicht zu. 
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Die Lehre von der Continuität der Reife muß verworfen werden, wie 
bies jehr richtig NYyS bemerkt, ſowohl für den Fall der vom Richter Bretts an- 
genommenen Gontrebande, als auch für die Blofade Die Feitnahme muß 
bei der Delinquirung ftattfinden; bie Blofade muß wirkſam fein und ordnungs- 
mäßig angezeigt werden. In dem Syftem bes Oberjten Gerichtshofes der Bereinigten 
Staaten zielt man auf den Schluß ab, daß eine Verlegung der Blolade begangen 
jei durch Die vermeintliche Abjicht, eine Schiffsladung nach) einem blofirten Hafen 
zu bringen, den man nicht einmal im Stande ift, mit Namen zu nennen. 
Bol. Sir Travers Twiss, La théorie de la continuite du voyage, appliquee 
à la contrebande de guerre et aux blocus. Paris, 1877. — T. C. Bancroft 
Davis, Les tribunaux de prises des Etats Unis, lettre à Sir Travers Twiss, 
Paris, 1878. — Fauchille, Du blocus maritime, p. 333—334. — Ernest Nys, 
La guerre maritime, ötude de droit international, Bruxelles et Leipzig, 1881, 
p. 69—72. — Bgl. aud über diefen berühmten Fall in der Revue de droit 
internat. VII (1875) den Aufſatz von Geßner p. 236—255 und die Bemer- 
Rungen von Westlake, p. 258—260. — Ferner Gehner, Zur Reform des 
Kriegsjeerechts, Berlin 1875, jowie in der Revue de droit internat. Vol. XIV 
(1882) p. 328—331, das von Arntz. Aſſer, Bulmerincq, Geßner, 
Hall, de Martens, PBierantoni, Renault, Alberic, Rolin und Sir 
Travers Twijs veröfientlihte Gutadten. — Sir BRilliam Bernon 
Harcourt, Sir Robert PBhillimore, Calvo, Beach Lawrence und 
Bluntſchli haben ebenfalls ftreng den Richterfpruch des Amerilanijchen Gerichts- 
hofes verurtheilt.) 


?) Art. 1 des Entwurfs. — Der Engliiche Entwurf enthielt den Ausdrud: 
„Passage neutre* (Gelbbuch, ©. 10), der fi in dem der Commiſſion vorgelegten 
Franzöſiſchen Entwurf nicht findet (Gelbbud, ©. 8, Urt. 1. Derjelbe wurde im 
Art. 1 auf Antrag des Präfidenten der Subceommijjion wieder eingejegt. Bei 
der Berathung dieſes Artifel$ machte der Ottomaniſche Delegirte den Vorichlag 
„neutre“ durch „libre* zu erſetzen; er blieb mit bdemielben allein und der 
Artilel erhielt fchließlich die Faſſung „passage neutre*, nachdem der Vorjigende 
eonftatirt hatte, dieſe Worte bedeuteten, daß Feine Feindſeligkeiten im Canal 
geübt werden dürften (Protocoll Nr. 2, Gelbbud, S. 20, 21). Weiter ift hiervon 
in den Protofollen feine Rede und der Ausdrud „passage neutre* verjchwindet 
Ihliehlich aus dem von der Eonferenz angenommenen Entwurfe (Gelbbudh, ©. 219). 
Er wurde befeitigt, um Differenzen und Mihverftändnifje zu vermeiden, zu denen 
er Unlaß hätte geben können. Man war zweifellos der Anfiht, es genügten 
genaue Beftimmungen über die Neutralijation, welder der Canal in 
Kriegszeiten unterworfen ift. In gleiher Weile wurde aud das Wort 
„belligerant* am Schluſſe des Art. 1 unterdrüdt (der Engliihe Entwurf hat 
„droit belligerant de blocus“, Gelbbuch, ©. 10); denn es handelte fich nicht blos 
darum, die Blofabe im Kriegsfalle zu verbieten, jondern auch bei Revolten und 
anderen Zuftänden, welche völferrechtlich nicht als „Krieg” zu bezeichnen find. 


*) Urt. 2 und 3 des Entwurfs. — Da Art. 3 bereits die Verpflichtung zur 
Schonung des Materials, der Bauten, Einrichtungen und Arbeiten am Canale 
enthält, jo wurbe die Aufnahme des civilrechtlidhen Grundjages, daß, wer für den 
Schaden verantwortlich fei, auch die Wiederherjtellungstoften tragen müffe, in den 
Zert von der Conferenz als überflüffig erachtet; demgemäß wurde auf den Vorichlag 
Aſſer's Art. 8, welcher bieje Beftimmung enthielt, mit Stimmeneinheit geftrichen. 
Wie der Niederländiiche Delegirte bemerkte, jollte ein Vertrag, welcher in wenigen 
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Artifeln die wichtigſten Grunbjäge für die fernere Behandlung einer großen 
internationalen Verkehrsſtraße auszudrüden beitimmt ift, wicht Artifel von jo 
geringem Nußen, die möglicherweiſe jogar ſchaden, enthalten. 

Sir Travers Twiis theilt dieje Anficht nicht; er glaubt, daß die von Aſſer 
angedeuteten Bedenken durch eine anderweitige Faſſung behoben werden fünnten, welche 
die Feſtſtellung des Grundjages, daß die Mächte, deren Kriegsichiffe beim Paſſiren des 
Eanals eine Beichädigung verurjacht haben, zur Tragung der Kojten der jofortigen 
Reparatur verpflichtet find, in Art. 8 unberührt läßt, da ja die Eremtion der 
Kriegsſchiffe von der territorialen Jurisdiction unbeftritten jei. (S. Protofoll 
Nr. 3, Gelbbuch, S. 172, 173. Sir Travers Twiſs, p. 10, 11.) 


9 Art.4. — Die Clauſel, inhaltlich der die Anlage von Beieftigungen am Canal 
und jeiner Umgebung unterjagt und jeine Zufahrten, zugehörigen Hafen und bie 
Egyptiſchen Territorialgewäſſer vor jeder kriegeriſchen Action geſchützt find, wurde 
aus bem Englisch Ameritantihen Clapton: Bulmwer » Vertrag herübergenommen. 
(Brotofoll Nr. 3, Gelbbuch, ©. 31, 32.) 


’) Art.5,6,7. — Baron von Haan conitatirte, daß das freie Durchfahrts- 
reht und die Neutrafifirung der Häfen an einem Canal, welcher zwei allen 
Flaggen zugängliche Meere verbindet, wie es hier auf dem Suezcanal zum 
erjten Male Anwendung fand, eine große Verwandtichaft mit den Ber- 
hältnijjen einer zwei offene Meere verbindenden Meerenge habe; 
es giebt feinen Grund, warum dieje künſtlichen Waflerftraßen nicht ebenio wie 
alle Meerengen der Gegenftand eimer internationalen Berfehrsierpitut 
bilden jollten. Der Defterreichiich-Ungariiche Bevollmächtigte führte zu feiner 
Unterftügung die Anjichten von de Cuſſy, Azuni und Calvo an; leßterer lehrt, 
dab das Recht des freien Verkehrs in den Territorialgewäflern eines Staates 
nicht auf Zugeftändniß beruhe, jondern aus dem PBrinzip der Freiheit des 
Meeres fließe, woraus ſich mit Nothwendigkeit auch die freie Benutzbarkeit von 
Berbindungswegen zwiſchen zwei Meeren ergiebt. Er ift der Anficht, 
dab jelbft der Erbauer eines Fünftlihen Canals zwiichen zwei Meeren nicht 
berechtigt ift, denjelben für den Verkehr zu fperren, dem er ihm zuerft geöffnet 
hatte und der für die ganze Erde beftimmt ijt. Gelbbuch, S. 101, 107, 185.) 


Eine intereffante Discuffion entipann fi) auch bezüglich der Behandlung der 
Priſen (Protocoll Nr. 7, Gelbbuh S. 57—61). Renault vertheidigte ben 
Grundjaß des freien Berfehrs und wünſchte deſſen endgiltige Feititellung, um 
widerſprechende NAuslegungen abzuſchneiden. Derjelbe conitatirte hierbei, daß 
bezüglich der Zulaſſung der Priſen in die Häfen von den verichiedenen Nationen 
verſchiedene Grundſätze befolgt würden; jo geftattet England das Einlaufen von 
Kriegsihiffen unter der Bedingung, daß ihr Aufentgalt 24 Stunden nicht über- 
jchreitet, läßt jedoch Priſen auch nicht unter diefem Vorbehalte zu. Frankreich da- 
gegen behandelt in diejer Hinficht Priien wie Kriegsihiffe (Declaration von 1877, 
während des Drientfrieges), Die Conferenz nahm für Art. 7 die von Aſſer 
motivirte Interpretation an. Diejer hatte jehr richtig bemerkt, daß ber jonft 
vorzüglihe Grundjag, die Prijen den Kriegsfahrzeugen gleichzuftellen, 
feine Anwendung auf diejenigen Schiffe finden fünne, die, nachdem fie dem Captor 
entwifcht, Zuflucht in einem Hafen des Canals juchten. Eine gegentheilige Aus: 
legung würde einen Rüdjchritt bedenten, da die Nentralen gegenwärtig den von 
einem Belligerenten verfolgten Schiffen das Einlaufen und Verweilen in ihren 
Häfen nit verweigern. Der Vorfigende nahm von den Bemerkungen Aſſer's 
Act und conftatirte, daß nach der internationalen Praxis ein gelapertes Schiff, 
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das dem Kaperer entwijcht, bevor das Urtheil gefällt ift, nicht mehr als Priſe 
betradhtet werden fann. Bluntjchli drüdt dies jo aus (Art. 860 b): „Wenn 
da3 aufgebradhte Schiff fi vor der Eondemnation zu retten vermag, ohne daß 
eine Repriſe Plaß greift, jo entbehrt die Priſe der Rechtswirkung.“ Im Sinne 
der Commiſſion kanun Art. 7 nur Anwendung auf Prijen im Bejite des 
Captors finden Protocoll Nr. 3, Gelbbuch ©. 171, 172). 

"m Art. 8 des Entwurfs (Gelbbuh ©. 221). 

2) Art. 13 gründet fih auf das zu Conftantinopel im Jahre 1882 jeitens 
ber Conferenz unterzeichnete Protocole de desinteressement; er jegt völlig gleiche 
Stellung jämmtliher Contrahenten gegenüber der Territorialgewalt fejt, als den 
Hauptbejtanbtheil jeder die Freiheit des Canals betreffenden Vereinbarung; ab» 
gejehen von den in den Vertragsbeftimmungen enthaltenen Verpflichtungen geſchieht 
den Souverainetätsrehten Seiner Majeftät des Sultans und den Rechten und 
Privilegien, welche dem Khedive nad) den Firmans zuftehen, fein Eintrag (Art. 14); 
die eingegangenen Berbindlichkeiten find nicht auf die Concejfionsdauer der Com- 
pagnie universelle du Canal de Suez beidränft (Urt. 15). Art. 16 und 17 be» 
ziehen ji auf die Fortdauer der gegenwärtigen janitären Maßnahmen und die 
Uebernahme der Verpflichtung jeitens der Mächte diefen Vertrag zur Kenntniß der 
nicht als Signatarmächte betheifigten Staaten zu bringen und fie zum Anjchlufje 
einzuladen. 


B. Der Banamacanal, 


Literatur: Geſetz 25 vom 18. Mai 1878, betr. die Genehmigung zur 
Erbauung eines interoceaniichen Canals durch das Gebiet von Columbia 
(angenommen am 17. Mai 1875 vom Congreß der Bereinigten Staaten von 
Columbia, ratificirt am 18. Mai 1878 zu Bogota durch den Präfidenten 
ber Union). — Engliſches Blaubudj. Correspondence respecting the pro- 
jected Panama Canal, 1882. — Ferd. de Lesseps, Le Canal de Panama. 
(Aunexe au rapport fait au nom du Conseil d’administration le 
29, juillet 1885 im Bulletin du Canal interoc&anique [ler aoüt 1885], 
Nr. 143, p. 1263—1270). — Botſchaft de3 Präfidenten der Vereinigten 
Staaten Grover Cleveland an den Eongreß vom 9. Dezember 1885. 


Die Vertreter der modernen Technik fünnen mit berechtigtem Stolze 
daran denfen, daß fie die Mittel an die Hand gaben, um jene Schranfe, 
die Columbus und Gortez an der Erforichung der pacifiichen Regionen 
binderte, zu durchbrechen. 

Durd den Suezcanal war eines der bedeutenditen Verkehrshinder— 
nifje befeitigt; das fchmale Band Amerikaniſchen Feitlands dagegen troßte 
in feiner centralen Weltlage noch immer herausfordernd dem menjch: 
lichen Genie. 

Jener berühmte Mann, der nach taujend Schwierigkeiten den „Egyp- 
tiichen Bojporus“ eröffnet hatte, war von der Natur dazu bejtimmt jich 
an die Spite des Werkes zu jtellen, deſſen Ziel Die Bejeitigung des 
legten Hindernifjes fir den freien Verkehr bildet, das fich vom Nordpol 
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bis in den tiefjten Süden erjtredt. Nah Suez Panama; unmöglich 
konnte Leſſeps eine jchönere Verwendung für die legten Jahre feiner 
ruhmvollen Laufbahn finden. 

In der Theorie jpielte die Frage jchon ziemlich lange; im Jahre 
1871, als das Gelingen des Suezcanald außer allem Zweifel jtand, 
wurde auf dem geographiichen Congreſſe zu Antwerpen die Durchitechung 
des Iſthmus von Panama zum erjtenmale als einer praftifchen Ver— 
wirflihung im Intereſſe der Induſtrie der ES chifffahrt und des Welt: 
bandels dringend bedürftig dargejtellt.!) 

Die zweite Berfanmlung des Congrejies hatte 1875 zu Paris jtatt 
und der interoceaniiche Canal bildete aufs neue einen Gegenſtand der 
Berathungen; diejelben führten zur Conftituirung eine® Comité d’&tudes 
zugleich mit einer Handelsgeſellſchaft, welche nach einander zwei Er: 
forichungserpeditionen an Ort und Stelle jandte, um die Borarbeiten 
zu bethätigen. 

Ein am 20. März; 1878 zu Bogota unterzeichneter Vertrag regelte 
die Einzelnheiten der Unternehmung; am 17. Mai erhielt er die geſetz— 
fihe Sanction durch den Congreß der Vereinigten Staaten von Columbia 
und am nädjiten Tage, den 18. Mai, wurde er unter dem Titel „Ge: 
fe 28 von 1878” jeitens des Präfidenten der Union publicirt.?) 

Ein internationaler Vorbereitungscongreß für den interoceanifchen 
Canal, bejtehend, abgejehen von Frankreich, aus Delegirten aus den Ver: 
einigten Staaten Nordamerikas, England, Rußland, Jtalien und Spanien, 
wurde hiernach 1879 nadı Paris einberufen und faßte folgenden Beichluß: 

„es jei der Durchitich eines im ntereffe des Handeld und 
der Schifffahrt jo wünſchenswerthen interoceanischen Kanals 
mit conjtantem Niveau als möglich zu erklären und derfelbe, 
um den Anforderungen einer bequenen Zufahrt und Benubung, 
wie fie an eine folche Verkehrsſtraße gejtellt werden, zu ge 
nügen, vom Golf von Limon in der Richtung gegen den 
Bufen von Panama zu führen.“?) 

Bevor die Conferenz auseinanderging, erjuchte fie im Intereſſe einer 
möglichit raſchen Durchführung des Unternehmens Lejjeps um Uebernahme 
der Leitung; dieſer jagte zu, gründete nad) dem Wunjche des inter: 
nationalen Congreſſes die Compagnie universelle du Canal de Panama 
und begann jofort die Ausführung; Heute zweifelt niemand mehr am 
Gelingen: die Arbeiten werden mit günftigem Erfolge weiter gefördert 
und wahrjcheinfich in kurzem beendet jein.*) 

Indeſſen ein jo riejiges Werk begegnet troß der ihn von allen Seiten 
entgegengebrachten Sympathien, da e3 jo vieljeitige politifche Intereſſen 
berührt, nothiwendig auch wie der Suezcanal hartnädigem Widerjtande, 
der in dieſem Falle von der großen Nordamerifaniichen Republik ausging. 

Im Jahre 1846 war zwiichen den Vereinigten Staaten und Neu— 
granada (dem gegenwärtigen Vereinigten Staaten von Columbia) ein 
Bertrag zu Stande gefommen;?) im Artikel 35 defjelben garantirten die 
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Vereinigten Staaten für gewifje ihnen gewährte Conceſſionen, in pofitiver 
und wirkjamer Weile, die Neutralität des Iſthmus von Panama 
jowie jeder interoceaniihen Berbindung, weldhe auf oder 
durch den Iſthmus hergestellt werden würde, ferner die Freiheit 
des Verkehrs von Meer zu Meer. Die Souverainetäts- und Territorial- 
befigrechte der Vereinigten Staaten von Columbia wurden innerhalb der 
Grenzen des Staates Panama ebenfalls garantirt. 

Andererjeit3 fam im Jahre 1850 zwiſchen den Vereinigten Staaten 
und England der jogenannte Clayton-Bulver-Vertrag zum Abſchluß, 
welcher eine zufünftige, Dur internationalen Act zu gewährende 
Garantie der Neutralität eines Ganals zum Zwed hat, der 
zur Verbindung des Atlantijhen mit dem PBacififhen Ocean 
etwa zur Ausführung fäne.‘) 

Mit dem Abſchluß diejer Convention, welche im Voraus die Neu: 
tralität jedes interoceanischen Canals anerkannte, ſchlug die große 
Amerikaniſche Republik zum erjten Male jene Bahn ein, auf der fi 
diefe Verhältniſſe internationaler Art ohne Zweifel weiter entiwideln 
werden. Troßdem wollten die Vereinigten Staaten, beunruhigt durch das 
Vorhaben der Europäischen Mächte, gemeinfam mit erjteren die Neutra- 
fität des im Bau begriffenen Canal durch den Iſthmus von Panama 
zu garantiren, plöglic; den Glayton-Bulmwer-Bertrag kündigen und jtatt 
deſſen die Monrvedoctrin in der internationalen Rolitif der civilifirten 
Welt zur Anerkennung und Durchführung bringen;?) fie beftritten dieſe 
Eollectivgarantie der Neutralität durch jämmtlide Mächte 
auf Grund der Territorialhoheit der Vereinigten Staaten 
von Columbia und forderten ausfchliegßlih zu ihren Gunjten 
die Ueberwachung des Canals, damit einen NRüdjchritt in die Kreife 
particulariftiiher, vom Bölferrechte fernzuhaltender Politit machend.®) 

Das Cabinet von Wafhington behauptete hiernach, dab eine Euro— 
päifche Neutralitätsgarantie in directem Widerſpruch mit den von ihm 
als alleinigen Garanten der Integrität des Columbijchen Gebietes und 
der Neutralität des Canals übernommenen Berbindlichkeiten jtehe und 
daß jede auswärtige Garantie als überflüjfig und wenig freundſchaftlich 
gegen die Vereinigten Staaten betrachtet werden könne.?) 

Anlangend den Clayton-Bulwer-VBertrag, deſſen Beltimmungen nicht 
nur England Antheil an der Neutralitätsgarantie gaben, jondern den 
vertragsmäßigen Schuß der hohen Eontrahenten „auf alle anderen Ber- 
bindungen über den Iſthmus, jei es Canal, jei es Eifenbahn aus— 
dehnte, Die auf der Route von Tehuantepet oder Panama erftellt werden 
möchten“ ,°) jo wurden als hauptjächliche Gründe für deffen Befeitigung 
geltend gemacht: Der Vertrag fei vor mehr als 30 Jahren unter Aus- 
nahnızverhältniffen, die jeit langem nicht mehr bejtünden, geſchloſſen 
worden und habe fortwährend Differenzen veranlaßt; die ungeheure 
Entwidlung der Vereinigten Staaten an den Küften des Stillen Oceans 
bringe für diejelben auch neue Pflichten und Verantiwortlichkeiten mit fich; 
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übrigens beziehe jich Art. 8 des Glayton-Bulwer-Bertrages nur auf ſolche 
interoceaniihe Berfehrsitraßen, wie man fie zur Zeit des Ver: 
tragsichlusjjes im Auge hatte, und beider Interpretation müſſe derjelbe als ab- 
hängig von dem früher (1846) zwiichen den Vereinigten Staaten und Neu: 
granada geichloffenen Vertrage angejehen werden, welcher den Vereinigten 
Staaten das ansichliegliche Protectorat über jede Verbindung mittelit 
des Iſthmus von Panama zujicherte. Wolle man eine andere Auslegung zu: 
Lajien, jo wiirde nach dem Vertrage Großbritannien die Controle über jeden 
möglicherweije zur Heritellung gelangenden Ganal haben; des weiteren 
Frankreich, welches feine Verpflichtung aus dem Clayton-Bulwer-Bertrage 
übernomnten; wolle man diejen Vertrag auf den Canal anwenden, jo würde 
die Folge eine Behinderung der Vereinigten Staaten fein, die von ihnen im 
Bertrage des Jahres 1846 mit Columbia, alfo vor dem Clayton-Bulwer:Ber: 
trage erworbenen Rechte und Privilegien zu fichern ; der jeit langem öffentlich 
befundete Anipruch auf Die Stellung als VBormacht des Amerifantijchen 
Continents jei jeitens der Vereinigten Staaten gerechtfertigt, ihnen ge: 
bühre Die unumſchränkte Ueberwachung dieſer Meeresjtraße, welche 
fie jtet3 als Beitandtheil ihrer Küſte betrachten würden; demzufolge müßten 
diejenigen Artikel des Vertrages, welche den Bereinigten Staaten unter: 
lagen, Befeftigungen am Canal anzulegen und Die politiiche Eontrole 
derjelben im Einvernehmen mit dem Staate, in dem er fich befindet, zu 
übernehmen, geftrichen werden. Sei denjelben einmal dag Recht der Ver— 
fehrscontrole auf dem Iſthmus zugeitanden, jo würden fie als 
Gegenleiitung vollfommene Neutralität des Canals rüdjichtlich 
der Europäischen Mächte bieten — eine Neutralität, welche auf andere 
Weije weder erlangt noch garantirt würde —, jowie ihre Zuftimmung zur 
Proclamirung des Grundſatzes geben, dat in Anſehung der Republik, 
auf deren Gebiet der Canal zur Ausführung kommt, gleiche Rechte und 
Privilegien, gleiche Verkehrsbefugniſſe und gleiche Berpflichtungen bei 
Benubung des Ganals mit völliger Unparteilichkeit für die Handels: 
flotten aller Nationen der Erde feitgejtellt werden; in Friedenszeiten 
jolle die friedliche, freie Benutzung auch den Kriegsichiffen fremder 
Nationen gejtattet fein; zu Kriegszeiten würde, abgejehen von dem Falle 
der Bertheidigung jeitens der Territorialmacht und der Vereinigten Staaten, 
der Canal für alle Kriegsihiffe der Belligerenten ohne Unter- 
Ihied geiperrt ſein.“) 

Für die Englifche Regierung war es nicht ſchwer nachzuweiſen, daß 
die von dem Wafhingtoner Gabinet in dieſer Deduction vorgebrachten 
Grundjäge im Völkerrecht bisher unerhört waren. Vor allem ſei kaum 
anzunehmen, daß irgend ein Südamerikaniſcher Staat, durch deſſen Gebiet 
der Canal geführt würde, dem Vorjchlage zuftimmen werde, daß eine 
fremde Macht auf feinem Territorium eine jeden Tag fich vergrößernde 
Kette von Befeftigungen anlege und mit Truppen bejege, um Acte der 
Teindjeligfeit zu hindern, jelbjt wenn dieſe auswärtige Macht benachbart 
und auf dem gleichen Continent gelegen iſt; wenn die Bereinigten 


398 Das Stromgebietsrecht und die internationale Flußſchifffahrt. 


Staaten darauf bejtehen, diefe Finftige Verbindung zweier Dceane als 
„heil der Linie feiner Küſten“ zu betrachten, wie können dann die 
zwifchen diefer Waflerftraße und der Nordamerikanifchen Union gelegenen 
Staaten ihre Unabhängigkeit fo wie bisher behaupten? Die durch den 
Elayton-Bulwer-Bertrag entitandenen Schwierigkeiten betrafen nie die 
Neutralifirung de3 Canals, da man beiderjeit3 Diefe durch die 
fragliche Acte, die fih auf alle interoceanijhen Verbindungs— 
wege auf dem Iſthmus erftredt, als gejfichert anjah. 

Art. 1 des Llayton-Bulmwer-Bertrages beziehe fich in der That auf 
die damals ind Auge gefaßten Routen mittelft des San Juanfluſſes und 
des Nicaragua: oder Managuaſees oder auch beider; aber Urt. 3 ent- 
hält das allgemeine Princip, daß alle anderen zum Verkehr benugbaren 
Eommumicationen, — aljo die nicht in Art. 1 erwähnten — Eiſen— 
bahnen oder Kanäle zur Verbindung des Atlantifchen Ocean quer dur 
den Iſthmus zwiſchen Nord- und Sidamerifa dem allgemeinen Beften 
der Menſchheit entjprehend behandelt werden follten. Diefe Ver— 
kehrswege bleiben unter der Hoheit jener Staaten, welche fie durch— 
jchneiden, Jie find neutral und für alle Nationen zugänglich und 
demzufolge darf, abgejehen von jenen Staaten, feine Macht Befeftigungen 
errichten oder forterhalten, welche die in Frage jtehenden Verkehrswege 
beherrſchen und Dderjelben einen unberechtigten Einfluß gewähren würden. 
Kein Land, ſei es auch noch jo groß, habe das Recht, ein Territorium 
außerhalb feiner Grenzen zu befeftigen. Demnach bejtehe fein Grund, den 
Elayton-Bulwer-Bertrag zu bejeitigen oder zu ändern und es ſei nur zu 
wünjchen, daß die darin ausgedrüdten unzweifelhaft richtigen Grundfäge 
praftiiche Verwirklichung finden und jener Theil des Vertrages ausgeführt 
werde, wonah die Kontrahenten alle befreundeten Staaten 
zum Abſchluſſe gleiher Vereinbarungen einladen jollten. Die 
Erjtrefung einer jolchen Einladung auf alle Seemächte behufs Antheil« 
nahme am Abſchluß einer Convention auf den Grundjägen von 1850, 
wonach alle gleihe Rechte und gleihe Pflichten hätten, würde 
die erhobenen Bedenken bejeitigen. Da die Controle unmöglih Sache 
eines einzigen Staates fein könne, andererjeitS die Benutzung des Canals 
allen ohne Beſchränkung zuftehen müjfe, fo jei ein gemein- 
james Vorgehen aller Seemächte ebenfo natitrlich als berechtigt."?) 

Die in den Vereinigten Staaten nad diefen Berhandlungen mit 
England aufgetretene Agitation zu Gunſten eines anderen als des Panama— 
canals, hatte feinen Erfolg;?) die öffentliche Meinung war dort übrigens 
von Anfang an auf Leſſeps Seite und die ungeheuren Vortheile, welche 
mit der Vollendung des Panamacanald für die Vereinigten Staaten ver- 
bunden find, fanden ihre volle Wiürdigung.’*) 

Die Arbeiten nahmen unterdeflen ohne ernftliche® Hinderniß, ab- 
gefehen von der feindlichen Stellung der Untonsregierung, ihren 
Fortgang. 

Am 4. März; 1885 trat an die Stelle Arthurs, Grover Kleveland 
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als Präfident der Bereinigten Staaten. Die Kampfpolitik feines Vor— 
gängers fand durch ihn feine Fortfegung. Kurz nad Antritt feines Amtes 
verurfachte der zwiſchen den Wereinigten Staaten von Columbia aus 
gebrochene Krieg, gemäß den im Art. 35 des Vertrages von 1846 ent- 
haltenen Garantien die Entjendung von Bundestruppen zur Sicherung 
des freien Verkehrs auf dem Iſthmus von Panama. Nach Her 
ftellung der Ordnung") wurden die Bundestruppen alsbald zurücdgezogen 
und der neue Präfident fchlug mit der Botichaft vom 9. December 1885 
unter einigen Zugeſtändniſſen an die nationale Eigenliebe, die Bahn einer 
wahrhaft freifinnigen Politik mit folgenden Erklärungen ein: 

„Jeder große Verfehrsiweg, welcher über die Schranke zwiſchen 
den beiden größten Weltineeren zur SHeritellung gelangt, ſoll 
zum Beiten der ganzen Erde dienen; er muß eine Sicher: 
heitsleiſtung für die Intereſſen der Menſchheit fein, gejichert vor 
der Möglichkeit, jemals unter die Herrichaft einer einzigen Macht 
zu gelangen oder das Ziel von Feindfeligkeiten oder den Kampf: 
preis Friegeriichen Ehrgeizes zu bilden. Eine Uebernahme der 
Herjtellung,, des Eigenthums und des Betriebs eines jolchen 
Werkes durch unfere Regierung zugleih mit einer Offenfiv- und 
Defenfivallianz zu deſſen Schuß mit einer auswärtigen Macht, 
deren Rechte und Pflichten wir theilen, ift meiner Meinung nad) 
unvereinbar mit der Beltimmung jene Werkes zur allge: 
meinen neutralen Benugung und würde zur Durchführung 
unjererfeit8 Maßnahmen erheifchen, welche ſowohl über die 
Biele unferer nationalen Politik als unjre gegenwärtigen Hilfs: 
quellen hinausgehen. 

Der Lauf der Ereigniffe hat der weijen Vorficht der früheren 
Regierungen vollauf Recht gegeben, da diejelben, lange bevor 
die Bedingungen für die Herftellung einer interoceanifchen Ber: 
bindung durch die Fortſchritte unſeres Zeitalter umgeftaltet 
und ausgedehnt wurden, den interoceanischen Verkehr auf dem 
Amerikanischen Iſthmus als eine Lebensfrage bezeichneten und 
durch ihre bündigen Zuficherungen und klaren Bertragsbejitim- 
mungen eine jolche Verbindung fortan zur Benußung der ge- 
jammten Menjchheit beftimmten. Dieſem Ziele werden Die 
Beitrebungen meiner Regierung gewidmet fein, die fich ſtets 
die Grundſätze vergegenwärtigen wird, auf welche fie fich ſtützen 
muß, wie fie in kurzen Worten von Mr. Caſs niedergelegt 
wurden, als er im Jahre 1858 Staatsfecretär war: Was die 
Vereinigten Staaten in Centralamerifa erftreben, ift außer 
der Wohlfahrt der Völker die Sicherheit und Neu— 
tralifirung der daſſelbe durchſchneidenden inter- 
oceaniſchen Verkehrswege.“?6) 

Der Grundſatz der Neutralität und Unabhängigkeit des Panama— 
canals iſt wie die des Suezcanald, dieſer beiden Zufuhrſtraßen der Welt, 
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heute als unbejtritten anzufehen; er ijt ebenfo wichtig und unan— 
taftbar als die Freiheit des offenen Meeres. 

Diefe Meeresverbindungen find gleih der offenen See und 
den großen Stromläufen zum Nußen der ganzen Menjchheit ge: 
ihaffen und es fteht feinem Volke zu, dieſelben in irgend welcher 
Art zum Schaden der Menjchheit und der Givilifation ausſchließlich 
an fich zu reißen. u 

) Im Fahre 1866 beauftragte der Senat der Vereinigten Staaten den 
Admiral Davis den Geſammttonnengehalt der Fahrzeuge zu ermitteln, die nach 
Vollendung der Durdjitehung des Iſthmus denjelben paſſiren würden. Der Admiral 
berichtete folgendes: Gejammttonnengehalt für 1866: 3094 070 Tonnen; Handels» 
werth 2339 155650 Fres., Erſparniß für den Handel dur die Paſſirung des 
Ganals 247 651 940 Fres., zehn Jahre nad Eröffnung des Canals, dieie 1866 
angenommen, berechnete der Admiral den Tonnengehalt ber pajlirenden Schiffe 
auf 6188 140 Tonnen. — Der Panamacanal wird die Entfernung von London 
und Liverpool nad) ©. Francisco um etwa 14000 Meilen abkürzen; das weite 
Gebiet dei Weſtens von Britijchamerifa, die Vereinigten Staaten, Merico, 
Columbia, Peru und die übrigen Südamerikaniſchen Staaten am Stillen Ocean 
werden in vier Wochen von England und dem Continent aus erreicht werden 
fünnen, Bulletin du Canal interocdanique Nr. 143; 1 aoüt 1885, p. 1268— 1270. 

) Geſetz 28 vom 18. Mai 1878 betr. die Genehmigung zur Herftellung eines 
interoceanischen Ganals duch das Golumbijche Gebiet. — Die 26 Artikel diejes 
Gejepes bilden die Concejiionsurfunde und das Bedingnißheft (cahier 
des charges) der Geſellſchaft. Deſſen hauptſächliche Beſtimmungen find: Die Con: 
ceiftion dauert 99 Jahre; innerhalb 12 Jahren von Gründung der Baugejellichaft 
muß der Canal vollendet und dem Betriebe übergeben fein (Art. 1). Die Canal. 
bäfen und deilen Gemwäfler von einem Meere zum andern werden für alle Zeiten 
als neutral erklärt; im Sriegsfalle tritt feine Unterbredung des Verkehrs 
ein; alle Schiffe können ungehindert verkehren ohne irgend welche Ausnahme 
oder Vorzug; ausgenommen find auswärtige Truppen, Die nur mit Erlaubnif 
des Congreſſes paffiren können, und Kriegsichiife jolher Staaten, die fidy mit 
Columbia im Kriege befinden und nicht ein Hecht auf jederzeitige Durchfahrt durch 
Staatäverträge erhielten, welche die Souverainetät Columbiens auf dem Iſthmus 
von Ranama und dem Gebiete, welches der Canal durdichneidet, ferner die Jmmu: 
nität und Neutralität des Canals jelbit, feiner Häfen, Buchten und anderen 
Pertinenzen, jowie des angrenzenden Meeresgebiet8 garantirten (Art. 5). Die 
Eolumbiichen Kriegsichiffe können jederzeit unentgeltlich pajfiren, ebenjo Munition 
und einheimiiche Truppen; die Durchfahrt ift denjenigen Staaten unterjagt, welche 
nicht durch Staatsverträge mit Columbia das Recht auf jederzeitige Durchfahrt er- 
worben haben (Art. 6). Die Canalhäfen find frei und offen für den Handelaller 
Nationen und es darf feine Abgabe von der Einfuhr erhoben werden (Art. 7). 
Geeignete BVorichriften zur Hintanhaltung des Schmuggeld werden jeitens der 
Erecutive der Republik erlafjen werden (Art. 8). Die jeitens der Gejellichaft für 
die Durchfahrt zur Erhebung gelangenden Gebühren werden ebenjo wie die Abgaben 
für die Leuchtfener, dad Lootjenwejen, den Remorquedienſt, Anler-, Tranfit-, Schiff- 
fahrtögelder in einheitlicher Weife von allen Schiffen ohne irgend welche 
Ausnahme oder Bevorzugung eingehoben werden. Die Hauptgebühr von der Schiff. 
fahrt darf 10 Franes für den Kubilmeter des unter Waſſer befindlichen Schiffs— 


Die internationalen Canäle. 401 


körpers, gefunden durch Multipfication der 3 Hauptdimenfionszahlen (Länge, 
Breite und Tiefgang) nicht überjchreiten (Art. 14), Nahdem das Unternehmen 
ben Eharafter einer internationalen Erwerbögejellichaft hat, darf -fich diefelbe in 
feiner Weiſe in politijche Angelegenheiten mifchen (Art. 18). Streitigkeiten 
zwiſchen ben Gontrahenten unterliegen ber Entjicheidung des oberften Bunbes- 
gerichtshofes (Art. 20). 

) Bon den fünf dem Congreß unterbreiteten Projecten, von Tehuantepec 
(240 km, 120 Schleufen), Nicaragua (292 km, 17 Schleuſen), San Blas (53 km 
mit einem 14 km langen Tunnel) Atrato (290 km, 3 Scleufen und Tunnel 
von 4 km) und Panama (75 km ohne Schleufen und Tunnel) erhielt das letztere, 
al3 dem grablinigen Durchſtich der Landenge keinerlei Schwierigkeiten bietend, den 
Borzug, troß ber höheren Koften, welche fi gegen 1200 Millionen Franes 
belaufen werden (da3 Nicaraguaproject hätte nur 900 Millionen erfordert), Bon 
Eolon ausgehend, folgt der Canal dem Laufe des Rio Ehagres, ſodann des Obispo, 
eines Nebenflufies des erfteren, durchbricht 20 Kilometer von Panama bie Kamm- 
höhe von Eufebra (der Eorbilleren) und folgt dem Rio Grande bis zum Stillen 
Dean. 

) Die Vollendung des Panamacanals wird aller Wahrſcheinlichkeit nach 
1889 erfolgen. Die zu bewegenden Erdmaſſen betragen etwa 73 Millionen Kubik. 
meter; von bdiefen waren am 1. Juli 1886 24'/, Millionen Kubikmeter weg- 
genommen. Der Canal wirb 75 Kilometer lang, auf dem Waſſerſpiegel in ber Ebene 
56, im Gebirge 23 Meter breit und 8,5 Meter tief; feine tiefjte Einbettung be 
trägt mehr als M Meter. (Bericht von Leſſeps vom 29. Juli 1885 in dem 
Bulletin du canal interoce&anique Pr. 143 vom 1. Wuguft 1885, ©. 1249 
bis 1262.) Die bis jeßt realifirte Summe fir den Canalbau beläuft fih auf 
713104369 Francs; davon wurden 471132817 ſchon ausgegeben, 500 Millionen 
find no bis zur Vollendung nöthig (Bulletin du canal interoc&anique vom 
1. Auguft 1886). Vgl. im Almanach de Gotha für 1887, „Le Canal de M. de 
Lesseps de Colon & Panama“, p. 651—652. 

°) Friedens, Freundichafts-, Handels. und Schiiffahrtövertrag zwijchen ben 
Vereinigten Staaten und Neugranaba (jet Columbia), unterzeichnet am 12. De- 
cember 1846 in Bogotä, ratificirt 1848. 

°) Die Convention erhielt die Namen der beim Abſchluß thätigen Minifter 
Englands und ber Vereinigten Staaten; derſelbe erfolgte am 19. April 1850. 
Der Titel des Vertrages lautet: Vertrag zwiichen ben Bereinigten Staaten und 
J. Großbritanniihen Majeftät behufs Förderung und Schuß für die Erbauung 
eines großen Schiffiahrts-Canals zwiſchen dem Atlantiſchen und dem Gtillen 
Dcean (Bulletin du canal interoc. Nr. 57 vom 1. Januar 1882, ©. 492—494), 

) In Folge des Laibacher Congreſſes vereinbarten die Großmächte, Eng- 
land mitbegriffen, eine militärifhe Expedition nad) Spanien zur Wiederherjtellung 
be3 KönigthHums Ferdinand VII.; dieſe erfolgte 1823. Später famen bie Ber- 
einigten Staaten mit England dahin überein, daß dieſes Interventionsprincip ber 
Europäifhen Mächte auf Amerika Hinfichtlich der Spaniſchen Colonien, welde da— 
mals eben ihre Unabhängigkeit vom Mutterlande proclamirt Hatten, Feine Un- 
mwenbung finden fünne. In Folge diefer Vereinbarung erließ Präfident Monroe 
eine Erklärung, in ber ausgejprocdhen war: 

„Wir betrachten jeden Verſuch feitens der Europäiſchen Mächte, ihr 
politifches Syftem auf irgend einen Theil unjerer Hemijphäre auszubehnen, 
als unferem Frieden und unjerer Sicherheit gefährlih; .. . es ift um- 
möglih, daß die Europäiſchen Mächte ihr politisches Enftem auf irgend 
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en Stüd unjeres Continents im Norden oder Süden ausdehnen, ohne 
dab damit eine Gefahr für unjeren Frieden und unjere Ehre verbunden 
wäre... . e3 ift demnach unmöglich, dab wir einer ſolchen Intervention, 
gleichviel in welcher Form, ruhig zufehen jollten.“ 
Siehe den Wortlaut im Bulletin du canal interoc. Nr. 57 vom 1. Januar 
1882, ©. 492. 


®) Urt. 5 des Geſetzes 28 von 1878. — Die Vereinigten Staaten von Eo- 
lumbia find ſouverän und niemand könnte fie hindern, die vollfommene 
Freiheit und Neutralität des Panamacanals3 zu proclamiren, wenn 
fie dies für das allgemeine Intereſſe erſprießlich erachten. Außerdem ergiebt ſich 
mweber aus dem Bertrage von 1846 noch aus einem fpäteren, daß Columbia fid 
des Rechtes begeben hätte, mit anderen Staaten ebenfoldhe Garantieverträge zu 
Ihließen wie mit der Nordamerifanijchen Union. Ferner, Art. 6 des Clayton- 
Bulwer-Bertrages, gemäß welchem England mit den Vereinigten Staaten gemein- 
ſam die Auffiht über den projectirten Canal führen und deſſen Neutralität ga- 
rantiren foll, enthält die Beitimmung, es jollten alle Nationen zum 
Anſchluß eingeladen werden, „Damit aud die anderen Staaten an 
der Ehre Theil hätten, an einem jo wichtigen Werke mitgearbeitet 
zu haben.“ — Bgl. das Spaniſche Rothbuch Diplomatiſche Actenftüde, den 
Eorted 1882 vorgelegt), Depeiche des Marquis de la Vega de Armijo an den 
Spaniſchen Gejandten in Washington vom 15. März 1882 im Bulletin du canal 
interoc. Nr. 87 vom 1. April 1883 p. 744. — F. de P. Mateus, bevollmächtigter 
Minifter Eolumbias in Paris jagt jehr richtig (in einem Brief an den „Moniteur 
des Consulats“ in dem Bulletin du canal interoc. Nr. 148 vom 15. October 1885, 
©. 1319): 

„Um den Völkern freie Durchfahrt durch den Iſthmus zu gewähren, 
bedarf Columbia als unabhängiger und jouveräner Staat von feiner Seite 
einer anderen Beihilfe oder Unterftügung als der Achtung jeiner Hoheits- 
rechte an dem fraglichen Territorium. Columbia weiß jehr wohl, daß dieſes 
fein Recht genügende Sicherung in der Gerechtigkeit findet, welche die Acte 
ber großen Nationen Europas und Amerifad beherricht und in dem Gleich 
gewichte ihrer jo eng mit dem interoceanischen Verkehr verknüpften gemein- 
ſamen Intereſſen. Unveränderter Grundjat feiner Politik war in dieſem 
Gebiete jeiner Jurisdiction immer und ift es noch, die Neutralität 
biejes Verkehrsweges aufrecht zu halten und dejjen freie 
Benutzung zu fihern.“ 


) Botichaft des Präfidenten Arthur an den Congreß, vom December 1881 
(Bulletin du canal interoc. Nr. 57 vom 1. Januar 1882, p. 491). 

") Art. 8 des Elayton-Bulwer-Vertrages (Bulletin du canal interoc. Nr. 57 
"1. Jan. 1882] ©. 493). 

1) Depeihe Blaine's an James Ruſſel Lowell, bevollmächtigten 
Mintfter der Vereinigten Staaten in London, vom 19. Nov. 1881 (Bulletin du 
canal interoc. Nr. 59 [1. Febr. 1882], S. 508-511). 


) Art. 5, 6, 8 des Clayton-Bulwer-Bertrages (Bulletin du canal interoc. 
Nr. 57 vom 1. Jan. 1882, S. 493494). — Depeihe Earl Granpilles ar 
Mr. Welt in Waſhington vom 7. Januar 1882 im Bulletin Nr. 60 vom 
15. Februar 1882, ©. 515517. — Vgl. auch die Depeihe Earl Granville's 
an benjelben vom 14. Januar 1882 im Bulletin Nr. 63 vom 1. April 1882, 
©. 542—548, welche die Gejchichte der durch den Clayton-Bulwer-Bertrag erregten 
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Streitigfeiten, jowie eine vollftändige Widerlegung der Ausführungen des Cabinets 
von Wajhington gibt. 

Intereſſant ift ein Vergleich der citirten Anficht des Generals Caſs, 
Amerilaniſchen Staatsjecretärd während dieſer Streitigkeiten, mit der feiner Nadj- 
folger Blaine und Frelinghuyjen. In einem Briefe an Lord Napier 
vom 8. Nov. 1858 fagt General Caſs: 

„Obwohl diefer Vertrag fich ausdrüdlich nur auf die Erbauung eines 
maritimen Canal3, um mit Hülfe bes Rio Sam Juan und des Nicaragua- 
und Managuafees den Atlantifchen und Stillen Dcean zu verbinden, bezieht, 
ftellt er gleichwohl einen allgemeinen Grundſatz auch für die übrigen zur 
Ueberjhreitung des Iſthmus bejtimmten Verlehrswege auf und enthält 
die jpecielle Beftimmung, dab jede Anordnung dieſes Grundſatzes voll. 
kommen in das freie Ermeffen gejtellt fein müſſe. Diejer Grundſatz war, 
dab alle interoceanifhen Straßen unter der Gebietähoheit jener Staaten, 
welche fie durchziehen, verbleiben und für immer neutral und allen 
Nationen zur Benutzung offen fein follten. — Um zu verhüten, 
daß irgend eine andere Macht außer diejen Staaten ungebührficher Weiſe 
fih eine Controle oder einen Einfluß auf dieſen interoceanifchen Verkehr 
anmaße, fam man überein, daß feine Nation Befeftigungen, welde bie 
erwähnten Bauten oder ihre Umgebung beherrihten, anlegen ober fort- 
erhalten bürfe, daß es ferner unterfagt fein jolle, am Nicaragua, Eofta 
Rica, der Moscitofüfte oder ſonſt einem Theile Centralamerifas eine 
Decupation, Befeftigung, Coloniſirung auszuführen oder bie Herrichaft 
darüber zu beanfpruchen oder zu üben... . 

[Ueber den San Yuan Grenzftreit vgl. Manuel M. de Peralte, EI Rio 
de San Juan de Nicaragua, derechos de sus ribereüot las Repüblicas de 
Costa Rica y Nicaragua. Madrid-Paris 1882.] 

In einem Briefe an Mr. Lamar vom 25. Juli 1858 fagt General Caſs 
no, dab dieje großen Verkehrswege in noch höherem Grade alle Handels. 
mächte intereffiren, und diefe wohl zu einer gemeinjamen Garantie ber 
freien Benutzung derfelben gegenüber ben Gefahren, welchen jene durch An- 
griffe, fei es innerhalb oder außerhalb des Gebietes, welches fie durchichneiden, 
ausgejegt find, ſich vereinigen könnten. 

Der Schuß und die Garantie für alle interoceanifchen Verbindungen behufs 
Sicherung einer gleichmäßigen Behandlung der dort Verkehr treibenden Nationen 
fand feinen Ausdruck in den Verträgen Englands umd der Bereinigten Staaten 
mit Honduras nnd Nicaragıta (Vertrag zwiſchen England und Honduras vom 
27. Auguft 1856, mit Nicaragua vom 11. Februar 1860; Vertrag ber Vereinigten 
Staaten mit Honduras vom 4. Juli 1864 und Nicaragua vom 21. Juni 1867. 
(Siehe die Depefhe Earl Granpille’8 an Mr. Weit in Wafhington vom 
30. Dec. 1882 im Bulletin du canal interoc. Nr. 90 vom 15. Mai 1883, ©. 769.) 

is) Jedes diefer Brojecte hatte fein Bedenkliches. Nicaragua jeine Schleufen, 
ZTehuantepec feine jchlechten Häfen, San Blas und Atrato feine Tunnels; Leſſeps 
wählte das Befte: den Durchftich auf dem Meeresnivenu. Um der Canalgeſellſchaft 
Eoncurrenz zu bieten, hat man neuerdings die Erbauung de3 Canals von Nicaragua 
und Tehuantepet in Vorſchlag gebracht. Gegenüber der Ausdauer Leſſeps' und 
der Haltung Großbritanniens, welches die Intereſſen der Europäiihen Seemächte 
wahrte, hatte Präfident Arthur vor, mit Nicaragua einen Vertrag behufs Her- 
ftellung eine Canals durch deſſen Gebiet ſeitens und auf ausſchließliche 
Rechnung der Vereinigten Staaten zu fchließen. Diejer Bertrag, welcher auch 
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bie Berpflihtung zum Schutze der Integrität des die Canalconceſſion ertheilenden 
Staates enthielt, wurde von dem Genate der Vereinigten Staaten im Januar 1885, 
vor Ablauf ber Amtsdauer des Präfidenten Arthur abgelehnt und durch ben neuen 
Bräfidenten Grover Eleveland endgiltig zurüdgezogen, „um die Eingehung 
läftiger Alliancen mit fremden Staaten zu vermeiden und nicht eine auf ben 
Erwerb neuer entfernter Gebiete gerichtete Politit oder die Einbeziehung fremder 
Intereſſen in den Kreis unferer eigenen zu begünftigen*. (Botſchaft des Präſi⸗ 
denten an ben Congreß vom 9. December 1885.) 

“) Alles beinahe erklärte fich als „levelist* oder Anhänger des Canals 
im Meeresniveau, und ed gab beinahe feinen „lockist“, Anhänger des Schleufen- 
canals mehr, Siehe „Die Preſſe in den Vereinigten Staaten“ im Bulletin du 
canalinteroc. Nr. 60 vom 15. Februar 1882, ©. 517—519. 

5) Die dem Admiral Jouett in Wajhington ertheilten Inſtructionen 
bejagten: „Die Aufgabe, zu deren Erfüllung Sie berufen find, bedarf großer Dis- 
eretion. Der Zweck dieſer Erpedition ift jeitens der Vereinigten Staaten bie Ber- 
pflitungen zu erfüllen, melde bezüglich der Aufrechterhaltung ber Neu- 
tralität und Freiheit bes Verkehrs zwiſchen Eolon und Panama über- 
nommen mwurben und, nod mehr, Gut und Leben Amerikaniſcher Bürger zu 
ſchützen.“ Siehe ben Bericht Lejjeps’ an die Generalverjammlung vom 29. Juli 1885 
(Bulletin du canal interoc. Nr. 143 vom 1. Auguft 1885, ©. 1255), 

0, Botſchaft des Präfidenten der Vereinigten Staaten von Amerika, Grover 
Eleveland, vom 9. December 1885. Die Botſchaft jagt in diefer Beziehung, 
daß das Project einer Sciffseiienbahn zwiſchen dem Atlantiſchen und Stillen 
Dcean, weldier über die Enge von Tehuantepec von Jngenieuren und Gelehrten 
als für Schiffe und Ladung ausführbar erflärt worden ift, nähere Prüfung wegen 
der hieraus ſich ergebenden großen Bortheile für den Handel zwilchen dem 
Mifliffippithale und der Weftküfte Nord- und Südamerikas verdiene. Mr. Grover 
Eleveland fügt Hinzu: 

Jeder Fortſchritt vollzieht fid nach organifchen Gejegen. Wir müfjen 
uns diejen unmwiderftehlichen Zug des Handels, defjen Ausdehnung gleichen 
Schritt mit unjerer gegenwärtigen Eivilifation Hält und tagtäglid) durch 
die Erleichterungen der Production, be3 Transports und des Verkehrs 
mittelft Dampf und Electricität bejchleunigt wird, vor Augen halten; allein 
unfere gegenwärtige Pfliht weiſt uns auf die Erjdließung ber 
riejigen und anvertrauten Ländergebiete hin, fowie auf Die 
Pflege friedlicher Künfte innerhalb unferer Grenzen, daneben aber auch auf 
eiferfüchtige Wacht, daß die Ameritanijche Hemiſphäre nicht in die politifchen 
Streitfragen und Verwicklungen ferner Staaten hineingezogen wird.“ 

Der am 23. Juli 1881 zu Buenos Wires, zwiſchen der Urgentiniichen Republik 
und Chile unterzeichnete und mit dem Protocol von 15. September deſſelben 
Jahres ratificirte Vertrag enthält die Beftimmung ber Neutralifirung und 
ber freien Durdfahrt durch die Magelhaensftrafe für Schiffe 
aller Nationen, mit dem wichtigen Zuſatz, dab um bieje Freiheit und Neu- 
tralität zu fihern, feine Befeftigungen oder militärifhde Schirmmerte, 
welche biejelben in Frage zu ftellen geeignet, errichtet werden dürfen. Diejer 
Beſchluß lautet wörtlih in dem mir durch Heren José C. Paz, Argentiniſchen 
Gejandten in Paris, gütigft mitgetheilten obengenannten Tratado de limites 
entre la Repüblica Argentina y la Repüblica de Chile, folgendermaaaßen: 

Urt 5. El Estrecho de Magelhaens queda neutralizado 
ä perpetuidad y asegurada su libre navegacion para las 
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banderas de todas las Naciones. En el interés de asegurar 
esta libertad y neutralidad, no se construirän en las 
costas fortificaciones ni defensas militares que puedan 
contrariar este propösito. 


Nachtrag. 


Geite 279, 8 60. Literatur. 


A. von Bulmerineq, Böllerreht (in Marquardſen's Handbuch bes 
öffentlichen Rechts ber Gegenwart in Monographien) Freiburg i. B. und Tübingen, 
1884, $ 51. Die internationalen Flüffe. ©. 291—297. Inhaltreiche und mwerth- 
volle Geſchichte und Erörterung der Flußconventionen und bes gegenwärtigen 
Stromredt3). 


Geite 304, Unmerfung 6. 


Derjelben Praris folgt man in Amerika. Vgl. den die Grenzen zwijchen den 
Vereinigten Staaten von Norbamerifa und Merifo burd den Thalweg bes Rio 
Grande, des Gila und des Rio Colorado firirenden Art. 5 des Vertrages d. d. 
2. Februar 1848, und bie durch Art. 1 der Convention vom 30. Dezember 1853 
gebrachten Mobificationen. (de Martens, R. M., Vol. VI, p. 201, 202; VII, 
p. 293, 294.) Giehe auch Art. 3 de3 zu Mexiko am 27. Geptember 1882 
zwifchen der mexikaniſchen Republik und Guatemala unterzeichneten Vertrages, 
welcher bie beiden Länder dur den Thalweg des Rio Sudjiate (por su canal 
mäs profundo), des Rio Ujumacinta bezw. des Chiroy trennt. (Cuestion de 
limites entre Mexico y Guatemala, edicion especial tomada del tomo VI de 
„El Anuario Universal“ Mexico 1883, p 20. Dieſes Werf, mir freunbfichft von 
Herrn Nuñez Ortega, Mexikaniſchen Gejandten in Brüfjel, mitgetheilt, enthält 
eine vollftändige geichichtliche Meberfiht des langwierigen Grenzitreites zwiſchen 
beiden Republiten, dem der Vertrag von Merifo ein Enbe made). 


Geite 346, Anmerfung 6 
(nad den Worten „Brüde über diejen Fluß nah Mäſeyck): 
Die Belgifch-Niederländiihe Convention über die Mäſeyck Brücke murbe 
promulgirt am 29. September 1886. Siehe ben Tert im „Moniteur Belge“ 
vom 24. October 1886 Nr. 297, ©. 4153 —4154. 


Seite 363. Der Rio Grande, 


Um Eonflicte in Folge eingetretener Uenderungen im Wafjerlaufe der Flüfje 
Colorado und Bravo, welche die Bereinigten Staaten von der Mericanijchen 
Republik abgrenzen zu vermeiden, hat ein neuer Bertrag, in Waſhington 
zroifchen beiden Staaten am 12. November 1884 abgeichlofjen, erſt fürzlih, am 
11. Auguft 1886, die Sanction des Mericanifhen Senats erhalten und murbe 
nah Wafhington zur Abwechfelung ber Ratificationen zurüdbefördert: Die 
Theilungslinie des Thalwegs bleibt biejelbe wie die in dem Vertrag von Guade— 
loupe feftgefeßte; im Falle einer Uenderung bes Wafjerlaufes wird diejelbe immer 
durch das, ſelbſt vollftändig ausgetrodnete Flußbett, gebildet (Art. 1, 2); mit 
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Ausnahme von Dämmen und Schugmauern, welche die Verhütung des Abſpülens 
ber Ufer bezweden, wird feine Arbeit, welche die Aenderung des Stromlaufes 
zur Folge haben würde, geduldet; der Mittelpunkt der Brüden, der genau in 
der Mitte des Hauptcanals ſich befinden muß, bildet die beiderjeitige Grenze troß 
etwaiger jpäter eingetretener Stromveränderungen (Art. 3, 4); die Jurisdiction 
über die durch Abweichungen des Stromlaufes getheilten Territorien bleibt immer 
ber urjprünglidhen Territorialgemwalt, ohne daß dadurd in einem 
Falle das Redt der freien Schifffahrt der contrahirenden Theile, 
jelbft in den von einem Staate eingejchloffenen Stromftreden, irgendwie beein- 
trädhtigt fein könnte (Art. 5). Die Convention wird erft nad) erfolgter beider- 
feitiger Ratification in Kraft treten (Art. 6). Siehe den Tert in dem Meri- 
eanifchen Diario Oficial vom Jahre 1886, 
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Erſtes Kapitel. 


Die rechtliche Ordnung des internationalen Seeverkehrs 
innerhalb der Grenzen des Stantsgebietes. 


$ 83. 
Die Redhtsverhältnijje der Küſte. 


Siteratur und Berweijungen: v. Holtzendorff's Handbuch bes Völkerrechts: 
Geichichte des Seerechts, B. I, S 76; B. II, $ 28 u. 9. Stüd (v. Holken- 
dorff): Das Landgebiet der Staaten. — Heffter (Geffden), Europ. 
Völlkerrecht, $ 67. — Perels, Intern. Seeredht, $ 5. — Defjelben Deutjches 
Geeredt, 81. — Windiheid, Pandelten, I, 8 146. — €. Löning, 
Deutſches Verwaltungsredt, $ 147. — Plocque, Legislation des eaux 
et de la navigation. I, Chap. IV, 81. Des rivages de la mer. — 
Travers Twiss, The Black Book of the English Admiralty, II. — 
Stephens, New Commentaries on the Law of England, T. I. 


Das im Staat3begriff liegende Erforderniß der feitländiichen Grund» 
lage für den ftaatlihen Bau - läßt die Küſte als das äußerſte an die 
See grenzende Gebiet des ftaatlichen Herrſchaftsbereiches erjcheinen.t) 
Was die Natur diefer äußerjten Umfafjungslinie des territorialen ftaat- 
lichen Lebens von der der anderen Staatögrenzen im Wefentlichen unter- 
fcheidet, ift ihre durch elementare Umftände bewirkte, zumeift mangelnde 
Konftanz mit der ſtets gleichen rechtlichen Wirkung, daß die Landesgrenze 
feewärts nicht zugleich die Hoheitsgrenze bildet, welche die Staatsgemwalt 
nicht überfchreiten kann ohne eine fremde Rechtsſphäre zu betreten.?) Die 
"Folge ift, daß jener natürlichen Bejchaffenheit nach eine genaue Abgren- 
zung des Küftenftaates gegenüber dem in ewiger Nuhelofigkeit ſchwan— 
enden Weltmeer nur in den jelteniten Fällen, unter hierfür befonders 
günftigen localen Umftänden: bei jteilabfallenden Küften u. ſ. w., erzielt 
werden kann. 

Die Hohe rechtliche Bedeutung, welche der Küjte ſowohl für den 
Handel und Verkehr der eigenen Staatsangehörigen, wie in Anfehung 
der internationalen PVerhältniffe in Krieg und Frieden zukömmt, läßt 
naturgemäß das Bedürfniß entftehen, in Bezug auf die Küſte zweierlei 
völferrechtlich relevante Vorfragen in beftimmter Weije gelöft zu fehen; 
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zunädhft die Frage nah dem igenthumsreht an den Küſten und 
zweitens nach der effectiven räumlichen Ausdehnung der Lehteren. Aus 
beiden Momenten ergeben ſich zahlreiche Folgefäge, die auf die inter 
nationale Schifffahrt und den fonftigen Seeverkehr entjcheidende rechtliche 
Wirkung auszuüben geeignet find. 

1. In Betreff des Eigenthuns an der Meeresfüfte bildeten fich 
diesbezügliche Rechtänormen überall erjt auf verhältnigmäßig vor— 
geſchrittener Entwicklungsſtufe des nationalen Rechtsbetwußtjeins 
und des nationalen Verkehrs. Auch innerhalb des hochent— 
widelten Syitems des Römischen Rechts erwachte das ſtaat— 
fie Interefle an der Wahrung des Küftenfaums ziemlich Tpät. 
Gleichwohl war aber doch jhon dem Römiſchen Volke praftifche 
Klarheit darüber geworden, daß das Meeresufer zum mindeften 
der Aufſichtsbefugniß der Staatsverwaltung unterjtehe,?) wie 
dies ganz deutlich u. a. aus 1. 3. pr. D. 43. 8 (ne quid in 
loco publieo, vel itinere fiat): Litora, in quae populus Romanus 
imperium habet, populi Romani esse arbitror. Maris com- 
munem usum ommibus hominibus, ut aßöris: jactasque in 
id pilas ejus esse, qui jecerit; sed id concedendum non esse, 
si deterior litoris marisve usus eo modo futarus sit (Celsus) 
hervorgeht. Die Lehre vom Staatseigenthum an dem Meeres« 
ufer fand während des Mittelalters ihre Befejtigung durch die 
Ausbildung des Territorialprincipes, jo daß jeither alle auf 
die Fragen der Gebietshoheit abzielenden Löjungen ftaats- und 
völferrechtliher Natur auch auf das Kiüftengebiet finngemäße 
Anwendung erhielten, das Letztere hat demnach Hinfichtlich des 
Erwerbes, des Berluftes, der Theilbarkeit, Uebertragbarkeit zc. 
rechtsgeſchichtlich dieſelben Wandlungen durchgemadt, welche 
das Recht des Staatsgebietes bei allen Culturvölkern in den 
Phaſen der jtändifchen, abjoluten und conftitutionellen Epoche 
durchlaufen mußte. 

Das abjolute Königthum Frankreichs proclamirte das volle 
Staatdeigenthum in Anjehung der Meeresufer in Livre IV Titre 
VII der Ordonnance sur la marine von 1681: „Faisons 
defenses & toutes personnes de bätir sur les rivages de la 
mer, d’y planter aucuns pieux,*) ni faire aucun ouvrage 
qui puisse porter prejudicee à la navigation, à peine de 
demolition des ouvrages, de confiscation des matöriaux, 
et d’amende arbitreire.*“ (Valin, Commentaire sur l’or- 
donnance de la marine. T. I. p. 145.) Das bier ausge. 
Iprochene Princip fand feinen Eingang in die Staatenpraris 
des XVII. Jahrhunderts und in die jpäteren Eodificationen. 
Sp im Preußiſchen Landrecht (TI. Theil 15. Titel $ 80), im 
Code eivil Art. 538,°) fowie im Englifch-Amerikanifchen Rechts- 
ſyſtem. 
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Feſt jteht, daß das formulirte Princip zur Zeit einen un: 

zweifelhaften Grundſatz des pofitiven Staatsredht3®) der Eultur- 
nationen bildet, der auf das internationale Seeverkehrsrecht in 
den unten zu bezeichnenden Richtungen Rechtseffect auszuüben 
beſtimmt iſt. 
. Hat ſich ſomit auch in Anſehung der Frage über das Eigenthum 
an der Meerestüfte ſelbſt eine übereinftimmende rechtliche An— 
ſchauung herausgebildet, jo fann nicht das Gleiche behauptet werden 
in Bezug auf die zweite Frage nach den räumlichen Grenzen der 
Küfte feewärts.?) Die maßgebenden Anſchauungen laſſen ſich 
unter zwei leitende Gefichtspunfte bringen. Staatenpraris und 
Literatur Schließen fich nämlich bald der älteren Anfchauung 
an, welche die Grenze des höchſten Fluthitandes ald diejenige 
der Meeresküſte bezeichnet; bald wieder der neueren, welche 
im Gegenjage dazu den niedrigiten Ebbeſtand maßgebend 
werden läßt für die Firirung der Grenze zwilchen Feftland 
und Küftenmeerr. So erflärt das Quellenmaterial des Römi- 
ſchen Rechts: Est autem litus maris quatenus hibernus fluctus 
maximus excurrit ($ 3. J. 2.1). Litus est quousque maximus 
fluctus a mari pervenit (1. 96, D. 50.16). — Litus publicum est 
eatenus, qua maxime fluctus exaestuat (l. 112, D. h. t.), und ebenjo 
die bereit oben citirte Ordonnance de la marine: „Sera r&pute 
bord et rivage de la mer, tout ce quelle couvre et 
decouvre pendant les nouvelles et pleines lunes, et jusqu'oü 
le grand flot de mars se peut &tendre sur les grèves.“ 

Dagegen beſtimmen neuere Staatöverträge und Fiſcherei— 
conventionen, jo der Englifch-Franzöfiiche Vertrag vom 2. Auguft 
1839, ergänzt durch den Vertrag vom 11. November 1867,°) 
dab das Seegebiet erjt von der Linie ab in Betracht kommen 
fünne, welche das zurüdweichende Element erreiche. — Les 
sujets de S. M. le roi des Francais jouiront du droit exelusif de 
peche dans le rayon de 3 milles à partir de la laisse de 
basse mer. — Den gleichen Ausgangspunkt der Berechnung 
(low-water) nimmt die Territorial Waters Jurisdietion Act 
vom Jahre 1878 (41 und 42 Vict. c. 73).°) 

Der PVermittlungsverfuh SJacobjen's3,!) wonach es in 
jedem einzelnen Falle auf den jeweiligen Stand de Meeres 
ankommen joll, erhielt rechtliche Geltung innerhalb des Gebietes 
des Deutjchen Zollvereines. $ 16 Abi. 2 des Bollgejehed vom 
1. Juli 1869 (Bundesgejegblatt 1869, S. 320) bejtimmt, 
daß da, wo das PVereindgebiet durch das Meer begrenzt wird, 
die jedesmalige, den Wafjeripiegel begrenzende Linie des Landes 
die Zolllinie bilde. Das Gleiche gilt, wo das Bereinsgebiet 
an andere Gewäſſer grenzt, fofern deren Stand von Ebbe und 
Fluth abhängig ift. Auch das Engliſche Staatsrecht trägt diefer 
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Beränderlichfeit Nechnung, indem e3 Ddiejelben geographijchen 
Punkte bald der Geltung des Common law, bald der Juris— 
diction der ANdmiralty unterwirft. Blackstone: „The main 
sea begins at the low-water-mark; but between tlıe high 
water-mark and the low-water-mark, where the sea ebbs and 
flows, the common law and the admiralty have divisum im- 
perium, an alternate jurisdietion, one upon the water, when 
it is full sea, the other upon the land, when it is an ebb.!!)“ 
Bei der Manmnigfaltigkeit der aufgeitellten und in Anerkennung 
ftehenden Ordnungsprincipien!?) ift e8 daher ſchlechthin unmög— 
lih von einer allgemein gültigen Norm für die Ausdehnung 
der Küſten zu jprechen; eine folche wird fich höchſtens als regel- 
mäßige praftifche Folge dort gewinnen lafjen, mo der Grund— 
ja der Staatlichen Verwaltungsbefugniß innerhalb der Küſten— 
gewäfler in übereinftimmender Anerkennung fteht. Wo Dies 
der Fall ift, ergiebt fich als die ſtaats- und völferrechtlich 
gleih wirkſame Landgrenze die Berbindungslinie derjenigen 
Punkte, auf welchen und von welchen aus dauernde feit- 
ländiſche Anftalten jtantliher Natur zur Ordnung und Con— 
trole des anf der angrenzenden Seefläche ſich bewegenden 
maritimen Verkehrs errichtet und dauernd erhalten werden 
fönnen.!?) Hier liegt die Grenzlinie des jtaatlichen Feſtlandes 
und jomit die Geltungdgrenze derjenigen feiner Rechtsnormen, 
welche das Moment der „inländischen“ Bejchaffenheit bei den 
zu vegelnden Lebensverhältniffen (Sachverhältnifien, Thatbeftän- 
den) ausdrücklich oder ſtillſchweigend zur Vorausſetzung haben. 
Nach dieſem Rechtsgrundfage beſtimmt fich auch die neue Grenz— 
linie, welche der Küſtenſtaat bei der anf Vorfchiebung des 
Feitlandes gerichteten Thätigkeit durch Eindämmungen, Ent: 
wäſſerung, Urbarmachung ꝛc., jomit bei Erweiterung des Feſt 
landes nad) der See hin erzielt.'*) 





N) Neber die fejtländiiche Grundlage al3 Vorausſetzung des Staatsförpers 
f. oben v. Holbendborff auf ©. 6 u. ff. diejes Bandes; vd. Gerber, Grund» 
züge des Staatsrechts S 22; Laband, Das Staatsrecht des Deutihen Reiches 
Bd. I ©. 182 fg. 

2) Nach neueren genauen Beobadhtungen Hat fich aud) für die Wafjerfläche 
der Dftfee eine, wenn auch nur geringfügige Einwirkung der Gezeiten nad) 
weijen Tafjen. 

) ©. hierzu Windſcheid, Lehrbud; des Pandeltenrechts. $ 146. Bekker, 
Syftem d. heutigen Pandektenrechts. Band I, ©. 289, Beilage 1. Der Grundfag 
ift aber in der Folge nicht fo jehr durd das Völferreht, wie Baron (Band. 
$ 46) annimmt, fondern durd das zu fchärferer Entwicklung vorgedrungene 
ftantörechtliche Princip der Territorialität befeftigt worden. 

9) Bol. die Aehnlichfeit mit der oben im Tert citirten Stelle au3 dem 
Römiſch · rechtlichen Quellenmaterial. 
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5) Antählich mehrerer angefochtenen Bachtverträge, in welden Berwaltungs- 
organe der Franzöfiichen Regierung Kleine Uferftriche für Zwecke der Bade- 
induftrie an einzelne Gemeinden verpadteten, wurde in einigen, allerdings be- 
ftrittenen Entjcheidungen in der neueren Franzöſiſchen Jurisprudenz eine eigen- 
thümliche Theorie über die Natur der Meeresufer aufgeftellt; danach find die— 
jelben (j. Gay, De la proprietö des rivages de la mer. Paris 1870, &. 1—2) 

„eonsidöres comme une dependance du domaine public; qu’& ce 
titre ils ne sont susceptibles ni d’une propriet& privee ni d’une possession 
individuelle; qu'ils sont destines et asservis à l’usage de tous; qulils 
sont hors du commerce et ne peuvent des lors faire l’objet d’une conven- 
tion; que l’Etat lui-möme a sur eux moins un droit de propriété qu'un 
simple droit de protection et de surveillance dans un intérôt göneral.« 
Ueber das Franzöfiihe Gejegesmaterial, betreffend la delimitation des rivages 
de la mer j. J. B. Simonet, Trait& &lem. de droit public. Paris 1885, 
©. 675 fi. 

°%, Die bei der Staatsküſte in Betracht kommenden Fragen des Eigen- 
thumserwerbes durch Alluvio, Aoulfio‘, im Falle der insula nata zc. reguliren 
fi nad) den allgemein in Anerkennung ftehenden Grundjägen de3 Privatredhts. 
S. Schmelzing, Syitem. Grundriß des Europ. Völkerrechts. II. S. 10. — Art. 
435 bes ital. Code civil. ®ergl. Carnazza Amari, Droit international 
trad. par Montanari-Revest II, p. 98. 

?) Der von dv. Bar aufgeftellte Grundjag: „Die Grenzen des Staatägebiets 
bejtimmt das Völkerrecht” (j. das internationale Privat: und Strafredt S. 410) 
hat daher in der wirklichen Staatenpragis nur beſchränkte Geltung. 

®, Martens, Nouveau Recueil general Tome XVI, p. 954, und De 
Clercg, Traites T. IX. p. 773 fi. 

®) Übgedrudt bei Bhillimore a. a. D. ©. 280 ff. 

10) Kacobjen, Seereht ©. 586 ff. Dagegen Perels a. a. D. ©. 23. 

") Serjeant Stephen, New Commentaries on the Laws of England 
(Partly founded on Blackstone). 8 ed. T. I, p. 115. 

2) Wheatons von vielen anderen Autoren acceptirte Behauptung, daß die 
Grenze zwiſchen „Zeltland” und „Küftenmeer‘ da laufe, wo das Meer anjange 
ihiffbar zu werden (Elements I, p. 168), ijt ficherfich faljh, ebenjo wie bie 
Formel Dudley-Field-Rolin’s in Art. 28: „Les limites du territoire 
national, du côté oü il est born& par la mer, s’ötendent & la distance de 
trois lieues marines ä partir de la ligne des eaux & mare basse“. A. a. O. 
S. 16. — Die hier vorliegenden Verwechslungen zwiſchen Landesgrenze und 
Staatsherrſchaftsgrenze verhindern die Ermittlung feiter juriftiiher Grundjäge 
für die Rechtsverhältnijie zur See. 

2) Wir weichen hier von Perels, Nizze unb anderen baburd ab, daß 
wir jeeverwaltungsrechtliche Einrichtungen überhaupt, und nicht blos wie Perels 
(a. a. D. ©. 24) Strandbatterien in dieſem Falle als die Ausdrudsmittel und 
Träger bes ftantlihen Imperiums anerkennen. 

14) Ueber den Begriff des „Waterjtaates” und deſſen Bedeutung im 
öffentlihen Recht der Niederlande j. de Hartog's Staatörecht der Niederlande 
(m Marquardjen’s Handbudh) S. 62 ff, und van Bell, De Grondwet met 
aantekeningen zu Art. 190 u. f. — ©. hierzu aud) die Deutjche Deichgeieh- 
gebung und das Döcret contenant reglement de police des polders dans le 
d&partement de l’Escaut, des Bouches de l’Escaut, du Rhin etc. Du 14 d&cembre 
1814, bei Jlling, Handbuch für Breußiiche Verwaltungsbeamte Bd. II, ©. 391 ff. 
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Die an der Küſte entjtehenden Nechtsbeziehungen 
internationaler Natur. 


Riteratur und Verweiſungen: Handbuch, B. II, S$ 1, 16. — Bluntſchli, 
Bölferreht, SS 317—360. — Bulmerincg, Bölferreht, (Marquard: 
ſens Handbud), $ 41. — Heffter, $ 33. — Martens, Völkerrecht, 
über. v. Bergbohm, Band I, SS 79, 89. — Calvo, Droit inter- 
national, 3. Aufl., ®. I, $ 247. — Masse, Droit commercial dans son 
rapport avec le droit des gens, 1873. — Smith, Law and practice 
in Admiralty, 1882. 


— — — — 


An der im Vorſtehenden in ihrer juriſtiſchen Natur charakteriſirten 
Staatsküſte treten jedesmal völkerrechtliche Rechtsverhältniſſe in die Er- 
fcheinung, wenn mit derjelben die Angehörigen, Schiffe, Bote 2c. fremder 
Staaten in Berührung treten. Erſt durch Thatjachen diefer Art, fie 
mögen nun friedlicher oder ftaatsfeindlicher Natur fein, gelangt das 
Küftengebiet in das Gefichtsfeld völferrechtlicher Betrachtung. ") 

Unter Nusfcheidung der in das Kriegsrecht fallenden, gegen Die 
diesfeitige Küfte gerichteten feindfeligen Maßregeln, wie Angriff, Blokade, 
Verfehrsabfperrung?) ꝛc., welche thatfächlich vorgenommen oder auch nur 
unmittelbar bevorjtehend völferrechtlich regelmäßig für das gejammte 
Staatögebiet den Eintritt des Kriegsftandes bewirken, ?) jollen Hier nur 
die Hauptfälle der durch friedliche Ereigniſſe begriindeten Völkerrechts— 
verhältniffe in’s Auge gefaßt werden. 

A. Die Betretung der Staatsküſte feitens fremder Staatsangehd- 
rigen 9 unterwirft die leßteren denjenigen rechtlichen Normen, welche die 
diesſeitige Staatgewalt aufgeitellt Hat, um Ordnung und Weberficht in 
die Bevölferungsbewegung innerhalb des eigenen Territoriums zu bringen. 
Die an den Staatögrenzen wirkſamen gejeglihen Verwaltungsvorſchriften 
über Einwanderung, Legitimation, Meldungs- und Paßweſen ꝛc. finden 
daher auch an dieſen Puncten des Staatögebietes den Fremden gegenüber 
finngemäße Anwendung. Durch die Ueberfchreitung des Küſtenſaums 
treten die Angehörigen fremder Staaten eben in rechtliche Beziehung zur 
Staatdgewalt, wie Seydel — unter Anlehnung an den Rechtsjag: qui in 
territorio meo est, etiam meus subditus est — zutreffend ausdridt, 
nicht weil fie Staatsgenoſſen, jondern weil fie in die räumliche Sphäre 
der Staatsgewalt eingetreten find.?) [Ueber die nähere Gejtaltung diefes 
NRechtsverhältniffes j. unten das 14. Hauptftücd diefes Werkes.) 

Wenn auch das im Vorſtehenden ausgejprochene Princip erjt in 
unferer Zeit zu alljeitiger Anerkennung vorgedrungen ift, jo ijt doch 
gerade der moderne Staat am wenigften geneigt von feiner principiellen 
Befugniß einen dem internationalen Verkehr abträglichen Gebrauch zu 


Die an der Küfte entitehenden Rechtsbeziehungen internationaler Natur. 415 


machen. Selbjt diejenigen Staaten Djtajiens, welche im Bejige eines 
eigenen uralten Culturlebens jich den Rechtöleben und dem Berfehr der 
Europäisch: Amerikanischen Staatengefellichaft am längſten verichlofjen hielten, 
eröffneten ihr Staatsgebiet dem Eintritte fremder Stantsangehörigen, — 
indem fie gewiffe Puncte an der Küſte, einzelne) Häfen ihnen und 
ihren Schiffen vertragsrechtlich zugänglich machten. An einer Reihe von 
Berträgen, deren erfter am 17. Juni 1857 zwiſchen Japan und den 
Vereinigten Staaten von Nord-Amerifa abgeſchloſſen wurde, ijt den An- 
gehörigen Deutſchlands, Defterreichs, Frankreichs, Englands, der Vereinigten 
Staaten u. |. w. eine Anzahl von zur Anfiedlung freien Städten und 
zur Einfahrt freien Hafen bezeichnet worden, in welchen jene freien 
Handel zu treiben berechtigt jein jollten. Das Betreten anderer Puncte 
der Küjte oder des Anlandes it aber den Fremden bei Strafe — 
nad Art. III des zwiſchen dem Deutjchen Zollverein und Japan am 
20. Februar 1869 abgeichlofjenen Vertrages von 100 Doll. und 
im Wiederholungsfalle von 250 Doll. — unterjagt. 

Wie in den Europäifch: Amerikanischen Staaten im Allgemeinen ge 
wohnheitsrechtlich jeit den älteften Tagen die ftrengen Regeln der 
Bevölferungscontrole, des ftaatlichen Eintrittöverbotes in ihrer Geltung 
da fuspendirt werden, wo der rechtäwidrige Eintritt ohne oder gegen 
den Willen des betreffenden Fremden erfolgte — die Lehre pflegt die 
Fälle zujammen zu fallen unter dem Rubrum des „respect pour le 
malheur* —, jo wurde dem gleichen Grundjaß auch in Oftafien vertrags- 
rechtliche Geltung gefichert. Der citirte Deutfch- Japanische Vertrag bejagt 
hierüber im Art. 17: „Wenn ein deutfches Schiff Schiffbruch Teidet oder 
an den Küften des Kaiſerreichs Japan ftrandet, oder wenn es gezwungen 
fein jollte, Zuflucht in einem Japanischen Hafen zu juchen, jo follen die 
competenten Japaniſchen Behörden, fobald fie davon hören, dem Schiffe 
allen möglichen Beijtand leisten. Die Perſonen an Bord deſſelben jollen 
wohlmwollend behandelt und wenn nöthig mit Mitteln verjehen werden, 
um fi) nad) dem Site des nächſten Deutschen Conſulates zu begeben.“ ®) 

B. Fremde Schiffe und fremde Güter, welche fich der Staatsfüfte 
nähern, umterliegen bier ebenfall$ den für ihren Eintritt von ftaatlicher 
Seite aufgejtellten gejeßlichen und verwaltungspolizeilichen Vorſchriften. 
Die namentlih in älteren Lehrbüchern des Völkerrechts wiederkehrende 
Darftellung des abjoluten Verkehrsrechts der einzelnen Völker und des 
daraus fließenden „unbedingten“ Anfpruches auf Zutritt zum Verkehre fteht 
jedenfall® nur ſoweit auf feſtem juriftiichen Boden, als fie nicht dem 
zweifellojen Rechte jedes jelbftändigen Staates, die Regelung des Fremden- 
und Güterverfehrd autonom vorzunehmen, widerſpricht. 

Die wichtigfte der an der Küſte in Betracht kommenden rechtlichen 
Beihränfungen des Güterverfehrs ift gegeben in der bei allen Staaten 
höherer wirthichaftliher Entwidelung bejtehenden Zollpflicht, welche gerade 
die aus der Fremde kommenden Güter und Waaren bejtimmter Art 
treffen foll.?) 
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Die genaue Ermittelung der Grenzlinie zwifchen dem Meere und 
bem Fejtlande äußert daher Hier ihre praftiiche Bedeutung für Die Frage, 
in welchem Augenblide die Zollpflichtigfeit eines einzuführenden fremden 
Gutes eintritt und eventuell der Thatbeftand einer Verlegung der ftaat- 
then Zollnormen, eine Zolldefraudation mit ihren rechtlichen Folgen 
perfect wird.®) 

Die Gefhichte der Seezölle geht bis ins Alterthum zurüd, Die 
wichtigfte Nechtsquelle jedoch, welche dem modernen internationalen 
Güterverkehr zur See beftimmte Geftalt und feſte Rechtsformen gab, 
war die Navigationsacte Englands, die lange Zeit ald die Schub- 
wehr feiner Unabhängigkeit gegolten hat. Das im Jahre 1651 erlafjene 
Schifffahrtsgefeh jollte der Seemacht der Holländer, welche faft den 
ganzen FrachtHandel an fich gerifien Hatten, einen empfindlichen Schlag 
dadurd; bereiten, daß die Holländiichen Schiffe von den Küften Groß- 
britanniens und feiner Colonien rechtlich ferngehalten wurden. Der große 
nationale Erfolg diejes Geſetzes Tieß eine geeignete Verwerthung und 
Erweiterung des in demjelben enthaltenen mannigfaltigen Syſtems von 
füftenpolizeilihen und wirthichaftlihen Prohibitionsnormen lange Zeit 
zu einem Hauptgegenjtand der Staats- und Geſetzgebungskunſt Europät- 
cher Küftenitaaten werden. 

Am XV. Sahrhundert entwidelte fi dann auch jenes künſtliche 
Zollſyſtem, welches heutigen Tages die Grenzen aller größeren Staaten 
umgiebt. In das bis dahin äußerst vertvorrene Zollwejen brachte dieſe 
Beſchränkung der Zölle auf bloße Grenzzölle zuerſt Ordnung und Ver— 
einfahung. Frankreich ging damit zuerft vor durch Einführung der 
allgemeinen Zolltarifsordnung von 1667, und die Beitimmungen derjelben 
haben in den übrigen Ländern zumeift al3 muftergültige Normen gegolten 
und für den Land wie für den Seeverfehr weitgehende Nahahmung 
gefunden. — Die lette wichtige Prohibitiongmaßregel gegenüber dem See» 
verkehr der Fremden mit der Küfte Frankreichs fiel in Folge des Geſetzes 
vom 3. Juli 1863. Den bis dahin beftandenen Rechtszuftand bezeichnet 
Plocque (De la mer et de la Navigation maritime p. 6) hauptſächlich 
darauf beruhend, daß die Schifffahrt von Kolonie zu Colonie lediglich 
der Franzöſiſchen Flagge vorbehalten war; „le march& des colonies £tait 
legalement ferm& aux produits 6trangers et la production metropolitaine 
devait seule les alimenter, sauf quelques rares exceptions.‘' — 

Durch alle Schwankungen der wirthichaftlihen Theorien und des 
durch Diefe bedingten materiellen Zollrechts hindurch Hat fich feither 
bei den meijten Kiüftenftaaten ein im twejentlichen einheitliche® Verfahren 
ausgebildet zum Zmede des Zollichußes, der Küftenbewachung, freiwilligen 
Anmeldung der Schiffe bei den ausgejtellten Zollwachen vor Erreichung 
der eigentlichen Küſte u. f. w., formalrechtliche Beftimmungen, deren weit- 
reichende Uebereinftimmungen in Verbindung mit dem der neueren Zeit 
angehörigen hochentwidelten Syſtem der Handel3- und Bollverträge auf 
der Grundlage der Reciprocität und der Meiftbegünjtigungs- 
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claujel der völferrechtlichen Ordnung des Güterverfehrs zur See jehr 
förderlich gewejen find. 

Staatögrenze und Zollgrenze müfjen jedoch keineswegs zuſammen— 
fallen. Das Hollgebiet des Staates kann angejchlofjene Theile fremder 
Staaten mitumfaffen — wie dies 3. B. beim Deutſchen Reiche in An— 
jehung Luremburgs der Fall ift; — dagegen kann aber auch die Zolleinheit 
gewifle Staatögebiete aus wirthichaftlichen Gründen ausscheiden, oder aus 
technifchen, weil ſich dieſe Gebietstheile — zerjtreute Inſelpunkte ze. — zur 
Einſchließung innerhalb der Zollgrenze nicht eignen.?) Wir haben es dann mit 
mehr oder minder ausgedehnten Streden des Binnenlandes oder der Küfte zc. 
zu thun, welche in gewifjer Beziehung aus der verwaltungsrechtlichen Ein- 
heit des Staatögebiete8 genommen find und daher den internationalen 
Verkehr auf die Grundlage jpecieller, oft Localer Rechtsnormen jtellen. 
Die Bedeutung diejer Zollausjchlüffe für das Syſtem der Ausfuhrs- und 
Einfuhrszölle, für den Niederlageverfehr (Entrepötwejen zc.) liegt auf 
wirthichaftlichem Gebiete; hier waren diejelben nur jo weit zu erwähnen, 
infofern fie fich ald wichtige Ausnahmen vom gewöhnlichen Küftenrecht 
darftellen. 

Als Beijpiele für jolhe in Folge befonderer Gründe aus der regel- 
mäßigen Einheit de3 jtaatlihen Zoll» und Productionsgebietes heraus» 
genommene Gebietstheile erjcheinen Bremen, Hamburg (bis 20. Oktober 
1888) in Deutjchland, Trieft und einige Infeln im adriatischen Meere 
in Defterreich-Ungarn. Die Provinzen Elfaß und Lothringen nebft den 
drei lothringifchen Bisthümern ftanden, ſowie die Freihäfen Marfeille, 
Dünfirhen, Bayonne und jeit 1785 Lorient bis zur Franzöfiichen Re— 
volution al3 „Etranger effeetif“ gänzlich außerhalb der Franzöfifchen 
Bolllinie und hatten freien Verkehr mit dem Auslande. 10) Batum wurde 
jeitend des Kaiſers von Rußland laut Art. 59 des Berliner Vertrages 
zu einem wefentlich für den Handel beftimmten Freihafen erklärt, in 
jüngjter Zeit aber wieder diejer jeiner Freihafenftellung entfleidet. 

Noch ift Hier zu erwähnen, daß auch diejenigen Güter fremder 
Provenienz, welche in den Fällen des Schiffbruches, der Strandung, des 
Angriffs durch Piraten ꝛc. ohne oder gegen den Willen ihrer Eigenthümer 
über die Grenzen der Staatäfüfte in das Gebiet gelangt find, der Boll 
pflicht nicht unterliegen. In allen diefen Fällen haben wir es eben 
nicht mit Verfehrsacten zu thun, fondern mit rein thatfächlichen Ereig- 
niffen, welche nur durch die zufällige Berührung der fremden Staatsküſte 
den Charakter einer völferrechtlichen Beziehung annehmen. Die Ladung 
darf daher regelmäßig auf Grund der Handels. und Schifffahrtsverträge 
(j. den zwijchen Merico und dem Deutfchen Zollverein am 28. Auguft 
1869 abgejchlofjenen) unter Beobachtung derjenigen Vorfichtsmaßregeln, 
welche von den betreffenden Regierungen zur Verhütung von Zollunter- 
ichleifen für angemeſſen erachtet wurden, gelöfcht werden, ohne dafür 
irgend eine Abgabe oder Gontribution zu entrichten, es jei denn, daß 
die gelöfchten Waaren oder Effecten in den Handel übergehen follten. — 

Hanbbud) des Vollkerrechts II. 27 
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Vebereinftimmend hiermit u. U. Art. 37 des Franzöfiich «niederländischen 
Handelövertrages vom 7. Juli 1865: „I est de plus convenu que les 
marchandises sauvces ne seront tenues A aucun droit de donane, à 
moins qu’elles ne soient admises a la consommation interieure.“ 

Weſentlich zu unterjcheiden don den vorjtehenden Fällen ift das 
den Kriegsichiffen Deutichlands, Oeſterreichs, Englands, Frankreichs und 
der Vereinigten Staaten in den oben angegebenen Verträgen zugeficherte 
Recht Provijionen aller Art (supplies of all kinds for the use of the 
Navy) in den geöffneten Häfen Japans auszufchiffen und in Magazinen 
unter Bewachung eigener nationaler Beamten aufzubewahren, ohne daß 
Zölle dafür entrichet zu werden brauchen, es ſei denn, daß dieſe Waaren 
und Güter ihrer urjprünglichen Beſtimmung entzogen und dem Conjum 
innerhalb des Japanifchen Staatsgebietes zugeführt werden jollten. 1!) 


1) Eine eigenthümfiche rechtliche Bedentung jollte der Küftenfinie als ab- 
ſchließende Grenzlinie zufommen — gegenüber dem freien Schifffahrtöverfehr auf 
condentionellen Strömen — in dem befannten Streite der Rhein-Uferftaaten, welche 
auf Grund der Wiener Verträge (Annex XVI de l’acte final du congres de 
Vienne) die freie Durchfahrt dans la mer forderten, während die Niederlande 
die Küftenlinte als die Grenze des freien Flußverfehrs gemäß dem Wortlaut der 
Verträge: — jusqu'à la mer — bezeichnen zu dürfen glaubten. Ueber die Be— 
endigung dieſer GStreitfrage im Sinne der Uferftaaten, welde das Recht ber 
freien Cchifffahrt auch über die Küftenlinie hinaus behaupteten, |. die Mainzer 
Convention vom 31. März 1831; Martens, Nouveau Recueil Bd. IX, ©. 252; 
Rohrſcheidt, Preußens Staatsverträge, S. 188 ff; Handb. IL, 5 75. 

2) Die in neuerer Zeit wiederholt aufgetauchten Verſuche, dieſe Maßregeln 
des Krieges zur Erreichung ftaatlicher Zwecke in vollem Umfange anzumenden 
und dabei doc den FFortbeftand des Frie dens verhältniſſes zu behaupten, find 
jedesmal auf umfafienden Widerjpruch der übrigen betheiligten Staaten geftoßen. 
Mit Recht jagt hierüber Geffden, daß das Völkerrecht den Kriegführenden ge- 
wiſſe Rechte gewähre, denen fich die Neutralen unterwerfen müffen, obwohl fie 
ihnen als bei dem Gtreite Unbetheiligte ſchaden, wogegen fie in gleihem Falle 
dafjelbe von andern fordern fünnen. Aber um dieje Rechte zu üben, müfjen die 
Kriegführenden die Verantwortlichkeit ihres Standes übernehmen; wer fih aus 
irgend welchen Gründen jcheut, jenem Gegner offen den Srieg zu erflären und 
jein vermeintliche Recht auf dem Wege der Reprejjalien geltend zu machen 
jucht, der darf wenigſtens unbetheiligten Dritten nicht ein Geſetz vorjchreiben 
wollen, das nur ein wirklich Kriegführender beanjpruchen kann. Sobald fein 
Krieg vorliegt, giebt e3 auch Feine neutralen Mächte, und wenn in einem Gtreite 
ein Staat unter dem Titel von Nepreffalien zu Acten jchreitet, welche die Rechte 
dritter Unbetheiligter berühren, fo find dieje in feiner Weije verbunden, fich dem 
zu unterwerfen. Ein folcher Act ijt aber die Blofade. Der oberfte Gerichtshof 
der Vereinigten Staaten erflärte („the Fox“): „A blokade is a belligerent right, 
not to be exereised for mere profit or convenience.* Die jogenannte 
Friedensblofade ift ein rechtlojer Gemwaltact, und daran ändert nichts, daß 
dabei feine Schiffe weggenommen, fondern nur zurüdgemwiejen werden, denn fchon 
diefe Behinderung des Verkehrs dritter unbetheiligter Staaten iſt rechtlos.“ ©. 


Die Territorialgewäfler. ö 419 


Völferrehtlihe Fragen in dem Franzöfiih-Chinefiichen Streite. Archiv für öffent- 
liches Recht. Bd. I, ©. 153 ff. 

9) ©. Art. 11 der Deutſchen Reihsverfaffung: „. . . Zur Erffärung des 
Krieges ift die Zuftimmung des Bundesrathes erforderlich, es fei denn, daß ein 
Angriff auf das Bundesgebiet oder deſſen Küften erfolgt.“ 

*) Borausgejegt natürlich, daß dieſe nicht Kraft bejondern Rechtstitels 
en Erterritorialität) fich einer bejonders privilegirten Rechtsſtellung 
erfreuen. 

®) Ueber die inneren Unterſchiede zwiichen Perſonalhoheit und Territorial- 
hoheit j. Seydel, Bayriſches Staatsrecht I, ©. 518. 

°) ©. das einfchlägige Vertragsmaterial in Martens-Cussy, Recueil de 
Traites II* serie, herausgegeben von Geffden, Bd. I, ©. 37 fi. 

) Ueber das Weſen und Syſtem der Einfuhrzölle nad) gegenwärtigem 
Nechte der Hauptftaaten ſ. Schönberg's Handbuch der Polit. Oekonomie, 
U. Bd. ©. 370 fi. 

) Laband, a. a. D., Bd. III, Abt. II, ©. 264. 

) Berfafjung des Deutichen Reiches Art. 33. Vereins» Bollgejeg vom 
1. Zufi 1869. (R.-G.-Bl. ©. 317) 8 16. Aufſeß in Hirth's Annalen 1886, 
©. 32 ff. 

1%, &, Lexis, Die Franzöfiihen Ausfuhrprämien, S. 20 ff. 

) Bol. hierzu noch die weiteren Zugeſtändniſſe in der Zufaßconvention zu 
dem Deutid,Ehinefiihen Freundichafts., Schifffahrts- und Handeld:Bertrage vom 
23. September 1861 nebſt erläuternden Specialbejtimmungen vom 31. März 1880. 
RG.Bl. ©. 261. 
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Literatur und Berweifungen: dv. Holtzenborff, Handb. B. TIL, 827.78 ff. — 
v. Kaltenborn, Grundſätze des Europ. Seerechts, IL, $ 215. — Nau, 
Bölkerjeereht, 8 92. — G. Meyer, Deutiches Verwaltungsrecht, I, ©. 519 ff. 
— Loening, $ 147. — Berels, Deff. Seeredt, 85. — Martens, 1.899, 
II, 859. — Carathäöodory, Droit international concernant les grands 
eours d’eau. — Plocque, $ 1, chap. I — Zenker, Der Suez Kanal. 
— Böller, Der Banama-fanal. — Phillimore, International Law, 
3. Aufl, 1,899 A. — Thomassy, Question de Suez. 


Das an der Küftenlinie wirkſam werdende ftaatlihe Recht äußert 
eine Wirkung auch auf diejenigen im Zufammenhange mit dem Meere 
ftehenden Wellengebiete, welche ihrer örtlichen Configuration nach nahezu 
von allen Seiten durch Staatögebiet umſchloſſen oder Doch verhältn iß— 
mäßig leicht umfchließbar find. Diefelben werden zum Unterjchiede bon 
den Küftengewäflern Gebiet3- (Territorial-) Gewäfjer oder Eigengewäſſer 
im engeren Sinne genannt. Mit Recht wird von Martens darauf 
aufmerffjam gemacht, daß die Subjumtion diefer Gewäſſer unter die 
Kategorie der Küftengemwäffer eine irrige und zu Widerjprüchen führende 
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iſt; dagegen ijt aber auch die von ihm gewählte Bezeichnung: Territorial- 
meer jedenfalls den thatjächlichen Berhältnifien nicht entſprechend. Die 
bier in Rede ftehenden Waflerjpiegel und Flußadern, welche faft ununter- 
broden von Angehörigen fremder Staaten zur Verbindung mit den dies— 
jeitigen Staat3bewohnern, zu Verkehrszwecken benußt und jo zum Schau— 
platz völferrechtlicher Beziehungen werden, bilden einen Bejtandtheil der 
ſtaatlichen Gebietseinheit wie die Flüſſe, Ströme zc. im Innern des 
Landes und unterliegen troß ihrer inconfiftenten Beichaffenheit in allen 
Punkten der Gebietshoheit des Staates, der aud) in diefen feine „Körper- 
lihe Qualifizirung“ (v. Gerber) erhäft.") 

Als ſolche erjcheinen 3. B. die Fleineren oder größeren Ein- 
buchtungen der Landesküſte, die Watten zwiſchen den Inſeln, The Soleut, 
in England, die Seeeinbrüche (Zuyderſee); in Preußen kraft ausdrüd: 
licher Geſetzesvorſchrift auch die offenen Meeresbuchten, die Haffe, ſowie 
die größeren Ströme in ihren unterften Theilen bei der Mündung im 
Meer.) Die an ſolchen Gewäſſern erbauten Häfen und Rheden find 
nach übereinjtimmender nationaler Gejehgebung Eigenthum des Staates: 
allgem. Preußifches Landrecht II, 15, $ 80; Code Napoléon Art. 538, 
Italienisches Eivilgefegbuh Art. 427. Die Eodificationen brachten nur 
zum Ausdrud, was bereits längjt vorher jtehender Grundjaß der inter- 
nationalen Staatsprarid geivorden war. So erklärt jhon Vattel: Les 
ports et les havres sont encore manifestement une dependance et une 
partie möme du pays, et par cons@quent ils appartiennent en propre A 
la nation. On peut leur appliquer quant aux effets du domaine et de 
l’empire tout ce qui se dit de la terre möme. (Droit des gens. I, 3. 
2%.) Da fie aber ihrer Beftimmung nad) wejentlich den Zwecken des 
Schifffahrtsverfehrs dienen und ihrer Lage nad) einen Lebergang vom 
Staatögebiete zum Meere vermitteln, fallen fie in einzelnen Punkten wohl 
unter dafjelbe rechtliche Regime wie die Küftengewäjjer jelbft. Deshalb 
ift es aber doch zweifellos, daß ihr rechtliches Verhältniß zur Staats- 
gewalt ein anderes und, rein phyfiic genommen, intenfiveres ift, als das 
der letztern, und es ijt darum principiell verfehlt, wenn manche Autoren, 
wie ſogar Heffter, die Souverainetät über Meereseinbrüche, Rheden 
und Häfen — aus der Souverainetät über das Küſtenwaſſer folgen laffen. 

Die ftaatd- und privatrechtlihen Unterfchiede, welche fich vielfach 
daraus ergeben, ob eine und diefelbe Thätigfeit innerhalb oder außerhalb 
der Eigengewäfler vorgenommen wird, macht die genaue Abgrenzung 
diefer für den jtaatlichen wie fir den internationalen Verkehr zu einer 
nothwendigen Verwaltungsmaßregel. So bejtimmt beifpielsweije Art. 432 
des Deutſchen Handelsgejeßbuches: „Für die zum Erwerb durch die See- 
fahrt beſtimmten Schiffe, welchen das Recht, die Landesflagge zu führen, 
zufteht, ift ein Schiffsregifter zu führen;” — und auch das Gejeh betr. 
die Nationalität der Kauffahrteifchiffe und ihre Befugniß zur Führung 
der Bundesflagge vom 25. October 1867 jagt nur: „S1. Die zum Er- 
werb durch die Seefahrt beftimmten Schiffe (Rauffahrteifchiffe) Haben 
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fortan als Nationalflagge ausichließlih die Bundesflagge zu führen.“ 
Die Bedeutung des Wortes Seefahrt ift aber hier überall eine durchaus 
zweifelhafte, da der Umfang des Begriffe® der See bejonderd da 
ſchwankend wird, wo der Zufammenfluß der verfchiedenen Eigen- (Hafen-) 
Gewäſſer und Küftengewäfler die Bezeichnung von phyſiſchen Grenzen, 
bei denen die See ihren Anfang nimmt, unmöglich erjcheinen Täßt. 
Diejer Sachlage entipricht der Gejetgeber regelmäßig dadurch, daß er 
zur näheren Abgrenzung des Begriffes der Seefahrt für alle Hafen- 
reviere genau die geographijchen Punkte angiebt, welche als Seegrenzen 
der Häfen zu gelten Haben, fo daß die nur im Hafen oder nur bis zu 
jenen Punkten verfehrenden Schiffe rechtlich nicht als die Seejchifffahrt 
betreibenden Schiffe angejehen werden.?) 

Umgefehrt refultirt aber auch aus denjelben jtaatlicherjeits publicirten 
Beitimmungen die für die Sicherheit des internationalen Verkehrs werth- 
volle Gewißheit darüber, von welchem Punkte ab die Binnengewäljer 
des Staates und ſomit die für dieſelben geltenden jtaatlihen Normen 
ihren räumlichen Anfang nehmen. Den im Eigenthum und der vollen 
freien, öffentlich rechtlichen Dispofition des Staates unterjtehenden Häfen, 
als Anftalten mit Einrichtungen zur Förderung und zum Schuhe des 
Seeverkehrs ausgeftattet, kommt eine wichtige Nolle im internationalen 
Rechts- und Güterleben der Völker zu. Im ihnen concentrirt fich die 
Staatliche Verwaltungsthätigfeit, die von Hier aus ordnend und regelnd 
auf den weiteren Geeverfehr einwirkt. Je nachdem diefe Thätigfeit 
wejentlih auf die Wahrnehmung der militärifchen Staatsficherheits- 
Functionen oder der vortwiegend erwerbenden wirthichaftlichen Thätigfeit 
der Staatsangehörigen und Fremden gerichtet ift, haben wir es mit 
Kriegs: oder mit Handelshäfen zu thun. 

I. Erftere mit Einrichtungen zum Bau und zur Ausrüftung von 
Kriegsichiffen verjehene Häfen unterjcheiden fich Lediglich durch 
ihre Bejtimmung von anderen, da das Moment der Befejtigung 
zum Schute gegen feindliche Angriffe fein dem Kriegshafen 
ſpecifiſch und ausſchließlich eigenthümliches if. Mit einer 
zweifellos unrichtigen Beſchränkung des Blofaderechts definiren 
Dudley Field, Faudille, Lucheji-Palli u. U. als 
port militaire: un port fortifie ou occupé par des troupes 
plus considerables que ne l'éxige le maintien de l’ordre inte- 
rieur.?) 

Kriegshäfen find nach heutiger Staatspraris der Handels— 
Schifffahrt nicht unbedingt verjchloffen und in der Regel auch 
den Kriegsihiffen fremder Mächte geöffnet. Die Feitfegung 
der Bedingungen, unter welchen diefer Verkehr gejtattet ift, 
jteht ausschließlich der Entjchliegung des Uferftaates zu. Die 
Zulafjung fremder Kriegsschiffe war früher häufig conventionellen 
Beichränkungen ausgefegt in Bezug auf die Dauer des 
Aufenthaltes, welcher den zur Dedfung etwaiger Bedürfnifie 
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(Reparaturen, Kohleneinnahme, Verforgung mit Waſſer ꝛc.) er- 
forderlihen Zeitraum nicht überjchreiten ſollte; Hinfichtlich der 
Wahl des Ankferplages; in Bezug auf die Zahl der gleichzeitig 
einlaufenden Schiffe derjelben Nationalität, welche vielfach theils 
conventionell, theil3 kraft autonomer jtaatliher Verfügung feit- 
gejegt war u. j. w. Während Nejtrictionen diefer Art früher 
für Kriegsſchiffe überhaupt üblich waren, fobald ſich Ddiejelben 
in fremde Eigengewäſſer begeben wollten, haben jolche heutzutage 
regelmäßig nur noch in den eigentlihen Kriegshäfen regle- 
mentarische Geltung. In principiellem Einflange mit der gewohn— 
heitörechtlichen Uebung anderer Seejtaaten beſtimmt z. B. Die 
Defterreichifche Vorichrift über die Zulaffung und die Behandlung 
der Kriegsichiffe befreundeter Nationen an den Oeſterreichiſchen 
Küften vom 20. Mai 1866: $ 1. Mit Vorbehalt der jedem 
fouverainen Staate zuftehenden Befugniß, die Zulafjung fremder 
Kriegsschiffe zu den eigenen Küften eintretenden Falles nad) 
Maßgabe des Völkerrechts zu verweigern, geitattet die Kaiferlich 
Deiterreichiiche Regierung den Kriegsichiffen befreundeter Nationen 
das Anfern an der ganzen Defterreichifchen Küſte. 

Die Anzahl der Kriegsichiffe einer und derjelben Flagge, 
welche in einem Defterreichiichen Hafen einlaufen können, ift nicht 
bejchränft. ($ 3.) Auch in Defterreihifchen Kriegshäfen fönnen 
fremde Kriegsſchiffe einlaufen, jedoch Hat fih ihr Aufenthalt 
blos auf den Zeitraum zu beichränfen, welcher zur Dedung 
ihrer etwaigen Bebürfniffe erforderlih ift. ($ 16.) Mittelft 
derjelben Verordnung find zu Kriegshäfen erklärt: der Hafen 
Bola, die Inſel Liſſa mit allen ihren Buchten und der Hafen 
von Gattaro. In Pola dürfen fremde Kriegsichiffe nur außer- 
halb der Hafen-Injel S. Pietro anfern.?) 

Auch die durch Art. 53 der Deutjchen NReichsverfaffung zu 
Reichs kriegshäfen erklärten Kriegshäfen bei Kiel und an der 
Fade find dem Befuche fremder Kriegsschiffe nicht verjchlofjen, auch 
nachdem durch Kaiſerliche Kabinets-Ordre vom 15. Februar 1873 
(Marine-Berordnungsblatt S: 37) diejen beiden Häfen die amtliche 
Eigenſchaft von Feitungen beigelegt worden ift. 

Die Staatögewalt des Uferftaates findet in den Häfen und 
Nheden durch bejondere höhere Behörden ihre phyfiiche Repräfen- 
tation. Dieſes plaftisch werdende jtaatsrechtliche Verhältuiß findet 
jeinen Ausdrud in der gewohnheitsrechtlich und conventionell 
begründeten Forderung der Uferjtaaten, daß die von ihm für den 
Bereich feiner Eigen- und Küſtengewäſſer aufgeitellten Geremonial- 
vorjchriften iiber Salute, Anmeldungen, Abmeldungen, ferner feine 
Verbote: Meſſungen oder ähnliche, die Sicherheit des Uferftaates 
gefährdende Maßregeln vorzunehmen ꝛc. von den fremden Kriegs- 
Ihiffen als Zulaffungsbedingungen angejehen und befolgt werden. 
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Gilt diefer Grundjag in Anjehung des Verkehrs in allen Eigen- 
gewäflern, jo wird ihm in den Gewäſſern der Kriegshäfen um 
jo jtrictere Geltung zuerkannt werden müſſen.“) 

Während der amtliche und militärische Charakter der Kriegs- 
häfen nothiwendig in einigen Beichränfungen des Seeverfehrs 
fih äußert, findet derjelbe nach gegemwärtiger regelmäßiger 
Uebung der Staaten freiejten Spielraum in den offenen Küſten— 
plägen und Handelshäfen der See-Staaten. Handelshäfen find 
gewöhnlich in Einſchnitten des Feitlandes oder einer Inſel 
gelegene Liegepläße für Handelsſchiffe; ſie unterfcheiden fi von 
Rheden durch ihre, jei es von Natur aus, jei es durch bauliche 
Hülfsmittel erreichte geichüßte Lage und in der Negel auch 
noch dadurch, dat die Schiffe in den Häfen an Pfahlwerfen, 
Bojen oder Duaimauern befejtigt werden, während fie auf der 
Rhede fich zumeist blos ihrer Anker bedienen fünnen. Einen 
wejentlichen Bejtandtheil im Begriffe der grundjäglich nad) 
modernem Verfehrsrecht den Schiffen aller Nationen geöffneten 
Handelshäfen machen die öffentlichen Einrichtungen aus, mitteljt 
deren in denjelben Perjonen und Güter von den Schiffen an's 
Land und umgekehrt, auf gut zugänglichen, nicht durch Privat- 
uferbeiig eingeengten Landungs- und Ladepläßen befördert werden 
fünnen. Der Unterfchied gelangt demnach auch in der ver- 
jchiedenen Abgabenpflicht ſeitens der einlanfenden Schiffe zu 
jeinen verwaltungsrechtlihen Ausdrud. Für das Einlaufen 
eines Schiffes in den Hafen werden nämlich gewiſſe Abgaben 
unter verjchiedenen Namen, wie Nevierkoften, Ankergelder, 
Lootjen-, Tonnen, Baafen- und Hafengelder, die Feuergelder 
zur Erhaltung der Leuchtthürme, die Schootenfrachten, Löſchungs— 
fojten u. j. mw. erhoben. Der Einhebung dez Abgaben, von 
welchen jedoch Kriegsichiffe regelmäßig befreit ſind,“)) liegt nad) 
allgemeinem Gebrauch nicht die finanzpolitifche Abficht der Ge— 
winnung vreichlicher Erträge, ſondern im MWejentlichen das 
Princip der materiellen Entihädigung zu Grunde. Schon die 
NRüdjiht auf die reciprofe Behandlung der eigenen Nationalen 
in fremden Gewäſſern fichert diefem Prineip feine generelle 
Anwendung. Gleichwohl muß fejtgehalten werden, daß die 
Aufitellung der betreffenden Tarifſätze das, von vertragsrechtlichen 
Beſchränkungen abgejehen, unbedingte Recht de3 Uferjtaates 
bildet. Für die Feſtſtellung diefer Tarife beitehen jedoch im Or— 
ganismus des Deutjchen Reiches die die Dispofitionsbefugniffe dev 
Bundes: Seeftaaten limitirenden Beitimmungen im Art. 54, Ab. 5, 
+ und 5 der Reich3verfaffung: a) daß die Abgaben, welche in 
den Seehäfen von den Seeichiffen oder deren Ladungen für die 
Benugung der Schifffahrtsanjtalten erhoben werden, die zur 
Unterhaltung und gewöhnlichen Heritellung diefer Anjtalten er: 
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forderlihen Kojten nicht überfteigen dürfen, b) daß auf allen 
natürlichen Waflerftraßen Abgaben nur für die Benubung be— 
fonderer Anftalten, die zur Erleichterung des Verkehrs be- 
ftimmt find, erhoben werben dürfen. Dieſe Abgaben; fowie 
die Abgaben für die Befahrung folher Fünftlicher Waflerftraßen, 
weiche Staatseigenthum find, dürfen die zur Unterhaltung und 
gewöhnlichen Herfiellung der Anftalten und Anlagen erforder: 
lichen Koften nicht überfteigen,; und endlich c) daß die Befugniß, 
auf fremde — nicht Deutiche — Schiffe oder deren Ladungen 
andere oder höhere Abgaben zu legen, als von den Schiffen 
der Bundesjtaaten oder deren Ladungen zu entrichten find, 
feinem Einzelftaate, jondern nur dem Neiche zuftehe. 

Die Tarife für die Seefhifffahrtsabgaben in den einzelnen 
Deutihen Häfen find nad Einführung des Kubikmeters als Ein- 
heit für die Berechnung der Ladungsfähigkeit der Seeſchiffe 
in Gemäßheit der Schiffsvermeffungsordnung vom 5. Juli 1872 
neu fejtgejtellt.?) Sämmtliche oben angeführte Gebühren ftellen 
fih daher ihrer Natur nad) al3 auf öffentlich rechtlihem Titel 
beruhende — aljo außerhalb der Dispofitionsfähigfeit der Ein- 
zelnen stehende Leijtungen dar für den Genuß ftantliher An- 
italten. 

II. In gleihem rechtlihen Verbandsverhältniſſe wie die Häfen 
jtehen die künſtlichen See-Berbindungsftraßen — Canäle —, 
welche das Gebiet eines Staates durchichneiden. Es macht 
principiell für ihre Frage der Staatszugehörigkeit und dement— 
ſprechend für die Frage der Staatscompeten; innerhalb ihrer 
Gewäſſer feinen Unterjchied aus, ob die zu ihrer Herftellung 
erforderlichen Mittel aus .jtaatlihen oder privaten Quellen ge- 
Ihöpft wurden. 

Bei den Europäijch: Amerikanischen Staaten mit voller Souverainetät 
herrſcht über die völferrechtliche Geltung dieſes Princips, als einer Folge 
ftaatliher Selbftändigkeit, feinerlei Zweifel. Andere Anfchauungen leiten 
die Staatenpraris der Seemächte in Anjehung de3 Suezfanals, deſſen 
für den Weltverkehr bedeutungsvolle Lage unter den gegebenen jchwan- 
fenden ftaatlihen Verhältniffen feines Uferftantes es zu fordern jcheint, 
daß die Hebung der aus der GebietShoheit fließenden Verwaltungsaufficht 
nicht ausjchlieglih in die Hände der Egyptifchen Landesregierung oder 
ihres Souverains gelegt werde. Die AInterventionsthätigfeit der fremden 
Mächte hat Hier wiederholt angefnüpft an die in der Goncefjiong- 
urkunde von 1854 zur Durchitehung des Iſthmus von Suez enthaltene 
Erklärung: „que le canal et les ports en dependant seraient consideres 
comme passages neutres ouverts & tous navires sans distinction, exclusion 
ni preference de nationalite.* 

Der Umstand, daß der Suezfanal thatfächlih nur für den See: 
verfehr der Europäifhen Staaten, von den Schiffen der Europäifchen 
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Staaten benußt wird, während er vom Territorialftaat ſelbſt fait gar 
nicht in Gebrauch genommen wird,”) fcheint allerdings eine, den wirf- 
lichen Lebensverhältnifjen entjprechende rechtliche Ordnung der in Betracht 
kommenden Verhältniſſe zu fordern. Auf Grund der Londoner Declaration 
vom 17. März 1885 trat denn auch am Schluffe dejjelben Monats zur 
Berathung einzielender Grundfragen, namentlih zur Klarjtellung ber 
Rechtöverhältniffe des Canals angefichts eines zwifchen den jeefahrenden 
Nationen ausgebrochenen Krieges, die Parifer Conferenz zuſammen, 
welche jedoh zu einem abichliefenden Refultat nicht gelangt ift. Die 
Beratdungen der Delegirten von Deutjchland, Defterreid-Ungarn, Frank: 
reih, Großbritannien, Stalien, Rußland und der Türkei jollten eine von 
England vorgeichlagene Declaration zur Bafis nehmen, welche die Rechts: 
verhältnifje des zu neutralifivenden Canals nach folgenden Grundjägen 
zu regeln in Vorſchlag gebracht Hatte: 

1. Der Canal joll unter allen VBerhältnifien Schiffen aller Art zur 
Durchfahrt geöffnet fein. 

2. In Kriegszeiten wird den Kriegsſchiffen eines kriegführenden 
Staates eine Aufenthaltsfrift im Canal limitirt werden; in 
demfelben werden weder Truppenkörper noch Kriegsmunitionen 
gelandet oder ausgeladen werden. 

3. Weder im Canal, noch in feinen Zugängen (approches), noch in 
den Küſtengewäſſern Egyptens dürfen Handlungen Friegerifcher 
Natur vorgenommen werden, auch dann nicht, wenn Die Türkei 
jelbjt ein friegführender Theil wäre. 

4. Doch follen ſich die beiden vorhergehenden Beftimmungen nicht 
auf jene Maßregeln beziehen, welche zur Vertheidigung Egyptens 
erforderlich find. 

5. Jeder Staat, defien Kriegsihiffe dem Canal einen Schaden zu- 
fügen, ift verpflichtet, Die Koften der unverzüglichen Reparaturen 
zu tragen. 

6. Egypten wird alle in feiner Macht gelegenen Vorkehrungen 
treffen, um diejenigen Bedingungen, welche der Durchfahrt von 
Kriegsichiffen der kriegführenden Parteien auferlegt find, zur 
Geltung zu bringen. 

7. Am Canal oder in feiner Umgebung Dürfen feine Befejtigungen 
errichtet werden. 

83. Keine Beitimmung diefer Uebereinkunft darf jo angejehen werden, 
al3 wäre fie geeignet, die Territvrialhoheit Egyptens auch in 
anderen als den hier ausdrüdlich beitimmten Punkten zu be 
ſchränken oder zu berühren. 2] 

Die in vorjtehender Convention projectirte „Neutralifirung” des 
Canals wurde von anderer Seite mit dem Antrage auf Entnationalifirung 
des Canals („Internationalizy*) überboten, d. 5. mit feiner völligen 
Entziehung aus der nur für fictiv erklärten Territorialhoheit des Ufer- 
itaates.!}) 
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Eine jolche, allen Grumdjäßen des in Uebung stehenden Rechts 
widerjprechende Löjung dürfte aber faum die Grundlage des in Bildung 
begriffenen Bertragsrechts werden, welches in dem genannten, für den 
Weltverkehr unentbehrlich gewordenen Defilé den unzerftörbaren Friedens» 
zuftand ſichern joll. Wenigſtens die Beſchlüſſe der Pariſer Conferenz 
find in ihren Hauptpunften von dem Bejtreben erfüllt, die oberften 
Gebietshoheitsrechte des fouverainen Staates (Türkei) zu wahren, und 
der das Negime des Canals regelnde Art. 9 der projectirten Con— 
vention bejtimmt darum auch ausdrüdfih: „Une commission, com- 
posce des representants en Egypte de... . et auxquels sera adjoint 
un delegu& du gouvernement egyptien, avec voix consultative, siegera 
sous la presidence d’un delegu&e special de la Turquie. Afin de 
pourvoir au service de la protection du canal, elle s’entendra avec 
qui de droit pour en assurer le libre usage; elle surveillera, dans 
la limite de ses attributions, l’application des clauses du present 
traité et saisira les Puissances des mesures qu’elle jugera propres à en 
assurer l’execution. 

1 est entendu que ce fonctionnement de la dite commission ne 
pourra porter atteinte aux droits souyerains de S. M. I, le Sultan ni 
anx droits et immunites de S. A. le Kliedive.“ 

Während des legten Aufjiich- Türkifchen Krieges Hat demm auch die 
Ruſſiſche Regierung den Suezcanal als neutral, d. h. als einen dem inter- 
nationalen Handelsverfehr — unbehiudert von Durchſuchung und Blo— 
fade — offen stehenden Seeweg anerkannt. !?) 

Bis zur Aufftellung eines conventionellen Rechts gilt daher für den 
Suezcanal die jeit feiner Eröffnung im Jahre 1869 gehandhabte Praxis 
des vollen freien Zutrittes für alle Schiffe — Kriegs- und Handels- 
fahrzeuge aller Nationen. Die Tarifbeitimmungen für die Paſſage durch 
den Canal laſſen Kriegsichiffe und Schiffe, melde blos mit Ballaft 
fahren, von der Nadjitener frei, jie haben feine höhere Abgabe zu ent- 
richten als den Marimaljag von 10 Fr. per Tonne, welcher von ihrer 
Regifter-Lajtigfeit erhoben mwird.!?) 


») ©. dv. Gerber, Grundzüge des Staatsrechts, ©. 67 und dejjelben Syitem 
des Deutichen Privatrechts, 61, Die Wafjermelle. 

) Fiichereigefeg für den Preuß. Staat vom 30. Mai 1874. Eine umfafjende 
Gejepgebung und Rechtſprechung Hat der Franzöfiihe Staat in Anſehung des 
„etendne des rivages de la mer“ aufzuweilen. Siehe über Ddiejen von ber 
Fachliteratur gänzlich bei Seite gejchobenen Redtsftoff: Plocque, Legislation 
des eaux. ©. 319 ff. 

) Für die Deutjchen Häfenreviere wurde dieje Abgrenzung borgenommen 
durch die Verordnung des Bundesrathes vom 13. November 1873 und in Anfe 
hung der Reichstriegshäfen durch Gej. vom 19. Juni 1885. ©. hierzu Remis, 
Deutſches Seeredt, I, ©. 3. Meves in Bezold's Geſetzgebung des Deutichen 
Reiches, Theil III, B. 1, ©. 416 Fi. 
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S. Dudley-Field l. c. p. 661. P. Fauchille, Blocus maritime p. 
165 ff. mit guten Literaturangaben und zahlreichen illuftrirenden Fällen aus der 
Staatenpraris des 19. Jahrhunderts. 

©. Attlmayr a. a. O. ©. 141 ff. Die Rhede von Kopenhagen inner: 
halb „Trefroner” ift fremden Kriegsichiffen regelmäßig verſchloſſen. Marine-Ber: 
orbnungsblatt 1875, ©. 112 ff, 221. Für Brafilien gültige Beſchränkungen enthält 
der Allg. Marine-Befegl Nr. 132. Mar. VBdgsblatt 1877, ©. 127, jpeciell für 
das Ankern im Hafen von Rio de Janeiro, Mar.Vdgsbl. 1870 ©. 55 ff., 1875 
©. 105; für Niederländiſch-Indien Allg. Marine-Befeht Nr. 105 eit. bei Perels 
a. a. —* S. 96, Note 4. 

9) Ueber das Seeceremonial innerhalb der Eigengewäſſer ſiehe reiches 
Actenmaterial bei Calvo I, p. 404— 411. Nad) Deutihem Gebraudje haben Kriegs- 
ihiffe in fremden Hoheitsgewäflern ihre Nativnalflagge, jowie die Kommando: 
zeichen zu ſetzen und beim Einlaufen in befeitigte Häfen, ingleichen beim Bafliren 
bon Küjtenbefeftigungen, wenn auf den Werfen die Nationalflagge weht, den 
Kanonengruß (21 Schüſſe) zu geben, jedodh nur jofern deſſen Ermwiderung zu 
erwarten ift. Näheres bei Berels, Die Rechtſtellung der Kriegsichiffe in frem- 
den Hoheitögewäflern. Archiv für öffentliches Recht, B.I, S. 482 ff. für Defter- 
reich Ungarn j. Attlmayr a. a. D., ©. 43 ff. Frankreich: Döcret impérial du 
20 mai 1868, England's Regulation relating to salutes j. bei Bhillimore II, 
©. 54. Die finfende Bedeutung diejer Materie, welche unter der Herrichaft des 
älteren Rechts und der älteren Staatenpraris im Bordergrunde der ängftlichiten 
Hebung und Unterfuhung jtand, wird einem vollends Mar, wenn man bedenft, 
daß das foreign office ſelbſt Schritte eingeleitet hat zur Erzielung einer inter 
nationalen Einigung über die Beichränfung des Seeceremonials. Die internatio- 
nale Convention jollte auf dem Grundſatze aufgebaut werben, daß lediglich beim 
Einlaufen in fremde Häfengewäjler und zur Begrüßung höherer Functionäre auf 
See und im Hafen der Schuffalut noch aufrecht erhalten werden jolite. 

„Les seuls saluts qui & l'avenir seront rendus coup pour coup, sont 
ceux adressös au pavillon national lors de son arrivé dans un port etranger, 
et aux commodores ou aux officiers etrangers ayant droit d’arborer pavillon, 
lorsqu'ils sont rencontröes en mer ou dans un port.“ Calvo, TI, p. #11. 
Eine internationale Einigung über die Frage ift zur Zeit noch nicht erzielt worden. 

©. Perels a. a. O. S. 98. Deft. Geſ. vom 15. Februar 1865, betref- 
fend die in den Häfen der Defterr. Seefüjte zu zahlenden Tonnen, See-, Sanitäts- 
und — —— . . 8 8. Bon der Entrichtung der Tonnengebühren find 
befreit: c) Oeſterreichiſche Aerarialfahrzeuge, ſowie alle Oeſterreichiſchen und fremden 
Kriegsſchiffe u. ſ. w. 8 15 ſpricht dieſelbe Exemtion in Anſehung der Seeſani— 
tätsgebühr aus. S. Attlmayr, Anhang B. 

Ueber die Frage der verfaſſungsmäßigen Rechtsverbindlichkeit der Deutſchen 
Schiffsvermeſſungsordnung ſ. Laband, Staatsr. des Deutſchen Reiches, II, ©. 
451. Seydel, Kommentar zur Verf.Urk. S. 208 f. Außerdem Zorn, 
II, ©. 560 f. Romberg in v. Holtendorff’s Jahrbud, B. TIL, ©. 313 f. 
Perels, Deffentl. Seerecht im Deutichen Reiche, S. 25—43. 

) Im J. 1884 wurde derjelbe von 3284 Schiffen zur Durchfahrt benutt, 
bon benjelben fuhren 2474 unter Englifcher, 500 unter Franzöſiſcher, 145 unter 
Holländiicher, 130 unter Deutjcher und — 4 unter Eghptiicher Flagge. ©. eine de- 
taillirte eberficht auf Grund eines dem Engliichen Parlamente vorgelegten officiellen 
Altenftüds bei Traverd Twiß: Le Canal maritime de Suez et la Commission 
internationale de Paris. Revue de dr. int. XVII, p. 615—630. 
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10) Die bei Martens (Bölferreht), IL Band, ©. 254, gegebene Ueber- 
fegung bes Eonventionsproject3 ift in einigen wichtigen Punkten ungenau. — 
Bezüglid des älteren Standes der Frage j. da3 Memorandum Leſſeps' im 
Staatsarchiv, B. 32 (1877), ©. 278 f. 

1). 3. Lawrence: The Suez Canal in International Law. (Law 
Magazine 1884 Februar.) ©. hierzu die Ausführungen Leydet's im Bulletin der 
Barifer Societ& de lögislation compar&e. T. XIII, p. 659—662. 

ı, Ein diefer Frage gemwibmeter Tehrreicher Briefwechiel zwiſchen Fr. v. 
Martens und T. Twiß, fowie die der Materie gewibmeten Arbeiten be3 Insti- 
tut de droit international ſ. in deſſen Annuaires T. III und IV, p. 328 f; 
Fauchille a. aD, S. 183 f. Phillimore I, 899 A, mit der für eine fünf- 
tige conventionelle Regelung der Frage lehrreihen Wendung: „... it was im- 
plied that, once in the Canal, all ships would be in neutral waters, but it 
was not denied that either belligerent might prevent the other from entering 
this neutral spot by combat in the open sea constituting the approach tto the 
canal.*“ Erwägt man, daß Cypern vom Norden, Aden vom Süden aus — beibe 
Puncte in Englands Macht ftehend — jene Zugänge zum Canal vollftändig beherr- 
ihen, jo wird es Har, warum jene Befriedung des Guezcanald nur jolange auf 
praftiihen Werth Anſpruch machen kann, als eben England nicht als friegfüh- 
render Theil im Sinne der oben gitirten in Berathung gezogenen Convention 
auftritt. 

12) Marine-VBerordnungsblatt 1877, ©. 153 f., ſ. auch die Verordnung des 
Deutfhen Bundesrathes vom 15. April 1879 im Gentralblatt des Deutſchen 
Reiches, ©. 288. 
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Die Kompetenz des Uferjtaates zur rechtlichen Beherrihung 

der in feinen Eigengewäſſern befindlichen fremden Schiffe. 

Literatur und Berweijungen: Handb. I, 6. Kap. II. 9 und 10. III. 18. Stüd. 
Heffter, $ 79. — Attlmayr, Elemente des intern. Geeredts J., ©. 6 f. 
Bluntſchli, 8360 ff. — Laband, Reichsſtaatsrecht I, 105 f., IL, 83 f. — 
Schraut, Syſtem ber Handelsverträge. — Born, Reichsftaatsrecht, II, 
8 40. — Aſſer (Cohn), Das internationale Privatredt, S. 119—130. — 
Carnazza-Amari, Droit intern. trad. par Montanari-Revest, 
I, 88 23 f. — Lorimer, Institutes of the Law of Nations, I, Chap. 4. 
— Reddie, Historical view of the law of commerce. 


A. Im Allgemeinen. 


I. Unterwerfung de3 fremden Schifffahrtsverkehrs unter die 
Herrihaft der wirthichaftlihen und polizeilihen Vorſchriften 
de3 Uferjtaates. 


Die phyfiihe Lage der Hafenpläße innerhalb der Küſtenlinie des 
modernen, vom Territorialitätsprinzip beherrjchten Staates müßte an 
fi genügen, um jeden Zweifel daran zu bannen, daß die innerhalb der 
Hafengrenze eintretenden fremden Schiffe, Echiffer und Güter — bei 
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Abhandenfein einer particulares Recht erzeugenden Rechtsquelle — in 
die Herrichaftsiphäre des Staates gelangen, in deflen Gebiet fie eben 
eingetreten ſind.) Um jo erjtaunlicher ift es, daß die Lehre von den 
NRechtsverhältniffen der Schiffe in fremden Hoheitsgewäflern an vielen 
Puncten beinahe künſtlich von ihrer natürlichen Grundlage entfernt 
wurde, und daß an die Stelle einer objectiven Betrachtung des that- 
fählichen, reichen Rechtsftoffes eine Entwidelung gänzlich arbiträrer, von 
dem XTemperamente des jeweiligen Autors abhängiger, des juriftifchen 
Charakters barer Forderungen getreten ift. 

So entbehrt es jeder juriftiichen Begründung und fteht mit dem 
von allen Staaten conjequent beobachteten Verfahren in ſchroffem Wider- 
fpruche, wenn Bluntjchli?) die Seehäfen aller Staaten als einer nur 
„beſchränkten Gebietshoheit” unterworfen erflärt und, gewiffermaßen nur 
die Sache der Schifffahrt plaidirend, findet, daß die nahe Beziehung 
folder Theile des Meeres zum Lande und zum Gtaate „doch eine 
relative Ausdehnung der Gebietöhoheit rechtfertige“. 

Energifcher geht auf diefem eingejchlagenen Wege — allerdings ohne 
fi) über die Unterfchiede des Kriegs- und Friedensrechtes klar zu fein — 
Garnazza-Amari vor, der wohl dem einzelnen Staate im Intereſſe 
feiner BVertheidigung an feinem Hafen ein verſchwommenes Recht, de 
haute police et de souverainete einräumt, der ihm aber doch zugleid) 
das Recht beftreitet, ihn dem Handel zu verjchließen,?) während andere 
wieder, in offenbarem Gegenſatze zu allen befeftigten Begriffen des ftaat- 
lihen Lebens, bald die unveränderliche „Zerritorialität”, bald fogar die 
volle Erteritorialität des Kauffahrers in fremden Hoheitsgewäſſern be- 
haupten. Daß die legteren Conftructionen, wie fie beifpielöweife bei 
Pinheiro Ferreirat) verjucht wurden, der Wirklichkeit auch nicht ent- 
fernt entjprechen, Ichrt ein Blick auf das reichentwidelte Syſtem der 
Bölferverträge, welche zur Zeit in Wirkſamkeit jtehen und in welchen 
die Staaten im Gebiete des Seehandelverfehrs fich weiteftgehende und 
vielfach übereinftimmende Zugeftändniffe gemacht haben, jo daß fich Hier 
eine Reihe wichtiger, durch Parallelgefeggebung gemeinjam gemwor- 
dener Rechtsſätze entwidelt hat. 

Soweit die Scifffahrtd-, Handels-, Freundſchafts- ꝛc. Berträge 
einfchlägiger Art den Verkehr der Schiffe, der Perfonen und Waaren 
innerhalb der Häfen, Canäle und fonftigen Eigengewäſſer zum 
Gegenftande Haben, laſſen ſich aus der großen Zahl der auf einen 
Zeitraum von mehr als 200 Jahren ſich erſtreckenden völferrechtli- . 
hen Verträge die folgenden in den übertwiegend meijten Fällen zum Aus— 
drud gelangten Rechtsgrundjäge als für die internationale Staaten- 
praxis geltend anjehen. Sie künnen in ihren Hauptzügen zum mindeften 
zur Beranfchaulichung des für den Handels: und Scifffahrtsverfehr der 
Eulturftaaten in der Gegenwart geltenden Rechtes dienen. Mit Aus: 
nahme weniger den Kriegsichiffen der Seejtaaten verjchlofjenen Häfen und 
Hafentheile jtehen principiell alle Häfen derjenigen Staaten, welche der 
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Rechtsgemeinſchaft des Wölkerrechts angehören, den Schiffen aller Staaten 
offen. Diefer freie Zutritt ift von einem bejonderen conven= 
tionellen Verhältniß zwiichen den Staaten nicht abhängig; 
regelmäßig finden wir aber alle großen Staaten unter einander in einent 
bejonderen Vertragsverhältniſſe ſtehen. In Unfehung der freien Ein: 
und Ausfahrt der Schiffe kommen die Vertragichliegenden in denjelben regel- 
mäßig darin überein, daß die Angehörigen befugt fein ſollen, frei und ficher 
mit ihren Schiffen und deren Ladungen nad) allen den Plägen, Häfen und 
Flüffen in dem Gebiet des anderen zu kommen und zu gehen, welche Dem 
fremden Handel geöffnet find oder künftighin werden geöffnet werden. Sie 
werden regelmäßig auch befugt, dajelbjt unter denjelben Bedingungen, wie 
die Eingeborenen oder die Angehörigen irgend einer anderen Nation, Die 
von ihnen von außerhalb importirten Waaren ganz oder theilweife aus— 
zuladen und ganz oder theilweije ihre Rüdfracht einzunehmen und zu vervoll- 
ftändigen. Dieje Befugnif findet indefjen nicht auf den Küftenhandel Anmwen- 
dung, welchen die vertragenden Theile, ebenfo wie die Fijcherei innerhalb 
der Staatögebietsgrenzen, regelmäßig ihren eigenen Bewohnern oder den 
beionders begünftigten fremden auf der Grundlage der Reciprocität vor- 
behalten. Aber auch bier iſt regelmäßig die wirthichaftlihe Erwerbs» 
thätigfeit nicht in unbedingter Weile dem Fremden verſchloſſen; ihre 
Ausübung fordert eben nur die Domicilirung im Ddiesjeitigen Staats: 
gebiete. Much der Fremde kann unter Erfüllung der gejeßlichen Bedin- 
gungen zur Binnenfifcherei zugelafjien werden, — verboten ift nur Die 
Ausübung dieſes Gewerbes durch einen außerhalb der Staatögrenzen 
wohnenden Fiicher, gleichgültig, ob derjelbe Staatsbürger des Uferftaates 
ift oder nicht. An Anſehung der Küftenfrachtichifffahrt (Cabotage) hat 
fi in der jüngjten Zeit Durch weitreichende gegenjeitige Conceſſionen eine 
vertragsrechtliche Ausgleihung der früheren Prohibitionen ausgebildet. °) 

Das reich gegliederte Syſtem der Handelsverträge fichert daher 
Zutrittsfreiheit dem in's Diesjeitige Staatsgebiet gelangten Fremden 
d. 5. rechtlich begründete freie perjönliche Bewegung und Bethätigung 
unter Bejeitigung all der Hindernifje (Stapelzwang, Monopole 2c.), 
welche in früheren Sahrhunderten namentlich den Scifffahrtöverfehr in 
fremden Häfen belafteten. Wohl zu umterjcheiden von diejer durch Weg- 
ihaffung aller rechtlihen Fefleln für den Fremden im Völkerverkehr 
geihaffenen Handelsfreiheit ift die aus der Thatjache des völkerrecht— 
lihen Berfehrs allein nicht zu begründende Forderung auf Freihandel 
im gebräuchlichen Sinne des Worted. Der Verſuch, das Princip des 
letzteren ala das innerhalb des internationalen Wirthichaftslebens allein 
rechtlich zuläffige zu erklären, hat ebenjo wie die einjeitige Ueberſpan— 
nung des entgegengejegten Prohibitivſyſtems allezeit theoretifche und praf- 
tiiche Anfechtung erfahren. Mit Recht fagt Bulmerincq, daß auch auf 
diejem Gebiete nicht der ſelbſtſüchtige Standpunkt der Staaten allein 
das Geſetz verkünden kann; auch für dieſes Gebiet iſt Ausgleichung und 
Vereinbarung eines gemeinjamen Rechts geboten und in den Handels» 
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verträgen auch thatſächlich erfolgt! Der unbedingten freiheit der per- 
fönlihen wirthichaftlihen Thätigfeit des Fremden ſteht nad) neuerem 
Rechte in den meilten Fällen die bedingte Zulafjung fremder Güter und 
Waaren in's diesjeitige Staatögebiet zur Geite. Geitdem der Handels: 
und Scifffahrtsverfehr der Völker das Stadium der grundjäglichen Ein- 
fuhrverbote verlaſſen und fih auf den Standpunkt der conventionellen 
Regelung gejtellt hat, laſſen fich im gegenfeitigen Verhalten der Staaten 
und dementiprechend im Bertragsmaterial bezüglich der rechtlichen Be— 
handlung der in's diesjeitige Staatsgebiet gelangenden fremden Güter 
und Waaren mehrfache Abftufungen unterjcheiden. %) In Anfehung der 
von den Ladungen zu entrichtenden Abgaben wurde in älterer Zeit (in 
den Fällen, wo die rechtliche wechjeljeitige Gleichjtellung der Angehörigen 
beider Staaten nicht erfolgt ift), fei e8 vertragsmäßig, fei e8 im Wege 
autonomer Tariffeftiegungen durch Surtaxes des pavillons, Prämien zc., 
ein Unterfchied, theils nach dem Urfprunge der Erzeugnijje (Urſprungs— 
Eertificate), teils nach der directen oder indirecten Fahrt, in einer weitern 
oder engern Begrenzung gemacht. 

Auch die in den jpäteren Berträgen enthaltenen Beltimmungen 
über die Zölle von Waaren, von Producten des Landes, wurden 
zumeift auch da, wo die Zollfäge nach feinem vertragsmäßigen Tarife 
aufgeftellt wurden, von den mit anderen Staaten abzufchließenden Eon- 
ventionen injofern abhängig, als fich die vertragenden Theile regelmäßig 
die Zufage gaben, gegenjeitig ihre Ein» oder Ausfuhr (nach oder aus 
dem andern Staate) nicht zu verbieten, ohne dies Verbot nicht auch gleich- 
zeitig auf die andern Nationen auszudehnen, anderntheild auch die Zoll- 
fäge nicht über die anderen Staaten gegenüber beobachteten zu erhöhen.”) 

An die Stelle diefer negativen, dem öfonomijchen Syitem der Pro— 
hibitionen angepaßten Formulirung der gegenfeitigen Verkehrsbeziehungen 
pflegt in den neueren Handelstractaten das völferrechtliche Verhältniß 
der in den diesſeitigen Staatsbereich gelangten Schiffe, Schiffer und 
Waaren pojitiv mit fchüßenden VBertragsnormen umgeben zu werden. 

Die vertragenden Theile kommen zumeijt ausdrüdlich dahin überein, 
daß jede Begünftigung, jedes Worrecht oder jede Befreiung, welcher Art 
fie auch jeien, welche in Betreff des Handeld und Verkehrs oder der 
Schifffahrt einer von ihnen den Angehörigen oder Bürgern irgend eines 
dritten Landes gegenwärtig gewährt hat oder fünftighin gewähren möchte, 
den Angehörigen und Bürgern des anderen Theils unter denjelben Be- 
dingungen und Vorjchriften zu Theil werden joll. 

Gehen die wechjeljeitig gegebenen Zufagen dahin, den Mitcontra: 
benten materiell mit demjenigen dritten Staate gleih zu behandeln, 
welchem vor oder nad Abſchluß des Vertrages bezüglich der Schifffahrt, 
des Bollwejens, der Rechtsftellung der Fremden ꝛc. die relativ vortheil- 
baftejten Conceſſionen bewilligt twurden oder bewilligt werden jollten, 
dann liegt ein Vertragsabfchluß auf der Grundlage der ſog. Meiſt be- 
günftigungsclaufjel vor. Der Bertragsinhalt wird beweglich, er be- 
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ftimmt ſich danach, welcher Beichaffenheit und welcher Ausdehnung inr 
gegebenen Augenblid die Vortheile find, die dem Staate, oder wie es 
in den Verträgen immer heißt: „ä la nation la plus favorisee* rechtlich 
zuftehen. Ausmaß und Umfang Ddiefer Begünftigungen hängen aber 
ausichlieglih von dem freien Ermefjen des bewilligenden Staates ab, 
der in feiner Weije verpflichtet werden fan, den einzelnen Handels— 
vertrag auf der Grundlage der. Meijtbegünftigungsclaujel abzujchließen. 

In vertragsrehtlih garantirter Form bildet der Freihandel die 
Grundlage des Handels und Schifffahrtöverfehrs Lediglich im Staatögebiete 
der internationalen KRongogejellihaft. Auf Grund der Generalacte d. d. 
Berlin, 26. Februar 1885 Haben alle Flaggen ohne Unterſchied der 
Nationalität freien Zutritt zur gefammten Küfte ihres Gebietes, zu den 
Flüffen, die dajelbjt in das Meer einmünden, zu allen Gewäſſern des 
Kongo und jeiner Nebenflüffe einjchließlich der Seeen, zu allen Häfen 
an dieſen Gewäſſern, jowie zu allen Canälen, welche etwa in Zu- 
funft angelegt werden. Gie dürfen jede Art von Transporten 
unternehmen und Küjten-, Fluß- und Kahnſchifffahrt unter den gleichen 
Bedingungen wie die Landesangehörigen ausüben. (Art. 2.) Waaren 
jeder Herkunft, welche in dieſe Gebiete unter irgend einer Flagge 
eingeführt werden, jollen feine anderen Abgaben zu entrichten Haben 
al3 jolche, welche etwa als billiges Entgelt für zum Nuten des Handels 
gemachte Ausgaben erhoben werden und in diefer ihrer Eigenſchaft 
gleichmäßig von den Landesangehörigen und den Fremden jeder Natio- 
nalität zu tragen find. Jede ungleiche Behandlung jowohl bezüglich der 
Schiffe, wie der Waaren ijt unterjagt. (S. Art. 3.) Die in Dieje 
Gebiete eingeführten Waaren bleiben von allen Eingangs und Durch— 
gangszöllen befreit. Die Mächte behielten ji) nur das Necht aus: 
drüdlich vor: nach Ablauf einer Periode von zwanzig Jahren zu be- 
jtimmen, ob die Zollfreiheit der Einfuhr beizubehalten jein werde oder 
nit. (S. Artikel 3.) 

Durch dieſen individuell gearteten Fall bleibt das Princip voll 
fommen unberührt, daß der Uferftaat allein Competenz für die rechtliche 
Ordnung des wirthichaftlichen Verkehrs in jeinen Eigengewäſſern beſitzt. 

Die im Vorftehenden erwähnten, die Schifffahrt und Waareneinfuhr 
betreffenden Vorſchriften der modernen Handelöverträge Haben ihrer 
Natur nach Hauptjächlich den Verkehr der privaten Kaufffahrteifchiffe in 
diesfeitigen Eigengewäfjern im Auge. Für die zollamtliche Behandlung 
der fremden Schiffe find die jeweiligen, jtaatlicherjeit3 aufgejtellten, den 
Waareneingang und Waarenausgang betreffenden Controlgeſetze und Ber: 
ordnungen maßgebend. Deren völferrechtlich bindende Kraft ift von ihrer 
nach innerem Berfajlungsreht des Staates zu beurtheilenden Gejeb- 
mäßigfeit in Bezug auf Zuftandefommen und Publication bedingt. Die 
zollamtliche Behandlung der Kaufffahrteifchiffe in den Häfen des Deutfchen 
Reiches iſt durch die im 8. Abſchnitt des Vereinszollgeſetzes vom 
1. Juli 1869 (B.G.Bl. ©. 317 F.) enthaltenen Bejtimmungen geregelt.*) 
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Kriegsichiffe in fremden Eigengewäfjern find, die Neciprocität voraus: 
geſetzt, regelmäßig einer Zollbehandlung nicht unterworfen. Für die 
zollamtliche Behandlung fremder Kriegsichiffe in Deutjchen Eigengewäffern 
bejtehen nachfolgende, durch Verordnung des Bundesraths vom 12. De: 
tober 1878 feitgeftellte Normen: a) Eine zollamtliche Revifion der fremd— 
herrlichen Kriegsichiffe, jowie überhaupt das Betreten derjelben im Boll- 
interefje findet nicht ftatt. b) Alle aus diefen Schiffen an das Land 
gebrachten Gegenjtände (Waaren-, Mund: und Material-VBorräthe, Inven: 
tarienftüde) unterliegen der zollamtlichen Behandlung nad) den dieferhalb 
beftehenden Borjchriften und find zu dem Behufe, bevor fie im den 
freien Verfehr treten, bei dem Zollamte des Hafenortes anzumelden. Für 
Waaren u. f. w. wird dadurch, daß dieſelben auf Schiffen einer fremden 
Kriegsmarine trangportirt twerden, eine Befreiung von der tarifmäßigen 
Eingangsabgabe oder eine Ermäßigung derjelben nicht begründet. e) Der 
Transport von Gegenftänden und Waaren von Land an Bord unterliegt 
feiner zollamtlichen Controle, e8 ſei denn, daß diefelben mit dem Anfpruch 
auf Steuervergütung ausgeführt werden oder unter Zollanſpruch ftehen. 
In diefen Fällen find die Hierfür beftehenden VBorfchriften maßgebend; 
insbejondere muß den Zollbeamten Weberzeugung verichafft werden, daß 
jolhe Gegenftände und Waaren wirklich an Bord der fremdherrlichen 
Kriegsschiffe gelangen.) 

Im MUebrigen find alle in einem Hafen befindlichen Schiffe, und 
zwar ſowohl Kriege: wie Handelsihiffe, der daſelbſt geltenden Hafen- 
ordnung unterworfen. Das Einlaufen jelbit Hat die bedingungstofe 
temporäre Gehorjamspflicht der Schiffsleitung zur rechtlichen Folge. Die 
Hafen- und See-Sanitätsordnungen jind, ihrem localen Charakter ent- 
iprechend, wohl particularrechtlichen Urfprungs, aber nur in den feltenften 
Fällen particulärer Natur, da im Laufe der auf weite Zeiträume fich 
erjtredenden Entwidlung des internationalen Seeverfehrs auch eine zumeist 
parallele Gejebgebung der Einzeljtaaten auf diefem Gebiete Plab ge 


griffen Hat.!°) F 


) Die meiſten Autoren bahnen ſich dadurch mühſam einen Weg zu Fehl- 
ihlüffen, daß fie das Schiff nit im Verhältnig zum GStaate, in dem es ſich 
befindet, betrachten, jondern erſt die Rechtsverhältniſſe des Schiffes an fich zur 
Eonftruction bringen und dann nur prüfen, wieviel von dieſem präconftruirten 
Rechtszuſtand aufrecht erhalten werden ann, ohne allzuſehr der beftehenden 
Staatsautorität und Staatspraxis zu wiberfprechen. — Particulares Recht in dem 
oben angegebenen Einne wird ujancemäßig für diejenigen Schiffe begründet, welche 
officiell fremde Souveraine oder deren Vertreter an Bord haben. Denfelben 
wird, auch wenn fie nicht Staatsfchiffe find, Fraft internationaler Praxis eine 
der privilegirten Stellung der an Bord befindlichen Perſonen entiprechende recht: 
lihe Eremtion zu Theil. ©. hierzu Staats archiv, B.16, Nr.3558, B. 20, Nr. 4239. 

2) 8 309, a. a. D. 

Na.a.dD. 6.77 „.. nous pensons meme que s’il le tenait ferm& sans 
aucun motif raisonable, il pourrait &@tre contraint & l’ouvrir comme la 
Chine a dü le faire pour le port de Canton.“ (!) 


Handbuch des Vollerrechts II. 28 
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4) Manuel du citoyen sous un gouvernement reprösentatif, T. II, 8 936, 
und Cours de droit public. Part. I, art. 18, $ 50 f. Mit Recht erflärt Mar- 
tens (Bergbohm), II, ©. 236, Note, daß die Ausführungen diejes Autors die 
Grenzen erufter wiljenschaftlicher Unterjuhung überjchreiten. 

°, Eine Meberjicht der in den verichiedenen Geeftaaten für die Zulaffung 
fremder Schiffe zur Küftenfradhtfahrt geltenden geſetzlichen und vertragsredhtlichen 
Beltimmungen j. bei Berels, ©. 42—47, bei Bulmerincq, ©. 268 f. ©. 
auch das Deutiche Reichsgeſ. betr. die Küftenfradhtfahrt v. 22. Mai 1881 und 
das oben cit. Preuß. Fiſchereigeſetz. 

*) Umfaſſende Berüdfichtigung hat dieje von den neuen Böllerrechtsdarftel- 
lungen regelmäßig überjehene Materie gefunden bei Bulmerincq a. a. O. ©. 
264 f. und Martens (Bergbohm), B. IL, ©. 223 f. 

’) Eine Umkehrung des Verhältnijjes ift in dem aus den Gejegen anderer 
Gtaaten herübergenommenen , jog. Kampfzollparagraphen des Deutſchen Zolltarif- 
gejetes vom 15. Juli 1878 enthalten: $ 6. „Waaren, welche aus Staaten fom- 
men, welche Deutjche Schiffe oder Waaren Deuticher Herkunft ungünftiger behandeln, 
als diejenigen anderer Staaten, fünnen, joweit nicht Vertragsbeftimmungen ent- 
gegenitehen, mit einem Zufhlag bis zu 50 °/o des Betrages der tarifmäßigen 
Eingangsabgaben belegt werben.“ 

?) ©. biejelben bei Perels, Handb. d. allg. öffentl. Seerechts im Deutichen 
Reihe, S. 280—285; ferner dv. Aufſeß, Die Zölle und Steuern, jowie die ver- 
tragsmäßigen auswärtigen Dandelsbeziehungen des Deutſchen Reiches, in Hirth's 
Annalen, 1886. 

®) Eentralblatt für das Deutſche Reid, 1878, ©. 623. 

m) Zorn, a. a. O. B. II, ©. 577. Ueber die von Fall zu Fall vertrags- 
redjtlich geregelte Begünftigung der ſog. Poftdampfer Hinfichtlich ihrer Hafengebüh- 
ren, Bollabfertigung :zc., j. Perels, ©. 122 und das daſelbſt angeführte neuere 
Vertragsmaterial. 


$ 87. 
Fortjegung. 

Literatur und Verweiſungen: Handb. II, $ 17 f., III, 19. und 23. Stück. 
Literatur: Nizze, Allg. Seeredt, I, $ 28. — Kaltenborn, II, 215. — 
Berel3, $ 14. — Attlmayr, I, Anhang B. — Harburger, Der ftraf- 
rechtliche Begriff Inland, ©. 105 f. — Pinheiro Ferreira, Cours de 
droit public, II, p. 196 f., 480 f. — Wheaton, Elements (5 ed.) I, p. 
118 f. — Cussy, Phases et causes célôbres du dr. marit. I, p. 147, II, 


p- 313. — d. Holßendorff, Auslieferung. — Pascale, L'estradizione 
dei delinquenti. — Thring, Criminal law of the Navy. 


B. Die Redtsftellung der Ariegs- und Staatsſchiffe 
in fremden Eigengewäffern. 


U. Verhältniß zur territorialen Eivil- und Strafgefeß- 
gebung. 


Größere Schwierigkeiten principieller Natur, als die Unterftellung 
der Schiffsleitung unter die zwingende Kraft der ökonomischen und tech- 
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nischen Bedürfnifjen entiprechenden Zoll, Hafen-, Sanitätsordnungen u. |. w. 
— ruft die Frage wach nach dem Maße, in welchem die fremden 
Schiffe und die auf denjelben befindlihen Schiffsbejagungen während 
ihres Aufenthaltes im Hafen dem ftaatlihen Rechtsſyſtem unterjtehen. 
Zur Klarjtellung der bier in Betradht kommenden Fragen juriftiicher 
Natur wird es nothiwendig, den in der Praxis hervortretenden Unter— 
jchied zwischen Kriegsſchiffen und Handelsichiffen auch unjerer nachfol- 
genden Unterfuchung zu Grunde zu legen. 

Obwohl der internationale Verfehr der an Zahl und ftaatlicher Be- 
deutung ftets zunehmenden SKriegsjchiffe der verfchiedenen Staaten in 
unferen Tagen fich außerordentlich gejteigert hat, lehrt uns doch ein Blid 
auf das reichlich fließende Duellenmaterial der lebten Jahrzehnte, daß 
die neueren Staatenverträge für dieſe Gattung von Schiffen und ihre 
Rechtsverhältniffe in fremden Gewäſſern nur jelten ausdrüdliche Normen 
aufitelen. Anders die Staatsverträge des vorigen Sahrhunderts, in 
welchen die noch junge Staatspraris durch ausdrüdliche Vorſchriften Ber: 
haltungsnormen aufzujtellen bemüht war, welche eben in unjeren Tagen 
durh dauernde Uebung als gemwohnheitsrechtlich befejtigt und 
demnad einer bejonderen Firirung nicht bedürftig angejehen 
werden. Um die hiftorifche Entwidlung des uns bejchäftigenden Rechts— 
inftitutes in ihren Anfängen an der Hand des diplomatischen Uuellen- 
material® beobachten zu können, laſſen wir Hier einen jpäter vielfach 
zum Mufter für einjchlägige Staatsabmachungen benugten Vertrag in 
feinen einjchlägigen Hauptpunkten folgen. 

Der mit großer Sorgfalt in Anfehung der in Betracht kommenden 
rechtlichen Fragen redigirte „Trait& perpétuel d’amiti6 et de commerce 
coneclu en 1756 entre Sa Maj. le Roi de Danemark et de Norvöge etc. 
et la Serenissime Republique de Genes, contirme et ratifiG en 1789* — 
Ipricht fi im Art. IIT über die vorliegende Materie in folgenden Rechts- 
vorjchriften aus: „En vertu de la bonne intelligence, qui doit continuer 
de subsister entre Sa Majeste Danoise et la Ser@nissime Röpublique de 
Genes, les vaisseaux de guerre d’une des hautes parties contraetantes 
pourront librement entrer et séjourner respectivement dans les ports et 
havres de l'autre puissance. Ces vaisseaux y trouveront et l’aceueil 
‚et la consideration, que se doivent r&ciproquement deux nations amies, 
‘On leur facilitera tous les secours, dont ils pourroient avoir besoin, soit 
pour radoub des vaisseaux, soit en rafraichissemens, vivres et provi- 
sions, soit pour logemens et autres soulagemens de malades dans les 
€quipages etc. etc. De m&me les chefs et commandants de ces vaisseaux 
doivent observer par eux mömes, et faire observer par tous 
ceux, qui sont à leurs ordres, sans exception de personne, une 
conduite reguliere et decente, et Vobeissance a toutes les loix terri- 
toriales pour autant, qu’elles peuvent avoir rapport à eux. 
Dans tous les cas de contravention les chefs et commandans des vaisseaux 
de guerre d’une des hautes parties contractantes, s&journants dans les 
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ports de l’autre rem&dieront promptement et de bonne foi aux dösordres, 
qui pourroient &tre commis par les &quipages, ou autres personnes sous 
leurs ordres, au premier avis, m&me indireet, qui leur en seroit donné, 
et encore plus à la premiere plainte qui leur en seroit portée. 

Ces vaisseaux de guerre ne pourront jamais entrer et s’arröter 
«dans les ports respectifs en tel nombre, qu’ils puissent donner aucun 
ombrage, c’est à dire, qu’ils ne pourront pas ötre au de lä de trois, 
a moins que les hautes parties contractantes n’en fussent autrement 
convenues d’avance, pour quelque cas partieulier. Si quelque 
malfaiteur, ou criminel, quelque esclave et forgat (buonavoglia) ou 
quelque deserteur des troupes et milices du pais et du port 
d’une des puissances contractantes, oü se trouveroit un ou plusieurs 
vaisseaux de guerre de l’autre puissance, se füt refugie à bord 
d’un de ces vaisseaux de guerre, il soit rendu sans diffi- 
eult& ni delai, sur la r&clamation du gouvernement re- 
spectif du port, oü le vaisseau se trouve; en faisant passer un 
office en forme au commandant de ces vaisseaux. Cependant le 
gouvernement ne pourra jamais pretendre à aucun droit 
de recherche, ni commettre acte quelconque de visite sur 
lesdits vaisseaux de guerre; et au cas que les transfuge re- 
clam& ne se trouve pas à bord du vaisseau de guerre, oü on Yavoit 
soupgonne de s’etre rétiré, Yassurance du commandant sur la parole 
d’officier et d’homme d’honneur, doit suffire à dötromper le gouvernement 
du port.“!) 

Wir jehen in diefen vertragsrehtlichen Beitimmungen zahlreiche An- 
fäße Der in umjerer Zeit zur fcharfen Ausbildung gelangten Inſtitute, 
welche in ihrer Einheit das Recht der in fremden Hoheitsgewäſſern 
liegenden Sriegsichiffe ausmachen. Diefes läßt ſich juriftifch mit voller 
Sicherheit auf das eine, auf der allgemeinen internationalen Rechts— 
anſchauung und den praftiichen Wechjelbeziehungen der Staaten beruhende 
Princip zurüdführen, daß das Kriegsjhiff als körperlich in die 
Erfheinung tretender dauernder Bejtandtheil des Amts- 
organismus eines völferrehtlih als gleichberechtigt aner- 
fannten fremden jouverainen Staates feinen amtliden Cha— 
rafter niemals verliert, daß ihm dieſer daher auch dann anbaftet, 
wenn fein Kiel die unter fremder Staatshoheit ftehenden Gewäſſer 
durchſchneidet.?) 

In juriſtiſch zutreffender Weiſe drückt dieſes auf die Grundlagen des 
internationalen Staatenrechts zurückgreifende Verhältniß Schiattarella 
mit dem Satze aus: „. . . il fondamento dell’esenzione stia nel rispetto 
che gli Stati sovrani si debbono vicendevolmente alla loro indipen- 
denza: pretendere di sottoporre le navi da guerra d’uno Stato alle leggi, 
ed alla autorita d’un paese nelle acque del quale possano entrare, sarebhe 
un voler sottoporre una Potenza ad’un altra“. (Del Territorio nelle sue 
attenenze colla legge penale. S. 22 f.) Wir haben es hier nicht mit 


Competenz des Uferſtaates. 437 


einer fictiven, nicht einmal mit einer abſtracten Repräſentation zu thun: 
das zur amtlichen Wirkſamkeit eben in der Fremde beſtimmte, mit 
dauerndem Amtsauftrage verſehene Kriegsſchiff — v. Bar?) nennt es ſehr 
plaſtiſch: „gleichſam eine bewegliche Feſtung“ — ſteht nicht in einer 
erſt künſtlich zu conſtruirenden oder zu reconſtruirenden rechtlichen Be— 
ziehung zum Staate ſeiner Flagge; es iſt ein materieller Theil des 
Staates, auf welchem alle dem Ganzen obliegenden Pflichten und zu— 
ftehenden Rechte in Localer Umgrenzung wirffam werden. So wie e3 in 
den Tagen des kriegeriſchen ntereffengegenjages der feindlichen Auf- 
hebung und Zerjtörung unterliegt, nicht weil es feinen Staat „vertritt“, 
jondern weil in ihm ein Theil der ſtaatlichen Eriftenz getroffen 
wird, jo muß auch in Friedenszeiten die Natur jenes rechtlichen Be- 
jtandtheilverhältnifjes wirffam werden. Aus dieſem Beftandtheilver- 
hältniß — man wird die Ungewöhnlichkeit des Ausdrudes über feiner 
Ausdrudskraft vergeſſen — fließt aber vor allen eine, wie aus dem 
oben citirten Duellenmaterial hervorgeht, jeit mehr al3 hundert Jahren 
in der internationalen Staatspraris anerkannte Nechtsfolge: die Aus- 
ſchließung aller juriftifch relevanten Acte, welche dem Prin— 
cipe der Gleihberehtigung aller Staaten widerjpredhen. Mit 
anderen Worten, die praktiſche Umſetzung des Grundjaßes: par in parem 
non habet imperium, ergiebt hier zum Nejultat die volle Eremtion 
des innerhalb fremder Territorialgewäfler ftehenden Kriegsjchiffes aus der 
Gebietshoheit des betreffenden Staates, mit deijen Einwilligung es in jene 
eingelaufen ift. 

Dieſes Verhältniß iſt kein dem Schiff oder feiner Zeitung fubjectiv 
zuitehendes Recht, von welchem nach Belieben Gebrauch gemacht werden 
kann oder nicht; es iſt vielmehr ein durch das materielle heimathliche 
Staatd- und Militairrecht gejchaffener, innerhalb des Geltungsgebietes 
des Europäiſchen Völferrechts praftifch anerfannter Nechtözuftand, der dem 
Kriegsichiff in der Fremde indelebile anhaftet. Will man diefen Nechts- 
zuftand, nun unter Berwerthung eines an anderer Stelle im Syitem mit 
Nuten gebraudhten Ausdrudes, den der Erterritorialität nennen, fo ift 
dagegen aus dem Gefichtsfelde der juriftiichen Breviloquenz fein Einwand 
zu erheben, wenngleich mit Sicherheit anzunehmen ift, daß die fictive 
Grundlage dejielben auch hier wie dort leicht zu unbegründeten Ab— 
leitungen Anlaß geben kann. Dafielbe gilt von der anderen üblichen, 
bildlichen Formulirung des Verhältnifjes in dem WAusdrude des „terri- 
toire flottant*. Sachlich genommen, entipricht freilich fein Ausdrud ganz 
den Verhältniß, das er in die Form eines Bildes bringen will; denn 
die „Erterritorialität” des Kriegsjchiffes Hat nur im fremden Eigen: 
gewäſſern Geltung, während jenfeit3 der letzteren erſt fein unbeſchränkter 
„zZerritorialitätscharafter” in die Erſcheinung tritt; umgefehrt gilt 
die Bezeichnung „territoire flottant“ für die Kauffahrteifchiffe Lediglich 
auf hoher See, da fie rechtlich im fremden Territorialwafler aufhören, 
territoire flottant ihres Heimathſtaates zu fein. 
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Bon wenigen Ausnahmen*) abgejehen, ijt der hier vertretene Stand- 
punkt der der herrichenden Lehre, nur geht dieje regelmäßig darin zu 
weit, daß fie, fich mit der Aufftellung des juriftiichen Princeipes nicht 
begnügend, auch an die in allen Fällen dody nur unvollkommene Auf- 
zählung der aus der Erterritorialität der ung hier bejchäftigenden Kriegs- 
ichiffe ableitbaren einzelnen praftiihen Medte gehen will. Mit 
voller Sicherheit wird hier nur behauptet werden fünnen, daß an Borb- 
und amt Lande fich zwei jelbjtändige, unabhängige Staatsgemwalten gegen- 
über jtehen, welche ſich aller Eingriffe in die fremde Rechtsſphäre ent- 
halten müſſen, ſoll das in feiner juriftifchen Natur charakterifirte wechjel- 
jeitige Verhältniß in jeinem friedlichen Beltande nicht unterbrochen 
werden, um den völferrechtlichen Normen der Abwehr, Nothwehr, Re— 
prefjalie x. Plaß zu machen. Beide Theile müſſen daher alle Hand- 
[ungen im Gebiet des anderen vermeiden, die wie Unterfuchung, Gefangen 
nahme, Pfändung, Execution ꝛc. als Ausflüffe der Territorialhoheit er- 
jcheinen. 

s Sp lange Störungen der Rechtsordnung immer nur von Ange» 
hörigen der beiden Rechtsgebiete innerhalb der Grenzen des eigenen vor— 
genommen werden, tritt bei Geltung des aufgeitellten PBrincipes dadurch 
zwijchen beiden Staatsgewalten eine rechtliche Beziehung nicht ein. Feder 
Theil übt in Anjehung feines Angehörigen jtaatliche Jurisdiction.’) Erjt 
bei Delicten der Angehörigen des einen im Gebiete des andern Theils 
tritt die völferrechtlich zu Löjende Complication ein. Die Schwierigkeit liegt 
hier bejonders in dem Umſtande, daß die Angehörigen des Uferftaates mit 
der auf dem Schiffe herrichenden Rechtsordnung in Berührung zu treten 
faum Gelegenheit finden und daß die Eollifionen zumeijt nur in Folge 
des Umftandes eintreten, daß die Angehörigen des Schiffes in das Staats. 
gebiet und dadurch in die äußere Nechtsiphäre des Uferitaates eintreten. 

Während daher der Fall, daß Angehörige des Uferjtaates an Bord 
ſich einer jtrafbaren Handlung jchuldig machen, nur ſchwer denkbar ijt, 
it das umgelchrte Verhältnig allerdings Leichter möglich und vielfach 
auch praktiich geworden. Ihre confequente logiſche Löfung fände dieje 
Frage in der bedingungsloien Anerkennung der Jurisdictionsbefugni 
derjenigen Staatsgewalt, auf deren Boden ſich die jtrafbare Handlung 
abipielte. Allein diefer, in der Idee begründete Zuftand des Gleich— 
gewichts beider Rechte erleidet praftiih dadurd) eine Verſchiebung, daß 
die etwa an Bord des Siriegsichiffes gelangenden Angehörigen des Ufer- 
ftaates meijtens „Private“, d. 5. der Sciffsleitung gegenüber in ihrer 
perjönlichen Stellung nicht befonders qualifizirte Fremde fein werden, 
während alle Mitglieder der Schiffsbeſatzung, Die das Ufer betreten 
haben, allerdings rechtlich qualifizirte Fremde find, denn die erimirte 
Rechtsſtellung des Schiffes überträgt ſich auf alle Theile der Beſatzung, 
welche fih in dienftliher Function am Lande befinden. Diefelben 
bleiben nah) Ansicht der überwiegenden Mehrzahl aller fachlichen Autoren 
für die Dauer ihres dienitlichen Aufenthaltes am Lande — voraus 
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gejeßt, daß ein jolcher nicht etwa von der fremden Staatsgewalt über- 
haupt unterjagt worden war — lediglich den Gejeben und der Juris— 
dietion des Staates unterworfen, welchem das Kriegsſchiff angehört. 
Denn die ihnen, jei es ausdrüdlich, jei es jtillfchtweigend, ertheilte Be- 
willigung zum Aufenthalt in dienſtlichen Functionen am Lande, gilt nad) 
allgemeiner völferrechtlicher Regel als gegeben unter jtillichweigender An- 
erfennung der aus dem officiellen Charakter fließenden perfönlichen 
Eremtion, da andernfalls für Fremde jchlechthin innerhalb des bejtehenden 
Gewohnheit: und Wertragsrechts das Betreten des Staatögebietes von 
einer bejonderen Erlaubniß der Staatöbehörde nicht abhängig gemacht 
zu werden pflegt. Berner meint mit Bezug auf das hier entjtehende 
eigenartige Verhältniß, daß, wenn irgend eine Erterritorialität in der Natur 
der Sache gegründet ijt, jo it es die der fremden Truppen. Dieje 
einer fremden Souverainetät untertwerfen, hieße den größten Widerfpruc) 
begehen. „Die Krieger jtehen nicht blos im feindlichen, jondern auch im 
befreundeten fremden Gebiete unter den Strafgeſetzen ihres eigenen 
Staates und find der Herrjchaft der Ortsgejege und Ortsgerichte ent- 
zogen.“ ©) 

Die Vorausfegung der Eremtion ijt aber zweifellos, daß ſolche 
Perſonen oder Abtheilungen fi) nach) Maßgabe der zugeitandenen Be- 
twilligung verhalten, aljo namentlich nicht etwa ſolche Theile des fremden 
Staatögebietes betreten, die ihnen ausdrücklich unterfagt worden find. 
Bezüglich jener Perſonen von der Bejagung, welche fich nicht in dienſt— 
licher Function am Lande befinden, jteht dem fremden Staate die Juris» 
dictions- und Polizeigewalt im jelben Umfange zu, mie in Anjehung 
anderer Ausländer.) Die Praris, beruhend theils auf Opportunitäts- 
rückſichten, theils auf Connivenz, jtellt fich freilich aber jo, daß in den 
meiften Fällen von jener an und für jich völlig unbejtreitbaren Befugniß 
von Seite des Uferjtaates ebenjowenig voller Gebrauch gemacht wird, 
wie Geitend des Sriegsichiffes, wenn ſich ein Angehöriger des Ufer: 
jtaates an Bord eines Delictes jchuldig maht. In beiden Fällen pflegen 
Perſonen, wenn fie ſich eine jtrafrechtliche Handlung gegen die Geſetze 
des fremden Landes oder die Heimathögejege des Schiffes Haben zu 
Schulden kommen laffen, nur vorläufig fejtgenommen und, unter Mit- 
theilung des Thatbeitandes, dem Kommandanten ihres Schiffs, beziehungs- 
weile der Behörde des Uferjtaates, zur Strafverfolgung übergeben zu 
werden.?) 

An jüngjter Zeit iſt die allerdings mehr aus principiellen, denn aus 
praftiichen Nüdfichten feitgehaltene Unterjcheidung zwiſchen den in Dienft 
und den außerdienftlih am Lande befindlichen Angehörigen der Sciffs- 
befagung bekämpft und ihr die innere Berechtigung abgejprochen worden. 
Es wurde geltend gemacht, daß eine zur Bejahung eines Kriegsichiffes 
gehörende Perſon, wenn fie jich für einige Stunden in einem fremd- 
ländiſchen Hafen an Land begibt, weder mit dort lebenden anfälfigen, 
reſp. auf Neifen befindlichen Ausländern verglichen, noch als „außer 
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Dienft befindlich“ betrachtet werden fünne. Namentlich letzteres würde 
nicht mit den in manchen Marinen vielfach herrichenden Anjchauungen 
übereinjtimmen. So ftellt beifpielöweije die Deutſche „Anftruction für den 
Commandanten eines von ©. M. Schiffen oder Fahrzeugen“ im $ 2 
den Grundjaß auf: „Jedermann ift zu jeder Zeit, Tag und Nacht, ge: 
wifjermaßen im Dienft“ ꝛc. Alſo auch ſolche Perfonen, welche fih in 
der Freizeit der Erholung oder Privatbeichäftigungen Hingeben. Schon 
nach dieſer Auffaſſung des Begriffes „Dienſt“ dürfte es nach v. Ehren: 
krook's Meinung?) kaum einen Unterjchied ausmachen, ob nun ſolche 
Freizeit an Bord des Schiffes jelbft oder am Lande verbracht wird. 
„Während der Soldat am Lande, der nad) Beendigung der Dienit- 
bejchäftigungen privaten Intereſſen nachgehen will, fein Quartier ohne 
bejondere Erlaubniß verlafjen darf, ijt die Beurlaubung von Mann: 
Ichaften 2c. der Kriegsjchiffe ein durchaus dienjtlicher Act, welcher mit 
namentlichenm Aufruf, forgfältiger Mufterung,, dienftliher Beförderung 
ans Ufer u. dgl. m. beginnt und in derjelben umgekehrten Weije dienſt— 
lich endet. Dazu fommt noch, daß ein zeitweiliges Beurlauben der 
Bejatungen an das Land eine phufiologifche und pigchologiiche, jogar 
unter Umſtänden eine direct dienftlich angeordnete ſanitäre Maßregel ift, 
rejp. jein fann. Sieht man dann noch in Betracht, daß ſich die Be- 
jagungen von Kriegsichiffen niemals in privatem Intereſſe in fremd- 
ländijchen Häfen befinden, ſondern ſtets aus dienjtlicher Veranlaſſung, 
d. b. in Folge von Dienstbefehlen höherer militärifher Vor— 
gejegter, jo gehen wir wohl nicht zu weit, wenn wir nad) Vor— 
jtehendem jedem Aufenthalt von Perſonen von Kriegsichiffen am Lande 
im Auslande einen gewiſſen dienjtlichen Anſtrich direct beilegen, einerlei, 
ob ein folcher Landgang im Dienjte oder „beurlaubt“ vor fich gegangen 
iſt. Wir jegen dabei, jowie bei den folgenden Erörterungen natürlich 
voraus, daß ſich die betreffenden Perfönlichkeiten in Uniform be- 
finden und jomit fenntlih find. Schon aus diefen Gründen 
möchten wir es für gerechtfertigt erachten, wenn fünftig durch inter: 
nationale Vereinbarungen der Standpunkt zur Geltung gebracht 
werde, daß auch die Kriegsichiffsbejaßungen von der fremden Juris— 
Dictionsgewalt erimirt fein jollen, einerlei, aus welder Beran- 
lafjung fie jih am Lande befinden.” 

Dieje Argumentation erjcheint uns nichts weniger als zutreffend; 
wir können jelbft vom Standpunft der Praris aus den Werth der von 
v. Ehrenkrook vorgejchlagenen Reform nicht erkennen. Im Gegen: 
theil, wir würden dieſelbe, ganz abgejehen von ihrem Widerſpruch gegen 
alle Forderungen territorialer und Polizeihoheit, geradezu als nachtheilig 
bezeichnen für die Mannjchaft eines in fremden Küftengewäfjern an- 
legenden SKriegsichiffes. Denn was wäre die nächſte Folge einer folchen 
übermäßigen Ausdehnung perjönliher Exemtion; wohin führte die un- 
bedingte Verleihung des erterritorialen Charakters an alle Mitglieder 
der dienjtfreien Mannjchaft? Zweifellos dahin, daß die aus dem Be- 
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jtreben: die jtaatlihe Rechtsordnung in allen Theilen möglichſt ungeftört 
zu erhalten, — entjpringende Abneigung, fremde Kriegsschiffe einlaufen 
zu lafjen, vermehrt und insbejondere das Betreten des Staatägebietes 
jeitens der dienjtfreien Schiffsmannſchaft ftrengjten Behinderungen oder 
zum mindejten Erjchwerungen unterliegen würde. Jeder ftaatliche Orga- 
nismus wäre dies jeiner eigenen Sicherheit und der Conſtanz feiner 
Rechtsordnung jhuldig. Die von v. Ehrenfroof aus janitären Rück— 
fihten als unerläßlich bezeichnete zeitweilige Beurlaubung der Bejagungen 
füme in ein läftiges Gontrolverhältniß gegenüber der Territorialgewalt, 
e3 träte jomit im gegenwärtigen freien Zujtande ein Wechjel ein, der 
weder dem Bedürfnijje der Sciffsbefabung noch dem des zulafienden 
Staates entipräche. 

Die im Zufammenhange mit Vorjtehendem oft gejtellte Frage, ob 
ein „Aſylrecht“ an Bord von Kriegsichiffen, die fih in fremden Hoheits- 
gewäſſern befinden, anzuerkennen fei, ijt, in diefer Allgemeinheit formulirt, 
fiherlich nicht geeignet, bejaht zu werden. Es bleibt zu bedenken, ob 
unter dem Ausdrud Ajylrecht ein jelbjtändiges juriftiiches Gebilde oder 
lediglich Die praktische Folge einer anderen pofitiven Einrichtung zu 
veritehen ift. So formulirt ijt der Gedanke eines eigenen Ajylrechts 
gewiß eben jo unhaltbar, als die Thatſache unleugbar ift, daß fich aus 
der erterritorialen Stellung des Schiffes und feiner vollen Erimirung 
aus der fremdjtaatlichen Gejeßgebung, Jurisdiction und Polizei notwendig 
das Gorollar ergebe, daß der an Bord geflüchtete Verbrecher ipso facto 
jih der unmittelbaren polizeilichen Dispofttion des Uferjtaates entzogen 
hat. In Uebereinftimmung mit den meilten Wutoren jpricht ſich auch 
Perels ganz richtig in dem Sinne aus, daß, wenn die vollflommene 
Erterritorialität eines fremdherrlihen Kriegsichiffes anerkannt fei, 
liege der Fall, da fich ein Verbrecher an Bord eines jolchen geflüchtet 
habe, nicht anders, als ob er fich in fremdes Landgebiet geflüchtet 
hätte, in welches hinein eine Verfolgung jeitens der ausländischen Be— 
hörde unzweifelhaft völferrechtstwidrig fein würde. Es iſt aber juriftifch 
ungenau, deshalb von einem Ajylrecht zu jprechen, deſſen Subject nicht 
einmal mit Bejtimmtheit bezeichnet werden fann. Steht dajjelbe dem 
Kriegsichiffe zu? — dann fällt es wohl räumlich und fachlich völlig in 
Eins zufammen mit der rechtlichen Immunität des fremden Sriegsfahr- 
zeuges überhaupt; oder jteht es dem flüchtigen Verbrecher ſelbſt zu? 
Letzteres kann ficherlich nicht der Fall jein, da alljeitig zugeitanden wird, 
daß das Entjtehen des mit jenem Ausdruck bezeichneten Nechtsverhält- 
niſſes lediglich von dem freien Ermefjen des Commandanten, beziehungs: 
weije von dejjen Inſtruction abhängig ift, ein Moment, welches die 
Natur diejes „Rechtes“ noch zweifelhafter macht. Weit correcter drüdt 
das vorliegende Verhältniß v. Bar aus, indem er meint, „daß auf 
fremden Kriegsichiffen Flüchtlingen ein Aſyl gewährt werden könne, 
da hier nicht eine perfonelle, jondern eine reale Erterritorialität in Be— 
tracht komme“. (Internat. Privat: und Strafrecht ©. 607.) 
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Der von Perels zuerit gemadte Verfuh, die Flucht auf das 
Kriegsſchiff rechtlich völlig auf eine Linie mit der Flucht ins fremde 
Staatögebiet dadurch zu bringen, daß auch Hinfichtlih der Auflöjfung 
dieſes PVerhältniffes die Rechtsformen der ftaatlichen Auslieferung als 
maßgebend erklärt werden — fteht mit dem pofitiven öffentlichen Recht 
der Hanptftaaten in unzweifelhaftem Widerſpruch. Perels meint,’) es 
fönne fich in derartigen Fällen nur darum handeln, ob nad den be- 
jtehenden Verträgen ein Anſpruch auf Auslieferung geltend gemacht 
werden kann oder nicht; jei dies der Fall, jo wird lediglid nah Maf- 
gabe des betreffenden Vertrages zu verfahren fein. Feſtzuhalten jei 
aber, daß die Gewährung des Aiyls, ſoweit fein Auslieferungdvertrag 
bejteht, Tediglich von dem Ermeſſen des Commandanten, beziehungsweise 
von deifen AInftruction abhängig jei. Dieſe Argumentation fteht mit dem 
Geift wie mit dem Wortlaute des conventionellen Auslieferungsrechts in 
Gegenfag. Die Auslieferung ald ein Act ftaatlicher Rechtshülfe hat die 
rechtliche Cognition der beiderjeitigen oberſten Staatsorgane zur Vor— 
ausjegung; Antrag und Bewilligung erfolgen auf Diplomatijchem 
Wege nah einem auf Prüfung von Urkunden, Beweisftüden, Recipro— 
citätsbeziehungen 2c. beruhenden, jo complicirten formellen Verfahren, 
daß deilen Durchführung — ganz abgejehen von den Competenzvor- 
fchriften der Verträge, welche einen Zweifel gar nicht zulafien — in 
feinen Falle dem Schiffgcommandanten zugemuthet werden könnte. Auch 
der von anderer Seite gemachte Verſuch,!“) die vom Kommandanten an- 
geordnete Entfernung an Bord geflüchteter Perfonen unter die Kategorie 
der „Ausweilung” aus dem Staatögebiete zu bringen, bleibt ein vergeb- 
licher Verſuch, mit juriftiichen Bildern zu operiren. Es treffen bier 
weder die Vorausſetzungen noch die Wirkungen der nah öffentlichen 
Recht der Staaten geübten Yandesverweifung zu: wenigitens glauben wir 
nicht irre zu gehen, wenn wir annehmen, daß jich in feinem Staate ein 
Richter bejtimmt finden würde, auf einen jolchen „Ausgewiejenen“, der 
aufs Neue in das Gebiet des Staates gelangt wäre, die jtrafredhtlichen 
Normen wegen verbotener Rückkehr ($ 361 Nr. 2 des Deutfchen Reichs: 
Strafgefegbuches oder $ 323 des Oeſt. StG.B. oder Art. 8 des Franz. 
Geſ. v. 3. Dec. 1849 zum Art. 272 Code penal) in Anwendung zu bringen. 

In That und Wahrheit Haben wir es hier nicht mit der Rechts. 
figur der Auslieferung, jondern einfach mit einer aus der Natur des 
Amtsauftrages, der Beichaffenheit des Schiffes, jeiner räumlichen Be- 
ichränftheit, Manövrirfähigkeit, VBerproviantirung ꝛc. fließenden Amts.» 
befugniß des Schiffscommandanten, eventuell jeder Schiffswache zu 
thun, deren Pointe im rechtlichen Verbote ruht, das Schiff zu 
betreten, bezw. in der Aufforderung, das Schiff zu verlafien. 
Der Widerftand des Einzelnen gegen diejen amtlichen Befehl kann ge— 
gebenen Falls nach dem heimathlichen Strafredt des Kriegsichiffes Die 
Merkmale des Widerjtandes gegen eine StaatSbehörde oder, wie nach dem 
Deutihen St..G.-B. die Delictömomente des KHausfriedensbruches nach 
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$ 123 conftituiren. Niemals kann aber das einjchlägige Verfahren mit 
dem Verfahren bei Ausweijungen aus dem Staatögebiete in Urfache und 
Rechtseffect auf eine Linie gejtellt werden. — Im Uebrigen kommt die 
Frage der Immunität des Schiffsraumes faum zur praftijchen Geltung 
zu Gunſten gemeiner oder politiſcher Verbrecher, jondern die Kriegs. 
ichiffe gelangen Häufig in die Lage, bedrohten Unterthanen der eigenen 
oder befreundeten Nationen in erregten Tagen Zuflucht und Sicherheit 
zu gewähren. Zahlreiche Beiipiele aus der jüngjten Zeitgejchichte jprechen 
für die außerordentlihe Wichtigkeit und den praftiichen Werth Ddiefer 
kraft der Verträge und fraft völferrechtliher Gewohnheit den Kriegs- 
ichiffen zuftehenden Exemtion, deren Fortbejtand gewiß im Intereſſe des 
transmarinen Berfehrs gefordert werden kann, ohne fie bis zur unju« 
riftifchen Forderung eines „Aſylrechts“ auszudehnen.!) Die dem Com— 
mandanten zweifellos zuſtehende VBerwaltungsbefugniß, das Betreten 
feines Schiffes zu verhindern, giebt ihm aber ficherlich auch das Recht, 
die bereit3 an Bord befindlichen Nationalen auch dann abzumweijen, wenn 
das öffentliche Necht feines Staate® die Auslieferung der einzelnen 
Staatsangehörigen an fremde Staaten ausdrüdlich unterjagt."?) 

Ein wirkliches vertragsmäßiges Auslieferungsverfahren ſummariſchſter 
Form!?) findet nur in dem einen Falle jtatt, wenn fich dejertirte Schiffsmann— 
ſchaften an Bord eines Kriegsſchiffes begeben oder dejertirte Schiffäleute 
fih an Land geflüchtet Haben. Auf Grund einer großen Zahl zwiſchen allen 
jeefahrenden Nationen abgejchlejfener Verträge ift die in den befonderen Ver- 
hältniffen der Seeſchifffahrt begründete gegenjeitige ſchleunige Rechtshülfe zur 
Wiedererlangung vertragsbrühiger Schiffsmannjchaften zu einem vertrags- 
und gewohnheitsrechtlich ausgebildeten Rechtsinftitute des Völkerverkehrs ge— 
worden. Das hierbei ftattfindende, bei allen größeren Seejtaaten fait identijche 
Berfahren ijt nach Deutſchem Necht in nachjtehender Weije geregelt. 

Die Eonjuln des Deutihen Reiches haben, nicht von Amts— 
wegen, jondern nur auf den Antrag des Sciffers bei den Drts- 
oder Landesbehörden die zur Habhaftwerdung dejertirter Schiffsleute der 
Deutihen Handeldmarine erforderlihen Schritte zu thun, während 
fie, wenn Mannfchaften von Kriegsichiffen dejertirt find, jolche Schritte 
von Amtswegen zu thun haben, jobald ein derartiger Fall zu ihrer 
Kenntniß gelangt. Auch hier wird indejjen in dem meijten Fällen eine 
Requifition des Schiffscommandos vorausgehen. 

Hat fi ein Deferteur an Bord eines fremden Kriegsſchiffes ge- 
flüchtet, jo ijt das Erfuchen um Auslieferung an den Commandanten 
des letzteren bezw. an den ältejten anweſenden Dffizier der betreffenden 
Flagge zu richten, welcher, joweit nicht etwa bejondere Umſtände ent: 
gegenjtehen, bei Zufage der Neciprocität jenem Erjuchen unbedenklich 
jtattgeben wird. Wenn Mannschaften von Schiffen der Kaiferlichen 
Marine dejertiren, jo wird der Gommandant des betreffenden Schiffs 
den Conſul unter Mittheilung des Nationale und der Umſtände, unter 
welchen die Dejertion erfolgt it, um jeine Mitwirkung zur Wiederhab- 
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haftiwerdung des Deſerteurs erjuchen. Der Konful beantragt demnädjt 
bei der competenten Localbehörde die durch die Verhältnifje gebotenen 
Mafregeln. Wird der Deſerteur ergriffen und verweigert die Local: 
behörde jeine Auslieferung, jo berichtet der Conſul an den Reichskanzler. 
Erfolgt die Auslieferung, jo veranlaßt der Conſul, daß der Dejerteur 
an Bord des Schiffes zurüdgeführt wird. Sollte das Schiff bereits 
abgegangen und auch fein anderes Schiff der Reichsmarine anweſend 
fein, jo verfährt der Conſul nach den ihm von dem Schiffecommandanten 
zurüdgelaffenen Weifungen. In Ermangelung jolcher jendet er den 
Dejerteur auf möglichjt wenig koſtſpieligem Wege an die Marinebehörde 
desjenigen Kriegshafens, zu welchem das betreffende Schiff gehört, oder 
an die nächjte Grenzpolizeibehörde de Bundesgebiet mit dem Erjuchen 
um Weiterbeförderung an die eben genannte Stelle.'*) 


ı) Martens, Recueil des Traites. Tome IV, (1761—17%) Supplöment 
p. 582 f. 

) Die Zurüdführung der thatjählihen Praris auf das ihr zu Grunde Tie- 
gende juriftiiche Prineip ift Hier um jo nothmwendiger, als die Berufungen auf 
den „naturrechtlichen” Urjprung dieler Einrichtung, auf ihren Zuſammenhang mit 
der verfhwimmenden „Comitas gentium* vielfach die rechtliche Seite des Ver— 
hältniffes völlig vergejjen lafjen. So u. a. bei Philllimore I, p. 477; Bluntſchli, 
©. 187, bewegt fih in Widerſprüchen und läßt den Umftand nicht deutlich werben, 
den Ealvo in Anlehnung an Dana (Commentar zu Wheaton) richtig mit den 
Worten heraus hebt: „Les immunites dont jouissent les navires de guerre d&pen- 
dent plutötde leurcaractöre public que de leurcaractöre militaire“.(T.p.613.) 

®) Das Capitel der Kriegsihiffe ift in der Literatur mit einem dichten Nee 
von FFietionen überzogen worden durch die wiederholten Verſuche die Rechtsver- 
hältnifje dejlelben auf eine Grundlinie zu ftellen mit den in der ältern Lehre dem 
Gejandtihaftshotel zugejchriebenen Eremtionen. Diejen Berfuchen gegenüber find 
die ſpeeifiſchen juriſtiſchen Unterſcheidungsmomente jcharf hervorgehoben bei v. Bar, 
Intern. Privat: und Strafrecht, ©. 411, und neuerdings PBerels, ©. 101. ©. 
dagegen Lampredi, Del Commereio dei neutri, I, p. 145, Carnazza- 
Amari, a. a. O. p. 115. Cauchy, Droit maritime international, II, p. 157. 

9 ©. eine jorgfältige Weberfiht des literariſchen Standes der Lehre bei 
Berel3, ©. 103 f. 

5) Doch auch hier pflegt eine billige Rüdfihtnahme auf die Stellung des 
andern Theils beobachtet zu werden. Im Jahre 1884 hatte ein Matroje auf 
einem in Livorno vor Anker liegenden Kriegsichiffe der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika e3 gewagt, an einen Officer Hand zu legen. Er wurde jogleich 
verhaftet und vor ein ad hoc zufammengetretenes Kriegsgericht geftellt, das ihn 
zum Tode durch Pulver und Blei verurtheilte. Am Morgen verlieg das Schiff 
in aller Stille den Hafen und fuhr vier Meilen weit in die See hinaus, 
wo danı die Hinrichtung ftattfand. Die Leiche wurde hierauf ind Meer gejentt. 
Das Schiff Fehrte dann um einen Mann feiner Bejakung weniger wieder in den 
Hafen zurüd. 

°) Wirfungsfreis des Strafgejeges nad) Zeit, Naum und Berjonen, 88 39, 
53. MWebereinjtimmend Ortolan, Rögles internationales et diplomatie de la 
mer. T.I,p. 1725. Perels a. a. O., S. 101 f. Zu weitgehend Calvo I, $ 614. 
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) Ausdrüdlic gibt dies in Anjehung des Engliſchen Rechtes zu Bhillimore, 
I, ©. 479: The privilege ... does not cover offences against the territorial 
law committed upon shore, though the commanders of vessels are intitled to 
be apprised of the eircumstances attending and causes justifying the arrest 
of any one of their crew, and to secure to them, through the agency of 
diplomatie or consular ministers, the administration of justice. — Ueberein- 
ftimmend Ortolan, Diplomatie de la mer, I, p. 290 f. — Um ernitere Eon- 
fliete zu vermeiden, wird regelmäßig die Norm aufgeftellt, daß mit Ausnahme 
höherer Unteroffiziere, denen das Tragen des Seitengewehrs gewöhnlich gejtatter 
wird, die Mannfchaft des fremden Kriegsichiffes das Land ſtets nur unbewaffnet 
betreten dürfe. S. 8 12 der oben cit. Defterr. Vorjchrift über Zulaß und Be 
handlung der Kriegsichiffe befreundeter Nationen an den Dejterr. Küften. — 
Preuß.-Portugiefijche Vereinbarung vom J. 1864. 

) von Ehrentroot im 34. Beiheft zum Deutichen Marineverorbnnungs- 
blatt, ©. 55. 

) a. a. O. ©. 115. 

') Attlmayr, a. a. O. ©. 38—40. Was dagegen U. unter „Aſylrecht“ 
verjtanden wiſſen will, zeigt aufs deutlichite, bis zu welcher Verwirrung ber ein- 
fachſten NRechtsvorftellungen der Gebrauch uncontrolfirter, auf ihren wahren Gehalt 
nicht geprüfter juriftiicher Bezeichnungen führt. Ohne bisher auf Widerſpruch 
zu ftoßen, bezeichnet Attlmayr als Aſylrecht „in maritimer Bedeutung”: das im 
Weſen der Souverainetät begründete Recht der Staaten, fremde Schiffe im Innern 
ihrer Häfen zuzulafien, denfelben all das zuzugeftchen, mas ihnen nothwendig, 
nüßlich oder erwünſcht ift, dann die Schiffe jo lange, als es ihnen beliebt, ver- 
weilen und nach ihrem eigenen Gutdünfen in See gehen zu laſſen.“ (S. 100.) 
Mannigfaltiger im Inhalt und umfafjender in feiner Ausdehnung kaun aller- 
dings ein „Rectsinftitut” faum mehr gedacht werden. 

) Richtig in diefem Sinne Calvo ($ 617), der ſich mit der Aufjtellung des 
Principes der Eremtion begnügt und dann nur al3 Folgeſatz conftatirt „que 
penötrer & bord par force est une violation de pavillon, qui peut entrainer 
les plus graves consäquences et justifie une rupture de relations entre deux 
Etats.“ Webereinjtimmend: Ortolan, R£ögles internationales et diplomatie de 
la mer. T. 1, p. 109 f£ Wheaton, Elements, 5. Aufl. p. 125 f. Dagegen 
v. Martens, II, ©. 235: „Weder die Polizei», noch die Auftizbehörden des 
Uferftaates find befugt, das Werbed eines Kriegsichiffes zu betreten. Folglich 
befigen Kriegsjchiffe im fremden Hafen nicht nur Erterritorialität, jondern auch 
Aſylrecht.“ Es ift nicht abzujehen, welches juriftiiche Moment die begrifflich 
höhere Dignität bes letteren bewirken jollte. 

12 Nach ber im Tert aufgeftellten principiellen Löjung regelt fi aud das 
Rechtsverhältniß der an Bord eines Kriegsichiffes geflüchteten Sclaven. Auch in 
denjenigen Staaten, in deren öffentlihem Recht ausdrüdliche Vorichriften darüber 
beftehen, dai die Berührung des Staatsgebietes eine Aenderung des Statuäver- 
hältnifjes für die Sclaven zur Folge habe — England, Frankreich, Defterreih —, 
fönnen fich dieje VBorfchriften, wie im Deft. Hofdecret vom 19. Auguft 1826, ledig— 
lich auf die rechtliche Behandlung der Sclaven innerhalb des Defterr. (Engliſchen :c.) 
Staatsgebieted und Rechtsſyſtems beziehen; eine grundjägliche Aufhebung des in 
Drientaliichen Staaten nod) in Kraft beftehenden Sclavereiinftitutes jollte und fonnte 
damit nicht ausgejprochen werben. Der Sinn der Sclavenaſylbeſtimmungen iſt 
daher einfach der: Wenn und jolange jolche Individuen an Bord eines Deiterr. :c. 
Schiffes gelangen und dajelbft verbleiben dürfen, entfallen für fie die frü— 


446 Die rehtlihen Grundlagen für den internationalen Verkehr zur See. 


heren Beihränfungen rechtlicher Natur, da das Heimathsrecht de3 betreffenden 
Schiffes joldhe nicht Tennt; die Staatsverwaltung kann den Commandanten aus 
Nüdfihten der Humanität eine ſolche Aufnahme jogar ausdrüdlih empfehlen, — 
allein in feinem Falle lann durch diefe Mafregel dem Shiffscommandanten bie 
Amtsbefugniß beichränft fein, Fremden den Wufenthalt an Bord nad) jeinem 
Ermefjen zu bewilligen oder zu wehren. — Ausdrücklich iſt dieje rechtliche Auf- 
fafjung des pofitiven Verhältniffes von der zur Erörterung der Materie eingejets- 
ten Engl. Commilfion in ihrem Berichte vom 30. Mai 1876 und in dem allge» 
meinen Slave Circular für die Britiihe Marine aus demjelben Jahre ausgeſpro— 
hen worden. — Giehe die Materialien bei Perels, ©. 116-121 und bei 
Lorimer, Institutes of the law of Nations I. 253 f. 

37 Daffelbe vollzieht fi ohne diplomatiiche Intervention, ohne gerichtliche 
Aufforderung, ohne Vorlage und Prüfung anderer Urkunden, als des amtlichen 
Nachweiſes der YZugehörigfeit der Neclamirten zur Schiffsbeſatzung (Perjonalbe- 
ſchreibung, Nationale, Mufterrolle). Detaillirte Aufzählung der ältern und der zur 
Beit in Kraft ftehenden Berträge j. bei Dudley Field zu ben Art. 239—246 und 
bei Berels in deilen gut orientirendem Auflag: „Auslieferung dejertirter Schiffs- 
mannjchaften” im 40, Beiheft zum Deutichen Marineverordunungsblatt. Ueber das 
Recht des Schiffsmanng, feine Entlafjung zu fordern j. die Deutſche Seemanns— 
ordnung dvd. 27. December 1872, 88 61 ff. 

“) Für die Auslieferung deiertirter Schiffsmannſchaften iſt das Princip der 
Nihtauslieferung eigener Staatsangehöriger regelmäßig feitgehalten. Zwiſchen 
dem Deutichen Reich; und Großbritannien ift Die Auslieferung der eigenen Staats» 
angehörigen ausgeichloffen durch Art. III des Austieferungsvertrages vom 14. Mai 
1872 und jpeziell auch durch die Vereinbarung, betreffend die Auslieferung von 
Deierteuren der Kauffahrteimarine vom 5. November 1879; ingleichen zwiſchen 
dem Nordbdeutichen Bund und den Vereinigten Staaten von Nordamerika durch 
Art. 3 des Vertrages vom 22. Februar 1868 bezw. Art. III des Vertrages mit 
Preußen und anderen Staaten des Deutihen Bundes vom 16. Juni 1852. 


$ ss. 


Fortſetzung. 


Literatur und Verweiſungen: Handb. B. I, $ 75 ff., II, 8. 8 17 und 
10. Stück. — Heffter, 8 79. — Perels, $ 13. — Martens II, 8 56 
und $ 88. — Harburger, ©. 114 ff. — Wagner, Handb. des Seeredts I, 
$ 17. — v. Bar, Das intern. Privatrecht umd Strafrecht, 88 115 ff., 138. 
— v. Holgendorff, Encyclopädie d. Nechtswifjenichaft, I, 997 (3. Aufl.). 
— Born IL, $ 49. — Lyon-Caen, im Journal de droit int. prive, IV,, 
IX. — Courcy, Questions de dr. mar. I, p. 70 ff. — Carnazza 
Amari II, 88 23 ff. — Wharton, A treatise on the confliet of laws, 
ch. XI, 88 859 fi. — Boyd, Merchant shipping law. 


C. Rechtsſtellung der Kanffahrteifchiffe in fremden Eigengewäſſern. 


Der Amtscharafter, der die Nechtsjtellung der Kriegsſchiffe in fremd— 
jtaatlihen Gewäſſern complicirt gejtaltet, fehlt dem Kauffahrteifchiffe 
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unter normalen friedensrechtlichen Verhältniſſen völlig. Was beiden ge- 
meinfam tjt: die rechtliche Zugehörigkeit zu einem Staatsganzen, fommt 
bei beiden zu einem verjchiedenen Ausdruf wegen der verjchiedenen 
Intenſität jene® Zufammenhange®. Denn, während das zwifchen dem 
Kriegsichiff und feinem Staate bejtehende Verhältniß publiciftiicher Natur 
unlösbar ift, ift jener Zuſammenhang des Kauffahrteifchiffes allezeit nach 
dem Willen des Eigenthümers privatrechtlich lösbar. Die Territorialität 
de3 erjteren ift darum eine dauernde, die des legtern eine veränderliche.") 
Des Kauffahrteifchiffes Aufenthalt in den fremden Häfen ꝛc. hat daher 
prineipiell die volle Subordination unter die Rechtsordnung des Ufer: 
ftaates zur Folge. Der letztere kann an Bord alle Acte ftaatlicher 
Eontrole und Aurisdiction vornehmen, zu denen ihn jein eigenes Geſetz 
ermächtigt und auf deren Vornahme er nicht vertragsrechtlich verzichtet 
bat. Stand das Schiff bisher vor der Erreichung des fremdjtaatlichen 
Machtbezirkes — jei es durch ausdrüdliche gejegliche Vorſchrift — wie 
8 10 der Deutichen Strafprocegordnung, 8 101 der D. Seemannsord: 
nung, Reichs-Geſ. vom 4. December 1376 u. ſ. w., — ſei es kraft der 
völferrechtlichen Gewohnheit?) — auf Hoher See ausichließlih unter 
dem Richtmaß feines Heimathsrechtes, jo bleibt es mit dem leßteren 
nunmehr fraft des Territorialitätsprincips nur noch infoweit in Beziehung, 
als das Recht des Uferftaates die Geltung fremden Rechte überhaupt 
für zuläflig erflärt. Im Gegenjage zum alten Recht, welches den 
Fremden rechtlos jet, anerkennt das heutige Staatsrecht aller in der ge- 
meinjfamen Pflege des Völferrechts ftehenden Gemeinweſen auch die volle 
rechtliche Perfönlichkeit des Fremden zu Waller wie zu Land. 

Die volle Wirkjamfeit dieſes Grundſatzes kann bejonder im Ge— 
biete des CivilrechtS nicht mehr bezweifelt werden. Dazu kommt noch, 
daß man troß der gegenwärtig herrjchenden territorialen Abgrenzung 
des Rechts doc allgemein darüber einverjtanden ift, daß in den einzelnen 
Nechtögebieten mit Hilfe der juriftiichen Kategorien der jura quaesita, 
der statuta personalia zc., unter Umftänden auch ohne dieſe, fremdes 
Recht zur Anwendung kommen müſſe. Erwägt man zudem, daß Die 
Staatlichen Gerichte der modernen Eulturftaaten auch in Abweſenheit be- 
fonderen conventionellen Rechts gehalten find, wie es in der alten 
deutſchen Eidesformel hieß: „zu richten dem Fremden wie dem Heimi— 
ſchen, und dem Heimifchen wie dem Fremden“, — fo ift auch gar nicht 
abzufehen, welche Umstände dafür bejtimmend fein follten, die normale 
territoriale Geltung der ftaatlichen Gejege für die räumliche Ausdehnung 
des Schiffes zu unterbrechen, da durch die unbedingte örtliche Anwen— 
dung der fremden Rechtsnormen dem fremden Seeverkehr, ſowie der 
Nechtöitellung de3 Fremden im diesfeitigen Staatsgebiete eine günstigere 
Grundlage als die der principiellen Gleichitellung mit dem Staatöbe- 
wohner nicht gejchaffen werden fünnte.?) 

Eine rechtliche Sonderiing der Inländer von den Ausländern tritt 
— aud hier vom Falle der Retorfion abgejehen — nothivendig nur da 
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ein, wo fich diefe Gegemüberftellung aus zwingenden Gründen, fei es 
der Staatsangehörigkeit (Militärpflicht, Auswanderung, Genuß politifcher 
Rechte), fei e3 der vorübergehenden Natur des Aufenthaltes des Fremden 
(Steuerpflicht, Schulpflicht, Eintragung in die Standesregifter 2c.) recht- 
fertigt. Der zu Schiff anlangende und auf feinem Schiffe in diegfeiti- 
gem Eigengewäfler befindliche Fremde ift fomit, und der Gefichtspunft 
bleibt Häufig nicht genug beachtet, ein der Ddiesfeitigen Staatsgewalt 
gegenüber durch feinerlei Rechtsgrund beſonders charakterifirter Fremde, 
wie etwa der fremdländifche Gejandte, Conjul, oder die Beſatzung des 
Kriegsichiffes 2c.; jeine Rechtslage ift genau diejelbe wie etwa die von 
Bafjagieren eines über die Landesgrenze in diesfeitiged Gebiet gelangen- 
den Eifenbahnzuges. So wenig diefe oder andere im Lande befindliche 
Ungehörige eines fremden Staates den Anfpruch erheben fünnen, an den 
Privilegien theilzunehmen, welche den officiellen Repräfentanten ihres 
Heimathlandes eingeräumt twerden, ebenfowenig fan von einem Privat- 
Ichiffe, die den Staatsſchiffen zukommeude Ausnahmeftellung gefordert werben. 
Da nun aber, meint Harburger (a. a. D.), zugleid die durch Die 
Flagge zum Ausdrud gebrachte Oberherrichaft des Heimathsftaates fich 
geltend zu machen jucht, jo treffen beim Eintritt eines Kauffahrers in 
fremdes Wafjergebiet die Machtiphären zweier Souveränetäten zufammen. 
Solchen Falls muß nothiwendig die eine derjelben weichen, und zwar 
twird diejenige den Borrang zu beanspruchen Haben, deren Anterefjert 
berechtigter und gewichtiger find. — Dies ift aber auch vom reinen Utili- 
tätsitandpunfte des Fremden jelbjt betrachtet: das Recht des Uferjtaates, 
in deſſen Gebietsiphären jene eingetreten find. Die letzteren ftehen daher 
auf der Rechtsgrundlage des Fremdenrechts in dem Maße, als das letztere 
eben eine Iocale Ausbildung gefunden hat. 

Nicht jedes Lebensverhältnig des Fremden berührt aber die Inter— 
ejlenfphäre des Aufenthaltitaates intenfiv genug, um dieſen — auch bei 
entwideltem Verkehrszuſtande — zu einer rechtlichen Normirung defielben 
zu veranlaffen. Es ift fiir ihn nach dem beftehenden Deutichen Rechte 
3. B. gleichgültig, ob das an Bord eines im Eigengemwäfler liegenden fremden 
Schiffes befindliche Kind feiner Schulpflicht genügt oder nicht, gleich» 
gültig, ob das im feinem Hafen auf einem fremdländiſchen Schiff ge- 
borene Kind im Standesregifter der Uferjtadt verzeichnet wird oder nicht. 
Die auf feinen eigenen Schiffen vorkommenden Geburts: und Todesfälle 
hält er aber durch die dem Schiffer 2c. aufgetragene Pflicht der Eintra- 
gung des Geburtsfalles in das Schiffstagebuh und Berftändigung der 
ftandesamtlichen Aufjichtsbehörde (SS 61—64 des Deutichen Geſetzes 
vom 6. Februar 1875) in jorgfältiger Evidenz, Wir finden alfo ala 
Refultat das in Geltung jtehende Princip: In Anfehung aller redt- 
lich relevanten Lebensverhältnifje, Hinfihtlih welcher weder 
die volle active und paſſive Gleichſtellung des Fremden mit 
dem Snländer, noch die Aufftellung bejfonderer, die Verhält- 
niffe des Erftern betreffender, gefegliher Normen erfolgt ift, 
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tritt im gefammten Staat3gebiete, jomit aud in den Eigen- 
gewäſſern, die jubjidiäre Wirfjamfeit des heimathlidhen 
Rechtes des fremden Schiffes ein.t) 

Diefer Grundjag in feiner Anwendung auf die Gebiete des Civil: 
recht3 wie des Strafrehts tritt jchon im älteren völferrechtlichen 
Duellenmateriale mit großer Bejtimmtheit, wenn auch nicht mit voller 
principieller Klarheit hervor. In dem oben citirten Vertrage vom 
Jahre 1756 Heißt es hierauf bezüglih: „Les sujets respectifs des deux 
parties contractantes, qui viennent söjourner dans les Etats de l'une 
ou de lYautre, y seront &galement soumis à toutes autres lois 
et reglemens, qui peuvent les concerner; ils jouiront de la 
plus entiere protection de ces m&mes lois et il leur sera fait 
‚dans tous les cas quelconques une promte et parfaite justice*; und im 
Urt. XVIH: „Quoique les sujets d’une des deux parties contractantes 
soyent soumis, pendant leur sejour dans les Etats de 
l’autre, aux lois et statuts du pais et du lieu, oü ils se 
trouvent, cependant leurs personnes et leurs biens, tant vaisseaux, 
que marchandises, argent ou autres efiets, ne pourront jamais &tre 
employes de force par le gouvernement au service public, pas meme 
pour la defense et la conservation de I’Etat, encore moins pour 
Vutilitö d’aucun particulier, en vertu de quelque edit general, ou 
special, que ce puisse ötre.* Daſſelbe Princip, welches fi” mit ge: 
ringen Abweichungen bis ins neuejte VBertragsmaterial verfolgen läßt, 
gelangte im Preußiichen Eonfularreglement vom 18. September 1796 
zur augdrüdlichen Formulirung. „Die Preußiſchen Unterthanen (auf 
Preußischen Schiffen in fremden Häfen) bleiben in all ihren dortigen 
Eivil- und Criminalfällen, aljo auch Streitigkeiten untereinander, wenn 
e3 darüber zu Proceſſen kommt, der Yurisdiction der dortigen Obrigkeit 
unterworfen.“ 

Die hier vertretene Auffafjung über die Jurisdictionsverhältniffe in 
fremden Eigengewäſſern blieb jeither in principiell unangefochtener 
Geltung und gelangte ſowohl in der Staatspraxis wie im den inter 
nationalen Verträgen zu wejentlich übereinftimmender Anerkennung. Die 
Annahme einzelner Autoren, daß die oft citirte Reſolution des Franzöfiichen 
Staatsraths vom 20. November 1806 mit den Worten „les droits de 
la puissance neutre doivent être respectes, comme s’agissant de la 
discipline interieure du vaisseau, dans laquelle Vautorité locale ne doit 
pas s’ingerer, toutes les fois que son secours n’est pas reclam& ou que 
la tranquillit& du port n’est pas compromise* — eine von anderen 
Nechtsprincipien geleitete Modification der bisherigen vom Gedanken der 
Staatögebietöhoheit beherrichten Theorie fei, beruht offenbar auf einer 
Täuſchung. Die Lediglich eine Polizeivorſchrift enthaltende Formel 
drüdt nur die Thatfache etwas beftimmter aus, die aber freilich nie 
zweifelhaft war, daß der Staat einer großen Zahl bon Lebensverhält- 
nifjen der Fremden fremd gegenüberjtehe, daß er in Anſehung zer 
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rechtlich gleichgültig, inactiv verbleibe, bis jeine Action eben durch Die 
Berührung feiner Interefieniphäre, jei es durch directe Unrufung, jei es 
durh Störung feiner Rechtsordnung, unerläßlih wird. Jedenfalls 
bieten die überaus elaftiichen Bedingungen der Franzöſiſchen Staats— 
praxis: Die directe und indirecte Herausforderung der ftaatlichen 
GEognition — Sicherheit darüber, daß daS durch dieſe beherrichte 
Franzöfiiche Fremdenreht den Kauffahrteifchiffen fremder Gtaaten in 
Franzöfiihen Eigengewäflern principiell feine größere Eremtion von Der 
Gebietöhoheit einräume, als das einſchlägige Gewohnheits- oder pofitive 
Recht anderer Staaten. 

Der ziemlich geringe principielle Werth des der Enticheidung Des 
Conseil d’Etat zu Grunde liegenden Gedankens hat aber nicht gehindert, 
daß derjelbe, allerdings in oft mangelhafter Form, in das Strafrechts— 
ſyſtem einzelner Staaten und in die meiften Handels: und Gonfjulats- 
verträge der wichtigjten Culturſtaaten überging. Lebteres gilt auch von 
denjenigen, die, wie das Deutiche Reich, in ihren Geſetzgebungen die ein- 
jchlägigen Fragen regelmäßig ohne Specialifirung der Detailfäle nach 
ben in allgemeiner Anerkennung ftehenden Principien des Böllerrechts 
regelt. 

Die zweite große Gruppe von internationalen Regelungen Des 
Nechtsverhältnifjes der in fremden Eigengewäflern Tiegenden Handels: 
ſchiffe lehnt fih an die beſtimmtere Vorſchrift des Englifchen Rechts an, 
welches, im Sinne der älteren Merchant Shipping und Mercantile 
Marine Acts, in der Inſtruction an die Gonfuln des Britiichen Reiches 
den Grundſatz aufftellt, bezw. fejthält: „. . . that a British merchant 
ship, while in a foreign port is subject to the laws in force at that 
port, and that no persons seeking refuge on board such ships, with 
a view of evading the local laws, can be protected against the 
operation of those laws. The ship aflords no harbour to any person 
liable legally to be taken into custody; and the crew forms no 
exception to this rule. 

The disciplin on board a British merchant ship while in a 
foreign port is usually allowed to be regulated by the master in 
eonformity with British law and it is desirable that he should be 
supported in maintaining it. Consular officers should assist ship- 
masters in this respect, warning them, however, of any local rules or 
regulations which might interfere with their free action in the matter, 

Whenever such rules are made or altered, the Consular officer 
will give due information thereof to the Secretary of State.“?) 

Das Hier und im älteren continentalen Duellenmateriale vorwiegende 
Prineip einer ftillfhweigenden Auftheilung der Jurisdictionsgemalt 
zwifchen dem Uferftaat und dem Heimathsſtaat des Schiffes hat aber 
offenbar unter dem Einfluffe der Franzöfifhen Theorie in der neueren 
Staatspraxis allmählich die Gejtalt angenommen, daß den confjularifchen 
Functionären in den fremden Häfen eine örtlich und fachlich genau be— 
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ftimmte ausschließliche Jurisdictions- und Polizeicompetenz (in Streitig- 
keiten zwiſchen Gapitain und Matrojen, bejonders derjenigen, die fich 
auf die Heuer und die Erfüllung gegemfeitiger Verpflichtungen beziehen) 
ausdrücklich eingeräumt mwurbe.®) 

Daß daneben aber der Territorialftaat fih in manden Con— 
ventionen diejer Art bezüglich aller anderen Streitfälle der Fremden ein 
von eigenem freien Ermefjen über den Umfang der Ordnungsſtörung 
abhängiges Necht des Einſchreitens ausdrüdlich auch noch vertragsmäßig 
gewahrt hat, ift vielleicht im Intereſſe der Rechtsbeftimmtheit von einigem 
Nutzen, principiell iſt jedenfalls diefer Vorbehalt nicht erforderlich geweſen. 

Der Grundjaß der facultativen ftaatlihen Geſetzgebungs- und 
Jurisdictionscompetenz war von jeher in ftändiger Uebung, und es tft 
demnah Harburger, Perels und Anderen nicht beizuftimmen, wenn 
diefe in der Englifchen Territorial waters Jurisdietion Act von 1878, 
welhe in Anjehung der in den Eigen- (und Küſten-) Gemwäfjern be. 
gangenen Delicte auch nur potenziell die Jurisdictionsbefugniß der Eng— 
liſchen Gerichte ausſpricht, die Aufitellung eines neuen, der franzöfifchen 
Staatspraxis entgegengejegten Principe erbliden. Hier wie dort greift 
der Uferjtaat mit jeiner Autorität nur da, aber auch immer da ein, 
wo feinem Befinden nach die eigene nterefieniphäre berührt wird. 

Als jelbjtverjtändlich gilt hierbei, daß fich dieſes freie Ermefjen für 
die Entfaltung der Criminal» und Bolizeigerichtsbarkeit innerhalb der 
Grenzen der jtaatlihen Strafgejege bewegen muß. Das „incertum* 
kann ſich lediglid darauf beziehen, ob die betreffende vom jtaatlichen 
Gejege — nullum crimen sine lege eriminali — als Delict bezeichnete 
Handlung der fremden auch thatjählih im gegebenen Falle der 
jteafgerichtlihen Cognition dieſes Staates untertvorfen werden wird. 
Wo die Gejebgebung des lebteren oder deſſen Praxis eine an Bord be- 
gangene Handlung nicht für jtrafbar erklärt oder nicht jtraft, da tritt 
eben factifche Straflofigkeit ein; ob dann die Strafgewalt des Heimaths- 
ftaates (de3 Thäters oder des Schiffes, an deſſen Bord jenes Delict 
begangen worden) wegen de3 im Ausland gejepten Thatbeftandes jupplirend 
eintreten fann oder nicht, hängt eben von der Beichaffenheit und legis- 
lativen Ausgeftaltung feines leitenden Strafprincipes ab. Daß Hier bei 
einfeitiger Fefthaltung des Territorialitäts- oder des Perjonalitätsprincipes 
in Ermangelung der erforderlichen Zuftändigkeitsbeftimmungen („negativer 
Eompetenzconflict”) zumeilen Straflofigkeit eintreten kann, iſt wohl gewiß 
und vom Gefichtäpunfte der Weltrechtöpflege aus ficherlih auch unter 
Umftänden bedauerlih; ebenfo gewiß ift aber auch, daß die durch dieſe 
Lücke entftehenden Uebeljtände weitaus geringfügiger in ihren Wirkungen 
find, als diejenigen wären, die eine weiteftreichende principielle Durch 
bredung des ftaatlichen Herrſchaftsrechts im Gefolge Hätte.”) 

Es ergiebt fid) jomit, da an biefer Stelle nur die Jurisdictions» 
verhältniffe der Schiffe innerhalb fremder Eigengewäſſer und nicht die 
nad internationalem Privat- und Strafrecht ſich einftellenden rechtlichen 
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Folgen jener concurrirenden Jurisdictionsbefugniffe zur Behandlung 
itehen, das Refultat: daß Handelsichiffe und ihre Bemannung nad) der 
übereinftimmenden völferrehtlihen Anjchauung der im regelmäßigen 
rechtlichen Verkehr ſtehenden civilifirten Staaten nah Maßgabe des im 
Uferſtaate entwidelten Fremdenrechts zweifellos unter die Aurisdiction 
des Staates gezogen werden fünnen, in deſſen Eigengewäſſer fie ſich be- 
geben haben. In den Europäiſche Rectsanjchauungen nicht theilenden 
Ländern des Orients, Oftafiens ꝛc., wo die Borausjegungen eines höhern, 
dem nothwendigeu Verkehrsbedürfniſſe entjprechenden Fremdenrechts noch 
fehlen, tritt das für den Verkehr Europäiſcher Stantsangehöriger in jenen 
Gebieten faſt überall geltende Princip der Eremtion von der localen 
fremdftaatlichen Jurisdictionsgewalt auch in Anjehung der Handelsſchiffe 
Europäiſch⸗Amerikaniſcher Eulturjtaaten in Kraft. Da, wo dieje durch 
Gewohnheitsrecht oder in Gemäßheit völferrechtlicher Verträge begründete 
„Erterritorialität” der Handelsihiffe noch das Nechtöverhältnig der 
leßteren zum Uferftaate beherricht, tritt das heimathliche nationale Recht 
mittelft weitreichender jurisdictioneller Befugniſſe der ftaatlichen Confulate 
in volle Wirkjamfeit.‘) 

Die Auslieferung flüchtiger Schiffsmannjchaften findet unter den 
oben angegebenen vertragsrechtlihen Bedingungen regelmäßig auch zu 
Gunften privater Kauffahrteiſchiffe itatt. 





) Diefe auf ftaats: und privatrechtlihen Grundlagen ruhende Divergenz 
hat in der Literatur bisher eine ausreihende Würdigung nicht gefunden. 

) ©. Harburger a. a. O. ©. 124 ff.; welde Gründe Dudtey- Field 
(Rolin) zur Annahme bereditigen „que les vaisseaux en mer ne soient plus 
consideres comme faisant partie du territoire d’une nation“ ($ 309 Code) 
ift nicht zu errathen, um jo weniger, weil damit die in den 88 311 u. ff. aufge: 
jtellten Grundjäße über die egtra-territoriale Jurisdiction des Heimathsſtaates 
in Widerjpruch gerathen. Die in der ältern Engliichen Literatur vorherrſchende 
Abneigung gegen die, beſonders von Franzöfiihen Juriften verbreitete Lehre, daß 
das Schiff territoire flottant, vder continuation, prorogation du territoire jei, 
ift dort in der Gegenwart gänzlich überwunden. ©. aud) Lorimer, bei welchem die 
neuere Anichauung innerhalb der Eugliihen Literarur die m. W. materialiſtiſchſte 
Begründung gefunden hat: „A State, even physicaly considered does not 
consist exclusively of eartlı and stone. A ship is a portion of it whilst 
within its waters, just as much as a house. If the decks of our whole 
shipping were measured, it would be found that many acres of England 
are continually afloat, and of the whole area of England, including the 
towns, these acres are unquestionably the most valuable and probably the 
most populous.“ (a. a. O., ©. 252.) 

°) Hier tritt eventuell aud) die praftiiche Bedeutung des internationalen 
Privatrechts in Kraft, mit feiner Prineipienlehre, welde Ordnung in das Chaos 
der Gejehgebungen bringen und uns in jedem alle, wo wir für Acte des Ber: 
kehrs der Nechtöregel bedürfen, dasjenige Geſetz bezeichnen joll, welches für den 
vorliegenden Fall in Anwendung fommt. ©. Rudolf Wagner's Handbud 
des Seerechts, ©. 129. 
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* Dieje Formulirung für das Verhältniß der Subordination bezw. der 
Coorbdination, das zwiſchen ben beiden in Betradht kommenden Gejeßgebungen 
befteht, dürfte der thatjächlichen Gejeggebung der Staaten und der in Kraft ftehen- 
den Staatenpraris beſſer entiprechen als die im Grunde zur jelben Löjung fich 
bequemenben Conflict#- oder Collijionstheorien, die jedenfalls im Ausdrud irre» 
führend find. Vergl. hiezu Lyon-Caön’s fehrreihe Studien im Journal de 
droit int. prive T. IX; Pasquale Fiore, Trattato di diritto internazionale 
pubblico, p. 225 ff.; v. Bar, a. a. O. ©. XUT ff. 

5) ®hillimore, II. p. 292 squs. 

6) Ueber die gejchichtlihe Entwicklung dieſer Anftitution ſ. Bonfils, La 
compötence des Tribunaux frangais p. 294; ebendaſ. ©. 375 das Berzeichnif 
all der Franz. Verträge, welche, feit 1787 abgeſchloſſen, die Rechtsverhältniſſe ber 
in fremden Eigengewäjjern befindlichen Kauffahrteiichiffe im Sinne der franzöfijchen 
Theorie regeln. Ein umfaflendes Verzeichniß der Verträge des D. Reiches ſ. bei 
Berels, ©. 77—79. 

) Ueber das Ermeſſen der verfolgenden Behörde nah Deutſchem Reichs- 
ftrafreht j. Harburger, ©. 124 ff. umd die Motive zu $ 3 des Entwurfes zum 
RSG. B. Protokolle über die Berathung der Strafprocefordnung p. 783 fi. 
von Holtendorff, ©. 997 fi. Gänzlid verfehlt Le Graverend, 
Trait& de la lögislation eriminelle (I. p. 89), der auch für die von Schiff- 
mannjchaften am Lande begangenen Delicte das „Drdnungsprincip“ des Beſchluſſes 
des Franzöfiihen Conseil —** von 1806 zur Anwendung bringen will. 

Als typiſches Beiſpiel ſ. die Rechtsſtellung und Jurisdictionsbefugniſſe 
der Engliſchen Conſuln innerhalb des Chineſiſchen Reiches auf Grund der Ordre 
in Council vom 9. März 1865 und ber Foreign Jurisdietion Act 1878 (sixth 
section of 41 u. 42 Viet. c. 67) beit Bhillimore I, 472. S. auch unten über 
conventionelles Recht auf hoher See. 


Zweites Kapitel. 


Die rechtliche Ordnung des internationalen Seeverkehrs 
jenfeits der Stantsgebietsgrenzen. 


$ 59. 


Die juriftifden Grundlagen für die Ausdehnung der 
Staatsgewalt über die Grenzen des Staatsgebiets. 


Ziteratur und Bermweifungen: Handb. Bb. II. 5. Stüd. Der Staat als 
völferr. Perjönlichkeit; Die Lehre vom Landgebiet des Staates. 9. Stüd. — 
Harburger, a. a. D., Einleitung und Sapitel I. — Rocco, Dell’ uso e 
autoritä della legge, p. 215 f. — Hautefeuille, Droits et devoirs des 
nations neutres. I, Ch. III. — T. Twiss, Black Book. — Wendt, 
Papers on maritime legislation p. 130 f. 


Die Bethätigung der ftaatlihen Kraft in Friedenszeiten findet dort 
nothwendig ihr Ende, wo fie — wie an der Landes ⸗Grenze — auf die 
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mit prinzipiell gleichen Rechte wirkende Kraft eines andern ftaatlichen 
Gemeinwejens ſtößt. Mit fpecieller Beziehung auf das Staatögebiet 
giebt v. Gerber diefem für die völferrechtliche Everiftenz freier Staaten 
unerläßlichen Prinzip in dem Sate Ausdrud: „Der Inhalt des Rechts des 
Staates an feinem Gebiete ift allein der, daß der Staat auf ihm 
Staat jein darf, daß das Territorium die örtliche Ausdeh- 
nung der Wirfung jeiner Staatsgemwalt darftellt und daß er 
die Anerfennng desjelben als örtliden Machtgebietes in An- 
ſpruch nehmen fann.” 

Der völferrechtliche Effect des Territorialprincipg tritt daher hier 
auf als die wechjeljeitige Aufhebung zweier gleicher Kraftgrößen an den 
durh die Natur oder durch comventionelle Linien gezogenen Landes— 
grenzen zweier Staaten. 

Wo dagegen jene aufhebende Urjache fehlt, wo der Staat nicht 
auf jenen rechtlichen Widerjtand einer glei organifirten Gemeinschaft 
ftößt: jenfeitS feiner Staatsfüfte, da bethätigt fich die Natur des Staates 
auch weit über jeine Gebiet3-Örenzen hinaus. Er findet und fichert fich 
in dem an fein Feitland grenzenden Meerestheile, in den fogenannten 
Küſtengewäſſern ein freies Bewegungsgebiet, das zur See nur des— 
halb räumlich begrenzt werden muß, meil die örtliche Unbejchränftheit 
bier die verfehrswidrige Eollifion aller Berechtigungen hervorrufen müßte.') 
Mag nun auch das Ausmaaß und die Art der Beitimmung jener Zu- 
fammengehörigfeit von Küftenftaat und Küſtenmeer in vielen Einzelheiten 
controvers fein, darüber hat doc, in der neuern Staatenprari3 nie ernit- 
lich Zweifel geherrjcht, daß eine jolche rechtliche Verbindung dem Be— 
griffe des Uferftaates complementär jei, ihn nothiwendig ergänze. 

Da unjere Darjtellung ihren ſyſtematiſchen Weg von den Rechts— 
verhältnifjen des Feitlandes zu den des freien Meeres nimmt, die recht- 
liche Natur der Küſtengewäſſer aber jowohl durch die Idee der ftaatli- 
chen Herrichaft, al3 durch den Nechtöcharakter des unjtaatlichen Meeres 
beftimmt wird, muß bier, um Wiederholungen vorzubeugen, auf das 
unten (Zwölftes Stüd) über die principiellen Grundlagen der Meeres= 
freiheit Gejagte verwieſen werden. 

Die recht3hiftorisch bedeutungsvollen Kämpfe zwischen den Wortführern 
des mare liberum und des mare clausum in den Tagen de3 XV. Jahr- 
hundertS bededen im Grunde nur ziemlich loſe die Brätenfionen entgegen: 
gejegter handelspolitifcher Syſtene mit dem Gewande eine dem 
Anſcheine nad) juriſtiſchen Prineipienftreites. War derjelbe auch, wie dies 
ihon Joh. Jac. Moſer vor mehr als hundert Jahren zutreffend aus— 
drüdte, „nur mehr geftillet als beigelegt und ausgemacht”?) worden, fo 
haben doch die von beiden Seiten fcharf formulirten Forderungen natur- 
gemäß auch auf die Lehre von den Küftengewäflern tief eingewirft. Sie 
ermöglichen zudem die Aufitellung einer Stufenfolge von Lehrmeinungen, 
welche zwiichen beiden Ertremen gelegen, ſich bald mehr den einen, bald 
‚dem andern mit dem Aufwande eines umfaflenden Beweisapparates zu 
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nähern ſuchen. Während nämlich eine Gruppe der Autoren?) die Küjten: 
gewäfler dem Stantögebiete in der Weife einverleibt, daß fie dem 
Inhaber der Staatögewalt Eigenthum an denfelben und als normale 
ftantsrechtliche Folge desjelben unbeſchränkte Souveränetät mit den wich— 
tigſten Attributen der Gejeßgebung und Jurisdictionsgewalt zujchreibt, 
beichränfen die andern die Befugnifie der Uferftaaten auf eine bloße 
Oberhoheit mit den vermeintlih nur geringer ausgedehnten Befugnijjen 
der Nothivehr und Abwehr gegenüber drohender Gefahr. 

Zu einer principiellen Bejtimmtheit find jedoch im Grunde nur Die 
ichroffen Anhänger der privatrechtlichen Eigenthumstheorie vorgedrungen, 
die wie Vattel, Byntershoek (De dominio maris dissert. V.) unerfchroden 
alle Eonjequenzen aus dem Oberjabe ziehen und daher dem Eigenthümer- 
Staate das unverfünmerte Recht einräumen, die Küftengewäller allen 
(itaat3-) rechtlich zuläffigen Transactionen zu unterwerfen, fie zu verkaufen, 
zu vertaufchen, zu verfchenfen, mit Dienjtbarfeiten zu belaften oder in 
fonjtiger Form über fie zu verfügen. Die Lehre führt endlich mit Leich— 
tigkeit zu dem von der Staaspraxis allerdings nicht eingeichlagenen 
Weg: allen fremden Schiffen gegenüber auch in Friedenszeiten die aus: 
ihliegende Natur des Eigenthumsrecht3 hervorzufehren und ihnen die 
Benugung des Küjtenmeeres ald Berfehrsitraße zu verbieten, auch wen 
diefelben davon lediglich in friedlicher Abſicht Gebrauch machen wollen. 
Zeichnet ſich dieſe Anſchauung durd ihre unleugbare Conſequenz und 
ihre hohe Eignung aus, die nothwendigen accefjoriihen Momente in der 
Natur der Küftengewäfller mit dem Grundgedanfen der Eigenthums— 
unfähigfeit des hohen Meeres in logischen Einklang zu bringen, jo leidet 
fie doc anderjeit3 wieder empfindlih an ihrem rein fietiven Gehalt. Sie 
überfieht die elementare Natur des Meeres, (defjen Theil doc auch der 
Seegürtel längs der Küjte ift und bleibt), das ſich ebenfowenig ernſtlich mit 
Eigenthumsnormen umfpannen läßt, wie die meteorologischen Erſcheinungen 
des Negens, des Sturmes, oder wie das Klima u. j. w. Es fteht eben 
mit den Thatſachen in vollem Widerjpruche, wenn Hautefeuille, einer 
der lebhafteſten Bertreter der Eigenthumstheorie, von Küftenmeere be- 
hauptet: „Cette partie de VOcéan est donc en réalité, et d’une maniere 
constante sous la domination de Ja nation riveraine. Il y a possession 
continue, complete et absolue, comme s'il s’agissait d’un fleuve, d’un 
lac ou d’une partie de territoire terrestre.“*) Die Theorie trat dem 
auch in der That immer mehr in den Hintergrund, je jchärfer fich die 
Nechtöbegriffe in der Disciplin geftalteten und je mehr ſich Staatenpra- 
xis und Lehre von der dem patrimonialen und abjoluten Staat eigen: 
thümlichen privatrechtlichen Beurtheilung jtaatlicher und völferrechtlicher 
Fragen entfernten. 

Die andere Gruppe von Autoren, — dem Leitgedanken der Ver— 
fehröfreiheit auf See folgend, — machte die Ausübung von Souveränetäts- 
rechten (imperium in maris partem sine alia proprietate. Grotius, Jus 
Belli ae PacisL. II. cap. III. 13) innerhalb der Küſtengewäſſer abhängig 
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davon, daß die angrenzende See in der That und dauernd durch 
Waffengewalt beherricht werden künne; daß es die Sicherheit des betref- 
fenden Staates erfordere, und daß Hierdurch der allgemeine Verkehr der 
andern Nationen keine Störung erleide. 
Diefe Erklärung der ftaatlihen Difpofitionsbefugnig in den Küften- 
gewäſſern weſentlich aus Gründen defenfiver Natur, ift aber weder von 
der Staatenprarid® noch von der Rechtſprechung je in den aufgeitellten 
engen Grenzen acceptirt worden. Und fie wäre in der That auch nicht 
geeignet, die Fülle von Einrichtungen und Mafregeln aller Art zu recht: 
fertigen, welche der vorgefchrittene, moderne Staat innerhalb feiner Kitften: 
gewäfler zu treffen, fich genöthigt gejehen. Wäre es richtig, was Bon: 
fils 5) in Uebereinftimmung mit der überwiegenden Mehrzahl auch jün- 
gerer Autoren behauptet: dat das Necht des Staates jeewärtd nur aus 
dem „Recht der Vertheidigung“ — als ob es für den Staat aud ein 
Unreht der Vertheidigung gäbe — erflärt werden fünnte, daß fein ganzes 
Necht dem Seeverfehr gegenüber nur auf diefer Grundlage berube, To 
wäre ein großer Theil unjeres pofitiven Stants- und Völkerſeerechts nur 
noch mit Hülfe der gekünfteltften Conftructionen aufrecht zu halten und 
nur zum geringften Theile in jure fundirt. 
In That und Wahrheit ift aber die überfommene zumeift ohne Hin— 
blick auf das pofitive Wirthichafts: und Rechtsleben der Staaten recipirte 
Lehre das Nefultat einer willfürlihen Aufftellung, die nur das Selbit- 
verjtändlihe — das Necht der jtaatlichen Nothwehr — erklärt und für 
die thatfächlichen Nechtsbildungen fein verläßliches Princip Darbietet. 
Andem die meisten Autoren bis auf den heutigen Tag die Rechts: 
ftellung des Uferjtaates zum Küftenmeere immer nur oder doch vorwie- 
gend aus dem Geſichtswinkel der Maßregeln betrachten, die von ihm zu 
ergreifen find, um fich vor einem plößlichen Ueberfall von der Geejeite 
ber zu fichern; wenn fie weiter — wenn auch nicht immer den Worten, 
fo doc allemal dem Sinne nah — mit Plocque darin übereinjtimmen : 
„Il importe en effet à la süreté et au bien d’un Etat, qu’il ne soit pas 
libre à chacun de s’approcher du rivage, surtout avec des vaisseaux 
de guerre dont la présenee empecherait l’acces des navires de 
commerce et troablerait perp6tuellement la navigation; 6) — machen 
fie fich des für Die ganze Lehre folgenreihen Fehlers jchuldig: 
1) daß fie wohl den Seeverkehr der fremden Staaten, nicht aber 
da3 pofitive Seeverkehrsrecht des Küſtenſtaates felbit in's 
Auge falten und 

2) daß fie dem letztern ein Mechtöleben zu See nur jo weit ein- 
räumen, als fi) das Bedürfnii einer im Rahmen der Notwehr 
fi) bewegenden Reaction gegen die maritime Kraft des Aus— 
lands fühlbar macht. 

Die Löfung ist fomit nach) beiden Seiten Hin unzureichend negativ. 

Bu einem pofitivrechtlihen Rejultate gelangen wir erjt dann, went 
wir bei Beurtheilung der rechtlichen Natur der Küſtengewäſſer nicht un— 


Juriſtiſche Grundlagen für die Ausdehnung der Staatsgewalt. 457 


mittelbar von diefen ausgehen, gewillermaßen nicht von der See aus 
den Uferjtaat betrachten, jondern der jtaatlihen Natur der uns be 
ichäftigenden Trage entiprechend unjern Blid vielmehr in umgekehrter 
Richtung vom Staat aus auf die Küftengewäller richten. Die Rechts- 
figur: Küftengewäfler ift eine Folgeericheinung der Nechtsfigur: Staat, 
und nicht umgekehrt. Wenn uns daher mit einer Analogie gedient wäre, 
fünnte man vielleicht mit einem Anjchein von Berechtigung die Katego- 
rien von Haupt: und Nebenjache heranziehen. Daraus würde fich aber 
wieder die finnftörende Conſequenz ergeben, daß die Frage nad) dem „Ei: 
genthümer diefer Nebeniache“ aufgerworfen und in mehr oder minder ver: 
claufulirter Form in dem Sinne beantwortet werden würde, daß dent 
Staate ſelbſt dieſe Eigenthümer- bezw. Bejiterrolle zufomme.”) Damit 
wären wir aber wieder bei den allen Thatſachen und allen befejtigten 
und erprobten Begriffen des Eigenthbums bezw. des Beſitzes widerſpre— 
chenden Vorſtellnngen angelangt, — ohne der ſtaats- und völferredht- 
lihen Natur des Verhältniſſes gerecht zu werden. 

Um zu dieſem lettern Ziele zu gelangen, müjjen wir uns den Ufer- 
ftaat nicht in der privatrechtlichen Stellung oder eigenthumsgleichen Inne— 
habung, aljo nicht als „habend“, jondern lediglich jeiner Natur nad 
al3 „jeiend“ voritellen. Dadurd gelangen wir, ohne zu materiali- 
ftiihen Folgejägen greifen zu müſſen, zum Bilde des in feiner und durch 
jeine Bevölferung lebendigen wirkffamen Staates, deſſen Lebensthätigkeit 
in Gejeggebung und Verwaltung jo weit reicht, ald Leben und Verkehr 
feiner Angehörigen reichen. Er begleitet dieje gebietend, verbietend und 
ordnend auf das endloje Wellengebiet der hohen See, in die unwirth— 
lihen Striche des Polarmeeres ®) und jogar in fremdes Staatögebiet, um 
auch hier mit Hülfe gefandtjchaftlicher oder conjularifcher Functionäre 
Rechtsregel umd Ordnung in Die Lebensverhältnifie der Seinigen zu 
bringen. Die Entfaltung der jtaatlihen Wirkſamkeit ijt hier überall in 
feiner Weile an das eigenthumsgleihe Innehaben der Erd- 
oberflädhe geknüpft, auf welcher jich der Verkehr der Natio- 
nalen bewegt. 

Die Uebertragung diejer gewonnenen Erfenntniß auf die Frage der 
Küftengewäfjer ift allein geeignet, einen Leitgedanfen für die einander 
widerjprechenden Controverjen abzugeben und die hier obwaltenden Ber: 
hältnifje in ihrer wahren juriftiichen Natur erkennen zu laſſen. Weil 
der Staat den auf der benachbarten Seefläche fich vollziehenden Verkehr 
als jeine, d. h. die Intereflenfphäre jeiner Angehörigen berührend erkennt, 
dehnt er auch feine verwaltende Thätigkeit auf denjelben aus und unter 
wirft daher, joweit der erftere reicht, den Schaupla Ddefjelben jeiner 
ftaatlihen Autorität. 

Diefe natürliche Tendenz hat aber weder ein privatrechtliches Eigen- 
thumsverhältnig noch auch ein Analogon des publiciftiichen Verhältnifjes 
zur folge, wie es im Rechte des Staates an jeinem Territorium zu Tage 
tritt. Das rechtlich einigende Moment ift auf einem andern Gebiete zu fuchen. 
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Die ältere Staatsrechtöwifjenichaft, welche in der Völkerrechtslehre 
ihre tiefen Spuren zurüdließ, war zum jelbititändigen Begriffe der Ver— 
waltung nod nicht vorgedrungen; fie konnte fich in ihrer mechaniſchen 
Vorftellung von dem Bilde nicht frei machen, daß nur der Eigenthümer 
oder der Beliger eines Object? zur Vornahme gewiſſer Handlungen be- 
rechtigt jei. In diefem Gedanfengeleife wird das ſtaatliche imperium 
zum dominium, Staatsgut zum Privatgut, Staatsfunctionen in Recht— 
jegung und Rechtiprehung zu „habenden Rechten“. Wo aber der obrig— 
feitlichen Herrichaftsübung Fein jubitanzieller Inhalt entiprad), da wurde 
von den verſchiedenen Hoheiten (Gerichts-, Wege, Küftenhoheiten 2c.) ge- 
ſprochen, die jich aber bei jchärferer Rrüfung lediglich als Abblätterungen 
der immer nur Land und Leute umfaſſenden einheitlichen Staats— 
gewalt darftellen. (S. La band a. a. D. ©. 184.) Das Völkerrecht 
unferer Zeit bedarf aber dieſes Umweges nicht mehr, um das Recht der 
obrigfeitlihen Verwaltung zur See bei denjenigen Staaten erjt noch zu 
motiviren, welche an das Meer grenzen und deren Bevölterungen daher 
den der Küſte zunächit Tiegenden Seegürtel in Subitanz und Producten 
ihren Lebenszweden dauernd dienjtbar machen. 


Die Staatögewalt überfchreitet hier joweit ihre fejtländifche Baſis, 
als das wirthichaftliche Leben der Staatdangehörigen zur Sce die Aus: 
bildung eines befonderen Zweiges der verwaltenden — Bedürfnifje er: 
fennenden und Bedürfnifie befriedigenden — Staatsthätigkeit zur Noth- 
wendigfeit macht. Zu dieſer rechtlichen Werfehrsordnung und der in 
ihrem Gefolge eintretenden Befeftigung dauernder Verwaltungseinrich— 
tungen bedarf aber der Staat weder einer bejonderen Seehoheit noch 
eines fingirten Anspruchs auf „überſchwemmtes Eigenthum“.?) Wir haben es 
hier jchlechthin mit Aeußerungen der Staatsgewalt zu thun, die fich wohl 
inhaltlih der maritimen Bejchaffenheit der Berwaltungsobjecte anpaſſen 
müſſen, für deren rechtliche Charafterifirung und für deren den Staats- 
angehörigen bindende Kraft aber die Dertlichkeit, an der fich jener Verkehr 
vollzieht, nicht enticheidend tft. Für den Staatsbürger fließt aus der 
Rechtskategorie: Küftengewäfler feine Rechtsfolge, welche für ihn nicht 
ſchon im normalen Subjectionsverhältniffe gegenüber der Staatsgewalt 
enthalten und begründet wäre. 


Diefer einfache Verlauf der juriftiichen Vorgänge bei Ausdehnung 
der Staatögewalt über die Grenzen des Staatögebietes wird in feiner 
principiellen Geltung unterbrochen, wenn Fremde das vorwiegend dem 
Seeverfehr der Bewohner des angrenzenden Küftenjtaates unterjtehende 
Seegebiet betreten. Die Berührung des Fremden mit dem diefjeitigen 
Staate kann, jelbit rein mechanifch genommen, nicht anders erfolgen, als 
indem fie einen bejtimmten Zweig der Berwaltung des fouveränen 
Staates trifft.) Diefe Berührung iſt aber unvermeidlih da, two die 
ftaatlihe Verwaltung zur See ihren Charakter der ijolirten zufälligen 
Wirkſamkeit verliert, wo fie ihre größte Dichtigkeit erreicht und fich 
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daher zu einem local organijirten Berwaltungsiyftem aus: 
bildet: in dem der Küſte zumächjt gelegenen Meerestheile. 

Die vom Staate für den Seeverfehr allerdingd zunächſt ber 
Seinigen hergeitellte Rechtsordnung und für die Dauer geichaffenen 
Einrichtungen fommen aber nicht nur den Nationalen, jondern auch den 
Fremden zu ftatten, fie können aber zumeift auch für die erjteren nur 
dann wirkſam erhalten werden, wenn die ihren Bejtand fichernden 
Normen innerhalb gewilfer räumlicher Grenzen auch für den in das 
Berwaltungsgebiet eintretenden Fremden bindende Kraft befigen. 

Jeder im Küſtengewäſſer fich vollziehende Verkehrsact unterliegt 
daher in den normalen Zeiten des Friedens rechtlich der Prüfung auf 
jeine zweddienliche Uebereinftimmung bezw. auf jeine Vereinbarkeit mit 
dem Syſtem der hier befeitigten und ausgebildeten ftaatlichen Verwaltung. 
Wo, und ſoweit eine ſolche Entwidlung nicht ftattgefunden hat, unter: 
icheidet fich die Nechtöftellung der Fremden innerhalb der Küſtengewäſſer 
in feiner Weife von ihrer Rechtslage auf hoher See. 

Die in ihrer Entwidlung literariih gar nicht verfolgbare, weil 
mit dem primitiven Staatenbildungsprocejjie ſelbſt zujammenfallende 
Einrihtung der ftaatlihen Herrichaft innerhalb der Küjtengewäfjer ijt 
daher feinestvegs eine „Erfindung“ des BVölferrechts, die — Dank dem 
Zufall — in der Geichichte eben jo gut auch nicht Hätte aufiteigen 
fünnen. Sie ift aber auch cbenjowenig eine „nur aus dem Gicherheits- 
bedürfnifje des Küſtenlandes zu rechtfertigende praftiich concedirte Modi: 
fication des Princips der Meeresfreiheit” — (Martens-Bergbohm 
a. a. D. ©. 375); denn fie ift als Ausdrudsform eines auch in 
primitivften Zuftänden wirkſamen jtaatlichen Lebensbedürfnifjes zweifellos 
um vieles älter als der Gedanke der „Meeresfreiheit“, wenn fie gleich 
erſt bei der polemijchen Erörterung der legtern in den Tagen der Renaifjance 
einige Berückſichtigung in der fachlichen Literatur gefunden Hat.'?) 


1) Die Frage nad der juriftiichen Natur der ftaatlihen Herrichaftsrechte 
in den Küſtengewäſſern ift von der völferrechtlihen Literatur bisher fat gänzlich 
umgangen worden. Die zum Erſatz dafür conjequent gebotene ausjchliehliche 
Beziehung auf den Gedanken der Meeresfreiheit ift naturgemäß wenig geeignet, 
den Ausführungen eine pofitiv rechtliche Grundlage zu ſchaffen, da jene Beziehung 
wohl für die Frage der räumlichen Ausdehnung ber ftaatlihen Herrſchaft, nicht 
aber für die Frage ihrer rechtlichen Natur Aufihluß zu geben vermag. — Die 
betreffenden Darftellungen haben jeit Schmelzings Erklärung (a. a. O. B. 2, 
©. 12) aus dem Jahre 1819: „E3 ſei Orundjag der Höfe geworden, den an das 
Ufer grenzenden Meerestheil als zum Lande gehörig zu betrachten”, nach der prin- 
cipiellen Seite keinerlei nennenswerthen Fortjchritt aufzumeifen, ja auch nur jelten 
tertlihe Abweichungen zur Folge gehabt. — Anſätze zu einer publiciftiichen, der 
Natur des Staates entiprechenden Klarftellung des Problems bei Perels, a. a. 
D., ©. 22 unter c, unb bei Martens-Bergbohm, Völkerrecht I, ©. 378, bei 
beiden allerding® noch vielfah mit den in der Literatur ftereotyp gemworbenen 
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Das Duellenmaterial der Staatengefhichte hat uns in feinem un— 
erfhöpflihen Reichthum auch Hierfür ein bezeichnendes und Tehrreiches 
Beilpiel an die Hand gegeben. Bis zu den im Gefolge des Berliner 
Vertrages vom 13. Juli 1878 eingetretenen Wenderungen der Beſitz— 
verhältnifje in den das Dalmatinijche Küftengebiet an zwei Stellen durd- 
brechenden wüſten Türkiichen Enclaven Klek und Suttorina hat das 
diefe bejpülende Meer für die Türkei den Charakter eines Küſtenmeeres 
nicht gehabt, da fich der genannte Staat vertragsrechtlich dazu ver- 
pflichtete, feinen Angehörigen und allen Fremden jeden Verkehr in dem 
jeiner Küſte benachbarten Seegebiete zu unterfagen. Die beiden Land— 
zungen gehörten einjt, gleichtwie Dalmatien und die Bocche di Cattaro, 
deren Theile fie waren, der Republit Venedig. Die Art und Weije, 
wie fie von dieſer getrennt und unter die Herrfchaft der Hohen Pforte 
gebracht wurden, ift folgende: 

Die Heine Republit Raguja, einerfeit3? zwischen Bosnien und das 
Adriatiiche Meer und von den beiden anderen Seiten zwiſchen Vene— 
tianifche Gebiete eingeengt, gerieth mit ihrer größeren und mädhtigeren 
Nachbarin, der Republik Venedig, einigemale in Zwiftigkeiten. In der 
Furcht, überrumpelt zu werden, benubten die Ragujaner einen unglück— 
lichen Krieg, welchen Venedig gegen die Hohe Pforte zur bejtehen hatte, 
um von legterer zu erlangen, daB gelegentlich des Friedensſchluſſes Die 
zwei Streifen, welche eben jene Landzungen bilden, vom Venetianiſchen 
Gebiete losgetrennt und dem Ottomaniſchen Territorium einverleibt wurden, 
fo daß nunmehr das Gebiet der Republik Raguſa von allen Seiten, mit 
Ausnahme der Meeresküfte, von ottomaniichem Gebiet umgeben war, 

So verblieb es durch nahe zwei Jahrhunderte bis zur Epoche der 
Franzöſiſchen Revolutionstriege (1597-—1797). Die Franzojen bemäch— 
tigten fih, nachdem fie die Republit Benedig wie jene von Raguſa 
vernichtet, und Dalmatien, Nagufa, wie die Bocche di Cattaro bejegt 
hatten, auch der oben erwähnten beiden Landzungen und blieben in 
deren Befiß, bis fie im Jahre 1814 durch die Truppen des Kaiſers 
von Oeſterreich verdrängt wurden. 

Die Kaiferlich Dejterreichiiche Regierung hat fie jedoch fofort aus: 
geichieden, um fie der Hohen Pforte zu überlaffen. Dieſe Ueberlafjung 
erfolgte aber nachweislich nicht unbedingt, fondern unter mehreren jtaats- 
und völferrechtlich wichtigen Auflagen. Abgeſehen davon, daß fich Die 
Defterreihiiche Staatsgewalt in Anjehung des Feitlandes die Servitut 
eine Truppendurchzugsrechtes rejervirte, ift e$ auch gewiß, daß fie die 
Küſtengewäſſer der beiden Landzungen in jene Uebertragung nicht einzu- 
beziehen gejonnen war. 

Notoriſch ift es, daß Defterreich jederzeit feine Wachſchiffe in jenen 
Gewäſſern jtationirte, um, wie es auch immer gethan, die Seeverbindung 
mit bejagten Enclaven zu verhindern, und zwar in derjelben Weife, wie 
dies bereit3 die Republik Venedig, die frühere Beherrſcherin Dalmatiens, 
von dem Wugenblide an gethan Hat, als die zwei Terrainftreden den 
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Osmanen abgetreten worden waren. (Note des Dejterreichiichen Vertreters 
an die hohe Pforte vom 3. 1853, ſ. Martend-Samwer, N. R. G. 
XVI, 1° P., p. 265.) 

Auch die legte amtliche Inſtruction für das k. k. Stationsſchiff im 
Küftengewäfler Kleks ſprach es ausdrüdlih aus, daß in der Bucht von 
Klek kein fremdes Kriegsfhiff, dann überhaupt kein Handelsichiff, weder 
groß noch Fein, die reläche force ausgenommen, einlaufen oder irgend- 
wie mit der Türkiſchen Küſte in Berührung kommen darf. „Das Küften- 
gebiet von Klek ift als mare clausum unter Ausschluß jeder Schifffahrt, 
mithin auch der Dejterreichifchen zu behandeln, indem fi) nur auf Dieje 
Weife die Ausſchließung der fremden Flaggen und namentlich jener, die 
vertragsmäßig den Defterreichiichen gleichgeftellt find, gegen etwaige Ne: 
clamationen wirkſam aufrecht erhalten läßt. 

Den Tractaten zufolge darf von den Türkiſchen Küftenbewohnern 
in Klek fein Fahrzeug, jei e8 noch jo Hein, zu GCommunicationen, zur 
Fiſcherei oder zu jonftigen Privatziweden gehalten oder auch nur gebaut 
werden.“ ?) Ä 

Hier liegt ein völkerrechtlich anormales Verhältniß vor, das uns 
aber ganz deutlich zeigt, daß nicht jedes in unmittelbarer Nähe der 
Staatsküſte gelegene Scegebiet deshalb ſchon zum Küftenmeer im jurifti- 
ſchen Wortfinne wird. Zu einem folchen wird der Meerestheil erft durch 
einen darauf fich entwidelnden dauernden Seeverkehr. Und weiters: 
Auch innerhalb jener Verkehrsacte, welche fih auf der Oberfläche des 
ihm zunächſt Tiegenden Theiles der See vollziehen, kann der Staat 
einige feiner Competenz ausjchließlich vorbehalten, in Anſehung anderer 
die conceurrirende Norm eines anderen Staated zulaſſen und nur fubfi- 
diär jelbjt eingreifen, und noch andere Erſcheinungen des Seeverkehrs 
fann er endlich al3 der Regelung und Ordnung von jeiner Seite über: 
haupt nicht bedürftig betrachten, gerade wie er nur gewilje für feine 
Intereſſenſphäre relevante Rechtsverhältnifie, ſogar innerhalb feines eigenen 
Stantögebietes, feiner ftaatlichen Cognition unterwirft. (S. oben ©. 450.) 

Durch diefe Auffaffung der Sachlage wird eben, wie e3 thatfächlich 
der Fall ift, der Staat allein zum Richter darüber gemacht, was er 
aus der Fülle der an feiner Küſte ſich darbietenden Creignifje feiner 
eigenen juriftiichen Cognition unterftellen will und was nicht. Deshalb 
it aber das der Küſte zumächft gelegene Meer weder ſchlechthin In— 
land, noch ſchlechthin Ausland, am allerwenigjten aber, wie Harbur- 
ger annehmen will, „eine Uebergangsſtufe zwiſchen Inland und Aus- 
land”, fondern eben Küftengewäfjer*) mit all den Attributen, welche die 
ältere und neuere Staatsprarid dieſer Rechtsconftruction zuweiſt. „Sie 
erhalten die erjtere Eigenjchaft”, meint Harburger, „wenn und infoweit 
der Geſetzgeber ausdrüdlich oder wenigftend nad) den lUmftänden und 
insbejondere nah dem Anhalt zweifellos für fie geltende Borfchriften 
ergehen läßt, während fie die legtere Stellung einnehmen, folange dies 
nicht gefchehen ift.“®) 
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Dies iſt nad) Lage der Sade völlig falſch; denn jonjt müßten 
auch die jubfidiär der Jurisdiction des Diesjeitigen Staates unterliegen: 
den fremden Eigengewäfjer und noch mehr die Nordpolargewäfler, in welchen 
fraft des oben citirten NReichggejeges vom 4. December 1876 (R.G.Bl. 
S. 233) und der Kaij. Verordnung vom 29. März 1877 (R.G.⸗Bl. 
S. 409) in den Gegenden zwijchen dem 67. und 75. n. Br. und dem 
5.0 öftl. und 7. w. 2. vom Meridian von Greenwich aus gerechnet, der 
Robbenfang vor dem 3. April jedes Jahres jedem Deutjchen und jedem 
zur Bejagung eines Deutichen Schiffes gehörigen Ausländer unter Strafe 
— bis zu 5000 Mark — verboten ift, auch für das Deutjche Reich 
als Inland gelten. Dagegen gewinnt die von Harburger aufgeitellte 
Unterfcheidung jofort einen berechtigten Kern, wenn wir uns die ber: 
waltende Thätigfeit des Staates in den Küjtengewällern als in einem 
Uebergang befindlich denken. Zwiſchen der vollen und unbedingten, auf 
eigene und fremde Staatsangehörige, von wenigen Ausnahmen abgejehen 
(ſ. oben), fich gleichmäßig erjtredenden Wirkſamkeit des Staates innerhalb 
jeines eigenen Staatsgebietes — und der ftrengen Reduction feiner Wirk: 
jamfeit blos auf eigene Staatsangehörige auf hoher See, liegt feine in 
den Grenzen ihres Umfanges nicht genau firirbare Thätigfeit innerhalb 
feiner Küſtengewäſſer, aljo in jenem Bezirke, in welchem er eigene 
Staatsangehörige in den meijten, fremde noch in vielen Fällen feinen 
Geſetzen und Berwaltungsacten unterwirft. Der dreifachen Gliederung: 
Staatögebiet, Küſtengewäſſer und hohe See entjpricht eine an Antenfität 
abnehmende, entjprechend abgejtufte jtaatlihe Wirkſamkeit. 

Bei jo bewandten Berhältnifien wird e8 uns Har, warum fein 
moderner Staat ausdrüdlih und nad). allen Richtungen Hin rechtswirf- 
jam die Küſtengewäſſer einfach für Inland erflärt, warum er nur an 
gewillen Punkten der Gejeßgebung durch Competenzbejtimmungen . feinen 
Willen erfennen läßt, daß nicht jene Meerestheile, wie Harburger 
(a. a. D. ©. 21) meint, jondern nur gewiſſe auf und in denſelben jich 
vollziehende Verkehrsacte, Lebensverhältnifje, Handlungen, Unterlafjungen 
u. j. mw. feiner Cognition unterworfen jein jollen. 

Durch eine bedingungsloje Uebertragung des Inlandcharakters auf die 
Küftengewäfler — abgejehen von dem fictiven Gehalt einer jolchen Ge- 
feßesbejtimmung — würden dem fremdländiichen Verkehr in vielfacher 
Hinfiht nußloje Laſten auferlegt werden, Lajten, welche der internativ- 
nalen Schifffahrt leicht zur Feflel werden fünnten. Aber aud) der dies— 
jeitigen Staatdgewalt jelbjt würde dadurch eine die effectiven praktiſchen 
Bedürfnifje weitaus überfteigende Competenz mit einer damit verbundenen 
erdrüdenden VBerwaltungspflicht begründet werden. 

Die Staaten begnügen fi) vielmehr — wie Deutjchland in jeinen 
Bollgejegen, in jeinen Geſetzen betreffend das Seeftraßenrecht, die Unter: 
juchung von Seeunfällen und Hülfeleiftung u. f. w., Frankreich in feinen 
BZollgejegen, Marineordonnancen, Hafenordnungen, England in jeinen 
Custom und Hovering, Merchant Shipping, Foreign enlistment Acts und 
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in anderen Gejegen den Anwendungsbereich der jtaatlihen Normen im vöffer- 
rechtlichen Verkehr auf mehr oder minder beftimmt bezeichnete Kategorien 
von Fällen zu beichränfen, in diefen Fällen aber auch nad) Bebürfniß 
das Recht ihrer Competenz mit vollem Nachdrude zu wahren, ganz ohne 
Nüdfiht darauf, ob fi) das fremde Schiff längere ober kürzere Zeit 
innerhalb des Bereiches jeiner Küjtengewäfler aufhält. Es ift wohl 
zweifellos richtig, daß dieſe Autorität des Uferftaates nicht in dem 
Sinne verftanden werden darf, als jchlöfle diefelbe das Küftenmeer in 
Friedenszeiten volljtändig aus der Zahl der natürlichen Verkehrsadern 
und Gommunicationswege für das internationale Leben aus, es kann 
aber deshalb nit mit Heffter, Perels, Martens (Bergbohm), 
Nizze u. U. behauptet werden, dab Schiffe, welche innerhalb jener 
Gewäſſer blos ihren Curs nehmen, deshalb von der für dieſe Seeftriche 
aufgeftellten Rechtsordnung erimirt jeien. Selbft wenn man annehmen 
wollte, daß jeitens derjelben feinerlei für den Küftenftaat rechtlich rele- 
vante pofitive Thätigkeit geſetzt, keinerlei von diefem gebotene Omiffiv- 
handlung verabjäumt wurde, jo bietet ſchon das einfahe Durchfahren „der 
taufend und aber taujend Schiffe, welche die Nähe der Küſte paffiren“, 
allerdings eine ausreichende Grundlage, um die Schiffe gewiſſen berech— 
tigten polizeilichen AuffichtSmaßregeln und damit alſo der Yurisdiction 
des Küftenftaates zu unterwerfen. Gerade die Rüdfichtnahme auf die 
gefahrloje Ausübung des allen Völkern freiftehenden Seeverkehrs muß 
dem Staat auch paffirenden Schiffe gegenüber — wir erinnern an 
Provenienzen aus den durch Cholera, Typhus 2c. verfeuchten Gebieten, 
an Schiffe mit notorifch feuergefährlicher Ladung (Dynamit, Pulver, 
Petroleum 2c.) — ein Recht der polizeilihen Berwaltungscontrole fichern. 
In diefem Sinne ift e8 gewiß. begründet, wenn Bluntſchli (a. a. ©.) 
im Urtifel 322 den Saß aufftellt: Schiffe, welche blos durch den Küſtenſaum 
eines fremden Staates hindurchfahren, werden der Staatöhoheit des Küften- 
ftaates nur injoweit vorübergehend unterworfen, als fie die militärifchen 
und polizeilichen Ordnungen beachten müfjen, welche derjelbe zum Schuße 
jeines Gebiete8 und der Küftenbewohner für nöthig erklärt hat. Die 
Gerichtöbarkeit des Küſtenſtaats erftredt fich in der Regel nicht anders 
auf diefen Küftenfaum, als foweit die Handhabung der Militär- und 
Polizeihoheit das nöthig macht. In allen übrigen Beziehungen wird 
das Schiff betrachtet, ald wäre es auf offener See d. h. ein ſchwim— 
mender Theil feines nationalen Staats. — „In allen übrigen Beziehungen” 
heißt aber hier eben joviel als in Anfehung aller derjenigen Verhältniffe, 
welche weder die Intereſſenſphäre des Küftenftaates, noch die des unter 
feiner Aufficht ftehenden Küſtenverkehrs berühren. 

Die Streitfrage hat in jüngfter Zeit anläßlich der Englifchen Terri- 
torial waters Jurisdietion Act 1878 (41 and 42 Vict. c. 73) neue 
Erörterung gefunden. Nah Inhalt derfelben ift eine jtrafbare Hand: 
fung, welche von einer Perſon, mag diejelbe Unterthan Ihrer Majeftät 
fein oder nicht, auf offener See innerhalb der Territorialgewäfjer von 
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Ihrer Majeftät Gebieten begangen wird, eine ftrafbare Handlung inner- 
halb der Jurisdiction des Admirals, wenn fie auch) an Bord oder mittelft 
eines fremden Schiffes begangen wurde, und die Perſon, welche eine 
ftrafbare Handlung begangen hat, kann verhaftet, in Unterfuchung gezo- 
gen und beftraft werden. Gegen Jemand, der nicht Unterthan Ihrer 
Majeftät ift und einer ftrafbaren Handlung angeklagt wird, welche in 
diefer Acte als in die Aurisdiction des Admirals fallend bezeichnet 
wird, joll aber das Berfahren der Unterfuhung und Beftrafung bei 
feinem Gerichte des vereinigten Königreichs eingeleitet werden, außer mit 
Zuftimmung eines der erſten Staatsjecretäre Ihrer Majeftät und auf 
defien Erklärung (certificate), daß die Einleitung diefes Verfahrens feiner 
Anficht nah am Plate jei, und auch außerhalb des vereinigten König- 
reich3 joll fein ſolches Verfahren eingeleitet werden, außer mit Erlaubniß 
de3 Gouverneurs jenes Theiles des Neiches, in welchem diejes Verfahren 
eingeleitet werden fol. (Art. 3.) 

Da dieſes Geſetz infolge des innerhalb einer marine league von der 
Englifhen Küfte erfolgten Zuſammenſtoßes der auf der Durchfahrt 
durch das Engliiche Küftenmeer begriffenen „Frankonia“ und wegen des 
darauf wegen Incompetenz erfolgten Freifpruchs des angeflagten Capitains 
berathen und publicirt twurde, wurden von mehreren Seiten Zweifel dar- 
über laut, ob dieſes Gejeg mit dem bisherigen Recht3princip des Völker: 
recht3 in Uebereinſtimmung ftehe. 

Nah Perel!’ Meinung nimmt die Britifche Krone durch jenes Geſetz 
eine Ausdehnung der Aurisdictionsgewalt in Anſpruch, welche mit den 
Negeln des internationalen Rechts nicht im Einflange ftehe. Vom Stand- 
punkte juriftifcher Erwägung aus können wir und Ddiefer Anjchauung 
nicht anfchliegen, wenn auch die möglichen politischen Gefahren des neuen 
Geſetzes nicht überjehen werden können. Dafjelbe iſt in der That, wie 
der Lordfanzler in der Sitzung des DOberhaufes vom 8. Mär; 1878 
ausdrüdlich hervorhob: „Not one which proposes to alter the international 
law, but one which makes provision for applying the machinery of 
our own law so as to make it work in harmony with the international 
law.“ Perels Widerfpruch bafirt auf der Annahme einer gewohnheits— 
mäßigen Beichränfung der ftaatlihen AJurisdiction auf die Schiffe, 
welche im Küſtengebiet Aufenthalt nehmen, unter Eremtion derjenigen, 
welche nur ihren Kurs durch das Küftenwahler nehmen. Wenn er 
(a. a. ©. ©. 91) fi) dabei auf den Ausſpruch Phillimore's beruft: 
„with respect to merchant or private vessels, the general rule of Law 
is, that, except under the provisions of an express stipulation, such 
vessels have no exemption from the territorial jurisdiction of the har- 
bour or port, or, so to speak, territorial waters (mer littorale) in 
which they lie,* — und bejonderes Gewicht auf die legten Worte 
legt, jo ift daran zu erinnern, daß Phillmore’3 Argumentationen gegen 
die Grundidee der Territorial waters Jurisdietion Act eben von einem 
willfürlich gewählten Ausgangspunkte ausgehen. Er meint: „The con- 
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sensus of civilised independent States has recognized a maritime exten- 
sion of frontier to the distance of three miles from low-water mark, 
because such a frontier or belt of water is necessary for the defence 
and security of the adjacent State. It is for the attainment of these 
particular objects that a dominium has been granted over this portion 
of the high seas.* Nachdem er die ratio consuetudinis für die Aus- 
bildung des Rechtöinftitutes der Kiüftengewäfjer lediglih auf „the de- 
fence and security of the adjacent State“ zurüdgeführt, glaubt er aller- 
dings mit Conjequenz als Ergebniß hinſtellen zu dürfen: „The reason 
of the thing, that is, the defence and security of the State, does not 
require or warrant the exclusion of peaceable foreign vessels from 
passing over these waters, and the custom and usage of nations have 
not sanctioned it“, wobei er in unverfennbarer Abfichtlichkeit „defence * 
und „security“ in einen ausjchließenden Gegenfab zu peaceable fo- 
reign ship ſtellt. Dieſes Vorgehen ift aber wenig begründet; die beiden 
Ausdrüde, die fi) auch in der Preamble des neuen Geſetzes vorfinden, 
motiviren in ihrer Vieldeutigfeit eben alle Mafregeln, welche der Staat 
als in feinem Intereſſe gelegen treffen will, und laſſen daher auch praf- 
tiſch wie principiell Vorkehrungen gegen peaceable foreign ships in dem 
von und angegebenen Sinne als nach Umftänden durchaus angezeigt und 
begründet erjcheinen. 

Es ift fchlechthin auch nicht ein juriftiicher Grund denkbar, der den 
Staat bejtimmen follte, angefiht3 auch nur des ihm von allen Autoren 
zugejtandenen Rechts, fi) vor Schaden zu wahren,®) jeine richterliche 
bezw. verwaltungspolizeilihe Thätigfeit Tediglich auf die im Zuftande der 
Ruhe und nicht auch auf die in voller Fahrt befindlichen, feine Rechts- 
fphäre berührenden fremden Schiffe auszudehnen.”) 

Heffter fann nicht den Anhängern der entgegengejegten Anficht 
beigezählt werden, denn auch in der von Perels, Harburger u. U. 
eitirten Stelle ($ 79) jpricht er fi) dahin aus, daß die nur vorüber- 
fahrenden, nicht die durch nationale Gewäſſer fahrenden Schiffe „in 
den eigenthümlichen Gewäſſern der dortigen Schifffahrtspolizei, den Schiffs- 
abgaben und der Gerichtöbarkeit des Landes“ nicht unterworfen find. 
Die unfere Materie treffende Anfiht Heffter’s kommt überdies nicht 
nur in diefem ziemlich jelbjtverftändlihen Sag zum Ausdrud, jondern 
weit bejtimmter und Harer in feinen Ausführungen über die Küften- 
gewäfler, in welchen er unbedingt jeden Fremden, der in den Bereich dieſer 
Seegrenze kommt, für verbunden erklärt, fich den vom Uferftaat getroffenen 
Einrihtungen zu fügen. ($ 75.) 

Das durch die citirte Acte für die Küſtengewäſſer des gejammten 
Britifchen Reiches, fomit für einen beträctlihen Theil des Weltverfehrs 
gejegte Recht ruht demnach) auf dem oben bezeichneten Princip der 
facultativen ftaatliden Jurisdictionscompetenz bezüglid 
aller innerhalb der Küftengewäffer fi vollziehenden Ber- 
kehrsacte. 

30* 


468 Die rechtlihen Grundlagen für den internationalen Verkehr zur See. 


Der bier in die plaftiihe Form eines beftimmten Rechtöinftitutes 
gebrachte principiel und praftiich begründete Rechtsſatz wird zweifellos 
auch in der Parallelgejeggebung der übrigen großen Seeftaaten binnen 
Kurzem zum Durchbruch gelangen. Der jegige, vielfah auf ſchwankendem 
Gemwohnheitsrecht beruhende Nechtszuftand läßt zahlreiche Lüden in der 
Regelung des völferrechtlichen Seeverkehrs. Es ift daher als ein erfolgver- 
Iprechendes Anzeichen zu verzeichnen, daß die Vertreter Deutjchlands, 
Belgiens, Dänemarks, Frankreichs, Großbritanniens, der Niederlande, 
Schwedens und Norwegen? der Berathung und Beichließung der zur 
Regelung der Fifcherei in der Nordiee abgejchloffenen Convention vom 
6. Mai 1882 das Princip des Küftenmeeres zu Grunde legten. Im 
der 2. Sitzung der Haager Conferenz vom 10. October 1881 wurde 
der einjtimmige Beichluß gefaßt: Est admis le prineipe de l’existence 
d’une mer territoriale. (©. Berhandlungsprotofolle in Martens, Nouveau 
Recueil General, IIe. serie, T. IX. p. 510.) 

Die mit der Lehre von dem Küftenmeere zufammenhängende, na» 
mentlih von England und Nordamerika vielfah aufgeworfene Streit- 
frage, ob die großen Baien und Golfe, deren äußerſte Landmarken viele 
Meilen, wie bei der Delaware-Bay — 15 Meilen weit — auseinander 
fiegen, den Küftengewäflern zugerechnet werden dürfen, ift bei der von 
feinerlei principiellen Momenten bejtimmten Haltung der zur Löjung 
nächjtberechtigten Theile, durch den einfachen Hinweis auf die unter den 
Europäifhen Staaten regelmäßig geltende räumliche Ausdehnung der 
Küftengewäfjer nicht zu löſen; diejelbe kann nur von Fall zu Fall nad 
den thatjächlichen Verhältniffen, langjähriger Uebung zc. einer beftimmten 
Entjcheidung zugeführt werden.) Gbenfo Dudley- Field - Rolin: 
Nous croyons, qu’aucune rögle preeise n’a été etablie sur ce point.) 

Sedenfalls muß aber betont werden, daß nach allgemeinen jurifti- 
ſchen Grundjägen die zwifchen zwei Staaten hergeftellte vertragsmäßige 
Ordnung der Nechtöverhältniffe innerhalb eines ihnen benachbarten 
Meerestheiles deshalb allein noch nicht bindendes Recht für dritte Staaten 
und Völker jest, fobald die von jenen Conventionen zu beherrichenden 
Seeftrihe ihrer Lage und Natur nad nicht zu den ihrer freien Dispo- 
fition unterftehenden Küftenmeeren gehören. 


'; Unrichtig daher Vesque v. Püttlingen, Handbuch des intern. Privatredhts, 
1878, S. 36. Auch die Behauptung Zorns (a. a. D. ©. 536), „daß das Hüften» 
meer zum Staatögebiet gerechnet wird“, wird von ihm in Feiner Weile aus dem 
Gejegesmaterial des Deutſchen Meiches belegt; jedenfall3 kann es nicht als 
ausreichender Beweis gelten, wenn er die oben citirte Vorſchrift des Vereins. 
zollgejeges, aus welcher mit ungezwungener Interpretation auf die gegentheilige 
Abficht der Reichsgeſetzgebung geichloffen werden fünnte, in Note 8 als „Ab- 
weichung von den allgemeinen Grundſätzen“ bezeichnet. Auch darin kann ihm nur 
zum Theil zugeftimmt werden, daß eine Vereinbarung über den Begriff Küften- 
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meer unter den jeefahrenden Staaten bis jest nicht gewonnen wurde; e3 fragt 
fih aber, ob es juriftiich einer ſolchen — über die Frage der räumliden 
Ausdehnung hinausgehenden — Begriffsbeitimmung bedarf und ob die 
prineipielle Möglichkeit einer derartigen Abgrenzung nicht der iprecdhendite Beweis 
gegen die von Zorn angenommene Eigenthums- bezw. Gebietstheorie wäre. 

) Der Streit um die „Souverainetät” über das Küftenmeer bei Perels 
a. a. O. S. 40 ff., Zorn a. a. ©. ©. 537, Twiss, Law of nations, I. $ 177, 
Deffter-Geffden, $ 75, Plocaue, ©. 5 u. N. ift daher nur ein Streit um 
die Frage nach der ausichlieglichen Verwaltungsbefugniß, oder er entbehrt eigent: 
lich eines juriftiichen Inhalts. Jedenfalls kann die Frage nicht, wie Zorn ver: 
fucht, aus der von principiellen Momenten wenig geleiteten Textirung Englijcher 
Actenſtücke entichieden werden. Calvo vermeidet einen beftimmten Ausſpruch 
über die frage der Spuverainetät, die Hautefeuille allerdings ohne Rüdhalt 
anerkennt. (I. ©. 55.) 

) Bezüglich aller Einzelheiten verweijen wir auf das diplomatifche Acten- 
material bei Martens, Recueil und Attlmayr, I. Anhang A. Die von Letzterem 
zur Charakteriftif des abnormen Berhältnifjes gebrauchte Bezeichnung „einer in 
Folge gegenjeitigen Uebereintommens fortbejtehenden Blokade“ gibt wohl -ein Bild 
deö den Fremden gegenüber wirkſamen thatjächlichen Zuftandes; die Rechtslage 
an der Küſte jelbjt wird aber nur erflärlicd aus dem von Türkiſcher Seite (vertrags- 
mäßig) erlafjenen, an die eigenen Staatsangehörigen gerichteten Verfehrsverbot. 

+ Auf dem Wege jolder, den Thatjachen wideriprecdhenden Conjtructionen 
ijt den zweifehlojen Mängeln der Strafgejeggebung vieler moderner Staaten und 
ihren offenbaren Widerſprüchen nicht beizufommen; jchon darum nicht, weil die 
Sprache der Gejekgebungen zumeiſt ganz genau unterjcheidet zwiſchen Staats— 
gebiet, Ausland, Küftengewäfjer und See. So 88 3, 8, 145, 296a u. j. w. des 
Deutihen Reichsitrafgejegbuches, Eingang der kaiſerl. Verordnung zur Verhütung 
des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See vom 7. Januar 1880. „Seeſchiffe 
während der Reiſe“ $ 61 des Gejekes vom 6. Februar 1875, über die Beur: 
fundung des Perjonenftandes u. j. w. Engliiche foreign enlistment Act. 1870 
Art. 2. „This Act shall extend to all the dominions of Her Majesty, in- 
eluding the adjacent territorial waters. Art. 30 (Interpretation Clause): 
„Foreign state“ ete. ©. Zorimer, Vol. I. Apvendir, Nr. XL 

°) Harburger, 1. c. ©. 21. 

©) Noch weiter gehend, und mit gutem Grunde im Sinne der Anerfennung 
der Rechte des Uferjtantes Zorn, ©. 536, Note T. 

?) Richtig Harburger (S. 18): „— wenn e3 einmal für nothwendig und 
angemeſſen erachtet wird, dem Uferjtaate eine Cognition über die Vorgänge auf 
ben Küftengewäfjern einzuräumen, jo fann der Umstand, da fi ein Schiff nur 
vorübergehend in denjelben befindet, nicht dazu führen, diejelbe auch während diejer 
kurzen Beit außer Wirkjamfeit zu jegen.“ — Uebereinftimmend Calvo, I, $ 232. 
Dagegen, aus dem Gedanken der Erterritorialität aller fremden Schiffe auch in den 
ftaatlihen Hoheitögewäflern: Garnazza-Amari, T. II, $ 24 unter Anführung 
reicher literarifcher Daten. 

) Phillimore I. 289 ff. 

A. a. O. ©. 16. gl. Halleck, International Law ©. 132. 
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Die jahlihe und räumlihe Competenz des Uferjtaates 
innerhalb der Küjtengewäffer. 


Literatur: Handb. Bb. II 6. und 7. Stüd. Literatur: Perels, 
Intern. Seeredht, $ 5. Deutiches Seeredt, $ 1. — Harburger, a. a. D. 
— Bluntidli, a. a. D. Einl. ©. 27. — Heffter, $ 75. — Tellegen, 
Disputatio de jure in mari, 1847, p.3 ff. — Raltenborn, IL $ 212. 
— Born, I. 8 40. — Calvo, I 88 244 ff. und II. 1109 fi. — 
D. Field-Rolin, Urt. 408—429 et passim. — Bonfils, Competence 
des tribunaux francais & l’egard des ätrangers, p. 287—297. — 
Phillimore, I. 88 343 fe. — Ortolan, Diplomatie de la mer, L 
p. 288. — Stephen, Hist. of the criminal Law. I. p. 4 ff. 





I. Der im Vorftehenden charakterifirte verwaltungsrechtlihe Zu— 
ſammenhang des Küftenjtaates mit dem feinen Örenzen zunächit gelegenen 
Seegürtel findet fich in aufgelöjter Form wieder in denjenigen tarativen 
Aufzählungen, welche die völferrechtlihe Literatur in ihrem Inventar 
regelmäßig noch unter der Rubrik der Uferrechte fortführt. Zumeiſt 
wird auch Hier nur der Gefichtpunft der Erhaltung der jtaatlichen 
Sicherheit in den Vordergrund gejtelt und danach den Staaten das 
Recht eingeräumt, jede Annäherung von der Seefeite her zur Verhütung 
unerwarteter Meberfälle zu beobachten, Anftalten zu treffen, Die auf eine 
ftrenge Küſtenbewachung abzielen u. f. w. Heffter zählt jo aß un- 
zweifelhafte Befugniffe der Küftenftaaten auf: Das „Recht“, über den 
Zweck der Annäherung Auskunft zu verlangen und im Falle ihrer 
Verweigerung oder bei entjtehendem Werdachte einer Unrichtigfeit fich 
unmittelbar Kenntniß von dem Zwecke zu verfchaffen (?); auch geeignete 
Maßregeln gegen Gefahren zu ergreifen; das Recht, Friedensftörungen 
in diejen Gewäſſern zu verhindern und dagegen factifch zu interveniren; 
dad Recht, die Benupung der Küftengewäller 3. B. in Betreff der 
verjchiedenen Arten der Fiſcherei zu reguliren oder dieſelbe allein aus- 
zuüben; das Recht des Embargo und die Aufftellung von Kreuzer 
gegen den Schleihhandel; die Ausübung der Gerichtäbarkeit. — Noch 
weiter in der Reduction der ftaatlichen Uferrechte und in deren Be- 
trachtung vom Standpunkte der „Meeresfreiheit” aus geht Bluntfchli, 
nad) defjen Meinung es „ganz unbedenklich” fei, dem Staate die Ne- 
gulirung der Fiſcherei in jeinen Küftengewäflern zu überlaffen. (Wölter- 
recht $ 310.) 

Genauer und der thatfächlichen Entwidlung des Seeverwaltungsrechts 
angemefjener iſt die Aufzählung der Uferrechte bei Pereld. Dana 
umfaßten diejelben 

1) den ausfchließlichen Betrieb der Küftenfrachtfahrt für nationale 

Schiffe; 
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2) den ausſchließlichen Betrieb der Küftenfifcherei bezüglich aller 
Meeresproducte für Staatsangehörige; 

3) die Ausübung der Jurisdictionsgewalt mit den aus dem Wejen 
der internationalen Wechtöbeziehungen fi) ergebenden Eins 
ſchränkungen; 

4) die Handhabung der Polizeigewalt, namentlich der Sicherheits- 
und Sanitätöpolizei; 

5) die Regelung des Lootjenwejens und der Seezeichen; 

6) die Bollcontrole; 

7) die Regelung der Strandungsangelegenheiten ; 

8) die Feſtſetzung des Seeceremonials. 

Offenbar ift aber auch die hier gegebene Detaillirung der ftaatlichen 
Obrigkeitörechte in den Küftengewäffern nur eine unzureichende.) Das 
Feld der im Vorſtehenden bezeichneten ftaatlihen Wirkſamkeit erfährt 
von Tag zu Tag eine durch die materiellen und culturellen Fortſchritte 
der Zeit bewirkte Erweiterung der Grenzen, jo daß feine Einzelandeutimg 
den vollen principiellen Inhalt des Rechtsverhältniſſes auszuſchöpfen 
vermag. Wie die Aufzählung aller Zweige des feitländiichen Verwaltungs 
rechts, aller „Ausflüſſe“ der Gebietshoheit?) in feinem alle eine 
erichöpfende fein kann, ebenſo bedarf auch eine der Mannigfaltigfeit des 
wirklichen Lebens im weiteften Maße entjprechende Ueberſicht der Ufer: 
rechte, um Mißverjtändniffen zu begegnen, in allen Fällen des ergänzenden 
Zujages, daß die gegebene Aufzählung nur auf eremplificativen Werth 
Anſpruch erheben kann, daß fie aber in feinem Falle eine juriftiiche Be— 
jtimmung der jahlihen Zuftändigfeit des Uferftaates zur rechtlichen 
Beherrihung des Seeverfehrs im Küftenmeere enthalte. Die Grenzen 
der legtern reichen eben jo weit, als die ſtaatliche Verwal— 
tungsthätigfeit überhaupt zu reichen vermag. 

Das Geſetz der innern Einheit der Staatögewalt läßt es nicht zu, 
die ſachliche Competenz des Uferftaates Hier auf einzelne bejtimmte 
Herrijchaftsacte zu bejchränfen, jondern fordert, jener Gewalt auch im 
Bereiche der Küſtengewäſſer den fachlichen Umfang zujuerfennen, der 
der thatjächlihen Entwidlung des betreffenden Staates in Gejeb und 
Verwaltung entipricht. 

Bon diefem Standpunkte aus kann daher der herrichenden Lehre 
nur zugegeben werden, dab die genannte Staatsthätigkeit gegenwärtig 
hauptſächlich nad) drei Richtungen Hin völferrechtlich wirkfam wird. In 
Geſetz und Verordnung 

a) verbietet unter Umfländen der Kiüftenftaat fremden Schiffen 

den Zutritt zu feinem engern Seeverwaltungsbezirf aus Gründen 
der Sanität3polizei (Duarantaine), der Wirthichaftspflege (Verbot 
für ausländische Fischer; im diefjeitigen Gebiete zu fijchen oder 
in fonftiger Weife die Schäbe des Meeres zu gewinnen, Verbot 
für fremde Schiffe die Küftenfrachtfahrt zu betreiben zc.), im 
Intereffe der Sicherheitspolizei (Feuergefährlichkeit der Ladung) zc.; 


472 Die rehtlihen Grundlagen für den internationalen Verkehr zur See. 


b) er erlaubt unter bejtimmten Bedingungen den fremden Kriegs— 
ſchiffen den Eintritt in die Küſtengewäſſer, fremden Handels- 
ihiffen den Zutritt zum Verkehr, er läßt zollpflichtige Ladungen 
an bejtimmten Punkten zu ꝛc.; 

e) er jtellt zur Sicherung der Rechtsordnung im Küſtenmeere 
überhaupt und im Bejondern für dieſe verjchiedenen Gebiete 
jeiner Thätigfeit ſchützende Rechtsnormen auf, die er durch 
Nechtiprehung in Geriht und Polizei zu verwirklichen ſucht. 

Der weitern Thätigfeit des Staates zum Zwecke feines Küften- 
ſchutzes, der Regelung der Küjtenfrachtfahrt, der Küftenfifcherei, joweit 
fi dieſe Tediglih auf die eigenen Staatsangehörigen bezieht, haftet 
feinerlei völferrechtliche® Moment an; hier liegen Aeußerungen der 
Staatögewalt vor, die jahlih den Rahmen des innnerjtaatlidhen 
Lebens nicht überjchreiten und die daher, von befonderen rechtlichen oder 
conventionellen Modificationen abgejehen,?) feinen Gegenjtand völfer: 
rechtlicher Betrachtung abgeben. 

II. Aus der unftaatlichen Natur des Meeres ergiebt fi) aber mit 
Nothivendigkeit, daß die jachlich unbegrenzte Zuftändigfeit des Uferftaates 
zur Ausdehnung und Fortjegung feiner VBermwaltungsthätigfeit über die 
Grenzen der Küftenlinie hinaus, ergänzt werden muß durch eine räum- 
lihe Abgrenzung feiner Competenz, weil jonjt die örtliche Unbeſchränktheit 
aller gleichberechtigten jouveränen Staaten die verfehrd- und fomit völker— 
rechtswidrige Collifion aller Berechtigungen hervorrufen müßte. 

Die Ermittlung einer den Umfang der räumlichen Competenz des 
Staates ſeewärts genau abgrenzenden Linie war als wichtiges Requiſit 
für die rechtliche Ordnung des Seeverfehrs jeit der Ausbildung des 
internationalen Staatenſyſtems das eifrige Beltreben der an der Aus: 
bildung des Völkerrechts beteiligten Factoren. 

Auf die geſchichtliche Entwidlung des Begriffes der Seegrenze 
hat von allem Anfange an die oben betonte, rein negative Be— 
tradhtung des Nechtöverhältnifjes des Uferitaates zum Küſtengewäſſer 
nachhaltig eingewirkt. Der ftrategiiche Gefichtspunft der blojen Abwehr 
fommt namentlich in der nah Bynfershoef mit Erfolg aufgeitellten 
und formulirten Theorie zum Ausdruck: Terrae dominium finitur, 
ubi finitur armorum vis.) Entſprach dieſelbe ihrem, lediglich das 
Factifche conftatirenden Inhalte nach den Epochen eines gering entwidelten 
Seeverkehrs, war fie gleich der älteren Anſchauung gegenüber, welche 
die Grenzen des Küftenmeeres auf jechzig, hundert 2c. Meilen, auf Tage- 
reifenausdehnung, Horizontweite 2c. figiren wollte?) ein entjchiedener 
Fortfchritt, jo war diejelbe doch in feinem Falle geeignet, al3 ausreichen: 
des Ordnungsprineip für eine höhere Verfehrsentwidlung zu dienen. 

Die meiſten Verträge des vorigen Jahrhunderts "stehen denn auch 
auf der Grundlage diefer Groot-Bynkershoek'ſchen Anſchauung. So 
3. B. Urt. 121 des Handelstractates zwiſchen Franfreih und ben 
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Niederlanden von 1739, Art. 28 des Vertrages zwiſchen Franfreih und 
Rußland von 1787. Art. 25 des Vertrages zwiſchen England und Nord- 
amerifa von 1794 zc., Reglement des Großherzog von Toscana vom 
1. Auguft 1778 (Urt. 1), Edict der Republit Genua vom 17. Juli 
1779 (Art. 1), Edict der Republik Venedig vom 9. September 1779, 
Ruſſiſches Reglement über die Kaperei vom 31. December 1787 (Art. 2), 
Bertrag von 1786 zwijchen Frankreich und England (Art. 48). Vertrag 
von 1795 zwijchen Frankreich und der Regierung von Tunis ꝛc. 

Der relative, zeitlich) wechjelnde Charakter ließ aber auch im vorigen 
Jahrhundert — vereinzelt jchon früher — an die Stelle der Tragweite der 
Schießwaffen ein präcijeres Diſtanzmaß treten, das dem internationalen 
Seeverkehr als Ordnungsprincip dienen jollte. Zu diefem Zwecke wurde ein 
geographiiches Längenmaß zur Firirung der Grenze der Küſtengewäſſer 
gebraucht. Die zwijchen Frankreich und Marocco abgeſchloſſenen Verträge 
von 1685 und 1767 verbieten jo die Priſe innerhalb einer Diftanz von 
30 Milliarien (von denen vier auf eine deutjche Meile gehen). In einem 
Englischen Geſetz von 1736 (9. Geo. II. ch. 35) wird die zollfreie Paſſage 
von Waaren auf 4 Meilen vom Ufer dijtanzirt. Ebenſo bejtimmt das 
Franzöſiſche Geſetz vom 4 Germinal, an II. art. T. tit. I: „Les 
capitaines et officiers et autres pr&poses du service des douanes, ceux 
du commerce ou de la marine militaire pourront visiter tous les 
bätiments audessous de cent tonneaux etant à l’ancre ou louvoyant 
dans les quatre lieues des cötes de France, hors le cas de force 
majeure. Si ces bätiments ont & bord des marchandises dont l’entröe 
ou la sortie est prohibee en France, ils seront confisquös ainsi que 
les cargaisons, avec amende de 500 livres contre les capitaines des 
bätiments,“ 

Azuni (Origine du droit des gens, tom. I. livre II. p. 58—61) 
nimmt die Länge von drei Italieniſchen Milliarien an, und ähnlich 
haben fich die Nordamerifaner 1793 entichieden, indem jie eine Gee- 
meile oder drei Engliihe Meilen weit von der Küjte das Meer unter 
ihrem Schuß ftehend erflärten. Doch wird im Art. 25 des Vertrages 
mit England 1794 nur von Kanonenſchußweite überhaupt gejprochen, 
wogegen wiederum in dem Vertrage von 1818 mit England (Art. 1) 
in Bezug auf die Filcherei obige Beitimmungen ausdrüdlih anerkannt 
werden, wie dies auch in Bezug auf eben dieſen Gegenjtand in dem Vertrage 
zwilchen England und Frankreich 1839 (Art. 9 und 10) gejchehen ift. 

Seither hat die moderne Staat3praris im Duellenmateriale die 
Grenzfirirung nad) Mafgabe der Schußweite denn auch in den meilten 
Fällen verlafjen, wohl auch jchon um deffentwillen, weil der moderne 
Staat mit feinem reich entwidelten Syitem jubmariner Vertheidigungs- 
mittel (vom Feſtlande aus dirigirbarer Seeminen, Torpedos ꝛc.) den 
Umfang des jeiner Beherrihung durch Kriegämittel unterwerfbaren See- 
ftreifens weit über die Tragkraft der zur Zeit leiftungsfähigften Kanonen 
auszudehnen im Stande ift. 
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Es hat ſich daher namentlich jeit der Mitte diefes Jahrhunderts 
die Firirung der Seegrenzen nad) bejtimmten feften Maßen immer mehr 
eingebürgert und zwar unter Annahme der Seemeile als Grundmaß. 
Je nah der Natur des zu regulirenden Bermwaltungszweiges wird dem— 
nah mit Hülfe jenes Grundmaßes eine verjhiedene Geegrenze nor— 
mirt, d. 5. e3 wird nach gegenwärtiger Staatenpraris jelbft innerhalb 
defjelben Staatsfeerecht3 ein räumlich verjchiedener Anfangspunft beftimmt, 
von welchem ab das fremde Schiff unter die Herrichaft beftimmter ge- 
jeglicher oder polizeilicher Verwaltungs-Vorſchriften des Uferftaates tritt. 


1. 


So iſt in den meiſten Europäiſchen Seeſtaaten das Recht der 
Fiſcherei für Angehörige des Uferſtaates innerhalb einer Ausdeh— 
nung von drei Seemeilen reſervirt.“) Bon älterem Vertrags: 
material abgejehen, ift diefes Princip neuerdings wieder für ein 
umfafjendes Seegebiet ausgefprochen worden im Art. 2 der 
zwifchen dem Deutjchen Reiche, Belgien, Dänemark, Frankreich, 
Großbritannien und den Niederlanden (unter Hinzutritt Schwe— 
deng) abgejchloffenen Convention zur polizeilihen Regelung 
der Fiſcherei in der Nordſee außerhalb der Küſtengewäſſer 
bom 6. Mai 1882. Diejelbe regelt die Frage der räumlichen 
Abgrenzung in beitimmter Weile. Die Filcher jeder Nation 
ſollen nach Art. 2 derjelben das augjchließliche Recht zum Be— 
triebe der Fiſcherei Haben in dem Gebiete big zu drei Seemeilen 
Entfernung von der Niedrigwaflergrenze, in der ganzen Längen- 
ausdehnung der Küften ihres Landes und der davor liegenden 
Inſeln und Bänke. In den Buchten ift das Gebiet der drei 
Seemeilen von einer geraden Linie ab zu rechnen, welche in dem, 
dem Eingange der Bucht zunächſt gelegenen Theile von einem 
Ufer derjelben zum andern da gezogen gedacht wird, wo die 
Deffnung zuerft nicht mehr als zehn Seemeilen beträgt. Der 
Bertrag ſoll die den Fifcherfahrzeugen bei der Schifffahrt und 
beim Anfern in den Küſtengewäſſern eingeräumte freie Bewegung 
in feiner Weiſe beichränfen, nur haben ſich diejelben hierbei 
genau nad) den von den Uferftaaten erlaffenen bejonderen poli- 
zeilihen Vorſchriften zu richten. Der genannte Artikel enthält 
fomit die Feſtſtellung des nationalen Fijchereigebietes unter Zu- 
grundelegung — in der Hauptſache — der Definition der Nord- 
deutſchen Fifchereigrenzen in dem Uebereinkommen zwijchen 
England und der Regierung des Norddeutfchen Bundes vom 
Jahre 1868.?) 

Unter befonders gelagerten Verhältniſſen und aus nach— 
barlihen Rüdfichten pflegt die im Vorjtehenden erwähnte breite 
Seegrenze zu Gunjten der Angehörigen anderer Staaten theil- 
weiſe eingeengt zu werden, jo daß die Seegrenze für die Aus— 
übung der Fifcherei in Anjehung diejer begünftigten Fifcher ver- 
Ichieden ift von der für andere geltenden normalen Hoheits— 
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grenze de3 Staates. So wurde im Schlußprotofoll zum 
Oeſterreichiſch-Jtalieniſchen Handelövertrage vom 23. April 
1867 ausgejprochen, daß im Hinblid auf die eigenthümlichen Zocal- 
verhältniffe und in Berüdjichtigung althergebradter Gewohn: 
heiten den Bewohnern der Dejterreihiichen und der Stalieni- 
ſchen Küfte des Adriatifhen Meeres gegenfeitig ausnahmsweiſe 
gejtattet wird, längs der Küften des anderen Staates zu filchen, 
vorbehältlicdy jedoch des den Bewohnern der Kiüfte innerhalb 
einer Seemeile vom Ufer zuftehenden ausſchließlichen Rechtes 
zum Filchfange. 

Begünftigungen ähnlicher Art beftehen zwijchen Frank— 

reih und Stalien,?) zwifchen Großbritannien und Frankreich 
auf Grund der Convention relative à l’exercice de la pöche 
sur les cötes de l’ile de Terre-Neuve et sur les cötes avoisi- 
nantes, ddo. London, 14. Januar 1857.°) 
Während in den eben behandelten Fällen die Seegrenze der 
Küftengewäfler ein, bezw. drei Seemeilen weit von der Staats. 
füfte entfernt liegt, wird Diejelbe feitens einzelner Staaten 
noch weiter hinausgejchoben, jobald es ſich um den Schuß der 
Bolleinfünfte und Controle gegen Zolldefraudation handelt. 
Zu diefem Zwede jchieben England und Amerifa die Juris— 
dietionslinie, deren Ueberjchreitung nach Heffter allerdings 
durch bejondere „Umftände gerechtfertigt wird”, auf zwölf See- 
meilen vom Uferrande vor und nehmen dabei die verwaltungs- 
rechtliche Befugniß in Anſpruch, alle innerhalb diejer Grenze 
jegelnden, nach Britifhen Häfen beftimmten Schiffe anzuhalten 
und zu revidiren, um fie im Falle der Contrebande oder der 
HZolldefraudation aufzubringen, bezw. in Zollitrafe zu nehmen. 
Phillimore!) und Kent rechtfertigen dieſe ftaatlihe Ein- 
rihtung durch einfachen Hinweis auf das verwaltungs- 
rechtliche Bedürfnig der beiden Uferftaaten. „Great Britain 
and the United States of North America have provided 
by their municipal law against frauds being practised on 
their revenues, by prohibiting foreign goods to be transhipped 
within the distance of four leagues of the coast, and have 
exercised a jurisdietion for this purpose in time of peace.“ 
Es iſt nicht abzujehen, wie Perels diejer nahezu zweihundert- 
jährigen jtaatlihen Rechtsübung gegenüber den Nachweis der 
Nichtbeachtung eines „allgemeinen“ völferrechtlihen Principes 
(a. a. O. ©. 28) erbringen will. 

Zudem fteht England (Amerika) feineswegs vereinzelt da 
in der Feſthaltung diefer weitgejpannten Seegrenze für diejen 
jpeciellen verwaltungsrechtlihen Zwed. Auch Frankreichs See: 
verwaltungsrecht findet die Dijtanz der Filchereigrenze nicht für 
ausreichend genug, jondern zieht unter Umjtänden die Seegrenze 
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für fein Zolljurisdictionsgebiet in einer Entfernung von 
16 Kilometern vom Strande. In dem oben citirten Geſetz vom 
4. Germinal, art. II. heißt e8: Le capitaine, lorsqu’il se trouve 
dans les 16 kilomötres de la cöte, doit remettre, s’il en est 
requis par le pr&pose qui se prösente a son bord, une copie du 
manifeste à ce möme préposé ete.!!) 

Die Zoll: und Handelöverträge laſſen dieſen Punkt regelmäßig 
unberührt.'?) Unter einer großen Zahl ſolcher Abmachungen 
des Deutjchen Reiches aus der jüngjten Zeit geht nur der mit 
Merico abgejchlofjene Vertrag vom 5. December 1882 auf eine 
Regelung diefer Materie ein. Am Art. 8 deffelben fommen die 
vertragichließenden Theile überein, als Grenze der Territorial- 
hoheit an ihren beiderjeitigen Küften die Entfernung von drei 
großen Seemeilen (leguas marinas) anzufehen, von der Linie 
der niedrigjten Ebbe gerechnet. Indeſſen joll diefe Bejtimmung 
nur auf die Ausübung der Zollcontrole und auf die Anwendung 
der Bollverordnungen und der Maßregeln gegen den Schmuggel 
beichränft bleiben, auf die übrigen Fragen des internationalen 
Seerechts aber feine Anwendung finden. Zugleich wurde aber 
erklärt, daß jeder vertragsichließende Theil die gedachte Aus» 
dehnung der Hoheitägrenze gegen die Schiffe des anderen Theils 
nur dann in Anwendung bringen darf, wenn er in gleicher 
Weile auch die Schiffe aller anderen Nationen behandelt. 

Die Küfte des Deutjchen Reiches ift num in Anfehung des 

Zollverfahrens nicht durch eine der vorjtehenden Vorausſetzung 
entjprechende Seegrenze geſchützt, nach Deutſchem Recht fällt 
regelmäßig die Zollgrenze mit der Gebietsgrenze zuſammen; 
gleichwohl iſt auch hier der Waarenverkehr an einzelnen Punkten 
durch vorgeſchobene Anſagepoſten, durch Zollſtraßen ꝛc. unter 
räumlich erweiterte Controle gejtellt.'?) 
Auch bezüglich der ftaatlicherjeits für nothivendig erfannten See: 
janitätsmaßregeln umgeben fi die Staaten ſeewärts mit 
einem Vorraum, defjen Grenzlinie das fremde Schiff, welches 
anjtedfende Kranke an Bord hat oder aus Gegenden kommt, in 
welchen anftedende Krankheiten herrichen, nicht überjchreiten darf, 
widrigenfall3 fich jein Führer einer ftrafbaren Handlung jchuldig 
madt. Die Seegrenze für diefen Zweig der ftaatlihen Ber- 
waltungsthätigkeit variirt beträchtlich je nach der Geſetzgebung 
der verjchiedenen Staaten. Sie Tiegt auf einer furzen Diitanz 
vom Ufer in Deutjchland!*) und Defterreich, während in Eng- 
fand geſetzlich ſolchen Schiffen, die von inficirten Pläßen 
fommen, die Pflicht auferlegt ift, beim Begegnen mit anderen 
Schiffen innerhalb vier marine leagues (12 Seemeilen) von 
der Britifchen Küfte bei 200 Pfund Sterling Strafe ein 
Duarantainefignal zu geben (26 Geo. II.).'?) 
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4. In Anjehung al derjenigen Fragen des ftaatlichen Seeverkehrs 
endlih, für melde nicht ausdrüdlich Fraft völferrehtlicher 
Verträge oder ftaatlicher Gefege und Verordnungen eine be— 
fondere räumlich beftimmte Zujtändigleitägrenze firirt 
ift, wie 3. B. in der Territorial Waters Jurisdicetion Act, tritt, 
wie es häufig ausgedrüdt wird, die nach „allgemein völferrecht- 
licher Uebung“ geltende Ausdehnung der Küftengewäfler und die 
derjelben entjprechende Seegrenze in Kraft. 

Für die Ermittlung der leßteren ift es aber von ein- 
jchneidender Bedeutung, ob hierbei die Kanonenſchußweite oder 
die in der Staatenpraris ebenjo Häufige Dreifeemeilendiftanz 
der rechtlichen Abgrenzung zu Grunde gelegt wird. Die terri- 
toriale Jurisdiction über fremde Kauffahrteiidhiffe, Das Recht 
des neutralen Staates, kriegeriſche Maßregeln zu verhindern und 
nöthigenfalls mit friegeriichen Mitteln Friedensftörungen an 
feiner Küfte Hintanzuhalten, die Unterfuhung von Seeunfällen 
nah Maßgabe des 8 2 des Deutfchen Reichsgeſetzes vom 
27. Juli 1877, die Geltung der Noth- und Lootjenfignal- 
ordnung für Schiffe auf See und auf den Kiüftengewäflern vom 
14. Auguſt 1876, und demnad; die Straffanction des $ 145 des 
Deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuches ac. erftreden fich im gegebenen Falle 
je nach der Auffafiung auf einen Seegebietstheil von drei See: 
meilen oder von acht Seemeilen, der größten Tragweite der 
vollkommenſten Küftengefchüge unferer Zeit.’*) 

Um ſolche Widerfprüce zu vermeiden, Hat ſich ein großer Theil 
der Autoren dahin ausgeiprochen, einen beftimmten Abgrenzungsmah- 
ſtab dauernd fejtzuhalten, und zwar die Meilengrenze; zugleich wurde 
aber auch der Wunſch laut, die althergebrahte Dreimeilenzone mit 
Rüdfiht auf die beträchtlichen Fortfchritte der Kriegstechnik entiprechend 
zu erweitern. 17) 

An der That ift auch die wirkliche Staatenprari® wenig geneigt, 
auf die alte vage formel der armorum vis zurüdzugreifen. Worauf kommt 
e3 denn im Grunde an bei Firirung der in Frage ftehenden Seegrenze? 
Zunächſt doch ficherlich darauf, an jener Stelle, wo das ftaatliche Terri— 
torium in feiner fpecifiichen Gejeßgebung das Meer berührt, das im Uebrigen 
einer fpecifiichen Gefeggebung nicht unterliegt, der Herrichaft des pofitiven 
Necht3 noch ſoweit Geltung zu fichern, als es mit dem Begriffe der 
Meeresfreiheit vereinbar ift. Die Individualkraft des Staates geht über 
defjen Grenzen hinaus und fordert ein gewiſſes Bemwegungsgebiet, das 
zur See räumlich begrenzt werden muß, weil die örtliche Unbejchränft- 
beit Hier eben die Eollifion aller Berechtigungen hervorriefe. Dieſe 
Berechtigungsiphäre muß aber auch darum möglichft genau firirt fein, 
und deshalb erjcheint die in einem bejtimmten Längenmaß ausgedrüdte 
Diftanz als verläßlichere Norm für den GSeeverfehr in Küſtengewäſſern. 
Glaubt man, daß die in vielen Staaten allerdings für bejtimmte Ver— 
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waltungszwede aufgejtellte Seegrenze von drei Seemeilen angeficht3 der 
modernen großen Schiffs- und Küftengefchüge eine zu kurze fei, jo möge 
fie vertragsmäßig erweitert und firirt werden. Wir können beim beiten 
Willen den Schaden nicht abjehen, der (von principwidrigen Uebergriffen 
natürlich abgejehen) daraus erwächſt, daß Großbritannien im Zollintereffe 
dad Recht der Eontrole durch feinen Bollfreuzer bis auf vier leagues 
(zwölf Seemeilen) in Anſpruch nimmt, und daß die Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa dad Recht in Anfpruch nehmen, daß kriegführende 
Parteien bis zu derjelben Grenze den neutralen Charakter ihrer 
Küftengewäfler rejpectiren müſſen. Giebt doch Perels, der die „vorhandene 
Verwirrung” in den Lehrbüchern zwar mit Recht rügt, gleichwohl aber 
die Ausdehnung des Küfternmeeres durch Kanonenſchußweite zu beftimmen, 
als in der naturalis ratio begründet erklärt (S. 26), ſelbſt zu, das 
Britifche Geſetz 26, Geo. II. ſei im allgemeinen fanitärifchen Intereſſe 
durchaus zwedmäßig. Denken wir uns jeden Küftenftaat in Diefer oder 
einer bejtimmten geringeren Ausdehnung zu Befugniffen competent, welche 
feinem thatſächlichen Berwaltungsbedürfnifie entiprechen, und die Sicherheit 
des maritimen Verkehrs hat eine klar abgegrenzte Bafis getvonnen. Ber: 
laſſen wir doch nur endlich die aus der Barodzeit ftammende Formel 
Bynkershoeck's, der eben alles fehlt, was von einer juriftifchen Norm 
gefordert werden muß: Schärfe und regulatorifche Kraft für jeden ein- 
zelnen Fall des wechjelvollen Lebens. 

Zum Schluffe ſei Hier noch bemerkt, daß die in der publiciftifchen 
Literatur und in Lehrbüchern regelmäßig aufgeworfene Frage, bis zu 
welcher Diſtanz das Recht der jtaatlichen Verteidigung jeewärts wirk— 
ſam werden, bezw. von welchem Punkte ab bei Annäherung feindlicher Kräfte 
„Auskunft und Aufklärung” gefordert werden könne, eine ernftliche Lö— 
fung innerhalb des Friedensrechtes nicht finden kann, und daß die Ein: 
engung jenes „Rechtes“ auf eine, jei es wie immer firirte Geegrenze 
den natürlichen Bedingungen der Nothwehr und daher auch der that- 
ſächlichen Staatspraris widerſpricht. 


) So iſt beiſpielsweiſe für den in der Engliſchen Enlistment Act vorge—⸗ 
ſehenen Fall der Controle rechtswidriger Anwerbungen für fremde Staaten in dem 
Perels'ſchen Tableau gar nicht geſorgt, oder es iſt nur auf dem Wege gekünſtelter 
Interpretation die Anſatzſtelle für ſtaatliche Repreſſion zu gewinnen. 

”) ©. hierzu bie treffende Ausführung bei v. Gerber, Grundzüge, 3. Auflage 
©. 67, und Laband a. a. D. Bd. I. ©. 182 ff. 

) Sole conventionelle Beſchränkungen Liegen gegenwärtig 3. B. Montenegro 
zu Laſten kraft der Vorjchrift im Art. 29 des Berliner Vertrages: „Montenegro 
wird auf der Bojana vollitändige und freie Schifffahrt haben. Fortificationen 
dürfen am Laufe diefes Fluffes nicht errichtet werden, ausgenommen ſolche, welche 
für die Localvertheidigung von Skutari nothwendig fein follten, doch können fich 
dieſe nicht über eine Entfernung von jehs Kilometern von der Stadt erftreden. 
Montenegro darf weder Kriegsichiffe Haben, noch eine Kriegsflagge führen. Der 
Hafen von Antivari und alle zu Montenegro gehörigen Gewäſſer bleiben den 
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Kriegsichiffen aller Nationen geſchloſſen. Die zwiichen dem See und dem Ufer auf 
montenegrinijchem Gebiet gelegenen Fortificationen müſſen gefchleift und e3 bürfen 
in dieſer Zone feine neuen errichtet werden. Die Hafen- und Gejunbheit3polizei 
ſowohl in Antivari ald längs der Küfte von Montenegro wird durch Defterreid;- 
Ungarn vermitteljt leichter Küftenmwachtichiffe ausgeübt. Montenegro nimmt bie 
für Dalmatien geltenden Seegeſetze an. Geinerjeit3 verpflichtet fich Defterreich- 
Ungarn, der montenegriniichen Handelsflagge feinen Eonjularihug zu Theil werben 
zu lafjen“. 

*) Bynkershoek, De dominio maris, c. 2: „Existimem itaque eo usque 
possessionem maris proximi videri porrigendum, quousque continenti potest 
haberi subditum. Unde dominium maris proximi non ultra concedimus 
quam e terra illi imperari potest et tamen eo usque; nulla siquidem sit 
ratio, quum mare, quod in alicuius imperio est et potestate, minus eiusdem 
esse dicamus quam fossam in eius territorio. — Quare omnium videtur rec- 
tius, eo potestatem terrae extendi, quousque tormenta exploduntur, 
eatenus quippe cum imperare tum possidere videmur .... Loquor autem 
de his temporibus, quibus illis machinis utimur; alioquin generaliter dicen- 
dum esset: potestatem terrae finiri ubi finiturarmorumvis: etenim 
haec, ut diximus possessionem tuetur.* 

5) Ueber die Gejchichte des Inſtitutes ſ. Azuni, B. I. ©. 248 ff. 

9) Der Sinoten oder die Scemeile wird verjchiedentlihh von 6075 bis 
6125 Fuß gerechnet. Nach Vorſchriften der Britiichen Admiralität beträgt die 
GSeemeile eine Minute eines Längengrades am Aequator oder 1,855 Meter. Nach 
Perels ift eine marine league (lieue, marine legua) — 5555°/, Meter oder 
2,999 Seemeilen. A. a. D. ©. 29, Note. 

) Die ftrafrechtliche Sanction des hier aufgeftellten Verbotes für fremde 
Fiſcher ijt gegeben im 5 296 des Deutichen Strafgejegbudhes: „Ausländer, welche 
in Deutſchen Küftengemwäfjern unbefugt fiichen, werden mit Gelditrafe bis zu ſechs— 
hundert Marl oder mit Gefängniß bis zu jehs Monaten beftraft. Neben der 
Geld: oder Gefängnißitrafe ift auf Einziehung der Fanggeräthe, welche der Thäter 
bei dem unbefugten Fiſchen bei fich geführt hat, ingleichen der in dem Fahrzeuge 
enthaltenen Fiſche zu erfennen, ohne Unterſchied, ob die Fanggeräthe und Fiſche 
dem Berurtheilten gehören oder nicht.” Der allgemeine Ausdrud „Küſtengewäſſer“ 
in diefem Paragraph hat durch die Convention von 1882 beftimmte räumliche Ab- 
grenzung für die Deutichen Küften an der Nordfee gefunden. Fraglich bleibt 
aber nun, ob der Drei-Seemeilengürtel oder Kanonenjchußweite die Grenze der 
Küſtengewäſſer in den Dftieegebieten markirt. — Aeltere Judicate gehen von der 
legtern Annahme aus. ©. Goltdammers Ardiv, Bd. 15, ©. 77 ff. 

) ©. das entjprechende Actenmaterial bei Martens, N.R.G. 2. serie, 
tome VIII p. 540 sq. 

9) ©. Traités et conventions (Martens-Cussy) 2. serie, ed. Geffcken 
T.I.p. 1 sg. Weiteres Material |. bei Bulmerincg, ©. 270. 

1. ©. 275. Die jogenannten Hovering Acts 9. Geo. III. c. 35 und 
24. Geo. III. c. 47; The customs Consolidation Act (1876) 39 und 40 Vict. 
c. 36. sqs. 

1 &. Maurice Block. Dictionnaire ad v. Cöte. 

1 Es ift daher entſchieden unrichtig, wenn Travers Twiß, anfnüpfend an 
die Rechtsverhältniſſe des Suez:Canald, die Seegrenze der marine league be- 
zeichnet al3 „la döfinition des eaux territoriales dans tous les traitös mari- 
times.‘ Revue de droit intern. T. XVII. p. 624. 
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15) Bereinszollgefeg SS 17 ff., 74 ff, 121. Auffeß in Hirths Annalen, 
1886, ©. 64. 

4) S. hierzu Perels $ 136 u. ff., ferner $ 327 Reichsſtrafgeſetzbuch. 

») Für Frankreich vgl. das Gejeh vom 3. März 1822 und Convention vom 
3. Februar 1852. Plocque, ©. 3% ff. 

6, Darum ift es auch durchaus verfehlt, Die beiden grundverichiedenen 
Dinge als gleichwerthig in einem Athem zu nennen, wie die mit vielen Anderen 
3. B. Ealvo thut. (Le droit international I. p. 306, $ 188): „Les limites 
jurisdictionelles d’un Etat embrassent non seulement son territoire, mais 
encore les eaux, qui le traversent oul’entourent, les ports, le baies, 
les golfs, les embouchures de fleuves et les mers enclavöes dans son terri- 
toire. L’usage g&nöral des nations permet @galement aux Etats 
d’exercer leur jurisdietion sur la zone maritime jusqu’ä trois 
milles marins ou à la portee de canon de leurs cötes.* 

Richtiger bringt das Alternativverhältniß zum Ausdrud die Territorrial waters 
Jurisdietion Act. In den dieſer Bill angeichlofjenen Definitionen wird das Geltungs- 
gebiet des Gejeges folgendermaßen begrenzt: „The territorial waters of Her Majesty 
dominions in reference to the sea means such part of the sea adjacent to the 
coast of the United Kingdom or the coast of some other part ofHer Majesty domi- 
nions as is decided by international law to be within the territorial 
sovereignity of Her Majesty; and for the purpose of any offence declared 
by this act to be within the jurisdiction of the Admiral any part of 
the open sea within one marine league of the coast measured from low 
water mark shall be deemed to be open sea within the territorial waters of 
Her Majesty dominions.* Es liegt jomit diejer Abgrenzung die Zweitheilung zu 
Grunde, wonach die Ausdehnung der territorial waters über das Minimum einer 
marine league (aljo nahe an drei Seemeilen) hinaus dem übereinftimmenden 
Gebraudhe des Völkerrechts anheimgeftellt, das Minimum jedoh ftaats: 
geſetzlich als der Herrichaft der Krone und jomit der Jurisdiction bes Admirals 
unterftehend erklärt wird. Gleichwohl Hat Perels Recht, wenn er auf bie finn- 
ftörende Fdentification hinweiſt, deren fich die meiften Engliſchen, aber auch viele 
Deutihe Autoren jchuldig gemacht Haben. Literatur bei Berels ©. 26. 

1) So: Drtolan, Bilhop, Lawrence, Phillimore, v. Holken- 
dborff, Harburger u. A. Ueber den Vorſchlag Sewarb3, des Staatsjecretairs 
ber Bereinigten Staaten, die Zurisdictionsbefugniffe der Uferſtaaten auf fünf See- 
meilen zu erweitern j. Calvo I. $ 244, 
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Die Rechtsbeziehungen zwifchen den Mitgliedern 
der Stantengefellfchaft auf hoher Zee. 


$ 92. 
Die principiellen Grundlagen der Meeresfreiheit. 


Literatur und Berweiſungen: Handb. I. Bd., 88 19, 76, IL. 8 2 und 28. 
Stück. Die Literatur behandelt die Frage nach ihren juriftiihen Voraus 
fegungen regelmäßig nur in Verbindung mit den geichichtlichen Entwidlungs- 
formen. Gelbftftändige Ausführungen bei Hautefeuille a. a. O. J, p. 
50 ff.; ſ. audi Tedlenburg, Die Freiheit des Meeres. 


Die im Widerſpruche mit allen juriſtiſchen Vorausſetzungen des 
Eigenthumsbegriffes!) feit den früheften Zeiten mehrfach unternommenen 
Verſuche, das weite Weltmeer — die zufammenhängende Wafjermaffe, 
bie das Feitland der Erde umgiebt und mehr als zwei Drittheile der 
gefammten Erdoberfläche einnimmt — ganz ober zum Theil der (privat-) 
rechtlich unbeſchränkten Dispofitionsbefugniß eines Staates oder einiger 
Staaten unter rechtlicher Ausſchließung aller übrigen zuzuerfennen, gaben 
ber Lehre des Völkerrechts den äußern Anlaß, das Verhältniß des 
Meeres im Rechtsſyſtem der Staatengemeinihaft zum Gegenftand wiſſen⸗ 
Ichaftliher Unterfuhung zu machen. Jene Verſuche, ebenjo mie Die 
zu verjchiedenen Zeiten gemachten Anftrengungen einzelner Mächte, ein 
unbedingtes ftaatliches Hoheitsreht, Die suprema potestas, über das 
Weltmeer oder einzelne Theile deſſelben ausfchließlih in Anſpruch zu 
nehmen, haben aber von den Tagen ab eine ununterbrodhene Reihe von 
Zurüdweifungen gefunden, jeitdem ſowohl die Privatrechtsbegriffe wie 
die Vorftellungen von der Natur der ftaatlichen Herrihaft zu größerer 
Klarheit und Beftimmtheit vorgebrungen find. 

Die Verkennung der phyſiſchen und demnach rechtlichen Unmöglichkeit 
einer eigenthumsgleichen Beherrſchung des Weltmeeres hängt übrigens 
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von ihren Anfängen an aufs innigjte zufammen einerjeit3 mit ber dem 
mittelalterlichen Rechtsleben eigenthümlichen Einkleidung öffentlich recht . 
licher Erfcheinungen in die geläufigeren privatrechtlichen Formen und 
Begriffe und amdererjeit3 mit der aus der Zeitgeſchichte geholten 
Borftellung von der Schrankenlofigkeit der Fürjtengewalt, die ebenſowohl 
von phyſiſchen mie juriftiichen Bedingungen unabhängig gedacht wurde. 

Nach heutigem Völkerrecht hat die Frage praftiiche Bedeutung nur 
noch in dem unten angegebenen Sinne, da die jelbjttrügerijche Annahme 
der Möglichkeit einer eigenthumsmäßigen, ausſchließlichen rechtlichen 
Herrſchaft oder der wirkſamen Unterwerfung der gejammten Meeres- 
oberfläche unter den Befchl einer ftaatlichen Herrjchaft von feiner Seite 
mehr behauptet wird. Allen Völkern wird vielmehr der natürlich freie 
Gebrauch des umerjchöpflichen weiten Meeres fortan ebenjowenig jtreitig 
gemacht, mie der Genuß der Luft, der Wärmequelle u. j. wm. Wenn 
die Lehre trotzdem fortfährt, mehr ald 250 Jahre hindurch eine mwider- 
finnige Behauptung zu bekämpfen, bewegt fie fich hierbei genau in dem- 
felben Gedankengeleife wie etwa die Lehre des Verfafjungsrecht3 einiger 
Staaten bei ihren Darftelungen der „Grundrechte“, durch welche eine 
rein „natürliche“ Lebensäußerung de3 Individuums zu einem ftaatli 
geſchützten Rechtszuſtand nur darum erhoben worden iſt, weil es der. 
Staatögewalt früherer Epochen beigefallen iſt, dieſe rein natürlichen 
Veußerungen des Individuallebens zu verbieten, ihrer Bethätigung ge« 
waltjam Hinderniſſe in. den Weg zu legen.?) 

Co wie ed daher auf höherer Stufe, der freiheitlichen Entwidelung 
nothwendig geworden ijt, dieje Feſſeln des freien Individuallebens dadurch 
zu bejeitigen, daß die Staatsgewalt jenen von Natur aus freien 
Bethätigungen des perjönlihen Willens einen pro futuro rechtlich ge— 
fiherten Spielraum gewährte, jo Hatten es auch internationale Staaten- 
prari® und Lehre fir geboten erachtet, die rein natürliche, aber eine 
zeitlang doch negirte Freiheit aller. Völker im Gebrauche bes offenen 
Meeres durch unabläffige Betonung der „Meeresfreiheit” zu einem jcheinbar 
ausgeftalteten, pofitiven Nechtsinjtitute de Wölferverfehr zu erheben. 

Troß der jcheinbaren allgemeinen Uebereinftimmung über den Effect 
der „Meeresfreiheit”. bleiben aber Doch über das Wejen derjelben die 
Meinungen weit von einander entfernt; und insbejondere fcheint es 
nothiwendig, neben der praktiſchen und hiſtoriſchen Betrachtung auch der 
zumeiſt im Dunkel gelaſſenen juriſtiſchen Seite der Frage einige 
Unterſuchungen zu widmen. Soweit nämlich der Begriff der Meeres- 
freiheit dem Vorausgeſchickten nach überhaupt juriftiichen Charakter auf: 
weiſt, ergiebt ſich derjelbe aus der Zujammenfafjung mehrerer. Nega- 
tionen, welche das Eintreten früher üblich gemwejener rechtlicher Effecte 
verhindern jollen. Der Begriff umfaßt: 

R die Eigenthumsunfähigfeit des Meeres und 
2) da3 daraus folgende Nichtuntervorfenfein des Meeres unter 
die beherrichende Norm eines Staates, 
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Am nächſten kommt diefer Anſchauung, freilich ohne fie in ihren 
juriftiichen Conſequenzen feitzuhalten, Hautefeuille: „Par la liberte 
de la mer j’entends donc l’absence complöte de tout droit exclusif & 
Yusage de cette immense partie du globe, de toute propriété attribude 
à une nation à l’exelusion des autres. Ainsi posee, la question semble 
resolue. La nature möme de la mer est telle, qu’il parait inutile de 
chercher à prouver, quelle est libre et qu’il suffit d’cnoncer ce prin- 
cipe, comme une axiome aussi incontestable que les verit6s mathe- 
matiques les mieux reconnues“.? 

Bei dieſer principiellen Sachlage ftößt daher die rein natürliche 
Tendenz aller Staaten und Bölfer, dad Meer unmittelbar und mittelbar 
in Fifcherei und Schifffahrt zur Duelle wirthichaftlicher Vortheile zu 
machen, auf keinerlei fremdftaatliches (jurijtifches) Hindernig. Es kann 
nicht überrafchen, daß Diejer rein thatſächliche Zuftand feitens der 
älteren naturrechtlichen Literatur, welche den Staat vornehmlich als 
Zwangsanſtalt aufzufaſſen geneigt war, mit dem Strahlenkranz der ab- 
ſoluten Freiheit gejchmüdt worden ijt, während er doch thatſächlich nur 
durch das Abhandenſein ftaatlicher Autorität überhaupt charakterifirt 
werden Tann. 

Auf denfelben Ton geftimmt finden wir übrigens auch heute noch 
einige Autoren romanifher Schule. So Earnazza Amari: „Quand 
on p£netre dans la haute mer, on respire un air de libert& (!) et 
d’ind&pendence; on sent comme par instinct, que lä ne rögne aucun 
souverain de la terre.“*) 

In dieſer Unftaatlichkeit, Anationalität, iſt alſo der alleinige Grund 
für die „Freiheit“ des offenen Meeres gelegen, nicht aber, wie einzelne 
Autoren in vagen, aller juriftiichen Grundlage entbehrenden Behauptungen 
ausführen, darin, daß das Meer den verjchiedenen Völkern als Verkehrs. 
ftraße, welche die fernften Länder und Welttheile verbindet, nothwendig 
fei, fo daß fie deffen zu ihrer Entiwidelung bedürfen. „Unftreitig“, meint 
fogar Attlmeyer, „bringt aber der dem Menjchen innewohnende Drang 
zur Vergejellihaftung, zur gegenfeitigen Annäherung, zum gegenfeitigen 
Austauſche geiftiger und materieller Güter auch dad Recht hierzu mit 
ſich; und wenn eine ftetig fortjchreitende Gefittung Zwed und Biel des 
menſchlichen Daſeins und der menjchlichen Gejellichaft ift, jo giebt dieſer 
Zweck auch das Recht zu den Mitteln, welche zu deſſen Erfüllung 
führen.” Die mangelnde juriftifche Concludenz diefer Ausführungen fällt 
in die Sinne; gleichwohl ehren diefe in mannigfachen Varianten bei den 
meiften Autoren wieder, fo auch bei Calvo mit Berufung auf die Ab- 
fihten der ewigen Vorjehung u. ſ. w. Auch die Unentbehrlichkeit des 
offenen Meeres zur Entwidelung der internationalen Unternehmungen: 
und Gejchäfte, oder die Wichtigkeit de3 Meeres für die Bwede der 
Communication, des Güteraustaufches u. ſ. w. kann den Nechtögrund der 
Meeresfreiheit ebenjowenig begründen, tie die Erwägung ©. Fr. von 
Martens, daß, abgejehen von der Unbezwingbarfeit des Meeres, es 
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hauptfählih an dem Rechtfertigungsgrunde der Eigenthumsermwerbung 
fehlen würde, „da es unbejchadet des Gebraudes und der Sicherheit 
aller Völker gemeinfhaftlich bleiben kann“. 

Diefe in zahlreichen Modificationen geltend gemachten Geſichtspunkte 
bezeichnen aber im Grunde nur praftiiche Conjequenzen des einen in 
feiner negativen Natur charakterifirten Momente, da3 den Gebrauch des 
offenen Meeres Geitend der einzelnen potenziell gleichbefugten Staaten 
und Bölfer nicht als jubjectives Recht, fondern als res merae facul- 
tatis aller Gemeinmwejen erjcheinen Täßt.°) 

Jede andere Qualificirung des Sachverhaltes führt zu Folgerungen, 
welche entweder das Weſen der Frage nicht berühren, oder in ihren 
nächſten Folgen zu weit führen. So leidet 3. B. Heffter’3°) Argu- 
mentation, daß das Meer al3 ein „Element“, welches den einzig 
möglichen Verbindungsweg unter den dadurch ganz getrennten, bewohnten 
Erdtheilen darbiete, auch nicht der freien Bewegung verjchloffen werden 
dürfe, an dem inneren Conftructionzfehler einer Verſchiebung des Be— 
weisthemas, während fein Hinweis, daß des Meeres Inhalt an Fiſchen, 
Foffilien und dergleichen einen reichen Naturſchatz zu einer gleichartigen 
Benugung für alle Menſchen enthalte (S. 163), geradenwegs ebenjogut 
auch zur Forderung des gemeinfamen Güterbeſitzes innerhalb des Feſt— 
Iandes führen muß, oder zur „Erpropriirung“ der für die Menfchheit 
unentbehrlich gewordenen Chinarinde, Cocapflanze, Theejtaude u. ſ. w. 
bei denjenigen Völkern, in deren ausſchließendem Eigenthum jene heil- 
fräftigen Bäume, nütlichen Sträuder u. ſ. w. ftehen.?) 

Endlich ift auch der von anderen eingefchlagene, ſcheinbar juriftifche 
Weg, das Weltmeer al3 einen im Eigentum aller Staaten ftehenden 
Beitandtheil unferes Weltförpers Hinzuftellen und daraus den gleichmäßigen 
Anfpruch aller Theile rechtlich zu begründen, völlig verfehlt. Er leidet 
an einer inneren Untwahrheit und gelangt nur mit Hiülfe einer endloſen 
Kette von Fietionen zu einem unferer negativen Formel gegenüberjtehenden, 
icheinbar pofitiven Reſultat. In That und Wahrheit ift auch die be- 
hauptete Gütergemeinjchaft lediglich eine mit juriftichen Bildern operirende 
Sprahmwendung, da das wirkliche Verhältniß an feiner Stelle mit den 
begrifflichen Merkmalen des Condominiums gededt werden kann. Die 
bezüglichen Ausführungen tragen übrigens auch zumeijt von vornherein 
den Verzicht zur Schau, auf die Wagichale juriftiicher Präcifion gelegt 
zu werben, da fie regelmäßig Die angeblich bejtehende „Gütergemeinfchaft“, 
den Daritellungen über die abjolute Eigenthumsunfähigkeit des freien 
Meeres anzujchließen, die erjtere aus der letzteren zu folgern pflegen. 
So typiſch Azuni: „La mer n’appartient à personne: elle est la propriet6 
de tous; tous y ont droit comme à l’air qu’ils respirent, comme au 
soleil qui les r&chauffe.*)* 

Dem Vorausgeſchickten nach kann daher endlich auch die von Ein- 
zelnen verjuchte Unterjcheidung zwijchen Dominium als Eigenthum und 
als Herrſchaft kraft jtaatlichen Sachenrechts nicht als begründet angefehen 
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werben, denn fie wird nur in der Abficht aufgeitellt, um unter Aus« 
fcheidung des erjten den einzelnen Staaten das Recht ber lebteren auf 
dem offenen Meere einzuräumen. 

Da aber auch die jtaatlihe Herrichaft entweder das Band des 
Gefeges zur Vorausſetzung hat für die Eubjecte des Verbandsverhältniffes, 
oder das der phyſiſchen Unterwerfung für die ſachliche Welt, fo kann 
aud) von einem Imperium eines Staates ſchlechthin in Anſehung der hohen 
See nicht die Rede fein, denn jenes Band der Gejege bejteht nicht für die 
auf hoher See befindlichen fremden Unterthanen, fremden Schiffe, und das 
Meer jelbft ift nur in einem fo minimalen Verhältnifje zu feiner ge- 
waltigen Ausdehnung der wirklichen, phyſiſchen, dauernden Beherrſchung 
unterworfen, daß faum von einem ernjt gemeinten Befig, geſchweige deun 
von einem geficherten Herrichaftsverhältniß die Nede fein kann. 

Dagegen muß andererjeit3 als juriſtiſch feftftehend anerkannt wer— 
den, daß da, wo durch die thatjächliche Ueberwindung der Natur des 
Meeres die Vorausfegungen für die phyſiſche Beherrihung eines Theiles 
der Meeresoberflähe auf natürlichem oder Fünftlihem Wege gewonnen 
wurden, auch die vollen rechtlichen Wirkungen des fahlichen Eigenthums- 
erwerbe3 und darnach die der ftaatlihen und völferrechtlichen Gebiet3- 
herrſchaft eintreten fünnen, 

Die aus der phyſiſchen Beichaffenheit de3 Meeres fließende Eigen- 
thumsunfähigfeit deffelben, in Verbindung mit dem, allen rechtlich 
gleihen Staaten?) in gleicher Weife zuftehenden Gebrauch des Meeres, 
bildet daher den principiellen Untergrund der jogenannten Meeresfreiheit. 


2) Daß dem Römiſchen Recht innerhalb der jahenrechtlichen Kategorie der res 
communes omnium das Meer als rechtlich und logiſch der ausfchließlichen Herr- 
jchaft Einzelner und aud) des Staates nicht unterwerfbar erſchien, beweiſen zahl- 
reihe Quellenftellen. So 1. 50. D. de adqu. rer. dom. 41,1; 1. 2,8 8; 1.3, 


$1. D. ne quid in l.p. 43,8; $1 J. 21: .... nemo igitur ad litus maris 
accedere prohibetur: dum tamen a villis .... abstineat, quia non sunt 
juris gentium sicut est mare... .;$5 h. t.: Litorum quoque usus publicus 


est et juris gentium. 

*) ©. Laband, Staatsrecht des Deutihen Reiches. Bd. I, ©. 519 f. „Vgl. 
hierzu Gierfe in Schmoller’3 Jahrbuch Bd. VIL, ©. 1097 f. und Stoerf, 
Methodik des öffentlihen Rechts. ©. 65 f. 

9) Droits des Neutres,. Tome I, p. 2 sqs. 

*) Droit intern. trad. par Montanari-Revest, II, p. 51. 

5) ©. Attlmayer, Die Elemente des intern. Seerechts. Bd. I, F. 2 f., 
-Calvo, Droit international, 3, ed. T. I, p. 354, Martensd-Bergbohm, 
Internationales Recht, S. 374, Bd. Iund ©. Fr. v. Martens, Einleitung in 
das pofitive Europäijche Völkerrecht. ©. 49. 

e) Das Europäiihe Völkerrecht. 7. Ausgabe, bearbeitet von Geffden. 
©. 162. 

’) Aller juriftiihen Beweisfraft bar find die declamatorischen Ausführungen 
Azunis, denen eine durch die Zeit des Erjcheinens des Buches (1805) begründete 
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Antisengliiche Tendenz befondere Schärfe gab. Droit maritime de l’Europe, T. I, 
p. 13 f. 

8 In bem oben citirten Werke, 8 12. Ebenfo Attlmeyer a. a. O. 
Richtig: Bulmerincq $ 44. Perels, Das internationale öffentliche Gee- 
recht, 6.20. Dudley-Field, Projet de code international, trad. par Rolin, 
Urt. 54 un. f. Im Uebrigen fteht nahezu die ganze neuere frembländiiche Literatur 
bei Behandlung ber hier erörterten Frage nad allen Richtungen Hin noch tief 
in ber Anfchauungsweije und in der Technik der Naturrechtsſchule; (ſ, Calvo, T.I, 
354, 855. Carnazza-Amari 8 10. Pinheiro-Ferreira, Cours de droit 
publie. T. II, 8 45 f. und viele Andere.) 

9, Gegenüber dem in der Franzöfiihen und Stalienifhen Rechtsliteratur zu- 
meift vorherrichenden Pathos bei Beurtheilung des aud für die hier behandelte 
Frage enticheidenden Princips der Nechtögleihheit der Staaten fiehe die fachliche 
und rein juriftiihe Betrachtung der Verhältnifie bei v. Holgendorff, oben auf 
©. 12 dieſes Bandes, defien Ausführungen insbejondere gegenüber Zorn's und 
Lorimer's Verwechslung der Effecte des For malprincipes und ber that- 
ſächlichen dynamiſchen Berhältnifje in allen Punkten beigetreten werden muß. 


$ 9. 


Die gefhichtlihe Entwidlung des Grundjaßes der 
Meeresfreiheit feit Hugo Groot. 


Riteratur und Vermweijungen: ©. vorigen 8. — Pardessus, Collec- 
tion des lois maritime. — Calvo, $5 248 fi. — Hautefeuille, 
Hist. des origines du droit marit. intern. — Reeves, Law of shipping 
and navigation from the time of Edward III. — Alianelli, Delle an- 
tiche consuetudini e leggi maritime, 1871. — Aſher, Verhandlungen 
über die Navigationdacte, p. 8 ff. 


Es ergibt fich ohne Weiteres, daß die Geſchichte des im Vorftehenden 
in feinen principiellen Grundlagen charakterifirten Nechtsinftitutes nicht 
in jenen Zeiten gejucht werden kann, da der Gedanke der potenziellen 
Nechtögleichheit aller jouderainen Staaten ſelbſt noch nicht ins Rechtsbe— 
twußtjein der Europäiichen Staatengejellichaft gedrungen war. 

Es genügt hier daran zu erinnern, daß die Staatengefchichte vor 
dem Abſchluſſe des Weftphälifchen Friedens, wie auch noch nach demfelben 
eine Fülle von politifchen Prätenfionen einzelner Staaten und Machthaber 
aufwies, welche insgefammt bei den jeweiligen übrigen Staaten die Er-* 
fenntniß darüber aufjteigen ließ, wie die Verhältnifje auf hoher See im 
Intereſſe der friedlichen Coexiſtenz der Staaten nicht geregelt fein 
dürfen. 

Der die Gefchichte durchziehende Kampf um die Weltherrfchaft ge- 
langt eben auch auf diefem Gebiete zu bezeichnenden Ausdrucksformen. 
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Für das finkende Weltreih fand fich dieſelbe in der Selbftbezeichnung 
bes Saifers als: „’Eyo uw Tod x0ouov zUgıog, 6 ÖL wouog tig 
Jaldoons“ in der 1. 9. D. de lege Rhodia 14,2, die das Mittelalter 
mit Hülfe feiner eigenartigen Borftellung von der Translation der faifer- 
lichen Gewalt auch auf den Römiſch⸗Deutſchen Kaifer übertragen zu können 
glaubte. Die im großen Titel des lehteren enthaltene Formel: „... ., 
deren Kanarischen Inſuln, in Oft und Weftindien, deren Inſuln und ter- 
rae firmae, des Oceani König 2c.,” jtellt fich wohl nur als eine zeitgemäße 
Umbildung der in ber lex Rhodia gebrauchten Bezeichnung dar.!) In der- 
felben Richtung wie diefe beiden gejchichtlichen Figuren und theilweije in 
feindlichem Gegenſatz zur zweiten bewegt fi der auf die Weltherrichaft 
zu Waller und zu Land gerichtete Anfpruch der päpftlichen Gewalt; ein 
Anſpruch, der, ald zu Ende des XV. Sahrhunderts Dft- und Wejtindien 
entdedt wurden und wegen deren Herrichaft zwijchen Portugal und Spa- 
nien Streit entjtanden war, in der befannten Bulle Uleranders VI. von 
1493 feinen fchärfften, typifchen Ausdruck gefunden hat. 

An die Ausläufer der letzten Streitfrage knüpfte die publiciftifche 
Erörterung der Frage nad) der Reformation an, in einer Epoche fomit, 
in welcher weder die Theorie der faiferlichen noch die der päpftlichen 
Weltherrichaft die Bafis zu weiteren Fietionen abgeben fonnte. Hugo 
Grotius (Mare liberum,?)) fteht mit dem ganzen Schwergewicht feiner 
Argumentation auf der Grundlage der neuen Weltanfhauung, welche 
aber im Grunde innerhalb der völferrechtlichen Literatur doch eigentlich 
nur in beſchränktem Maße zur Geltung gelangt ift. Denn nicht nur der 
zumeijt citirte Kohn Selden vertritt den entgegengejehten Standpunft 
in feinem das Englifche Sonderrecht vertheidigenden „Mare clausum“; auf 
der gleichen Grundlage ftehen: Alb. Gentilis in feiner „Advocatio his- 
panica,°) J. Bourough, Imperium maris britannici ex monumentis 
historias legibusque Angliae demonstratum (London 1686); für die Son: 
berrechte Venedig tritt ein: Paolo Sarpi, Del dominio del mare 
Adriatico (Venedig 1676) u. |. w. Selbft bei Bynkershoek und Battelt) 
fommt die Lehre Groot’3 nur theilweife zur Anerkennung. 

Seine praftifche Umfegung fand dieſes Princip in den jeeceremoniellen 
Formalien, deren empfindlichit controllirte Leiftung und Abwehr in jenen 
Tagen als ebenfo viele Auskunftsmittel für die Anerkennung oder Ablehnung 
ftaatlicher Hoheitsanfprüche zur See galten. In der That handelte es fich 
im Geifte des XVII. Jahrhunderts keineswegs blos um objervanzmäßige 
Höflichfeit3bezeugungen auf ber Grundlage voller Gleihberechtigung, ſon— 
dern um ben jymbolifchen Ausdruck der rechtlichen Unterwerfung, welche 
einige namentlich maritim überlegene Staaten aus dem Nechtstitel der 
von ihnen in Anspruch genommenen Oberherrfchaft über das Meer oder 
einzelne Mecrestheile einforderten und nöthigenfalls mit Gewalt zu er« 
zwingen pflegten.?) So fanden die langjährigen Streitigkeiten zwi— 
Shen England und den Niederlanden wegen des bon erjterem bon allen 
fremden Schiffen für feine Kriegsichiffe verlangten Saluts ohn Bewil- 
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Yigung des Gegengrußes ihren rechtlichen Abſchluß in den Verträgen von 
1654, 1667 und 1674; im Art. 4 des letztgenannten Friedensvertrages 
„erkennen die Generaljtaaten der Vereinigten Niederlande jchuldigermaßen 
das Recht des Königs von Großbritannien an, daß feine Flaggen in 
nachbenannten Meeren geehret werden follten, und erklären, daß alle 
Schiffe und Fahrzeuge, jo denen Vereinigten Niederlanden zuftehen, es 
mögen Kriegs- oder andere Schiffe, einzelne oder ganze Flotten beijam- 
men fein, in den Meeren vom Vorgebirge Finis terrae an bis zur Hälfte 
des Landes van Staaten in Norwegen, allen Schiffen und Fahrzeugen 
des Könige von Orofbritannien, denen fie begegnen, es mag mun 
ein einzelnes oder mehrere Schiffe fein, wenn folche die Königl. Groß- 
britannifche Flagge, „Jae“ genannt, führen, ihre Flagge von dem Maſt 
abnehmen und das oberſte Segel niederlafjen ſollen auf eben die Art und 
zu eben der Ehrenbezeugung als jolches zu irgend einer Zeit oder an 
anderen Orten von einigen der Generaljtaaten oder ihrer Vorfahren 
Schiffe gegen einige des Königs von Großbritannien oder deſſen Bor- 
fahren Schiffe üblich geweſen ift“. Minder leichtes Spiel fand England 
mit feiner Forderung auf ſymboliſche Anerkennung feiner Meeresherr- 
ſchaft Frankreich gegenüber. Ludwig XIV. empfahl feinen Kriegsſchiffen, 
fih aud von Britifhen Schiffen unter allen Umständen zuerft jalutiren 
zu laſſen. Wilhelm III. fand Hierin laut ſeines Manifeftes vom Jahre 
1689 eine Verlegung feiner Souverainetätsrechte inden Britifchen Meeren, 
nachdem bereit3 zwei Jahre früher den Englifchen Schiffen anbefohlen 
worden tar, jedes fremde Schiff innerhalb diefer Gewäfler zum Schließen 
des Marsjegels und Streichen der Flagge als Zeichen der Anerkennung 
diefer Souverainität nöthigenfalls mit Gewalt zu verhalten. — Uebrigens 
wollte auch Frankreich ſelbſt in Beziehung zu anderen Seemächten Hinter 
England nicht zurüdbleiben und ftellte bezüglih des Saluts dieſelben 
Forderungen an die Niederlande. Erft in der Ordonnance de la Marine 
von 1685 erjcheinen derlei Anſprüche aufgegeben. Im Laufe bes 
XVII. Sahrhunderts machten fich jedoch freiere Anfchauungen bezüglich 
der Seeherrihaft und fomit des Seegrußes in der Staatenpraris geltend. 
Vom Streihen der oberen Segel und der Flagge ward abgejehen und 
der Gruß befchränfte fich auf den durch Gefchübe, Zuruf u. ſ. w. Einzelne 
Staaten, wie Rußland und Schweden, Rußland und Frankreich regelten 
den Schiffsgruß vertragsmäßig auf Bafis völliger Gleichheit; doch Fam 
e3 auch noch zu Ende de3 vorigen Jahrhunderts vor, daß die Schiffe 
der großen Scemächte den Salut forderten, ohne ihn erwidern zu wollen. 
England hielt noch im Vertrage von 1784 den Begrüßungsmodus feitens 
Holländiiher Schiffe aufrecht und Ichnte bei den Verhandlungen von 
Amiens die vom Franzöſiſchen Bevollmächtigten geftellten Propofitionen 
ab, welche die Abſchaffung des Saluts auf Hoher See und die Regelung 
bejjelben an den Küften auf dem Fuße völliger Gleichheit bezwedten.‘) 
Die Folgefähe aus dem von Hugo Groot mit aller Schärfe aufgeftellten 
Princip der Freiheit, d. h. der Staatenlofigkeit des Meeres, erlangten 
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erft dann im Laufe der ziveiten Hälfte des XVII. Jahrhunderts weit. 
reichende Geltung in der internationalen Staatenpraris, nachdem Englands 
Seemadtitellung in einem ſyſtematiſchen Zufammenwirfen ber Neutralen 
ein ſchwerwiegendes Gegengewicht aud in Friedenszeiten gefunden hatte.”) 

Alle einjchlägigen Forderungen find zur Zeit als unbegründet fallen 
gelaffien und die vollfommene Gleichheit der Staaten zur See als 
Grundlage der des juriftiihen Charakters jeither völlig entbehrenden 
Regeln des modernen Seeceremonield allfeitig anerfannt worden.®) 

Von einzelnen Regungen des ftaatlihen Egoismus abgefehen, kann 
daher heute in der Staatenpraris ſowohl wie in der Völferrechtslehre 
als feftjtehend angejehen werden, daß die hohe See weder im Befite, 
noch im Eigenthum, noch unter der dauernden ftaatlichen Herrjchaft irgend 
eines Staates ftehe, und daß daher auch rechtlich keinem Staate, bezw. 
feinen Angehörigen die Benutzung des offenen Meeres von irgend einer 
Seite unterfagt oder in Friedenszeiten erſchwert werden künne.?) 

Die volle Uebereinjtimmung, welche in dieſer Frage zwiſchen allen 
Publiciften aller Eulturnationen befteht, zeigt an einem wichtigen Punkte 
des internationalen Staatenlebens den fortjchreitenden Entwidlungsgang 
des allgemeinen Nechtsbewußtjeind und den allmählichen Sieg der die 
Lebenszwecke der Gemeinjchaft fürdernden Normen gegenüber ben 
Regungen des ftaatlihen Egoismus. 


VY S. Schmauss, Corp. iuris publ. ed. Schumann 1759, ©. 1394. — 
Ueber die Ableitung diejes Titel3 aus dem Spaniſchen Ceremonialreht ſ. Gün- 
ther, Europ. Völkerrecht IL, ©. 36. 

*) Mare liberum seu de iure quod Batavis competit ad indica commer- 
cia; zuerft anonym 1609, dann 1616 unter dem Namen des Berfafjers. 

3) Gelben erjchien zu London 1635. Gentilis zu Hanau 1618. 

) Bynkershoek, De dominio maris, 1702 und Vattel, Droit des 
gens. T.L, 8 279 f. Weitere Literaturangaben ſ. bei Kaltenborn, Grundjähe 
des praftiihen Europäiihen Seerechts, Bd. IL, ©. 340. 

5) In ber Literatur wird diejer ſyſtematiſche Zuſammenhang bes jog. See- 
ceremonial® mit dem Capitel der Meeresfreiheit regelmäßig überjehen und dem 
erjteren eine Stellung im Syſtem angewiejen, die ihm nicht zufommt, die aber 
vielfad) zur irrigen Annahme verleitet, al3 ob der genannten Materie auch Heute 
noch rechtlicher Charakter innewohnte. 

©, Martens, Recueil a. a. ©. Moſer, Verſuch, Th. 5, ©. 479 f. 
Attlmayer, ©. 44 f. 

) Bergbohm, Bewaflnete Neutralität. Damit hat denn in der That die 
Vorausjagung (1778) Koh. Zac. Moſer's (Verjucd eines Europ. Völkerrechts, 
Bd. V, ©. 486) fih als in allen Punkten zutreffend erwiejen, bie er zur vor 
liegenden Frage aufftellte: „Ueberhaupt fommt es freilich darauf an: je mächtiger 
Großbritannien zur See und Anderen diesfall3 überlegen ift, um jo mehr wird e3 
dieje Herrihaft in ber That behaupten fünnen, und Hingegen um jo weniger. 
wenn Undere ihm zur See gleich oder gar überlegen find.“ 
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° BHillimore, IL, $ 34: „Maritime ceremonials in the open sea, or 
in any other places than those subject to the dominion of a State must 
depend upon Comity or mutual agreement.“ 

Weber bie Arten der gegenwärtig üblichen internationalen Ehrenbezeugungen 
und über die Grundſätze in Betreff der Erweijung derſelben ſ. Perels a. a. D. 
©. 151—155. 

®) S. hierzu: Phillimore, Commentaries upon international Law. 
Vol. I. (8. ed.), p. 247 f. Renta.a. DO. Travers Twiss, Law of nations 
1, 8 183. ®erels a. a. O. © 19 f. — Die bei dieſem Anlaß in der älteren 
Literatur oft ventilirte, neuerdings von Phillinore (a.a.D. ©. 249) und bem- 
nach auch von Perels (a. a. D. ©. 20) aufs neue erörterte Frage, ob ein Ber- 
trag, in welchem ein Staat auf die Musübung bes ihm grundjäglich zuftehenben 
echtes auf Benugung des Meeres für fi, beziehungsweije feine Unterthanen 
verzichtet, als rechtöverbindlidy angejehen werden fann oder nicht — entbehrt jeder 
praktiihen Bedeutung. Die von Bhillimore und ©. Fr. v. Martens ange- 
zogenen Verträge aus dem clajfiihen Altertyum und der eigenartigen Gejhichts: 
verhältnifjen entiprungene Wiener Bertrag zwijchen Defterreid) und Großbritannien 
“ vom 16. März 1731 befiten nicht die Kraft vollgiltiger Gegenbeweije. In prin- 
eipieller Hinficht wäre der gedachte Verzicht auf dieſe res merae facultatis jedenfalls 
weit eher mit Hautefeuille (Histoire du droit maritime international, 
Tome I, p. 24 f.) al3 unverbindlich zu erachten. Derſelben Anfiht find: Bar- 
riörre, Pradier Fodéré, Nayneval in ben bei Carnazza-Amaria.a.d. 
©. 53 citirten Stellen. 


g 9. 
Die Rechtsfolgen der Meexesfreiheit. 


Literatur und Berweifungen: Handb. II. Bd., 88 16, 18; 13. Aüd; 
28. und 29. Stück. ©. die Angaben bei 88 10 und 11. Ferner: Perels, 
Deutiches Seerecht, ©. 5 fi. — Bonfils, $ 322. — v. Bar, a. a. O. — 
Harburger, a. a. O. 


Innerhalb der modernen Staatenpraxis hat daher der weſentlich nur 
abwehrende Begriffsinhalt der Meeresfreiheit zur Ausbildung einer Reihe 
von Verboten geführt, in welchen wir dem oben Entwickelten gemäß 
lediglich gewohnheits- und vertragsrechtliche Negationen älterer, miß— 
bräuchlicher Uebungen und Anſprüche erblicken müſſen. Solche praktiſchen 
Umſetzungen des „Freiheits“ principes find im Folgenden gegeben: 

1) An der Spitze dieſer international anerkannten Berhaltungs- 
normen mit Ommiſſiveffect ſteht die Regel, daß kein Schiff auf 
hoher See der Jurisdiction, Polizei- oder ſonſtigen Verwaltungs— 
aufſicht eines fremden Staates unterſteht. — Gegen fremde 
Schiffe auf offenem freien Waſſer hat kein Staat irgend ein 
Recht in Friedenszeiten, es ſei denn, daß der Staat in dieſer 
Beziehung dem anderen ausdrücklich gewiſſe Rechte über ſeine 
Schiffe eingeräumt hat, ſowie in dem Falle der gerechten 
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Selbithülfe wider einen unrechtmäßigen Angriff und megen 
zugefügter rechtswidriger Beſchädigungen. Doch wird gegen» 
wärtig dies Recht der Selbithülfe von einzelnen Schiffen und 
namentlich blojen Kauffahrern jelten und nur im Fall unab- 
wendbarer Noth geübt und in anderen Fällen denfelben auf« 
erlegt, lieber einfach gegen zugefügte Verlegungen und Kränkungen 
zu protejtiren und nachträglich durch das Organ ihres eigenen 
Staat? und namentlih unter Vermittelung von Conjuln und 
diplomatiihen Agenten Genugthuung, bezw. Entihädigung zu 
erlangen. Es ijt diefe Bejchränfung im Intereſſe der Nechts- 
ordnung um jo mehr zu billigen, al3 im Geifte unferer Zeit 
fih der Gedanke gut befeftigt hat, daß die rechtswidrige Ver. 
legung irgend eines nationalen Schiffes allemal zugleich auch 
eine Verlegung ded Staates jelbjt involvirt, dem es vermöge 
der rechtlich conjtatirbaren Nationalität feiner Flagge angehört. 
— In welder Weije diefer ftaatlihde Schu wirkſam wird, 
ob im Wege diplomaticher Reclamation oder durch die An« 
rufung der fremdländiſchen Gerichtsbarkeit felbft, ift eine Frage, 
deren Löjung theil3 von den Eingebungen der politifchen 
Zwedmäßigfeit, theild von dem Maße der Entwidelung des 
materiellen Recht3 in dem Staate abhängt, der oder deſſen 
Angehöriger im gegebenen Falle als regreßpflichtig erjcheint. 
Die Schiffe als Mobilien find vermöge ihrer Zugehörigkeit, 
eigenthumsrechtlichen Unterwerfung unter den Willen eines oder 
mehrerer Nationalen ihrerjeit3 ſelbſt al® in nexu mit dem 
heimathlihen Recht der letztern ftehend anzufchen; außerdem . 
bleiben die an Bord befindlichen Perſonen nad) dem Eivil- und 
Criminalrecht faſt aller Eulturjtaaten, auch in Handlungen und 
Geſchäften, die fie außerhalb des Staatögebietes vornehmen, 
an die heimathlichen Gejege gebunden.) Zu beiden Gründen 
tritt aber auch noch der Umstand Hinzu, daß das Schiff ver- 
möge feiner Flagge ſich als zu einer beſtimmten ftaatlichen 
Gemeinfchaft gehörig erklärt, in deren rechtlichem Schutz es fteht, 
deren wirthſchaftliche Vortheile es genießt: es ijt daher eine 
durchaus confequente Entwidelung der internationalen Staaten- 
praris, im Schiff mit den darauf befindlichen Perſonen eine 
phyſiſche Fortfegung der Rechtsgemeinſchaft zu erbliden, deren 
Flagge das Schiff führt. In Folge deſſen bleibt das Schiff 
naturgemäß auch dort, wo eine fremdftaatlihe Gewaltsübung 
— innerhalb des friedlichen Verkehrs — nicht ftattfinden darf, 
der heimathlihen Staatsgewalt unterworfen. Ulle rechtlich 
relevanten Thatjachen, welche fich daher auf Hoher Sce innerhalb 
der durch die Flagge ftaatlich charakterifirten Gemeinſchaft ab- 
fpielen, fallen unter das Richtmaß des Heimathlihen Nechts, 
fie werden unter Ausſchluß aller fremden Jurisdictionsbefugniffe 
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ebenjo beurtheilt, als hätten fie fich innerhalb bes Heimaths— 
gebietes ereignet. Und da auch im Staatsgebiete jelbft Die 
Fremdenqualität für die rechtliche Beurtheilung des gejeßten 
Thatbeftandes in der Regel irrelevant ift, jo kann es bei der 
den Schiffen ftaatsgefeglih und durch die Staatspraxis an- 
gewiejenen Rechtsſtellung ebenfall3 nicht von Belang jein, ob 
die betheiligten Perſonen Inländer oder Ausländer find. — 
Für die Erklärung Ddiefer in der Natur des unveränderten 
ftaatlihen VBerbandverhältnijjes begründeten Competenz- 
normen bedarf es keineswegs der Annahme einer ftaatlichen Occu- 
pation desjenigen Punktes im Meere, an welchem fich das Fahrzeug 
im gegebenen Momente befindet. Dieſe nah Hugo Grotius 
(Jus Belli ac Pacis cap. 3) und Hautefeuille ?) neuerdings 
wieder von Harburger (a. a. DO. ©. 110) aufgeitellte Fiction 
erflärt die örtliche und jachlihe Zuftändigkeit der heimathlichen 
Staatögewalt für alle auf hoher See befindlichen Schiffe feines- 
wegs befjer al3 die nicht-fictive Nechtsthatjache des unveränderten 
ftaatlihen Berbandverhältniffes. Daſſelbe wird nur partiell 
fuspendirt, ſobald das Schiff in die Nechtsfphäre eines andern 
Staates eintritt (j. oben); mobdifieirt kann es jedoch nur unter 
gewifjen rechtlichen Vorausſetzungen (Wechjel der Eigenthümer, 
der Bemannung 2c.) werben, d. 5. beim Eintritt gewiſſer 
Thatjachen, welche kraft heimischen Rechts die Zerftörung des 
ftaatlichen Bandes zur Folge haben. Da der Aufenthalt auf 
hoher See allein eine folhe Rechtswirkung nicht zu äußern 
vermag, tritt im Status de3 Schiffes jomit feine Veränderung 
ein und e3 bleibt ſammt jeiner Befagung unter der ausſchließ— 
fihen Hoheit feines heimathlichen Staates. 

Der Grundſatz ift denn auch völlig mwiderfpruchslos in die 
ausdrüdliche Geſetzgebung oder in die übereinftimmende Praxis 
der modernen Staaten übergegangen. 


2) Kein Staat ift ferner berechtigt, dem Schifffahrtöverfehr auf 


hoher See durch Auferlegung einer Zoll- oder Steuerpflicht 
Schranken zu jegen und Laften aufzuerlegen. Die von den 
Uferjtaaten zum Nuten de3 Seeverkehrs getroffenen Einrichtungen 
finden ihre Compenjation theil® direct in den Eingängen der 
Hafengebühren, Feuergelder u. j. w., theils indirect in ber 
Sicherung und Steigerung des Geeverfehrd der eigenen 
Nationalen. Wenngleih die genannten, ber Fahrjtraße und 
der ficheren Drientirung dienlichen Einrichtungen, wie Leucht- 
feuer, Tonnen, Bvien, Baaken, zweifellos auch den auf hoher 
See befindlihen Fahrzeugen von eminentem Nuben find, fo 
hat fich doch gewohnheitsrechtlih Feine Anfpruchnahme dieſer 
legteren ſeitens der Uferjtanten herausgebildet, felbft dann nicht, 
wenn das vorüberfahrende Schiff die Seegrenze ber Küften- 
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gewäſſer überjchritten hat.“) Mafgebend für diefe Entwidelung 
war ſowohl die Rüdficht auf die der Einhebung entgegen: 
ftehenden techniſchen Schwierigkeiten, wie aud) die Einwirkung 
bes Neciprocitätsgedanfens, welcher die Laften und Wortheile 
folder Einrichtungen in einem ziemlich billigen Verhältniß auf 
alle feefahrenden Nationen vertheilt. Der Küftenftaat, der 
durch die Errichtung und Erhaltung dieſer Hülfsmittel des 
Seeverkehrs feiner ſtaatlichen Verwaltungspflicht nachkommt, 
ſichert ſeinen eigenen Staatsangehörigen namentlich innerhalb 
des modernen Syſtems der Handels und Schifffahrts— 
verträge“) die Vortheile der parallelen Verwaltungsthätigkeit 
aller übrigen im Weltverkehr ſtehenden Nationen. Der 
älteren, noch vom fiscaliſchen Geſichtspunkte geleiteten Staats— 
prarid glaubte Hugo Grotius noch mit der CEinräumung 
beitreten zu jollen: 

„Quare nec contra ius naturae aut gentium faciet, qui 
recepto in se onere tuendae navigationis iuvendaeque per 
ignes nocturnos et brevium signa vectigal aequum imposuerit 
navigantibus.*“ (I. II. c. 3. $ 14.) 

Mit ihm ſtimmt im Geifte der gejammten älteren Schule 
fein Commentator Heinrih v. Cocceius überein.) Aber 
ſchon zu Ende des vorigen Jahrhundert? wird die Einhebung 
ähnlicher Abgaben nur noc innerhalb ſolcher Meerengen als 
zuläffig erachtet, die ihrer Ausdehnung nach als Küftengewäfjer 
in Betracht fommen. 

Daß Abgaben der genannten Art in diejen qualificirten Seeftrichen 
verwaltungsrechtlich begründet erjcheinen können, ift nach unferen oben 
ausgeführten Grundjägen über die ftantlihe Autorität innerhalb der 
Küftengewäfler eben jo gewiß, wie es ficher ift, daß fich diefe particulären 
Bildungen als ebenjoviele Hindbernifje des glatten Seeverfehrs und der 
alljeitigen Beftrebungen nad) Verkehrserleichterung auf die Dauer nicht 
erhalten konnten. Im Uebrigen glaubten einige Autoren auch civilrechtlich 
die ufuell gewordene Ablehnung aller Beitragspflicht der vorüberziehenden 
Schiffe zu den Koften jener Ginrichtungen aus dem Gedanten bes 
mangelnden Auftrages begründen zu können. So Hautefenille: 
„Quant & ce qui concerne les droits de feux, balises et autres étab- 
lissements faits par le souverain des rives, dans l’inter&t möme de la 
navigation, ils ne sauraient &tre exiges l&egitimement que dans le cas oü 
les nations interess6es auraient elles-möme demandd, ou du moins 
eonsenti que les fanaux fussent construits, les feux entretenus, les 
balises plac&es etc. & la charge de payer les droits.®) 

Indeſſen bedarf die Erfcheinung bei finngemäßer Anwendung des 
feitenden Princips keineswegs einer ſolchen gefünftelten, der Rechtseinrede 
bes nüßlichen Auftwandes kaum jtandhaltenden, civiliftiichen Eonftruction, 
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da fie fih ganz natürlich als Eorollarjag, als Folgeerfcheinung aus dem 
publiciftifchen Princip der Meeresfreiheit daritellt. 

Zweifellos ftand die ältere Staatenpraris im Geifte der Mercantil« 
und Prohibitivſyſteme auf dem Standpunkte, welcher in der Errichtung 
möglichjt zahlreicher Hebeftellen von Abgaben und Zöllen eine erwünfchte 
Duelle ſtaats- und völferrechtliher Einkünfte erblidte.”) Diefelben 
befeftigten ſich unter bejonderd günftigen localen Umftänden zu Ein- 
richtungen von unvordenklicher Dauer, welche dem in unferem Fahr. 
hunderte auffteigenden neuen Principe der möglichften Erleichterung des 
Verkehrs jchwerwiegenden Widerjtand entgegenjegten. Eines der jchärfjt- 
entwidelten Gebilde diefer Art war der Sundzoll, der in feinen ge- 
fchichtlichen Anfängen weit über den Speierer Vertrag von 1544 hinaus- 
reicht,®) gleichwohl aber von jeher ein Gegenſtand Iebhaften und nie 
ermüdenden Widerfpruches der davon meift betroffenen, benachbarten 
Staaten geblieben war. 

Die effective Gegenleiftung Dänemarks beitand in einer erfolgreichen 
Bemühung, die Dftjee gegen das Ueberhandnehmen des Piratenweſens 
zu hüten und den Geeverfehr in derjelben durch ein frühzeitig ent 
widelte3 Syſtem von maritimen Schugmaßregeln möglichjt zu erleichtern. 
Die beträchtlichen, von Dänemark gebotenen Yequivalente konnten es aber 
nicht verhindern, daß das Aufjteigen des Freihandelsprincipe® und die 
durch den Wiener Congreß glüdlih vorgenommene Befreiung des 
Schifffahrtsverkehrs auf den Europäischen Hauptflüffen auch bei den zu— 
nächſt betroffenen Staaten den Wunſch nah einem Wegfallen der 
fiscalifchen Zwecken dienenden Hindernifje des Seeverkehrs wach werben 
ließen. Seit 1820 wurden von mehreren Staaten vergeblihe Verſuche 
gemacht, dieſe Befreiung des allgemeinen Handelsverkehrs für Nordeuropa 
zu bewirken. Der lebhafte Literarifche und politische Streit um dieſe 
Frage begreift fih unjchwer, wenn man bedenkt, daß jeit dem Auf- 
ſchwunge des Mafchinenbetriebes in England, jeit der Vermehrung der 
Bevölkerung und der Gewerbethätigfeit Rußlands und endlich feit der 
Entwidlung des Deutichen Zollvereins die Zahl der den Sund pajfirenden 
Schiffe und der Werth ihrer Ladungen fich unendlich gejteigert hatten. 
Die aus dem Zoll fich ergebenden Einnahmen bildeten einen beträchtlichen 
Theil der gefammten Staatseinnahmen Dänemarks, andererjeitö begründete 
er namentlich für Preußen eine empfindliche Laſt, bejonders weil er viel 
zur Benachtheiligung der öjtlichen Häfen der Monarchie gegenüber von 
Hamburg beitrug. 

Nachdem daher auch im Jahre 1348 die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika erklärten, daß fie fi durch das von der Krone Dänemarks 
geltend gemachte Recht, welches fie als dem Princip der freien Schifffahrt 
zutiderlaufend erklärten, nicht ferner gebunden erachten würden, und 
auch andere Staaten ſich dieſem Vorgehen anjchlofjen, ift endlich bie 
Befreiung des allgemeinen Seeverfehrs für Nordeuropa geglüct, die allen 
dabei betheiligten Mächten Erjparung an Geldausgaben und Zeitgewinn 
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in den auf der Dftjee am ſich Färglich zugemeſſenen Schifffahrtsmonaten 
eintrug. 

Die diplomatiſchen Verhandlungen zwiſchen Dänemark einerſeits, 
Preußen, Oeſterreich, Belgien, Frankreich, England, Hannover, Mecklen 
burg- Schwerin, Oldenburg, Niederlande, Rußland, Schweden und den 
Freien und Hanfeftädten anderjeit3 fanden ihren Abſchluß im Kopen- 
bagener Bertrage vom 14. März 1857. Sn demfelben verpflichtete 
fi Dänemark, fortan keinerlei, welhen Namen immer führende Abgabe 
von den Handelsſchiffen der contrahirenden Mächte beim Paſſiren ber 
Meerengen der Belte und des Sunds einzuheben; bie genannten Schiffe 
dürfen daſelbſt in feiner Weife durch Anhalten oder Durchfuchung be- 
hindert werden und auch in Anfehung der Schiffe derjenigen Staaten, 
welche an dem Vertrage unmittelbar nicht Theil nahmen, bleibt bie 
Ausübung eines Viſite- und Durchſuchungsrechtes völlig ausgeſchloſſen 
(Art. I, 1° in fine). Ueberdies verpflichtete fi) Dänemark zur Unter 
haltung der Leuchtfeuer und fonftigen Seezeihen längs der Däniſchen 
Küften in den Dänifchen Häfen, Kanälen, Fahrftraßen ꝛc., melde zur 
Erleichterung der Schifffahrt in Kattegat, im Sund und in den Belten 
dienen, jowie zur Verbeſſerung des Seezeichenmwejens. 

Als Entjhädigung für die Uebernahme diefer Uferpflichten — nicht 
für die Aufgabe des Sumdzolles, deffen Rechtögrundlage von feiner 
Seite anerlannt wurde — aljo Tediglih zur Compenfation „des sacri- 
fices que les stipulations ci-dessus doivent imposer & Sa Majeste“ ıc. 
wurde Dänemark der Betrag von 30,476,325 Rigsdaler bewilligt, 
welcher unter den genannten Geejtanten nah Verhältniß . aufgetheilt 
wurde. Die Regierung der Vereinigten Staaten von Norbamerifa hatte 
die Theilnahme an diefer Convention abgelehnt, aber ſchon am 11. April 
1857 einen Separatvertrag mit Dänemark gejchloffen, kraft deſſen letzteres 
gegen eine Abfindungsfumme die Oſtſee als ein den Amerifanifchen 
Schiffen geöffnetes Meer erklärt und fich zur Erhaltung der Seezeichen, 
fowie zur entgeltlichen Gejtellung von Lootſen 2c. verpflichtet. 

Die bisher nur jelten berührte frage, der aber praftifche Bedeutung 
nicht abgefprochen werden kann: — ob neu entitandene ober nicht in 
einem ausdrüdlichen Vertragsverhältnifie zu Dänemark ftehende Staaten 
(3. B. der Eongoftaat) ipso jure in den durch die Verträge des Jahres 
1857: geichaffenen Zuftand eintreten, oder ob für diefelben bie thatfäch- 
liche Uebung wirkſam wird, welche vor der Neuregulirung beitand, — 
jcheint und nad dem Vorausgefhidten nur in dem Sinne lösbar, daß 
die mißbräuchlihe Beſchränkung des Seeverkehrs im Sund duch jene 
Verträge als für alle Staaten wirkſam aufgehoben worben iſt. 


) Ausgeiprochen ift biefer Grundjag, in Art. 3 Code civil; 8.4 bes Allge 
meinen bürgerlichen Geſetzbuches für Oeſterreich; bedingt in 8.4 des Deutſchen Reichs 
fteajgejegbuches u ſ. w. Hantefeuille formulirt den Ausgangspunkt der ganzen 
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Lehre jehr richtigin dem Safe: „Le pouvoir du chef s’&tend sur toutes les propriöt&s 
privöes des citoyens de l'Etat et sur toutes les propriet&s de l’Etat lui-m&me, 
dont la r&nion forme le territoire. Les principales attributions du pouvoir 
sont: de faire des lois pour rôgir le territoire et tous les hommes qui l’'habitent, 
de faire exöcuter ces lois envers tous et contre tous.“ (a, a. D. ©. 253.) 

2) Geftüßt auf 1.48 1. D. de rer.div. (a. a. O. S. 200): „La pleine mer 
est libre. Chaque societ& .. devient, propristaire de l’espace occup& par ses 
vaisseaux, et reste souveraine de cette petite portion de la vaste &tendue 
de la haute mer, tant qu'ils continuent & y stationner. 

) Die zuweilen noch vorkommenden freiwilligen Beitragsfeiftungen, namentlich 
geringer entwidelten Staaten gegenüber, können nicht als bemweisfräftig gegen 
dad im Tert entwidelte Princip verwerthet werden. ©. 3. B. die Convention 
zwifchen den Staaten Defterreich, Belgien, Spanien, Vereinigte Staaten von Norb 
amerika, Frankreich, Großbritannien, Ftalien, Niederlande, Portugal, Schweden 
und Norwegen einer- und dem Gultan von Marrocco und Fez anderjfeits 
vom 31. Mai 1865, betreffend die Erhaltung des Leuchtthurms auf Cap Spartel, 
der das Deutſche Neich laut des zu Tanger am 4. März 1878 gefertigten Proces 
verbal unter Uebernahme einer entſprechenden Beitragsfeiftung beigetreten: ift. 
©. Wartens-Hopf, N. R. G. IIe. s. T. IX. p. 227. 

*) Siehe hierzu: Schraut, Syſtem der Handelöverträge und die Meiftbe- 
günftigung. Leipzig 1884. 

°) Princeps enim uti territorium, cuius imperium occupavit, securum 
praestare debet, ita et mare, At quia suis sumptibus id facere non tenetur, 
merito a transeuntibus ideo exigere aliquid potest. Henr. Cocceius ad 
Grotiuml. e. 

°) Droits et devoirs des nations neutres, I. p. 66. 

) Meber einen ähnlichen Boll der Herzoge von Savoyen, ben fie als Grafen 
von Nizza eingehoben, j. Azuni a. a. D. ©. 281, Rote 2. 

*) Siehe die Geſchichte der Rechtsverhältniſſe bei Scherer, Der Sundzoll. 
Wheaton, El&ments du droit des gens, I. p. 173 £., deſſelben Histoire, I. 
p. 205 £. Berels a. a. O. ©. 36 ff. 


N 9. 
Conventionelle Rechtsverhältnifie auf Hoher See. 


Literatur und Verweifungen: Hanbb. Bd. II und III, 5., 13. u. 29. Stüd. 
An einer felbftitändigen Behandlung ber vertragsrechtlich georbneten gemein- 
ſamen Ungelegenheiten der Staaten auf hoher See fehlt es bisher. Die 
regelmäßig gebotene ausſchließliche Darftellung der Materie des Durchſuchungs ⸗ 
recht3 gibt Fein ausreihendes Bild des Complexes der zujammengehörigen 
Rechtsinſtitute. S. übrigens ein gutes Verzeichniß der einfchlägigen Literatur 
in d. Holgendorff’3 Rechtslexikon ad v. Durhjudhungsreht von Bul- 
merincq. Außerdem abweichend von bertraditionellen Beſchränkung de Boeck, 
Proprist& privse ennemie, $$ 190 ff. — Morrone, Diritto marittimo 
del Regno d'Italia, 1882, 


Kraft übereinftimmender Staatenpraris ımterfteht das einem felbit- 
jtändigen Staatöwefen angehörige Schiff auf Hoher See ebenjotwenig 
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der Yurisdictionsbefugnig als der Finanzhoheit eines andern Staates. 
Dazu tritt drittens auch feine „Freiheit“, richtiger: rechtliche Unberührtheit 
von den jonftigen polizeilichen Verwaltungsnormen eines fremden Staates. 

Aus dem ergiebt fih, daß fein Staat außerhalb des Gebietes feiner 
Küftengewäfjer befugt ift, Schiffe fremder Nationalität zu Zwecken 
polizeilicher oder verwaltungsrechtlicher Controle anzuhalten und zu durch. 
juchen, wofern nicht ausdrücklich durch vertragsrechtliche Beitimmungen 
ein Staat den ftaatlichen Organen eines zweiten oder dritten Gemein- 
wejens die Vornahme diefer Acte an den Schiffen feiner Nationalen 
unter gewifjen Bedingungen eingeräumt hat. 

Unter Durchſuchungsrecht verjteht man die völferrechtliche Be— 
jugniß von Kriegsfchiffen — oder, wo jolche noch ftaatlich conceffionirt 
werden, von Kreuzern, — die von ihnen auf hoher See oder in nicht- 
neutralen Küftengewäfjern angetroffenen Schiffe unter neutraler Flagge 
anzuhalten und von ihren Sciffspapieren zu dem Zwecke Einficht zu 
nehmen, um fi) von ihrer thatjächlichen Staatsangehörigkeit, Gebrauchs: 
recht der Flagge, Natur der Ladung und Schiffsequipage zu überzeugen. 
‚Die Unterfuhung, zu deren Vornahme der Kauffahrer angehalten wird,!) 
it aber in allen Berträgen, die auf die Frage Bezug nehmen — 
Pyrenäiſcher Friedensvertrag v.7.Nov. 1659; Ruffifh-Franzöfifcher 
Vertrag von 1787, Vertrag der Bereinigten Staaten von 1832 u. ſ. f.?) 
— und in ber Gtaatäpragid immer nur ald Kriegsbehelf gedacht, 
dejlen Anwendung in Friebenzzeiten mit dem Gedanken der Souverainetät 
der einzelnen gleichberechtigten Staaten in Widerjpruch ftände. Da ohne 
dafjelbe ein Seekrieg kaum mit irgend einem Nachdruck geführt werden 
fönnte, weil fich die feindlichen Schiffe einfach durch das Aufziehen einer 
Taljchen neutralen Flagge gegen alle kriegerischen Mafregeln des Gegners 
zu jhügen vermöchten, fo erſcheint das Durchſuchungsrecht in der Natur 
ded internationalen Staatenverfehrd in Kriegszeiten wohl begründet. 
Diefe Anſchauung ift ſowohl zur Rechtsüberzeugung der continentalen 
Staaten wie Englands und Amerikas geworden. Die Eriglifchen In- 
structions to the commanders of British cruisers zumal ſprechen es 
deutlich aus: „In virtue of the immunity of national flags, no merchant- 
vessel navigating the high seas is subject to any foreign jurisdiction. 
A vessel of war cannot therefore visit, detain, arrest, or seize (except 
under Treaty) any merchant-vessel not recognized as belonging to her 
own nation. The colours of a vessel being prima facie the distinctive 
mark of her nationality, and consequently of the jurisdietion to which 
she is subject, it is natural that a merchant-vessel on the high seas, on 
finding herself in presence of a ship of war, should hoist her national 
flag in declaration of her nationality. So soon as the ship of war 
has made herself known by the display of her own colours, the mer- 
-chant-vessel should, accordingly, hoist her proper national flag.“°) 

Uebereinftimmend mit dieſer prinzipiellen Ablehnung eines Rechtes 
der Befuchung und der „Unterfuhung“ — Visitation and Search?) — 

32° 
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ſpricht au Kent?) einen Grundſatz der Praris aus, indem er dieſe 
Maßregel als „strictly and exclusively a war right“ nennt, das, vom 
Falle eines befonderen vertragsredhtlichen Werhältniffes abgejehen, im 
Friedenszeiten feinem unverbächtigen fremden Schiffe gegenüber in 
Anwendung gebracht werden dürfe. Die ganze Materie fällt daher, fo- 
weit eine ausdrückliche rechtliche Eonceffion der Staaten zur Durchſuchung 
ihrer nationalen Schiffe nicht vorliegt, in den Rahmen des Geefriegd- 
rechts,®) in Folge deſſen hier mur jene Ausnahmefälle in Erörterung zu 
ziehen find, in welchen die Ausübung des Anhalte- und Durchſuchungs- 
rechts auch in Friedenszeiten rechtlich zuläffig wird. 

1. Eonventionelles Recht zur Unterdrüdung des Sclaven- 
hbandels zur See. Dieſe auf freiwilliger Entſchließung der bezüg- 
fihen Staaten beruhende Webertragung einer Kriegsmaßregel auf den 
Friedenszuftand”) erfolgte vertragsmäßig zwifchen den meiften der 
Europäifchen Seeſtaaten, insbejondere zwiſchen England, Frankreich, 
Defterreich, Preußen und Rußland auf Grund des Londoner Duintupel- 
vertrage® vom 20. December 1841, ber feinerjeitd wieder auf der 
Declaration der beim Wiener Congreſſe verjammelten Staaten vom 
8. Februar 1815 und auf den Beichlüffen des Eongrefjes zu Verona 
vom 28. November 1822 beruht. 

Die rechtliche Geftaltung der Frage hängt auf's Innigſte mit den 
Phaſen der philanthropiichen Bewegung zujammen, welche, von England 
ausgehend, feit der Mitte des XVIII. Jahrhunderts ſich die „definitive“ 
Aufhebung des Negerhandels zum Ziel geſetzt hat. Wie wenig fich die 
führenden Kräfte der Ausdehnung des Uebels und der Wirkungskraft der 
ihm begegnenden Kampfmittel bewußt gewejen find, zeigt der zuverfichtliche 
Ton der erften Declaration der Mächte vom 8. Februar 1815,°) welche 
unter Bezugnahme auf den Pariſer Frieden vom 30. Mai 1814 einen 
beitimmten Termin für da3 Ende des Negerhandel3 in’3 Auge fafjen zu 
fönnen glaubte: „par consequant,“ Heißt e3 daſelbſt, „la determination 
de l’&poque oü ce commerce doit universellement cesser, sera un objet 
de negociation entre les puissances; bien entendu que l’on ne negli- 
gera aucun moyen propre ü en assurer et à en acc@lerer la marche; 
et que l’engagement reciproque contracte par la presente declaration 
entre les Souverains qui y ont pris part, ne sera consider comme 
rempli qu’au moment oü un succ&ös complet aura couronne 
leurs efforts r&unis.“ Die von dem Englifhen Congreßbevoll- 
mächtigten Lord Caſtlereagh in Vorjchlag gebrachten Maßregeln,?) von 
denen er fih den nachdrücklichſten Effect für die Vernichtung der 
Sclaverei verſprach, nämlich: 

a) Verpflichtung der Mächte, jede Zufuhr von Colonialwaaren aus 
ſolchen Gegenden, wo der Sclavenhandel nicht innerhalb einer 
hierfür feſtgeſetzten Friſt abgeſchafft worden, in ihre rejp. Länder 
zu verbieten; 
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b) Einrichtung einer Beauffihtigung der Afrikaniſchen Küften und 
Berleihung des Rechts, des Negertransportes verbädhtige Schiffe 
zu durchfuchen; 

ec) Konftituirung eines „ftändigen GComites” aus Vertretern der 
Großmächte, mit dem Sit in Paris, zur Controle der Voll— 
ziehung der Anordnungen wider die Sclaverei; — 

fanden weder in der Declaration noch in den fpäteren Bejchlüflen des 
Congreſſes von Verona detaillirte Aufnahme. Lebtere laſſen vielmehr 
ſchon die Bebenten ftaatsrechtlicher Natur zu Worte kommen, mit denen die 
Untifclaverei-Agitation auf diefem Punkte fortan Sahrzehnte hindurch zu 
Tämpfen genöthigt war. 

Der Beihluß vom 28. November 1822 bejagt nämlich, daß die 
Eabinete, „afin de donner efiet & cette declaration renouvelse leurs 
cabinets respectifs se livreront avec empressement & l’examen de toute 
mesure compatible avec leurs droits et les intérôts de leurs sujets, 
pour amener un rösultat constatant aux yeux du monde la sincerite de 
leurs voeux et de leurs eflorts, en faveur d’une cause digne de leur 
sollieitude commune.“ 

Gleichwohl ift von einem vereinigten corporativen Cinfchreiten 
nirgends die Rede mehr, vielmehr führten gerade die in Nechnung ge= 
zogenen Rüdfichten auf das Moment der ftantlihen Unabhängigkeit 
zu einer jchroffen Divergenz der Meinungen über dad zur Erreichung 
des alljeitig gewünſchten Erfolges geeignete Verfahren. Gerade der 
Umstand, daß die Bewegung von England ausging, machte das geeignetite 
Mittel: die Annahme des zweiten Punktes der Caſtlereagh'ſchen Vor— 
ſchläge mit Rüdfiht auf das fonftige Verhalten Englands den Fragen 
des See-BVölferrecht3 gegenüber nicht ganz gefahrlos. So kam es denn in 
der auf dem Congreß von Berona folgenden diplomatischen Epoche in 
Anſehung der berührten Probleme zur Ausbildung zweier Strömungen 
mit entgegengejegten Anjchauungen über die ſpecifiſche Eignung der 
Mittel zum Kampfe gegen das eingewurzelte Uebel. Die eine Anſchauung, 
welche die Vereinigten Staaten von Nordamerifa und Frankreich bevor- 
zugten, ging vom ftreng aufrecht erhaltenen abjoluten Princip der vollen 
Meeresfreiheit aus, widerſprach jeder vermwaltungsrechlichen Controle durch 
frembländifche Regierungen auf hoher See und widerſetzte fih in diefem 
Gedanken jeder Durchſuchung nationaler Schiffe, welche ettva mit Sclaven 
befrachtet zu fein verdächtig wären. Daß diejes energiiche Feithalten 
des abftracten Principe zum gewünschten Ziele der internationalen Ber- 
waltung — zur Aufhebung des Negerhandels — nicht führte und nicht 
führen konnte, geht aus den Thatfahen und daraus hervor, daß ſowohl 
Nordamerika wie Frankreih die urfprünglihe Anſchauung in der Folge 
völlig fallen ließen.!“) Das andere Spitem dagegen, das Englifche, er- 
blidte in der Abolition der Sclaverei eine internationale Berwaltungs- 
aufgabe dringender Natnr und fuchte dahin zu wirken, daß die Regierungen 
der erhabenen Aufgabe wegen allen Eleinlichen Bedenken bezüglich der 
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vollen Meereöfreiheit und fpeciell in Anſehung der Unverleglichkeit ihrer 
Handelöflagge entjagen möchten. Ueberzeugt, daß nur ihr Syftem wirklich 
practicabel ſei, feste die Englische Regierung alle Hebel in Bewegung, 
um die anderen Mächte zum Abjchluß gerade folder Verträge, in denen 
fih die vertragsfchließenden Theile gegenfeitig das Recht zur Durch- 
fuhung der Schiffe einräumten, zu bewegen. 

Im Laufe der Zeit trat die gegnerijche Bewegung, welche noth— 
wendig zur Unthätigfeit führen mußte, immer mehr in den Hintergrund 
und das Brincip der conventionellen Durchſuchungsbefugniß ließ 
die Bedenken gegen die Verlegung der abfoluten „Meeresfreiheit” und 
demnach auch die principiellen Bedenken gegen das Durchſuchungsrecht in 
Friedenszeiten überhaupt allmählich ſchwinden. 

Im Mittelpunfte des reichgegliederten Syſtems von Staaten- 
conventionen, welche mit wenigen Ausnahmen faſt durchweg zwifchen 
England und den die Seefahrt betreibenden Staaten abgejchlofjen wurden, 
fteht der genannte Vertrag der Großmächte, defien Rechtswirkſamkeit Durch 
die Acte generale de la conference de Berlin vom 26. Februar 1885 
inhaltlich fortgeführt und räumlich erweitert worden ift. Alle aus dem 
von Preußen, Dejterreih, Großbritannien und Rußland, nicht aber von 
Frankreich ratificirten Bertrage vom 20. December 1541 und aus 
deffen Anlagen, für Preußen begründeten Rechte und Pflichten find auf 
Grund der Deutich-Englischen Uebereintunft vom 29. Mär; 1879, Die 
am 19. Mai deſſelben Jahres die verfafiungsmäßige Genehmigung des 
Deutſchen Neichstages!?) erhalten hat, dergeftalt auf das Deutſche Reich 
übergegangen, als ob dieſes jelbit den erwähnten Bertrag unmittelbar 
mit abgejchloffen hätte.'?) 

Der in diefen Verträgen enthaltene Verzicht auf eine Thätigkeit 
merae facultatis: auf den uncontrolirten Gebraud der Verkehrs— 
ftraße bes offenen Weltmeeres iſt jedoch keineswegs ein volllommener ; 
er ift vielmehr ein bedingter, indem er ſich fowohl materiell auf ein 
beſtimmtes Meeresgebiet beichränft, wie formell in einer Reihe von 
Gompetenznormen Garantien gegen eine mißbräuchliche Ausübung ber 
doch nur vertragsmäßig bemilligten Controlbefugniß zu gewinnen jucht. 
Die örtliche Geltung des Unterfuchungsrechts umfaßt ein genau be- 
grenztes Seegebiet. Dafielbe wird gebildet duch eine gedachte Linie, 
welche zwifchen Afrifa und Amerifa auf 32° nördl. Breite, aljo etwa 
vom Gap Mogador aus, füdlich bei Madera vorbei bis zu dem Hafen 
Savannah, denfelben ausfchließend, läuft. Bon Bier geht die Grenze 
der Küſte der Amerikanischen Eontinente entlang bis zu 45° ſüdl. Breite, 
alſo bis weit nad) Patagonien herunter. Dann läuft fie wieder auf 
der Atlantifchen See nad) Dften, jenem 45° jübl. Breite immer entlang, 
geht etwa 150 geographiiche Meilen am Cap der guten Hoffnung vorbei 
und endet dort, wo der 80. Meridian öftliher Länge von Greenwich 
ben 45. Breitegrab durchſchneidet. Sie wendet: fih dann diefem 80° 
entlang nad) Norden, ftreift die Weitjeite von Ceylon und ftößt zulegt 
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zwifchen Pondichery und Madras auf die öftliche Küfte von Worder- 
indien. Die Nordgrenze endlich bildet der Eontinent von Afien, nächft- 
dem der von Dft- und der von Weftafrifa bis zu dem Ausgangspunkt. 
Geographiih geiprohen umfaßt aljo das Revier der Verträge zivei 
Dceane, einmal nämlich den Atlantifchen Ocean, aber nur zwifchen Afrika 
und Amerika, das Mittelländiihe Meer bleibt ausgefchloffen; und 
dann vor Allem, Heutzutage fait allein von Bedeutung, die meftliche 
Hälfte des Indifchen Oceans, nicht allein die Madagaskar und die Oſt— 
füfte des conventionellen Congogebiets befpülende See, jondern auch das 
Rothe Meer. (vd. Martig, Archiv für öff. R. ©. 34.) 

Das umfchriebene Seegebiet unterfcheidet fich daher von dem übrigen 
freien Meere durch die Gebundenheit der nationalen Kauffahrteifchiffe 
(der Vertragsftaaten), in dieſen Gewäſſern fich die fonft unzuläffige Bifite 
und Durchſuchung ſeitens gewifjer rechtlich legitimirter fremdſtaatlicher Schiffs- 
befehlshaber auch in Friedenszeiten gefallen zu laſſen. Zur Wornahme der 
völferrechtlichen Verwaltungsacte der genannten Art find vertragsmäßig ge- 
wifle Functionäre befugt kraft ftaatliher Autorität in Anfehung 
der eigenen nationalen Schiffen und fremdnationalen Flaggen 
gegenüber im übertragenen Wirfungfreife — kraft des ihnen 
von der oberjten Regierungsgewalt des Staates, dem das 
Schiff vermöge feiner Nationalität angehört, ertheilten 
völferrehtlihen Mandats.“) Um den Zweck des Tractates voll 
ftändig zu erreichen, famen die contrahirenden Theile durch gemeinjchaft- 
lihen Beichluß überein, daß diejenigen ihrer Kriegsichiffe, welche mit 
folhen jpeciellen Ermädtigungen und Befehlen verfehen fein merben, 
berechtigt jein ſollen, jedes eitter der contrahirenden Mächten angehörige 
Kauffahrteifchiff zu durchſuchen, gegen welches der rechtlich zureichend 
begründete Verdacht befteht, fich mit dem Sclavenhandel zu befaflen oder 
ih mit diefem Handel während der Fahrt, da es von den obenbezeich- 
neten Kreuzern angetroffen wurde, befaßt zu haben. Ferner, daß dieſe 
Kreuzer ſolche Schiffe anhalten, wegführen laſſen oder jelbft mitnehmen 
können, damit fie einer gerichtlichen Unterfuchung in vertragsmäßig 
näher bejtimmter Weife unterzogen werden können. Immerhin joll das 
oben erwähnte Recht, Kauffahrteifchiffe zu durchfuchen, nur von Kriegs: 
ichiffen ausgeübt werden, deren Befehlshaber einen höheren Rang (eines 
Eapitänd oder den eines Lieutenants) in der Marine befleiden, wenn 
nicht das Commando in Folge eines Todesfalles oder megen einer 
anderen Urfache an einen Officier geringeren Ranges übertragen tworden ift. 

Jeder der contrahirenden Theile, welcher Kreuzer zur Unterdrückung des 
Sclavenhandel3 verwenden und das gegenjeitige Recht der Durchſuchung 
ausüben will, behält es fich vor, je nach feiner Convenienz ſowohl die Anzahl 
der Kriegsſchiffe feitzufegen, welche zu dem Dienfte verwendet werben jollen, 
al3 auch die Stationen zu beftimmen, an welchen dieſe Schiffe Freuzen jollen. 

Die Namen der zu diefem Zwecke beftimmten Schiffe und jene ihrer 
Befehlshaber werden durch jeden der contrahirenden Theile an die anderen 
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mitgetheilt, ſowie fie fich gegenjeitig auch jedesmal befannt geben, daß 
ein Kreuzer auf eime Station gewiejen oder von dieſer abberufen wurde, 
damit Die zur rechtmäßigen Durchſuchung erforderlihen Vollmachten 
fowohl ausgeftellt als auch wieder zurüdgeftellt werden können. 

Ju feinem Falle foll jedoh das gegenjeitige Recht der 
Durchſuchung gegen Kriegsihiffe der contrahirenden Theile 
ausgeübt werden. 

Die mit den verwaltungsrechtlichen Befugnifjen der gedachten Art 
ansgejtatteten Kreuzer haben fich genau an die dem erwähnten Tractate 
beigefügten Inftructionen in Allem zu halten, jowohl in Betreff der 
Formalitäten der Durchſuchung und Auhaltung, ald auch in Anfehung 
der Maßregeln jelbit, welche bei der Uebergabe eines des Sclavenhandels 
verbächtigen Schiffes an die competenten Gerichte zu beobachten find.) 

Unfere Aufgabe war es, an diefer Stelle Die principiellen 
Momente de3 der Meeresfreiheit derogirenden comventionelen Durd) 
juchungsrechts im Allgemeinen in Erörterung zu ziehen. 

Die näheren Umstände der formellen Anwendung diejes Nechts- 
inftitutes finden ihren Pla in der Darftellung der auf die Verhinderung 
von Sclavenhandel und Seeraub gerichteten völferrechtlichen Einrichtungen. 

2. Conventionelle3 Recht zur polizeiliden Ordnung der 

ochjeefifcherei in der Nordjee. Die aus der Natur der hohen 
folgende Incompetenz fremder Staaten zur Ausübung obrigfeitlicher 
Soheitdacte in Anjehung Diefjeitiger Staatsangehörigen wurde in jüngjter 
Beit für einen zweiten Seejtrich aufgehoben durch die Fifchereiconvention 
vom 6. Mai 1882, — melde nah Analogie des früher erwähnten 
Duintupelvertraged innerhalb eines räumlich umfchriebenen Bezirkes ber 
hohen See (Nordfee) für die Angehörigen der contrahirenden Staaten 
bezüglich der Ausübung der Hochjeefilcherei gemeinfames Recht jchuf, 
deſſen Schuß comventionellen ftaatlihen Organen übertragen ift. 

Die Beitinmungen Dieje® Vertrages, welcher die polizeiliche 
Regelung der Fiſcherei außerhalb der Küftengewäfler zum Gegenftand 
bat, finden Anwendung auf die Stantdangehörigen der contrahirenden 
Theile, aljo des Deutſchen Neiches, Belgiens, Dänemarks, Frankreichs, 
Großbritanniens, der Niederlande, Schwedens und Norwegens. Die Grenzen 
der Nordjee werden, foweit es fih um die Anwendung diefes Ver— 
tragsrechts handelt, gebildet: im Norden durch den 61. nördl. Breite, 
im Dften und Süden durch die Norwegiſche Küfte zwifchen dem 61.° 
nördl. Breite und dem Leuchtthurm von Lindesnaed (Norwegen), durch 
eine gerade Linie, die man ſich von hier bis zum Leuchtthurm Hantsholm 
(Dänemark) gezogen denkt, durch die Küften Dänemarks, Deutichlands, 
der Niederlande, Belgiens und Frankreichs bis zum Leuchtturm von 
Gris Ne. Im Weſten dur eine von Gris Nez bis South Foreland 
gezogene Linie, durch die Oſtküſten von England und Schottland, der 
Orkney⸗ und GShetland-Infeln und endlich durch den Meridian des 
Feuers von North Unſt bis zum 61.0 nördl. Breite, 
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Innerhalb dieſes durch Bwedmäßigkeitärüdfichten abgegrenzten 
Theiles des freien Meeres — über den 61. nörbl. Breite hinaus 
findet ein Zufammentreffen der Fifcher verjchiedener Nationalitäten kaum 
mehr ftatt; auch würde die Beherrjchung eines größeren Meeresausjchnittes 
durch ftaatliche Fifchereifreuzer zu große Unforderungen gejtellt haben — 
find Die Filcherfahrzeuge der genannten Staaten folgenden internationalen 
Rechtsregeln unterworfen: 


a) 


d) 


Sie müſſen in ein nah Maßgabe der Verwaltungsvorichriften 
ihres Landes eingerichtete Regiſter eingetragen jein und 
Unterfcheidungsbuchftaben, Regijter, Nummer, führen; Name 
und Heimathöhafen eines jeden Fahrzeuges find am Hed in größeren 
Schriftzeichen in die Augen fallend fichtbar zu machen. Die 
Führung anderer Zeichen, Namen oder Zahlen am äußeren 
Schiffskörper oder auf den Segeln und die Bejeitigung, Ber- 
änderung, Unkenntlichmachung oder jonftige Berheimlichung der 
richtigen Unterfcheidungsmertmale ift verboten. (Art. 5—11.) 
Die zur Controle der Fiſcherei aufgejtellten zwedmäßigen 
Normen lehnen fih im Wejentlihen an die Einrichtungen an, 
welche durch den Englifch-Franzöfiichen Vertrag von 1839 für 
den Fiſchereibetrieb in den Meerestheilen zwijchen den beiber- 
feitigen Küften gejchaffen wurden. 
Der Führer jes:? Filcherfahrzeuges muß im Befige eines von 
der zuftändigen Behörde feines Landes ausgejtellten amtlichen 
Schriftftüdes fein, durch welches er ſich über die Nationalität 
feines Schiffes ausweijen fann. Dieſe Urkunde muß die Bud): 
ftaben, Nummern ꝛc. des Schiffes und den Namen des Eigen- 
thümers enthalten. Es ijt verboten, Die Nationalität der Fahr: 
zeuge durch irgend welches Mittel zu verheimlichen. (Art. 12, 13.) 
Hinfichtlih der technifchen Ausübung der Filcherei, des Ber- 
halten in den Fijchereigründen, des Gebrauches beftinmter 
Werkzeuge und Geräthe ift den Betheiligten in den Art. 14—25 
eine Reihe von Handlungen und Unterlafjungen zur Pflicht gemacht, 
deren Verlegung als ein Reat gegen das vertragsmäßige Recht 
die unten anzuführenden Strafen und Straffolgen nach fich zieht. 
Die Ueberwachung der Fiſcherei wird durch Kriegsfahrzeuge!?) 
ausgeübt. Die Ausführung der Vorfchriften, welche den Nach— 
wei der Nationalität durh Schifföpapiere, die Bezeichnung 
und Nummerirung der Fahrzeuge u. ſ. w., der Fiſchereigeräthe 
und das Vorhandenjein verbotener Werkzeuge an Bord be- 
treffen, ift der ausfchließlichen Ueberwachung der Fiſchereikreuzer 
der Nation des Fiicherfahrzeuges unterftellt. Jedoch haben die 
Befehlshaber der Kreuzer Die UWebertretungen der erwähnten 
Vorſchriften durch die Filchereifahrzeuge einer anderen Nation 
ſich gegenfeitig mitzutheilen; alle anderen Webertretungen der 
Beitimmungen des Vertrages unterftehen jedoch der Kognition 
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der Rreuzer aller vertragfchliegenden Mächte ohne Rückſicht 
auf die Nationalität der Fiſcher, welche fich dieſer Zumider- 
handlungen fehuldig gemacht Haben. Wenn die Befehlähaber 
der Kreuzer Grund zu der Annahme haben, daß eine Ber- 
letzung von Bertragsbeftimmungen ftattgefunden hat, jo können 
fie von dem Führer des Fahrzeuges, welchem eine folche Zu: 
widerhandlung zur Laſt gelegt wird, die Borlegung des ur- 
kundlichen Nachweifes der Nationalität verlangen. Die Be 
fehl3haber dürfen ihren Beſuch oder ihre Nachforihung an 
Bord eines zu ihrer Nationalität nicht gehörigen Fiſcher— 
fahrzeuges nicht weiter ausdehnen, al3 erforderlich ift, um die 
Beweiſe eines Vergehens oder einer Webertretung, welche fich 
auf die Fiichereipolizei beziehen, zu erheben. Das Bifite- und 
Durchſuchungsrecht fteht denjelben alfo nur in den Fällen zu, 
wenn gegründeter Verdacht einer Mebertretung des con- 
ventionellen Rechts vorliegt. (Art. 25—29.) 

e) Ueber die Art des Verfahrens beftimmt ber Vertrag, daß durch die 
Kreuzer die Schäden feftgejtellt, Parteien und Zeugen auf See 
vernommen und die Ausſagen protofollarifch firirt werden jollen. 
In fchweren Fällen hat der Befehlshaber das Necht, das einer 
Zumiderhandlung ſchuldige Fahrzeug in einen Hafen der 
Nation des Fiſchers abzuführen. Er kann jelbit einen Theil 
der Schiffsmannſchaft an Borb nehmen, um fie den Behörden 
der Nation des betreffenden Fahrzeuges zu überliefern. (Art. 30.) 

Eine tiefeingreifende Modification des bisherigen Rechtes, die auch 

auf das innere ftaatliche Civil- und Strafrecht einzuwirken beftimmt ift, 
ift in den Vorfchriften der Art. 32 und 33 enthalten. Nah Inhalt 
derjelben foll der Widerftand gegen die Anordnungen der Befehlshaber 
der mit der Fiſchereipolizei beauftragten Kreuzer oder deren Vertreter 
ohne Rüdficht auf die Nationalität der Kreuzer wie der Wibderftand 
gegen die Staatsgewalt berRation des Fiſcherfahrzeuges angejehen twerden.!*) 
Wenn die den Gegenstand der Anjchuldigung bildende Handlung 
nicht ſchwerer Art ift, aber doch irgend einem Fiſcher Schaden ver- 
urſacht Hat, jo können die Befehlshaber, falld die Parteien damit ein- 
verftanden find, zwiſchen den Betheiligten auf See einen Vergleich 
fchließen und die zu zahlende Entfchädigung feitfegen. Iſt in einem 
folhen Falle eine der Parteien nicht in der Lage, fofort die Schuld zu 
entrichten, jo Haben die GCommandanten eine Urkunde, welche die zu 
zahlende Entſchädigung regelt, in doppelter Ausfertigung von den Parteien 
unterzeichnen zu laſſen. Das eine Eremplar dieſes Schriftftüides verbleibt 
an Bord des Kreuzerd, das andere ijt dem forderungsberechtigten Schiffe- 
führer auszuhändigen, damit derfelbe nöthigenfall® vor den Gerichten des 
Schuldners davon Gebrauch machen kann.!) Kommt im Gegentheil eine 
# Bereinigung zwifchen den Parteien nicht zu Stande, fo haben die Befehls- 
haber der Kreuzer in Gemäßheit der Beftimmungen des Art. 30 zu verfahren. 
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Die Verfolgung der Vergehen und Webertretungen ſoll in allen 
Staaten ex officio betrieben werden; die vertragjchließenden Mächte 
verpflichteten Fich zu dem Behufe, ihren gejeßgebenden Körperfchaften 
diejenigen Maßnahmen vorzujchlagen, welche erforderlich find, um den 
Vorſchriften des Vertrages die ftrafrechtlihe Sanction zu fichern.’®) 
Endlich fchreibt die Convention vor (Urt. 34—36), daß, wenn Fiſcher 
des einen Vertragsftantes gegen Fiſcher einer andern Nationalität Thät- 
lichkeiten oder abfichtlihe Beichädigungen verübt haben, jo follen ebenfo, 
wie in Anfehung aller anderen im Vertrage vorgefehenen Vergehen und Ueber: 
tretungen die Gerichte desjenigen Landes zuftändig fein, welchem das 
Fahrzeug des delinquirenden Theil angehört. 

3. Weiter reichende Bedeutung kommt der feit Kurzem in Anregung 
gebradhten Frage zu über conventionelle Maßregeln gegen die Verlegung 
fubmariner Kabel auf hoher See. Das Institut de droit international 
fuchte in feiner Sitzung vom Sabre 1879 der vertragsredhtlichen 
Regelung des internationalen Schuges diefer wichtigen Verkehrshülfsmittel 
eine beftimmte Richtung durch die nachfolgenden Beſchlüſſe zu geben: 

I. D serait trös-utile que les divers Etats s’entendissent pour 
declarer que la destruction ou la deterioration des cäbles 
sous-marins en pleine mer est un delit du droit des gens, 
pour determiner d’une maniere precise le caractöre delictueux 
des faits et les peines applicables: sur ce dernier point on 
atteindrait le degr& d’uniformit& compatible avec la diversite 
des legislations criminelles. 

Le droit de saisir les individus coupables, ou presumes 
tels, pourrait ötre donn& aux navires d’Etat de toutes les 
nations, dans les conditions réglées par les traites, mais le 
droit de les juger devrait &tre r&serv@ aux tribunaux nationaux 
du navire captur£. 

U. Le cäble telegraphique sous-marin qui unit deux territoires 
est inviolable. I est à desirer, quand les communications 
tel&graphiques doivent cesser par suite de l’&tat de guerre, 
que l’on se borne aux mesures strictement necessaires pour 
empöcher l’usage du cäble, et qu’il soit mis fin a ces mesures, 
ou que l’on en repare les consequences, aussitöt que le per- 
mettra la cessation des hostilites.'?) 

Einen von ben vorjtehenden Beichlüffen allerdings gründlich ab: 
mweichenden, legislativen Abſchluß haben die einzielenden Beftrebungen ge— 
funden in der zwifchen 26 Staaten abgejchloffenen Parifer Convention 
concernant la protection des cäbles sous-marins vom 14. März 1884, 
welche al3 das Ergebniß der zu Paris in den Jahren 1882 und 1883 
abgehaltenen internationalen Conferenzen, die Rechtsverhältniſſe der unter: 
feeifchen Kabel in umfaflender und umfichtiger Weife regelt. Die den 
Eontrolvorfchriften der Haager Fijchereiconvention ſich eng anjchließenden, 
den Grundfaß der nationalen Aurisdiction fefthaltenden Vorſchriften 
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haben nur für die Verhältniffe des friedlichen Seeverkehrs Geltung. In 
Unjehung des Kriegszuftandes beftimmt Art. XV. des Bertrages: „Il est 
bien entendu que les stipulations de la presente Convention ne portent 
aucune atteinte & la liberté d’actions des belligerants.“ (Martens, 
N. R. G., 2° s., T. XL, p. 285.) 

4. Unfäge zur Entwidlung weiterer conventioneller 
Rechtsverhältnifje auf hoher See. Innerhalb der gegenwärtigen 
Staatenpraris können wir außerdem noch mehrfache Anſätze unterjcheiden 
zur vertragsrechtlichen Ordnung der Schifffahrt auf freiem Meere, wobei 
die contrahirenden Theile jich gegenjeitig das im Jutereſſe des Verkehrs 
nothwendig gewordene Zugeſtändniß einräumen, daß eigene Schiffe und 
deren Bemannung unter gewiſſen Bedingungen unter die Jurisdiction 
oder Verwaltungsaufſicht des fremden Staates geſtellt werden können. 
So wurde im Jahre 1869 zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und 
Großbritannien ein Abkommen getroffen, nach welchem die Britiſchen 
Behörden ermächtigt wurden, eidliche Vernehmungen zur Feſtſtellung der 
Urſachen von Seeunfällen auch bezüglich derjenigen Deutſchen Schiffe zu 
bewirken, welche außerhalb der Dreimeilengrenze in den die Britiſchen 
Inſeln umgebenden Meeren verunglückten, ſofern der Schiffer und die 
Mannſchaften nach dem Unfalle das Britiſche Gebiet betraten. 

Ein Verſuch, den Verkauf von Getränken in der Nordſee durch 
eine Convention zwiſchen denſelben Staaten zu regeln, welche zu der 
oben citirten Fiſchereiconvention zuſammentraten, hat bisher noch zu 
feinem definitiven Reſultat geführt.?®) 


— — — — 


1) Hautefeuille bezeichnet als ihren juriſtiſchen Endzweck „une vérification 
de la nationalité et de la neutralité“; ebendarum iſt der von ihm für „droit de 
visite“ und „droit de recherche“ vorgejchlagene Gefammtausdrud: „enquäte de 
pavillon“ durchaus ungenügend. l.c. T. IH. p. 2. Nicht abzuſehen ift, warum 
nah Heffter der Ausdrud: „Heimfuchungs und Unterſuchungsrecht“ weniger 
bejagen follte, al3 da3 letztere Wort für fi allein. (S. Heffter-Geffden a. a. O 
©. 359, Note 1.) 

2) Ein forgfältiges Verzeichniß einjchlägiger Verträge neueren Datums 
ſ. bei Dudley- Field (Rolin) a. a. D. p. 634 fg. Das ältere biploma- 
tiihe Urfundenmaterial findet fi) angegeben bei Nau, Völkerſeerecht $ 216 und 
Hautefeuille l. c. T. III p. 18 fg. 

® Kent, Commentary on international Law. 2 nd. edition, p. 365. 

* Ueber die von der Engliichen Staatöpraris verſuchte Unterſcheidung 
zwiſchen right of visit und the right of search j. Phillimore, LII, 88 
322—326. Lord Aberdeen's Note an den Amerikaniſchen Minifter, Der. Ste- 
venjohn in British and foreign State Papers, Vol. 30 p. 1165. Correspon- 
dance with the U. States Governement on the question of the Right of 
Visit presented to both houses of Parliament 1859. — Endlich ſ. Vertrag 
zwiſchen England und Amerika vom 1. April 1863. 

5) Kent, ed. by J. J. Abdy p. 364 fg. 

°) &. ımten das 30. Stüd (Geffden) diejes Handbuches. 
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”) 9. Martitz, Das internationale Syftem zur Unterbrüdung des Afrikaniſchen 
SHavenhandels im Archiv für öffentl. Recht. Bd. I, ©. 58. ff. 

S. Martens, N. Rec. des Traitös T. II. p. 432. 

) Martend-Bergbohm, Bd. 1 ©. 380. 

0) Siehe hierzu die Iehrreihen Ausführungen v. Martig’ im Ardiv 
f. öff. Recht. Bd. I, ©. 32 f. 

1), Stenographiicher Bericht: der Sigungen des Deutſchen Reichdtages vom 
14. Mai 1879, S. 1177. 

m) Die in den internationalen Verträgen zum Ausdrud gelangte Repreifiv- 
abficht der einzelnen Staaten hat nicht überall eine diefe Abficht verwirklichende 
adäquate Gejegesbeftimmung im Syſtem des nationalen Rechts zur Folge gehabt. 
Dadurch wird mangels einer entiprechenden Parallel-Gejeggebung theild eine 
Rechtsunficherheit in die Materie gebracht, theils ftellenweife die Vertragsnorm zu 
einer lex imperfecta herabgebrüdt. ©. hierzu v. Martig im Ardiv f. d. R. 
Bd. I, ©. 37 ff. Gareis, Der Sklavenhandel und das Völlkerrecht, S. 32 ff, 
v. Liſzt in der Zeitichrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft, 1881, I. Beil., 
dagegen auch Art. 274—277 des Niederländ. Strafgejegbuches (Code penal des 
Pays-Bas, trad. par Wintgens); herausgegeben von ber Pariſer Soc. de le 
gislation comparee. 

9), Siehe die Formulare dieſer Vollmachten in der Preußiſchen Geſetzſamm⸗ 
fung v. J. 1844, ©. 371, bei Berels a.a. D. Anlage B. ©. 339. Attlmayer 
bezüglich der Dejterreichiich-Ungarifchen Formulare a. a. D. ©. 222. 

14) Meber das von den Schiffäbefehlähabern in Fällen rechtliher Beichlag- 
nahme einzuleitende Verfahren j. die Inftructionen für die Kreuzer in dem in 
der vorftehenden Note angegeben Quellenmateriaf. 

10) Belgien kann fich jeiner Staatsichiffe bedienen, welche von ftaatlid an— 
geftellten Schiffscapitänen befehligt werben. 

10) Durch diefe wichtige Beftimmung gewinnen die mit der internationalen 
Fiſchereipolizei beauftragten Kreuzer die erforderliche Amtsgewalt und bleiben 
dadurch von ber jonft für fie eintretenden Nothwendigkeit befreit, von ber bewaff- 
neten Gewalt allzuichnellen und rüdfichtälojen Gebrauch zu madhen. 

47) Diefen in leichteren Fällen ſchuldbarer Beihädigungen auf Grund eines 
ſummariſchen Schiebs: und Vergleichöverfahrens errichteten Urkunden dürfte nad 
Deutihem Proceßrecht diefelbe Erecutionsfähigfeit zuzujchreiben jein, welche den 
im & 702 der E.-B.-D. unter 1 und 5 angeführten Grundlagen für die Anord- 
nung der Zwangsvollſtreckung zufommt. 

”, Innerhalb des Deutihen Reichsrechts fand bie vorftehende Beftimmung 
bes völferrechtlihen Bertrages ihre Befolgung im Gejeh zur Ausführung der 
internationalen Convention vom 6. Mai 1882 betr. die polizeilihe Regelung der 
Ficherei in der Nordſee außerhalb der Küftengewäfjer vom 30. April 1884 
(R-G.B. S. 48). Hinfichtlih des Strafmaßes ſchließt ſich dafjelbe an bie ver- 
wanbte Vorſchrift des oben citirten $ 296a des Strafgeſetzbuches an. Der gewählte 
Strafrahmen (bis zu 600 Mark Geldftrafe oder Gefängniß bis zu 6 Monaten 
nebit Eonfiscation der verbotenen Werkzeuge) bietet Hinreichenden Raum, um jede 
der nad) Art. 6—23 der Convention in Betracht fommenden Handlungen ihrer 
Bedeutung entiprechend ahnden zu können. 

») &, Annuaire de l'Institut de droit international, 1880 I. p. 350 ff. 
Fiſcher, Die Telegraphie und das Völkerrecht, ©. 40 ff. Renault in ber 
Revue de droit international. T. XII, p. 251, T. XV, p. 18sqns, Perels, 
70. 200 ff. Bulmerincqa, 5 42. 
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2°) Die im J. 1885 im Haag abgehaltenen Berathungen nahmen zur Grund- 
lage die nachfolgenden Beichlußanträge: Das Verkaufen ftarfer Getränke, jowie das 
Kaufen derjelben auf See ift verboten und foll beftraft werden. Das Verkaufen 
an Filcherleute, die mit Fiihen, Segeln, Tauwerk und fonftigen Sciffsgegenftän- 
den bie ftarfen Getränke bezahlen, wirb bejonders ftreng beftraft. Der Berkauf 
anderer Artifel als Spirituofen ift auf See nur denjenigen Schiffen gejtattet, die 
Erlaubniß dazu erhalten haben. Dieje Bergünftigung wird eingezogen, ſobald 
mehr Spirituofen al3 ein geringes Quantum an Bord gejchictt wird. Die Kreuzer 
ber verjchiedenen Mächte follen als Polizei auf See das Geſetz überwachen. 
Mebertreter des Geſetzes find der Gerichtsbarkeit ihres Landes unterjtellt. 


$ 96. 


Die Rechtsverhältnijje partiell eingejchlojjener 
Meerestheile. 


2iteratur und Berweijungen: Handb. 11 und 29. Stüd. Phillimore, I, 
58 178 ff., 205 ff. — Kent, Appendix V.— Thomas Erskine Holland, 
The European Concert in the Eastern Question. — Berel3, Sntern. 
Geeredt, ©. 32 ff. — Born, II, p. 540. — Bluntſchli, 305 fi. — 
Heffter, 8. 76 ff. 


Während Staatenpraris und die Lehre in Anfehung der Rechts- 
verhältniffe auf hoher See zur Meinungsübereinftimmuug auf principiellen 
Grundlagen vorgedrungen find, Hat ſich nach wie vor ein einheitliches 
Drdnungsprincip für die Beurtheilung der Rechtsverhältnifje theilmeife 
umjchlofjener, mit dem Ocean zujammenhängender Meerestheile aus- 
zubilden nicht vermodht. Un Stelle eines leitenden Syſtems ift für die 
freilich nicht immer wiberjpruchöfreie Beurtheilung der einzelnen Fälle 
ein Modus getreten, bei welchem Hiftorifch-geographijche oder handels- 
politiſche Rüdfichten auf Anerkennung dringen, ohne daß aber bisher die 
Mannigfaltigkeit der thatjächlihen Werhältniffe in einem allgemein- 
gültigen juriftiichen Princip ihren Ausdruck gefunden hätte.) Zunächſt 
ſteht feſt, daß die phyſiſche Unmöglichkeit der ausschließlichen und von 
elementaren Zufällen unabhängigen jtaatlichen Beherrihung von Meeres- 
theilen dort regelmäßig wegfällt, wo die Küfte derartig gejtaltet ift, daß 
fie die dahinter Tiegenden breiten Seejtriche nahezu völlig umjchließt. 
Dies gilt aud dann, wenn der Zugang zur Waflerfläche breiter ift 
und die vorjpringenden Landzungen die ausreichende feite Baſis geben, 
um von ihnen aus dauernde Einrichtungen ftaatliher Natur zum Schutze 
und zur Regelung des auf der Seeoberfläche ſich vollziehenden Verkehrs 
zu treffen. Aus dieſer phyfifhen Sachlage ergiebt fi) als juriftifche 
Eonjequenz: die Möglichkeit einer umfaffenden und dauernden Ein- 
wirkung der fejtländifchen Staatsgewalt auf das umfchließbare Meeres- 
gebiet. Die Frage nun, in welchem Umfange der Küftenftaat oder die 
Küjtenjtaaten von diefer Möglichkeit Gebrauch machen und innerhalb des 
Friedensrechtes ohne Verlegung der Rechte anderer Staaten Gebrauch 
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machen können, bildet den Gegenftand der von Eontroverjen durch⸗ 
zogenen wifjenfchaftfichen Unterfuchung über die Rechtöverhältniffe um- 
jchließbarer Meerestheile.. Immerhin laſſen fi innerhalb der in Ge— 
mwohnheiten und Verträgen, in richterlichen Entjcheidungen und Staats» 
gefeßen hervortretenden Rechtsüberzeugungen der Staaten in Betreff der 
Hauptpuntte zwei Anfchauungen unterjcheiden. Die Frage des Rechts- 
verhältniſſes der gejchlofienen Meere, Meerengen, Sunde, Belte, 
Straßen zc. erhält nämli in der heutigen Lehre und GStaatenpraris 
eine im Endrefultat wejentlich verjchiedene Löfung, je nachdem bei ihrer 
Beantwortung entweder vom PBrincip der redhtlihen Herrſchaft 
des Küſtenſtaates über die adjacenten Geegebiete oder von 
dem der allgemeinen und unbedingten Berktehrsfreiheit zur 
See ausgegangen wird. 

Im erjteren Falle gelangt die Lehre zur ausnahmslofen Anerkennng 
nicht de3 dominium,?) wohl aber des imperium über die von den 
nahen Ufern beherrſchbaren Seegebiete und über den Zugang zum reft- 
lichen Theil; — während im zweiten Falle, um die Verkehrsfreiheit der 
hohen See nicht illuforifh zu machen, die Zuflucht zu gefünftelten 
juriftiichen Conftructionen genommen werden muß, welche auf eine Art von 
Erpropriation der Üferrechtöbefigerpour cause d’utilitöpublique hinauslaufen. 

I. Bur erjten Lesart bekennt fich nicht ohne Eonjequenz die Englifche 
Stantenpragis in Anfehung der Narrow seas und adjoining seas, Der 
Meereseinſchnitte zwiſchen je zwei Landſpitzen (headlands, Kings Chambers), 
bezüglich welcher England ftet3, auch vor der geſetzlichen Neuregelung 
diefer Materie die Yurisdictionsgewalt in Anſpruch nahm. Ferner be- 
züglich des zwiſchen den Küften von Südwales und Devon, jowie zwischen 
Hartlands und St. Gavers Point in's Land eindringenden Briftolcanals; 
in Anfehung der die Srifche See mit dem Atlantifchen Ocean verbindenden 
Meerenge St. Georgs Channels; des Patrids3 Channels; der Iriſch Sea 
und neuerdings auch wieder in Betreff der Straße von Dover. Bei 
Gelegenheit der Einbringung der oft citirten Bill, „The Territorial Waters 
Jurisdietion“ betreffend, ließ der Lordkanzler auf’3 Neue die Altenglijche 
Anſchauung durchklingen, daß das Recht der fremden Schiffe, ihre Paſſage 
durch den Canal innerhalb der Küftengewäfler zu nehmen, auf einer 
„Bewilligung“ Großbritanniens beruhe: 

„It had been suggested, or might be suggested, that if the 
jurisdietion of this country extended over the part of the high 
seas immediately adjoining the shore, inasmuch as the right of 
passage over that part was allowed to foreign ships, it would 
be unfair to claim such a jurisdiction as against them. He was 
quite willing to accede the right of passage contended for, but 
he had imagined that it was conceded on this footing and this 
footing only — that those who availed themselves of the right of 
passage should not expose themselves to any complaint of a violation 
of the rights of those by whom the right of passage was conceded.“?) 
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An Phillimore (I, 8 189), Kent, Wheaton (Elem. I, 170), 
Twiß (I, $ 177), neuerdings aud in Born (II. ®b., ©. 536, Note) 
finden dieſe Anſprüche Englands, wie die verwandten Nordamerilas bin- 
fichtlich der größeren Buchten an der Nordamerikaniſchen Küfte (Deleware- 
Bay), publiciftifche Vertheidigungskräfte. Aus dem gleichen Geſichtspunkt 
wurden die Rechtöverhältnifie beurtheilt der Zugänge der Oſtſee, des 
großen und des kleinen Belts, des Sund, jo lange er auf beiden Seiten 
durch Territorien der Dänifchen Krone begrenzt war; ferner die Straße von 
Meſſina. Gemildert wurde Diefe, vor allem Die Machtbefugnifie des 
Uferftaates betonende Anſchauung durch die ſeiteus Engliiher und 
Amerilaniſcher Autoren regelmäßig acceptirte Doctrin „of innocent 
use* — das alte jus usus innoxü, transitus, passagii innoxii, — Die 
bereit3 von Battel aufgeitellt und von Zwiß durch die richtige 
Unterfcheidung von use of the produce of the sea und the use of the 
sea for purposes of navigation, nad) zutreffenden juriftiichen Analogien 
erweitert worden ift.*) Wuch das Schwarze Meer ſtand vor den j 
politiihen Einwirkungen der Europäilhen Staatengefellichaft hinſichtlich 
feiner rechtlihen Natur unter der Herrichaft des Princips der Küften- 
hoheit — the ancient rule — und galt daher bis zum Wertrage von 
Adrianopel 1829, mit weldem Rußland definitiv zu einem Theile 
Küftenftaat geworden war, ald Eigenthumsmeer der Türkei, weil es bis 
dahin auf allen Seiten von Türkiſchem Staatsgebiete eingefchloffen war 
und der einzige Zugang vom Weltmeer aus, die Dardanellen, bu 
innerhalb der Türkiſchen Küftenhoheit liegen. Seither ift daſſelbe als ein 
ber Türkei und Rußland gemeinfames betrachtet worden mit potenziellen 
Erelufivrehten für beide Staaten, bis endlih bie Beitimmungen des 
Vertrages vom 30. März 1856 das Schwarze Meer für neutral er- 
färten und mit feinen Gewäflern und Häfen vertragsredhtlih den 
Kauffahrteifchiffen aller Nationen zum freien Handelsbetriebe öffneten, 
dagegen den Kriegsſchiffen aller Völker, einjchließlih der Uferftaaten, 
grundſätzlich den Verkehr verboten. 

Halten wir dem Vorjtehenden gegenüber daran feit, daß die rein 
politifhen Maßnahmen des Pariſer und bes, dieſen zu Rußlands 
Gunften modificirenden, Londoner Bertrage vom 13. März 1871 fich 
mit der principiellen Seite der Frage im Wejentlichen nicht befaßt haben, 
fo ftellt fi) das Nechtsverhältniß des Bosporus und der Dardanellen, 
fowie des Schwarzen Meeres — da dieſes nicht von jenen getrennt 
gedacht werden darf — fo bar: 

Der maritime Berkehr auf dem Schwarzen Meere unterjcheibet ſich 
hinfichtlich jeiner rehtlihen Bedingungen an keinem Punkte von dem- 
jenigen, der fi auf der Fläche anderer Gebiete des freien Meeres 
vollzieht. Die beiden Uferjtaaten jtehen aber auch hier — nah Maß 
ihrer Küftenlinien im Beſitze der ſtaatlichen Hoheitsrechte in den Küſten⸗ 
gewäflern —, jo daß die Türkei als beiderjeitige Uferherrin des Bosporus 
und der Dardanellen in diefen Meerengen die volle Gebietähoheit auf- 
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zuüben berechtigt ift, daß dieſe Uferrechte aber den Beſchränkungen unter- 
liegen, welchen fi die Pforte in den Verträgen von 1841, 1856, 1871 
und 1878 rechtlich zu unterwerfen, bereit erflärte. 

Die in diejen Verträgen gewährten Eonceffionen und übernommenen 
Berbindlichkeiten find für alle Contrahenten wirkſam, durch dieſelben ift 
einheitlich bindendes Recht geſetzt, das die Nechtsverhältniffe des Schwarzen 
Meere d’un commun accord der Hauptmächte ordnet. Der Sadjlage 
gab zum legten Male autoritativen Ausdrud Graf Schumaloff in der 
Sitzung des Berliner Congreſſes vom 12. Juli mit den Worten: 
„ . „ Je principe de la clöture des detroits est un prineipe europ6en; 
les stipulations conclues à cet &gard en 1841, 1856 et 1871, con- 
firmöes actuellement par le traitö de Berlin, sont obligatoires de la 
part de toutes les puissances, conformement & l’esprit et à la lettre 
des traites existants, non seulement vis-A-vis du Sultan, mais encore 
vis-A-vis de toutes les puissances signataires de ces transactions.“°) 

Nach den gleichen Geſichtspunkten regelt fi) das rechtliche Ver—⸗ 
hältniß der übrigen in zweiter oder dritter Verbindung mit dem Welt. 
meer ftehenden Meereötheile, wie das Kariſche, das Marmarameer, die 
Abzweigungen des Mittelländiichen Meeres und des Atlantiichen Oceans, 
die Nord» und Dftjee, in Afien der Arabijche, der Perſiſche Meerbufen 
u. f. w. Wenig folgerichtig ijt e$ daher, wenn Martens (Bergbohm) 
zum Unterjchiede gerade das Aſowſche Meer, obwohl es mit dem 
Schwarzen und durch dafjelbe wiederum mit dem Mittelländifchen Mteere 
commmunicirt, „eher ſchon als ein gejchlojjenes, denn ein offenes Meer 
angejehen wiſſen will”, weil e8 1) mit dem Ocean nur in recht meit- 
fäufiger Verbindung ftehe, 2) nicht nur rings von Ruſſiſchem Gebiet 
umgeben ift, fondern auch einen von Ruſſiſchen Kanonen beherrid- 
ten Zugang habe, und 3) jeiner geringen Ausdehnung wegen eigentlich 
überhaupt nicht al3 Meer, fondern als Meerbujen anzujehen ſei“. Ob 
die Verbindung mit dem Dcean nım eine unmittelbare oder mittelbare 
ift, ift für das Nechtäprincip, welches die Verfehrsfreiheit des Weltmeeres 
und des ganzen Syſtems feiner VBerzweigungen zu verwirklichen bejtrebt 
ift, völlig gleichgültig. Nechtlich bedeutungsvoll wäre eben nur der von 
Martens betonte Umſtand der unbedingten Staatlichen Möglichkeit der 
Beherrihung des Zuganges, jo daß dann auch Hier — von ausdrück— 
lihen vertragsmäßig übernommenen Verpflichtungen abgejehen — der 
freie Scifffahrtsverfehr innerhalb des genannten Meerestheils lediglich 
auf einer Gonceffion des Uferjtaates berufen würde. Dahin würde 
wenigitens zweifellos die allerdings von zahllojen Unbilligfeiten begleitete 
conjequente Durchführung des Principes der rechtlichen Herrichaft des 
Küftenftaates über die adjacenten Seegebiete führen. Dagegen iſt 
Martens nicht geneigt, das hier geltend gemachte Princip auch für die 
Dardanellen oder den Belt als zuläffig anzuerkennen.‘) 

II. Widerſprüche diefer Urt vermeidet die andere Gruppe von 
Lehrmeinungen, die nicht von ber „armorum vis“, jondern von dem 
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Principe der allgemeinen Verkehröfreiheit ausgehen will. Sie nimmt 
als vorbewiejen an, daß die Anſprüche des freien Schifffahrtsuertehrs 
von jolcher höheren Dignität ſeien, daß denjelben gegenüber die ſonſt 
regelmäßig beftehenden SHerrichaftsrechte der Uferftaaten bis auf einen 
unmerklichen Reſt zurüdtreten müfjen. Geradenwegs geht auf Diejes 
Ziel u. a. Nizze los mit den Worten:’) „Es giebt verichiedene Meer- 
engen, durch welche die freien Meere mit einander in Verbindung jtehen, 
und welche für den Scifffahrtöverfehr der Völker unter einander noth- 
wendige Straßen find. Ohne fie würde der Seeverfehr nur in be- 
ſchränktem Maße ausführbar fein. Dieſe Straßen, an welden alle 
Schifffahrt treibende Völker aljo ein gleiches Intereſſe haben, jind daher 
nah Völkerrecht frei und nicht der Herrichaft der angrenzenden Länder 
unterworfen. Die Grenze diefer Länder erjtredt jich über jie micht in 
gleiher Ausdehnung wie über die jonftigen Küftenmeere, jondern fie 
tritt joweit zurüd, als die Meerenge von dem durchſegelnden Schiffen 
als allgemeine Berbindungsitraße benußt wird.“ 

Den bier ſchroff hervortretenden Mangel jurijtiicher Fundirung 
fuchen andere Autoren zu erjeßen durch ein Spiel mit Analogien aus 
den Eivilrecht, für deren Anwendung bier auch die Inappeite Baſis fehlt. 
So entbehren die eigenthümlichen Conſtructionen jeder jurijtiichen Be— 
gründung, welche, um zur Löjung der Schwierigkeit zu gelangen, kühn 
zu der Annahme einer durch die Natur der Berhältnijje begründeten 
Servitut greifen, bei deren Ausübung jedoh die Beredtigten (?) 
fih den im Intereſſe der öffentlichen Ordnung cerlafienen Gejegen des 
im Befige der Territorialhoheit befindlichen Staates zu unterwerfen haben.*) 

Ebenjowenig geben die in Optativen fich bewegenden Ausführungen 
eine verläßliche jwriftiiche Bafis da ab, wo fie individuelle Wünfche in 
vorbildliche Höhen erheben und als befeitigte Nechtsgrundjäge auch dann 
hinſtellen, wenn ſich die übereinjtinmende Staatenpraris ihrer theoreti- 
ihen Willensmeinung auf das Bejtimmteite widerjegt. So Azuni,?) 
Berge!) u. A. 

Auf eine Verjchmelzung der beiden oben formulirten Priucipien 
laufen die Bemühungen Calvo’3'!) und anderer Autoren hinaus, die 
Küjtenhoheit neben der unbedingten Bajfirfreiheit anzuerkennen, be- 
ziehungsweije eine von der Staatenpraris nirgends anerfannte Zwei— 
theilung der Meeresjtraßen in der Theorie zu befeftigen. Die juriftiiche 
Unhaltbarteit diefer Theorien zeigt jich theils in offenen oder verdedten 
Widerjprüchen, theild in der Behauptung von Rechten, welche aus den 
nebelhaften Regionen des Naturreht3 genommen erjcheinen. Auch 
de Eujjy vergißt bei jeiner Formel: „Les detroits &tant des passages 
qui iMmettent les mers en communication et permettent de naviguer 
d’une mer A l’autre, leur usage doit &tre libre comme la mer elle-möme. 
si non la libert@ des mers mises em communication par les detroits ne 
serait qu’une chimaire“ '#) — gänzlich, daß fich der Begriff der ſogenannten 
Meeresfreiheit als eine reine Negation gegemüber der thatjächlichen Uebung 
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Ttaatliher Herrichaftsrechte ausgebildet hat. Sein Sat bewegt fich daher 
im Kreije zwijchen Bedingung und Bedingtem hin und her, während er 
von einem unbedingten Verhältniß ausgehen zu dürfen glaubt. Kalten- 
born's feither oft wiederholte Lehre, daß die „natürlichen und noth: 
wendigen Verbindungsjtraßen zwijchen den verfchiedenen Meerestheilen, 
durch welche die Verbindung des einen Seeſtaates mit den andern in 
den verjchiedenen Grbdtheilen erit ermöglicht wird, zu den freien Ge— 
wäjlern gehöre“ wird durch die Unbeitimmtheit Hinfällig, Die allezeit über 
das Maß des Nothiwendigen aufjteigen kann; ferner durch den Umstand, 
daß Kaltenborn doch auch hinfichtlich diefer „freien Gewäſſer“ den 
Küftenftaaten diejelben Rechte wie an den Küftengewällern überhaupt 
einräumt.!) Bon den Neueren hält Perels?*) mit Gonjequenz an dem 
Prineip der Verlkehrsfreiheit feit und macht der Engliihen Auffaffung gegen- 
über geltend, daß das Recht der freien Paſſage durch die Straße von 
Dover und auf allen übrigen Weltverfehröwegen, wie 3. B. auf der 
Straße von Gibraltar, auch innerhalb der Territorialgewäfler der an- 
liegenden Staaten nicht auf einer Goncejfion der lebteren beruhe, ſondern 
auf dem Princip von der Freiheit des Seeverfehrs überhaupt, mit welchem 
die freie und uneingefchräntte Benutzung der die verfchiedenen Theile des 
Weltmeeres verbindenden Verkehrswege unerläßlich verbunden jei, unbe: 
Ichadet immer des Rechts des Territorialjtaats zur Vornahme derjenigen 
Maßregeln gegen fremde Schiffe, welche die Selbiterhaltung erheiſcht. 
Wenn er aber das unbedingte Recht der Paſſage auch innerhalb der 
Küftengewäfler für alle Schiffe in Anjpruch nimmt, — „kraft des allen 
Seefahrt treibenden Nationen an und für ſich zuftehenden Rechts 
des freien Verkehrs auf den Drean, insbejondere auch in den Berbin- 
Dungsftraßen zwifchen den verjchievenen Theilen defjelben“ — fo macht 
fih eine ſolche Argumentation doc zweifellos einer Verjchiebung des 
thema probandum jchuldig, ohne dadurch der prinzipiellen Seite Der 
Frage zu größerer Sicherheit zu verhelfen. 

IU. Die auf beiden Seiten drohenden Fchlrejultate der bezeichneten 
Urt find eben nur dadurch zu vermeiden, daß man einerfeit3 Die Theorie 
der natürlichen Verkehröfreiheit in fremden Küftengewäflern nur in ſoweit 
aufrecht erhält, als fich diefelbe auf den Grundlagen des Gewohnheits— 
rechts, des Vertrags oder nationalen Rechts ꝛc. feithalten läßt. 
Anderfeit3 muß aber auch die ganze auf falihen Worausjegungen be 
ruhende, publiciftiich werthlofe Vorftellung von dem „Eigenthum” an 
dem die Meerengen durchſtrömenden Waflergebiete fallen gelaffen und 
dafür das thatjächlich zu immer fchärferer Plaſtik gelangende Rechtsinftitut 
der völferrechtlihen Verwaltungs» und Auffihtsbefugniß des 
Uferſtaates oder der Uferjtaaten in den Vordergrund gejchoben werden. 
Dur den Wegfall jener irrigen Anwendung des Eigenthums- 
begriffes ergiebt fi der Gedanke der Verfehrsfreiheit dann 
von ſelbſt, ganz abgejehen von der praftiichen Erwägung, daß das 
große regulatorifche Princip des Völkerverkehrs: das Geſetz der Reci- 
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procität in Verbindung mit dem rei entwidelten modernen 
Syitem der Handeld- und Scifffahrtsverträge, weldes fogar- 
die entlegeniten Staaten umfaßt, in den meilten Fällen weit wirfjamer 
von einer individualijtiichen Interpretation der Uferrechte abhalten wird, 
als jenes inhaltlofe Spiel mit naturrechtlichen Kategorien oder mit ver— 
fehlten Analogien aus dem Civilrecht. 

Suden wir nad den fnappiten Formeln für die durch das rein 
politijche Material fast unüberjehbar gewordene Eontroverje, jo fommen 
wir zu dem Schluſſe: 

1) daß der Begriff des gejchloffenen Meeres zur Zeit in Europa'°) 
und Amerika innerhalb des Friedensrechtes eine praftifche 
Bedeutung nicht beißt; 

2) daß die von einigen Autoren verjuchte Uebertragung des für 
fogenannte conventionelle Flüſſe herrichend gewordenen Rechte: 
inftems, und feine analoge Ausdehnung auf die von mehreren 
Staaten umgebenen Meerestheile mit Zugängen, welche inner- 
halb der Küſtengewäſſer eines Staates liegen, keineswegs jelbft: 
verftändlich und ficherlih nicht auf rein literariſchem Wege 
vollziehbar ift;'®) 

3) die NRechtöverhältnifje der Meerengen bejtimmen jih nach den 
für die Ausübung der jtaatlihen SKüjtenhoheit und beren 
Grenzen in Geltung ſtehenden Rechtsgrundjägen. Es veriteht 
ſich dabei von jelbit, daß im Wege localen Gebrauches, inter- 
nationaler Gewohnheit oder ausdrüdlicher jtaatlicher Abmachungen 
zahlreihe Abweichungen von der Richtung des Grundprincips 
bewirft werden können und thatjächlich mit Hülfe des Reci— 
procitätsſyſtems und der Meiftbegünftigungsclaufel der Art be. 
wirft wurden, daß die einschlägigen Berhältniffe in der mo— 
dernen Staatenprarid weit weniger als in den doctrinären 
Darftellungen der Materie zu Eontroverien Anlaß bieten.?7) — 
Dadurch, daß die fremden Schiffe ohne Unterjchied der Flagge 
hinfichtlich des Zutrittes zu den ftaatlichen Kiüjten, — von den 
fingulären Berhältnijien der im Colonialverband jtehenden Ge- 
biete abgejehen, — theil3 auf Grund völferrechtlicher Verträge, 
theil3 auch ohne folche, Kraft des Gewohnheitsrechts und der Reci— 
procität völlig gleichgeftellt mit den Nationalen jind, Löfen fich 
die Rechtöverhältnijie des Schifffahrtöverfehrs innerhalb partiell 
umjchloffener Mieerestheile in zwei Gruppen auf, je nachdem 
der in dieſen Meeren betriebene Schifffahrtsverfehr ſich inner- 
halb der Küjtengewäfler eines Uferjtaates oder auf ftaatenlofer 
freier See bewegt. 
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') In feinem Theil unjerer Disciplin ftoßen wir noch auf fo viele, im ein- 
jeitigen Intereſſe desjenigen Staates, dem der Autor angehört, logiſch und juriftiich 
„motivirter“ Sonderredhte, ald gerade in diejer Materie. Ein Blick auf die jchritt- 
weije auftauchenden Eontroverjen in den Engliichen, Deutſchen und Ruifiihen Hand— 
büchern liefert unjerer Behauptung reiches bejtätigendes Materiat. 

?) Ueber das biplomatiiche Mctenmaterial der Fälle, in welchen jelbft der 
Aniprud; auf dominium erhoben wurde, j. Phillimore l. c.vol. I. p. 251 ff. 

®) Angeführt bei Berels a. a. D. ©. 87 ff. 

* Heffter a. a. ©. ©. 76. Berels, S. 0. Phillimore, I, 265 ff. 

) Sigungsprotofolle Nr. 19. ©. eine zutreffende Verwerthung des hier aus- 
geiprochenen Grundſatzes für bie jurijtiiche Couſtruction des Verhältniſſes bei 
Gefiden: Incidents de droit international dans le differend Anglo-Russe. 
Revue de droit international 1885. 

) Martensd-Bergbohm, a. a. D. ©. 376 fi. 

) Nizze, Seerecht. $ 21. 

®) Schiattarella, Territorio S. 10—13. Cauchy, Droit maritime 
international I. p. 41 fl. 

9) Azuni, J. p. 75. „Quando gli stretti marittimi sono disposti in 
maniera da servire necessariamente alla communicazione di due mari, la 
eui navigazione sia commune a tutte, o a piü nazioni, quella, che possiede 
lo stretto, non puö ricusare il passaggio alle altre, sempreche si faceia con 
‚moderazione e senza inferir danno alla medesima. ÖOpponendosi all’ passo 
senza giusta ragione, la prima priverebbe le altre nazioni d'un vantaggio 
loro accordato dalla natura, mentre il diritto di navigare da un mare all’ 
altro egli & un resto della communione primitiva dell’ elemento acqueo, 
commune a tutti nella sua vasta estensione.“ 

ı) Martens-Verge. Precis du droit des gens. 2. ed. p. 148. 

) Calvo, a. a. D. I. ©. 309. 

12) S. Phases et causes celebres du droit maritime des nations. I. p. 98, 

13, Kaltenborn, a. a. DO. Bd. Il. ©. 34. 

2») A. a. O. ©. 89 fi. 

is) Rettich (Die völfer: und ftaatsrechtlichen Verhältniffe des Bodenſees) 
vertritt in Anſchluß an Seydel (Bayerijches Staatsredht I. ©. 631) die Meinung, 
daß nad) heutigem Recht, d. h. nad) der in einjeitigen Acten wie in gemeinjamen 
Vereinbarungen erfennbaren rechtlihen Anſchanung aller betheiligten Staaten der 
Bodensee nad) jeiner ganzen Ausdehnung unter der gemeinfamen ungetheilten 
Hoheit der Uierftaaten Bayern, Württemberg, Baden, Schweiz und Defterreich 
ftehe. ©. Dagegen v. Sarwey, Württemberg. Staatsrecht, Bd. I. ©. 24 und 
Gaupp, Staatsreht Württembergs, S. 17 (in Marquardſens Handbuch.) Bezüg- 
lich Afiens (Caspiicher See) j. Martend-Bergbohm, ©. 377. 

io) S. Hautefenille, passim; Perels, a. a. D. ©. 31. 

1) Bei der im Weſentlichen übereinjtimmenden Tertirung des bezüglichen 
Bertragsmateriald allegiren wir unter Hinmweijung auf die Entwidiung des Juiti- 
tutes (oben ©. 419 fg.) als Bemeisftüde für die im Text entwidelte Lehre die Artikel 
Iund XI des Engliſch-Italieniſchen Handels- und Schifffahrtövertrages vom 13. Juni 
1883 (Archives Diplomatiques, Renault 1882—83 p. 257. 260), bie in ihren 
Grundzügen die übereinftimmende Auffaffung der jeefahrenden Staaten bezüglich 
der in Rede ftehenden Nechtöverhältnijfe wiedergeben: 

Art. I. II y aura entre les Etats et possessions des deux Hautes Parties 
contractantes libert& r&ciproque de commerce et de navigation. — 
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Les sujets de chacune des deux Parties auront la facult& d’entrer 
librement avec leurs bätiments et chargements dans tous les 
lieux, ports et fleuves des Etats et possessions de l’autre, dont 
l'entrée est ou sera göneralement permise aux nationaux et 
jouiront respectivement des m&mes droits, privilöges, libertes, 
faveurs, immunites et exemptions, en matiöre de commerce et de 
navigation que ceux dont jouissent ou jouiront les 
nationaux, sans avoir & payer aucune taxe ou imposition plus 
grandes que celles que paient ceux-ei, et seront soumis aux lois 
et röglements en vigueur. 

Art.XI. Les Parties contractantes conviennent que, dans toutes les ma- 
tiöres relatives au commerce et ä la navigation, tout privilöge, 
faveur ou exemption, quel qu’il soit, que l'une d’elles a concédé 
ou pourra à l’avenir conc&der aux sujets ou citoyens de tout autre 
pays, sera e&tendu immödiatement sans autre condition 
aux sujets ou citoyens de l'’autre Partie contractante, 
leur intention &tant que le commerce et la navigation de chaque pays 
soient mis par l’autre, sous tout rapport, sur le pied de la 
Nation la plus favorisee. 

Ebenjo der Deutid-Ztalieniihe Vertrag vom 4. Mai 1888, u. v. a. 


Zweites Kapitel. 


Verwaltungsrechtliche Einrichtungen zur Eontrole und 
zum Schuhe des internationalen Seeverkehrs. 


$ 9. 
Syjtematijcher Leberblid. 


Kein Theil des internationalen Rechts ijt in neuerer Zeit in jo 
reihem Maße durch die Gejebgebung aller Staaten berüdfichtigt und 
durch planmäßige Reformen den Bedürfniſſen des weit vorangejchrittenen 
Verkehrs angepaßt worden wie derjenige Theil, welcher im Syftem der 
Betrachtung der dem Schuße des internationalen Seeverkehrs dienenden 
ftaatfihen Einrichtungen gewidmet ift. Die Rechtsmaterie ift Hinfichtlich 
ihrer herrjchenden Principien zu einem großen Theile, Hinfichtlich ihrer 
pofitiven geſetzlichen Formulirung, und vor allem Hinfichtlich ihrer pa— 
rallelen Anwendung in weitejten Gulturgebieten nahezu völlig eine 
Schöpfung der jüngjten Zeit. 

Die für die Epoche der reinen Segeljhifffahrt ausreichend geweſenen, 
vornehmlich der jeemännijchen Praxis entuonmenen, durch Ueberlieferung 
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fortgeerbten Regeln und technijchen Winfe, denen fih nur in jeltenen 
Fällen ausreichende ftaatlihe Normen an die Seite ftellten, genügten 
nicht mehr, als in Folge der Einführung des Dampfes in die Schifffahrt 
die Lebhaftigkeit des Seeverkehrs auf demjelben Seeraum eine ganz un: 
geahnte Steigerung erfahren hatte. Unter dem Einfluffe diefer mächtigen 
Ummälzung wurde das Einfchreiten der Staatsbehörden, das Fließen 
der Staatlichen Geſetzesquelle jchon darum zum unabweislichen Bebürfniß, 
weil jener rapiden Steigerung nicht nur eine hohe ökonomische Bedeu— 
tung innewohnte, jondern weil fie zugleich auch als die Grundurjache 
gelten mußte dafür, daß jich der Betrieb des Seeverfehrs feither um 
ein Beträchtliches gefährlicher und beſchwerlicher gejtaltete und daher 
auch in höherem Maße die Berwaltungsthätigfeit der Staaten heraus. 
forderte. 

Wenn wir ein Bild des geltenden Rechtszuſtandes gewinnen wollen, 
ohne in eine den juriftiichen Charakter der Darftellung zurüddrängende 
Betomung der weſentlich fachtechnifchen Nützlichkeitsmomente zu gerathen, 
noch auch der Verlockung zu verfallen, in eine mechanische Aufzählung 
aller zur Zeit in Geltung ftehenden Geſetze den Echwerpunft der Unter: 
fuchung zu verlegen, jo erübrigt und nur, — aus dem Gefammtbilde der 
neuen ftaatlihen Wirkjamkeit und dem Syſteme der mannigfachen inter: 
nationalen Cooperation der Staaten die jehärfitentwidelten Rechtsbegriffe 
und Nechtsinftitute heranszuheben, um dadurd die vielgeftaltigen Er- 
ſcheinungen des internationalen Seeverkehrs auf die typiihen Formen 
zurüdzuführen, die einer rvehtlihen Ordnung zugeführt 
worden jind. 

Zu diejem Zwecke läßt ſich der in den meijten Lehrbüchern bei 
allem ftofflichen Reichthum doch nur in geringem ſyſtematiſchen Zufamnten- 
hange gebotene Gejammtitoff nach folgenden Gefichtspunkten gruppiren. 
Die rehtlihe Einwirkung der Controle der einzelnen oder verbundenen 
Staaten betrifft entweder 

a) die Nechtslage und Rechtsverhältniſſe des Schiffes: oder 

b) die Rechtsverhältniffe der Schiffsbemannung, der berufs- 
mäßig feefahrenden Perfonen, injofern fich jene eben auf den 
Seemannsberuf beziehen; oder endlich 
die rechtliche Controle betrifft den orbnungsmäßigen Berlauf 
der Fahrt, bezw. das Verhältniß zu den Einrichtungen ftaat- 
ficher oder mehrftaatliher Natur, welche den Verlauf der Fahrt 
zu fihern und die derfelben entgegenftehenden Gefahren und 
Schäden möglichjt zu mindern beſtimmt find. 

Rings um jeden diefer drei Begriffe: Schiff, Schiffer und Fahrt 
bat fi) nun im Nahmen des modernen Rechts eine reiche Zahl von 
jelbftftändigen Rechtsgedanten und Rechtsinftituten ausgebildet, deren aus- 
geprägtefte Erjcheinungen die folgende Darftellung in eine ſyſtematiſche 
Ueberfiht und innern Zufammenhang bringen joll. 


ce 


— 
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$ 98. 


Die jtaatlihen und internationalen EControlmittel zur 
Ermittelung und Firirung der das Schiff betreffenden 
Rechtsverhältnijfe. 


Literatur und VBerweijungen: Handbuch, IL, $ 43 u fe. — Bulme- 
rineq, Völkerrecht, S. 266/67. — Lewis, Deutſches Seerecht, 2. Aufl., 
Band J., Theil 1. — Mewes bei BP. Bezold, Gejeggebung des Deutſchen 
Reiches, Theil III, Bd. L, ©. 417. — Attlmayer, L,©. 13 uff. — 
Mayrhofer, Handbud) für den pol. Verwaltungsdienit, Band III. ©. 275 
u. ff. — Ch. Lyon Caen, Etudes de droit international privö maritime, 
p- 3 sqns. — Plocque, Lögislation des eaux et de la navigation, 1. 
p. 44. — Calvo, Le droit international, IL, p. 101. — Lyon Caen 
et L. Renault, Precis de droit commercial, Tome I., p. 17. — ®enbt, 
a.aD.p. 43. — Dudley- Field, aa. Dp. 147. — Abbot, A 
Digest of decisions of the various courts within the United States 
le. Serie, vol. XI., Boston 1876. — Aube, Un nouveau droit maritime 
international. — Baneroft-Davis, Les tribunaux de prises des 
Etats-Unis. 


Angefihts der Entwidlung, welde das internationale Verwaltungs 
recht genommen hat, kann im Sinne des Borausgejchidten und der 
richtigeren Einfiht im die juriftiihe Natur der „Meereöfreiheit" an 
diefer Stelle nunmehr die Eonjequenz gezogen werden, daß dieje Freiheit 
auch keineswegs den völlig uncontrolirten Zugang des Einzelnen zum See- 
verkehr zu ihrem praftiichen und juriftiichen Inhalt Habe, jondern daß 
jie vielmehr nur den freien Zutritt der Staaten und der Angehöri- 
gen ftaatlih orgamnijirter Bölfer unter Ausſchluß der außerhalb 
eines jeden ſtaatlichen Verbandes ftehenden Individuen begründe.!) 

Kann die Einficht als Rejultat der gejchichtlichen Betrachtung des 
Nechts gelten, daß es gegen die Beitimmung des Menjchen jei, außer 
der Gejellichaft zu leben, und daß Derjenige, welcher jolches verfuchen 
wollte, von Jedermann gefürchtet werden müßte, weil fein Gejeß, feine 
pofitive wirffame Autorität ihn in feinem Berfahren. und Betragen ' 
gegen Andere bindet, jo kann diefe Erwägung um jo mehr auf praftijche 
Geltung Anjpruch erheben, wenn es fih um Schiffe auf hoher See handelt. 

Nach den Grundfägen des Völkerrechts ift daher für jedes Ediff, 
welches Seehandel betreiben will, die Zugehörigkeit zu einem beitimmten 
Staatöwejen die nothwendige Vorausſetzung jeiner rechtlichen 
Eriftenz, feiner juriftiichen „Perjon”. In diefem Sinne jagen Lyon- 
Caen und 2. Renault mit gutem Grunde: „En droit, la navire est 
un bien, mais un bien qui, & des points de vue divers, est régi par 
des prineipes tout sp@ciaux. Sous certains rapports, les navires sont 
en quelque sorte trait6ss comme des personnes: ils ont une natio- 
nalite; ils ont un nom, une sorte de domicile designe sous le 


Die Eontrofe der das Schiff betr. Rechtöverhältnifie. 521 


nom de port d’attache ou port d’immatricule; enfin ils ont une sorte 
d’acte de naissance destiné surtout à constater leur nationalit& et 
appel& acte de francisation“ (I. c. p. 17). 

Nur ftaatdangehörigen Schiffen fteht das Meer als gemeinfchaftliche 
Berkehröftraße und Erwerbsquelle offen, Schiffe, deren Bejagungen 
jih von jedem ftaatlihen Verbande losgeſagt haben, jtehen nicht unter 
dem Schutze des Völkerrechts. Ahr Antreffen auf hoher See begründet 
zum Mindeften juriftifch die Bermuthung des rehtsmwidrigen Ber- 
haltens, weil diejelben in ihrem Thun und Laſſen durch Feinerlei 
rechtliche Norm, durch keinerlei ftaatliche Controlmittel gebunden find. 
Dieje Sicherung eines rechtlihen Verhaltens der am Scifffahrtsverkehr 
Theilnehmenden ift pofitivrechtlich zunächit dadurch gewonnen, daß das 
wichtigite und unentbehrlichfte Hilfsmittel der Seefahrt — das Schiff — 
als abgelöfter Theil beftimmter Gemeinverbände fich darjtellt und jo 
durch einen Compler von Vorſchriften beherrſcht wird, welcher die ftaat- 
liche Auffiht nad) all den Richtungen hin wirkſam werden läßt, in 
welchen eine rechtliche Eontrole der am maritimen Berfehr Theilneh- 
menden nothwendig und praftiich möglich wird. Bu diefem Zwecke jehen 
wir in Den meijten ulturjtaaten die nachfolgenden Rechtsinſtitute in 
mehr oder minder ausgedehntem Mafe in pofitiver Geltung ftehen und 
fich ergänzen. 

I. Das Nedt der Flagge. Die Garantie für die Gejet- 
mäßigfeit des Seeverkehrs kann nicht don einzelnen Individuen oder 
Körperichaften geleiftet werden; nur der fonveraine Staat vermag Bürg- 
ihaft dafür zu bieten. Hieraus folgt, daß, wer immer fich der Gee- 
ihifffahrt widmet, ſich unter den Schuß eines ſouverainen Staates ftellen 
müſſe, und zwar unter Feithaltung des Principes der Einheit der Staats— 
angehörigfeit, aljo der Ausſchließung concurrirender Staatsangehörigfeiten.?) 

Die Fortdauer des öffentlich rechtlichen Subjectionsverhältnifjes 
gegenüber dem heimathlichen Staat und feiner Rechtsordnung gelangt 
jeitend des Schiffes dadurch zum ſymboliſchen Ausdrud, daß dieſes Die 
Hoheitszeichen ſeines Heimathsſtaates in der conventionellen Form Der 
Flagge, Wimpel, Fahne (Nationalfarben 2c.) an offener, weithin ficht- 
barer Stelle dauernd mit fich führt. Mag ein Staat, deijen Farben 
ein Schiff trägt, mehr oder weniger civilifirt, dem allgemeinen Völker— 
rechte mehr oder weniger nahe ftehen, immerhin ift es eine Nothwendig— 
feit, daß das Fahrzeug irgend einem Staate angehöre, um ohne Gefahr für 
ih und ohne Bedrohung Anderer am maritimen Verkehr theilzunehmen. 
In diefem Sinne ift daher die Flagge das äußere Zeichen der Zugehörig- 
feit des Schiffes zu einem bejtimmten Staat, feiner Staatsangehörigkeit 
oder Rationalität,?) während dieſe ſelbſt wieder die rechtliche Grundlage 
abgiebt für die ftaatlihe Einwirkung auf den ordnungsmäßigen Betrieb 
der Seefahrt bezw. für den ftaatlichen Rechtsſchutz auf maritimem Gebiete.*) 

Wir haben e3 daher hier mit einem zweiſeitigen Verhältniß zu 
thun, mit einem Wechjelfpiel von Rechten und Pflichten: ftaatliche Auf- 
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fiht und ftaatliher Schu werden nur dann wirkiam, wenn jich das 
Schiff in jenem Subjectionsverhältniß befindet, und dieſes jelbit tritt nur 
dann ein, wenn dad Schiff die von ſtaatswegen fejtgefegten Bedingungen 
erfüllt, unter welchen das Recht, die Landesflagge zu führen, er- 
langt wird. 

Danad) ijt auch die Streitfrage — vb die Flaggenführung nur ein 
Recht oder auch zugleich eine Pflicht ji — als eine faljch geftellte 
zu bezeichnen. Ein Deutſches Kauffahrteifchiff zum Beiſpiel hat als 
jolches nicht nur das Recht, jondern auch die Pflicht, die Deutjche Flagge 
zu führen; ijt das Schiff dagegen fein Deutjches oder noch fein Deutſches 
Kauffahrteiichiff im Sinne des Gefeges, dann Hat es eben weder das 
Recht, noch die Pflicht, die Deutſche Flagge — mit wirflichem juriftifchen 
Effect zu führen. Praktiſch wird die Frage doch nur in Anjehung der 
Schiffe, welde außer Landes zum Zwede des Erwerbes verkehren, da 
die Führung der Flagge mit der oben bezeichneten gejeßespolitifchen 
ratio und mit jurijtiihem Effect doch nur im völferrechtlicden Verkehr 
in Betradht fommt; für den inländifchen, ſowie für den Betrieb der 
Fiſcherei gelten überall die hierfür aufgeftellten Fifcherei-, Hafen: und 
flußſchifffahrtspolizeilichen Vorjchriften. Aus dem Umjtande, daß das 
Deutiche R.Geſ. vom 25. Oct. 1867 betreffend die Nationalität der Kaufe 
fahrteiichiffe und ihre Befugniß zur Führung der Landesflagge mehrfach 
von dem „Rechte“ zur Flaggenführung jpricht, darf Wagner, Gee- 
recht, I. ©. 154 (Binding’3 Handbuch) keineswegs den Schluß ziehen: 
die neuere Auffaflung gehe dahin, daß die Flaggenführung nur ein 
Recht, nicht aber zugleich eine Pflicht der Sciffdeigner fei. Jenen 
Ausdrüden ſteht in unjerem Sinne die ftricte Formel des $ 1 des citirten 
Geſetzes gegenüber: „Die zum Erwerb durch die Seefahrt beitimmten 
Schiffe (Rauffahrteifchiffe) der Bundesitaaten haben fortan als National- 
flagge ausichließlich die Bundesflagge zu führen.” Für Kauffahrteifchiffe 
der im Geſetze gedachten Art fallen ſomit Recht und Pflicht zweifellos 
zufammen. Anders jteht die Sache eben nur bei Schiffen, welche nicht 
zum Erwerb durch die Seefahrt beſtimmt find; für dieſe iſt e8 dem Be: 
lieben der Schiffseigner anheimgejtellt, facultativ die Nechte und Pflichten 
von Rauffahrteifchiffen anzutreten oder nicht. Das R.G. v. 15. April 
1885 (R.G.«Bl. ©. 89) beftimmt hierüber: „Seefahrzenge, welche für 
Rechnung entweder von auswärtigen Staaten vder von Angehörigen 
folder Staaten im Inlande erbaut worden, find, jo lange fie im ans: 
fchließlichen Eigenthum der im $ 2 des Geſetzes, betreffend die Nationa- 
lität der Rauffahrteifchiffe 2c. vom 25. Det. 1867 bezeichneten Perſonen, 
Gejellichaften oder Genoſſenſchaften fich befinden, befugt, die Reichsflagge 
als Nationalflagge zu führen.“ 

Derartige Fahrzeuge unterliegen, wenn jie von dieſer Befugniß 
Gebrauch machen, den für Kanffahrteiichiffe geltenden Vorſchriften. 

Diefelben Beitimmungen finden auf Deutjche Luftyachten, welche in 
die offene See gehen, gleihmähig Anwendung. 
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Diejes Gejeh begründet aber keineswegs eine Abweichung von dem 
Prineip, daß Kauffahrteifchiffe zur Führung der Flagge verpflichtet find; 
es erweitert eben nur aus praftijchen Nüdjichten den Kreis derjenigen 
Fahrzeuge, welche ohne Rückſicht auf ihre ökonomiſche Zweckbeſtimmung 
mit völferrechtlihem Effect in die Rechtsftellung von Deutſchen KRauffahrtei- 
jchiffen eintreten können. 

Machen die genannten Scifjseigenthümer jedoch von der ihnen 
nah dem citirten Deutihen Geſetze zuftehenden Befugniß feinen Ge- 
brauch, dann haben wir e8 eben mit einem Schiffe zu thun, das zum Deutichen 
Reiche in feinem öffentlich-vechtlichen Werbandverhältnifie ſteht; es kann 
kraft privatrechtlichen Eigenthumstitels das Schiff eines Deutſchen 
jein, es ijt aber fein Deutfches Schiff, es bildet feinen Beitandtheil 
der Deutjchen Handelämarine, es jteht daher auch nicht — als Schiff — 
im Auslande unter dem Schutze des Deutfchen Reiches im Sinne der 
Art.4, 3. 7 der Deutſchen Reichsverfaflung,’) jondern vorktommenden- 
fall eben nur ald Eigenthumsobject eines Angehörigen des Deutjchen 
Reiches. Demjelben Grundgedanken geben auch in Anfehung des Fran- 
zöſiſchen Rechts Lyon-Caen und 2. Renault (a. a. DO.) Ausdrud. 

Das Engliſche Recht ſpricht ſogar ausdrüdlich von „the British 
character“ und erfennt ſolchen eben nur den Schiffen zu, welche die 
Engliihe Flagge zu führen in der Lage find. The Merchant-Shipping 
Act 1854 (17 u. 18 Viet. e. 104). 18: „No ship shall be deemed to 
be a British ship unless she belongs wholly to owners of the following 
description etc.“ 

In der von der Engliichen Navigationsacte, die den neueren Gejeh- 
gebungen als Borlage diente, eingefchlagenen Richtung macht nun jeder 
Staat, das Recht jeine Flagge zu führen, von mannigfachen Erforder- 
nijjen abhängig, die bald das nationale EigentHumsperhältniß, bald 
den nationalen Urjprung, bald gänzlich oder überwiegend nationale 
Beſatzung des Schiffes fordern, in der Art, daß bald nur einzelne, 
bald mehrere oder auch alle in der genannten Navigationsacte angeführten 
Bedingungen zu erfüllen find. Die neueren Geſetzgebungen haben meijtens 
den nationalen Urjprung ganz aufgegeben, die Nationalität der Beſatzung 
beihränft — auf den Schiffer, die Schiffsoffiziere, ein Drittel der Mann— 
Ichaften u. j. w. — oder ebenfalld aufgegeben. Viele Gejebgebungen, na= 
meittlich aus der neueften Zeit, haben endlich auch das Erforderniß ausjchließ- 
lih nationalen Eigenthums fallen gelaſſen und begnügen jich mit einer 
Duote, die aber über die Hälfte betragen muß, einige freilich, die aber 
ernfthaft nicht wohl in Betracht fommen, haben jedes materielle Er— 
forderniß abgefchafit, gewähren aljo jedem Schiffgeigenthlimer, welcher 
fi) darum bewirbt, das Recht, ihre Flagge zu führen.®) 

Da nun jeder Staat autonom von fich aus diefe Bedingungen feit- 
jegt, unter denen Handels und fonjtige Privatichiffe die nationale Flagge 
fügren dürfen, treten diefe von einander fehr abweichenden Feſtſetzungen 
der particulären Seerechte in die Sphäre des internationalen Rechts ein 
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und bilden, obwohl an und für ſich nur ftaatsrechtlichen Charakters, doch 
gleichzeitig einen integrirenden Theil des Völkerrechts, weil fie vielfach 
internationalen Verträgen mit zu Grunde gelegt werden. 

Diefes aus dent Gedanken der rechtlichen Gleichheit der jouverainen 
Staaten fließende Princip ift jo ausdrüdlich ausgefprochen, beifpielsweife 
im Freundichafts-, Handels, und Schifffahrtsvertrag zwiſchen dem Deut- 
jchen Reich und den PBereinigten Staaten von Merico vom 5. Dezbr. 
1882 (R.G.Bl. ©. 247). 


Artikel 7. 


Ein jeder der vertragfchließenden Theile wird als Schiffe des 
anderen Theils diejenigen Fahrzeuge anjehen und behandeln, welche 
unter der Flagge dieſes Theils fahren und mit ſolchen Schiffs— 
papieren und Urkunden verjehen find, wie fie die Gejege des letz— 
teren behufs Nachweifung der Nationalität erfordern, — 

und ebenfo im Handels und Scifffahrtsvertrag zwijchen dem Deutjchen 
Reiche und Stalien vom 4. Mai 1883: (Reichsgſ.Bl. 1883, ©. 109.) 


Artikel 9. 

Als Deutjche oder Italieniſche Schiffe jollen alle diejenigen an— 
gejehen werden, welche nach den Gejegen des Deutjchen Reiches 
als Deutjche, oder nach den Italieniſchen Gejeten als Stalienijche 
Schiffe anzuerkennen find. 

Das Deutjche Recht kennt num im dieſer Hinficht nur ein materielles 
Erforderniß. 

Deutihe Kauffahrteifchiffe find Diejenigen, denen das Recht zur 
Führung der Deutichen Reichöflagge nad) Maßgabe des Bundesgejches 
vom 25. Det. 1867 (B.G.Bl. ©. 45) zufteht. Nah 8 2 diejes Ge- 
jeßes find zur Führung der Bundes-(Reichs)- Flagge die Kauffahrteifchiffe 
nur dann berechtigt, wenn fie in dem ausschließlichen Eigenthum jolcher 
Perſonen fich befinden, welchen das Neichsindigenat (Art. 3 der Reicht: 
verfafjung) zufteht. Dieſen Perſonen find gleichzuacdhten die im Reichs— 
gebiete errichteten Aectien-Gejellichaften und Commandit-Gejellichaften auf 
Actien (fowie die nach Maßgabe des Deutſchen Genoſſenſchafts-Geſetzes 
vom 4. Juli 1868 eingetragenen Genofjenschaften), ſofern dieſe Gejell- 
ichaften und Genofjenihaften innerhalb des Neichögebietes ihren Sig 
haben und bei den Commandit-Gejellichaften auf Actien allen perſönlich 
baftenden Mitgliedern das Reichsindigenat zufteht. 

Hiernady kommt auf die Nationalität des Schifferd und der Schiffe- 
mannjchaft nicht? an, jondern nur auf die des Eigenthümers. Befigt 
Letzterer das Neichdindigenat, d. h. die Staatsangehörigfeit in einem 
zum Deutſchen Neiche gehörigen Staate, jo iſt es gleichgültig, ob er 
feinen Wohnfig im Inlande oder im Auslande hat. Bei mehreren 
Miteigenthümern ift erforderlih, daß fie ſämmtlich das Neichsindigenat 
befigen; daher geht das Recht für das Schiff verloren, wenn z. B. im 
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Wege des Erbgangs auch nur Ein Ausländer ald Miteigenthümer ein- 
tritt. Die Aetiengejellichaften müſſen im Inlande ſowohl errichtet fein, 
als aud ihren Sit haben. Die „Errihtung” umfaßt namentlich die 
Schließung des Gejellichaftsvertrages und die Eintragung in das Handels— 
regiſter. Bezüglich des Sitzes kommt es auf denjenigen der Hauptnieder- 
laffung an, jo daß die Schiffe der Deutichen Zmweigniederlaffung einer 
im Auslande domicilirten Hauptniederlafjung das Recht der Deutſchen 
Nationalität nicht genießen. Auf das Andigenat der Vorfjtandsmitglieder 
der Actiengejelihaft fommt nichts an. Bei den Hctien-Commanbit: 
Gejellichaften tritt zu den beiden erwähnten Erforderniſſen noch das 
dritte, daß den jämmtlichen perfönlich haftenden Mitgliedern das Reichs- 
indigenat zujtehen muß, Hinzu. 

Damit das Flaggenrecht eines Staates auch in der That völker— 
rehtlihen Effect ausübe, muß dem Gebrauche der Flagge deren 
Notifiecirung an die übrigen Mächte zum Zwede der Anerkennung 
vorausgehen. Die jtaatlich vorgejchriebene Publication der auf die 
Nationalflagge bezüglichen Gejeßgebung tritt mit ausreichender Kraft 
an die Stelle jpecieller Notificirung, da die Webermittelung derartiger 
auf die Verhältniſſe des Verkehrs bezüglichen Nachrichten im normalen 
Geſchäftskreiſe der conſulariſchen Functionäre aller Staaten liegt. 

Die Wahl der Flagge ift zunächit Sache des betreffenden Staates 
und nur injoferne bejchränft, als dem völferrechtlichen Principe der 
Nechtögleichheit gemäß fein Etaat berechtigt ift, die individuellen Kenn— 
zeichen eines anderen Staates (defjen Namen, Wappen und Flagge) ſich 
anzueignen oder zu mißbrauchen. Auch Binnenftaaten fteht zweifellos das 
Recht zu, eine nationale Flagge zu führen, und nur die von diefem Staate 
felbjt und einzig zu beurtheilende Zwedmäßigteit kann hierbei in Frage 
fommen. ?) Ein Ueberreſt mittelalterlicher Zuftände gejtattete und geftattet 
noch heute einzelnen, nicht jouveränen Landestheilen, Provinzen und 
ſelbſt Städten die Führung eigener Flaggen. Als Ericheinung modernen 
Lebens kann dies aber nicht betrachtet werden, denn jedenfalls bedarf 
folhe Sonderung, wenn fie völferrechtlich anerfannt werden joll, der 
Erlaubniß und Anerkennung der ſouveränen Staatsgewalt und völferrechtlid) 
kann auch nur diefe im internationalen Verkehre den Geſammtſtaat vertreten 
und jeine Rechte wahren. 

Der rehtswidrige Gebrauch jtaailich anerkannter Flaggen bildet an 
ſich ein Neat gegen die Sicherheit und Nichtigkeit der Verfehrsverhält- 
nifje; die einzelnen Staaten gehen denn auch gegen diefen Mißbrauch mit jtraf- 
rechtlichen und polizeilichen Mitteln durch Poenalgelder, Haft und Con— 
fiscation vor. So hat nad) Deutichem Recht ($13 des Geſ. v. 25. Oft. 
1867), wenn ein Schiff, welches gemäß der Beltimmung des 8 2 zur 
Führung der Bundesflagge nicht berechtigt ift, unter der Bundesflagge 
fährt, der Führer des Schiffes Geldbuße bis zu fünfhundert Thalern oder 
Gefängnißftrafe bis zu jehs Monaten verwirkt; aud) kann auf Configcation 
des Schiffes erfannt werden. 
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Bollendet wird das Delict ſchon durch das Aufziehen der Flagge 
in der Abficht, Durch fie das Schiff als ein der Deutjchen Handeldmarine 
angehöriges und unter dem Schuge des Deutjchen Reiches ftehendes zu 
fennzeichnen. Für Die Beurtheilung diefer Handlung ift es ohne Einfluß, 
ob ihr Zweck erreicht worden ift oder nicht, da fie auch dureh ihre 
Nuplofigkeit nicht mehr ungefchehen gemacht werden kann. ®) 

Die Strafbarkeit ift übrigens durch die ftrafbare Abſicht begrenzt, 
und aus Ddiefem Grunde ift der Gebrauch fremder Flaggen bei Feſt— 
gelegenheiten, Flaggengala ꝛc. fein Verſtoß gegen das Völkerrecht. — Neben 
der Nationalflagge kommt noch bejondere theil3 rechtliche, theil3 rein 
technifche Bedeutung den Kriegs- und Poſtflaggen eines Staates zu, deren 
Führung unter bejonderen ftaatlihen Schutznormen fteht, den Diftinctions- 
und Commandoflaggen, den Ehrenflaggen, ferner der internationalen 
Genfer Eonventionsflagge, der Contumazflagge, der Nothflagge u. f. w. ®) 








') Dieje von der völferrechtlihen Literatur bisher conjequent überjehene 
Seite der Trage äußert ihre Folgen ſowohl in Friedens- wie in Sriegszeiten. 
Sehr richtig jagt Garden, Trait& de Diplomatie, p. 406: „Quand on dit, 
que la mer est libre, on ne s’entend parler que des nations, car elle ne 
l’est point pour des particuliers; ils ne peuvent en jouir que sous la sauve- 
garde de leur gouvernement, et c'est pour ötablir cette sauvegarde qu’on a 
institu& les pavillons et les lettres de mer; la süret& a exig& cette restrietion 
du droit naturel, et tout bätiment naviguant sans pavillon et sans lettres 
de mer est trait@ comme un forban.“ j 

2) Ueber den Einfluß des Domicil3 der Schiffseigenthümer auf die Nationalität 
des Schiffes die völlig irrige Behauptungen bei Wheaton, Elements, T. I., $ 22 ff. 

2) Wenig gehaltvoll und quellengefchichtlic verfehlt find bie Ausführungen 
Hautefenilfe’s (a. a. D. III. p. 3) über die Gejchichte der Flagge in Ber- 
bindung mit der Lehre vom Durchiuchungsrecht, lehrreicher über ältere Geftaltung 
de3 Inſtitutes J. 3. Moſer's Verſuch, V. Th, ©. 503; Kaltenborn L; 
Masse, Le droit commereial considéré dans ses rapports avec le droit des 
gens et le droit civil, 3°. ed. Paris 1874, 3vol.I.; Sautefeuille, IIL., p. 3. 

*) Ueber das Verhältniß des V. Buches des Deutihen Handelsgeſetzbuches 
zu ber im Text behandelten frage f. Lewis, Deutiches Seerecht, 2. Aufl., 1. Th.,1.T. 

) ©. v. Stengel, Lehrbud des Deutichen Berwaltungsreh , ©. 419. 

°, Nähere Angaben über das wechſelnde Verhäftniß j. bei Wagner, 
©. 154 ff., Berels, ©. 55 ff. 

) Bluntſchli a. a. D., Ueber bie frage der Verwirkung der Flagge 
j. v. Marti im Archiv für öffentl. Recht, Bd. I. ©. 58 ff. 

®) Weber bie Strafbarkeit beim unbefugten Gebrauche frember Flaggen 
f. Harburger a. a. D. ©. 108. In Anſehung des Englijchen Rechts vergl. 
bie Kgl. Inftruction v. 3. 1855: „If the Consul is informed that any British 
vessel hoists improper colours, he will send or go on board, and will seize 
the colours so hoisted, and will for that purpose order the Master to haul 
them down and deliver them up to him“, und die Brit. Eonjularinftruction 
bei Bhiltimore II, ©. 304/5. 

) Ueber den internationalen Signalcoder, Signalbuch (Berlin, Neimer 1884), 
ſ. Bulmerincq, a. a. D., p. 270. 
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Fortſetzung. 


U. Die urkundliche Legitimation der Seeſchiffe. 
Die rechtlich relevanten Umstände, welche das Recht zur Flagge begründen, 
find innerhalb des Seeverfehrs nicht leiht auf ihr Vorhandenſein zu 
prüfen; Die Flagge bietet an fich feinerlei Sicherheit dafür, dab das 
Schiff in der That auch zu ihrer Führung befugt fei. Um allen Nach— 
theilen vorzubeugen, die aus der Unredlichkeit Derjenigen erwachien 
fönnen, welche fich der Farben eines Staates bedienen, dem fie nicht 
angehören, oder zu deren Gebrauch fie nicht berechtigt find, Hat die 
Entwidelung des internationalen Seeverwaltungsrechtes zur Ausbildung des 
Paßzwanges d. h. aljo zur Einrichtung geführt, daß jedes Edhiff den 
Nachweis der Bedingungen, an welche die Eriftenz jeiner Nationalität 
geknüpft ift, unabläflig mit ſich führe. 

Diefer Beweis der ntateriellen Berechtigung zur Führung einer 
völferrechtlich anerkannten Flagge erfolgt mittelft öffentlicher Urkunden, 
welhe dem Schiffe wie feiner Beſatzung als Legitimationsnachweije 
dienen. 

Diejer Anforderung der internationalen Sicherheitspolizei zu genügen, 
dienen die Schiffspapiere, welche, von der heimathlichen Staatsbehörde 
ausgefertigt, im völterrechtlichen Werfehr öffentlichen Glauben genießen 
und jedem Dritten gegenüber den Nachweis der Thatjachen erbringen, 
welche in ihnen zur Verzeichnung gelangt find. 

Je weniger Bedingungen erfüllt werden müſſen, um die Eigenfchaft 
eines ftaatlich anerkannten Schiffes zu erlangen (f. oben), um jo weniger 
umftändlich ift auch der urkundliche Nachweis der Nationalität und um- 
gekehrt. Liegt das Schwergewicht des Flaggenrechts in der Nationalität 
der Schiffsbefagung, jo wird zu allen anderen Dokumenten der Geebrief, 
der Bürgerbrief des Capitains, die Mufterrolfe (röle d'équipage) der 
Mannschaft Hinzutreten; der Bielbrief oder Beylbrief (acte de construction) 
enthält die obrigkeitlihe Bejcheinigung darüber, wie, wann, wo, von 
wem, für wen und zu welchem Zwed das Schiff erbaut worden, welchen 
Namen es führen joll umd daß der Bau vorfchriftsmäßig fei; der 
Mefbrief, die Urkunde über die amtlich erfolgte Vermeſſung und 
deren Rejultate nach Dimenfionen und Raumgehalt; das Nhedereiver- 
zeichniß, eine obrigkeitliche Beicheinigung über die Eigenthumsverhält- 
niffe u. j. w. ?) 

Um die in Betracht kommenden Umftände controlliren zu können, 
haben Die meiften modernen Staaten, das Vorbild der Engliſchen Gejeh- 
gebung befolgend (Merchant Shipping Act 1854 s. 3043) fogenannte 
Schiffsregifter eingeführt, welche einen dauernden Weberblid über die 
Rechtöverhältniffe ſämmtlicher nationalen Schiffe ermöglihen und welche 
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alle Eintragungen enthalten müſſen, welche die Grundlage für die 
zur völferrechtlichen Legitimation des Schiffes dienenden Documente 
bilden. 

In allen Staaten, welche dies NRechtsinftitut der im modernen 
Staatenrehte immer größer werdenden Zahl der „öffentlichen Bücher“ 
beigefügt haben, iſt nun die Berechtigung zur Führung der nationalen 
Flagge die materielle Vorausjegung für die Eintragung in das von der 
Staatöverwaltung geführte Schiffsregifter und das Certificat über die 
erfolgte Eintragung bildet wieder kraft feiner publica fides die völker— 
rechtliche Legitimation für das Schiff zur Theilnahme am internationalen 
Geeverfehr. 

Die Eintragung erfolgt im Heimathshafen (port d’attache) bezw. 
in dem dieſem maritimen Domicil zunächſt gelegenen Hafenorte, in 
welchem das Regifter für den ‚betreffenden Bezirk errichtet ift (port 
d’immatriculation). 

Nah Deutihem Recht müflen alle zur Deutfchen Handel3marine 
gehörigen Schiffe in einem Sciffsregifter eingetragen fein und nur der 
Eintrag in da3 Schiffsregiſter vermittelt formell juriftiich die Zugehörigkeit 
zur Deutjchen Handeldmarine. In 22 Seehäfen des Deutjchen Reiches 
werden ſolche Regifter geführt; die Regifterbehörden werden von den 
Einzeljtaaten bejtellt, das Verzeihniß vom Neichfanzler publicirt. Die 
Regiſter weiſen jederzeit den Stand der Deutjchen Handelömarine evident 
nad. Diejelben find öffentlich und können von Sedermann eingefehen 
werben. 

Der Deutjche Rheder ift nun in der Lage, jein Schiff in irgend 
‚eins dieſer Regifter eintragen laffen zu können, aber nur unter der 
Voraugfegung, daß er für fein Schiff einen in dieſem Bezirk gelegenen 
Hafen als Heimathshafen erwählt, d. h. als Hafen, von welchem aus 
die Seefahrt mit demfelben betrieben werden joll. Hierbei ift er weder 
an feinen eigenen Wohnfig gebunden, noch auch muß er wirklich die 
Abjicht Haben und glaubhaft nachweifen, jenen Hafen zum Mittelpunkt 
der Seehandelsthätigkeit jeines Schiffes zu machen. Bevor die Ein- 
tragung eines Schiffes in das Schiffsregifter gefchehen darf, muß die 
materielle Berechtigung zur Führung der Deutjchen Flagge glaubhaft 
nachgewiejen ſein; veichSgefeglih find außerdem noch folgende That- 
umſtände anzugeben, welche mit jener allerdings zum Theil zufanmenfallen: 

a) Der Name und die Gattung des Schiffs (ob Vollſchiff, Barf, 
Brigg u. ſ. w.). Zur Inbividualifirung muß jedes regiftrirte 
Schiff einen Namen haben, derjelbe darf zwar beliebig gewählt 
werden, gleichviel ob jchon ein anderes Schiff deilelben Heimath— 
hafens den gleichen Namen führt oder nicht. — Die Sitte, jedem 
Seejhiff einen Namen zu geben, ift unvordenklichen Urfprungs, 
aber erſt die modernen Seerechte legen Gewicht darauf, daß 
jedes zur Theilnahme am internationalen Seeverkehr beftinumte 
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Kanffahrteifchiff diefen Namen nicht allein führe, jondern daß 
derjelbe auch erfennbar zur Schau getragen werde. 

Das Gejeg vom 28. Juni 1873 verordnet im 8 3: 

Jedes in das Scifföregifter eingetragene Schiff muß 

1) feinen Namen auf jeder Seite des Bugs und 

2) jeinen Namen und den des Heimathshafens am Held an den 
fejten Theilen in gut fichtbaren und feit angebrachten Schrift- 
zeichen führen; 

und im 8 4: 

Im Falle einer Zumwiderhandlung gegen die Vorjchriften des 
8 3 hat der Führer des Schiffs Gelditrafe bis Ki 150 Mark 
oder Haft verwirft. 

Zum $3 hat die Verordnung des Bundesrathes vom 13. No« 
vember 1873 bejtimmt: 
dab die Namen hell auf dunkelem Grunde in lateinischer 
Drudichrift von ſolcher Größe anzubringen find, daß 

1) die Höhe der kleinſten Buchſtaben bei Schiffen unter 300 
Kubikmeter Nettoraumgehalt mindeitens 5 Centimeter, bei Schiffen 
von 300 bis 1000 Kubikmeter Nettoraumgehalt mindeftens 
7,8 Gentimeter, bei Schiffen von 1000 Kubikmeter Nettoraum- 
gehalt und darüber mindeſtens 10 Gentimeter, und 

2) die Breite der die Buchitaben bildenden Grundftriche mindeftens 
X; der Höhe der Buchſtaben enthalten foll. 

Sobald der Name aber eingetragen ift, darf er nicht till. 
fürlich geändert werden, vielmehr ift hierzu die Genehmigung 
des Neichdamts des Innern erforderlich, welche nur aus ganz 
befonders dringenden Gründen ertheilt werben joll. (Gef. vom 
28. Juni 1873, & 2.) ?) 

b) Die Größe des Schiffs und die nad) der Größe berechnete 
Tragfähigkeit. 

ec) Die Zeit und der Ort der Erbauung, falls es vorher Feine 
andere Flagge geführt hat; ift dies dagegen der Fall geweſen, 
jo ift der Thatumftand anzugeben, durch welchen das Schiff 
das Recht, die Reichsflagge zu führen, erlangt hat, und außerdem 
womöglid die Zeit und der Ort der Erbauung. 

d) Der Heimathshafen. 

e) Der Name und die nähere Bezeichnung des Rheders oder aller 
Mitrheder und die Größe der Scifföpart eines jeden. Iſt 
eine Handelögejellihaft Rheder oder Mitrheder, jo ift außer 
den Namen und der näheren Bezeichnung aller derjenigen Ge— 
jellichaften, auf deren Nationalität etwas ankommt, die Firma 
und der Ort einzutragen, an welchen die Gejellichaft ihren Sitz hat. 

f) Der Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des Eigenthums 
des Schiffes oder der einzelnen Scifföparten beruht. 

g) Die Nationalität des Rheders, bezw. aller Mitrheder. 
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Sind diefe Thatſachen und damit die materiellen Erforderniſſe 
glaubhaft nachgewieſen, jo find diejelben, jowie der Tag der Eintragung 
in das Shiffsregifter unter einer bejonderen Ordnungsnummer einzu: 
tragen. Auch ift jedem Schiffe hierbei das aus vier Buchftaben be- 
ftehende internationale Unterfcheidungsmerfmal zu verleihen. 

Durch dass Unterjcheidungsfignal, welches dem Schiff von der 
Sciffsregifterbehörde nach der Anweifung des Reichskanzler-Amtes gegeben 
wird, unterjcheidet jich letzteres von allen anderen Schiffen, welche die- 
felbe Flagge führen, indem dafjelbe Unterfcheidungsfignal nicht mehreren 
Schiffen unter gleicher Flagge ertheilt werben foll. Auch bei etwaiger 
Aenderung des Namens und des Heimathahafens behält das Schiff fein 
bisherige Unterfcheidungsfignal. 

Auch die Eintragung in das Schiffäregifter gemügt nicht, um Die 
Ausübung des Rechts, die Reichsflagge zu führen, zu gewähren, jondern 
es muß noch hinzukommen die Ausfertigung des Gertificats (Regiiter- 
certificats). Das Gertificat muß bezeugen, daß die materiellen Bor- 
ausſetzungen der Berechtigung vorhanden und daß die Thatlachen, welche 
in das Schiffsregifter eingetragen find, nachgewieſen find. 

Bon diefer Regel find nur zwei Ausnahmen zugelajien. Die eine 
Ausnahme enthält der S 1 des Neichögefebes vom 28. Juni 1873 
(R.G.Bl. ©. 184), welcher unter Aufhebung des $ 17 des Gefehes 
vom 25. Detober 1867 bejtimmt, daß Schiffe von nicht mehr als 
50 Kubikmeter Brutto-Raumgehalt zur Ausübung des Rechts, die Reichs— 
flagge zu führen, auch ohne Eintragung in das Schiffsregiſter und Er- 
theilung des Gertificats befugt find. Die zweite Ausnahme geftattet der 
8 16 des Gejeßes von 25. Detober 1867, welcher beftimmt, daß, wenn 
ein außerhalb des Bundesgebiets befindliches fremdes Schiff in das aus- 
ichließlihe Eigentum von Perjonen übergeht, die das Reichdindigenat 
haben, und dadurch das Necht, die Reichsflagge zu führen, erwirbt, ein 
von dem Neichsconful, in deſſen Bezirk dad Schiff zur Zeit des Eigen: 
thums⸗Ueberganges fich befindet, ertheiltes Flaggenattejt die Eintragung 
in das Scifföregifter und das Gertificat erſetzen kann, jedoch nur für 
die Dauer eines Jahres und über Ddiefes Jahr hinaus nur für die 
Dauer einer durch höhere Gewalt verlängerten Reije. 

Eine ähnliche Beitimmung enthält das Engliihe Recht a. a. D.: 
A ship is not entitled to the privileges of a British ship unless duly 
registered, as abowe mentioned; but in order to prevent British 
owners from attempting to evade British law by not registering their 
ships, it is provided that, so far as regards payment of dues, liabilities 
to payments and penalties, and the punishment of persons for offences 
eommitted on board such ships by persons belonging to them, ships 
belonging to persons qualified to own British ships are to be consi- 
dered British ships, altough not registered. 

Ueber Recht und Pflicht zur Negiftrirung gilt das oben über Recht 
und Pflicht der Flaggenführung Gejagte, da beide Inftitute ineinander 
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greifen und zur Erzielung eines gemeinfchaftlihen Rechtseffectes fich er- 
gänzen. 

Iſt eine Eintragung eintragungsfähiger Schiffe einmal geſchehen, 
ſo beſteht nunmehr eine Verpflichtung, alle Aenderungen, welche in Bezug 
auf die oben angeführten Thatſachen eintreten, in das Schiffsregiſter 
eintragen und auf dem Gertificat vermerken zu laffen. Dies wird verlangt 
theild aus Gründen des öffentlichen Rechts, theils auch deshalb, weil 
das Schiffsregiſter Auskunft über alle wichtigeren, auf das Schiff ſich 
beziehenden Privatverhältnijfe geben fol. Es muß daher vor Allem 
in dem Falle, wenn dad Schiff das Recht, die Neichsflagge zu führen, 
verliert, dies angezeigt, das ertheilte Gertificat zurüdgeliefert und das 
Schiff jodann im Scifföregifter gelöfcht werden, ebenjo in dem Falle, 
wenn dafjelbe untergegangen ift. In beiden Fällen braucht das Certi- 
ficat dann nicht zurüdgeliefert zu werden, wenn glaubhaft bejcheinigt 
wird, daß es nicht zurüdgeliefert werden fünne Ein Amortijations- 
verfahren findet nicht ftatt. — Alle diefe Veränderungen muß der Aheder 
binnen ſechs Wochen nad Ablauf des Tages, an welchem er von ihnen 
Kenntniß erlangt hat, der Negifterbehörde anzeigen und glaubhaft nach— 
weifen. Jeder, der diefe Verpflichtung nicht erfüllt, hat eine Gelditrafe 
von 3—300 Mark oder verhältnigmäßige Gefängnißftrafe verwirkt, er 
müßte denn beweijen können, daß er ohne fein Verjchulden außer Stande 
gewefen fei, diefelbe zu erfüllen ($ 15). Die Strafe fällt weg, wenn 
vor Ablauf der Frift die Verpflihtung von einem Mitverpflichteten er— 
füllt ift, d. h. e8 genügt, wenn von mehreren Mitverpflichteten einer 
feiner Verpflichtung rechtzeitig nachlommt. Dagegen wird die Gtrafe 
gegen denjenigen ipso jure verdoppelt, welcher die Berpflichtung auch 
binnen ſechs Wochen nach Ablauf des Tages zu erfüllen verfäumt, an 
welchem das ihn verurtheilende Erkenntniß rechtskräftig geworden ift. 

Sunerhalb des Franzöfifhen Rechtsſyſtems erfolgt die Eonftati« 
rung der Nationalität und fomit die Legitimation zur Führung der 
Sranzöfischen Flagge durch die fogen. Acte de francisation (entjprechend 
den belgifchen lettres de mer). Nach Vorſchrift des Art. 225 Code de 
commerce muß diejelbe jederzeit an Bord des Schiffes vorhanden fein. 
Sie hat bei ihrer Ausfertigung feiten® der Seebehörde des Heimathe- 
hafens zur VBorbedingung: 

1) daß das Schiff mindeftend zur Hälfte im Eigenthum von 
Franzöfiihen Staatsbürgern ftehe (Urt. 12 des Gej. vom 11. 
uni 1845, Urt. 141 des Neglements von 1866)°), und 

2) daß die Gapitaine, die Offiziere und minbeftens drei Viertel 
der Equipage Franzöfiihe Staatsangehörige find (Art. 2 des 
Gel. vom 21. September 1793 und Art. 141 des cit. Regle- 
ments von 1866). 

Wieder auf anderen durch eine vor Kurzem vorgenommene Reform 
geregelten Grundlagen ruht das Seerecht Oeſterreichs, deſſen Haupt- 
einrichtungen eine mittlere Stellung zwifchen dem Deutih:Engliihen und 
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Franzöfifch-Belgijchen Syſtem begründen. Seine Eodification hat dafjelbe 
gefunden in dem Gejeh vom 7. Mai 1879 (R.G.«Bl. Nr. 65), weldes 
die bier berührten völferrechtlihen Einrichtungen in folgender Weiſe 
normirt. Als Defterreihifches Seehandelsfhiff mit dem Rechte und der 
Pflicht, die für Seehandelsſchiffe gejeßlich vorgejchriebene Flagge zu 
führen, wird jenes betrachtet, welches nach den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes in das Schiffsregifter eingetragen oder mit einem Interims— 
paſſe verjehen ift. Die Eintragung in das Schiffgregifter fann nur 
dann erfolgen, wenn das Schiff wenigſtens zu zwei Drittheilen Eigen- 
thum von Defterreichern ift. Diejen Perfonen find gleichzuachten Actien- 
gejellihaften, joferne fie in den im Reichsrathe vertretenen Königreihen 
und Ländern errichtet find und dajelbit ihren Sit haben. Jedes Deiter- 
reichifche Seehandelsſchiff joll von einem Defterreicher befehligt werden 
und, wenn e3 der weiten Seefahrt angehört, nebjt dem Schiffer auch 
einen Defterreichifchen Steuermann (tenente) am Bord haben. Jedes 
Defterreihiiche Schiff muß ferner einen Heimathshafen im Gebiete der 
im Reichsrathe vertretenen Königreihe und Länder haben. Für jede 
Kategorie der Defterreichifchen Seehandelsfchiffe wird ein abgejondertes 
Negifter geführt. Das Regifter der Schiffe der weiten Fahrt und jenes 
der Schiffe der großen Küftenfahrt wird von der Seebehörde, jenes 
der Schiffe der Heinen Küftenfahrt von dem Hafenamte geführt, im 
deſſen Amtsgebiete der Heimathshafen Liegt. Das Schiffsregiſter ift 
dffentlih. Die Eintragung des Schiffes in das Sciffsregifter ſoll ent- 
halten: 1) den Namen und die Bauart (Oattung) des Schiffes; 2) die ver- 
ſchiedenen Maße und den Tonnengehalt; 3) den Ort und die Beit der 
Erbauung; 4) den Heimathshafen, 5) den Namen, Geburts- und Wohnort 
des Rheders oder die entjprechenden Daten über die Rhederei; 6) die Staats- 
angehörigfeit des Rheders oder der Mitrheder; 7) den Rechtsgrund, auf 
welchem die Erwerbung des Eigenthumes des Schiffes oder der einzelnen 
Antheile am Schiffe beruht; 8) die Normalzahl der Mannjchaft, d. i. die An- 
zahl der Mannjchaft, mit welcher das Schiff nach der von der Regifterbehörde 
anſtandslos befundenen Erklärung des Rheders auf Reifen mindeſtens bejegt 
fein fol; 9) den Namen, Geburt3- und Heimathsort des jeweiligen Schiffers; 
10) die Anzahl der Geſchütze; 11) den Tag der Eintragung des Schiffes; 
12) das Datum und die Zahl des Regiſterbriefs und des etwaigen 
Interimspafjes. Außerdem ift im Schiffsregifter eine Rubrik für all- 
fällige weitere Bemerkungen, 3. B. über vorgenommene Pfändungen, 
Eeflionen und Löſchungen der Pfändungen des Schiffes oder von Schiffs— 
antheilen u. ſ. w. offen zu halten. Ein jedes Oeſterreichiſche Schiff 
wird in das Schiffsregifter unter einer bejonderen DOrdnungsnummer und 
mit Angabe des ihm nad) dem internationalen Signalcoder zukommenden 
Unterjheidungsfignales eingetragen. Die Sciffseigenthümer haben die 
Eintragung des Schiffes in das Regiſter jchriftlich anzufuchen und Hierbei 
die in Ziffer 1—T7 bezeichneten Thatſachen glaubhaft nachzumeijen. 
Der Name, welder jhon von einem Defterreihijhen Schiffe 
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der weiten Fahrt oder der großen Küftenfahrt geführt wird, 
darf einem anderen Schiffe einer oder der anderen diejer 
Kategorien nit beigelegt werden. Der einmal angenommene 
Name eined Schiffes darf nur nach erfolgter Anzeige bei der Behörde, 
in deren Regiſter das Schiff eingetragen ift, und nad Genehmigung 
derjelben geändert werden. 

Jedes Defterreichiiche Schiff Hat den Regifterbrief (reſp. Interimspaß) 
und die Mufterrolle (Schifffahrtsurfunden) an Bord zu führen. Den 
Regifterbrief hat jene Behörde auszufertigen, bei welcher die Eintragung 
des Schiffes geichehen iſt. Durch den Regiſterbrief wird die Nationalität 
des Schiffes und das Recht, innerhalb der Grenzen der betreffen- 
den Kategorie zu reifen, nachgemwiejen. Die für die Defterreichifchen 
Seehandelsihiffe bejtimmte Flagge darf mit Ausnahme des im $ 25 
vorgejehenen Falles nicht früher geführt werden, als der Regifterbrief 
dem Schiffe zugelommen iſt ($ 21). Jede nad) Ausfertigung des Negifter- 
brief3 in Beziehung auf das Schiff eingetretene und in dem Schiffs— 
regifter bemerkte Aenderung ijt in den Regifterbrief einzutragen. 

Die oben (.$98) berührte Frage über Recht und Pflicht zur Führung der 
Nationalflagge ift innerhalb des Defterreihiichen Seerehtsiyftems auf's 
Beftimmtefte gelöft. Wenn ein Schiff, welches zur Führung der ben 
Oeſterreichiſchen Seehandelsſchiffen vorgejchriebenen Flagge nicht berechtigt 
ift, unter dieſer Flagge, oder ein Hierzu berechtigtes unter fremder 
Flagge fährt, jo hat der Schiffer Geldbuße big zu 1000 fl. oder nad) 
Umftänden Arreititrafe bis zu 6 Monaten verwirft; auch kann auf 
Eonfiscation des Schiffes erkannt werden ($ 30). Wenn ein Schiff, 
welches gemäß $ 21 de3 Gef. fich der Führung der für Oeſterreichiſche Schiffe 
bejtimmten Flagge enthalten muß, weil der Megijterbrief oder der 
Interimspaß ihm noch nicht zugelommen ijt, unter diejer Flagge fährt, 
jo bat der Schiffer Geldbuße bis zu 500 fl. oder Arrejtitrafe bis zu 
drei Monaten verwirft ($ 31). 

II. Ein drittes völferrechtlich geordnetes Hilfsmittel, welches neben 
der Flagge und neben dem Regijtercertificat über den nationalen Urjprung 
des Schiffes Gemwißheit geben und die Anfechtung der Nationalität des 
Schiffes erjchweren foll, ift geboten in der amtlichen Ermittlung des 
NRaumgehaltes der Schiffe — an Stelle der früheren minder verläß- 
fihen Berechnung der Tragfähigkeit — auf Grund der ſog. Moorjom’schen 
Methode. Das Refultat dieſes von oder vor Staatsbehörden vorgenont- 
menen technifchen Unterfuchungsverfahrens wird in einer amtlichen 
Urkunde firirt; dieſer mit öffentlihem Glauben ausgeſtellte Meßbrief 
Hat den Raumgehalt in Kubikmetern, fowie in englijchen Regiſtertons 
(1 km — 0,553 R. T.) nachzuweiſen und muß mit ald Schiffspapier 
an Bord geführt werden.) Mit Necht verlegt Lewis (a. a. D. zu 
Art. 435) den Schwerpunkt diefes Documents in das Gebiet des öffent. 
lichen Rechts: — „Wenn die Tragfähigkeit in das Schiffsregiiter eingetragen 
und demgemäß im Gertificat vermerkt wird, darüber auch eine eigene 
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Urkunde, der Mefbrief, ausgejtellt wird, jo gejchieht dies nicht ſowohl 
in privatrechtlihem Intereſſe (3. B. mit Rüdfiht auf die Befrachtungsver- 
träge), als vielmehr im öffentlich-rechtlihen. Einmal joll dadurch ein 
Mittel für die Feftitellung der Identität des Schiffe® und ferner Die 
Grundlage für verfchiedene Abgaben (Quai- und Hafenabgaben, Leudht- 
feuergelder), fowie für Normirung der Marimalzahl von Baflagieren 
bei Auswanderungsichiffen und ähnliches gewonnen werden.“ — Haupt» 
fählich dort tritt die unterjcheidende Kraft der Vermeſſung, gewiſſer— 
maßen als Analogon zur Perjonalbejchreibung hervor, wo, wie im 
Deutschen und Franzöfifchen Recht, fein Hinderniß bejteht, daß ein Schiff 
den Namen eine anderen annimmt. Lyon-Caen und Renault be 
merfen hierzu ganz richtig: „Il pourrait se faire que deux navires por- 
tassent Je meme nom. Mais il serait bien extraordinaire qu’il y eüt, en 
möme temps qu’identitö de nom, &galit& complete de tonnage.“ °) 

Durh zahlreihe in den jüngjten Jahren abgejchlojiene Berträge 
der jeefahrenden Staaten find die Meßbriefe der jeweiligen Staaten als inter- 
national ausreichende Nachweife für den Raumgehalt der betreffenden Schiffe 
anerkannt worden mit der Wirkung, daß eine befondere Nachmefjung 
innerhalb des Verkehrs der Vertragjtaaten überall nicht mehr ftattfindet. ©) 
Der Artikel 54 der Verfaſſung des Norddeutichen Bundes beftimmte in 
al. 2 unter anderem: Der Bund bezw. das Reich hat das Verfahren 
zur Ermittelung der Ladungsfähigfeit der Seejhiffe zu bejtimmen und 
die Ausstellung der Meßbriefe zu regeln. — Auf Grund dieſes Artikels 
erließ der Bundesrath am 5. Juli 1872 eine Schiffsvermeſſungsordnung 
mit Geſetzeskraft vom 1. Januar 1873, und jodann entiprechende 
Ausführungs-Verordnungen. Hierdurch wurde der bisherige äußerſt ver- 
widelte Rechtszuftand jehr vereinfacht, zumal auch diejenigen Deutſchen 
Schiffe, welche vor Erlaß der Vermefiungsordnung nad einer anderen 
Methode gemeſſen waren, fi) Meßbriefe nach der neuen Methode an- 
fertigen laſſen mußten, da die älteren deutſchen Meßbriefe vom 1. Januar 
1878 ab ihre Giltigteit verloren. ($ 34 der V.O.) 


2) Nähere Angaben hierüber ſ. bei Perels a. a. O. Meber bie Be- 
deutung und den Umfang der bei Abhandenjein ber ſtaatsgeſetzlich vorgejchriebenen 
Bapiere völferrechtlidh begründeten Bermuthung gegen die Rechtmäßigkeit bes 
Seebetriebes eines Schiffes |. Heffter-Geffden, 88 168, 169. 

*) Vorjchriften ähnlicher Art enthält für England Merchant Shipping Act 
1871, für die Verein. Staaten 1881 c. 107, für Norwegen Handelsgejegbud; Art. 4, 
für Dänemarf $ 14, für Rußland $ 9. In Bezug auf das Verfahren ſ. Bor- 
ſchriften vom 13. Nov. 1873, $ 4. Ueber die Möglichkeit, durch Scheinverfauf 
an einen Fremden und Rückkauf zunächſt die Löſchung und dann die Eintragung: 
defielben Schiffes unter neuem Namen zu bemerfitelligen, j. Lewis a. a. D., 
darnach Wagner, ©. 162. Ueber die Beräußerung des Schiffes, über jene 
Berpfändung in beftimmten Antheilen zur Umgehung ber ftaatögefeglichen Bor- 
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jchriften über das nationale Eigentum an den Sciffsparten j. außer den eben 
eitirten Autoren au Lyon-Caen, Etudes, ©. 4 und dann Lyon-Caen 
et Renault, Precis, p. 21 und 33 sqns. 

) Weber bie erforderliche Bekräftigung der Wahrheit der Angaben durch 
einen vor der Behörde abzulegenden Eid und das Eidesformular ſ. bei Plocque, 
De la mer et de la navigation maritime, p. 35 sqns. Ueber die jonftigen 
Handlungen des Franzöfiihen Gejegesftandes in diefer Materie jeit den Reformen 
der Revolutionsepoche j. Lyon-Caen et Renault, I. ce. p. 19 sqns. 

+ Die Zahl und Beichafienheit der jonftigen an Bord zu führenden Schiifs- 
papiere und Schiffsbücher richtet fi nad) den jeweiligen jeerechtlihen Anordnun⸗ 
gen des Flaggenftantes; allein auch in Anfehung diejer einichlägigen Beftinmun- 
gen herrſcht in den Gefeßgebungen faft aller Seeftaaten eine durch die Gleichartig- 
feit des Verkehrs bewirkte weitreichende Webereinftimmung. Vgl. über Deutiches 
(Art. 486—88 H.G.) und frembländijhes Duellenmaterial Perels a. a. O., 
Attlmayer, ©. 17; Kent (Ubdy), ©. 374, Bordardt, ad. v. Schifföpapiere. 

°) Precis de droit commercial, p. 21. 

o) Die Moorſom'ſche Methode ift jegt in folgenden Gejekgebungen aboptirt: 
England, M. Sh. Act 1854, s. 20-29; Berein. Staaten, Act v. 6. Mai 1864, 
ce. 83, und vom 28. Febr. 1865, ce. 70; Dänemark, Gef. vom 13. März 1867 
und Inſtr. v. 1. Aug. 1878; Defterreih, Geſ. v. 15. Mat 1871; Ungarn, Art. 
XVI. des Jahres 1871; Frankreich, Decret v. 24. Dec. 1872 und 24. Mai 1873; 
Stalien, Decret v. 11. März 1873; Schweden, B. v. 15. April 1874 und 12. Nov. 
1880; Spanien, ®. v. 2. Dec. 1874 und 18. Dct. 1879; Chile, V. v. 20. Nov. 
1874; Norwegen, ®. v. 7. Apr. 1876; Yinland, V. v. 4. Dct. 1876; Rußland, 
V. v. 11. März 1880 und Bejt. vom 20. Dec. 1879 ꝛc. — Bejondere Borjchriften 
betr. die Vermeſſung Deutiher Schiffe für die Fahrt durd den Suezcanal wurden 
feitend des Bundesraths mittelft der Verordnung vom 15. April 1879 aufgeftellt: 
Eentralblatt, S. 288 ff. S. and) Bulmerincq, Bölferreht, S. 267. 


$ 100. 
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S. 268. — Lewis, Commentar, Titel IL. — Bagner, ©. 325. — 
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droit maritime international. — Desjardins, Traitö de droit commer- 
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Lucchesi-Palli, Principes de droit public maritime. 


So wie das Schiff felbft auf feinen Zügen durchs Weltmeer die 
unerläßlihe Vermuthung dafür, daß e& zum Betriebe eines rechtlich 
zuläffigen Verkehrs gebraucht werde, nur dann begründet, wenn es mit 
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den erforderlichen, oben bezeichneten amtlichen Beurkundungen über feine 
Rechtsverhältniſſe ausgerüſtet ift, jo bedürfen auch die durch ihren Be- 
ruf an das Schiff gebundenen, aljo berufsmäßig feefahrenden Berjonen 
bejtimmter SLegitimationgmittel, welche ihre Stellung innerhalb des 
Völkerverkehrs rechtlich präcifiren und damit fichern ſollen. Damit ift 
aber der Kreis derjenigen Verwaltungs-Einrichtungen feineswegs erfchöpft, 
welche dazu beftimmt find, durch ftaatliche und internationale Fürforge 
den in der eigenthümlichen Natur der Seeſchifffahrt begründeten bejonderen 
Berhältnifjen der Schiffsbefagung Rechnung zu tragen. 

Die VBerwaltungsthätigfeit, welche die modernen Staaten entwideln, 
bejtcht namentlich in der Errichtung von Anftalten und der Beftellung 
von Organen, welche der Sicherung der perſönlichen Rechtsverhältniſſe 
der Sciffsbefagung zu dienen beftimmt find, ſowie in dem Erlaß von 
Vorſchriften, durch welche die Benugung diefer Anftalten und die Thä- 
tigfeit diefer Organe geregelt wird. 

Auf allen Punkten tritt aber hier der Umftand hervor, daß alle 
dieje Anftalten den Charakter der Rechtshilfe, des Beiftandes tragen 
gegenüber der Verwaltungsthätigfeit des fremden Staates in der Weije, 
daß auch die einfeitige jtaatlihe Norm Recht jchafft für alle diejenigen 
Glieder der Staatengejellichaft, welche eben durch den gemeinjamen 
Scifffahrtsverfehr verbunden find. Die fremde Geſetzgebung bildet 
auch die Grundlage für die Beurtheilung der die Schiffsbefagung be: 
treffenden Rechtsverhältnifie, fie giebt auch das Richtmaß ab für deren 
rechtlihe Eontrole durch den fremden Staat. 

Die wichtigiten Anjtalten diefer Art betreffen die rechtliche Zu— 
jammenjegung der Sciffsbefagung, die gewerberehhtlihe Befähigung zur 
Ausübung techniſch höherer Functionen an Bord, die Schiffsdisciplin 
und endlich die Armen- und Krankenpflege der im Auslande befindlichen 
Schiffsmannſchaften. 

J. Die Bildung der Schiffsequipage hat bis vor Kurzem 
nur in jenen Staaten einen Gegenſtand eingehender Controle ausgemacht, 
in welchen das numeriſche Verhältniß in der nationalen Zuſammenſetzung 
der Mannſchaft ausſchlaggebend war für das Recht zur Führung der 
nationalen Flagge. Während hier die Controle über den Beſtand der 
Schiffsbeſatzung gleichzeitig ein Schutzmittel gegen den unberechtigten 
Gebrauch der Landesfarben abgab, trat dort, wo jene ſtaatsrechtliche 
Bedingung fehlte, für die Frage der Zuſammenſetzung der Sciffsbe- 
ſatzung hauptjächlich der privatrechtlihe Gedanke der Dienjtmiethe, der 
locatio conductio operarum in der Form der Heuer in den Border: 
grund. Erſt feit neuerer Zeit gelangte in der Gefeßgebung der Gedante 
zum entjchiedenen Durchbruche, daß der Heuervertrag keineswegs nur 
civilrechtliche Wirkungen begründe, jondern auch eine Reihe von Conſe— 
quenzen mit ſich bringe, welche in die Sphäre des öffentlihen Rechts 
fallen. Das hieraus ſich ergebende jtaatlihe Intereſſe an dem Verhält— 
nijje zwiſchen Schiffer und Schiffsmannſchaft in jedem einzelnen Falle 
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bat dazu geführt, daß der Staat eine Mitwirkung bei der Eingehung 
jowohl wie bei der Löſung diejes Dienftverhältnifjes in Anſpruch nimmt. 

Quellengeſchichtlich läßt fich die heutige Form dieſer ftaatlichen 
Controle des Heuervertrages zurüdführen auf die innerhalb ber Fran— 
zöfifchen „inseription maritime“ entjtandene Einrichtung der fogenannten 
„Revue de depart“. Bei berfelben mußten ſchon feit der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts die geheuerten Mannfchaften durch den Schiffer 
dem Commissaire de l’inseription maritime bvorgeftellt werben. 
Die Verträge wurden demjelben zur Kenntniß gebracht, auch ließ er fie 
vor den verjammelten Mannjchaften laut verlefen (Ordonnance du 31 Octobre 
1784 und Röglement de 1866). Cbenderjelbe Functionär ſetzte dann 
das Berzeihniß der Schiffsmannſchaft auf (röle d’equipage), melches 
ſonach als amtliche Beurkundung des PVerfonenftandes der Mannſchaft 
im internationalen Berfehr diente.) 

Im Anfchluffe an diefe durch das jüngere Englifche Recht reicher 
gejtaltete Form Hat ſich auch die Deutiche Gefebgebung ausgebildet. 
Die NRechtsverhältnifie der Schiffsmannihaft waren früher durch das 
Deutſche Handelsgejegbuh, Art. 523—556 geregelt. An die Stelle der 
in diejem enthaltenen Vorjchriften ift die Seemanndordnung für das 
Deutfche Reich vom 27. December 1872 getreten. 

Der Heuer-Contract, der zwijchen dem Schiffsmann und bem 
Schiffer abgejchlofjen ift, begründet feither nur das civilrechtliche Ver— 
hältniß; das ftaatliche Intereſſe an dem Verhältniß zwiſchen Schiffer 
und Schiffsmann in Bezug auf die PDisciplin, auf die Verpflichtung 
des Schiffers zur BVerforgung, auf den Schuß der Perſonen und ihres 
Dienftverhältniffes im Auslande kommt zum Ausdrud in der Anmufte- 
rung, die eine Sanctionirung, eine ftaatlihe Belräftigung des 
Heuervertrages iſt, über den in der Mufterrolle ein ftaatliches, 
öffentliches Document ausgeftellt wird. 

Niemand — er ſei Inländer oder Ausländer — darf im Reichs— 
gebiet als Schiffsmann in Dienft treten, bevor er fi über Namen, 
Heimath und Alter vor einer befonderen Behörde, dem Seemannsamt, 
ausgewiefen und von demjelben ein Seefahrtsbuch ausgefertigt erhalten 
hat. Der Schiffsmann kann das Seefahrtöbuch erſt erhalten, wenn er 
das 14. Lebensjahr vollendet und, jofern er in väterlicher Gewalt fteht oder 
minderjährig ift, Die Genehmigung des Vaters oder Vormundes erhalten 
hat. Nah Abſchluß des Hener-VBertrages ift der Schiffer verpflichtet, 
die Verlautbarung dejielben, Die Anmufterung, vor einem Seemannsamt 
zu veranlafien. Der Schiffsmann Hat fih, wenn nicht ein unabwend— 
bares Hinderniß entgegenfteht, zur Mufterung zu jtellen. Ueber Die 
Anmufterung hat das Seemannsamt eine Mufterrolle audzufertigen, 
"welche namentlich auch die Beftimmungen des Heuervertrages enthalten 
muß. Innerhalb des Neichsgebiets ift jede AUnmufterung in das Gee- 
fahrtsbuch einzutragen, außerhalb deijelben nur dann, wenn Das See— 
fahrtsbuch zu dieſem Zweck dem Seemannsamt vorgelegt wird. Der 
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Schiffsmann ift nach Abſchluß des Heuer-Bertrages verpflichtet, den 
Dienst anzutreten. Thut er dies nicht, jo kann der Schiffer entiweder 
vom Heuer-Bertrage zurüdtreten, oder den Echiffsmann zwangsweiſe 
durch das Seemannsamt zum Antritt anhalten laſſen. Der Schiffsmann 
ift verpflichtet, wenn nad) der Mufterung ein unabwendbares Hinderniß 
ihn außer Stand jegt, den Dienft anzutreten, jich hierüber jobald als 
möglich gegen den Schiffer und die Mujterungsbehörde auszuweijen. 
Wer angemuftert ift, darf nicht von Neuem angemuftert werden, bevor 
er abgemuftert und dies in jeinem Seefahrtsbucd vermerkt ijt. 

Die Mufterrolle gehört zu den Schiffspapieren und it daher auf 
dem Schiffe aufzubewahren; nur in jolchen Häfen, in denen ein Deutjcher 
Conſul feinen Wohnfig hat, ijt fie bei längeren Aufenthalt dem Conjul 
zur Aufbewahrung zu übergeben (Gejeg vom 23. März 1880 betreffend 
die Schiffsmeldungen bei den Conjulaten des Deutjchen Reichs und 
Berordnung vom 28. Juli 1880,82). Die Regel bei der Ausfertigung 
der Mufterrolle ift, daß alle zur Sciffsmannfchaft eines Schiffs ge— 
hörigen Perjonen gleichzeitig mittel3 einer Verhandlung angemujtert 
werden; ift dies nicht der Fall, jo erfolgt die Ausfertigung der jpäteren 
Anmufterungsverhandlungen, der jogenannten Nachmufterungen, auf Grund 
der eriten als Mufterrolle ausgefertigten Verhandlung. Die Mujterrolle 
muß ſonach folgende Angaben enthalten: 

a) Namen und Nationalität des Schiffes, 

b) Namen und Wohnort des Sciffers, 

ec) Namen, Wohnort und dienftlihe Stellung jedes Schiffsmanns, 

d) die Beitimmungen des Heuer-VBertrages, einschließlich etwaiger 

bejonderer Berabredungen, welche indeſſen nur aufzunehmen 
find, foweit fie nicht gegen abjolute Vorjchriften ‚der ftaatlichen 
Rechtsordnung verftoßen. 

Es unterliegt wohl feinem Zweifel, daß im Uebrigen nach der 
dauernd geübten Staatenpraris die nad) Maaßgabe einer bejtimmten 
ftantlihen Geſetzgebung vollzogene Mufterung, Heuer, Aufftellung der 
Mufterrolle ꝛc. als für den gefammten Umfang des internationalen 
Verkehrs rechtswirkſam und giltig anzufehen ift. 

U. Die gewerberedtlihe Dualificaton zur Ausübung 
tehnifh höherer Functionen an Bord richtet fich innerhalb des 
internationalen Seeverkehrs nach den Borjchriften desjenigen Staates, 
defien Flagge zu führen das Schiff berechtigt ift. Nur noch wenige 
Gejeßgebungen ?) gehen von der Erwägung aus, daß der Schiffer und 
die fonftigen Officiere (Functionäre) des Schiffes Angeftellte des Aheders 
feien und daß daher diefem die Auswahl der geeigneten Perſon völlig 
freiftehe, da ja die Anftellung einer ungeeigneten: Berjönlichkeit ſchon 
wegen der Gefahr des Eigenthumsverluftes nicht zu befürchten jei. Die 
weit überwiegende Mehrzahl der Gefeßgebungen ?) hat den Kreiß ber 
Perjonen enger umgrenzt, aus denen der Rheder den Schiffer und 
gewiſſe Schiffsofficiere auszuwählen berechtigt ijt, von der tiefern Er- 
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mwägung ausgehend, daß es feineswegs nur Privatintereffen find, welche 
diefen Perjonen anvertraut werden, jondern daß die Obhut über Schiff 
und Ladung und vor allem die auf dem Schiffe befindlichen Perſonen im 
Öffentlichen Intereſſe nur geeigneten Perjönlichkeiten zu überlaffen jei. 
Derartige Beitimmungen galten jchon vor Erlaß des Handelsgeſetzbuches 
in den Deutjchen Küjtenftaaten, fie wurden von dem letzteren ausdrücklich 
unberührt gelaffen (Art. 527). Nachdem dann diejer Gegenjtand durch 
Art. 54 der Verfaſſung der Competenz des Bundes, bezw. Reichs 
überwiefen worden war, ijt eine umfaſſende einheitliche Regelung des: 
jelben vorgenommen worden.) E3 Haben fich gegenwärtig Seeſchiffer, 
Seeſteuerleute und Mafchiniiten der Seedampfichiffe im Allgemeinen über 
den Befiß der erforderlichen Kenntniffe durch ein Befähigungszeugniß 
der zuftändigen Verwaltungsbehörde auszumeifen, die auf Grund diejes 
Nachweijes ertheilten Zeugnifje gelten für das ganze Bundesgebiet und 
zwar auf Zebengzeit, doch kann die Gewerbebefugniß durch Spruch eines 
Seeamted entzogen werden. °) 

Die Vorſchriften über die Berechtigung zur Ausübung der Functionen 
als Schiffsführer, Steuermann oder Majchinift auf einem Seeſchiff be- 
ruhen auf der Neichdgewerbeordnung. — Bekanntmachungen des Bundes: 
rathes vom 25. Sept. 1869 (B.G.⸗Bl. ©. 660 ff.), vom 30. Mai 1870 
(B.G.Bl. S. 340 ff.), vom 21. Dec. 1874 (Eentr.»BIl. 11875, ©. 51 ff.) 
vom 30. Juni 1879 (Eentr.-Bl. S. 427 ff.). — Die Erlangung des 
Befähigungszeugnifies ift von dem Nachweis einer bejtimmten Fahrzeit 
und dem Beſtehen einer Prüfung abhängig. Sowohl für Schiffer und 
Steuerleute ald für Majchiniften giebt es verjchiedene Abftufungen der 
Befähigung je nah Entfernung der Fahrt: Küſtenfahrt, Kleine Fahrt, 
große Fahrt, und zwar Europäijche und Außereuropäifhe Fahrt, — Unter- 
ſcheidungen, welche in den Gejeßgebungen aller Staaten zu Gruppirungen 
der Schiffe jelbit wie ihrer höheren technifchen Functionäre geführt haben. 
In Anjehung der untern Schiffsmannſchaft jelbit hat jene Abſtufung jedoch 
feine unmittelbare rechtliche Bedeutung. 

II. Die Mafregeln zur NAufrechterhaltung der Schiffedisciplin 
ftellen fich als nothiwendige Folgefäße aus dem Gedanken dar, daß das 
Schiff jelbft allezeit ein befriedetes Bejigthum unter dem Schuße 
einer ftaatlihen Rechtsordnung ift, als deren Bertreter an Bord 
der Schiffer angefehen werden muß.) Kraft dauernder völferrechtlicher 
Uebung gilt in allen Eulturftaaten der Schiffer eines fremden Schiffes 
für berechtigt, von der gejammten Schiffsbemannung die Beobachtung 
der Schiffordnung zu erzwingen; — für die heimathlichen Gewäller 
ergibt fich dies von ſelbſt aus der Natur des jtaatlichen Berbandverhält- 
niſſes. Diefe Befugniß gehört innerhalb des öffentlichen Rechts aller 
Staaten den Sätzen des jus cogens an und fann daher durch vertrags- 
mäßige Verabredung der Einzelnen nicht ausgejchlofien werden. Die 
Disciplinargewalt des Schiffers bezw. feines Vertreterd findet jedoch eine 
zweifache Beichräntung. Die der Berantwortlichkeit feiner Stellung an- 


540 Das offene Meer. 


gemefjene obrigkeitliche Gewalt des Schiffers ift im Umfange ihrer Comes 
petenz umfchrieben: 1) durch das heimathliche Recht, auf Hoher See jo- 
wohl, wie in heimathlichen und fremditaatlihen Gewäflern, und 2) durch 
die Territorialgefeßgebung des fremden Kiüftenftaates in Anſehung jener 
ragen, welche dieje eben in den Kreis ihrer Normirung gezogen hat. Das 
oben ($ 883) über die fubfidiäre Geltung des heimathlichen Rechtes 
neben dem Rechte des Küftenftaates Gejagte findet bier finngemäße 
Anwendung. 

Wie die einschlägigen Beftimmungen anderer Staaten wird auch 
die Deutihe Scemanndordnung von dem Grundgedanken beherrſcht, dag 
das Weſen und die Natur des Verhältnifjes zwiſchen dem Schiffer und 
der Schiffsmannſchaft in Folge feiner Befonderheiten und Eigenthümlich— 
feiten feinen Vergleich mit anderen Genofjenjchafts-Berhältnifien zuläßt, 
vielmehr einerjeit3 einen unbedingten Gehorfam der Schiffsmannfchaft gegen 
den Schiffer und feine Anordnungen fordert, wenn nicht das Schiff nebjt 
jeiner Ladung und das Leben der auf ihm befindlichen Menſchen den 
größten Gefahren ausgeſetzt werden ſoll; anderjeit3 muß aber auch von dem 
Schiffer verlangt werden, daß er die ihm anvertraute Macht nur zum Vortheil 
des Schiffes gebrauche und das Intereſſe der ihm unterftellten Mann— 
ichaft in jeder Weije wahrnehme. Demgemäß fucht das Gejeß das Ver— 
hältniß nach beiden Seiten Hin gegen Ausfchreitungen zu jchüten. 
Während e3 die Vollgewalt des Sciffers aufrecht erhält und jeder 
Beeinträchtigung derſelben ſeitens der Mannjchaft entgegentritt, fei es 
daß die Verlegung der der letzteren auferlegten Pflichten einen negativen 
oder pojitiven Angriff gegen das Verhältniß derjelben zu dem Schiffer 
darftellt, errichtet e8 auch die Schranken, über welche hinauszugehen dem 
Schiffer nicht geitattet ift, und bedroht die Vernadhläfjigung derjenigen 
ihm obliegenden Pflichten, welche das Intereſſe der Mannjchaft zu fichern 
bejtimmt find. 

Was die Disciplinarmittel anlangt, welche zuläffig find, jo macht 
das Deutfche Recht einen Unterfchied, je nachdem es fich um gewöhnliche oder 
außergewöhnliche Fälle handelt. In gewöhnlichen Fällen ift der Schiffer 
befugt, alle zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Sicherung der 
Regelmäßigkeit de3 Dienftes erforderlihen Maaßregeln zu ergreifen. Zu 
diefem Zwecke darf er namentlich auch herkömmliche Erſchwerungen des 
Dienftes oder mäßige Schmälerung der Koft, letztere jedoch auf höchſtens 
drei Tage, ald Strafe eintreten laffen. Dagegen darf er Geldbuße, 
förperlihe Züchtigung oder Einfperrung als Strafe nicht verhängen 
(Seem.-D.879 al. 1). Das Deutfche Reich beſchränkt jomit den Schiffer 
von allen Gejeßgebungen wohl am meiften in der Wahl der Disciplinar- 
mittel, da ſowohl innerhalb des Franzöfiihen (Decret v. 1852 Urt. 52 fg.) 
wie des Italieniſchen Rechts (Codice per la mar. mere. art. 52) den 
Sciffern ftrengere Strafmittel in die Hand gegeben find, von denen fie 
zweifellos auch im fremden Staate Gebrauch machen können. 

Bird dem Schiffer activer Widerjtand geleiftet ober beharrlicher 
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Ungehorſam entgegengejegt, jo ift er zur Anwendung aller Mittel befugt, 
welche erforderlich find, um jeinen Befehlen Gehorjam zu verjchaffen. 
Er darf gegen die Betheiligten die geeigneten Sicherheitsmaßregeln er: 
greifen und fie nöthigenfall® während der Reiſe feſſeln. Jeder Sciffs- 
mann muß dem Schiffer auf Verlangen Beiftand zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung, jowie zur Abmwendung ober Unterdrüdung einer Wider: 
feglichkeit leiften (Seem.-D. 8 79 al 3). 

Liegt das Schiff in einem Hafen, jo ift der Schiffer auch befugt, 
die Effecten der Schiffäleute zur Verhütung einer Entweihung bis zur 
Abreife in Verwahrung zu nehmen. 

Der Schiffer ift aber verpflichtet, jede Disciplinarverfügung, welche 
er getroffen hat, mit Angabe der Beranlafjung, jobald es gejchehen kann, 
in das Schiffsjournal einzutragen. 

Die Zwangsgewalt und Disciplinargewalt des Schiffer erhält 
endlich eine weitere jehr nothwendige Ergänzung durch eine Reihe von 
Strafdrohungen. Die Strafen werden auch in dem Falle verfügt, wenn 
die jtrafbare Handlung außerhalb des Bundesgebiets begangen ift. 

Die mit Strafe bedrohten Handlungen und Unterlafjungen find 
entweder Webertretungen oder Vergehen, reſp. Verbrechen. Bei den 
erjteren erfolgt die Unterfuhung und Entjcheidung regelmäßig durch 
ein Seemanndamt, vorbehaltlich des Rechtsweges, jonjt durch das zu- 
ftändige Geriht. Zuftändig aber ift, wenn die ftrafbare Handlung auf 
einem Deutſchen Schiffe im Auslande oder in offener See begangen 
wurde, das Gericht, in deſſen Bezirk der Heimathähafen des Schiffes 
liegt, und das Gericht desjenigen Deutfchen Hafens, welchen das Schiff 
nad der That zuerſt erreicht. 

An allen Staaten wird zudem der Ediffer im Auslande bei 
Aufrechterhaltung der Schiffsdisciplin durch die conſulariſchen Functionäre 
jeines Heimathsftaates, welche theils als Hülfsorgane, theild als Control. 
organe höherer Inſtanz wirkſam werden, unterjtüßt. °) 

IV. Ein anderer Zweig internationaler Verwaltung betrifft die 
Armenunterftügung und Krankenpflege der im Wuslande 
weilenden fremden Schiffsmannfhaften. Zu unterfcheiden find 
hierbei jorgfältig die Maaßnahmen, welche die einzelnen Staaten zur 
Verſorgung, Unterjtügung, NRüdbeförderung der eigenen Nationalen 
anordnen, von den Einrichtungen weſentlich völterrechtlicher Natur, kraft 
welcher fremde Schiffsmannfchaften in fremden Staaten einer rechtlich 
geordneten Armen: und Krankenverwaltung theilhaftig werben. 

In der von der Franzöfifhen Revolution durch das Gejeg vom 
D germinal an XII. zuerjt eingefchlagenen Richtung haben auch Die 
anderen Staaten Europas, zumal in den letzten beiden Jahrzehnten die 
Einrihtung des „rapatriement“ der eigenen arbeitöunfähigen See- 
mannjhaften dem Syſtem der jtaatlihen Seeverwaltung eingefügt. °) 
Auf Grund des Geſetzes betreffend die Verpflichtung Deutiher Kauffahrtei- 
ichiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute vom 27. Dezember 1872 


542 | Das offene Meer. 


(Reichs⸗Geſetzblatt, ©. 432 ff.) ift jedes Deutjche Kauffahrteifchiff, welches 
von einem außerdeutichen Hafen nad einem Deutſchen Hafen oder nad 
einem Hafen de3 Canals, Großbritanniens, des Sundes oder des Katte- 
gat3 oder nach einem außerdeutjchen Hafen der Nordjee oder der Oſtſee 
beftimmt ift, verpflichtet, Deutfche Seeleute, welche im Auslande ſich in 
hülfsbedürftigem Zuftande befinden, behufs ihrer Zurüdbeförderung nad) 
Deutfchland auf Schriftliche Anweifung des Seemannsamtes gegen eine 
Entſchädigung nad feinem Bejtimmungshafen mitzunehmen. 

An Unjehung ausländijcher Seeleute, welche unmittelbar nach einem 
Dienfte auf einem Deutſchen Kauffahrteifchiffe außerhalb Deutſchlands fich 
in einem hülfsbebürftigen Zuftande befinden, liegt den nad deren 
Heimathlande beftimmten Deutſchen Kauffahrteifchiffen eine gleiche Ver— 
pflihtung ob. Zur Erfüllung Ddiefer Verpflichtung kann der Schiffer 
vom Seemannsamt ziwangsweije angehalten werben. 

Der Dienſt unter Deutſcher Flagge begründet daher den Zufammen- 
hang zwiſchen dem im Auslande verlajfenen, armen oder Franken ꝛc. frem- 
den Seemann und der armenvechtlihen Berwaltungsthätigfeit bes 
Deutſchen Reiches. 

Um die gleiche Rechtswohlthat auch feiten® anderer Staaten für 
deutfche Seeleute zu erwirfen, Hat das Deutſche Reich mehrere völfer- 
rechtliche Verträge abgeſchloſſen, kraft welcher die Deutjchen Seeleute im 
Falle ihrer Hiülfsbebürftigkeit die rechtlich geordnete Unterjtügung des 
fremden Bertragsftaates genießen können. °) 

Die in den Hauptpunften übereinjtimmenden Conventionen Diejer 
Art bejtimmen, daß, wenn ein Seemann eined der contrahirenden Staaten, 
nahdem er auf einem Schiffe des anderen der contrahirenden Staaten 
gedient hat, in einem dritten Staate, beziehentlich in deſſen Eolonien 
oder in den Golonien desjenigen Staates, deſſen Flagge das Schiff führt, 
in Folge von Schiffbrud oder aus anderen Gründen in hülfsbedürftigem 
Zuftande zurüdbleibt, fo foll die Regierung desjenigen Staates, deſſen 
Flagge das Schiff führt, zur Unterjtügung dieſes Seemanns verpflichtet 
fein, bis derjelbe wieder einen Schiffsdienſt oder anderweitige Beichäftigung 
findet oder bis er im feinen Heimathshafen zurüdfehrt oder mit dem 
Tode abgeht. 

Es wird dabei allerdings immer vorausgefeht, daß der Seemann 
die erjte fich ihm darbietende Gelegenheit benugt hat, um vor Dem zu- 
ftändigen Beamten desjenigen Staates, deſſen Unterjtüßung erbeten 
werden joll, über jeine Hülfsbedürftigfeit und deren Urſachen fich aus- 
zumeijen, jowie daß die Hülfsbedürftigfeit als die naturgemäße Folge 
der Beendigung des Dienftverhältnijjes an Bord des Schiffes ſich er- 
giebt, widrigenfalls dieſe Unterftügungspflicht des fremden Staates wegfällt. 

Ausgeſchloſſen ijt dieſe Tegtere auch dann, wenn der Seemann 
bejertirt oder wegen einer ftrafbaren Handlung vom Schiffe entfernt 
worden ijt, oder wenn er dasſelbe wegen Dienjtuntauglichkeit in Folge 
jelbjtverfchuldeter Krankheit oder Verwundung verlaffen hat. 
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Die Unterftüßung umfaßt den Unterhalt, die Bekleidung, ärztliche 
Pflege, Arznei und Neijekoften; für den Fall eintretenden Todes find 
auch die Begräbnißkojten zu zahlen. 

An gleicher Weife ift auf Grund ftaatlicher Webereinfünfte dafür 
Sorge getragen, daß Nachlaßeffecten der im Auslande verftorbenen See- 
leute an die betreffenden Heimathsbehörden ausgeliefert werden. 19) 

Die durch Schiffbruch Hülfsbedürftig gewordenen Perjonen werden 
der im Küſtenſtaat verwaltungsvechtlih geordneten Armenpflege theil- 
baftig, deren Dauer, Umfang ꝛc. zumeift gefeglich geordnet if. Nach 
Deutſchem Reichsrecht (Bundesgejeb dv. 6. Juni 1870 betr. den Unter- 
ftüßungswohnfig) müfjen die aus dem Schiffbruch geretteten Ausländer 
im Falle ihrer wirthichaftlihen Noth von demjenigen Ortsarmenver— 
bande unterftüßt werden, in deſſen Gebiet fie fich bei Eintritt ihrer 
Hülfsbedürftigkeit thatfächlich befinden, die definitive Unterftügungspflicht 
obliegt dagegen demjenigen Bundesjtaat, welchem der proviforifch ver- 
pflichtete Ortsarmenverband angehört. 


*) Der Iehrreiche Umbildungsproceß, in deſſen Verlauf das hier in Rebe 
jtehende Inftitut vom Boden des rein privatrechtlichen Vertragsverhältniffes immer 
mehr abgedrängt wurde, wird am beiten erfichtlic, wenn wir das ältere Quellen- 
material bei Valin, Commentaire sur l’ordonnance de la marine, II, p. 103 
sqs. und bei Kaltenborn, I. Kap. III einerjeit3 mit den ältejten Geeredt3- 
quellen, anderjeit3 mit dem gegenwärtigen Gejepesftande vergleichen. 

?) Die bezüglichen Gejegesbeftimmungen ber Niederlande und der Vereinigten 
Staaten j. bei Borhardt, Handelsgeſetze des Erbballs. 

®) England 13. 14. Viet. c. 93, M.Sh. A., s. 131—140, 240—242, M. Sh. 
A. 1862, s. 5—12, 17, 23 f., 42. 45. Viet. c. 72; über Frankreich ſ. Desjardins 
II No. 359— 374. Stalien, Cod. per la mar. merc. 57—65, 67—70 (mobif. 
durch Gef. v. 24. Mai 1877), V. v. 29. Aug. 1872; Finland, V. vom 15. Apr. 
1874. — ©. hierzu Wagner, ©. 325; Perels, Seerecht des Deutſchen Reichs, 
&. 100—115, 386—410, Zorn, Staatdreht II, 581—583. 

*) Das gefammte einschlägige Gejegesmaterial f. bei Knitſchky, Geegejeh- 
gebung des Deutfchen Reiches. 

) ©. hierzu 8. Caejar, Handbuch der D. Neichögejepgebung, betr. die 
Ceeunfälle. 

°, Eine umfafjende Darftellung diefer Materie f. bei Wagner a. a. D. 
©. 346 ff. Derfelbe geht aber offenbar zu weit in feinen dem monardijchen 
Staatsrecht entnommenen Parallelen. 

) Ueber die finnverwanbdten Vorjchriften des Franzöfiihen Rechts f. Plocque 
l. e. p. 82 sqns., des Englifchen j. Phillimore, Instructions to Consuls 
prepared by the Board of Trade under the Merchant Shipping Act 1854, 
II p. 308 f. 

) Ueber die Entwicklung de3 Necdhtsinftitutes |. Lyon-Caen u. Renault 
l. c. p. 94 sqns. und Plocque, p. 137 sqns, 
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9) S. weitere Ausführungen über Internationale Armenpolizei bei Bul- 
merincg a. a. D. ©. 258. Dafelbft {au Angaben über das in Geltung 
ftehende Bertragsmateriaf. 

10) S. das einjdjlägige Vertragsmaterial bei Bulmerincq, 5885; Philli, 
more, II. p. 310 u. Appendix; Martens, Nouveau Recueil Gön. II, Serie 
T. X. (Regifterband) Martens (Bergbohm), Völlerrecht, Bd. II, ©. 82. 


g 101. 


Die rehtlihe Controle über den orduungsmäßigen 
Berlauf der Fahrt. 


Literatur und Verweiſungen: Handbuch, Bd. I, $76 ff. — Kaltenboru, 
Europäiſches Seerecht, Bd. II, Cap. I. — Brunner, „Strandredht” und 
„Strandungsordbnung”, in Holgendorfjs RL. — Martens (Bergbohm), 
Bölferreht, ©. 222. — Romberg, Straßenredht auf See, ©. 8. — Lewis, 
©. 82 fi. — Meves, ©. 520 ff. — Plocque, p. 78 sqns. — Dudley- 
Field, p. 235. — Wendt, S. 148 ff. — Kent, p. 29. — Hall, On 
certain proposed changes in international Law, Contemporary Review, 
Octobre 1875, vol. XXVI (Juin-Nov. 1875). — Woolsey, Introduction to 
the study of international Law. 


I. Seetüchtigkeit des Schiffes. Die Sicherheit des Seever— 
fehr3 ift vor allem an den Umſtand gebunden, daß das wichtigfte Mittel 
diejes Verkehrs, das Schiff, auch thatfächlich den Anforderungen genüge, 
welche an dafjelbe gejtellt werden müffen, um den gewünfchten technifchen 
Zwed zu erreihen. Zu diefem Behufe unterwerfen die Gejeßgebungen 
einzelner Europäifchen Nationen die Seeſchiffe mit Bezug auf ihre See- 
tüchtigfeit, Einrichtung und Ausrüftung einer gewiſſen ftaatlichen Ueber: 
wahung. E38 fehlt aber hier noch an einer einheitlichen, von principiellen 
Geſichtspunkten geleiteten Gefammtordnung der Materie, deren Ueberjicht 
daher auch nur jtüdweife gewonnen werden kann. Am Umfaſſendſten 
it der Gegenjtand in der Britiichen Geſetzgebung behandelt, nament« 
fi in den Merchant Shipping Acts 1854, sect. 292 ff., 1867, sect. 
6 fi., 1873, sect. 15 ff. und 1876. Zur Durchführung der betreffenden 
Vorſchriften find an allen Seeplätzen Schiffsbeſichtiger (surveyors) ein- 
gejegt worden.) 

Auch das Franzöfiihe Recht fordert auf Grund des Art. 225 
Code de commerce die amtliche Unterfuhung, die nad den fpeciellen 
Reglements (vom 17. Augujt 1779 und vom 13. Auguſt 1791) die 
Eonjtatirung des „bon &tat de navigabilit6“ ergeben muß; das dieſen 
Nachweis enthaltende Certificat de visite ijt die verwaltungsrechtliche 
Vorbedingung für den ordnungsmäßigen Antritt der Fahrt; allerdings nur 
für ein Franzöſiſches Schiff, da fremde der Verbindlichkeit nicht unterliegen. 
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Ein anderes Syſtem befolgt dagegen das Niederländifhe Recht, 
indem es nad 8 347 des Handelsgeſetzbuches vom 10. April 1838 den 
Schiffer für verpflichtet erklärt, bevor er Ladung zu einer ausländifchen 
Reife einnimmt, auf Verlangen eines jeden Betheiligten, auf deſſen Koſten 
jein Schiff durch jachverftändige, beeidigte, dazu beftellte oder durch das 
Arrondifjementsgericht und, wenn an dem Orte, wo das Schiff Liegt, 
ein jolches nicht vorhanden ift, durch den Cantonsrichter zu ernennende 
Perſonen unterjuchen zu laſſen, ob dafjelbe mit allem Nöthigen verjehen 
fei und zur Ausführung der Reife für tüchtig gehalten werde. Die 
Deutiche Reichsgeſetzgebung enthält nur vereinzelte Vorjchriften, welche 
die Seetüchtigkeit, die Einrihtung und die Ausrüftung der Seeſchiffe 
mit Inventar und Material betreffen. Eine amtliche Schiffsbefichtigung 
findet, außer bei den zur Beförderung von Pafjagieren nad) Außereuro» 
päifchen Ländern bejtimmmten Schiffen und in dem Falle des $ 47 der 
Seemannsordnung, nicht ftatt.?) 

Die allgemeinen Beitimmungen in den Artikeln 480 und 481 des 
Handelsgeſetzbuchs, nad welchen der Schiffer vor Antritt der Reiſe für 
GSeetüchtigfeit, für gehörige Einrichtung, Ausrüftung, Bemannung und 
Verproviantirung des Schiffes, ferner für die Tiüchtigfeit der Geräth- 
ihaften zum Laden und zum Löſchen zu forgen Hat, find an und für 
fi) privatrechtlicher Natur. In der Richtung des öffentlichen Rechts befteht 
nur die Vorjchrift der Seemannsordnnung, daß, wenn ein Schiffsoffizier oder 
nicht weniger als drei Sciffsleute bei einem Seemannsamte Bejchwerde 
darüber erheben, daß das Schiff, für welches fie angemuftert find, nicht 
jeetüchtig jei, oder daß die Vorräthe, welche das Schiff für den Bedarf 
der Mannjchaft an Speifen und Getränken mit fich führt, ungenügend 
oder verdorben jeien, jo hat das Seemannsamt eine Unterfuchung des 
Schiffes, beziehungsweije der Vorräthe zu veranlafien und deren Ergebniß 
in das Sciffsjournal einzutragen. Auch Hat dafjelbe, fall3 die Be— 
ſchwerde fich als begründet erweift, für die geeignete Abhülfe Sorge zu 
tragen. Wer dagegen eine auf unwahre Behauptungen geftügte Bejchwerde 
über Seeuntüchtigleit des Schiffes oder Mangelhaftigfeit des Proviants 
bei einem Seemannsamte vorbringt und auf Grund diefer Behauptungen 
eine Unterfuhung veranlaßt, wird beftraft. 

Die Seeuntüchtigkeit kann — wenn fie nicht eine abjolute ift — 
nach der jeweiligen Zwedbeitimmung des Schiffes gegebenen Falles nur 
den Umfang, beziehungsweife die Ausdehnung des Fahrbetriebes modifi- 
eiren. Die Seefähigfeit wird fich eben nad dem Ziele und der Zeit 
der Reife bemefjen laſſen, da ein Schiff, welches z. B. für Die weitere 
Weltmeerfahrt untüchtig erfcheint, durchaus geeignet fein kann, die Heine 
Fahrt oder Küftenfahrt zu betreiben u. j. w. 

Zweifelhaft erfcheint e8 nad) der gegenwärtigen Staatenpraris, ob 
diefe aus Gründen der öffentlihden Ordnung hervorgegangenen Vor— 
ſchriften auch im vollen Umfange auf fremde Schiffe Anwendung 
zu finden bejtimmt find.) 

Handbuch) des Volkerrechts II. 35 
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II. Die Seeftraßenordnung ift rechtlih gegeben theil® Durch 
eine Summe von allen Schiffen auferlegten Berhaltungsnormen, theils 
durch pofitive Maßnahmen der einzelnen Staaten oder einer Mehrheit 
derfelben zur Kennbarmachung des von natürlichen Hemmniſſen möglichit 
freien Seewegd. Die zur Erreihung dieſes Zweckes dienenden Signale, 
Seezeihen, Leuchtthürme, Leuchtfeuer, Baaken, Bojen, Tonnen ꝛc. fteben 
unter dem jeepolizeilihen Schuge des jeweiligen Küftenjtaates, der auch 
die Anordnungen über das Lootſenweſen aufzujtellen völferrechtlich befugt 
erſcheint. 

Die ſchwierigſte der der Verwaltung der Seeſtraßenordnung zu« 
fallenden Aufgaben — die Verhütung der Cciffscolliiionen — war nur 
auf dem Wege einer internationalen Vereinbarung zu löſen, durch welche 
den Schiffen aller Staaten einheitlich geordnete Manöver zur Ber- 
meidung jener Zuſammenſtöße zur rechtlichen Pflicht gemacht wurden. 
Der von England vorerjt allein durch die Parlamentsacte von 1846 
und Dann durch die Merchant Shipping Act von 1854 eingejchlagene 
Weg, an die Stelle ſchwankender und vielfach widerjprechender Local- 
gebräuche, auf legislativem Wege feftgeftellte, durch ftrenge Strafjanctionen 
gefiherte Negeln aufzuftellen, wurde feit der Mitte dieſes Jahrhunderts 
auch feitens aller anderen feefahrttreibenden Staaten betreten, bis fi 
endlich auf diefem Gebiete eine biß in die einzelnen Detail3 fich er- 
jtredende Uebereinftimmung der Berwaltungsgejeßgebung aller Haupt— 
jtaaten erzielen ließ. Den Englifhen und Franzöfifchen Geſetzen von 
1862, die auf Grund einer Verftändigung beider Staaten erlafien 
wurden, jchloß fich die Preußische Gefeßgebung an (B. v. 23. Juni 1863; 
Gej. v. 22. Febr. 1864), deren Inhalt im Wefentlichen in die Kaifer- 
lihe ®. v. 22. Dec. 1871 überging. Auf Anregung Frankreichs 
wurden diefe Beitimmungen einer gemeinſchaftlichen Nevifion der See: 
mächte unterworfen, infolge deren auch die Deutjche Verordnung v. 7. Jan. 
1880 erlafjen worden if. Ihre Ergänzung findet diefe Verordnung in 
der ®. v. 14. Aug. 1876 über den Gebrauch der Noth- und Lootjen: 
fignale und in der ®. v. 15. Aug. 1876, durch welche die Schiffs. 
führer verpflichtet werden, nah einem Zuſammenſtoß dem andern 
Schiff und den dazu gehörigen Perſonen Beijtand zu leiften, ſoweit fie 
dazu ohne erhebliche Gefahr für das eigene Schiff und die daranf be- 
findfichen Perjonen im Stande find. Beide Verordnungen entnehmen 
ihren Inhalt im Wefentlichen der Englifchen Merchant Shipping Act von 
1373, Art. 16, 18, 19, welche fomit für einen großen Theil der am 
internationalen Seeverfehr Theil nehmenden Staaten zu „gemeinem 
Recht“ geworden ift. 

II. Ein weiteres Mittel zur rechtlichen Controle über die Ordnungs— 
mäßigfeit der Fahrt ift gefchaffen durch das wichtige, an Ausdehnung 
zur Beit immer mehr zunehmende Inſtitut der fogenannten Schiffs— 
meldungen, welche bei dem Anlaufen eines ausländiſchen Hafens 
ftattfinden follen. Abgeſehen von den, privatrechtlichen Ziveden dienenden 
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Anzeigen (Verklarung, Seeproteft zc.) haben die Capitaine und Schiffer 
der Handelsfahrzeuge faft aller Staaten aus Gründen jtaatd- und völfer- 
rechtlicher Controle fich bei Ankunft in einem Hafen, wo ein Gonjulat 
ihres Landes eriftirt, dort zu melden und dem Conſul ihre Schiffspapiere 
zur 2egalifation vorzulegen; fo lange fie vor Anker liegen, haben fie 
den Conſul als ihren unmittelbaren Vorgejegten anzujehen und allen 
feinen Anordnungen Folge zu leiften. Auch nah Deutihem Recht 
(Geſetz, betreffend die Schiffsmeldungen bei den Eonfulaten des Deutichen 
Reichs vom 25. März 1880) ift der Führer eine Deutſchen Kauffahrtei- 
Ichiffes verpflichtet, die Ankunft des Schiffes in einem zu dem Amts— 
bezirke eines Deutſchen Conſulats gehörigen Hafen und den Abgang des 
Schiffes aus einem folchen Hafen dem Conſul mündlich oder jchriftlich 
zu melden. Die Meldung der Ankunft hat innerhalb der beiden nächſt— 
folgenden Tage, die Meldung des Abgangs vor der Abfahrt des Schiffes 
zu geichehen. Der Schiffsführer, welcher den Vorjchriften dieſes Geſetzes 
zuwider e3 unterläßt, die Ankunft oder den Abgang des Schiffes recht- 
zeitig zu melden, wird mit Geldjtrafe bis zu zweihundert Mark beitraft. 
Demjelben Zmwede dient die Vorfchrift de Code de commerce Art. 244: 
„Si le capitaine aborde dans un port &tranger, il est tenu de se pré— 
senter au consul de France, de lui faire un rapport et de prendre 
un certificat constatant l’&poque de son arrivce et de son d£part, Pétat 
et la nature de son chargement.“ 

IV. Die Redhtsverhältniife in Fällen der Seenoth. Ent- 
gegen der Anfchauung einer entichtwundenen Epoche des Wölferlebens 
wird das lehtere nunmehr von dem Gedanken beherricht, daß es nicht 
nur ein Gebot der Sittlichkeit jei, fremden Schiffen, welche fich in See: 
noth befinden, Hilfe zu bringen, jondern daß der Staat diejer, auch im 
Gedanken der Staatengejellichaft begründeten, pojitiven Ber- 
waltungsaufgabe durch bejtimmte rechtlihe Einrichtungen nachzu— 
fommen verpflichtet jei. — In einer großen Reihe von Staatöverträgen 
werden zur Zeit diejenigen Vorkehrungen der Behörden des Uferjtaates, 
auf welche zu Gunften der fchiffbrüchigen fremden Seefahrer gerechnet 
werden darf, betaillirt feitgejtellt. Die örtlichen Autoritäten find ge: 
halten, von jedem Schiffbruch, der fremde Staatsangehörige betrifft, den 
betreffenden Conſul fofort zu benachrichtigen, worauf derjelbe feinerfeits 
die nach Umftänden erforderlihen Maßregeln unter Beihilfe der Local: 
behörden zu treffen hat. Für die Nettung der Ladung wird ein Berge: 
lohn in nicht höherem Betrage, ald er von Inländern zu leijten wäre, 
erhoben; den Schiffbrüchigen darf keinerlei Hinderni in den Weg gelegt 
werden, um die freie Dispofition über ihr rechtmäßiges Eigenthum 
wieder zu erlangen. 

Die Schiffstrümmer (Wrad) und die gejtrandeten Waaren find fein 
Gegenjtand mehr der freien Decupation. Sie können von den Eigen- 
thümern jederzeit jo lange angefprochen werden, als nicht die Eigenthums: 
age verjährt if. Das Engliſche Schifffahrtsgefeg von 1854, 8 477 
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verpflichtet jogar die ganze Ufergemeinde für den Schaden einzujtehen, 
welcher von den Uferbewohnern an dem Wradgute verübt worden ift, 
und bedroht überdem Alle, welche fi an diefer unerlaubten Wegnahme 
betheiligt haben, auch wenn fein anderes Vergehen darin liegt, mit 
einer Geldbuße. 

Dagegen ift ein mäßiger Anſpruch auf Rettungs- und Bergelohn 
von Geite der rettenden und bergenden Uferbemwohner auch innerhalb der 
geltenden Nechtsüberzeugung der ulturvölfer wohl begründet. Der 
eigentliche Bergelohn (Salvage) jest einen Schiffbruch oder doch das 
Berlafien des Schiffes in Seenoth durd die Schiffsmannihaft voraus. 
In andern, beziehungsweife mindern Fällen, in denen der Schiffsmann- 
Ichaft nur dritte Perfonen zu Hülfe fommen, ift nur von Hülfslohn die 
Rede. t) Der Ausdrud Rettungslohn bezieht fich vorzüglich auf die 
Rettung von Menjchenleben. In allen diejen Fällen find die Perfonen, 
welche gewöhnlich) mit eigener Gefahr und ſchwerer Arbeit hülfreiche 
Dienjte leiſten, berechtigt, einen Lohn zu fordern. Aber es darf dieſe 
Forderung nicht jo weit gejpannt werden, daß diejelbe in der Praris 
wieder zu einem verdedten Raubrecht wird. E3 darf nur Erjag für 
nüßliche Dienfte verlangt werden. Das Deutſche Handelsgeſetzbuch jegt 
für Bergelohn als äußerte! Maaß den dritten Theil des Werthes der 
geborgenen Güter fejt, welches nur in einzelnen Ausnahmen bis auf die 
Hälfte des Werthed erhöht werden darf. (Art. 748. 749.) Im Ein- 
zelnen entjcheibet, wenn über das richtige Maaß Streit entjteht, das 
richterlihe Ermeſſen mit billiger Erwägung aller Umftände. Bon einem 
eigenen Rettungslohn für Menjchenleben ift in dem genannten Geſetze 
nicht die Rede. °) 

Um die Staatsbehörden von den Fällen eintretender Seenoth zu 
verjtändigen und den an den Küſten aller modernen Seeftaaten organifirten 
Nettungsdienft wirkſam entfalten zu können, iſt gegenwärtig fajt überall 
eine Bewachung der Küſte eingerichtet, welche allerding® jchon in der 
oft citirten Ordonnance de la Marine von 1681 mit ihren Capitaines 
gardes-cötes (Livre IV Titre V) und ihren Personnes sujettes au guet 
de la mer (L. IV Titre VI), jowie in den Einrichtungen des Englifchen 
Küftenwachtdienftes mujterhafte Vorbilder gefunden Hat. 

Das Deutſche Neih Hat im Geſetz vom 17. Mai 1874 eine 
umfafjende, die privatrechtlichen wie die hier in Betracht kommenden öffent- 
lihen Berhältnifje regelnde Strandungsordnung erlaſſen. Durch diefelbe 
find die Deutichen Seeſtaaten verpflichtet worden, Strandbehörden (Strand- 
ämter und die ihnen untergeordneten Strandvögte) einzujegen, deren Organi- 
fation indeß ihnen überlafjen ift. Die Strandvögte, welche ihr Amt in der 
Negel als Ehrenamt bekleiden, find zunächſt zur Leitung derjenigen Maß— 
regeln berufen, welche zum Zwecke der Bergung oder Hilfeleiftung zu ergreifen 
find. Wenn ein Ehiff auf den Strand gerathen iſt oder ſich unmeit 
defielben in Seenoth befindet, hat der Strandvogt fih an Ort und 
Stelle zu begeben und zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Durch— 
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führung der erforderlichen Maaßregeln die Befugniffe der Ortspolizei— 
behörde auszuüben. Insbeſondere ift Jedermann verpflichtet, feiner 
Aufforderung zur Hilfeleiftung nachzukommen, wenn er Died ohne er- 
hebliche eigene Gefahr zu thun vermag. Während der Seenoth iſt der 
Strandvogt befugt, zur Rettung von Menfchenleben die erforderlichen 
Fahrzeuge und Geräthichaften, jowie jeden zum Strande führenden Zu. 
gang in Benugung zu nehmen. — Wider den Willen des Schifferd dürfen 
jedvoh Maaßregeln zum Zwecke der Bergung und Hilfeleiftung nicht er— 
griffen werben. 

Auh der Seeunfall an fih wird für die Zwecke der Sicherung 
des internationnlen Verkehr und der öffentlichen Rechtsordnung feitens 
der Staaten zum Gegenftande jtaatliher Eognition gemadt. In Groß- 
britannien bejteht nad Section 4483 der Merchant Shipping Act vom 
Sahre 1854 die Einrihtung, daß, jobald ein Schiff in der Nähe der 
Englifchen Küfte verunglüdt, der Strandbeamte (receiver of wreck), oder 
in deſſen Vertretung der Friedensrichter die Verhältniſſe des Schiffes 
und die näheren Umftände, unter denen daſſelbe verunglüdt ift, durch 
eiblihe Vernehmung der Mannjchaft und der fonjt damit befannten 
Perſonen fejtzuftelen hat. Dies Verfahren findet ſowohl auf einheimifche 
ala auf fremde Schiffe Anwendung. Dem Verfahren vor den Britifchen 
Behörden ſich zu unterwerfen, find jedoch fremde Schiffe — Kauffahrer 
natürlid — nur dann verpflichtet, wenn der Ort des Unfalls nicht 
weiter al3 drei Seemeilen von der Britiichen Küſte entfernt if. Es lag 
in der Natur der Sache, daß fich auch das Deutiche Reich, wie Die 
Mehrzahl der anderen Geejtaaten, in einer geeigneten PBarallelgejeh- 
gebung den einjchlägigen Snititutionen Englands anſchloß. Unter den 
neueren Deutſchen Reichsgeſetzen, welche dem Gebiete des Seeſchifffahrts— 
wejend angehören, und deren Wohlthaten auch dem Seeverfehr der 
fremden Staaten zu ftatten fommen, muß das Gejeb vom 27. Zuli 
1877 betreffend die Unterfuhung von Seceunfällen, eine hervorragende 
Bedeutung beanjpruchen. In den Seeämtern und dem Oberjeeamte 
find dur jenes Geſetz wichtige Organe der Seejhifffahrts-Polizei ge- 
Ihaffen worden. Die Behörden üben durch ihre Sprüche nicht. nur 
eine wirkſame Controle aus über die richtige Ausführung der das See— 
ſchifffahrtsweſen regelnden Reichs- und Landesvorichriften, der Be: 
ftimmungen über das Geejtraßenreht und das Signalweſen, über Gee- 
zeichen, Zootjenwefen und Rettungsanftalten, über Schiffsbau und Schiffs— 
vermejjung, fjondern fie finden bei ihren Unterjuchungen der einzelnen 
Seeunfälle auch vielfach Gelegenheit, auf Mängel in den bejtehenden 
Einrihtungen, auf Lüden in der Gejebgebung hinzuweiſen und Die 
Kenntniß heimischer und fremder Gewäſſer zu erweitern. Indem ferner 
die Seeämter bei der Unterfuchung eines jeden Seeunfalls die Frage zu 
prüfen und zu beantworten haben, obder Schiffer, Steuermann oder Mafchinift 
durh Handlungen oder Unterlajjungen den Unfall oder deſſen Folgen ver: 
ſchuldet hat, wirken fie ald verwaltungsrechtliche Genjurbehörden und Wächter 
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über die Tüchtigfeit und Gewifjenhaftigkeitdiejer Elafjen von Schiffsbedienfteten 
und find zugleich in der Lage, ihrer Cenſur durch Entziehung der Ge- 
werbebefugniß praktiſchen Nachdruck zu verleihen.‘) 

Wenn fi) auch das Geſetz vorwiegend nur mit Deutſchen und nur 
bedingt mit den Seeunfällen fremder Schiffe — unter Ausfchluß der 
Kriegsschiffe — beichäftigt, bilden feine Einrichtungen doch durch ihren engen. 
Anſchluß an fremdftaatliche Vorbilder einen Schritt mehr zur Aus— 
bildung eines einheitlichen, zur Sicherung des Seeverfehrs dienenden 
internationalen Verwaltungsrechts. 


1) Ueber deren Yunctionen ſ. „Instructions to surveyors of ships, appointed 
by the Board of trade under the Merchant Shipping and passengers acts, 
1875. Zur Gejchichte der jog. Plimsoll Act ſ. Wendt a. a. O. ©. 148 ff. 

?) Die von den Deutfchen Regierungen aufgeworfene Bebürfnißfrage, betreffend 
die gejegliche Einführung ftändiger Revifionen der Seeſchiffe in Bezug auf deren 
Seetüchtigkeit ift überrajchenderweije von einer großen Zahl nautiſcher Vereine, 
Handelsfammern zc. in eingehenden gutachtlihen Aeußerungen verneinenb be 
antiwortet worben. 

®) Zur Zeit ift dies jedenfalls fein von den Staatöverwaltungen ausdrücklich 
anerkannter Grundjag. Seit — zumeijt in Folge der genannten Plimsoll Act — 
die Ausfahrt jeeuntüchtiger Schiffe aus Engliihen Häfen erjchwert worden ift, 
wurde dort wiederholt der Verſuch gemacht, foldhe Schiffe nad) vorgenommenem 
Berfaufe unter fremder Flagge frei auslaufen zu laſſen. Um den Mißbraud 
der Deutihen Flagge durch ſeeuntüchtige Schiffe zu verhüten, ift daher an die 
Deutſchen Eonjulatöbehörden die Weilung ergangen, für ein in das Eigenthum 
Deutſcher Neichdangehörigen übergehendes Schiff das TFlaggenatteft (nach $ 19 
bes G. vom 25. Dct. 1867) nur auf Grund bes Zeugnifles eines Schiffsbefichtigers 
bes Britijhen Board of trade über die Unterfuhung des Schiffes und befien 
GSeetüchtigfeit zu ertheilen. (Gentralblatt f. d. Deutiche Reich 1875, Nr. 39.) 

) Vgl. über dieien Unterſchied das Deutſche Handelsgeſetzbuch Art. 742. 

) Bluntſchli, Das moderne Völkerrecht, S.194. ©. aud) Kent, ed. Abdy, 
©. 29—31. 

°) Zur Geichichte des Geſetzes vgl. die dem Deutſchen Reichsſtage am 12. 
Sanuar 1876 vorgelegte Dentihrift (Drudjahen, Nr. 146) und das parlamenta- 
riſche Verhandlungsmaterial nad) den bei Caeſar, ©. 4 ff. gegebenen Daten. 
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Die Interdiction des Sklavenhandels. 


$ 102. 
Völkerrecht, Sklaverei und Sklavenhandel. 
Ziteratur: Klüber, Droit de gens, 1819, 8 72. — Klüber, Euro- 


pätiches Wölferrecht, hHerausgegeb. v. Morftabt, 1851. 8 72 a. E. u. die bort in 
Anm. a—d angegebene ältere Literatur. — Heffter, Europäifches Völler— 
recht, 7. Ausg. von H. Geffden. Berlin 1881. ©. 76, 77, 126, 127, 176, 
177, 182, 223. — Dppenheim, Gyftem des Völkerrechts, 1866. 
©. 46, 230—288. — Neumann, Grundriß de3 heutigen Europäiſchen 
Völkerrechts. Wien 1877. ©. 24. — Reid, Das Europäiſche Völker— 
recht der Gegenwart. Graz und Leipzig, 1885. ©. 65—67. — Bluntſchli, 
Das moderne Völlerrecht, 2. Aufl. 1872. ©. 21—23, 204, 205, 212, 213. 
— d. Bulmerincg, in Marquardſens Handbuch des öff. Rechts, I. Band, 
2. Halbbd., ©. 272, 273 (8 41) u. ©. 375 ($ 92). — v. Holkendorff, a. Das 
Europäiiche Völkerrecht (Rechtsenchelopäbie, Syftem. Thl.), 6.628, 648, 4. Aufl, 
©. 1216; b. Gartenlaube 1874, Nr. 38. — v. Bunjen, GStenogr. Ber. üb. 
db. Verh. des Dentichen Reichdtags vom 14. Mai 1879, ©. 1178, 1179. — 
Perels, F. Das internationale öffentliche Seereht der Gegenwart. Berlin 
1882. ©. 66, 67, 331 ff. Aſylrecht der Sklaven, S. 116. — v. Martiß, 
Das internationale Syſtem zur Unterbrüdung des Afrifan. Sklavenhandels, 
Archiv für Öff. Recht, I. Bd., 1. Heft. Freiburg 1885. — Fr. v. Martens, 
BVöllerrecht, Ausg. von Bergbohm, Berlin 1883. Bd. I ©. 131, 146, 
8326, 329, 402, ®b. II, ©. 289, 385. — Gareis, a. Das heutige 
Bölferreht und der Menjchenhandel. Berlin 1879. b. Deutiche Revue, 
6. Zahrg., Heft 6, Juni 1881, ©. 273 ff. c. Zeit und Gtreitfragen: Der 
SHavenhandel, das Völkerrecht und das Deutiche Recht, 1884. d. Reichstags: 
verhandlungen, Sigung vom 14. Mat 1879, Stenograph. Bericht, S. 1180, 
u. 28. Februar 1881, Stenogr. Bericht, S. 70. — Annuaire de l’institut de 
droit international. t. II, 1880, p. 270 s. — Ortolan, Rögles inter- 
nationales et diplomatie de la mer. 4 ed. Paris 1860. Tom I., ch. 5, 
p. %, 91, p. 418—433. — Calvo, El derecho internacional. 2. Ausg., 
franz., le droit int., 2 Bde. Paris 1870, 1872, 3. Ausg. franz., le droit 
int. 4 Bde. Paris, 1880, 1881. Calvo, Dictionaire de droit international, 
8. v. esclavage, trait6. — Wheaton, International law, tom. II., p. 261 s. — 
Wheaton, Elöments de droit international, 3. ed., 1858. — Wheaton, 
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Enquiry into the validity of the British claim to a right of visitation 
and search of American vessels. London, 1842. — Wildman, Insti- 
stutes of international Law. London, I, 1859, p. 7 f. — Halleck, 
International Law. Newyork 1862. 2. ed. Ch. XXV., p. 602. — 
Phillimore, Commentaries upon international law, 2 edit. Vol. 1—4. 
London, 1871—1874. Vol. I, chap. XVII, p. 342-375. 


Es ijt dem Völkerrecht nicht gegeben, die perjönliche Freiheit bes 
Menſchen aller Orten zu jchügen und in dieſem Schuge eine feiner 
hohen Aufgaben zu erbliden; denn das Maß der Rechte und Pflichten 
der einzelnen Staatdangehörigen wird innerhalb eines jeden Staats— 
wejens durch das bejondere Staatsrecht bejtimmt, dem die Einzelnen, 
fei e3 durch Angehörigkeit, jei es auch nur in Folge des Aufenthalts, 
unterworfen find. 

Mit Bedauern entjchließt fi der humane Vertreter eines geltenden 
Bölferreht3 zur Verneinung der Frage, ob die Sklaverei völkerrechts- 
widrig ſei. E3 mag al3 ein deal für Staatsrecht wie für Völkerrecht 
anerkannt werden, die Freiheit des Individuums gegenüber jedem Zuftande 
von Leibeigenſchaft zu proclamiren, aber e3 läßt ſich nicht behaupten, 
daß ein Staat, der die Sklaverei als Gewaltverhältniß rechtlich anerkennt, 
hierdurch das Völkerrecht fchlechthin verletze. Es ift ganz richtig, was 
von Martig ?) jagt: „Menjchliche Grundrechte, die unter dem Schuße 
des Völkerrecht jtänden, giebt es nicht.“ Aber das darf andererjfeits 
auch anerkannt werden, daß das Völkerrecht auch nicht zum Schuße der 
Sklaverei angerufen werden darf; mag die Sklaverei in irgend einem 
Staate auch die Form eines Rechtsintitut3 haben, das Völkerrecht wird 
und darf fi nie dazu herbeilafjen, feine Mittel zum Schuhe Diejes 
„Rechtsinſtituts“ zu gewähren. Denn nur was der menfchlichen 
Interefjengemeinichaft angehört, kann fich der Förderung und Beſchirmung 
des Völkerrechts erfreuen, dafür bürgt die gejammte Entwidlung des 
Völkerrechts und aller feiner Inftitutionen. Mochten auch völferrechtliche 
Berträge, wie in den Zeiten der programmmäßigen Interventionspolitik, 
e3 Darauf abgejehen haben, das Maß der freien Bewegung eines Volkes 
oder innerhalb eines Volkes einzufchränfen, einem Vertrage, welcher die 
Sklaverei förderte oder jchirmte, würde auch in den Zeiten jener völfer- 
mweidenden Pentarchie jede Giltigkeit, ja Möglichkeit abgeſprochen worden 
fein. Nur zur jtilljchweigenden Duldung der Sklaverei als einer das 
Bölferrecht nicht direct angehenden Angelegenheit würde unfer inter- 
nationale Syſtem fich verurtheilt fühlen, niemals zu einer daſſelbe 
Ihügenden Handlung. 

Staatswejen, in denen das Recht, das perjönliche Recht, großartige 
Anerkennung und die feinfte Durhbildung fand, glaubten der Sklaverei 
nicht entbehren zu können: ?) das Römiſche Recht umfaßte ein ausgebildetes 
und fein durchdachtes Sklavenreht wenigftens in privatrechtlicher Be, 
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ziehung. Wielleicht ift es nicht zuviel gejagt, wenn man behauptet, daß 
im jujtinianeifchen Rechte die privatrechtlihe Stellung der Sklaven, die 
Bedeutung ihrer Rechtögejchäfte und die Behandlung ihrer Delicte zu 
den feinften Refultaten einer eracten Jurisprudenz gehört, zu den— 
jenigen Partieen des Syſtems, in denen fih die Schärfe und 
Conſequenz der Römiſchen AJuriften und ihrer Nachfolger am 
glänzenditen offenbart. Freilich durchzieht die Weußerungen der 
juftinianeifhen QJuriften der Grundton, daß der urjprüngliche Zuſtand 
der Menfchheit nirgends die Sklaverei im fich jchließe, aber im Worbder- 
grund jteht die Anerkennung der Sklaverei als einer Thatjache, welche 
fi bei allen Völkern der damaligen Welt findet, und Died genügt, um 
diefen Zuftand der Rechtlofigkeit einer Menſchenclaſſe ald durch allgemeine 
Rechtöfitte gerechtfertigt anzujehen. 

Un folder Auffafiungsweije hat jelbjt das Chriſtenthum, die Religion, 
nach welcher alle Menjichen Brüder und die Kinder des Einen Baters 
im Himmel find, rechtlich vorerjt nichts geändert; freilich eröffnet dieje 
für ſich feinen Unterjchied zwifchen rechtlich freien und rechtlich unfreien 
Menſchen anerkennende Religion in gleicher Weije Sklaven wie Freien 
die Ausficht auf ein ewiges Heil und will mit ihren Moralvorjchriften 
die Einen wie die Andern binden, wie fie den Einen wie den Andern ihre 
Heilmittel gewährt. Auch iſt es begreiflich, daß, joweit die Tendenz des 
Chriſtenthums in feiner reinen Gejtalt thatkräftig reichte und reicht, die 
Behandlung der Unfreien eine milde, bis zu einem gemwiflen Grade eine 
menjchenwürdige ward, aber zu einem pofitiven Verdammen jeder 
Sklaverei führte jelbit das Chriſtenthum nicht. Wenn gejagt ift: Die 
Wahrheit wird euch frei machen, jo ijt damit ein geiftiger Zuftand ge- 
meint, der ſich mit dem Sklaventhum als NRechtsinftitut wohl verträgt 
und ein religiöjes Hinnehmen der äußeren Berhältniffe, wie fie find, 
neben einem völlig idealen Erheben des pſychiſchen, moralifchen Lebens 
über dieje Berhältniffe, zur WBorausjfegung oder zum Ziele hat. Dabei 
ift nicht ohne Bedeutung, daß in der Entwidlung des religiöjfen Lebens 
zum kirchlichen Leben und zur Einwirkung auf das jtaatliche Gebiet die 
Sreilafjungen von Sklaven eine bedeutende Rolle fpielen und daß auch 
eine bejondere Freilafjung in der Kirche ftaatliche Anerkennung erlangte, 
aber von einer principiellen Bekämpfung der Sklaverei als einer. zu Recht 
beitehenden Einrihtung war das Chriftenthum (und auch die Kirche) weit 
entfernt, wie überhaupt die Einwirkung desfelben auf das ftaatliche Gebiet 
nirgends direct angeftrebt, faum indireet (d: h. von innen heraus) durch eine 
Henderung der Denkweiſe beabjichtigt war. Im unjerer Zeit hat fich die 
Römiſch-Katholiſche Kirche der Hauptjache nach auf denſelben Standpunft in 
der GSflavenfrage geftellt, welchen das Heutige pofitive Völkerrecht 
einnimmt. °) 

Geitehen wir demnach zu, daß eine wirkliche und directe Oppofition 
des Bölferrecht3 gegen das Anftitut der Sklaverei nicht ftatthaben kann 
und daß das bloſe Raijonnement: der Menjch iſt frei, ſowie die. 
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Idealität der Beftrebungen von Wölferrechtslehrern für fich allein nicht 
im Stande ift, die Sklaverei als vom Bölferrecht verurtheilt, ala völfer- 
rechtswidrig zu bezeichnen, ſo dürfen wir andererfeit3 uns Die Freude 
nicht verjagen, zu conftatiren: der Sflavenhandel iſt völfer- 
rechtswidrig. 

Zu diefer Feitftellung führt fchon die Erwägung der Hiftorifch er— 
twiefenen Thatjache, daß nicht blos fein einziges den civilifirten Völkern 
der Erde gemeinjames Interefje zur Anerkennung oder Aufrechterhaltung 
des Menfchenhandels führt, jondern daß vielmehr geradezu ein Ver- 
nichtungsprineip in das Leben von Staaten unter einander durch ben 
SHavenhandel geworfen wird. Die bloje Thatjache, daß man Menfchen, 
die man zu Gefangenen macht, als Waare verfaufen kann, vernichtet den 
Nechtsfrieden und gefährdet den Beitand von Staaten. 

Dies ift der Punkt, an welchem das Völkerrecht einzujegen voll 
berufen iſt; es wahrt den Rechtsfrieden und den Bejtand vieler 
Staaten, wenn e3 den Sklavenhandel, die Sflavenjagden, die SHlaven- 
märfte und was damit zufammenhängt, bekämpft. Wird als Neflerwirfung 
dieſes Kampfes die Einſchränkung oder Vernichtung der Sklaverei 
jelbft erzielt: um fo befier. Das praftiiche Völkerrecht erreicht als— 
dann auf feinem Wege, was einem idealen Völkerrechte als Biel 
vorjchwebt. 


ı) 9. Marti, Das internationale Syftem zur Unterdrüdung des Afri— 
faniihen Sklavenhandels in feinem heutigem Beſtande. Arbiv für öffentliches 
Recht, I. Band, I. Heft, ©. 43. Freiburg i. B. 1885. 

2) Treffliches über die Auffafjung der Sklaverei im Alterthum bietet 
Wilhelm Onden, Die Staatslehre des Ariftoteles, II. Hälfte. Leipzig 1875. 
©. 29—80. Entwidelt ift daſelbſt insbefondere das Felthalten an einem „Natur: 
gejeß der Sklaverei in der Antike” und die Durchführung des Satzes, daß bie 
allmähliche Abſchaffung der Sklaverei die gemeinfame That der chriftlichen Liebe 
und des germanijchen Freiheitsgeiſtes iſt. Vgl. Biot, L’abolition de l’esclavage 
ancien, Paris 1841, 


)... ir ermahnen und beihwören auf's Ernftlichite alle CHriftgläubigen, 
weß Standes fie jein mögen, daß feiner e3 wage, fernerhin Indianer, Neger oder 
andere Menjchen diejer Bildungsart in Sklaverei zu bringen, ungerecht zu quälen 
oder fie ihrer Habe zu berauben, ... . oder jenen unmenichlihen Handel zu treiben, 
mwodurd die Neger, als ob fie feine Menjchen, jondern bloße Thiere wären, auf 
wa3 immer für eine Art in die Sklaverei gebradt, ohne jede Rüdficht und gegen 
alle Gerechtigkeit und Menfchlichkeit gekauft, verfauft und zumeilen zu ben härteften 
Arbeiten verwendet, und überdies auch durch die den erjten Beſitzern der Neger 
eröffnete Ausfiht auf Gewinn Zwieſpalt, ja jo zu fagen ein emwiger Krieg in 
jenen Ländern genährt werde. .. Breve von Papft Gregorius XIV. 3. Dez. 
1839 (gez. v. Cardinal Lambruschini). Martens, N. R., Bd. XVI, ©. 1034—1038. 


) Bol. von Martik a.a. D., ©. 44. 
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Geſchichtliche Entwidlung der völkerrechtlichen Interdiction 
des Sklavenhandels. 


Den Sklavenhandel zu vernichten, bemüht ſich das praftifche Völker— 
recht nun feit noch nicht 100 Jahren. 

Durch den jteigenden Einfluß der Bildung und Gefittung war der 
Europäiihe Sklavenhandel, an welchem die Deutihen vom 10. bis 13. 
Jahrhundert, Hauptjächlich ihre ſlaviſchen Kriegsgefangenen vermwerthend, 
den lebhaftejten activen Antheil genommen hatten, gegen Ende des Mittel: 
alterd verjchwunden. Durch eben diefen Einfluß entjtand im lebten 
Viertel des 18. Jahrhunderts in Nordamerika, ſowie in England eine 
lebhafte Bewegung gegen den Sklavenhandel. Ungefähr gleichzeitig 
bildeten jih in beiden Territorien Gejellihaften zur Bejeitigung des 
Sklavenhandel3 oder der Sklaverei jelbit. Bon edlen Männern, deren 
Name in der Gejchichte der Menjchheit und der Menfchlichkeit ewig mit 
Ruhm genannt werden wird, ') veranlaßt, hat die Gejeßgebung der 
einzelnen Staaten für die Angehörigen derjelben zunächſt den Neger- 
handel verpönt.?) So ſchon 1792 Dänemark-Norwegen, dann 3. März 
1807 die Bereinigten Staaten von Nordamerifa, 25. März desfelben 
Jahres Großbritannien. 

Auf den Weg internationaler Vereinbarungen die Frage gejtellt zu 
haben, ift das Verdienjt des leßtgenannten Staates; zwar mag angenommen 
werden, daß England nicht ohme eine gewiſſe Eigennügigfeit diefen Weg 
beichritten Hat, im Grunde aber fann man es feinem Staate verübeln, 
wenn er bemüht ijt, in der wirthichaftlichen Concurrenz der Staaten 
untereinander allgemein diejenigen Mittel auszufchließen, welche er jelbit 
al3 unmoralijch vertvorfen hat. Neben dem Beftreben, die Concurrenz 
mit den bisher Sklaven haltenden Staaten in der Colonialpolitif be- 
ftehen zu können, lenkte die Engliſchen Staatdmänner aber unverkennbar 
auch der humane Gedanke, die Greuel der Sklavenjagden, der Sklaven- 
märfte und der Sklavenausfuhr aus Afrika, eben um dieſer Greuel jelbit 
willen zu beendigen. In geihidter Weife benutzte die Englifche 
Diplomatie die Wirren der napoleonifchen Kriege und die fih daran an— 
jchließenden zFriedensverhandlungen und Gartell3 zu Berfuchen eines 
gemeinjamen Vorgehens aller Mächte gegen den Sklavenhandel. So ent- 
halten die von England zwijchen den Jahren 1810 und 1814 
abgefchlofjenen oder beeinflußten Verträge mit den Europäifhen Mächten 
durchweg Zufagen, die Ausfuhr von unfreien Negern aus Afrifa nicht 
länger zu dulden.?) Nachdem auch der erite Pariſer Friede in einem zwiſchen 
Franfreih und Großbritannien vereinbarten Additionalartifel denfelben 
Gedanken verfolgt hatte, einigten fich die auf dem Wiener Congreß ver- 
tretenen Mächte auf Englands Beranlaffung zu einer gemeinjamen 
Declaration gegen den Negerhandel, zu einer Declaration,*) deren Tendenz 
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au im zweiten Parifer Frieden, fowie in den Londoner Conferenzen 
von 1817 und 1818 und jchliegfich nach mancherlei Widerfprüchen auch 
in einer NRefolution der Grogmädte vom 28. November 1822 in 
ausdrüdlichen Stipulationen gehuldigt wurde. 

Uber das Zufammengehen der Großmächte war zu ſchwach und 
von zu vielen Hintergedanfen, Eiferfüchteleien und Heinlihen Rüdfichten 
durchkreuzt, als daß ein energijches Einjchreiten gegen den inzwiſchen 
immer blühender und graufamer betriebenen Negerausfuhr-Handel hätte 
erwartet werden fünnen. Die zunächſt betheiligten Staaten, Groß— 
britannien und die Nordamerikaniſche Union, verließen in Berüdfichtigung 
der Erfolglofigkeit der zwar mweit ausgedehnten, aber durchaus platonifchen 
internationalen Vereinbarungen die breite Straße der Congreßzufage und 
bejchritten Wege, welche praftifcher waren und näher zum Ziele zu führen 
jhienen. Es waren dies die Wege der eigenen feparaten Gejegebung. 
Durch diefe wurde zunächſt die Strafbarkeit des Afrifaniichen Sklaven: 
erports im höchſten Maße dadurch ausgeiproceu, dag man die Skflaven- 
erportichiffe den Riratenfchiffen rechtlich gleichitellte, fie darum als 
anational (denationalifiert) behandelte und die Sklavenerporteure mit der 
ZTodesitrafe bedrohte. (Beichluß des Eongrefjes der Vereinigten Staaten 
von Amerifa vom 5. Mai 1820 und des Englijchen Parlaments vom 
24. Juni 1824.) 

Großbritannien wählte gleichzeitig mit jenem Schritte auch das 
Mittel von Separatverträgen mit den einzelnen feefahrenden Staaten 
zum Zwecke der Unterdrüdung des Afrifanischen Sklavenhandels. Diefe 
Verträge, welche zwiichen den Jahren 1817 und 1830 abgejchlofien 
wurden, bafierten auf dem Zugeftändniß eines gegenfeitigen Durchjuchungs- 
rechtes) der des Sklavenerports verdächtigen Schiffe der Handelsflaggen 
der beiden Eontrahirenden Staaten, jowie auf der Vereinbarung, daß die 
wegen des Negererports aufgebrachten Schiffe vor ein von beiden Staaten 
bejegtes Gericht (mixed commission) gebracht werden follten. Auf diefen 
Grundlagen ſchloß Großbritannien der Reihe nach Gegenjeitigfeitäverträge 
ab mit Portugal, Spanien, den Niederlanden, Schweden, Brafilien und 
den Südamerikaniſchen Staaten. Allein es gelang der Britifchen 
Diplomatie nicht, auf den erwähnten Grundlagen eine Vereinbarung mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika zu erzielen, da man hier den 
Dffizieren der Britifchen Marine ein Durchſuchungsrecht gegenüber Nord- 
amerikanischen Schiffen unter feinen Umjtänden zugeitehen zu dürfen 
glaubte. Auch Frankreich ließ ſich nur in beſchränktem Maße zu dem 
Zugeſtändniß des gegenfeitigen Durchſuchungsrechts herbei, nämlich nur 
innerhalb bejtimmter Bezirke an den Afrifanifhen und Amerikanischen 
Küſten; ferner nur zu Gunsten beftimmter Sreuzerichiffe und auf Grund 
einer detailliert vereinbarten Inftruction, nach welcher die Kreuzerſchiffe 
zu verfahren hätten und welche geradezu charakteriſtiſch wurde für diejes 
Syſtem; auch follten nach letzterem die aufgebrachten Sklavenſchiffe nicht 
vor gemijchte Gerichte, fondern vor Gerichte des Staates, dem das auf- 
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bringende Kreuzerſchiff gehörte, zur prifen- und ftrafrechtlichen Aburtheilung 
gebracht erden. 

Diejes Syſtem — das des Droit exceptionel de visite —, wie es 
der Englifch-Franzöfiichen Convention vom 30. November 1831 nnd der 
wichtigen Zufagconvention vom 22. März; 1833 zu Grunde liegt, ift 
heute noch das herrſchende Syſtem zur Unterdrüdung des Negerhandels 
zur See; denn ihm traten die meijten am Seehandel betheiligten Nationen 
nad und nach dei, ſei es, daß fie fich den Engliich-Franzöfiihen Con— 
ventionen von 1831 und 1833 einfach anjchlofjen, jei es, daß fie auf 
denjelben Grundlagen bejondere Verträge mit England vereinbarten. 

Auf denjelben Grundlagen fteht auch der große Duintupelvertrag 
zwijchen Preußen, Dejterreih, Frankreich, Großbritannien und Rußland‘), 
am 20. December 1841 zu London abgeſchloſſen. (Hiervon unten 
Seite 561 ff.) 

Allein Frankreich ratificierte diefen Vertrag nicht und die Vereinigten 
Staaten von Amerifa waren demjelben von vornherein fern geblieben ; 
dagegen verbündeten jich die zulegt genannten Staaten mit England in 
dem fogenannten Boundary:Bertrag (Ashburton-Treaty) dahin, beiderfeits 
Kreuzergejchtwader, welche zum Zwed der Unterdrüdung des Negerhandels 
cooperiren follten, an den verdächtigen Küſten zu unterhalten (Vertrag 
vom 9. Auguft 1842) und Frankreich verpflichtete fi unterm 29. Mai 
1845 England gegenüber ebenfall3 zur Unterhaltung eines cooperirenden 
Geſchwaders an den bedrohten Küſten. 

Nachdem aber die legteren Verträge im Jahre 1855 abgelaufen 
waren und nicht erneuert wurden, schloß die Nordamerifaniiche Union 
am 7. April 1862 in Wafhington mit Großbritannien einen Vertrag 
ab,?) welcher das gegenjeitige Durchſuchungsrecht zugeftand, zunächſt unter 
Beibehaltung der Competenz gemijchter Gerichte, von 1870 an aber mit 
Anerkennung der Gerichtöbarkeit de3 Heimathsſtaates des Captors, dem: 
nad alſo nunmehr auf der Bafis de3 Duintupelvertrags von 1841. 
Franfreich blieb denjenigen Staaten gegenüber, welche dem Duintupel- 
vertrag nicht beitraten, auf dem in den Verträgen von 1831, 1833 
eingenommenen Standpunkte eines befonders zugejtandenen droit exceptionel 
de visite ſtehen. 

Dem Duintupelvertrag, deſſen Wejentlihes der Wafhington-Bertrag. 
von 1862, wie erwähnt, acceptiert, trat Belgien im Jahre 1348 bei, 
während andere Staaten fi) damit begnügten, Verträge über ein Durch— 
ſuchungsrecht jelbitjtändig mit England abzuschließen. 

Der letztgenannte Staat, ununterbroden arbeitend durch Gejehgebung 
wie Verträge und namentlich) durch einen hochbedentenden Aufwand jeiner 
Kriegämarine, war es auch, der dieſe feine humanitären Bejtrebungen 
energiich auf die Verhältnifje an der Dftküfte Afrikas und an den Küften 
de3 perfiichen Meeres geltend machte, er ließ fich in einer großen Menge 
von höchſt eigenartigen Separatverträgen (nah Martih find es 79 an 
der Zahl) von Afrikanifchen Fürften — jowie auch von Perſien — das 
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einfeitige Recht zugeftehen, an den Küften dieſer halbeivilifirten Staaten 
durch jeine Kriegsichiffe eine Art unvollftändiger Blocade, nämlid ein 
Bifitationsrecht aller des Sklavenhandels verdäcdhtigen Schiffe der Flagge 
jener Staaten auszuüben. Die neuejten diefer Verträge (1873—1884) 
geftatten den Engliſchen Kriegsjchiffen das Durchſuchungsrecht gegenüber 
Sanfibar, dem Komorenardipel, Mafulla, Egypten,?) der Türkei, Perfien 
und Abyfiinien.”) 


) Thomas Clarkſon, William Wilberforce, William Pitt, 
Sidmouth, Wellesley, For, Burke, Lord Granville, William Smith. 
— Die Beteiligung diefer Männer an der Belämpfung der Sklaverei ſ. in ber 
iehr bedeutenden Literatur, welche über die Gejeßgebungsfortichritte in dieſer Frage 
berichtet. An der Spite dieſer Literatur fteht Clarkſon, „The history of the 
rise, progress and accomplishment of the abolition of the African slave-trade 
by the British Parliament“, I. II. 1808. 

2) Wie man im Anfang diejes Jahrhunderts und 50 Jahre vorher in 
Deutſchland über den SHavenhandel denken konnte und wie felbft ein hochpatrio⸗ 
iſcher Mann hierüber dachte, zeigt Nettelbed, Lebensgeſchichte. Halle 1821. 
8b. II., ©. 8-10, 82—91 ff. 

5) Die Darftellung diefer und der folgenden Berabredungen und ber Eng- 
liſchen Bolitif während derſelben kann nicht beifer gegeben werden, als in dem in 
Anm. 1 zu 8 102 citirten Aufſatze von Martig gejchehen ift, welchem ich in Bezug 
auf die Entwidlung des internationalen Kampfes gegen den Afrikaniſchen Sklaven. 
handel in Obigem vielfach gefolgt bin. 

9) Bol. v. Martig a. a. DO. — Friedrid von Martens, Völlerrecht, 
Deutijhe Ausgabe von Bergbohm. Berlin 1883. Bd. I. ©. 333. 

®) Die viel beftrittene Frage des Anhalte und Durchſuchungsrechts ift gerade 
bei Gelegenheit der Bemühungen zur Unterdrüdung des Afrikaniſchen Sklaven— 
handel3 in der Literatur reichlich behandelt worden. Vgl. Phillimore, Com- 
mentaries, Bd. III. 

°) Den Grund ber Betheiligung Rublands ſ. v. Martend-Bergbohm 
a. a. O. Bd. I, ©. 331, 332 

) Martens, N. R. G. Bd. XVII, 2, ©. 259 ff. 

9) Die auf ben egypt. Sudan bezügl. Vereinbarungen ſ. Annuaire a. a.D. 
©. 270, 274, 276. 

®) v. Marti, ſ. Anm. 1 zu $ 102 cit. Auffage, ©. 101, 102; vgl. auch 
Köln. Ztg., 4. April 1885, Nr. 94, 3. Blatt. 


$ 104. 


Die Verträge vom 20. December 1841 
und vom 29. März 1879. 


Bu der bisher gejchilderten Entwidlung des international gejtalteten 
Rechts der Unterdrüdung des Afrikaniſchen Sklavenhandel3 fommen nun 
zwei wichtige Thatjachen, von denen die eine wejentlich nationaler Be— 
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deutung iſt, die andere aber einen ungemeinen Fortichritt des internatio- 
nalen Rechts in ſich fchließt. Die eine ift der Eintritt des Deutſchen 
Reichs in den Duintupelvertrag und die andere die Ausdehnung des 
Verbots des Sklavenhandeld von der See auf das Land, nämlich auf 
das unermeßliche Gebiet des Eongobedens. 

Am 29. März 1879 kam das Deutjche Reich mit Großbritannien 
dahin überein, daß alle aus dem Duintupelvertrag vom 20. December 
1841 und aus deſſen Anlagen für Preußen herzuleitenden Rechte und 
Pflichten (vorbehaltlich gewiffer Abänderungen) auf das Deutiche Reich 
übergehen, dergeitalt, ala ob lebteres den Duintupelvertrag unmittelbar 
mit abgeſchloſſen hätte.) Der Deutiche Reichstag ertheilte, nachdem ber 
Reichskanzler das Uebereintommen mit einer kurzen erläuternden Denk. 
Ichrift unterm 6. Mai 1879 vorgelegt hatte, demjelben am 14. und 19. 
deſſelben Monats die verfaffungsmäßige Genehmigung. 

Der ſonach für das Deutſche Reich nunmehr mitgeltende Vertrag?) 
verpflichtet die Souveräne der contrahirenden Staaten, allen Handel mit 
Negern zu unterfagen, möge derjelbe von Seiten ihrer rejp. Unterthanen, 
unter ihren rejp. Flaggen oder vermittelft Capitalien betrieben werden, 
welche ihren betreffenden Unterthanen angehören. Die Spuveräne der 
contrahirenden Staaten verpflichten fich ferner, das Gewerbe des Neger: 
handels für ein Verbrechen der Seeräuberei zu erflären und conftatiren 
überdies, daß jedes Schiff, welches den Handel mit Negern zu betreiben 
verjucht, durch dieſe Thatjache allein jedes Necht auf den Schuß der 
Flagge verlieren fol (Artikel 1 des Duintupelvertragd). Denjenigen 
Kriegsichiffen, welche mit den vereinbarungsmäßigen Vollmachten und 
jpeciellen Orders verjehen find, ift (Art. 2) das Recht eingeräumt, jedes 
die nationale Flagge eines der contrahirenden Staaten führende Kauf. 
fahrteiichiff zu durchjuchen, welches nach begründeten Unzeichen verdächtig 
it, „Sich mit dem Negerhandel zu befafjen ober für diefen Zwed aus— 
gerüftet zu fein, oder fich mit diefem Handel während der Fahrt, auf 
welcher es von den mit den Vollmachten verjehenen Kriegsichiffen ange 
teoffen wird, befaßt zu haben”; die erwähnten Kriegsichiffe ſollen auch 
befugt fein, ſolche verdächtige Schiffe in Beichlag zu nehmen und weg⸗ 
zufenden oder mit fich fortzuführen, damit dieſelben gemäß weiterer 
Verabredung vor Gericht geftellt werben können; dieſes gegenfeitige 
Durchſuchungsrecht foll auf einem Meeresgebiet ausgeübt werden, welches 
folgende Grenzen hat: im Norden den 32. Grad nördlicher Breite, im 
Weiten die öftliche Küfte Amerikas von dem Punkte an, mo der 32. Grad 
nördliher Breite diefe Kiüfte berührt, bis zum 45. Grade jüdlicher 
Breite; im Süden den 45. Grad füdlicher Breite von dem Punkte an, 
wo diejer Breitengrad die öſtliche Küfte Amerikas berührt, bis zum 
80. Grade öftlicher Breite, vom Meridian von Greenwich gerechnet; 
und im Dften denſelben Längengrad von dem Punkte an, wo er von 
. dem 45. Grade füdlicher Breite durchjchnitten wird, bis zur Küfte von 
Ditindien. 
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Bon der Zahl und den Namen, fowie von den Stationen der zum 
Kreüzen gegen Sklavenſchiffe Iegitimirten Kriegsfchiffe jollen ſämmtliche 
eontrahirende Stanten benachrichtigt werden (Art. 3 u. 4); genaue In— 
ftructionen, die als Anlage 2 vereinbart und dem Bertrage beigegeben 
find, regeln bis ins kleinſte Detail alle Förmlichkeiten der Durchſuchung, 
der Beihlagnahme und der übrigen gegen Sklavenjchiffe in Anwendung 
zu bringenden Maßregeln (Art. 5), Beim Eintritt des Deutfchen Reiches 
in den Vertrag ift fpeciell verabredet worden: alle Deutihen Schiffe, 
welche auf den Stationen von Amerika oder Afrika durch die Kreuzer 
der anderen vertragichließenden Theile in Beichlag genommen werden 
follten, find nad) Cuxhaven zu führen und durch die dortigen Behörden 
der AZurisdiction desjenigen Deutſchen Staates zu überliefern, welchem 
der Heimathshafen des Schiffes angehört. 

Wenn aber an Bord eines folchen Deutjchen Schiffes im Augen- 
bli feiner Beihlagnahme SHaven vorgefunden werden, jo iſt das Schiff 
zubörberjt, um die Sklaven abzujeßen, in denjenigen Hafen zu führen, 
wohin e8, wenn e3 unter Engfiicher Flagge gefahren wäre, geführt 
worden fein würde, um vor Gericht geftellt zu werben. Demnächſt ift 
das Schiff nach Eurhaven zu führen und der zujtändigen Deutjchen 
Aurisdiction, wie oben vereinbart, zu überliefert. 

Beſonders harakteriftiih ift dem Vertrag die genaue Feitftellung 
von Verdachtsgründen, aus denen bis zum Beweis des Gegentheils ver- 
muthet werben fol, daß das Schiff ſich mit Sklavenhandel bejchäftige. 
Als ſolcher Verdachtögründe gelten 3. B. das Borhandenfein eines 
tupfernen Keſſels oder eines anderen Geräthes von ungewöhnlichem Um- 
fange zur Bereitung der Mundvorräthe und zwar größer, oder beftimmt, 
größer gemacht zu werden, ald es den Bebürfnifien der Mannichaft des 
betreffenden Kauffahrteifchiffs entipricht, oder das Vorhandenfein von 
Reſerveplanken, welche zugerichtet find, um daraus ein ziveites Ded oder 
ein fogen. Sklavended zu machen. Dazu enthält aber die Injtruction 
einen den Holzhandel ausdrücklich jichernden Vorbehalt zu Gunften bes 
Transport von Balken und Planten, welche nicht augenjcheinlich zur 
Herftellung eines Sklavendecks bejtimmt find. Wie die Deutjchen 
Sklavenſchiffe nad) Eurhaven zu verbringen find, jo find die Dejter- 
reichifchen nach Trieſt umd die Britifchen entweder nah Bathurft am 
Gambiafluß oder nach dem Cap der guten Hoffnung oder nad) der Colonie 
von Damerary oder nad Port royal auf Jamaica zu führen, die 
Ruſſiſchen Schiffe aber nad) Eronftabt oder Reval ($ 5 der Inftructionen 
für die Kreuzer). 

Wie man ficht, fteht der Vertrag auf mehreren in der Gejchichte 
der Belämpfung des Sklavenhandels allmählich zur Exiſtenz gelangten 
Elementen: aus den Verhandlungen zwijchen England und der Nord- 
amerifanifchen Union von 1823 refultirt die Anerkennung der Brijen- 
gerichtöbarfeit der Flagge des aufbringenden Schiffes anjtatt der An— 
ordnung gemijchter Gerichte, dem Boundary-Bertrag ijt der Gedanfe 
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genauer geographifcher Abgrenzung entnommen (1842), im Wejentlichen 
aber den Grundzügen des von Frankreich im Jahr 1831 an England 
zugeitandenen droit exceptionel de visite Folge geleiftet. Allein es kann 
nicht verfannt werden, daß der Vertrag vom 20. December 1841, wie 
er noch jeßt gilt, da8 unangenehm berührende Bild legislativer Klein. 
malerei bietet, eine Mifchung von altenglifcher juriftiicher Unbeholfenheit 
und einer im continentalen Strafreht längſt übermundenen formalen 
Beweistheorie, — Borwürfe, welche wohl mit Grund von Mitgliedern 
des Deutichen Neichdtagd gegen die Faflung des Quintupelvertrags er- 
hoben wurden.) Bedeutender ift ber von Martig erhobene Einwand, 
daß der Duintupelvertrag nur das Recht, nicht aber die Pflicht den 
— Staaten auferlegt, gegen die Sklavenſchiffe kreuzen zu 
laſſen. 

Glücklicherweiſe hat mit der Aufhebung der Sklaverei in Amerika 
der Export von Negern aus der weſtafrikaniſchen Küſte ſeine Bedeutung 
in der Hauptſache verloren, während er allerdings an der Oſtküſte 
Afrikas noch fortwährend betrieben wird, wie auch im Innern Afrikas 
Eflavenhandel, Sflavenfang und alles damit zufammenhängende Greu- 
lihe auch heute noh im Schwange geht.) 


ı) Gareis, Das heutige Völkerrecht und der Menſchenhandel. Berlin 1879, 
© 26 ff., und in den Deutichen Zeit: und Streitfragen a. a. D. 1884. 

2) Der Bertrag ijt jammt feinen Beilagen in Deutſcher Sprache abgedrudt 
in der in Anm. 1 citirten Schrift von Gareis, ©. 9 ff., fowie Berels, Fnter- 
nationales Seerecht, ©. 331 ff. 

) Verhandlungen bes Deutichen Reichstags, Stenographiſche Berichte, Sigung 
vom 14. Mai 1879, ©. 1177 fi. (von Bunfen, Geh. Legationsrath Reichardt, 
Gareis, Staatdminifter von Bülom). 

* von Martig, in dem Anm. 1 zu 8 102 angef. Auflage, ©. 96. 

5) Nachweiſungen ſ. bei Gareis in ben in Anm. 1 citirten Schriften. 
Bol. aud 3. B. Frankfurter Journal 1885, 24. u. 26. October. 


$ 104. 
Die Congoacte. 


Ein Abjchnitt der Generalacte der Berliner Gonferenz vom 26. 
Februar 1885 richtet fih nun gegen letztere Greuel. Wieder war es 
England, das in praktiſch eingehender Weiſe fein altes Biel, den Neger- 
handel zu unterdrüden, nahdrudjamft zur Geltung brachte; aber jchon 
ber Deutihe Entwurf der Eonferenzacte enthielt ausdrüdlih die Ber- 
pflihtung der Congreßmächte, an der Unterdrüdung der Sklaverei und 
insbefondere des Negerhandeld® mitzuwirken, wie aud der Deutjche 

36* 
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Reichskanzler bereit? in der Eröffnungsfigung ausdrüdlich hervorhob.!) 
Alle Mächte, welche in den centralafritaniichen Gebieten, wie fie Art. 1 
der Generalacte begrenzt, Souveränetätsrechte oder einen Einfluß aus- 
üben, verpflichten fih nah Art. 6 der Generalacte vom 26. Februar 
1885, die Erhaltung der eingeborenen Bevölkerung und die Verbefjerung 
ihrer fittlichen und materiellen Lebenslage zu überwachen und an der 
Unterdrüdung der Sklaverei und insbefondere des Negerhandel3 mitzu- 
wirken; fie werden ohne Unterſchied der Nationalität oder des Cultus 
alle refigiöjen, wiſſenſchaftlichen und wohlthätigen Einrichtungen und 
Unternehmungen jchügen und begünftigen, welche zu jenem Zweck ge- 
Ihaffen und organifirt find oder dahin zielen, die Eingeborenen zu 
unterrichten und ihnen die Vortheile der Eivilifation verftändlih und 
werth zu machen. 

Ehriftlihe Miffionare, Gelehrte, Forſcher, ſowie ihr Gefolge, ihre 
Habe und ihre Sammlungen bilden gleichfall® den Gegenjtand eines 
bejonderen Schutzes. 

Gewiſſensfreiheit und religiöje Duldung werden jowohl den Ein- 
geborenen wie den Landesangehörigen und Fremden ausdrüdlich gewähr— 
leiftet. Die freie und öffentliche Ausübung aller Culte, das Recht der 
Erbauung gottesdienftliher Gebäude und der Einrichtung von Miffionen, 
welcher Art Eultus diefelben angehören mögen, joll keinerlei Beichränfung 
noch Hinderung unterliegen (Art. 6). 

Aber der Englifhen Auffaffung ging diefe nebenher erfolgte Be- 
rüdfichtigung des Sflavenhandels, wie erwähnt, zu wenig weit, und der 
Englifhe Bertreter auf der Berliner Conferenz, der Botjchafter Sir 
Edward Baldwin Malet, jtellte in der fünften Sigung der Eonferenz 
unter dem Beitritt der Amerikanischen Eonferenzbevollmädgtigten John 
U. Kafjon und Henry ©. Sanford den Antrag, den Handel mit Negern 
und den gefammten Gejchäftsverfehr, welcher zu dieſem Handel führt, als ver- 
boten und es als Pflicht aller Nationen zu erklären, diefe Handelszweige jo 
viel als möglich zu unterdrüden. Die Folge dieſes Antrags ift das 
Zuftandefommen des Art. 9: „Da nad) den Grundfähen des Völker— 
rechts, wie jolhe von den Gignatärmächten anerkannt werden, der 
Sklavenhandel verboten ift, und die Operationen, welche zu Lande oder 
zur See diefem Handel Sklaven zuführen, ebenfall® als verboten an- 
zuſehen find, fo erflären die Mächte, welche in den das conventionelle 
Eongobeden bildenden Gebieten Souveränetätsrechte oder einen Einfluß 
ausüben oder ausüben werden, daß diefe Gebiete weder ald Markt noch 
ald Durchgangsſtraße für den Handel mit Sklaven, gleichviel welcher 
Raſſe, benutzt werden follen. Dede dieſer Mächte verpflichtet ſich zur 
Anwendung aller ihr zu Gebote jtehenden Mittel, um diefem Handel ein 
Ende zu machen und diejenigen, welche ihm obliegen, zu bejtrafen.“ 

Diefe Verpflihtung erjtredt fich zunächft auf die vierzehn Staaten, 
welche die Berliner Generalacte unterzeichnet haben, nämlich das Deutjche 
Reich, Oefterreih, Belgien, Dänemark, Spanien, Vereinigte Staaten von 
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Amerika, Frantreih, Großbritannien, Italien, Niederlande, Portugal, 
Rufland, Schweden und Norwegen und die Türkei. Die gleihe Ber: 
pflihtung obliegt aber auch dem Congoftaate. Alle betheiligten Staaten 
haben denmac dafür zu forgen, daß jowohl ihre interne Gefehgebung, 
als auch die für ihre Eolonialgebiete maßgebenden Rechtsnormen bie 
erforderlichen Strafbeftimmungen gegen jede Art des Sflavenhanbels 
und gegen jede Unterſtützung deſſelben enthalten. Mit Recht wird die 
gleiche Aufgabe, welche nach Art. 9 den contrahirenden Staaten der 
Berliner Eonferenz erwächft, fubfibiär auch der Kongocommiffion (inter- 
nationale Schifffahrtscommiffion des Congo) geftellt,?) nämlich in allen 
denjenigen conventionellen Theilen des Eongobedens, in denen von feiner 
Macht Souveränetäts: oder Watronatsrechte ausgeibt werden ſollten 
(Art. 6 der Generalacte). 

Die Tragweite des Art. 9 erjtredt fi auf das ganze Gebiet des 
conventionellen Congobedend, nachdem daſſelbe aber auch die Oſtküſte 
von Afrika erreiht — vom 5. Grad nördlicher Breite biß zu der 
Mündung des Zambeje im Süden — trifft fie damit ein Gebiet, in 
welchem, wie erwähnt, eine der Eonferenzmächte, nämlich England, ſich 
bereit3 durch Separatverträge eine bejondere Pofition zur Unterdrüdung 
des Sklavenhandels gejchaffen hat, j. oben S. 559— 560. Dieſe Poſition 
wird dur die Stipulationen von Berlin nicht Hinfällig, kann aber 
fortan nur im Geifte der Berliner Generalacte ausgenützt werden. 
Geichieht dies, jo Tiegt darin keineswegs etwas Abnormes, jondern viel- 
mehr eine ſehr erwünſchte Ausführungsmethode zu Art. 9 der Generalacte.?) 


von Martig a. a. D. ©. 21, Anm. 64. 
) von Marti a. a D. ©. 11, Anm. 39. 
) Etwas anderer Anfiht ift von Marti a. a. D. ©. 107. 


$ 108. 
Die Aufgabe des Völkerrechts der Südſee. 


So großartig der Fortfchritt ift, den die Annahme des Princips 
von Art. 9, die Mebertragung des Negerhandelverbot3 auf das central. 
afrifanifche Landgebiet, angenommen von ſämmtlichen betheiligten Eultur- 
itaaten, bedeutet, jo ift Damit Doch feineswegs alles das erreicht, was zurlinter- 
drüdung des Sflavenhandels überhaupt völferrechtlich gejchehen könnte. 
Der Abgeordnete von Bunſen Hat mit Recht Schon darauf aufmerkfam 
gemacht (Deutjche Reichstagsfigung vom 14. Mai 1879, ©. 1178 u. 1179), 
daß auch der indifhe Ocean in den Bereih, der völlerrechtlichen 
Interdiction des Sflavenhandel3 gezogen werden follte. Als winfchens- 
werth muß aber noch weit mehr bezeichnet werden: die große Arbeiter- 
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frage (labor trade) der Südſee erheifcht dringend die Aufmerkſamkeit 
der den humanen Intereſſen Huldigenden Mächte, welche in der von 
ihnen unterzeichneten Generalacte der Berliner Conferenz ein fo jchönes 
Zeugniß für die Möglichkeit, ja Wirklichkeit der fortjchreitenden Huma- 
nität des Völkerrecht abgelegt haben. In Bezug auf die Arbeiterver- 
hältnifje an den indifchen und oſtafiatiſchen Küſten, ſowie in den auſtra— 
liſchen und polyneſiſchen Gewäſſern thut eine gleiche Vereinbarung noth, 
wie in Bezug auf den centralafrikaniſchen Sklavenhandel; nur ſind dort 
die Verhältniſſe noch viel ſubtiler, die Regelung darum ſchwieriger. 
Was vor allem verlangt werden kann, iſt, daß wenn ein Staat 
Maßregeln dagegen ergreift, daß ſeine Angehörigen in Sklaverei oder 
in einen der Sklaverei ähnlichen Zuſtand verſetzt werden, keine civiliſirte 
Macht ihm hierin hinderlich ſein darf. Als die Chineſiſche Regierung 
in Anbetracht des traurigen Schickſals zahlreicher Chineſiſcher Auswanderer, 
welche ſich von Agenten der Colonien des Auslands vielfach unter An— 
wendung übertriebener Verſprechungen und anderer unerlaubter Mittel 
anwerben ließen, dem Culihandel durch ſtrenge Auswanderungsverbote 
entgegentrat, benutzten Frankreich und Großbritannien nach den Kriegen 
von 1857, 1858 und 1860 ihre Waffenübermacht unter anderm dazu, 
die Chineſiſche Regierung zur Aufhebung des Auswanderungsverbots zu 
zwingen;!) jedoch ſollten gemäß den Pekinger Friedensſchlüſſen (Conven- 
tion between Her Majesty and the Emperor of China, 24. Oct. 1860, 
Urt. 5, und Convention of Peace between the Emperor of France and 
China, 25. October 1860, Art. 9) Verordnungen zwiſchen Frankreich, 
Großbritannien und China vereinbart werden, welche die Sicherjtellung 
der Chineſiſchen Auswanderer in moralifcher und phyſiſcher Hinficht zum 
Zwede haben jollten. Auf Grund jener Friedensbejtimmungen arbeitete 
die Chineſiſche Regierung ein Negulativ aus, welches ihr ſowohl feiner 
Tendenz als feinem Detail nach alle Ehre macht. Dieſes Regulativ ift 
datirt aus Peking, 5. März 1866 (19. Tag des erjten Monats des 
fünften Jahres von T’ung chi), unterjheidet zwifchen der durch aus- 
wärtige Auswanderungsagenten veranlaßten und der freien Auswanderung 
und enthält Hinfichtlich der erjteren jehr umfichtig angelegte Vorfchriften, 
3: B. die Feitfegung von Normalcontracten, die Beſchränkung der 
Dienftzeit auf höchftens 5 Jahre, die Deponirung und Auszahlung der 
Fracht zur Heimreife; auch ift überall ein mohlgeregelted Zufammenmwirfen 
der Europäifchen Confularbehörden mit den Chinefiihen Polizeiämtern 
vorgejehen. Allein dieſes Chinefiiche Regulativ konnte ſich der Billigung 
Großbritanniens und Frankreichs nicht erfreuen; in den hierüber er- 
öffneten Verhandlungen im Jahre 1866 erklärten die Weſtmächte, ihre 
Intereſſen jeien Hauptjächlic dadurch verlegt, daß die Anmwerbefrift nicht 
länger al3 5 Jahre betragen dürfe, und daß der erportirende Agent 
nach Ablauf jener fünf Jahre zum freien Rücktransport oder zur Zahlung 
der hierzu nöthigen Summe verpflichtet fein folle. Trotz des Wider- 
ſpruchs von Seiten Frankreichs und Englands hielt jedoch China an 
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feinem Regulativ feſt, und die Preußifche Regierung, (nunmehr auch bie 
Deutſche Neichsregierung), jah und fieht in dem Chinefifchen Negulativ 
eine maßgebende Norm für die Deutihen Behörden und die Deutſche 
Flagge. 


V Hierüber Gareis, Menſchenhandel ꝛc. 1879. S. 30 ff. 


$ 106. 


Bujammenwirfen der jtaatlihen Geſetzgebungen 
zur Durhführung der völkerrechtlichen Interdiction des 
Sklavenhandels. 


Je wichtiger die colonialen Beziehungen und Einrichtungen werden, 
deſto mehr tritt die Nothwendigkeit der Regelung der Arbeiterfrage 
durch völkerrechtliche Verträge und durch Geſetzgebung der einzelnen 
Staaten an letztere heran.) Weder die einen noch die andern ſollen 
foweit gehen, daß eine radicale Abichaffung der unfreien Arbeit aller 
Orten mit einem Schlage eintrete. Niemand kann dies verlangen; was 
aber jeder Wohldentende und in Bezug auf den Afrikaniſchen Sklaven- 
handel auch das heute zwijchen den civilifirten Staaten geltende Völfer- 
recht glücklicherweiſe bereits fordert, das ift die radicale, ſofortige und 
allfeitige Abſchaffung des Sklavenhandels. Darunter ift zu ver: 
ftehen: 1) die durch Lift, Gewalt oder Drohung bewirkte Berjehung 
eines freien Menjchen in den Zuftand der Unfreiheit — hierdurch find 
verurteilt die Sklavenjagden aller Urt, die Verwendung Kriegsgefangener 
al Sklaven, die Anwerbung trunfen gemadter und an Bord eines 
Werbeſchiffs gelodter Eingeborner, der räuberifche Ueberfall freier, als 
Sklaven zu entführender Landbewohner u. dgl.; 2) jegliche Beranjtaltung 
zum Bwed des Transports, jei er Erport-, Import- oder Tranfithandel 
von Sklaven, gleichviel ob diejelben nach ihren nationalen Einrichtungen 
von Geburt unfrei find oder im einer unter Ziff. 1 bezeichneten Weije 
unfrei gemacht wurden, — hierdurch find verurtheilt die Sklavenmärfte, 
jede Beranftaltung zur Sklavenverſchiffung u. dgl., jede finanzielle Unter- 
ftügung folder Beranftaltungen duch Darlehen, Affecuranz oder dgl.; 
3) der Anlauf und der Verkauf der unfreien Arbeiter, gleich ala ob 
diejelben Waaren, Handelsartifel wären. — Nicht al3 rechtswidrig dürfte 
eine Miethe von Arbeitern anzufehen fein, welche von Geburt unfrei 
find, joferne nicht einer der unter 1 und 2 erwähnten Thatbeitände vor- 
liegt; es ift allerdings die Abficht der vertragsmäßig geeinten Staaten, 
die Sklaverei als folche, aljo auch da, wo fie eine althergebrachte natio- 
nale Einrichtung ift, zu unterdrüden, und dieſes ideale Biel, welches 
Urtitel 6 der Generalacte der Berliner Conferenz (j. oben ©. 564) 
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leuchtend aufftellt, darf von feinem civilifirten Staate aus den Augen 
verloren werden; aber fo lange in irgend einem Halbeivilifirten oder 
uncivilifirten Gemeinmwejen, welches von den Handeld- oder Plantagen- 
Unternehmungen, von Angehörigen eines der Signatärmäcdhte berührt wird, 
die unfreie Arbeit thatjächlich bejteht, ohne daß es dem Einfluß ber 
Gebildeten gelingt, fie abzujchaffen oder zu erjegen, jo lange ift die 
Miethe unfreier Arbeiter nicht ausgeſchloſſen. Dieje Miethe wird fich 
auf tieferer Eulturftufe der unfreien Arbeiter oder auch der Herren der⸗ 
felben als ein zwijchen dem Eigenthümer der Arbeiter und dem Dienjt- 
miether (Plantagenbefiger, Colonijten u. dgl.) abgeſchloſſener Vertrag 
darftellen — Arbeitervermiethung dur den Sklavenherrn —; auf höherer 
Eulturftufe aber wird der Miethvertrag zwiichen dem unfreien Arbeiter 
jelbft und dem Dienjtmiether mit ansdrüdlicher oder jtillichweigender 
Genehmigung des Sklaveneigenthümers und der Gejeßgebung abgeſchloſſen — 
ein Verhältniß, wie es lange Zeit in Brafilien thatjächlic beitand. Es 
ift Mar, daß fich das zulegt erwähnte Verhältniß jehr wohl dazu eignet, 
eine ſucceſſive Abſchaffung der SHaverei überhaupt vorzubereiten oder 
einzuleiten. Aber die Gejeßgebung hat Sorge zu tragen, daß überall, 
wo folche Arbeitermiethöverhältnifje beftehen, feiner der verpönten That- 
beitände der Sklaverei und des Sklavenhandeld wie jie oben Ziffer 1-3 
gejchildert wurden, vorfomme oder gar ſich einbürgere. 

An diefer Abficht, den labor trade nicht zum slave trade, die 
Arbeitermiethung nicht zum Skflavenhandel werden zu lafien, find die 
vorhin erwähnten Maßregeln der Ehinefifchen und der Deutſchen Regierung 
erlajjen worden; benjelben wohlwollenden Gedanken dient dad Englijche 
Geſetz vom 27. Juni 1872, weldes die „Kidnapping Act“ genannt 
wird, und ebenjo ein Deutjcher Gejegentwurf, welchen der Reichskanzler 
am 25. November 1875 dem Neichötage vorlegte. Diefer Gejegentwurf, 
von Seiten der Neichöregierung vortrefflich begründet, wollte Diejenigen 
mit Gelditrafen bis zu 6000 Mark oder mit Gefängniß (bis zu fünf 
Jahren) geahndet willen, welche den vom Kaijer mit Zujtimmung des 
Bundesraths über die Beförderung eingeborner Arbeiter der polynefischen 
Inſeln oder über die Beichäftigung ſolcher Arbeiter auf den Deutjchen 
Anfiedelungen in Polynejien erlafjenen Verordnungen zuwiderhandeln; 
dabei joll es feinen Unterjchied begründen, ob die ftrafbare Handlung 
im Inlande oder im Auslande begangen ift. Diejer Geſetzentwurf jollte 
in gewiſſem Sinne erjegen, was dem Deutjchen Confularrechte, verglichen 
mit dem Englijchen, fehlte, nämlich eine größere Polizeiverordnungs- und 
Strafgewalt, welche Hinreichen könnte, die Mißbräuche des labor trade, 
die Umwandlung des legitimen Werbe- und Miethverhältniffes in einen 
Sklavenhandel zu unterdrüden. Durch ein Geſetz vom Jahre 1865 ift 
den Ehinefiichen Gejandten für China und Japan die Befugniß einge 
räumt worden, gejeßgeberijche Normen unter Androhung einer Gefängniß- 
ftrafe bis zu drei Monaten mit oder ohne Zwangsarbeit, oder einer Geld- 
ftrafe von 500 mericanifchen Dollard (2000 Mark) zu erlaffen. Auf 
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biefe Weite ſowie durch das Recht der Englifchen Eonfuln, Maßregeln 
unter Androhung von Gefängnißtrafen bis zu einem Monat oder von 
Geldftrafen bis zum erwähnten Betrag anzuordnen, ſuchte England vor 
Erlaß der Kidnapping Act die Unterfcheidung zwiſchen erlaubtem und 
unerlaubtem labor trade durchzufegen. Leider ift der Deutiche Gefep- 
entwurf vom 25. November 1875 Entwurf geblieben, Leider fehlt ein 
folches Geſetz für Deutfche noch heute. 

Das Deutfche Eonjulargerichtsbarkeitsgejeg, welches durch Reichs— 
gejeg vom 17. April 1886 maßgebend für die Nechtsverhältniffe der 
Deutihen Schußgebiete geworden ift, gibt den Conſuln die Befugniß, 
für ihren Gerichtsbezirf oder einen Theil dejjelben polizeiliche Vorſchriften 
mit verbindlicher Kraft für die feiner Gerichtöbarkeit unterworfenen Per— 
foren zu erlaffen und die Nichtbefolgung derjelben mit Gelditrafen bis 
zum Betrage von 150 Mark zu bedrohen. Diefe Befugnif, Normen 
mit Strafandrohung zu erlaffen, kann nad dem Reichsgeſetz betr. bie 
Rechtöverhältnifie der Deutfchen Echußgebiete vom 17. April 1886 8 3 
durch Kaiferliche Verordnung in der Weife ausgedehnt werben, daß der 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in dem betreffenden Schutzgebiet er- 
mächtigte Beamte befugt wird, bei Erlaß polizeilicher Vorſchriften ($ 4 
des Gejehes über die Conjulargerichtsbarkeit) gegen die Nichtbefolgung 
derjelben Gefängnig bis zu drei Monaten, Haft, Geldftrafe und Ein— 
ziehung einzelner Gegenjtände anzudrohen. Die Kaiferlichen Verordnungen 
v. 5. Juni u. 13. Sept. 1886, fowie v. 11. Januar 1887, betreffend die 
Rechtsverhältnifje in den Schußgebieten, ordnen an, daß den dajelbft zur 
Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten die im Gefeß v.17. April 
1886 $ 3 vorgejehene Befugniß in der That zuftehen joll, ſoweit ber 
Reichskanzler dies anordnet. Es fteht zu erwarten, daß dieſe Anordnungs⸗ 
und Strafbefugniß aud dazu verwendet werde, die Arbeitermiethung von 
den Greueln des Sklavenhandels fern und frei zu halten. Immerhin 
ift ein Gejeg gegen den Sklavenhandel umvermeidlih. Zwar find viele 
Fülle des Sflavenhandeld nah Deutihem Rechte als Menjchenraub 
ftrafbar, aber bei weitem nicht alle (vgl. $ 234 des Deutichen Straf: 
geſetzbuchs);“) es ift unvermeidlich, daß Deutichland zum Bollzuge der 
Artikel 6 und 9 der Generalacte der Berliner Eonferenz jeine Straf- 
geſetzgebung bejonders ergänzt, wie dies auch von berufenjter Seite — 
Binding, dv. Martig u. U. — ausdrüdfich anerkannt ift. Die Er- 
gänzung der Strafgefepgebung muß nach zwei Richtungen Hin erfolgen: 
a) in der Richtung, welche durch bereit3 vorhandene Geſetze in Bezug 
auf den Sklavenhandel vorgezeichnet ift, jo durch das Dldenburgifche 
Geſetz wegen Beitrafung de3 Handel mit Negerfflaven vom 18. Januar 
1876, das Preußiſche Geſetz (Verordnung wegen Bejtrafung des Handels 
mit Negerjklaven) v. 8. Zuli 1844, das Geſetz von Medlenburg-Schwerin 
v. 17. März 1846, von Hamburg v. 19. Juni 1837, von Lübeck v. 26. 
Juli 1837, und von Bremen v. 20. Febr. 1837; ferner durch das Fran- 
zöſiſche Geſetz v. 4. März 1831 (loi pour la r&pression de la traite de noirs) 
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und vor Allem nunmehr dad Niederländifche Strafgeſetzbuch vom 3. März 
1881 in feinen Artikeln 274—277.?) Hiernach müßten SHavenhändler 
und alle ihre Gehilfen, Rheder, Befrachter, Führer, Superfargo und 
Mannſchaften der Sklavenſchiffe, nicht minder auch Schiffsgläubiger und 
Schiffafferurateure mit entjprechenden Strafen wegen Sklavenhandels 
bedroht werden, und wie die Berliner Generalacte das Verbot des 
Sklavenhandels von der hohen See und von der Küfte ind Binnenland 
ausdehnt, jo müfjen die vertragsnothwendigen Strafgejege den Land— 
fllavenhandel mit Strafe bedrohen. Nicht minder wichtig aber als dieſe 
in Erfüllung de3 Berliner Vertrags nothwendig vorzunehmende Gejehes- 
ergänzung ijt die in der andern Richtung erforderliche Gejebgebungsarbeit: 
b) es müflen die Grenzen zwijchen dem erlaubten Mieihvertrag, fei es, 
daß fich derjelbe auf freie oder auf unfreie Arbeit (f. oben S. 567—568) 
bezieht, und jeder Art von Sklavenhandel greifbar gezogen und rechtlich 
befeftigt werden. Es wird faum möglich jein, dieſes Ziel durch abftracte 
Geſetzesvorſchriften allein zu erreichen, jondern man wird zum Erlaß von 
Blanketgejegen greifen müfjen, durch welche die Uebertretung der von 
den Localbehörden erlajjenen Vorſchriften mit einjchneidender Strafe be- 
droht wird. Die Localbehörden allein find im Stande, zu ermefien, 
welche Maßregeln je nad den Schlichen der Arbeiterjuchenden nothwendig 
find, um den erlaubten labor trade nicht in Sklavenhandel ausarten zu 
lafjen. Daß der Hoceivilifirte Europäilhe Staat, deſſen König das 
Staatshaupt des Congoſtaats geworden ijt, in dieſen Beziehungen wie 
mit feinen Erfahrungen, jo auch mit feinen Bemühungen den übrigen 
‘Staaten vorangehe, darf wohl mit Sicherheit erwartet werden. 

Das völterrechtlihe Syftem der Bekämpfung des Sklavenhandels ift 
unzweifelhaft eine® weiteren Ausbaues bedürftig. Trefflih Hat von 
Marti am Schluſſe feiner clajfiich zu nennenden Darftellung des inter- 
nationalen Syftems zur Unterdrüdung des Afrikaniſchen Sklavenhandels 
die Mängel der gegenwärtigen Rechtslage gerügt, insbejondere den Mangel 
der Einheit des Verpflichtungsgrundes und die bedauerliche Verfchiedenheit 
des Inhalts der Separatverträge.‘) E3 iſt dringend wünſchenswerth, 
daß die „bunte Mannigfaltigkeit der Einzelconventionen durch einen 
allgemeinen Vertrag nad) dem Borgange der Berliner Generalacte von 
1885 und der zahlreichen Unionen, in denen heute die Yortichritte des 
Völkerrechts vornehmlich fi vollziehen, erjegt werde.” Dazu muß 
jedoch die Ausdehnung des Bereiches, innerhalb deſſen die Sklaverei und 
insbejondere der Sklavenhandel kraft völferrechtlicher Vereinbarung unter- 
drüdt umd verfolgt werden fol, auf den Indiſchen und großen Ocean 
fommen. Nicht blos der Neger, auch der Mongole und der Südſee— 
infulaner hat Anſpruch auf den Schuß der Menjchlichkeit.?) 
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?) Ueber die Arbeiterfrage auf den Samoa- und Fitjiinfeln f. bie von Gareis 
in der Deutſchen Revue 1881 zufanmengeftellten Berichte. 

) Bol. Binding, Handbuch $ 60, Anm. 13, Bd. I., ©. 321. 

) von Marti in dem Anm. 1 zu $ 102 angef. Aufſatz, S. 37, Anm. 30. 

* von Martitz a. a. O. ©. 105, 106. 

®) In Bezug auf den Eulihandel ſ. von Holgenborff in der Gartenlaube 
1874, Nr. 38 und die übrige von Gareis in ben Deutichen Zeit- und Streit 
fragen 1884 a. a. D. Anm. 22, angeführte Literatur. 


Zweites Kapitel. 
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Der Seeraub, einer ber Fälle, in denen nah Binding') jeder 
Staat wahren Beruf zur Weltrechtöpflege hat, ift der herrichenden Lehre 
nad) eine völkerrechtswidrige Handlung, ein Verbrechen gegen das Bölker- 
recht; der Seeräuber (Pirat, resgarns, d. i. Abenteurer, Herumjtreicher, 
wie Gorfar von corsarius, aus currere) gilt als hostis humani generis, 
als verfehmt, outlaw, vogelfrei, jeder Staat, ja nad) Mancher Meinung 
fogar jeder Private kann oder joll fogar gegen ihn einjchreiten, ihn ver- 
folgen, dingfeft machen oder jelbjt bejtrafen. Dies im Allgemeinen die 
herrſchende Lehre bis in die nmeuejte Zeit hinein. Nur in Bezug auf 
das Privatitrafrecht hat die Neuzeit übereinjtimmend eine Reftriction ein- 
treten laſſen zu Gunſten der ausjchließlichen Strafgewalt des Staates; 
aber darin find die völkerrechtlichen Schriftiteller einig, Daß der Seeraub 
ein Verbrechen im Sinne des Völkerrechts und jeder Staat befugt 
fei, ftrafrechtlich gegen den Piraten einzujchreiten. Nur Zorn?) wendet 
ſich gegen den zulegt aufgeftellten Sa, indem er der Behauptung, daß 
Seeraub ein Crimen generis humani jei, zu dejien Bejtrafung in jedem 
Falle jeder Staat die Competenz habe, die juriftiihe Baſis abjpricht. 

Es wird fjofort erörtert werden, inwieweit Zorn Recht hat. 

Ein ganz unzweifelhaftes Gewohnheitsrecht, welches ſich unter allen 
civilifirten Staaten in Anerfennung eines unleugbaren gemeinfamen Inter— 
ejles jeit Jahrhunderten klar und feſt entwidelt hat, bezeichnet den See- 
raub als völferrehtswidrig,; nicht bloß die Communis opinio doctorum 
des Völferrechts,?) jondern auch die Praris der Staaten fieht im See 
raub eine Handlung, durch welche die Intereſſengemeinſchaft der Staaten 
unter einander, der im Intereſſe der Menjchheit nothwendige Weltverfehr 
aufs empfindlichite geftört und verlegt wird. Wer dieje gewohuheits- 
rechtlihe Anſchauung leugnen wollte, muß gleichzeitig die Eriftenz des 
Völferrehts überhaupt leugnen; aber nur bis zur Bezeihnung „völfer- 
rechtswidrig“ reicht die Uebereinftimmung der Betheiligten, und es fragt 
fih, ob hiermit ein praftiihes Reſultat gewonnen ift. 

Es it Zorn Recht zu geben, injofern aus der Bezeihnung der 
NRehtswidrigkeit im Sinne des Völkerrechts nicht eine Competenz ber 
Strafgerichte eines Staates gegen die Geſetze diejes Staates ſelbſt abge- 
leitet werden kann; es ijt denkbar, daß eine Handlung völkerredhtswidrig 
ift, ohne daß eine Strafe auf deren Begehung geſetzt oder ein Gericht 
zur Berhängung bdiejer Strafe zuftändig wäre. Die kann Niemand 
leugnen, wenn er bedenkt, daß möglicherweije ein völkerrechtlicher Vertrag 
irgend eine Handlung als völferrehtswidrig und ftrafbar ausdrüdlich er 
Märt, einer der contrahirenden Staaten aber dabei unterläßt, die als 
rechtswidrig im Bertrage verurtheilte Handlung mit Strafe zu bedrohen 
(Hiermit ift zu vergleichen die Stellung des Deutſchen Strafrecht zum 
Quintupelvertrag, betreffend die Jnterdiction des Sklavenhandels j. oben 
©. 569). Die Erklärung der Völkerrechtswidrigkeit des Seeraubs 
ift, auch wenn aus ihr nicht abgeleitet werden kann, daß jeder 
Staat in jedem Falle gegen die Piraterie einzufchreiten berechtigt jei, 


Der Begriff des Seeraubs. 573 


doch keineswegs bedeutungslos oder wirkungslos; denn aus ihr folgt: 
1) daß jeder Staat Strafandrohungen gegen die Piraterie erlaflen und 
nit den ihm zu Gebote ftehenden Mitteln durchführen ſoll; 2) daß fein 
Staat einem andern Staate darüber einen Vorwurf machen kann, daß 
er in Verfolgung des Seeraubs die vom Seeräuber ujurpirte Flagge des 
andern Staates verlegt Hat; 3) es folgt daraus unzweifelhaft, daß die 
Ausübung eines Verfolgungs-, Anhalte- und Durchſuchungsrechts gegen- 
über einem Piratenfchiffe auf hoher See unter feinen Umſtänden eine 
Verlegung des Völkerrechts ift; 4) bei ber anerkannten Bölkerrechts- 
widrigfeit des Seeraubs ift jede auf die Vertheidigung gegen den Piraten 
abzielende Handlung völkerrechtlich als erlaubt anzufehen und über bie 
Unterftügung und den Schuß, melden die Staaten einander biergegen 
zu gewähren haben, ein weites Gebiet der Vereinbarung eröffnet; die 
Vereinbarungen können fih auf Cooperation der Kriegsmarine, auf 
gleiche Geftaltung der. Strafgejege, auf Feſtſetzung bejonderer Gerichts. 
barfeiten u. dgl. beziehen; 5) von internationafrechtlihem Einfluß wird 
die Statuirung der Völlkerrechtswidrigkeit des Seeraubs auch bei ber 
Anwendung des Sapes pirata dominium non mutat, wovon unten ©. 578 
näher gejprochen werden wird. 


) Binding, Handbuch der Rechtswiſſenſchaft, Strafrecht, Bb. J. ©. 379, 

2) Born, Reichsſtaatsrecht, Bd. II, S. 608. 

2) DOrtolan a. a. D. ©. 2501, Phillimore a. a. O. Bb. I. ©. 411 und 
die in Anm. A. dafelbft angegebene ältere Literatur. 


$ 108. 
Der Begriff des Seeraubs. 


Schwierigkeiten macht die Feititellung des Begriffes des Seeraubs 
in den Fällen, in denen nicht Verträge die Merkmale diejes Begriffes 
genau präcifiren. In der völterrechtlichen Literatur werden unter eigent- 
lihen Piraten diejenigen verjtanden, welche einen gewaltjamen Angriff 
gegen Schiffe auf hoher See mit dem animus furandi unternehmen und 
hierbei durch Erregung von Furcht auf die zu Beraubenden wirken 
(VBhillimore, Story)!). An diefer Definition ift nur das erjte Merk— 
mal, der gewaltſame Angriff auf Schiffe, unbeftritten; alles Andere aber 
an der erwähnten Definition bildet den Gegenstand lebhafter Meinungs» 
verjchiedenheiten.. So wird (3. B. von Bluntfchli) der animus furandi 
ald zu enge bezeichnet und jollte demnach hinzugefügt werden, daß auch 
die Abfiht, einen Mord oder einen Menfchenraub zu begehen, ald dem 
Seeraub möglicherweife zu Grunde liegend anzunehmen ſei. Andrerjeits 
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wird (ebenfalls von Bluntfchli) die Erregung von Furcht als nicht 
wefentlich bezeichnet: „Auch wenn die Angegriffenen fi nicht fürchten 
und den Kampf mit den Seeräubern fiegreich durchfechten, find dieſe 
dennoch als Seeräuber zu beftrafen.“ Geftritten kann darüber werden, 
ob der Seeraub aud in den Küftengewäflern (innerhalb der drei Gee- 
meilen von ber Ufergrenze oder dgl.) ald Seeraub vorkommen kann 
(Flußpiraten). Nah Phillimore?) ift die Frage zu bejahen, aber jeben- 
fal3 muß in die Definition das Merkmal der Rechtswidrigkeit in der 
Weiſe eingeflochten werden, daß der Mangel ftaatliher Autorifation aus- 
drüdlih erwähnt wird. Letzteres ijt erforderlich, weil das heutige 
Völkerrecht in der Caperei und in ftaatlichen Reprefjalien, die auch gegen 
BVrivatihiffe genommen werden können, feinen Seeraub, jondern, die 
ftaatlihe Ermächtigung vorausgejegt, völferrechtlich erlaubte Handlungen 
erblidt. Bon anderer Seite wird verlangt, daß nicht etwa blos ein 
Erceß jeitend eines legitimirten Schiffes begangen ſei — ein bloßer 
Mißbrauch der Amtsgewalt feitens eines Schiffer begangen gegen ein 
anderes Schiff fei noch feine Piraterie (Phillimore),?) — während doch 
die Gewerbemäßigfeit der verbrecdheriichen Unternehmung zum Begriff des 
Seeraubs nicht vorausgejegt wird.) Mitunter wird auch auf die banden- 
mäßige Organifation oder aufdiebewaffnete Hand entſcheidendes Gewichtgelegt. 

ragt man fich, wer angefichts der beftehenden Meinungsverfchieben- 
heit den Begriff des Seeraubs rechtlich herzuftellen hat, ob der Gejep- 
geber eines jeden einzelnen Staates oder das Bölferreht, jo muß man 
zu der Antwort gelangen: für das Völkerrecht hat das Gemohnheitsrecht 
einen Begriff gebildet, der von der municipalen Feſtſtellung der einzelnen 
Staaten ebenjowenig abhängt, wie der Gejeßgeber der einzelnen Staaten 
vom Völkerrecht. (Heffter- Geffden,?) Phillimore,“) Ortolan.)”) 
Selbftverftändlich hat die Differenz, welche möglicherweife zwifchen dem 
Völkerreht und dem ftaatlihen Strafredht bejteht, praktische Folgen; es 
ift 3. B., wie bereit3 oben angedeutet wurde, möglicherweife ein Fall 
des Seeraubs im Sinne des Völkerrechts rechtöwidrig, und zwar als 
Seeraub, während das municipale Strafrecht eben denfelben nicht als 
Seeraub behandelt. 

Nah dem internationalen Gemwohnheitsrecht ift ein Pirat derjenige, 
welcher einen gewaltfamen Angriff gegen ein Schiff (Kriegd- oder Kauffahrtei- 
oder anderes Schiff) auf Hoher See ohne ftaatliche Ermächtigung in der Abficht 
unternimmt, fremde bewegliche Sachen daſelbſt wegzunehmen.?) Dieje 
Definition ift den Eonftatirungen des fie begründenden Gewohnheitsrechts 
in der Literatur entnommen; die Gontroverfen entjcheiden fich aus ber 
Natur des Völkerrechts. Es ift, ein gewaltſamer Angriff vorausgejeßt, 
möglih, daß der Angriff durch ein Lijtiges, heimliches Eindringen in 
diebiſcher Abficht eingeleitet wird, aber das Plündern eines verlaffenen 
Wradd ift nicht Seeraub. Der Seeraub kann nur auf hoher See 
ftattfinden, in Küftengemwäfjern ift lediglich die Definition maßgebend, welche 
das Recht des Staates ausfpricht, unter deffen Hoheit die betreffende Küfte fteht. 
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N Phillimore a. aD. ©. 412, Bluntjhli, Das moderne Völlerrecht 
der civilifirten Staaten, S. 201. 

2 Bhillimore a. a. D. ©. 414. 

°) Bhillimore a. a. D. ©. 418. 

9 Bhillimore a. a. D. ©. 411, 412. Bol. auch Deutſches Reichaftraf. 
geſetzbuch, Art. 250, Ziff. 1—4 verglichen mit Ziff. 5 

5) Heffter- Geffden a. a. D. ©. 224, Unm. ri 

°) Bhillimore a. a. D. ©. 413. 

’) DOrtolan a. a.D. ©. 357. 5 

®) Berels aa. D. ©. 1%. 


$ 109. 
Die Ergreifung der Piraten. 


Die fo häufig ausgeiprochene Aechtung des Seeräuberd, fowie die 
Behauptung, dab die Privatperfonen, Kauffahrteifchiffe u. ſ. mw. beredh- 
tigt feien, ein Piratenjchiff ihrerfeit3 anzugreifen, ift völkerrechtlich nicht 
haltbar. 

Phillimore!) führt zwar in dem Häufig citirten Richter Jenkins 
einen Zeugen für die obige Behauptung an: „Every body is commissioned, 
and is to be armed against them, as against rebels and traitors, to 
subdue and to root them out“ und Joh. Loccenius, De jure maritimo, 
fagt: Quia sunt pacis publicae et juris gentium violatores, et tamquam 
hostes publici, ob insignem illam malitiam, quam exercent in mari in 
depredandis alienis navibus, et tollenda libertate navigationis et commer- 
eiorum; unde etiam a privatis invadi possunt, et adprehendi propria 
auctoritate, salva tamen magistratui loci iurisdietione criminali et 
instructione de modo prosequendi piratas. In ähnlicher Weije fprechen 
fi) die meijten Schriftfteller, namentlich des englifchen Rechtes aus. 
Allein trogdem muß daran feitgehalten werden, daß die Frage der Bu- 
läffigfeit von Gewaltmaßregeln gegen irgend eine Perſon, und jei Ddie- 
felbe auch des Seeraubs überführt, für jeden Staatsangehörigen zunächſt 
durch das Strafredht des Staates beantwortet wird, welchem letzterer 
unterworfen ift, nicht durch das Völkerrecht. Den modernen Strafrechten 
der civilifirten Staaten ift aber die Selbithilfe, abgejehen von den Fällen 
des Nothitandes und der Nothiwehr, fremd: es giebt feine Verfehmung 
mehr, welche jedem Begegnenden das Recht einräumte, den mit der 
Aberacht Belafteten ungeſtraft zu töbten. Iſt lebteres jogar dem zum Tod 
verurtheilten Verbrecher gegenüber Privatperfonen unterfagt, um wie viel 
mehr muß dies verpönt fein dem Nichtverurtheilten, dem nur Verdächtigen 
gegenüber. Die Führer von Privatfchiffen, insbefondere Kauffahrer, 
haben demnach nicht das Recht, ein des Seeraubs verbächtige® Schiff 


576 Die Interdiction von SHavenhandel und Seeraub. 


ohne Weitered anzugreifen und zu übermwältigen. Für die Haltung der 
Privatichiffe gegenüber den Seeräubern ift das pofitive Recht der Noth- 
wehr, wie es die Strafgejeßbücher ftatuiren, durchaus ausreihend. Na— 
mentlich der Deutichrechtlihe Begriff der Nothwehr genügt vollauf den 
Privatfahrzeugen auf Hoher See den Kampf gegen die Piraten da zu 
ermöglichen, two er nothiwendig und mit der allgemeinen Rechtsordnung 
vereinbar ift; denn das Deutiche Strafrecht geftattet die Vertheidigung 
auf Leben und Tod nicht blos dann, wenn fie zum Schuge der eigenen 
Perſon und des eigenen Rechts und der Rechtögüter von Angehörigen 
nothwendig ijt, fondern auch dann, wenn fie erforderlich erjcheint, um 
einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von einem Andern abzu- 
wenden.?) Sieht der Führer eines Kauffahrteifchiffes, daß fih ein 
andere3 im Kampfe mit einem Corjaren befindet, fo ijt er unzweifelhaft 
berechtigt, zur Bertheidigung des anderen Kauffahrteifchiffs fich ebenſo 
intenfiv in den Kampf einzulaflen, als wenn fein eigenes Schiff von 
GSeeräubern angegriffen wäre; enthält fi aber das etwa an äußeren 
Kennzeichen als Piratenſchiff fenntlihe Fahrzeug eines Angriffs oder iſt 
der Kampf zwijchen dem Seeräuber und dem Kauffahrer beendigt, jei 
e3 zum Schaden de3 einen oder des andern, jo hat das unbetheiligte 
Privatſchiff fein Recht, gegen den vermeintlichen oder wirklichen Seeräuber 
vorzugehen. Indem anftatt der Nechtslofigfeit des Seeräubers lediglich 
das Recht der Nothivehr anerkannt wird, muß freilich diefe Nothwehr 
im volliten Maße anerkannt werden; die Vertheidigung, welche nad) dem 
Deutihen Handelögefegbuh und nad) der Seemannsordnung?) bejondere 
Berüdfichtigung findet, indem hiernach dem bei der Bertheidigung des 
Schiffes verwundeten Schiffemann, fowie für den Hierbei Getödteten 
eine Urt Wehrgeld — hier jedoch ald Belohnung aufgefaßt — zu ent- 
richten ift, ift freilich bei der Art des Angriffs, welchen das Piratenſchiff 
gewöhnlich unternimmt, nothivendig eine faft kriegsmäßige, und es läßt 
fi daher wohl annehmen, daß in den meijten Fällen des Kampfes gegen 
Seeräuber auch die Ueberjchreitung der Nothwehr nicht ftrafbar ift, da 
hierbei zutreffen wird, daß der Thäter in Beltürzung, Furcht oder 
Schreden über die Grenzen der Bertheidigung hinausgegangen ift.*) 

Fit es einem Privatmann (z. B. dem führer eines Kauffahrtei- 
ſchiffs) gelungen, in dem durch die Nothwehr gerechtfertigten Kampfe die 
Seeräuber zu überwinden, ihr Schiff zu entern u. dgl., jo liegt bie 
Sache juriftifch nicht anders, ald wenn ein Privatınann einen in fein 
Haus eingedrungenen Dieb überwältigt hat: er wird ihn der Polizei, 
dem Gericht überliefern, jofern ihm dies phyſiſch möglich ift oder räthlich 
erjcheint; ein Beitrafungsrecht, ein Tödtungsrecht hat der Privatmann 
nicht, nur im Kampfe der Nothwehr und ebenjo im Nothitande kann ein 
Privatmann ein Menfchenleben opfern. 

Anders ift die rechtliche Stellung der Kriegsſchiffe. Das Kriegs 
ſchiff Hat vor Allen das Necht, diejenigen Schiffe zu controliren, welche 
derjelben Nationalität wie das Kriegsichiff angehören. Zeigt ein Privatſchiff 
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die Flagge der Nationalität des Kriegichiffs, jo fteht dem Kriegsichiff das 
Recht zu, das Kauffahrteifchiff zunächft in Bezug auf die Befugniß zur 
Führung der Flagge nad) Maßgabe der Grundfähe des gemeinjamen 
Heimathsrechts beider Schiffe zu prüfen. Stellt fich hierbei der Ber- 
dacht der Piraterie des Privatichiffes heraus, jo hat das Kriegsſchiff nad 
Maßgabe feines ftaatlichen Rechts und insbefondere feiner Inſtructionen 
das andere Fahrzeug mit Beſchlag zu belegen, die Mannjchaft zu ver- 
haften u. j. w. Fraglich ift, ob ohne beftehenden Bertrag der Befehls- 
haber eines Kriegsjchiffs ein der Piraterie verbächtiges Fahrzeug einer 
andern Flagge anhalten, eventuell fejtnehmen kann. Die Frage ift des- 
halb fchwierig, weil fein Rechtsſatz beſteht, wonach der Commandant 
eines Kriegsihiffs ein Privatihiff, namentlich einer andern Flagge, 
zwingen könnte, feine Flagge zu hiſſen, fich in Bezug auf Nationalität 
zu legitimiren. Nah der gewöhnlichen Lehre follen Kriegsichiffe be- 
rechtigt und verpflichtet fein, auf der hohen See Schiffe, welche offenbar 
Seeraub treiben, ohne Rüdfiht auf ihre Flagge anzuhalten und zu 
übermältigen; daraus wird der Sat abgeleitet, daß, wenn ein Schiff 
zwar nicht auf frifcher That des Seeraubs betroffen wird, wohl aber 
dieſes Verbrechens verdächtig ift, der Führer eines Kriegsſchiffs auch 
hiergegen einzufchreiten hat; dieſes Einfchreiten Hat damit zu beginnen, 
daß der Kommandant des Kriegsfchiffes die Enquöte de pavillon ein« 
leitet?) indem er in der völferrechtsüblichen Weife fein Schiff als 
Kriegsſchiff und feiner Nationalität nach legitimirt (Wimpel und nationale 
Kriegsflagge zeigt) und das andere Schiff — durch einen blinden Kanonen- 
ihuß oder durch einen unjhädlichen fcharfen Schuß (affırming gun) — 
einladet, fich feinerfeit® zu legitimiren. Zeigt da3 Schiff hierauf Die 
nationale Flagge des Kriegsſchiffs, ſo hat der Kommandant des letzteren, 
wie vorhin erwähnt, mit Unterfuchung und eventuell Beichlagnahme 
u.. mw. vorzugehen. Zeigt das Schiff auf die Aufforderung des Kriegs— 
Ihiffs Hin die Flagge einer fremden Nationalität oder verweigert e3 die 
Legitimation, jo fommt es in Ermangelung etwa beftehender völferrecht- 
fiher Verträge lediglich; darauf an, ob der Kriegsfchifisführer den Ver— 
dacht der Piraterie, jo wie die Sade liegt, für jchwer genug hält, 
daraufhin ein Einfchreiten zu wagen. Nach Perels' — mehr militärisch“ 
conventioneller als jtreng juriftiicher — Meinung muß der Commandant, der 
ih entichloffen Hat, die Forderung an ein anderes Schiff zu jtellen, 
die Flagge zu zeigen, alles daran jehen, um diejer Forderung Geltung 
zu verjchaffen, weil er andernfall3 feine Autorität und die feiner Flagge 
aufs Spiel jegen und damit Nachtheile hervorrufen würde, welche bedenf- 
licher find, als die fich aus der Verfolgung einer Forderung möglicher: 
weije ergebenden, die ein Kommandant jtellen zu Dürfen oder jtellen 
zu müſſen glaubte, ſelbſt wenn fich Hinterher ein Irrthum defjelben 
herausſtellen jollte. 

Unter allen Umftänden ift zwiſchen Staatsrecht und Völkerrecht in Bezug 
auf Die Rechte und Pflichten der Führer von Kriegsſchiffen zu unterſcheiden: 

Handbuch des Vöollerrechts II. 37 


578 


L 


Die Interdiction von SHavenhandel und Seeraub. 


Es ift eine Confequenz der gewohnheitsmäßig feitftehenden 
Bölferrehtsmwidrigfeit des Seeraubs, daß fein Kriegsihiff das 
Völkerrecht dadurch verlett, daß es auf Hoher See ein wirf- 
liches Piratenſchiff anhält, bekämpft und überwältigt; durch 
diefe Anerkennung wird in der That eine allgemeine gegen die 
Seeräuber gerichtete internationale Seepolizei rechtlich gejchaffen. 


. Wird ein Schiff angehalten, welches fih von dem Verdachte 


bes Seeraubs reinigt oder deſſen nicht überführt werden kann, 
jo bat der Commandant völferrechtlih für die Folgen der 
unrechtmäßigen Forderung aufzulommen, fofern das angehaltene 
Schiff nicht feiner Nationalität ift. 


. Staatörehtlih kann dem Commandanten eines Kriegsſchiffes 


die Pilicht, Kauffahrteifchiffe zu controliren, wirkliche Biraten- 
ichiffe zu bezwingen und verdächtige zu unterjuchen, auferlegt 
werben; ohne ſolche Inſtruction befteht für den Commandanten 
eines Kriegsihiffs ebenjowenig wie für den Führer eines Kauf- 
fahrteiſchiffs eine Nechtspflicht, fi mit der Jagd auf Piraten 
zu beſchäftigen. Nur das muß wohl anerkannt werden, daß 
die Betheiligung an der Bertheidigung eines von Piraten an- 
gegriffenen Privat» oder Kriegsichiffs, welche dem Kauffahrtei« 
ichiff als ein Recht der Nothwehr zufteht, für das Kriegsſchiff 
eine Ehrenpflicht ift, jofern e8 nicht durch ganz befondere Um— 
ftände daran verhindert wird. 


. Die erwähnten Regeln gelten für Begegnungen auf hoher See 


und mangels eines völferrechtlichen Vertrags; in fremden Küften- 
oder Binnengewäſſern fteht ſowohl Kriegd- wie Privatichiffen nur 
das Net der Nothwehr zu, ſoferne nicht ein weitergehendes 
Recht durch völferrechtlihen Vertrag eingeräumt ift. (Bgl. 
Vorläufige Inftruction für die Commandanten Deutjcher Kriegs- 
ichiffe in Betreff der Unterdrüdung der Seeräuberei in den 
Chinefifhen Gewäſſern, vom 20. Auguſt 1877.)®) 


Nach diefen Grundjägen ift Hier die beftrittene Frage des Anhalte- 


rechts praktisch zu beantworten. 


») Phillimore a. a. ©. ©. 412, 414, und Loccenius, De jure ma- 


ritimo lib. 2, cap. 3, $ 1. 


2) Deutjches Strafgejegbud, $ 53. 
2) Deutſches Handelsgejegbuh, Art. 523, 524, 708; Seemannsordnung, 


55 49, 51. 


) Deutſches Strafgeſetzbuch, $ 53, Ubi. 3. 
5) Berel3, a. a. D. ©. 69, 70. 
6) Perels a. a. D. 


Die Beftrafung des Seeraubs. 579. 
$ 110. 
Die Beitrafung de3 Seeraub3. 


Es iſt eine weit verbreitete Lehre, daß jedes Gericht zuftändig fei,') 
den überführten Seeräuber zu bejtrafen, und daß die Strafe für den 
Seeraub der Tod fei.?) Noch Bluntſchli?) lehrt, es könne das Piraten- 
Ihiff in jeden Hafen eines civilifirten Staates, nicht nothwendig des 
Nehmeftaates, gebracht und daſelbſt die Mannjchaft vor Gericht geftellt 
und bejtraft werden. Das betreffende Prifengericht entfcheide auch über 
Schiff und Gut. Dieſen Sätzen kann nicht beigetreten werden; nicht die 
Prijengerichtsbarkeit, jondern die Strafgerichtsbarkeit entfcheidet über den 
Geeraub und den Seeräuber; jelbjt wenn nad der Gejebgebung eines 
einzelnen Staates (nicht nad) der Deutjchen) das Schiff dem Ueberwinder 
als og. gute Priſe zugefprochen werden fünnte oder jollte, jo liegt doch 
fein Fall des Prijenrechts, fondern des Strafrechts vor, und für dieſes 
gibt es feinen allgemeinen internationalen Gerichsftand des Piraten, 
auch feinen Gerichtsjtand der Nachbarſchaft, wenn das Piratenjchiff etwa 
auf hoher See überwältigt und in den nächſten Hafen gebracht wird von 
einem Sieger, der einer andern Nationalität angehört als Schiff und 
Pirat. Mit allgemeinen Erwägungen, wie mit der der Feindichaft der 
ganzen Welt (Phillimore und die meiften Undern)*), wird fein Straf- 
gericht irgend eines Landes zuftändig gemacht, und internationale Gerichte, 
die eine Competenz über den Seeraub hätten, gibt es nicht, für das 
praktiſche Völkerrecht bleibt nicht3 anders übrig, als anzuerkennen, daß 
die ftaatlichen Gerichte, welche mit der Beftrafung befaßt werben follen, 
ihre Competenz nad) dem Rechte ihrer Staaten fejthalten. Daſſelbe ift 
in Bezug auf die auszufprechende Strafe zu jagen. Wenn die Völker— 
rechtslehrer conftatiren, daß früher der Seeraub mit dem Tode — 
Ertränfen im Meere,?) Aufhängen an der Raa — beitraft wurde oder 
fih in Erwägungen über die Zwedmäßigfeit und Nothwendigfeit der 
Tobesjtrafe für Seeraub ergehen, jo überjchreiten fie ihre Competenz. 
Nah heutiger Auffaffung des Strafreht3 muß jeder Beltrafung ein 
Strafanſpruch zu Grunde liegen, und einen folchen hat nur ein Staat. 
Für die Competenz der aburtheilenden Gerichte, ſowie die wegen Gee- 
raub zu verhängende Strafe ift demnach das locale Strafrecht maßgebend. 
(Für Deutſchland Neichsitrafgefegbuh SS 249, 250, 251: Raub durd) 
vier Momente complicirt: Waffen, Bande, offene See, jchwere Menjchen- 
verlegung. — Bgl. Franzöfifches Gejeg vom 10. April 1825.) Wenn 
Binding?) jagt: „Das Net, den auf friiher That überwältigten See— 
räuber fofort vom Leben zum Tode zu bringen, iſt als ein echtes Straf- 
recht nicht zu Halten“, fo ift zu bemerken, daß ein jolches Recht, abge- 
jehen von den Fällen der Nothiwehr, überhaupt nicht bejtcht, auch nicht 
Kriegsſchiffen zufteht. 
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") Phillimore a. a.D. ©. 411. 

) Ortolan a. a. D. Bd. I, ©. 251; Heffter-Geffden a. a. O. ©. 
224, Anm. 5; Heffter, $ 104; Loccenius a. a. ©. lib. II, cap. II, $ 8. 

9) Bluntſchli, a. a D. ©. 346. 

) Vgl. die von Zorn a. a. O., Anm. 233, angeführte Literatur. 

5) So ertheilte Kaifer Sigismund im Jahre 1412 dem Fürften von Savoyen 
mit der Gerichtöbarfeit auch das Recht piratas mari submergendi. Cod. jur. 
gent. dipl. edd. Leibnitz, Tom. I, Urk. Nr. CXXIV. 

9) Binding a. a. O., 8 79, Anm. 6. 


S ı11. 
Das jus postliminii der Reprije. 

Eine vielbeftrittene Frage war früher die, ob das einem Piraten 
abgenommene Schiff und deſſen Ladung (die Reprife) dem früheren Eigen- 
thümer wieder zuzuftellen oder ob es zu confidciren oder ob es dem 
Befieger des Piraten (dem Repreneur) zu überweifen jei. Die Spanifche, 
Franzöſiſche, Niederländifche und Venetianifche Praris des 17. Jahrhun- 
dert3 weiſen die Reprife dem Nepreneur als Belohnung für die Be— 
fiegung des GSeeräubers zu, und in diefem Sinne fpricht fich insbejondere 
ein Urtheil des Parifer Parlaments vom 24. April 1624 aus, welches 
die einem Algierifchen Piraterr abgenommene Neprife nicht dem früheren 
Eigenthümer, jondern dem Repreneur zumwied. Auch Hugo Grotius 
und fein Commentator Barbeyrac Halten dieſes Princip für richtig, 
jedoh nur unter der Vorausfegung, daß der beraubte frühere Eigen- 
thümer und der Repreneur Unterthanen defjelben Staates find. War 
das wiedergetvonnene Gut vor dem Seeraub Eigenthum eines Ausländerg, 
jo kann es nicht zur Belohnung für den Repreneur verwendet werben, 
denn ein Fremder braucht fich nicht gefallen zu laſſen, daß auf eine 
Koften Belohnungen ertheilt werden. Gegen diefe Auffafjung wendet 
ih Loccenius (a. a. D.) mit den Worten: 

„Ea quae piratae nobis eripuerunt, non opus habent postliminio: 
quia ius gentium illis non concedit, ut jus domini mutare possint, arg. 
1. 24, 1. 27. D. de captiv. et postlim., quo innixi, Athenienses Halonesum, 
quam ipsis praedones praedonibus Philippus eripuerat, ut redditam a 
Philippo non ut donatam volebant aceipere.“ 

Schon die Ordonnance de la marine dom Auguft 1681 und ein 
Franzöfifches Decret vom 2 Prairial an XI. Art. 56 theilen jedoch die 
Neprife dem früheren Eigenthümer zu, und dies iſt geftübt auf den 
privatrechtlich und völferrechtlich richtigen Sat: pirata non mutat domi- 
nium (Pirate ne peut changer le domaine), auch das richtige Princip (f. oben 
$107a.€...), von welchem nad) Hautefeuille und Ortolan nur dieSpa- 
nische Praxis noch in neuerer Zeit abweichen joll. Die mit diefem Gegenstand 
fich befchäftigenden internationalen Verträge fprechen meift ebenfalls dieſe Refti- 
tutionspflicht aus, wenn auch mitunter nıit einem Abzug (Droit de recousse).*) 


1) Hautefeuille a. a. O. 


Bölkerrechtliche Verträge in Betreff des Einjchreitens gegen GSeeraub. 581 
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Volkerrechtliche Verträge in Betreff des Einſchreitens 
gegen Seeraub. Der ſog. uneigentliche Seeraub. 


Durch Verträge der Staaten untereinander kann an den beſtehenden 
einfachen völkerrechtlichen Verhältniſſen ſelbſtverſtändlich geändert werden. 
Solche Verträge beziehen ſich auf die Geſtattung des Anhaltes und 
Durchſuchungsrechts, auch des Verfolgungsrechts in Küftengewäffern oder 
zu Lande, ferner auf Feftitellung des Begriffes des Seeraubs, der Eom- 
petenzen der Gerichte, dad Schidjal des dem Seeräuber abgenommenen 
Guts und auf die Beitrafung des Seeraubs überhaupt. (Vgl. Ortolan, 
Bd. J. ©. 261 ff.; ferner den Hanbdelsvertrag zwiſchen Deutfchland und 
Ehina, Art. 33; den Handelävertrag zwijchen Deutichland und Siam, 
Art. 11; Phillimore I. ©.427, 428.) Mit folhen Verträgen find 
die in früheren Beiten mit den Barbaresfen-Staaten abgefchloffenen 
Schußtributverträge nicht zu verwechſeln. Dieſe find glücklicherweiſe 
jest unpraktiſch gemworben.!) 

Neben dem Heutzutage glüclicherweife immer feltener werdenden 
Seeraube im eigentlichen und echten Sinne des Wortes jpriht man auch 
von uneigentlihen Geeraub und meint damit folgende Fälle: 1) bie 
Kaperei, wenn diefelbe auf Grund mehrerer Kaperbgiefe, nämlich zweier 
gegen einander friegführender Parteien getrieben wird, dann 2) den 
Sflavenhandel, infofern Verträge diefen dem Seeraub gleichjtellen, ferner 
3) die unbefugte Führung einer Flagge und die Ausübung von Gewalt: 
acten unter dieſer Flagge (Fälle diefer Art zählt namentlich Perels 
a. a. O. ©. 127 auf); 4) Meuterei und jedes zur See begangene 
Verbrechen, welches, wenn zu Lande begangen, mit dem Tode beftraft 
würde (Nordamerikaniſche Praris).?) 

Mit Recht wendet fih Geffden, der auch den neuen von Oeſter⸗ 
reich gemachten Vorſchlag, die Beichädigung internationaler Telegraphen- 
fapel al3 Seeraub zu behandeln, tadelt, gegen diefen Sprachgebrauch; 
es ſoll mit diefem — 3. B. im Sinne bes Duintupelvertragg vom 
20. December 1841 — nur gejagt fein, daß für die als uneigentlichen 
Seeraub bezeichneten Handlungen diejelbe Strafe wie für Seeraub aus— 
zujprechen ſei; allein es bürfte Doch bedenklich und jedenfalls incorrect 
—* die Identität der Strafe durch die Identität des Delicts aus— 
zudrücken. 


— 


') Perels a. a. O. ©. 128 und bie in Anm. 2 angeführte Literatur. 
2) Geffden a. a. D. ©. 224, Anm. 7; Bereld a. a. O. ©. 126 fi. 
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Erſtes Kapitel. 


Die rechtlichen Grundlagen für die Stellung des Individuums 
innerhalb der Stantengefellfchaft. 


$ 113. 


Die principielle Bedeutung der Staatsangehörigfeit 
für das Syftem des Völkerrechts. 


Literatur und Berweifungen: Handbuch, Bd. I, 8 17, 18. — Hefiter- 
Geffden, 8 8 ff. — v. Holkendorff, PBrineipien der Politik, ©. 148 ff. 
— Bulmerincg, Syſtematik des Völkerrechts. — Geyer, Ueber die neuefte 
Geftaltung des Völkerrechts. Innsbruck 1866, p. 20 fi. — Frider, Das 
Problem des Völkerrechts. Tüb. Zeitjchrift, Bd. 28 u. Bd. 34. — Mohl, 
Staatsrecht, Völkerrecht und Bolitit I. — Martend-(Bergbohm), Völker⸗ 
recht, Das internationale Recht der civilifirten Nationen, I. 8 87. 


Sowie nur derjenige Theil der Erboberfläche innerhalb des Staaten- 
lebens als befriebetes Gebiet nah allen Richtungen Hin unter die 
Wirkſamkeit des modernen internationalen Verkehrsrechts fällt, welcher 
fih als territoriale Grundlage eines rechtlich geordneten Staats- 
wejend darjtellt, jo fteht auch nur derjenige Menſch ımter den Ber- 
kehrsnormen des — in dieſem Sinne lange Zeit ausschließlich „europätfch“") 
genannten — Völkerrechts, welcher fi ald Glied eines rechtlich und 
ftaatlih geordneten Verbandverhältnifies darftellt. Die and anderen, 
fagen wir niedrigeren Sphären des menfchheitlichen Lebens hervorge- 
gangenen Individuen (Nomaden, Halbwilden, Wilden zc.) werben, mitten 
in das Verkehrögetriebe der anderen Staaten hinein gejegt, jeiten® der 
legteren gewiß auch der Wohlthaten der durch die Rüdfichten auf die 
eigene fittlihde Entwidlung, durh die Forderungen der Religion, 
der Moral zc. geſetzten Recht3- und Schußeinrichtungen theilhaftig werben, ?) 
allein von einer Geltung völkerrechtlicher Normen, wenigſtens unferer 
Bölferrehtönormen, kann in Anjehung der Genannten nicht eigentlid) 
die Rede fein. 

Das Völkerrecht, als das internationale Verkehrsrecht höherer Ent- 
widlung, beruht feinem Weſen nach auf einem alljeitigen ausdrüdlichen 
oder doch mit Gewißheit vorauszujegenden verfehrsrechtlichen Einver- 
ftändniß innerhalb eines bejtimmten Staatentreifes und auf der 
Meberzeugung des letztern, daß jeder feiner Theile unter gleichen Um— 
jtänden diejelben Impulfe, jo und nicht ander® zu handeln, empfinden 
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werde und auch bereit? zur Zeit durch gleiche oder verwandte rechtliche 
Anschauungen beherrſcht werde.?) 

Hier Liegt die praktiſche Nutzanwendung des oben (Handb. Bd. I, $ 17) 
aufgeftellten, daS Berhältniß des Völkerrechts zur Völfermoral be- 
ftimmenden Lehrſatzes, daß ſich die völfermoraliichen Pflichten in gegen- 
ftändliher Richtung über das der Herrjchaft des Völkerrechts unterworfene 
Gebiet und über die internationalen Rechtspflichten hinaus erftreden: 

Wenn die Vorjchriften des Rechts, jagt v. Holkendorff (a. a. O.), 
unter den Verkehr pflegenden Nationen. nothwendig eine Gemeinjamkeit 
der Recht3vorjtellungen von dem Weſen der Gegenfeitigfeit in den 
ftaatlihen Bezichungen zur Vorausfegung haben, jo erkennt der höher 
gelittete Staat außerdem noch den Beſtand fittlicher Verpflichtungen auch 
in jeinem Verhalten gegen Barbaren an.t) 

Lediglich mittelſt dieſer Firirung der Rechtsſtellung des Individuums 
innerhalb des Völkerlebens bleiben wir dem zum endlichen Durchbruche 
gelangten Rechtsprincipe getreu, daß lediglich die Staaten als Subjecte 
des internationalen Rechts gelten können, daß ſie in ihrer Gemeinſchaft 
die ihnen geſteckten Aufgaben verfolgend die Factoren ausmachen, die den 
internationalen Rechtsverhältniſſen Richtung und Inhalt geben. 

Für die Zwecke principieller Klarftellung der uns hier bejchäfti- 
genden Frage gewinnen wir fomit aus den aufgeftellten Vorderſätzen das 
Refultat, daß die Individuen nur als Angehörige ftaatlich gegliederter 
Gemeinmwejen an dem rechtlich geordneten Verkehr theilnehmen; nicht 
aljo, wie. zahlreiche Autoren behaupten und jüngft auh Martens: 
(Bergbohm) betonte, als Menfchen überhaupt kraft der „unveräußer- 
lichen Menfchenrechte, welche auch im Bereich der internationalen Be— 
ziehungen geachtet werden müfjen“. Die „internationalen Beziehungen“ 
jtehen eben keineswegs blos unter der Einwirkung des Völkerrechts, 
nicht alle Impulje der menfchlihen Natur, die bier mwirkfam werben, 
find dem Völkerrecht entfprungen oder können je völlig in demſelben 
aufgehen. 

Die Kategorie der Menfchenrechte ober Urrechte kann zudem auch 
innerhalb des internationalen Verkehrs feineswegs als ficheres Ordnnungs« 
prineip gelten. Die von den verichievenen Autoren verjchieden normirten 
„jedem Individuum im Bereiche des Internationalen gebührenden Grund- 
rechte und unveräußerlichen Anſprüche“, wie das Recht auf. Eriftenz und 
Ausbildung der phyſiſchen Perſon, auf Gewerbe- und Handelsbetrieb, 
der Anſpruch vom Staate in den nothwendigften Bedürfniffen unterjtügt, 
zum vernünftigen Menſchen erzogen zu werden Geffter), das Recht 
auf alle Hilfsmittel, die ein Land zur Bildung und Befriedigung der 
höheren äſthetiſchen Bedürfniſſe des Menſchen bietet, als da find: 
Schulen, Bibliotheken, Muſeen (Martens) ꝛc. ꝛc. — alle dieſe in 
Optativen ſich bewegenden Ausführungen verlaſſen vollſtändig das 
Gebiet des juriſtiſch Zuläſſigen. Sie laſſen den ganzen Staat und 
ſeine das Nothwendige und Mögliche ſetzende Kraft außer Anſatz, 
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um ihn dann erſt mühfelig wieder aus dem Chaos fosmopolitifcher 
Ideenreihen heraustreten zu lajjen. Denn feiner der Autoren, die dieje, 
die Einheit des realen Völkerrechtsſyſtems empfindlich ftörende Materie 
mit unverfennbarer, aus idealer Gefinnung entjpringenden Vorliebe be- 
handeln, kann fich der Einficht verfchließen, daß alle die behaupteten und 
befämpften Ur-Menjchenrechte zu einer Wahrheit, zu einem rechtlich ge- 
ordnieten und geſchützten Inſtitute doch nur erjt im Staate und durch 
den Staat werden. 

Von wenigen Ausnahmen abgejehen — vgl. Heffter $ 14 — 
ift zur Zeit allerdings kaum: mehr ftreitig, daß wir unter den Subjecten 
des Völkerrecht lediglich die Staaten und, was übrigens jelbjtverjtändlich 
ift, Staatencombinationen zu verjtehen haben. (Vgl. hierzu Bulmerincq’s 
zutreffende Ausführungen in dejien Syſtematik des Völkerrechts.) Es ift 
daher jedenfall widerfpruchgvoll, wenn Martens a. a. O. die Einzel- 
perfonen wohl „nicht für directe Subjecte des Völkerrechts“ erklärt, 
ihnen aber dennod im Gebiet der internationalen Beziehungen bejtinmte 
„Rechte“ fichert, entipringend 1) aus der menjchlichen Perjönlichkeit an 
fih, und 2) aus der Stellung diefer Perjonen als Unterthanen eines 
Staates. Es fehlt der jcheinbaren Eintheilung an einem inneren Unter: 
iheidungsprincip; wenn nah der ausdrüdlihen Thefe Martens: 
(Bergbohms) Tediglih Staaten der Subject-Charakfter innerhalb des 
Völkerrechtsverkehrs zufteht, können nicht gleichzeitig auch außerhalb 
des Staatenverbandes jtehende Individuen Rechtsjubjecte im inter- 
nationalen Verkehr fein. Menſchen der genannten Art mögen kraft 
ftaatlihen Recht? innerhalb der einzelnen nationalen Rechtsordnungen 
auf weitreichenden Schutz zählen fünnen, für das internationale, mit 
organifirten Völkerſchaften operirende Recht (Vertrags: und Gewohn- 
. heitsrecht) exiſtiren diefelben nicht, oder noch nicht als Träger bejtimmter 
juriſtiſcher Befugniffe.’) 


Y Heffter hielt allen Bedenken zum Troß die Bezeichnung allezeit aufredit. 
Bergegenwärtigen wir uns, daß der Ausdrud einen bejtimmten geiftigen Gehalt 
andenten und nicht einer geographiih räumlichen Abgrenzung dienen will, dann 
ift das von Geffden zu $1 bei Heffter geltend gemachte Bedenken gehoben und 
bie Gefahr vermieden, die in der Ausbreitung der von Bluntjchli aufgeftellten 
Lehre liegt, wonach das räumliche Herrſchaftsgebiet des Völkerrechts die ganze 
Erbdoberflähe umfafje, ſoweit fi auf ihr Menſchen berühren. 

2) Giehe Hierzu Yallatti, Ueber das Völkerrecht der Wilden und Halbwilden. 
Tübinger Zeitſchrift f. d. gej. Staatsw. 1840. 

) Heffter-Geffden, 82. Bei Lorimers, The Institutes of International 
Law, jehr zutreffende Ausführungen über tke normal and abnormal relations 
of States ſ. p. 5 ff. 

4) Gerade die Ueberſpannungen der Argumentationen, melde in Anlehnung 
on das Fichte'ſche Wort von ber Gleichheit alles deſſen, was Menſchen⸗ 
angejiht trägt, zu einer wiſſenſchaftlichen Conftruction des Wölferredhtö als 
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eine hoch über den Staaten fchwebenden und bon ihnen unabhängigen Welt- 
bürgerrecht3 vorzudringen glaubten, haben der Ausbildung des juriftifchen Kerns 
bes Völlerrechts empfindliche Hinderniffe bereitet. Man vgl. z. B. Oppenheim's 
Philoſophie des Rechts und der Gejellihaft über die „Idee des Völlerrechts“, 
S. 162 ff, Rotted und Welders Staatdlericon: „Menſchheit“, „Völkerrecht“ :c. 
Erft der in unferer jüngften Zeit in Lehre und Gtaatenprarid vorgenommene 
enge Anſchluß des Völlerrechts an das Syſtem des öffentlichen Rechts der Staaten 
und an bejtimmte dem mehrjtaatlihen Verkehr zugewandte Zweige der innern 
Verwaltung, fomit die Beſchränkung feiner jahlihen und räumlichen 
Eompetenz hat das internationale Recht eine in feiner früheren Epoche erlangte 
Bedeutung und praftiihe Wirkſamkeit gewinnen laſſen. 

°) Auch der von Martens, Heffter u. A. verſuchte Hinweis auf den Kampf 
gegen die Sklaverei gibt feinen Beweis ab für die rechtlihe Wirkjamfeit jener 
abftracten Lehrſätze. Mit Necht macht v. Holgendorff (Bd. I. S 61) darauf 
aufmerkſam, daß auch jener Kampf nur theil3 mit Hülfe der rechtlichen Be— 
ziehungen zwijchen Europäifchen Regierungen und Afrikaniſchen Negerftämmen, 
theil3 kraft völferrechtliher Verträge ber feefahrenden Culturvöller unter einander 
zu greifbaren Rechtsreſultaten führte. S. Hierzu auch Gareis im II. Bd. diejes 
Handb. $ 102 Fi. 
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Die Staat3angehörigkeit al3 Vorausſetzung 
des Völkerrechtsindigenats. 


Literatur und Verweifungen: Handbuh Bd. J. 8S 15f. — Hamaler, 
Das internationale Privatredht, ©. 14 ff. — Laurent, Droit civil inter- 
national, T.1 p. 7 sqns. — Phillimore, Commentaries T. IV. p.770 sgns. 
— Bluntſchli, Die Bedeutung und Fortſchritte des modernen Völferrechts. 
(Sammlung wiſſenſch. Vorträge, Heft 2.) Für die von ber völferrechtlichen 
Literatur bisher wenig behandelte, principielle Seite der Frage: Abolf Tren- 
delenburg, Rüden im Völkerrecht, in Anlehnung an Kant's philofophiichen 
Entwurf zum Emigen Frieden. — Ferner: Savigny, Syſtem des heutigen 
Röm. Rechts, Bd. VIII. — Mohl, Die Pflege der internationalen Gemein- 
ihaft ald Aufgabe des Völferrehts. — Bulmerincq, Bölterredt, $ 4 u. ff. 


Die Einheit der völferrechtlich wirkenden, in der gemeinfamen und 
wechjelfeitigen Pflege des Völkerverkehrs ftehenden Staaten macht die 
Staatengejellihaft aus. Die Zugehörigkeit zur völferrechtlichen 
Nechtsgemeinfchaft begründet für den einzelnen Angehörigen der Verkehrs. 
ftaaten das völferrehtlihe Indigenat, dafjelbe ift an fich jo wenig 
unverträglich mit der ftaatsrechtlichen Zugehörigkeit zu einem Bundesftaate 
oder zu einem Einheitsſtaate, wie etwa das Staatöbürgerredht mit dem 
Gemeinde- und Ortsbürgerrecht oder der Provinz, Kreis, Grafichafts- zc. 
angehörigfeit. 
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Diefe® dem rechtlihen Verkehr zugewandte Völkerrechts-In— 
digenat bedeutet jomit lediglich die Zugehörigkeit zu einer Gruppe überein- 
ftimmender, von Staaten gehandhabter Verhaltungsnormen und ift von 
dem Idealgebilde des „Weltbürgerrechts” ebenfo verjchieden, wie Die 
lediglih durch das Bindemittel des Verfehröbedürfnifies zujammen- 
gehaltene moderne Staatengefellfhaft von der „eivitas maxima* Wolff’s 
oder ber civitas gentium in Kant's Ewigem Weltfrieden.') 

Hier ift Die Stelle im Syſtem der Lehre, wo zahlreiche von ber 
Staatenpraris feitgehaltene und ausgebildete Inſtitute ihre principielle 
Begründung finden. Was bedeutet die formelle oder durch thatjächliche Ver- 
fehröverbindung vorgenommene „Anerkennung“ der in fernen Welttheilen 
gelegenen neuen Staaten: Congo, Liberia 2c., die Aufnahme des mohamme- 
daniſchen Kaiſerreichs in die Gemeinjchaft der europäifchen Staaten (1856), 
u. ſ. w. andered, als die Anerkennung deifen, daß diefe Staatenbildungen 
fortan als ſolche angefehen werben, welche fi in ihrem Verhalten den 
Ungehörigen der anerfennenden Staaten gegenüber durch wejentlich 
übereinjtimmende, aus den Bebürfnifien des Verkehrs (societas) abgeleitete 
Principien beſtimmen lafjen.?) 

Die Zugehörigkeit zur völkerrechtlichen Rechtsgemeinſchaft — wir 
gebrauchen hierfür mit den oben angedeuteten einem mißverſtändlichen 
Gebrauche des Wortes vorbeugenden Beſchränkungen den Ausdruck: 
Völkerrechtsindigenat — iſt demnach nicht aus der „allgemein menjc- 
lihen Natur” fließend, jondern von dem Mitgliedfchaftsverhältnig in 
einem jtaatlichen Verbande bedingt. Die rechtlich geordnete Mit- 
gliedfchaft in einem ftaatlichen Gemeinwejen bildet nım die Staatsan— 
gehörigfeit des Jndividuums oder nad) einer keineswegs ganz zu— 
treffenden aber gebräuchlich getvordenen Terminologie deſſen Staats- 
bürgerſchaft.ꝰ) 

Dieſe Eigenſchaft des Individuums kommt ſomit völkerrechtlich in 
Betracht als wichtigſtes Gliederungsmittel, als Ordnungsprincip für die 
rechtliche Organiſation der Menſchheit. Die beiden Erſcheinungen ver— 
halten ſich zu einander, wie das Mittel ſich zum Zweck verhält; oder 
mit anderen Worten: die Staatsangehörigkeit bildet den Durch— 
gangspunkt, den das Individuum erreicht haben muß, um in 
das Licht völkerrechtlicher Betrachtung zu gelangen. 

Dieſe Mitgliedſchaft des Einzelnen gewährt nun der rechtswiſſenſchaft⸗ 
lichen Betrachtung mehrfache Seiten; zunächſt geben die mit dieſer Mit- 
gliedichaft ausgeftatteten Individuen die perfönliche Grundlage des Staates 
ab, aus ihnen empfängt er die idealen und materiellen Kräfte zur Aus« 
führung feiner ftaatliden Aufgaben, mit ihnen wird er aber zugleich 
auh im internationalen Verkehr wirkſam. Alle die Mitgliedichaft 
betreffenden Beziehungen zwijchen dem Staate und jeiner Bevölkerung 
find alfo nicht blos ftaatsrechtlich, jondern auch völferrechtlich relevant.*) 

Die beweglichen Elemente des Staates — Die die eigenen und 
fremden Staatögrenzen überjchreitenden Theile der Staat3bevölterung, — fie 
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ſind es, die durch ihre phyſiſche Ortsveränderung das juriſtiſche Pro— 
blem des internationalen Verkehrs ſchaffen. Durch das Verlaſſen des 
eigenen Heimathsbodens und durch den Eintritt in ein fremdes Staats— 
gebiet überſchreiten ſie die Umfaſſungslinie, innerhalb welcher ſich ein 
ſonſt von fremdnationalen Elementen unberührtes Volksleben auf 
eigenem Boden, kraft eigenen ſtaatlichen Rechts abſpielen würde. Dieſer 
Zuſtand der Iſolirung iſt aber mit der Geſchichte der Menſchheit un— 
vereinbar; der letztern Entwickelung beruht nicht auf einer Tautologie der 
Staaten und Völker, die ſich überall gleichförmig und zuſammenhangslos 
wiederholt, ſondern umgekehrt auf der, Verſchiedengeartetes verbindenden, 
rechtlichen Organiſation der Staaten. Dieſe wieder iſt gegeben in den 
das Staatsrecht der einzelnen Gemeinweſen ergänzenden Normen, welche 
die aus jener Ortsbewegung entſtandenen, über die Grenzen des ein— 
zelnen Staates hinausragenden Beziehungen zum Gegenſtande recht- 
licher Ordnung zu machen bejtimmt find. 

Jene Normen geben in ihrem ſyſtematiſchen Zuſammenhang und in 
richtiger Kombination der beiden dem ganzen Berhältniß zu Grunde liegenden 
Begriffe: der ftaatlihen Territorialhoheit — des ungeftörten Schaltens 
auf eigenem Gebiete, — und der Berfonalhoheit — der ftaatsrecht- 
lichen Untertverfungen aller Staatöglieder unter die ftaatliche Willens» 
fphäre — den Rahmen ab, in welchem dad Fremdenrecht feine den jeweiligen 
Eulturzuftänden angepaßte pofitive Gliederung und Ausgeftaltung empfängt.°) 

Wenn nun hierauf bezüglich auch mit Recht behauptet worden ift, daß 
Fremde zur Staatögewalt nur infoweit in Beziehung gelangen, als fie 
in deren räumliche Sphäre nnd fomit in ihr beſonderes Rechtögebiet 
eingetreten find,®) und wenn auch weiter vollfommen zuzugeben ift, daß 
e3 feinen allgemein gültigen Rechtsgrundfaß giebt, nach welchem mit 
Beitimmtheit und unbedingter Gültigkeit für alle Staaten gejagt werben 
fönnte, welche Rechte und Pflichten im Einzelnen für Fremde beftehen 
und welche nicht, — jo wird ſich die Völkerrechtslehre doc kaum der 
Unterfuhung 1) der Praejudicialfrage entziehen können: welche im 
internationalen Verkehr ftehenden Perſonen können ald Angehörige eines 
bejtimmten Staates gelten, welche Vorausjegungen vermögen diefe Mitglied- 
ichaft zu begründen, zu unterbrechen und aufzuheben. Sie wird ferner 
2) nicht wohl überjehen dürfen, Daß der hier al3 fremder geltende, ber 
Territorialhoheit Unterliegende nach einer andern Richtung Hin unter dem 
Bande der Perjonalhoheit eines andern Staatsweſens fteht, die gleichfalls 
rechtliche Folgen bewirken will. Und fie wird 3) auch die Bedingungen 
in ihrem Wefen und ihren Wirkungen prüfen, unter welchen der Fremde mit 
feiner Perſon oder feinen rechtlichen Verhältniffen in dem Meachtbereich 
de3 fremden Staates zugelaffen wird, ſowie die Umftände rechtlicher Natur, 
welche diefe Stellung des Fremden zur Staatsgewalt zu feinen Gunften oder 
Ungunjten zu modificiren oder gänzlich aufzuheben vermögen. 

Dem Borausgeichidten nach wird daher, unter Heranziehung aud) 
der anormalen Erjcheinungen im internationalen Staatenleben, Die 
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nachfolgende Behandlung den Stoff des völferrechtlichen Verkehrs der Perſonen 
in vier Gruppen vertheilt zur Darftellung bringen. Wir betrachten unter: 
A. die Staatdangehörigfeit im internationalen Berfehr, ihren Erwerb 
und ihren Verluft; 
B. die rvechtlihe Stellung der im Auslande befindlichen Staats— 
glieder zur heimifchen Staatögewalt; 
C. die rechtlihe Stellung der Fremden zur Territorialhoheit des 
Aufenthaltsftaates, 
und endlich unter 
D. die innerhalb des vorjtehenden Syſtems anormale, perjönliche 
Rechtsstellung Einzelner im internationalen Verkehr. 





1) Die im Jahre 1795, jomit in den ftürmifch bewegten Zeiten des Baieler 
Friedens verfaßte Schrift fieht das „Iehte Ziel des ganzen Völkerrechts“ im der 
Herftellung eines weltbürgerlichen Neiches des ewigen Friedend. Die Gegengrünbe, 
die Kant jelbft gegen diejen „Chiliasmus“ der Bhilojophie geltend macht f. in feiner 
Schrift: „Idee zu einer allgem. Geſchichte in weltbürgerlicher Abſicht“ (Werke Bb.VII). 

?) Daß diejelben aus hiftorijchen, ethnologiſchen, religiöjen ıc. Beftimmungs- 
gründen zu jeweilig verjchiedenen gewohnheitlichen und legislativen Ausprägungen 
gelangen, ift eine unvermeidliche Folge der in der Menjchheit ſelbſt liegenden Mannig- 
faltigfeit der Anlagen. Dieje Erjcheinung ift aber ebenjowenig beweisträftig gegen 
bie bee des Völkerrechts wie etwa gegen die Idee des Rechts überhaupt. — Laurent: 
„Liideal n'est point que toutes les nations aient un même code des lois: 
cette unit& absolue serait un faux ideal; la vraie unit& consiste à respecter 
les diversit&s nationales, sauf ä &tablir des regles, reconnues par tous les 
peuples, pour &viter les conflits auxquels donnent lieu les lögislations par- 
ticulieres.“ ‚Droit civil intern. I. p. 42 et III. p. 435. 

2) Die Unterfchiede zwiſchen Staatöbürgerreht und Gtaatsangehörigfeit 
liegen im verfchiedenen Ausmaß der politiihen Befugniffe, mit welchen das Indivi—⸗ 
duum durch jein heimathliches Verfaſſungs und Verwaltungsrecht ausgeftattet werben 
kann. Ueber bie ftantsrechtliche Bedeutung der mannigfachen hier in Betracht fom- 
menden Ausdrüde: Unterthan, Eitoyen, Sujet, Citizen zc. ſ. v. Martitz, Das 
Recht der Staatsangehörigkeit im intern. Verkehr. (Hirths Annalen 1875, ©. 7% ff.) 

) Die im Tert entwidelte Auffafjung fteht in völligem ſyſtematiſchen Ein- 
Hang mit der oben (Handbuch Bd. I. $ 15) von v. Holtendorff über das 
Berhältniß des Völkerrechts zum Staatsrecht gegebenen Darftellung, bie ſich 
zu den brei Sätzen zufpigt: Staatsrecht und Völkerrecht bedingen ein- 
ander wiljenjhaftlid; das Völkerrecht ſetzt begriffsmäßig das 
Staatsrecht voraus; und endlich: Das Gtaatsreht der Gegen- 
wart jet aber aud zu feiner vollen praftijhen Wirkſamkeit das 
Böllerreht voraus. — In gleihem Sinne Phillimore (T. IV. p. 775): 
„Ihe true end of International Law the welfare and safety of individuals as 
members of States,“ 

°) Ohne den methodiihen Werth des von Bulmerincq zur Erflärung 
diejer ausgleihenden Yunction angenommenen Syſtems ftaatlicher „Eoncejfionen“ 
verfennen zu wollen, fönnen wir doch nicht umhin, ben von ihm behaupteten 
Bufammenhang diejer Eoncejfionen mit der Idee der ftaatlidhen Souveränetät 
aus dogmatijchen wie aus hiftorijchen Gründen in Abrede zu ftellen. Bulme- 
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rincg meint nämlih: Die äußere Souveränetät ber Staaten der internationalen 
Rechtsgemeinſchaft habe für ihre drei Hauptfunctionen: den Vertragsabjchluß, das 
Gejandtihafts- und Kriegsrecht ihr Grundgefeg im Völkerrecht. Die innere Souve— 
ränetät biejer Staaten habe zwar für ihre drei Hauptfunctionen: die Gefeggebung, 
Juſtiz und Polizei ihr Grundgeſetz im Staatsrecht, müffe aber in Ausübung der- 
jelben Rüdfiht nehmen auf die Gemeinjchaft und zur Verwirklichung berfelben 
ihr Conceffionen gewähren, deren Art und Maß das Völkerrecht oder internatio- 
nale Recht zu regeln habe. Aus biefen Vorderſätzen fließt nun Bulme- 
rincq (Bölferreht S. 207): „So ift denn nicht blos die äußere, jondern auch 
innere Souveränetät der Staaten der internationalen Rechtsgemeinſchaft gebunden 
an die Satungen bes Völkerrechts, und wird der Staatenfrieben wejentlic dadurch 
verbürgt, daß die Staaten diefe Sabungen durch das objective internationale 
Nechtsprincip und nicht durd) das fubjective Souveränetätsprincip beftimmen lafjen 
und fi) jenen Satzungen gemäß verhalten.“ — Dem gegenüber glauben wir daran 
fefthalten zu jollen, daß fich die Eoncejfion entweder als ausdrückliche Willens- 
bindung fraft eigenen Rechts des Staates darftellt, materiell und formell uns aljo 
nicht über die traditionelle Rechtsfigur bed Stantövertrages hinaus führt, melde 
doch gerade vollberechtigte Staatsfubjecte vorausſetzt; oder aber die Conceifion 
erweift fich als jtillfchweigende Duldung der Orbnung eines Thatbeftandes, eines 
Lebenöverhältniffes durch eine frembftaatlihe Norm, weil ber diesjeitige Staat 
ſelbſt hierfür eine eigene Willensäußerung nicht ergehen ließ. Alſo auch hier ift 
die Souveränetät des buldenden Staates in Teiner Weije in Frage, fie ift viel- 
mehr geradezu Borausjegung und Bedingung für die Kraft jener, in ihrer ausfüllenden 
und vermittelnden Natur für nothwendig erfannten, völferrechtlichen Gemohnheitsfäge. 

°%) ©. hierzu und zum Folgenden die Ausführungen Seydel’3, Bayeriſches 
Staatsrecht, Bd. I. ©. 517 ff. 572 ff, v. Gerber, Grundzüge eines Syftems 
des Deutichen Staatsrechts, $ 11, Laband, Staatsrecht des Deutichen Reiches, I. 515. 


Zweites Kapitel. 


Die Grundformen des völkerrechtlihen Verkehrs der Perfonen. 
$ 115. 
A. Die Staat3angehörigfeit im internationalen Verkehr. 
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Wenn die Mitglieder eines Staates unter die Territorialhoheit 
eines andern treten, dann bildet die Frage nad) der Staatsangehörigkeit 
des Einzelnen!) innerhalb des internationalen Verkehrs den Gegenstand einer 
Ctatusunterfuhung, da alle weiteren Nechte und Pflichten des Indi— 
viduums in mannigfachen Abjtufungen von der Beantwortung der auf 
die Etaatsangehörigkeit bezüglichen Vorfrage abhängig find.?) 

Erjtere können in ihrem Umfange nur dann firirt werden, wenn 
leßtere ficher ermittelt ift. Bei einer näheren Betrachtung dieſes Ver— 
hältnifjes drängt fi uns nun die Wahrnehmung auf, daß die Prüfung 
der das Individuum umgebenden Normencomplere ein für das inter- 
nationale Verkehrsrecht bejonders wichtiges doppeltes Ergebniß liefert. 

Aus dem Status ergiebt fi nämlih die Erkenntniß über Die 
rechtlihe Fähigkeit oder Unfähigkeit des Individuums 

a. zur Vornahme rechtögültiger Acte überhaupt und 

b. zur Bornahme des Rechtsactes im Bejondern, mit deſſen Hülfe 

das Individuum aus dem Kreife der feinen bisherigen 
Status beftimmenden Normen heraus und in einen 
andern eintritt. 

Daß wir hier nicht zwei gleichtwerthige, nicht coordinirte Begriffs. 
reihen vor uns haben, iſt offenfichtlih. Während die Befugniffe unter 
a. ald die normalen Folgen der jtaatörechlich bejtimmten „persona“ er- 
icheinen, bildet die fpecielle Befähigung nad) b. überdies die Boraus- 
fegung für die Bewegungsfreiheit des Ausländers innerhalb einer bisher 
fremden Rechtsſphäre, welche ihrerfeits wieder einen neuen Status 
ſchafft. 

Ohne Veränderung des bisherigen politiſchen Nexus fallen die von 
dem Angehörigen eines fremden Staates unter fremder Territorialhoheit 
gejegten Rechtshandlungen entiweder unter das Richtmaß des localen Fremden-« 
rechts im feiner jeweiligen Entwidlung oder unter die AJurisdictiong« 
Hülfsnormen des internationalen Privat» und Strafrechts. Nimmt aber 
das Individuum jene Rehtshandlungen nad) Löſung des alten und nad) 
Begründung des neuen Nerus mit dem Territorialftaat vor, dann fallen 
fie Hinfichtlich ihrer rechtlichen Beurtheilung nicht mehr unter das Ridht- 
maß des Fremdenrechts, fondern unter das des nationalen Redts 
mit feinem vollen Zwangs- und Echugeffect. 

Im eriten Falle fann das Individuum die aus feinem Status 
fliegenden Rechtshandlungen nur infolange ſetzen, als der Territorial- 
jtaat es innerhalb der Gtaatögrenzen duldet und jeine Statusrechte 
anerfennt; im zweiten Falle fteht das Individuum dauernd in dem 
ftaatlih geſchützten Rehtszuftande: unbedingt von den aus jeinem 
nationalen Status fließenden Rechten facultativen Gebrauch zu machen. 
Während daher der Gebrauh der in der allgemeinen Handlungs- 
fähigkeit Tiegenden Befugniſſe Lediglih zur Setzung von Rechtsacten 
führt, die, civil- oder ftrafrechtlicher Natur, nicht unmittelbar das wechſel— 
jeitige Verhältniß der beiden in Betracht fommenden Staaten berühren, 
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bewirkt der Uebertritt der rechtlich activen Perfon aus der einen Statuönormen- 
gruppe in die andere ein unmittelbares rechtliches Zufammentreffen zweier 
Staatöhoheiten an einem Punkte; jie berühren fih, wo in der Perſon 
des rechtlich Uebertretenden die Verſchiebung eines conftitutiven Staats: 
beftandtheils ftattfindet. 

Volle rechtliche Unteriverfung unter die Berfonalhoheit des Staates, 
und Eintritt in die Ginheit der nationalen Statusrechte, — dieje beiden 
Elemente der Staatsangehörigkeit?) bedingen fi aufs Engſte. Je nad) 
der Natur des Nechtsactes, welcher die Begründung des ftaatlichen 
Bandes zur Folge hatte, tritt bald die rechtliche Unterwerfung in den 
Vordergrund und zieht Die Statusrechte nach ſich (Fall des jelbititändigen 
Erwerbes der Staatsangehörigkeit durch Naturalifation), bald hat der 
Genuß der Statusrechte die Unterwerfung unter die PVerjonalhoheit des 
Staates (Geburt, Ehe) zur Folge: was dort Effect ift, ift hier bewirkende 
Urſache und umgekehrt. — So lange die hier betrachteten Verhältniſſe 
lediglich im Lichte der Territorialgewalt des einen Staates oder blos 
unter dem Geſichtswinkel der Perjonalhoheit des andern bejehen werden, 
fann eine juriftiiche Schwierigkeit nicht entjtehen, Da das Souveränetätsprincip 
dem L2ebensverhältnifie feine beftimmende Formel giebt. Der Rechtsact und 
feine Folgen fallen inden ausschließlichen Bereich ſtaatsrechtlicher Betrachtung. 

Halten wir und aber die Thatjahe vor Augen, daß die Staaten 
die Verjchiebung ihrer perjünlichen Bejtandiheile nad) anderen Grund- 
jägen beurtheilen, je nachdem fich die fragliche Thatjache eben als Per— 
fonen-Eintritt oder al3 Perſonen-Austritt für den betreffenden Staat 
darjtellt, jo ergiebt fi) die Nothiwendigkeit, angelichts diefer Spaltung 
die den einzelnen all beherrichende Negel ausfindig zu machen, wobei 
diejelbe aber gleichzeitig jo beichaffen fein muß, daß durch fie der inter- 
nationale Verkehr ermöglicht und unterjtügt wird. Die Betrachtung der 
bier fich ergebenden Rechtszuſtände und Complicationen, die Entwidlung 
des dogmatiſchen Zufammenhanges diefer Erfcheinungen mit den zu Tage 
tretenden übrigen NRechtöverhältnifien der Staaten und den zu ihrer 
Normirung ausgebildeten Rechtsinftituten bildet die Aufgabe des Völker— 
recht3 in jeiner oben angegebenen vermittelnden Function. 

Ausgangspunkt der näheren Darftellung ift Die rechtsgejchichtliche 
Erfenntniß, daß fajt jeder der modernen Staaten, einerfeit3 im Intereſſe 
feiner Selbfterhaltung und der Erhaltung feiner Eigenart, andererjeits 
von dem Beitreben geleitet, dauernd im internationalen Verkehr zu 
verbleiben, — innerhalb feiner Gejebgebung vier Gruppen von Vor— 
ſchriften befigt, die je nach ihrer Beichaffenheit dazu beftimmt find: 

1. die Auswanderung aus feinem Staatsgebiete zu verhindern; 

2. fie möglich) zu machen; 

3. die Einwanderung in fein Staatdgebiet möglich zu machen und 

4. fie gegebenen Falls zu verhindern. 

Es giebt Heute feinen Staat innerhalb der Berfehr pflegenden 
Staatengemeinfchaft mehr, der die Auswanderung den eigenen Staaten- 
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gliedern völlig ſchrankenlos freiftellte, oder fie ihnen unbedingt unter- 
jagte; feinen Staat mehr, der die Einwanderung Fremder gänzlich ver- 
weigerte, feinen aber auch, der fich ihr bedingungslos öffnete. 

Innerhalb dieſer durch die Nechtögeihichte und durch die ver« 
gleichende Rechtswiſſenſchaft bezeugten vier Grenzlinien bewegt fi) das 
Berjonenrecht des heutigen internationalen Verkehrs. 

Erft aus der mechjeljeitigen Betrachtung der bewilligenden und 
beijhränfenden jtaatlihen Normen in ihren Grundzügen, erjt aus der 
Ermittlung ihrer Correlation wird es möglich, zur Aufitellung der 
richtig begrenzten Grundſätze zu gelangen, auf welchen die rechtliche 
Drdnung des hier in Behandlung gezogenen Theil3 der internationalen 
Gemeinschaft ruht. 


!) In der nachfolgenden Darftellung find wir nicht von dem Beltreben ge- 
feitet, eine Ueberfiht der in allen Einzelftaaten beitehenden und früher gültig 
gemwejenen gejeglichen Beftimmungen vorzuführen, welde bie Inſtitute der Aus- 
wanderung und Wusbürgerung einer, ber Einwanderung und Einbürgerung 
andrerjeit3 beherrjchen und beherrſchten. Wir finden dieſe mechanijche, ftofffüllende 
Aufzählung der einzeljtaatlichen Normen weber mit dem Gedanken der Syſtematik 
vereinbar, nod) auch den Bebürfnifien der Praris entſprechend. Der Schwerpunft 
ber völferrechtlichen Betrachtung diejer noch mitten im Fluſſe befindlichen Materie 
liegt eben nicht in der rechtlichen Modalität de3 Ermwerbes und des Berluftes der 
GStaatsangehörigfeit im einzelnen Gemeinwejen, (dieſe beurtheilt das Staats- 
und Berwaltungsredjt), jondern in der Ermittelung der PBrincipien, welche unter 
Wahrung des Verkehrsbedürfniſſes der Staatengejellfhaft incongruente Normi- 
rungen zur begrifflihen Aufhebung und Ausgleichung bringen follen. ©. dagegen 
die dur; Züden und Irrthümer vielfach ftörende Weberfidt bei Calvo, T. II. 
p. 8—122, bei W. Beach-Lawrence, Commentaire sur les Elöments du 
droit intern. ete., de Wheaton, T. III. und bei vielen Anberen. Genauer: 
Cagordan, La nationalite. Folleville, Naturalisation. 

?) Die Entiheidung dieſer Statusfrage kann ſowohl richterlichen Behörden 
als auch Berwaltungsbehörden (parlamentariichen Körpern :c.) nad) Maßgabe de3 
innern ftaatlichen Rechts zuftehen. Für die Frage des Beweiles und der Beweis- 
laft giebt das locale Proceßrecht den Ausjchlag und deſſen nähere oder entferntere 
Stellung gegenüber dem fremden Recht. Nach Deutichem Reichsrecht bedürfen das 
in einem anderen Staate geltende Recht, die Gewohnheitärechte und Statuten des 
Beweiſes nur injofern, als fie dem Gericht unbefannt find. Bei Ermittelung 
diejer Rechtsnormen ift das Gericht auf die von den Parteien beigebraditen Nad)- 
weife nicht beichräntt; es ift befugt, auch andere Erfenntnißquellen zu benugen 
und zum Zwecke einer folhen Benutzung das Erforderliche anzuordnen. ($ 265 
der Eivilproceßordnung des Deutſchen Reiches.) Die amtlihe Beurfundung der 
Staatsangehörigfeit erfolgt in den verjchiebenen Staaten durch Aufnahme, Naturali« 
jationsurkunden (Deutſches Reich), Paß, Heimathsſchein (Defterreich), Eintragung 
in das Eonjularregifter u. |. w. Innerhalb des Amerikaniſch⸗Engliſchen Rechts: 
ſyſtems wird aud) der Eid ald Beweismittel zugelafien. 

Dad durch den internationalen Verkehr lebhaft gefteigerte Jutereſſe aller 
Staaten an der Sicherheit des Namensrechts (Bor, Familien, Stammname, 
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Abelsprädicate zc.) hat bisher im internationalen Verwaltungsrecht nit diejenige 
Berüdfihtigung gefunden, welde für die Rechtsſicherheit des Verklehrs geboten 
erſchiene — ©. über Belgien Martens N. R. G. 1I. Serie Tome XI. 

%) Wir können uns der Theorie v. Martitz' (a. a. D. ©. 799 fi.) nicht 
anſchließen, wonad; das Verhältniß des Staatdangehörigen zu jeinem Staate im 
Gegenfage zum Verhältniß des Fremden zum biesfeitigen Staate nur durch bag 
Rorhandenjein des dem erjteren zuftehenden Wohnrechts und der ihm obliegenden 
Treuepflicht harakterifirt werde. Die Staatsangehörigkeit muß fih auch, abgejehen 
von diejen beiden, gegebenen Falls gar nicht fraglichen, Punkten, als inneres 
Rechtsverhältniß darftellen; daſſelbe erjcheint und allerdings darin gelegen, daß 
der Ungehörige in Anfehung feiner ganzen privat und öffentlid-redhtlichen 
Rerjönlichkeit, in Anjehung jeines gejammten Status (Familien, VBermögens-, 
bürgerf. Ehrenrechte, jtaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten zc.) burd) den heimatlichen 
Etaatswillen beherricht wird. Dieje Relation wird u. E. zutreffend von Seydel als 
Unterworfenjein unter die Berjonalhoheit des Staates bezeichnet (a. a. D. ©. 518). 
Die in einigen Gebieten durch die Domiciltheorie bewirkte Modification des 
Status ift nur von localem Effect und nicht von genereiler Wirkung für ben 
Rechtszuſtand der Perfon im internationalen Verkehr. Ihr unterliegt zubem der 
Inländer ebenjo wie ber Ausländer. Die dogmatiiche Würdigung der Domicif- 
theorie liegt daher nicht in der Aufgabe des Völlerrechts, ſie muß ihre um- 
ftändlihe Berüdfichtigung in den einzelnen Lehren des internationalen PBrivat- 
rechts finden. ©. Laurent a. a. D., T. II. p. 437 ff, Du domicile; v. Bar 
a. a. D. 8 30; Weftlale-(Holkendorff), Lehrbud des intern. Privatrechts, 
€. 213 ff., Ajjer-Eohn, Intern. Privatrecht, ©. 26 ff. 
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Faffen wir zumächjt die Auswanderung ins Auge, die in allen Fällen 
die erite phyſiſche Vorausſetzung des internationalen Verkehrs der Per— 
fonen ift, und bezeichnen wir damit die jeitens eines Individuums voll- 
zogene Entfernung aus dem Staatdgebiete, welchen es bisher rechtlich 
angehörte, ohne die beitimmte Abjicht wieder dahin zurüdzufehren 
(v. Martit a. a. ©. S. 1148), fo haben wir e3 Hier jedenfalls mit 
einem Berhältniß zu thun, das jo alt ift wie die Staatsangehörigkeit 
jelbft, das aber zweifellos früher als diefe zu feiner beftimmten Be- 
zeichnung und gejeglichen Regelung im öffentlichen Rechte der Staaten 
gelangt ift. Aus dem Widerjtreben des Individuums gegen die örtliche 
Gebundenheit und aus dem entgegengefegten Streben auf niedriger 
Entwidlungsftufe ftehender Staaten, ihren Beitand an Werfonen- 
mitgliedern durch Zwangsmaßregeln möglichit zu fichern, Hat fi von 
den Tagen des Mittelalter ab ein Syſtem ſtaatlicher Vorſchriften über 
die Auswanderung entiwidelt, welches in feinen Anfängen durchaus den 
auf Bewegungsfreiheit gerichteten Anforderungen und damit dem inter- 
nationalen Verkehr feindlich entgegentrat, dagegen um fo jchärfer der 
ftaatlichen Abficht Nechnung trug: das zwiſchen Staat und Staat3be- 
wohnern bejtehende innere Treueverhältnig äußerlich zu einem Zwangs— 
verhältniß zu geitalten. Aufgebaut auf dem Grundgedanken einer Leib- 
herrlichkeit in Anjehung der Perſon, des Obereigenthums oder der nutz— 
bringenden Schußherrlichkeit in Anfehung des Sachgutes der Staats» 
angehörigen, gejtattete ein fpätere® Syitem den Wegzug nur auf Grund 
befonderer nach Belieben zu gewährender oder zu verfagender Erlaubniß, 
in allen Fällen aber nur unter empfindlichen ökonomischen Leiftungen an 
den entlaffenden Staat, die theils als Entihädigungen aufgefaßt wurden 
für den ihm durh den Wegzug erwacjenden Verluſt, theils als will: 
fürlihe Bedingung der Bewilligung. 

Immer tritt bier der Gedanke an einen berechtigten internationalen 
Verkehr noch nicht in den Vordergrund das Verlaſſen des Heimath3- 
bodens trägt überwiegend den Charakter der fträflichen Untreue, das 
Verhältniß der ftaatlichen Mitgliedihaft den der körperlichen Gebunden: 
heit an fi. 

Obwohl das im XVI. und XVII. Jahrhundert neu fich geitaftende 
Völkerrecht frei von dem Vorurtheil der Antike war, daß nur der eigene 
Staat die berechtigte Gemeinſchaft darjtelle, die übrige Menjchheit aber 
Ichlehthin rechtlos fei, fo wirkt doch noch diefe Anfchauung Teife in dem 
Verhalten nah, daß die don protectioniftiichen, mercantiliftiichen ꝛc. 
Wirthichaftstheorien geleiteten Regierungen den Uebertritt der Angehöri- 
gen anderer Staaten in ihr Gebiet unter andere und zwar meiſtens 
günftigere Normen ftellten al3 den Austritt der eigenen Staatsbewohner 
aus dem Verbande des Gemeinwejend. Indem fie Tebtere dem 
Gebietszwange unterwarfen, gejtalteten fie den Verkehr rechtswidrig; 
auf mwiderfprechenden Grundlagen beruhend, konnte er zu einer nennend- 
werthen Entwidelung nicht gelangen.!) 


598 Stantsunterthanen und Fremde. 


Eo lange der Staat nit in feiner Selbjteigenheit erfaßt war; 
fo lange die patrimoniale Anſchauung die Erfenntniß verhinderte, daß 
der Staatöbegriff das freiwillige Gebundenfein der Glieder des Staate- 
volfes an das Staatögebiet enthalte, — infolange konnte der Wille des 
Einzelnen nicht auf die Geftaltung und Feitftellung feines künftigen Rechts— 
zuftandes wirkſamen Einfluß nehmen. Es bedurfte erſt einer neuen 
Anſchauung über das zwijchen dem Einzelnen und dem Staatsganzen 
beftehende Berhältniß, um den Verkehr der Perſonen auf neue, rechtliche 
Grundlagen zu ftellen. Den tiefen Umſchwung bewirkte die mächtig um 
ſich greifende Lehre vom Staat3vertrage, deren theoretifche Kraft für 
die uns hier befchäftigende Frage fih in dem einen Cake zufammen- 
faffen läßt: Der Staatsangehörige ift eine activa persona publica, die 
Bethätigung diefer Perjönlichkeit für den concreten Staat darf daher 
nicht lediglich gegen deren Willen auf Grund des Bmanges erfolgen. 
Rechtsgejchichtlich gefprochen, bedurfte es erjt des gewaltigen Trugfchluffes 
von jener volont& generale — la volonte de tous, um die Mitwirkung 
de3 perjönlichen Willens als conjtitutiven Bejtandtheil des Staatsbegriffes 
erjcheinten zu laſſen. Dadurch war das zwiſchen dem Einzeldafein und 
dem zur wirtbichaftlichen Bafıs defjelben dienenden Staatögebiete be- 
jtehende Verhältniß für ein in feiner Dauer auch vom Einzelmwillen 
beeinflußtes erkannt und damit finngemäß feiner früheren Unauflös- 
lichkeit und Unfreiheit entfleidet. 

Unter dem Einflufje jener anusgreifenden Ideen, welche das XVII. 
Sahrhundert über den Staat und fein Wejen entwidelte, jchritt die 
Loderung der überlieferten Anſicht von der Ungzertreunbarfeit des Unter: 
thanenbandes in jteigendem Maße vor, —- bis jene verfehräfeindliche 
Tradition einer höheren Gedankenreihe Platz machte. 

In immer weitere Kreiſe der Staatengejellichaft drang die Ueber- 
zeugung, daß die zivangsweife Zurüdhaltung der der Gebietshoheit 
Widerftrebenden gerade dem Grundgedanken zutwiberlaufe, welcher zur 
Zeit Staat und Staatigewalt aus dem vertragsmäßigen Verhalten aller 
Einzelnen entitehen ließ. 

Vergleichen wir diefe Gedanfenreihe mit den Anfchauungen hervor— 
ragender Autoren des XVI. und XVII. Sahrhunderts, — da jelbjt der 
Heliten Einer, Johannes Bodinus (De Republica I. c. 6) dem 
Einzelnen durchaus das Necht abjpricht, die Heimath zu verlaffen, und 
den Bürger unbedingt im Staate zurüdzuhalten geradezu für ein wejent- 
liches, nothiwendiges Majeftätsrecht erklärt; dann tritt uns der Anhalt 
der Vertragstheorie in ihrer völferrechtlichen Bedeutung entgegen, in 
ihrem Werthe für den internationalen Berker. In confequenter Durd- 
führung ihres Grundgedanfens gewährte Diefelbe den Einzelnen die 
Sreibeit der Vertragslöjung und der Vertragsſchließung, fo daß num« 
mehr die Frage feiner Zugehörigkeit zu einer bejtimmten ftaatlichen Ge— 
meinfchaft in feinem freiwilligen Ermeſſen ihre Entſcheidung findet. 

So tritt uns denn die aus dem Bewußtſein des freien Beitimmungs- 
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rechtes entipringende Enticheidung über die Frage der Zugehörigkeit zu 
einem Staatöwejen, mit anderen Worten: die Befugniß der ausdrüdlic 
oder jtillichweigend abzugebenden Willenserklärung im bisherigen Staats- 
verbande zu verbleiben oder einem bisher fremden beizutreten, als ein 
Product des philofophiichen Jahrhundert3 entgegen, erfüllt von jener 
Schägung der Perſönlichkeit, welche die politifchen und Rechts— 
Bildungen Ddiejer wichtigen Epoche jcharf kennzeichnet. — Der tiefe 
Eindrud, den diefe neue Lehre auf die Staatenpraris ausgeübt, läßt ſich 
jowohl in den Godificationen der LZandesrechte in Preußen, Oeſterreich, 
Bayern, Frankreich 2c., als im diplomatischen Urkundenmaterial genau 
nachweijen. Die verjchiedenen Lehrmeinungen des Smith'ſchen Arbeits- 
ſyſtems, des Induſtrialismus, des Malthufianismus 2c. laſſen fortan 
alle den Verkehr Hindernden Maßregeln in Wegfall bringen, — Epodje 
der vertragd: und verfafiungsrechtlichen Aufhebung der Auszugs-, Ab- 
ſchoß⸗, Abfahrtsgelder,?) Einrichtung der vertragsmäßigen Freizügigkeit zc. 
Gleichwohl zeigt uns aber doch das internationale Verkehrsrecht auch 
noch in der erjten Hälfte unferes Jahrhunderts ſtellenweiſe Widerjprüche 
und Die Nechtöficherheit mindernde Schwankungen. Erjt die in ben 
legten Jahrzehnten in den meisten Eulturjtaaten vorgenommene gejegliche 
Neuregelung des Nechtes der Staatsangehörigkeit nach jeinem Erwerbe 
und jeinem Berlufte hat fihere Grundlagen für die rechtliche Beurthei- 
fung der Auswanderung im internationalen Verkehr geſchaffen. Wo ſich 
troß jener legislativen Reformen innerhalb der Staatenprari® Lücken 
und Widerjprüche zeigten, iſt das internationale Vertragsrecht in 
umfafiender Weife zur Ergänzung herangezogen worden. 

Die neueren Staaten erkennen danach) den Grundſatz, daß jedem 
Staatsangehörigen, wenn nicht bejondere jtaatsrechtliche Hindernifje ent- 
gegenjtehen, unverwehrt jei, auszumwandern, fat durchgängig ausdrüdlid) 
in ihrem öffentlichen Recht an. Dieje Freigebung der Auswanderung, durd) 
welche der Staat jeinen Anjprüchen auf die ferneren Leiftungen eines 
Unterthanen entjagt, ſchließt jedoch nicht das Recht aus, von denen, 
die ihm ihren Entſchluß auszumandern melden, die Erfüllung ihrer bis 
zu diefem Augenblid bejtehenden Verpflichtungen zu fordern, und auch 
den ohne ausdrüdliche Erlaubnig Auswandernden gegenüber wird dent 
Staate wohl kaum das Necht abgejprochen werden fünnen, feine Staatö- 
angehörigen im vollen Umfange zur Erfüllung ihrer Unterthanenpflicht 
heranzuziehen. Die von der ftaatlichen Rechtsordnung der Willens» 
freiheit des Individuums gefegten Schranken haben daher zweifellos auch 
dann bindende Kraft, wenn fie die Auswanderungsbefugniß felbit be- 
treffen; jeine rechtlihe Handlungsfähigkeit nach diefer Richtung — diejer 
Theil feines Status — findet hier Inhalt und ausſchließliche Duelle. 

Diefer Sat allein vermag dem internationalen Verkehr der Per— 
fonen Ordnung und rechtliche Sicherheit zu geben; in der That ſtößt 
er denn auch nur bei ſolchen Autoren noch auf Widerjpruch, welche ſich 
mit der juriftifchen Gonftruction des Thatjächlichen nicht zufrieden geben 
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und aus formalen Zehrjägen heraus die Idealfigur eines Verkehrsrechts 
zu gewinnen fuchen. Wenn übrigend auch die Auswanderung als frei 
erflärt ift, jo it damit nicht ausgeichloffen, daß der Staat ferner auch 
die Art der Ausübung dieſes Rechtes durch feine Geſetze regele. Sowie 
er Beitimmungen über den Gebrauch der Preffreiheit, des Vereinsrechtes 
u. ſ. w. zu erlaffen befugt ift, jo verfügt er auch mit vollem Rechte 
das Nähere über die Ausübung der bier in Frage jtehenden Befugniß. 
Auh Phillimore (a. a. O. I. p. 444) zögert nit aus der die 
Willensfreiheit des Andividuums, wie man traditionell annimmt, am meiften 
begünftigenden engliihen Rechtsauffaſſung heraus als Regel aufzujtellen : 
„Every State has an undoubted claim upon the services of all its 
citizens,. Every State has, strietly speaking, a right of prohibiting 
their egress from their own country a right still exereised by some of 
the continental Powers of Europe. These rights are subject to no 
control or directions as to their exercise from any foreign State.“ 

Die Verhältniffe, welche die Freiheit der Auswanderung befhränten, 
beruhen aber theild auf privatrechtlichen Normen, wie 3.8. bei Kindern 
in väterlicher Gewalt, bei Ehefrauen, theil® auf bejonderen pofitiven 
Beitimmungen des öffentlichen Rehtd. So wird insbejondere in den 
meiften Staaten de3 Continents die Auswanderung Denjenigen verboten, 
welche der Militärpflicht gegen ihr bisheriges Vaterland überhaupt noch 
nicht, oder noch nicht vollftändig genügt haben. Wie lange hierdurch die 
Befugniß des Wegzuges ausgeſchloſſen ſei, Hängt jomit von den Vorfchriften 
ab, welche die Leiſtung der Militärpflicht in den einzelnen Staaten 
regeln.ꝰ) 

Die gegen die ſtaatlichen Vorſchriflen erfolgte Auswanderung trägt 
den Charakter der Flucht an ſich und unterliegt hinſichtlich ihrer recht— 
lihen Dualificirung der civil- bezw. jtrafgerichtlichen Beurtheilung des 
Heimathsſtaates. 

Feſtzuhalten ift aber, daß auch die unerlaubte Auswanderung an 
fih noch feine Veränderung des Status der ausgewanderten Perſon zur 
Folge haben muß; fie kann Freiheits- VBermögens-, Ehrenftrafen nad) ſich 
ziehen, fie zieht aber innerhalb des modernen Staatenlebens eine Modi- 
fication der Staatsangehörigfeit unmittelbar nit nah ſich. Ohne 
ausdrüdliche Erwerbung einer neuen Staatdangehörigkeit iſt jede Aus- 
wanderung — gleichgültig ob fie cum animo non revertendi oder sine 
animo revertendi erfolgt ift — lediglich eine zeitliche Suspenfion des 
unmittelbaren normalen jtaatlihen Verbandsverhältniſſes. Das Teßtere 
mit voller Wirkung wieder berzuftellen, fteht regelmäßig im freien Be 
lieben der Ausgewanderten, da nad heutiger Rechtsüberzeugung und 
nach übereinjtimmender Staatenprarid jeder Staat verpflichtet iſt, jeine 
Angehörigen wieder aufzunehmen. So heißt es im $ 21 des Deutjchen 
Reichögefeges v. 1. Juni 1870: „Deutjchen, welche ihre Staatsangehörig- 
keit durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande verloren und Feine 
andere Staatsangehörigkeit erworben haben, kann die Staatsangehörig: 
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feit in dem frühern Heimathsſtaate wieder verliehen werden, auch ohne 
daß fie ſich dort niederlaffen. Deutſche, welche ihre Staatsangehörigfeit 
durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande verloren Haben und dem— 
nächſt in das Gebiet des Deutjchen Reiches zurückkehren, erwerben die 
Staatdangehörigkeit in demjenigen Bundesſtaate, in welchem fie fich 
niedergelaffen haben, durch eine von der höhern Berwaltungsbehörde 
ausgefertigte Aufnahmeurkunde, welche auf Nachſuchen ihnen erteilt 
werden muß.“*) 

Aus dem Vorausgeſchickten ergiebt fich, daß die Auswanderung als 
ſolche, der Eintritt alfo in den internationalen Verkehr, insbefondere 
für Perſonen, welche nicht durch private oder öffentlich-rechtliche Ver— 
binblichkeiten an den Heimathitaat rechtlich gebunden find, die Setzung 
einer phyfiihen Thatſache bildet, welche an fich noch keine Aenderung 
im Status der betreffenden Perſon bewirkt. Die heimathliche Geſetz— 
gebung fann mit dem dauernden Fernjein auch der rechtlich nicht ge- 
bundenen Perſon als Rechtsfolge den Berluft der Staatsangehörigfeit 
verbinden, an fih Hat die Thatſache der Auswanderung allein diejen 
Effect nirgends mehr. Sie ift eine rein factifche Unterbrechung des 
normalen ftaatsbürgerlichen PVerhältnifjes, fie ift aber innerhalb des 
internationalen Verkehrs nicht die Rechtsurſache, welche dad Aufhören 
des ftaatsbürgerlichen Nerus bewirkt. Die Auswanderung erhält ihren 
fpecififchen rechtlihen Charakter für den internationalen Verkehr erit 
durch die ftaatlihen Normen über den Verluft der Staatdangehörig- 
feit d. i. die Ausbürgerung. So wie Einwanderung nicht mit der 
Naturalifation identisch ift, ebenjo wenig fallen Auswanderung und Aus: 
bürgerung nothwendig zufammen.?) Mit Recht hat fon v. Martik 
gegen die dauernde Verwechſelung diefer Begriffe in der Literatur feine 
Warnung erhoben. 

Der Ausgetvanderte kann unter den vom Geſetze gebotenen Bedingungen 
(Pa, Eintragung in die Eonfularmatrifel 2c.) zeitlebens Angehöriger feines 
Staates verbleiben, ohne deſſen Boden je wieder zu berühren oder ihn je 
berührt zu haben, (3. B. in der Fremde geborne Kinder der Ausgewan— 
derten), wohl aber hat nach allen einjchlägigen Beftimmungen der modernen 
Staaten die Ausbürgerung, der Berzicht auf die alte Staatsangehörig- 
feit und die gleichzeitige Erwerbung einer fremden Staatdangehörigteit, 
das Berlaffen des Staatögebiet3 zur nothiwendigen rechtlichen Folge. 

In diefem Sinne verjtehen wir unter Ausbürgerung (Berluft 
der Staatsangehörigkeit) die Loslöfung des Individuums vom rechtlichen 
Berbande des Staates, welchem es bisher mit feiner rechtlichen Perſön— 
lichkeit angehörte. Die Auswanderung muß ihr vorangegangen fein 
oder muß ihr folgen, um ihr Effect zu verleihen, denn fie ift die logijch 
nothwendige Konjequenz des Verzichtes auf die originäre Stantdangehörig- 
keit. Der Berzicht auf die Stantsangehörigfeit bedeutet die Herftellung 
einer anormalen Erjcheinung; der neugejchaffene Zujtand kann in die 
normale Richtung nur dadurch gebracht werden, daß der eine fremde 
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Staatsangehörigfeit Annehmende fich thatlächlich in das Gebiet des von 
ihm gewählten Staates begiebt oder doc) zum mindejten das Gebiet 
"des Staates verläßt, in deſſen Mitgliedſchaft er ferner nicht mehr 
bleiben zu wollen erflärt hat. Staatsgebiet und Staatsbevölferung find 
normal zwei zufammengehörige Elemente, die mit einem dritten — 
Staatögewalt — das hijtorijche und juriftiiche Ganze des Staates aus— 
machen. 

Noch greller tritt das Widerfpruchsvolle des Verhältnifjes hervor, 
wenn der Ausgebürgerte jeine alte Heimath wieder betritt, um dajelbit 
mehr oder minder dauernden Aufenthalt zu nehmen. Die Verwirrung 
der NRecht3verhältniffe und Rechtsvorſtellungen jteigert fi hier bis 
zur völligen Zerſtörung der Rechtsordnung, die Scheinformen des Nechts- 
lebend tragen bier einen gefährlichen Sieg davon über alle Abfichten 
und Ziele der nationalen Gefjebgebung.‘) 

Bon den familienrechtlihen Wandlungen des Staatsbürgerverhält- 
nifjes (Ehe, Legitimation) abgejehen, muß der Verzicht auf die Staats- 
angehörigfeit daher nothwendig die phyſiſche Löſung des Verband: 
verhältnifjes zur Folge haben oder es lebt effectiv der alte politiſche 
Nerus mit feinen Rechtsfolgen wieder auf. Nach Deutichen Reichsrecht 
bewirkt die Aushändigung der Entlafjungs-Urkunde den Berluft der 
Staatsangehörigkeit; allein diefe Aushändigung Hat jenen Erfolg nur 
dann, wenn der Entlafjene binnen ſechs Monaten jeinen Wohnſitz außer- 
halb des Bundesgebietes verlegt. Die Entlafjungsurfunde wird aljo 
nur mit der Rejolutivbedingung ertheilt, daß binnen der angegebenen 
Friſt der Ernſt der Erpatriirungsabfiht (animus) durch die thatjächliche 
Auswanderung bethätigt werde und zu der Abficht auch der wirkliche 
Erfolg Hinzugetreten jei.”) 

Das Deutſche Neichsreht wollte dadurch den fingirten Auswan- 
derungen vorbeugen, welche lediglich zum Biele haben, den Betreffenden 
den Verpflichtungen gegen das bisherige Vaterland zu entziehen. Das 
Geſetz verlangt deshalb, daß thatjächlich und ziwar innerhalb ſechs Monaten 
vom Tag der Aushändigung der Entlafjungsurfunde die Auswanderung 
erfolgt jein, und zu dieſem Behufe der Entlafjene feinen Wohnſitz außer- 
halb des Bundesgebiet verlegt haben müſſe. Es genügt demnach ein 
bloßer Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiet3 nicht; der Entlafjene 
muß vielmehr die Trennung von dem bisherigen inländischen Wohnfig 
mit der Abficht vornehmen, Künftig feinen Wohnſitz d. h. den Mittel. 
punkt jeiner Verhältniffe und feiner Thätigkeit im Auslande zu nehmen. 
Mehr verlangt das Geſetz aber auch nicht, wenn es von dem „Verlegen 
des Wohnfiges außerhalb des Bundesgebietes” ſpricht. Insbeſondere 
it nicht zum Ausdruck gebracht, daß der Entlaffene im Auslande einen 
neuen Wohnfig an einem beftimmten Ort begründet haben müſſe. Ob 
und two der Entlaffene im Auslande einen Wohnfig begründete, ijt ein 
für fein Verhältniß zu dem Deutichen Bundesitaate, dem er bisher an- 
gehörte, gleichgültiger Umſtand; für dieſes Verhältniß ift nur von Be- 
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deutung, daß die Löſung der aus der Staatsangehörigkeit entipringenden 
Beziehungen nicht blos eine formale, jondern eine effective ſei; daß 
der Entlafiene auch durch die That zu erkennen gebe, daß er dauernd aus 
dem bisherigen Staatsangehörigkeitsverhältnifje ausjcheiden wolle. Sicher 
it aber, daß die citirte Gejegesjtelle das Sachverhältniß nicht erichöpfend 
erledigt. Denn fordert auch das Deutiche Recht nicht ausdrücklich den 
Erwerb einer neuen Staatsangehörigfeit, jo jet fie ihn mindejtens ftill- 
Ihweigend voraus. Das Individuum gilt injolange nicht nur völfer- 
rechtlich als Deutjcher, aud) nad) Deutichem Staatsrechte fteht ihm das 
Net zu, jein Deutjches Indigenat in jedem der Deutjchen Bundesitaaten 
wieder aufleben zu laſſen, vorausgejett nur, daß er fich in demfelben 
niedergelafien hat. 

Spricht der 8 21 des cit. Gef. zwar auch nur von jolchen Deut- 
ichen, welche durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande ihr Andigenat 
verloren, jo muß doch dieſe Nechtswohlthat nach den einfachjten Inter— 
pretationsregeln zweifellos auch jolchen zu theil werden, welche kürzere 
Zeit hindurch im Auslande geweilt haben. Sollte man aber meinen, 
daß dieſes Necht nur jolchen eingeräumt fei, welche nicht ausdrücklich 
auf die Staatsangehörigfeit verzichtet Hätten, jo käme man zu dent 
ſchiefen, widerſpruchsvollen Ergebniß, daß das Deutiche Recht die rite 
unter ſorgfältiger Beachtung aller geſetzlichen Vorſchriften Ausgewanderten 
ungünſtiger behandeln wollte, als die Staatsflüchtigen, die unerlaubter 
Weije aus der jtaatlihen Rechtsordnung ausgefchieden find. 

Halten wir jomit dem Vorausgehenden entjprechend daran feit, daß 
der Verluſt der Etaatsangehörigfeit nur dann zu einem für den inter: 
nationalen Berfehr effectiven, die allegiance aufhebenden Rechtsact 
wird, wenn zu der Auswanderung und Ausbürgerung die Einbürgerung 
in einem anferen Staate hinzutritt, dann haben wir den Gefichtspunft 
gewonnen, von welchem aus die überwiegende Mehrheit der modernen Staaten 
dem internationalen Verkehr ihrer Angehörigen rechtliche Ordnung gab. 
Vom Standpunkte des internationalen Verkehrs muß jedes Individuum 
einem beftinnmten Ctaate angehören, die ftaatliche Angehörigfeit ift 
wandelbar ihrer Richtung nad, aber jo lange nicht ein neuer poli- 
tifcher Nerus das Individuum mit einem Gemeinwejen rechtlich ver- 
bindet, ift der erſte (urjprüngliche oder frühere) völferrechtlich indelebile.*) 
Die beiden Sätze „patriam nemo exuere potest* — und „ne quis 
invitus in civitate maneat“ (Cicero) haben dadurd eine in der Bedürfniß- 
richtung des internationalen Verkehrs gelegene Ausgleihung gefunden. 

Im Mebrigen läßt fich nach den modernen Gejegen das folgende 
Schema der in den wichtigiten Staaten anerkannten Gründe für den 
Untergang der Staatsangehörigfeit aufjtellen. Zunächſt wird faft überall 
unterjchieden der freiwillige Verzicht von dem unfreiwilligen Berluft; 
der letztere kann nun wieder eintreten entweder 

a. als Confequenz eines familienrechtlichen Verhältniſſes (Verhei— 

rathung, Legitimation); oder 
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b. als Straffolge (beim Eintritt in fremden Staatsdienjt oder Militär- 
dienjt ohne Tandesherrlihe Genehmigung, Betrieb von Sklaven- 
handel (Frankreich), bei fruftrirten Avocatorien 2c.); oder 

ec. al3 gefegliche Folge der verwaltungsrechtlichen Ordnung der 
Bevölferungsverhältniffe, (bei Erwerb einer fremden Staat- 
angehörigkeit, Fortjegung der Abweſenheit während einer ge— 
jeglich normirten Dauer, Niederlafjung im Auslande cum ani- 
mo non revertendi; ausdrüdliche Entlaffung aus dem ftaatlichen 
Verbande 2c.;?) 

d. ala Folge völferrechtlicher Gebiet3veränderung bei Eroberung 
und Gebietöceffionen (für die im Gebiete verbleibende oder 
dahin zuftändige Bevölkerung, welche von der Optionsbefugniß 
feinen Gebrauch gemacht Hat). 

Da dieje einzelnen Verluftarten ihre volle Wirkung erjt in und durch 
den internationalen Verkehr, alfo jenſeits der jeweiligen Staatsgebietsgrenze 
empfangen, erjcheinen die diejelben normirenden nationalen Gejege und 
Verordnungen in ihrer Durchführung als durch das völferrechtliche Moment 
der Realifirbarfeit innerhalb des Verkehrs beherrſcht; mo dieje 
Gefege und Verordnungen jedoch die Willensiphäre eines andern Staates 
nicht treffen, da find diefelben für die Beurtheilung der in der Perſon 
eines frühern Staatsangehörigen rechtlich bewirkten Statusänderung aus- 
ſchließlich und im vollen, ftaatsrechtlich zuläffigen, Umfange maßgebend. 


— 


1) Kaum eine zweite Frage des öffentlichen Rechtes verfügt über eine gleich 
umfangreiche Literatur, wie die über das Necht der Auswanderung. Der Aus 
gangspunkt ihrer wifjenichaftlichen Erörterungen fällt zum großen Theile in die 
bewegte Zeit der Religionsfämpfe des XVI. Jahrhunderts — da ber Auszug 
Landesangehöriger zum erften Male auch unter einem andern Geſichtspunkte als 
unter dem einer blojen PBopulationsfrage, in Betracht fam. 

Bei vorwiegender Berüdjichtigung der allgemeinen Erjheinungsformen kann 
es im Hinblid auf die Gejhichte der Auswanderung Leicht den Anſchein gewinnen, 
dab jchon das Zeitalter der Reformation dem DOptionsgebanfen die früheite 
Entwidelung gab; daß ſchon im jchwererfämpften Jus emigrandi im $ 62 
be3 R. A. von 1530, im $ 24 des Religionsfriedend von 1555 und endlich im 
Art. V. $ 36 des Weftphäliihen Friedensinftrumentes bie Grundlagen 
jener modernen Einrichtung vorlägen. Troß jener formalen Uebereinftimmung 
der jchon zeitlich breit getrennten Inſtitute entbehrt jedoch die Annahme eines 
Connexes jeder hiftorifchen Begründung. Im citirten Sape des Reichsabſchiedes 
al3 der früheften Norm ift blos von den Katholiken, im Religionsfrieden nur 
von den Proteftanten die Rede, während im angezogenen Artikel de3 Friedens 
von 1648 das Normaljahr 1624 als Bajis der Berechtigung zur Religionsübung 
mit jubfidiärer Bewilligung des Emigrationsrechtes aufgeftellt wurde. 

?) Der Gegenstand hat zur Zeit nur noch rechtöhiftoriihe Bedeutung, da 
bie einzelnen Fälle faft durchweg durch Berträge oder durch reciprofen Gebrauh 
aufgehoben worden find. 
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°) Die Entlafjung aus dem Staatöverbande eines Deutichen Bundesftantes 
darf Wehrpflichtigen, welche fich in dem Alter vom vollendeten 17. bis zum voll. 
endeten 25. Lebensjahre befinden, nicht ertheilt werden, bevor fie ein Zeugniß 
der Erjagcommiffion darüber beigebradjt Haben, daß fie die Entlafjung nicht bios 
in ber Abficht nachſuchen, um ſich ber Dienftpflicht im ftehenden Heere oder in 
ber Flotte zu entziehen. Da die Entlafjung des Angehörigen eine? Deutſchen 
Staates aus dem Etaatöverbande zugleih aud auf bie noch unter väterlicher 
Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder fich erftredt, fofern nicht bei der Ent. 
fafjung eine Ausnahme gemadjt wird, fo ift in dem Falle, daß der Auswanderer 
minderjährige Söhne hat, welche bad 17. Lebensjahr zurücgelegt haben, in der 
Entlafjungsurfunde ein Vorbehalt hinſichtlich dieſer Söhne zu machen, wenn nicht 
für dieſelben das erforderlide Beugniß der Erſatzcommiſſion beigebracht wird. 
In Kriegszeiten Tann durch SKaijerlihe Verordnung auf Grund des 8 17 bes 
Neichögejeges v. 1. Juni 1870 die Ertheilung der Auswanderungs-Erlaubniß an 
ehrpflichtige ganz unterjagt werben. 

Ueberaus weitgehenden Anjhauungen gegenüber ber der Auswanderung ent- 
gegenftehenden nationalen Wehrpflicht Huldigt die franzöſiſche Rechtfprechung, wie 
aus ben ki Folleville (Annexes a. a. O. 666 ff.) publicirten Urtheilen her- 
‚vorgeht. 

*, Eiche die zwilchen Preußen und Rußland ausgewedjelte minifterielle 
Note vom 31. Auguft 1872 über Repatriirung Preußiſcher und Ruſſiſcher Unter- 
thanen wegen Mangeld an Erijtenzmitteln ober eines Paſſes (Mart. N.R.G. I. 
Ser. I. 601). Die im fremden Staat Niedergelafjenen, welche durch richterlichen 
Ausſpruch ober auf Grund von Gejegen oder VBerorbnungen der Gitten- ober 
Armenpolizei weggelandt wurden, müſſen mit ihrer Familie auf Antrag bes 
fremden Staates wieder in ihrem Heimathäftaat aufgenommen werden. (Siehe die 
Niederlaffungsverträge der Schweiz mit Frankreich vom 30. Juni 1864 Urt. 5, 
mit Stalien vom 22. Juli 1863 und mit Rußland vom 20. December 1872 Art. 2, 
mit Defterreih vom 7. December 1875 Art. 4, mit dem Deutſchen Reich vom 
‚27, April 1876 Urt. 7, mit Dänemarf vom 10. Februar 1875 Art 4). Aus. 
drüdlic) haben die Staaten fich das Necht gewährt, Perjonen, welchen die Sub- 
fiitenzmittel fehlen oder ſolche, welche der öffentlichen Armenpflege zur Laft fallen, 
in ihren Heimathöftaat fortzufenden. Andererſeits haben die Staaten fi ver- 
pflihtet auf Grund jogenannter NRepatriirungsverträge ihre Ungehörigen, wenn 
fie auch Bagabunden, Paßloſe oder Verbrecher, entgegenzunehmen. (Siehe bie 
Bertr. bei Bulmerincq in v. Holkendorff's Rechtslexikon adv. „Aſylrecht“ 
3. Aufl.) Dazu Vertrag Schwedens und Dänemarks vom 7. März 1823 (Mart. 
N.R.G. VII. 1. 14.) Declarationen des Deutfchen Reichs vom 11. December 1873 
(Mart. N.R.G. II. Serie I. 263) und Staliens vom 8. Wuguft 1873 Art. V, 
Defterreich® und Staliens vom 2., 6. Auguſt 1874 (l. c. I. 258). Das Deutjche 
Reich und Italien vereinbarten aud) ſolche Perfonen zu übernehmen, welde ihre 
Angehörigfeit zu einem der contrahirenden Staaten verloren und bie neue 
noch nicht erworben haben. Namentlich) joll die Nepatriirungsforderung nicht 
abgelehnt werden unter dem Vorwande, daß der zu Repatriirende feine Nationalität 
verloren habe, es fei denn, daß er eine andere erworben habe. (Siehe die Deutſch— 
Belgiiche Declaration v.7. Juli 1877. [Martens N.R.G.II Serie. T.II. 145]; Belgien- 
Italien vom 24. Januar 1880, [Martens VI. 631).) — Große Erleichterungen für 
den Wiedereintritt eines ehemaligen Franzoſen in die Franzöfiihe Staatsbürger: 
haft enthätt Code civil artt. 18 u. 21; ſ. Folleville p. 173 ff. 
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5) Ein großer Theil der völferrechtlihen Darjtellungen überfieht Diefen Um— 
ftand zum entſchiedenen Nachtheil für die juriftiihe Seite der Materie. 

9) &. hierzu Die feit den BVierziger Jahren geführte Controverfe zwischen 
Preußen und den Ver. Staaten von Nordamerifa wegen der Preußiichen Unter- 
thanen, welche nad) Erwerb der Naturalijation in den Ber. Staaten ſich wieder 
in Breußen niederliehen und bier num, aufgefordert ihren Preußiihen Staats- 
bürgerpflichten nachzukommen, den Schup Nordamerilas gegen Preußen in Wr- 
ſpruch nahmen. Wheaton, der Diplomatiiche Vertreter der Ber. Staaten, ſelbſt 
hat fi in Ddiefer Frage in durchaus Harer Erkenntniß der zu Grunde Tiegenden 
jtaats- und völferrechtlihen Statusfrage rüdhaltslos auf die Seite der die Preufi- 
ſchen Rechtsanſprüche betonenden Auffaſſung geftellt. Er weit das Anjuchen eines 
folden in Amerila naturalifirten Preußen mit der Motivirung zurüd: „En 
reponse A votre lettre, je dois vous informer qu’il n'est pas en mon pouvoir 
diintervenir de la manicre que vous dösirez. Si vous &tiez reste aux Etats- 
Unis, ou si vous aviez visit& tout autre pays etranger (except& la Prusse) 
pour vos aflaires lögitimes vous auriez été protöge par les autorites ameri- 
caines au dedans aussi bien qu’au dehors, et vous auriez pu jouir de tous 
vos droits et privilöges, en votre qualit& de citoyen naturalise des Etats- 
Unis. Mais, étant retourn€ dans le pays de votre naissance, votre domicile 
d’origine et votre caractere national sont retablis (aussi longtemps que vous 
resterez dans les possessions prussiennes) et vous ötes tenu sous tous les 
rapports, d'obéir aux lois, tout comme si vous n’aviez jamais emigre.“ 

Ihre gejeplihe Löjung fand dieje Controverje in dem zwiihen dem Nord» 
deutſchen Bund und den Ber. Staaten abgeichlofienen Vertrag vom J. 1868. Ber- 
träge gleichen Inhalts haben tie Verein. Staaten ſodann mit faft allen Europ. 
Staaten geſchloſſen. ©. diefelben bei Wharton, Conflict of laws p. 9—11 und 
Beah-Lamrence a. a. D. p. 259 ff. 


) ©. hierzu die Ichrreiche, aber in ihrem Endergebniß anfechtbare Entjchei- 
dung des Deutihen Bundesamtes für das Heimathsweien, bei Wohlers, Heft 
XVIL ©. 159 ff. Ueber die jonftigen weſentlich ſtrafrechtlichen Folgen für die unter 
Verlegung ihrer Militärpflicht ausgewandersen Deutihen ſ. Zaband, Bd. IH. 
©. 143 ff. und im Anjehung des Franzöfiihen Rechts: Cogordan, p. 286 ff. 

® Das Exil ift aus diefem Grunde aus fat allen Strafrechtsſyſtemen der 
Eutturftaaten verjhwunden; nur noch das Franzöſiſche macht von diejer Strafart 
in umfafjenderem Maße Gebrauch. Siehe über Bannissement die Art. des Code 
penal: 8, 28, 32—35, 67, 81-87 u. j. w. — ©. aud) das jüngfte Geieg betr. 
die Ausweiſung der Prinzen der Königl. und der Kaiſerl. Familie v.3.1886. Eine Straf- 
maßregel, die zu ihrer Durcdjführbarfeit des guten Willens der benachbarten Staaten 
bedarf, twideripricht der Natur des jouveränen Staates und den Grundlagen bes 
auf dem Brincip der Gleihberehtigung ruhenden modernen Staatenſyſtems. — 
In demjelben Sinne v. Martitz (a. a. D. ©. 800): „Die Aufnahmepflicht des 
Staates jeinen Bürgern gegenüber gilt im internationalen Bertehr als eine jo 
unbedingte, daß ihr jogar die Erpatriationsgründe des Landrechts weichen müſſen. 
Die Erpatriation erjcheint Heutzutage nur als eine relative, ihre rechtliche Wir- 
fung wird bedingt durch die Aufnahme, die der Erpatrürte in einem anderen 
Staate ald Bürger findet... . Wenneinzelne Landesgejege eine Berwirkung, ein for- 
feiting der Staatsangehörigfeit fennen — unjer Deutjches Recht läßt fie bei 
fruftrirten Avocatorien und neuerdings nun auch gegen renitente Geiftliche ver- 
hängen, das Franzöſiſche Recht bei jeder directen oder indirecten Begünftigung der 
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SHaverei — jo kann doch jelbftverftändfich mit ſolcher Maßregel feinem Nachbar⸗ 
ftaat die Uebernahmepflicht der folchergejtalt Erpatrfirten aufoctrogirt werben. 
Eine eigentliche Heimathlofigkeit giebt ed im internationalen Verkehr der civilifir- 
ten Welt nit. Heimathloſe find nur diejenigen Perſonen, beren Staatsangehörig- 
feit zweifelhaft ober beftritten ift.“ 

) Vergl. hierzu das cit. Deutiche Reichsgeſetz v. 1. Juni 1870 und die ge- 
fammte Reih3-Militärgejeggebung in foftematiicher Darftellung bei laband a. a. D.; 
für Oeſterreich Ungarn: Milner, Die Defterreihiihe Staatsbürgerſchaft, und 
Ulbrid, Defterreihiiches Staatdredht. Das Franzöfiiche und Belgiiche,Material bei 
Zaurent, Folleville, Cogordan. Bei letzteren aud gute Ueberſetzungen 
der einzielenden Englifhen und Amerilaniſchen, Türkiichen ıc. Quellen. Ueber 
deren feitherige Entwicdiung geben verläßliche Auskunft die Annuaires ber So- 
ci6t6 de legislation comparde, T. I—XV.; mit fpecieller Beziehung auf das 
Eherecht hat eine jehr verdienftlihe Sammlung Garnier geboten in deſſen: 
Internationales Eheichliegungsreht in Form von Aufzeichnungen, betr. die Ehe 
chliefung von Ausländern in der Schweiz. Bern 1885. 


s 117. 
Einwanderung und Einbürgerung. 
Literatur und Berweijungen: Handb. Bd. L ©. 50 ff., 313 ff., Bd. II. 


©. 41 ff., Bd. UI. 21. Stüd. — Günther, Europ. Völferreht 1792, ift 
das einzige der älteren Werfe, weiches dem NRechtsjtoffe der Naturalijation 


principielle und Mare Erörterungen widmet. — v. Martit aa. O. — 
Laband, Bd. I. — Seydel, ®b. I — Hinſchius, Commentar zum 
Berjonenftandögejeg von 1875, ©. 70 ff. — GStölzel, Dentfches Ehe: 


ſchließungsrecht, Anhang, S. 111 ff. — dv. Holgendorff, Der Rechtsfall der 
Fürftin Bibesco. — E. Meier, NRaturalijation in Holgendorff'3 Rechtslexicon. — 
Stoerk, Option und Plebiscit. — Pözl, Einwanderung und Staatsangehörige 
in Bluntſchli⸗Braters Staatswörterbud. — Landgraff, Das Bundes. und 
Staatsbürgerreht im Nordd. Bunde. — Held, Syſtem des Berfafjungsrechts 
I. S. 150 ff. — v. Bar, $30. — Heffter-Geffden, 859. — Bulme- 
rineq, 8 30 fi. — Bluntſchli, V. Bud. — Ulbrich, Lehrb. d. Defterr. 
Staatsrechts, 88 25-38. — Mapyerhofer, Handbuch für den politifchen 
Verwaltungsdienſt (Defterreich), II. Bd. — Milner, Die Defterr. Staats- 
bürgerjchaft und der (ungariiche) Gef.-Art. L. 1879. — Jegierek, Das Hei- 
mathöreht. — Martend-Bergbohbm I. 88 47-50. — Weſtlake— 
Holgenborff, 8262 ff. — Umfafjende Ueberfiht über den Gejegesftand ber 
Materie bis 1869 gewährt der bem Euglijchen Parlament vorgelegte Report 
of the royal commissioners for inquiring into the laws of naturalisation 
and allegiance etc. London 1869. — Kents Commentaries I. — Daly, 
Hist. of naturalisation. — Beach-Lawrence-Wheaton, T. II — 
Dudley-Field-Rolin, art. 247 sq. — Halleck, Intern. Law 1861, 
S. 7% fe — Travers Twiss, Law of nations, Peace $ 129. — 
Calvo, T. II. — Ingouf, De la naturalisation. — Georges Rey- 
naud, Questions de nationalites. Rouen 1877. — Cogordan, La na- 
tionalitö; deſſelben Thöse (1877): De l’acquisition et de la perte de la 
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qualit& de Frangais. — Folleville, Naturalisation. — Selosse, 
Trait& de l'annexion. — Beudant, De la naturalisation. — van Vollen- 
hofen, Eenige opmerkingen over naturalisatie. Utrecht 1880 etc. ete. — 
Außerdem find auch hier zu vergleichen zahlreiche einjchlägige Studien, ent- 
halten in: Journal de droit international prive; Revue de droit intern. 
Wichtiges Quellenmaterial: in den Bulletins und Annuaires ber Barijer 
Soc. de lögisl. compar&e, des Institut de droit international etc. 


Wie der Eintritt in den internationalen Verkehr mit den Recht#- 
figuren der Auswanderung (und Ausbürgerung) feinen Anfang nimmt, 
jo findet derjelbe feine Ergänzung phyfiih und rechtlih in den Gegen- 
bildern der Einwanderung eventuell der Einbürgerung.!) Auszuſcheiden 
it Hier vor allem das NRechtöverhältnig des einfachen Neifenden, Tou— 
rijten 20. Nicht jedes Wandern bedeutet ein Einmwandern, wie nicht 
jedes Verlaſſen des Heimathsbodens den Charakter der Auswanderung 
an fich trägt. Hier wie dort gewinnt der thatſächliche Zuftand recht- 
fihe Dualification erſt dur die Beichaffenheit des auf die Tängere 
Dauer des PVerhältniffes gerichteten Willend. Das Individuum tritt 
entweder nur factiſch oder mit vollen rechtlichen Wirkungen in Die 
Rechtsordnung des Staates ein, mit anderen Worten es gelangt ent- 
weder nur in die Ephäre der Territorrialhoheit des Etaates mit ihren 
auf dem thatfächlihen Verbindungsverhältnig beruhenden Eonfequenzen 
oder das Individuum nimmt den vollen rechtlichen Eintritt in die 
ftaatliche Mitgliedihaft vor und gelangt dadurch mit feiner ganzen redht- 
lihen Berjönlichkeit unter die Perjonalhoheit ded Staates. Sein ge 
fanımter civil, ſtraf-, ftaatsrechtlicher ıc. Status beftimmt fich fortan 
nad) dem Kriterium der in diefem Staate Herrfchenden Rechtsordnung. 

Vorausgeſetzt ift Hier natürlich, daß die bürgerliche Rechtsgemein⸗ 
ihaft durch ein gemeinfames bürgerliches und öffentliches Recht be- 
berrjcht werde, auf da3 zurüdgegriffen werden muß, wenn eine auf das 
Rechtölchen des Eingetvanderten bezüglihe Norm geſucht werben fol. 
Mo dieje rechtliche Gejchlofjenheit fehlt, da Haftet allerdings das neue 
Berbandsverhältnig nothiwendig an einer räumlichen, örtlichen Grundlage 
(Domicil). Aus diefem innern Sachverhältniß ergiebt fi der Grundzug 
für die gefhichtliche Entwidelung, welche die beiden Ericheinungen der 
Einwanderung und der Einbürgerung gefunden haben. So wie bas 
thatjächliche Verlaffen des Staatögebietes um vieles ‚älter ift als das 
Rechtsinſtitut der begrifflichen Abftreifung des Stantsbandes, jo blidt 
auch die Einwanderung auf eine bei weitem ältere Uebung zurüd als 
die rechtlich beftimmte Einrichtung der Naturalifatior. Sowohl die 
Antike, wie das ftaatliche Leben des Mittelalter, zeigen uns allerdings 
die Möglichkeit des Eintrittes in den Verband eines bisher fremden 
Staatöwejens; allein die Fälle, in welchen von diefer Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht werden konnte, waren fo jelten, ihre Einwirkung, auf die 
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Mifhung der Bevölferungsbejtandtheile jo geringfügig, daß mir in 
jenen Epochen zwar von der Wanderung ganzer Stämme, von dem un— 
organijchen Eindringen fremder Völferjchaften mit ihren fpecifiichen Volks— 
rechten in das ftaatlicy geordnete Leben anderer Völker ſprechen fünnen, 
nicht aber von einem rechtlich gejicherten Verkehr der Einzelnen und 
von deren geordnetem Uebergang in den Verband eines fremden Staates. 
Noch im 17. Jahrhundert, noch Furz vor dem Auftreten der neuen 
Völferrechtslehre, welche den Umbau der Anjchauungen in diefem Ge- 
biete bewirkte, gelangt die grundjägliche Abwehr des Fremden, der Geiſt 
der Abjichliegung und Ausjchließung in den Worten Bacquet’3 zum 
Ausdrud: „Le nom de citoyen a est& anciennement de tous les peuples 
reput& excellent et honorable, en sorte qu’il n'a est& donne, octroy6, 
ni communiqu&e A aucun estranger, si non en recognoissance ou remu- 
neration de grande, rare et excellente vertu.“ (Du droit d’aubaine 1621.) 

Die Staatsbürgerberehtigung, fie it zur Zeit noch ein Chren- 
vorzug, ein Vorrecht, das auch innerhalb des ftaatlichen Lebens nur 
einer Minderzahl zuftand. War auch der Staat der Mercantiltheorie 
feihter al3 vorher geneigt dem Vermögen der Eintwandernden, und der 
Staat der ftehenden Heere bereiter, dem Einzuge Wehrfähiger feine 
Grenzen zu öffnen, jo ijt diefe geduldete Einwanderung doch noch weit 
entfernt von einer rechtlich geordneten Aufnahme der Fremden in den 
vollen rechtlichen Verband der Staatäglieder. Der Eingewanderte ver- 
ihwindet in diefer Epoche des ftaatlichen Lebens in der breiten Male 
der nicht mehr als er jelbit befugten, rechtlich gejchligten Staats— 
bewohner. Einer bejonderen Aufnahme bedarf es in der Epoche des 
feudalen Principe nicht, das mit Hülfe des jus soli die Herrichafts: 
befugniß des Territorialheren auf die unlösliche Einheit des Gebietes 
und der darauf befindlichen eingeborenen und — die erforderliche Be- 
willigung vorausgejegt — eingewanderten Bewohnerſchaft erjtredte. 
Nur dort, mo e3 den Landesherren gelang, allmählich die verjchiedenen 
Genoſſenſchaften ihres Landes in eine Staatögenoffenjchaft zu vereinigen 
und unter eine Landesverfaflung zu bringen, da zeigten fich frühzeitig 
die Anſätze zu einer rechtlichen Qualificirung der Staatsmitgliedichaft 
in ihrem Berhältniß zum Träger der Eouveränetät, wie aus jenen 
dem ältern Franzöjiihen Rechte angehörigen lettres de naturalite und 
den lettres de declaration de naturalité 2c. deutlich hervorgeht. ?) 
Gleichwohl waren dieje Einrichtungen weit davon entfernt, einen leichten 
und rechtlich) geordneten ſtaats- und völferrechtlichen Uebergang der 
Einzelnen innerhalb des internationalen Verkehrs zu gewähren, wenn aud) 
nicht geleugnet werden kann, daß das moderne Rechtsmittel der Naturalifation 
quellengejchichtlich an jene Franzöfiichen Inftitute fich anlehnt. Die Naturali- 
jation hatte die jchärfere Ausbildung des Begriffes der allgemeinen Staats- 
bürgerjchaft, der rechtlichen nicht factiichen StaatZangehörigfeit bei allen 
in Betracht kommenden Staaten zur nothwendigen Vorausjegung und mar 
daher engſtens an die rechtlichen Wandlungen diefer Injtitution gefmüpft. 
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Ulmählich nur hebt fich aber in Europa die Idee der Staatsangehörig- 
feit von den erjten bejchränften feudalen und patrimonialen Grundlagen 
der Grundhörigkeit, jpäter von der auf communalen und provinciellen 
Gewohnheiten und ‚Statuten ruhenden Ordnung empor bis zum vollen 
Ausbau, namentlich auf den Grundlagen des, von der Franzöfifchen Re— 
volution gejchaffenen Typus und zu derjenigen Umwandlung des ganzen 
Anitituts, wie fie den Anfchauungen und Bebiirfniffen des modernen 
Staatd- und Gtaatenlebend entſpricht. Seit der zweiten Hälfte diejes 
Sahrhundert3 haben wir demnach eine Entwidlungsreihe von Gejeges- 
normen vor uns, in welchen allmählich und einzeln jene Rechtsjäße 
aneinander gefügt wurden, nad) denen fich heute in den meiften im Ver— 
fehr jtehenden Staaten der rechtliche Uebergang aus einer Staatsangehörig- 
feit in die andere al3 ein Ganzes regulirt. 

Sehen wir hier von den aus familienrechtlichen Verhältniſſen fich 
ergebenden Dderivativen Erwerbungsarten der Staatsangehörigfeit ab 
(Wirkungen der ehelichen oder unehelichen Geburt, ſowie der Legitimation 
für das Kind, der Verheirathung für die Ehefrau), jo können wir, von 
den eigentlichen Fällen der Staatswahl ausgehend, unter Ein- 
bürgerung verjiehen die einem Fremden durch einen Rechtsact 
der landesgejeblich zuftändigen Behörde zu Theil gewordene 
Zuerfennung der Rechte eines eingeborenen Stantsgenofjen. 
Kein civilifirter Staat jchließt ſich jeither jo vollftändig von anderen und 
ihren Angehörigen ab, da er dieſen nicht unter billigen, leicht erfüllbaren 
Bedingungen die Möglichkeit offen Tiefe, mit voller rechtliher Wirkung 
feinem Berbande freiwillig beizutreten. Sowie wir oben als Thatjache 
unferer gegenwärtigen Rechtsentwidlung betonten, daß die neueren Staaten 
jedem Staatsangehörigen, wenn nicht befondere rechtliche Hindernijje ent» 
gegenftehen, das Recht der Auswanderung und Ausbürgerung einräumen, 
ebenjo gejtatten fajt alle modernen Staaten den Fremden die Einwanderung 
und Einbürgerung, vorausgejeht, daß diejelben die vom Staate auf: 
geftellten gejeßlichen Bedingungen erfüllen.?) 

Als ein wejentlicher Bejtandtheil des innern ftaatlichen Rechts ruht 
die gefammte Ordnung diefer Einrichtung mit ihrem Schwergewichte 
im Berfafjungsd: und Verwaltungsrecht der einzelnen Staaten und muß 
daher im Bereihe der wifjenichaftlihen Darjtellung diefer Meaterien 
ihre fpecielle Erörterung finden. Für das Völkerrecht ift, wie wir oben 
ausgeführt Haben, die Staatsangehörigkeit der Einzelnen eine Status- 
frage, die es — da es an Verträgen in größerer Zahl und an einer 
übereinftimmenden gewohnbeitsvechtlichen Entwidlung, wie etiva im Ge— 
Tandtichaftsrechte, Fehlt — nicht aus feinem eigenen Normenkreis heraus, 
jondern aus dem eines beſtimmten Gemeinwejens entjcheidet. Es ift daher 
auc wenig angebracht bei Betrachtung der völferrehtlihen Bedeutung 
diejes Inſtituts ein Verzeichniß aller gejeglichen Beſtimmungen aufzuftellen, 
welche in jedem einzelnen Staaten den Untergrund dieſer Einrichtung 
bilden. 
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Das ift weder richtig noch zweckmäßig, da eine genaue Dar- 
ftellung der je nach Landesrecht vielfach verzweigten und mit an— 
deren privat- und öÖffentlichrechtlihen Normen auf’3 Engſte verbun- 
denen Vorausſetzungen des Erwerbes: — die Chelichkeit oder Unehe— 
lichkeit der Geburt, Nechtögültigkeit der Ehe, Handlungsfähigkeit in 
ihren zahllofen Abjtufungen, Domicil, Gemeindeangehörigfeit, Heimath- 
recht, Amtsübernahme ꝛc. — jih jchon aus räumlichen Gründen nicht 
durchführen läßt, die aus ihrem Zufammenhange mit dem übrigen Landes- 
rechte gerifjenen Detailbejtimmungen jedoch nichts zur vollen Klarſtellung 
des juriftifchen Problems beitragen können. Die Völferrechtslehre muß 
fi daher, will fie im Gebiete der dogmatifchen Arbeit verbleiben, bes 
gnügen, unter Verweiſung auf die Einzelrechte der Staaten die Grund- 
züge jchematifch zu bezeichnen, auf die das allgemein recipirte Inſtitut 
durch die Staatenpraris gejtellt worden ift und Hier mannigfach ver- 
ſchiedene Ausgejtaltung gefunden hat. 

Wollen wir jo aus einem Ueberblick der Staatenpraris die verjcie- 
denen Syſteme auf ihren principiellen Gehalt prüfen, alſo gemwijjermaßen 
das Gerippe kennen lernen, welches in den verjchiedenen nationalen 
Gejepgebungen erjt rechtlich bejtimmte Form und Ausgeftaltung erhält, 
fo unterjcheiden wir überall in Anſehung der Staatsangehörigfeit und 
ihres Erwerbes die nachfolgenden, die Einheit des Nechtöinftitut3 aus- 
machenden begrifflihen Momente : 

I. Die Erwerbungsarten ; 
II. die Bedingungen für den Erwerb; 
III. die Berleihungsformen ; 
IV. die rechtlihen Wirkungen des Erwerbes. 

ad I. Was zunächft die Art der Erlangung betrifft, wird inner 
halb der nationalen Gejeggebungen überall die derivative Erwerbungsart 
von der originären gejchieden. 

1. Derivativ iſt die Staatsangehörigfeit begründet in 
folgenden Fällen: 

a) Jure originis oder sanguinis für das eheliche oder uneheliche 
Kind, two immer die Geburt desjelben auch ftattgefunden haben 
mag; auf das eheliche Kind überträgt ſich ipso jure die Staats- 
angehörigfeit des Vaters, auf das uneheliche die der Mutter. 
($ 3 des Deutjchen Geſetzes vom 1. Juni 1870; 88 28 und 
165 des Defterr. bürg. Geſetzbuchs in Verbindung mit 88 1, 
2, 6, 13 ꝛc. des Dejterr. Heimaths-Gef. von 1862; Ung. Gejeß- 
artitel 50 ex 1879; Frankreih, Belgien: Code civil Art. 10; 
Holland: Code eivil Art. 5 :c.) 

b) Dur Legitimation bezw. innerhalb des Franzöfiichen Rechts: 
ſyſtems durch Anerkennung erhält das Kind die Staatdange- 
hörigkeit des Vaters bezw. des die Anerkennung vornehmenden 
Ajcendenten. 
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ec) Für die Frau wird durch die Eingehung der Ehe die Ange. 


hörigfeit zu demfelben Staate begründet, dem ihr Gatte jeinem 
Status nah angehört. ($ 5 des Deutſchen Geſetzes; $ 32 
des Defterr. B.-G. und $ 7 des Heimathsgeſetzes, $ 5 des 
Ungar. Geſ.; Artt. 12 und 19 des Code civil. England: Natu- 
ralifationgacte 1870 s. 10; Holland Art. 6 ze.) 


2. Driginär wird die Staat3angehörigkeit erworben 
a) Durch ausdrüdliche oder ftillichweigende Verleihung ſeitens 


des Aufnahmeftaates (Naturalifation i. e. S. oder Aufnahme). 
Die Verleihung jelbft ift entweder ſeitens des Staates 
a. eine facultative d. h. ihre Bewilligung oder Verweigerung 
fteht völlig frei im Ermefjen des Staates, deſſen Bürgerrecht 
erlangt werben ſoll — (dieſes Syitem liegt z. B. in undurd- 
brochener principieller Geltung dem Rechte des Deutfchen Reiches 
zu Grunde gegenüber Nichtangehörigen des Deutjchen Reiches 
$ 7 des cit. Gef., ebenjo in Dejterreih, Ungarn ꝛc.) oder fie ift 
ß. eine für den Staat obligatorijche Befriedigung des einem 
Andividuum zuftehenden begründeten Rechtsanſpruches. Die 
Gebundenheit des ftaatlichen Willens tritt ung innerhalb der 
verichiedenen nationalen Rechtsſyſteme als das Eorollar mannig- 
facher fubjectiver Nechtstitel entgegen. Co muß beijpiels- 
weije jeder Deutſche Bundesjtaat den Angehörigen eines an- 
dern Deutfchen Bundesstaates unter den gejeglichen Bedingungen 
aufnehmen 8 7; hierher gehört der Rechtsanſpruch der auf 
Franzöſiſchem Staatsgebiet geborenen Fremden nah Art. 9 
Code eivil, *) und die analogen Fälle des alten jus soli inner- 
halb des Belgischen, Holländiichen, Argentinifchen ꝛc. Rechts. 
Auch das Engliiche Recht geht noch immer vom jus soli aus, 
indem es auch nach) der Acte von 1870 die auf Englifchem Boden 
geborenen Fremden für Engländer erklärt, denen aber das Recht 
zufteht, nach erreichter Volljährigkeit fi) der Englifchen Staats- 
angehörigfeit durch eine Ublehnungserflärung vor dem compe- 
tenten Functionär zu entledigen. (Alienage.) 

ALS jubjectives Recht kann die Staatsangehörigkeit ferner 
reclamirt werden auf Grund eines übertragenen Amtes (Deut- 
ſches Reichs-Geſetz vom 20. December 1875) oder auf Grund 
dem Staate geleijteter Kriegs- oder ſonſtiger militärischer Dienfte 
(nach Art. I. ff. der Franzöfiichen Decrete vom 26. October 1870, 
Brafilianifches Militär-Gejeg vom 26. September 1874 :c.), auf 
Grund eines dauernden im Lande genommenen Aufenthalts 
während der vom Gejege firirten Friſt (fo im ältern Preußis 
ſchen, Dejterreichiichen, Bayerischen Recht ꝛc.); dieſe Form der 
Erfigung der Staatsangehörigkeit iſt aber zur Zeit innerhalb der 
Europäischen Gejeggebungen immer mehr außer Hebung gefommen. 


b) 


— 


—2 
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Durch Ernennung zu einem Staatsamte (Beiſp. 8 9 des 
Deutſchen Geſetzes; Franzöfiiches Gejeg vom 29. Juni 1867, 
Art. 1 al. 3 für die im auswärtigen Dienfte thätigen Ausländer; 
in Defterreich ift dieje Erwerbungsart des allg. bürg. Gejebb. 
$ 29 duch Urt. 3 des Geſetzes vom 21. December 1867 
außer Kraft gejegt worden). 

Durch Wiederaufleben der früheren Staatsangehörigfeit in Folge 
freiwilliger oder unfreiwilliger Rückkehr des Erpatriirten in die 
Heimath. Als Beifpiele dienen die Fälle der nah Frankreich 
zurüctehrenden Witte, die ihre urjprünglihe Franzöfiiche 
Staatsangehörigkeit durch ihre Verehelihung mit einem Fremden 
verloren hat (Art. 19 Code eivil., Holland Art. 11). Ferner 
die MWiedererlangung der Franzöfiihen Staatsangehörigkeit 
feitend eines im Auslande geborenen Kindes eines Vaters, der 
Franzoje zu fein aufgehört hat. (Urt. 10 des Code civil.) ꝛc. 
Durch völferrechtliche Eroberung oder friedensrechtlichen An— 
ſchluß neuer Gebietätheile. Gebiet3erweiterungen und Gebiets. 
anjchlüffe bewirken nad der ſeit Jahrhunderten in ununter- 
brochener Anerkennung ftehenden Staatenpraris?) ipso jure die 
Aufnahme der im Gebiet domicilirenden oder dahin zuftändigen 
Perſonen in den rechtlichen Verband des eriverbenden Staates. 
Der obligatoriihe Eintritt in die neue Gtaatsangehörigkeit 
fann nur wieder aufgehoben werden durch das Nechtömittel 
der Option. Wir haben, von der Annahme ausgehend, daß 
jede Gebiet3veränderung innerhalb des beftehenden Staatslebens 
nur die Folge einer dem Staate unabmweisbar auferlegten 
Nöthigung jei, an anderer Stelle den Nachweis zu führen ge- 
ſucht, daß das Inſtitut der Option die Divergenz zwiſchen 
Staatsnoth und perjönlicher Freiheit dadurch löſe, daß das 
lebloje Staat3element, der Grund und Boden, dem Geſetze der 
Eroberung unterliegt, während jedem Theile der Bevölkerung 
das Necht der freien Staatdwahl unverfümmert erhalten bleibt. 
Gegenüber „dieſer diagonalen Mittelwirfung aus gegenüber- 
ftehenden verjchiedenen ftaatlihen und fittlichen Kräften” er- 
jcheint die in jüngfter Zeit aufgejtellte Plebiscit-Idee, d. h. Die 
„Legalifirung“ von Eroberungen oder Abtretungen an Land 
durh eine allgemeine Abftimmung der darauf Anſäſſigen als 
maßloje Berherrfihung des Majoritätsgedanktens, als die un- 
gerechtfertigte Hineintragung eines im ftaatlichen Verfafjungs- 
leben wirkenden Princips in das Syſtem des Völkerrechts. Es 
fann nicht geleugnet werden, daß dieſe Theorie zu einem voll- 
ftändigen Berfennen der öffentlich-rechtlichen Dispofitionsbefugniß 
de3 eigenen Staates rüdjichtlich feiner Theile und in dem con- 
jequenten Ueberjehen der Machtſphäre des fremden Staates zu 
der irrigen Annahme führt, ala böte jie ein wirfjames repreffives 
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Mittel gegen den Eroberungsfrieg jelbjt dar. Allerdings ftreben 

beide Inſtitute — Option und Plebisct — nad) demjelben 

Biele: Schuß ded Individuums gegen den Zwang der Erobe- 

rung. Während aber die Option, von dem Individuum aus— 

gehend, das Recht der freien Staat3wahl auf alle ein- 

zelnen Glieder des Volkes auszudehnen ſucht, jchlägt das 

Plebiscit den umgekehrten Weg ein, indem es der Gejammtheit 

überläßt, die Entjcheidung für den Einzelnen zu treffen. In 

allen Fällen fteht ſowohl die rechtliche als ethifche Dignität 

des Optionsinftitutes viel höher; denn ohne da3 fupplementäre 

Rechtsmittel der Option wird das Plebiscit geradezu freiheits- 

feindlih, indem es die Minorität unterjchiedslos der Gewalt 

unterwirft, zu deren Bekämpfung es bejtimmt if. Die Op- 

tion ftellt eg den Bewohnern des angrenzenden Ter- 

ritoriumg frei, in den Staat, weldhem fie zuvor an— 

gehört hatten, auszuwandern. An die Zurüdbleiben- 

den ftellt fie andererjeit$ die Forderung, Bürger des 

neuen Staates zu werden. Mit Recht müſſen wir gerade 

in diefer Forderung einen weitreichenden Fortichritt auf dem Ge- 

biete des Völferrechtes erbliden, welches ſich in einem gejchicht- 

lihen Entwidlungsgange von der Tödtung der Unterliegenden 

über die Stufen der wirthichaftlichen Vernichtung (Sklaverei) 

oder ökonomiſchen Ausbeutung in Tribut, Leibeigenfchaft und 

Nechtsminderung zu der zwangsweijen Gleichberechtigung der 

Unterworfenen mit den übrigen Bürgern des fiegenden oder 

friedlich erwerbenden Staates erhebt.) Feitzuhalten ift aber 

dabei immer, daß lediglich die Gebiet3erwerbung den ipso-jure- 

Eintritt in die neue Staatsangehörigkeit zur Folge habe und 

daß dem gegenüber die Option lediglich den Austritt bewirke 

aus der zwangsweije auferlegten neuen Staatsangehörigfeit. °) 

ad 1. Die Bewilligung der Einbürgerung ift überall von der 

Erfüllung einer Reihe gejeglicher Bedingungen abhängig gemacht, die 

fih jeweilig au8 der Natur der Erwerbungsart jelbit ergeben. Andere, 

dem Landesrechte entnommene, jpecielle Bedingungen werden jedesmal 

maßgebend bei der Beurtheilung der Fragen: ob ein Kind ehelich oder 

unehelich geboren (oben la), ob es rite legitimirt bezw. anfannt ift (Ib), 

ob die Ehe rite gejchlofjen (I. 1e.), und wieder andere, ob die Ernennung 

zu einem Staatsamte rechtmäßig erfolgt (I. 2b.), der völferrechtliche 

Anſchluß des neuen Gebietes perfect jei (I. 2d.) x. — Faſſen wir 

daher Hier blos den typiſch häufigſten Fall der Naturalifation, den durch 

ftaatlihe Verleihung ins Auge, dann fünnen wir regelmäßig drei Gruppen 

von Bedingungen unterjcheiden, von deren Erfüllung die nationalen Ger 

jeggebungen die Verleihung der Staatsangehörigkeit in größerem oder 
geringerem Umfange abhängig maden; fie betreffen 

1. Die Statusverhältniffe des Anfuchenden, und zwar: 
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a) das Ausmaß jeiner rechtlichen Handlungsfähigkeit, Nachweis 
des zur Handlungsfähigfeit erforderlichen Alters, bezw. den 
Nachweis der gejeglichen Legitimation der für Minderjährige, 
Wahnfinnige 2c. eintretenden Vormünder und Curatoren; 

b) die öfonomifche Selbitjtändigfeit und mwirthichaftliche, min. 
dejtend bis zur jichern Selbiterhaltung reichende Leiftungs- 
fähigkeit (Fähigkeit Unterkunft zu finden, eine Wohnung zu 
miethen) ꝛc.; 

e) die rechtlich und fittlich tadelfreie Lebensführung. 

. Den Aufenthalt des Anfuchenden im Staatögebiet. Hier tritt 

uns die größte Mannigfaltigfeit, alfo die geringite Uebereinftim- 

mung der jtaatlichen Gejeßgebungen entgegen. Während einzelne 

Staaten eine Zeitdauer obligatorifchen Aufenthaltes überhaupt 

nicht firiven (Deutjches Reich, Dejterreich zc.), fondern blos von 

der Niederlaflungsabficht ausgehen, fordern andere (Frankreich, 

England, Belgien, Italien 2c.) die thatjächlihe Niederlaffung 

(establishment) oder Domicilirung während eines Zeitraums von 

ein bis zehn Jahren (3. B. das ältere öfterr. Syſtem). Frankreich 

läßt in Anſehung der Zeitdauer noch eine Verfchärfung eintreten 
dadurch, daß eine bejondere „autorisation d’ötablir son domicile 
en France* nad Art. 13 des Code civil (Art. 1 des Gef. vom 

29. Juni 1867) dem normalen dreijährigen Aufenthalt in 

Frankreich vorangehen muß. Die Zeit läuft Hier von dem 

Tage ab, da das Geſuch des Fremden um Bewilligung des 

Domicil3 im Juſtizminiſterium eingelangt iſt. Bei bejonderen 

Berdienjten des Anjuchenden tritt eine Ermäßigung der obliga- 

toriſchen Domicildauer auf ein Jahr ein. 

. Das jtaatsrechtliche Verhältnig des Eingewanderten zu feinem 

bisherigen Heimathsſtaate. 

Die Berüdjihtigung des politiichen Status de3 um die 
Naturalifation Anjuchenden Hat bisher in der Staaten 
praxis nur ein verhältmäßig enges Anwendungsgebiet gefunden ; 
offenbar trägt die geringe Verbreitung einfchlägiger, den Status 
conftatirender Bedingungen viel zu den noch beftehenden Un- 
jiherheiten innerhalb des internationalen Verkehrs bei. 

Die Beibringung des urkundlihen Nachweijes der Ent- 
lajjung aus dem bisherigen Staatsverbande bezw. 
der Erfüllung der Militärpflicht iſt nämlih nur in 
wenigen Staaten fraft der Landesgejege (jo 3. B. in Der 
Schweiz, Geſ. v. 3. Juni 1876, in Ungarn) und nur in 
einigen Staaten fraft völferrechtlicher Verträge al3 Aufnahme: 
bedingung Hingeftellt. 

England, Italien, Frankreich, Belgien 2c. machen die fremde 

Entlafjungsurfunde nicht zu einer Bedingung der Einbürge- 

rung. Das Deutiche Reich verleiht jolche zwar ſelbſt an aus— 
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wandernde Deutfche, e3 fordert aber ebenfo wie Dejterreich die Vor- 
lage der heimathlihen Entlaſſung refpective den Nachweis der er- 
füllten Wehrpflicht nur von Angehörigen jolcher Staaten, mit wel- 
chen ed Dejerteurcartelle abgefchlofjen hat. — Das feit längerer 
Zeit zwiſchen Defterreih und Preußen jowie einigen anderen 
Deutſchen Staaten bejtehende Uebereinkommen, nach welchen die 
beiderjeitigen Behörden die Ertheilung der Naturalifations- 
Urkunde an einen Angehörigen des anderen Staates von dem 
Nachweije der Entlafjung des Aufzunehmenden aus feinem bis- 
herigen Unterthanenverhältnifje abhängig zu machen hatten, 
wurde auf alle Bundesstaaten des Deutjchen Reiche aus: 
gedehnt. ®) 

‚„ 4 Die Erfüllung gewiſſer Sörmlichkeiten feiten? des Fremden, 
welche bald als unmejentliche Feierlichkeiten (wie die Ablegung 
des Unterthaneneides in Defterreih auf Grund des Hoffanzlei- 
decrete vom 31. März 1831, die Leijtung des serment civique 
auf Grund des Franzöfiihen Gejeßes vom 30. April 1790), 
bald als essentialia negotii gelten. So nad) Deutichem Reichd- 
recht die Acceptation der Naturalifationsurfunde;?) nach der 
Acte der Vereinigten Staaten vom 14. April 1802 die Ab- 
fhwörung des Treueverhältnifjes zum alten Heimathsſtaate 
vor dem Court of record; nad) Belgifchem Recht ift die Accep— 
tation der auf dem Wege der Gefehgebung erfolgten Naturali- 
fation ein nothiwendiger Beitandtheil des Nechtsactes. In Ungarn 
fann erjt dann die Aushändigung de3 von der oberjten Verwaltungs: 
behörde ausgejtellten Incolatsdocuments erfolgen, wenn der Aufzu- 
nehmende vorher den Staatsbürgerfchaftseid nad SS 10 —15 des 
citirten Geſetzes abgelegt hat. — Ebenfo in Stalien (Art. 10 f.) ze. 

ad III. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit erfolgt dem Voraus: 

geſchickten nach entweder ausdrüdlich oder ftilljchweigend. Lafien wir die 
Fälle der legteren hier außer Betracht, weil bei ihnen die Staatsangehörig: 
keit als Rechtsfolge anderer Rechtsacte eintritt (Geburt, Ehe, Amtsernennung, 
Eollectivverleihung intuitu personae bei Gebietsanſchlüſſen 2c.), jo gilt die 
Berleihung der Staatsangehörigkeit überall als jtaatliches Rechtsgeichäft, 
welches der Wichtigkeit des Actes entiprechend die Form der Schriftlich— 
feit, aljo die ſeitens der landesgeſetzlich befugten Behörde vorgenom: 
mene Ausfertiguug einer Urkunde erfordert. Hierbei laſſen ſich inner- 
* der modernen Staatspraxis Drei grundverſchiedene Syſteme unter- 
cheiden. 

a) Die Verleihung der Staatsangehörigkeit fällt ausſchließlich in 
die Competenzſphäre der Executivgewalt (Deutſches Reich, 
Oeſterreich-Ungarn, England [?], Frankreich, Portugal, Ruß— 
land ꝛc.) 

b) Die Verleihung erfolgt im Wege der Geſetzgebung in der 
Weiſe, daß jede Einbürgerung eines Fremden nur auf legisla— 
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* Wege erfolgen kann (Belgien, Holland, Rumänien); oder 
endlich 
ce) Executive und Legislative theilen ſich im Rechte der Einbürge— 
rung in der Weiſe, daß erſtere die minus plena, letztere die 
bollgültige Naturalifation zu verleihen befugt ift. (Stalien, 
Griechenland, England [?], Spanien.) 

Die Verleihung der Staatdangehörigfeit im Wege des Geſetzgebungs— 
actes hat zu jeiner vollen rechtlihen Wirkſamkeit die Publication des 
einzelnen Einbürgerungsactes in dem Yandesüblichen Gefegespublications: 
organe zur nothwendigen Vorausfegung, während bei den auf rein ad— 
minijtrativem Wege erfolgten Naturalijationen die Staatsbürgerfchaft in 
dem Wugenblid der Empfangnahme des bewilligenden Decrete® der 
Staatsregierung, Ablegung des Eides 2c. erivorben wird. Unter den unter 
a. verzeichneten Staaten bedarf daher nur in Frankreich das nad) Anhörung 
des votum consultativum des Conseil d’Etat vom Chef der Executive 
bemwilligte Decret einer Publication im Amtsblatt. 

Nach dem in der Franzöftich-Belgifchen Literatur lebhaft geführten 
Streit, ob die Verleihung des Stantöbürgerrehts in die Competenz- 
ſphäre der gejehgebenden oder der ausübenden Gewalt fallen folle, hat 
ſich Frankreich nad) mannigfahen Schwankungen der ältern Gejeßgebung 
gegenwärtig auf dem Standpunkt erhalten, daß die Berleihung der 
Staatdzugehörigkfeit in den Wirkungsfreis der Erecutive fallen müſſe. 
Die Literatur macht hierfür vornehmlich zwei Gründe geltend. 

Erjtens fei die Zahl der einfchlägigen Gejege zu zahlreich, um von 
dem gejeßgebenden Körper mit erforderliher Sorgfalt in Behandlung 
genommen werden zu können. 

Zweitens falle die Naturalifirung vermöge der Natur des Actes 
keineswegs blos in den Rahmen der gejeßgebenden Thätigkeit. 

Dagegen Haben fich mehrere Franzöfifhe Autoren mit Folleville 
(a. a. O. ©. XI.) vollftändig auf den Standpunkt des andern, von Lau— 
rent (a. a. D. Bd. III.) entjchieden vertvorfenen, Belgifchen Syſtems ge- 
ftellt, wonach jede Naturalifation, d. 5. jeder Eintritt eines Fremden in 
die Gemeinſchaft nur mit Zuftimmung der organifirten Vertretung 
der Geſammtheit — aljo unter Mitwirkung der an der Gejeßgebung 
theilnehmenden Volksvertretungskörper — erfolgen könne. 

ad IV. Die Verleihung der Staatdangehörigfeit an einen Frem: 
den Hat innerhalb des Recht? der einzelnen Staaten keineswegs un— 
mittelbar und überall die volle Gleichftellung des Naturalifirten mit dem 
urjprünglich eingeborenen Staatsbürger zur Folge. Der Erwerb der 
Staatsangehörigkeit iſt denn auch feineswegs ſchlechthin gleichbedeutend 
mit dem Erwerbe des Staatsbürgerreht3. Die Staatsangehörigen werden 
Staatsbürger genannt infofern fie einen geſetzlichen Antheil an der 
Ordnung und Durchführung der Angelegenheiten des Gemeinweſens 
haben. Das Indigenat ift nun zwar die Vorausſetzung des Genufjes 
diefer ftaatsbürgerlichen Rechte, aber die Naturalifation, welche das In— 
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digenat verleiht, gewährt in ihrem Nechtöeffecte feineswegs immer den 
Eintritt in den Genuß der jtaatäbürgerlichen Rechte. Dies zeigt fich 
zunächjt bei der Naturalijation derjenigen Perſonen, welche auch in dem 
Falle, wenn fie Eingeborene gewejen wären, vom Genufje der Staats- 
bürgerbefugnifje ausgejchlofjen gemwejen wären, wie: Frauen, Minder- 
jährige, Wahnfinnige. In Anſehung diefes Punktes befteht in den pofi- 
tiven Gejegen im Wejentlichen volle Uebereinjtimmung. Jenſeits diejer 
allgemein gültigen Einfchränfung des Nechtserfolges der Einbürgerung 
können wir aber noch Staaten unterjcheiden: a) in denen die Naturali- 
jation der jubjectiv nach Landesrecht geeigneten Fremden die volle ſtaats— 
bürgerliche Gleichitellung mit den Eingeborenen ipso jure zur Folge hat; 
b) Staaten, in welchen jene volle Gleichberechtigung des naturalifirten 
Fremden rechtlich) überhaupt nicht möglich ift, weil ihm einzelne be- 
ftimmte Rechte dauernd vorenthalten bleiben, und c) foldhe Staaten, in 
welchen die Naturalijation nicht al3 ein einziger einheitlicher Necht3- 
act, jondern als ein ftufenförmig gegliedertes Syitem von Bewilligungen 
ericheint, deren oberjte erſt die volle ftaatöbürgerlihe Berechtigung und 
Gleichberechtigung mit den Eingeborenen enthält, während die niedrigeren 
Grade dem Fremden zwar die Staatsangehörigfeit, aber mit geringerer 
rechtlicher Ausstattung gewähren. 

Bolle und jofortige Gleichberehtigung wird 3. B. dem naturali- 
firten Fremden im Deutſchen Reiche, in Oeſterreich-Ungarn, Frankreich 
zutheil. Auf Grund der in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
erlangten Einbürgerung tritt der aufgenommene Fremde in alle Privat- 
und öffentlichen Rechte ein, jedoch mit Ausnahme derjenigen politifchen Befug- 
nifje, deren Ausübung die Verfaffung von einer längern Dauer des Bürger: 
recht? abhängig macht. So kann er nad) feiner Reception vor Ablauf von 
jieben Jahren nicht ind Haus der Nepräfentanten, vor neun Jahren 
nicht zum Senator erwählt werden, und ift überhaupt niemals fähig 
zum Präfidenten oder BVBice-Präfidenten der Vereinigten Staaten ernannt 
zu werden. (Gonftitution Art. 1 sect. 2, $ 1, sect. 3. $ 2, umd 
Urt. 2 sect. 1. $ 3.) 

Eine hierarchiſche Gliederung der Naturalifirten nach Maßgabe der 
ihnen mit verichiedenen Stufen der Naturalifation zugewiejenen Indivi— 
dualrechte treffen wir an in England, Belgien, Italien, Dänemarf, 
Spanien ꝛc. Im leßtgenannten Staate lafjen fich fogar vier bejondere 
Grade unterjcheiden, während fi) in den anderen genannten Gemein. 
wejen lediglich) zwei Stufen nachweifen lafjen. In England find die— 
jelben Hergejtellt durch den Unterfchied, ob die Naturalifation durch 
jpecielle Parlamentsacte oder in Gemäßheit der Naturalifationsacte von 
1870 auf abminiftrativem Wege erfolgt ift. Die Engliſche Surispru- 
denz ijt geneigt anzunehmen, daß nur die erftere die Fähigkeit verleihe 
zur Mitgliedijhaft im Geheimen Rath, im Parlament, zu Vertrauens— 
ftellungen in der Umgebung der Krone u. ſ. w.'°) 

Sm Belgifchen und Italieniſchen Verfaſſungsrecht kommt der Unter- 
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fchied in den beiden Rechtsinftituten der großen und der Kleinen (oder 
gewöhnlichen) Naturalijation zum Ausdrude; nur die erjtere verleiht 
den Genuß der vollen jtaatsbürgerlichen Rechte, die activen und paffiven 
Wahlfacultäten, die Eignung zu den höchſten Staatsämtern. Zweifel— 
haft bleibt dabei allerdings, ob unter diejen Umständen bejonders im 
Belgiſchen Rechte (Art. 5 der Eonjtitution und Art. 1 des Geſetzes 
vom 27. September 1835) die naturalisation ordinaire nicht fo ſehr 
den Charakter einer eigentlichen Einbürgerung, als vielmehr den einer 
bejonderen rechtlichen Dualificirung des ftaatlich zugelaffenen Fremden 
an ſich trage.) 

Die früher, feit der königlichen Ordonnance vom 4. Juni 1814 
das Einbürgerungsreht Frankreichs beherrichende Unterfcheidung der 
simple und grande naturalisation mit der entjprechenden Abftufung in 
der rechtlichen Wirkung der Naturalijation iſt dur das Geſetz vom 
29. Juni 1867 (Art. 1 und 3) aus dem Rechtsſyſtem Frankreichs ent- 
fernt worden. 


) Obwohl wir die Darftellung diejer Materie bei Martens-Bergbohm 
(Bd. II. 8$44—48) für weitaus zutreffender halten als die der meiften übrigen 
Handbücher, empfinden wir doc auch bei ihr den Mangel einer widerjpruchsfreien 
Ordnung bes Stoffes. Die von Martens behandelten zwei Nechtöfiguren 
ber „Auswanderung“ und der „Naturalijation” reihen nicht aus, um das zu 
erörternde Lebensverhältniß jeinem vollen Umfange nad im Syſtem des inter 
nationalen Rechts unterzubringen. Die Folge ift, daß wir daher auch Hier, wie 
regelmäßig in der völferrechtlichen Literatur, jtörenden Verwechſelungen begegnen 
zwiſchen Auswanderung und Ausbürgerung, Einwanderung und Naturalifation. 

2) Ueber die Bedeutung diejer Staatdacte innerhalb des öffentlichen Rechts 
des ancien rögime j. Pothier, Trait& des personnes; Folleville a. a. O. 
55 45 ff. 

®) Wenn man die literariiche Behandlung der gegenüberftehenden Jnftitute 
vergleicht, jo muß e3 nothwendig in die Augen fallen, wie jehr beide mit ver- 
ſchiedenen Maßen gemefien werden. Die Auswanderung ift offenbar ein Schooß- 
find der von natur und vernunftrechtlihen Ideen beherrichten Literatur. Wäh- 
rend der Auswanderungsfreiheit jedes als Hindernif; gegemüberftehende ſtaatliche 
Bebenten aus „prineipiellen” Gründen hinweg geräumt wird, erfreut fich die Idee 
einer „Einmwanderungsfreiheit” nirgends der gleichen energijhen Parteinahme, 
und doch müßten ſich beide in ihrem Rechtsprincip deden; benn eine Auswanbe- 
rungsfreiheit ohne Einwanderungsfreiheit könnte nur bei einem Austritt aus dem 
ftaatlihen Leben überhaupt, nicht aber innerhalb des Staatenverfehrd eine 
der Wirklichkeit entuommene Borftellung bilden. Dennoch wird auch in ber 
neueren Literatur nod häufig jener von Pözl (Bluntſchli-Brater, Bd. 3. 
©. 361) für „wefentlich“ erklärte Unterfchied, wonad nur der eigene Staat in 
feinem Willen gebunden, der fremde dagegen völlig frei fein jollte, fälſchlicherweiſe 
nad wie vor als , herrſchende“ Rechtsvorſtellung regiftrirt. Beſonders eignen ſich 
zu vergleichenden Studien die Hauptwerke der älteren Franzöſiſchen und Italie— 
niſchen Bölterrechtsliteratur, j. aber aud) Mohl in „Staatsrecht, Völlkerrecht zc.” 
1 ©. 626 ff; Bluntſchli a. a. O. 
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) Daß die Verleihung der Staatsangehörigkeit nah Art. 9 beclarativer 
Natur, geht auch aus den Anftrengungen hervor, welche die Franzöſiſchen 
Negierungen zu wiederholten Malen gemacht haben, um biejen die Staatsvermwal- 
tung bindenden modus acquirendi aus dem Rechtsſyſtem audzujcheiden. — 
Noch vor Kurzem (Winterjeffion 1886) nahm der ranzöfiihe Senat den Geſetzentwurf 
Batbie’3, betreffend die Aenderung der auf die Naturalifation bezüglichen Be- 
ftimmungen in erfter Leſung an und beichloß, zu der zweiten Berathung über- 
zugehen. Die Hauptdebatte hatte fih um Artikel 9 de3 Code entijponnen, bem- 
zufolge alle in Frankreich geborenen Kinder von Ausländern bei ihrer Bolljährig- 
keit von Rechtswegen die Aufnahme in den Franzöliihen Staatöverband erlangen 
können. Batbie fchlug dentgegenüber vor, daß jeder einzelne Hal geprüft werben 
und es den Behörden freiftehen jolle, die Naturalifirung zu verweigern, wenn 
dafür bejondere Gründe ber Unmürdigfeit oder Ungzuläffigleit vorlägen. Die 
Majorität des Hauſes pflichtete, in Webereinftimmung mit der Regierung, dem 
Ausichuffe bei. Desgleihen wurde Artifel 10 in dem Sinne geändert, Daß bie 
im Ausfande geborenen Kinder Franzöſiſcher Eltern, welche ihre Nationalität 
verloren haben, nicht mehr auf ihr blojes Gejuch, fondern nad) einer Prüfung 
ihrer Würdigkeit in das Franzöfiiche VBürgerreht wieder aufgenommen werben 
follen. Der Gejepentwurf hebt das Naturalifirungdgeje vom 15. December 1790 
auf; doch wurde auf Antrag des Senatord de Preſſenſé eine Beitimmung bes- 
felben in Kraft erhalten, der gemäß die Nachfommen der um ihrer Religion willen 
Berbannten — e3 handelt ſich hier hauptſächlich um die durch die Aufhebung des 
Edictd von Nantes heimathlo3 gewordenen Hugenotten — nur Belege ihrer Ab— 
ftammung beizubringen brauden, um in die Rechte ihrer Ahnen einzutreten. 
(Titre OH. Art. 2 der GConftitution vom 3.—14. Geptember 1791.) 

®), Längſt bevor Jean Jacques Roufjeau in feinem Contrat social 
(L. 4 ch. 2) die Formel ausdrücklich aufftellte: „Habiter le territoire c'est se 
soumettre à la souverainete* — ein Lehrſatz, der Fraft feiner principiellen 
Richtigkeit auch der Nedhtscodification Frankreichs zu Grunde gelegt worden ift, 
jf. Portalis, Code civil suivi de l’expos& des motifs, T. II. p. 12 — Batte 
die Franzöfiiche Staatöpraris niemals ein anderes Princip befolgt ala Das in 
jenem Gaße formulirte, wonah Eroberung und Ceſſion die SHerrichergewalt 
ipso jure ausdehnen und erweitern auf die unlösliche Einheit des fremden Staat$- 
gebiete8 und der darauf befindlichen Bevölkerung. Darüber hat es einen Zweifel 
in ber Franzöſiſchen Literatur niemals gegeben: „Lorsqu’'une province est röunie 
à la Couronne,* jagt Pothier, „ses habitants doivent ötre consideres comme 
Francais naturels“. (Trait& des personnes. Tit. II. sect,. 1.) Theoretiſche Be 
denken waren nur entjtanden über den Zeitpunkt, von weichem ab jene Aſſimili— 
rung in Geltung trete. Nach der einen Meinung (Denisart, Jolyde Fleury) er 
folge die Naturalijation der erworbenen Bevölkerung „de plein droit du fait 
m&me de l'annexion“; nad) der andern Meinung bedürſe es zu jenem Effecte 
außer der Annexion vorerſt aud nod der Proclamation SKöniglicher Lettres 
patentes oder Königlicher Declarationen (Dumoulin, Choppin u. A.). Daß dieje 
Auffafjung nit nur während des ancien rögime, jondern auch nach deſſen 
Untergang feitgehalten wurde, beweilt das Vorgehen der Franzöfiihen Machthaber 
während der Revolution, beweijen die Verträge zu Genf vom 28. Januar umd 
von Mühlhaufen vom 18. Aprit 1798. Folleville (a.a.D. S. 65) gefteht ſelbſt zu. 
daß aud) in dieſer Epoche: „Les habitants des pays conquis ou c&des acque- 
raient la nationalit& nouvelle, par le fait möme de la conquöte ou de la 
cession. ..... Toutefois, il faut noter qu’au döbut de la periode rérolu- 
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tionnaire, l’annexion & la France emportait pour le territoire annex& un 
regime bien rigoureux. Ainsi, sous Ja Convention, le pouvoir r&evolutionnaire 
regnait en maitre et appliquait ses principes sur le nouveau territoire des 
que celui-ci 6tait occup& par nos armöes. On n'attendait point qu'un 
traitö füt venu consacrer lannexion“. Wenn die neuere Franzöfiiche Völkerrecht: 
Literatur, mit nur wenigen Ausnahmen, bei dem erjten Anlaß, da eben bieje 
Jahrhunderte lang befolgten Grundſätze auf jolche Gebietstheile Anwendung finden 
jollen, welche vom Staatögebiete Frankreich abgetrennt wurden, diefe num 
mit einem Male als allen MNechtsideen wiberjprechend erklärt, — jo zeigt 
jie offenbar zwar jehr viel patriotijche Gefinnung, aber nur wenig principielle 
Eonjequenz. 

°) Ihre are und zielbewußte Anwendung hat die Option erft jeit der 
Mitte des XVIII. Jahrhunderts gefunden, feither läßt ji) aber aud ihre Ge— 
ſchichte und ihre fteigende Bedeutung aufs Genauefte verfolgen. Soweit es ji) 
um den Auszug aus einem fremd gewordenen Staatsgebiete aus Treue zum 
alten heimathlichen Etaate handelt, finden fich die erjten ſchwachen Anjäge im 
Hubertusburger Frieden (1768), in dem den Bewohnern der Preußiſch gewordenen 
Grafihaft Gag zugeitandenen Nechte des unbeichwerten Abzuges. Die Clauſel 
des Hubertusburger Friedens wurde nicht jelten wörtlich in ſpätere Verträge 
aufgenommen, jo in den Tejchner Frieden (1779). Am Grenzregulirungsvertrage 
zwiſchen ranfreih und Spanien zu Eliſſon (1785) begegnet uns der nachweisbar 
frühejte Gebraud des Ausdrudes: Option. Während das Inftitut der Option 
im germanijchen Boden murzelt, blieb es der franzöfiichen Revolution vorbehalten, 
diefem Principe dem wejentlich romaniſchen PBlebiscitgebanten gegenüberzuftellen, 
der zum eriten Male bei der Einverleibung der Gebiete von Avignon und 
Benaijfin in den Franzöfiihen Staatskörper zur Anwendung gelangte, ohne da 
aber dabei, eben jo wenig wie bei den folgenden Annerionen, in Anſehung der neu- 
erworbenen Bevölkerung und ihrer Rechte jchügende Maßregeln getroffen 
wurden. Auch dem Bertragämateriafe der napoleonischen Epoche ift mit geringen 
Ausnahmen der Gedanfe der freien Staatswahl durchaus fremd. Er findet 
vielmehr maßloje Betämpfung in den Staatögefegen, welche ber Kaiſer wiederholt 
erließ, um Emigranten aus eroberten Ländern die Naturalijation in fremden 
Staaten unmöglich zu machen. Erft nah dem Sturze des erjten Napoleon bricht 
ſich der Gedante der freien Staatswahl wieder mehr und mehr Bahn, bejonders 
in bem großen Grenzregulirungsvertrage vom 20. November 1815, welcher den 
vieljährigen Gebietöjchwanfungen der Europäiſchen Staaten in der vorher 
gegangenen Periode ein Ende jeten jollte, und in dem Oeſterreichiſch ⸗Ruſſiſchen 
Örenzvertrage vom 3. Mai 1815, welcher in der Folge bei mehrfachen Ceſſions— 
anläfien den ftaatlihen Abmadhungen zur Tertbafis diente. Noch aber zeigen 
die Verträge aus Ddiejer Zeit feine nachdrüdiiche Betonung des Staatöbürger- 
thums im optirenden Individuum oder jeiner nationalen Cigenart, eine Ent 
widelung, welche erft am Schluſſe der längeren, dem Wiener Congrejje gefolgten 
Sriedensepoche zum erjten Male bei der Auflöjung des Königreiches der Nieder- 
lande im Londoner Vertrage auf der Bildfläche erichien. Der 1830 in Belgien- 
Holland begonnene Proceß ſetzte fich in dem ftaatlich zerklüjteten Jtalien fort. 
Der Bertrag vom 10. November 1859 ijt ein ehrendes Dentmal des wohl 
thätigen Einjlufies, den die gemäßigte Anerkennung nationaler Verſchiedenheit 
auf das Nechtsleben der Völker nimmt und nehmen jol. Der Züricher Vertrag 
enthält zuerft ein förmlich gegliedertes Syitem von Beſtimmungen zur 
Technik der Option. Dieſem in jeinen Grundzügen durchaus klaren Ver— 
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trage, in welchem ber Optionsgedanke bisher feinen entſprechendſten Ausdruck 
fand, folgte in Stalien eine krauſe Zeit nationaler Aufregung Willfürlich 
gefügte Landesverjammlungen beeilten fi in dieſem Zeitpunfte völliger Anardie, 
die Abſetzung ber alten Dynaftien und den Anſchluß an Sardinien auszufprechen. 
Die nachfolgenden „allgemeinen“ Bollsabjtimmungen jchließen wir aus ber Reihe 
der völferrechtlichen Plebiscite aus, da fie nur den Werth politifcher Mani- 
feftationen angeficht3 der Interventionsluft fremder Mächte Hatten. Ein durchaus 
verjchiebene3 Bild bieten jene Annerionen, welche Napoleon III. als Com— 
penjation für die Vergrößerung Sardiniend von dem jungen Stalien zugeitanden 
wurden. Die aus diefem Anlafje erfolgten Blebiscite ftanden in offenem Wider- 
ſpruche mit der parallel laufenden nationalen Bewegung in Stalien, wenigſtens 
bezüglich Savoyens, durch deſſen Ceſſion an Franfreih, wie Mommijen zu 
treffend bemerkt, das eigene Königsgeſchlecht Italiens entnationalifirt worden iſt. 
Auch deutet der zugrundeliegende Turiner Vertrag vom 24. März 1860 ſelbſt 
nicht an, daß von der Durchführung jener Annexionen Umgang genommen wäre 
im Falle eines negativen Ergebniſſes der Volksabſtimmungen. Ja gerade hier 
lehrte ſchon die veränderte Stimmung der allernächſten Zeit, wie wenig eine all 
gemeine Volksabſtimmung die wahre Belundung des Bolkswillens fichert und auch 
auf die Dauer Verlaß gewährt. Uebrigens finden wir in dieſem Turiner Ber- 
trage zum erften Male neben Anordnung eines Plebiscites die echte der 
Minvritäten durch die gleichzeitige Aufftellung geeigneter Optionsdnormen gewahrt. 
In einem Decrete ber Franzöfiichen Regierung vom 30. Juni 1860 wirb jodann 
auch bereit3 das Optionsrecht der Minderjährigen berührt. Das ganze Ynftitut 
hat fodanı in ber Folge auf Grund ber Friedendverträge vom 3. Oftober 1866 
(Breußen-Defterreich), vom 24. Auguft 1866 (Defterreid-Stalien), der Deutich 
Franzöſiſchen Friedenspräliminarien vom 26. Februar 1871 und des Frankfurter 
Friedens vom 10. Mai 1871 nad) mannigfahen Irrthümern und praftijchen 
Proben einen hohen Grund functioneller Sicherheit und principieller Klarheit 
errungen. Giehe hierzu das Nähere bei Stoerk, Option und Plebiscit bei Er- 
oberungen und Gebietceffionen. Leipzig 1879. 

) Da ber den Gebietöverluft erleidende Staat die Angehörigen des ab- 
getretenen Stantögebietötheild nur infoweit für verloren anficht, al3 fie von 
ihrem Optionsrechte feinen Gebrauch machen, bedeutet die Option für ihn nicht 
den Eintritt eines fremden, fondern den Nichtaustritt eines alten Staatsgliedes. 
Die Option konnte daher aus ſyſtematiſchen Gründen nicht oben bei ber Aus 
bürgerung abgehandelt werben, fondern mußte hier im Anſchluſſe an die Ein- 
bürgerung ihre Erörterung finden. 

9) ©. hierüber und zur Materie ber Dejerteur-Cartelle: Vesque vd. 
Püttlingen, Handbuch des in Oeſterreich Ungarn geltenden Anternationalen 
Privatrechts, 2. Aufl. ©. 98 ff., 551 ff. — Irrig ift e8, wenn ber cit. Autor 
ein freies Nuswanderungsreht nur dort annimmt, wo die Landesgeſetz⸗ 
gebung feine fürmliche Entlafjung aus dem Gtaatöverbande eingeführt hat; die 
Einrichtung der Entlafjung oder ihr Abhandenfein kann nicht als Kriterium dafür 
gelten, ob der nur gefchichtli zu verftehende terminus auf die landesrechtlich 
geordnete Ausbürgerung paßt oder nit. Dem Werth der Entlajjungsurtunde 
für die Beſtimmtheit der Bevölkerungsverhältniſſe wird durch eine ſolche irrige 
Auffafjung ein Nachtheil zur Seite geftellt, der in Wirklichkeit nicht vorhanden ift. 
Die Auswanderungsfreiheitiftim Deutſchen Reiche oder in Defterreich-Ungarn principiell 
und praktiſch genau ebenfo weitreichend, wie das anderer Staaten mit allgemeiner 
Wehrpflicht. In demfelben Irrthum befindet fih Bluntjchli a. a. O. Art. 370. 
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©. Laband a. a. D. ©. 166. 

) Die denization nad) Engliihem Recht conferirt »jedenfall3 nicht die 
Engliſche Staatsangehörigfeit im continentalen Sinne des Wortes, fie ift beiten 
Falls die Herftellung einer rechtlichen Mittelftufe zwijchen dem Gtande des 
Fremden und bem bes Staatsbürgerd. Gie gewährt dem Empfänger ben bem 
Fremden ſchlechthin nicht zuftehenden Genuß gewiſſer privat- und öffentlich 
rechtlicher Befugniffe. Die denization Hat den Verluſt der früheren Staats- 
angehörigkeit nicht zur Folge; Folleville ftellt fie Daher auf eine Linie mit der 
Franzöfiihen „autorisation de fixer son domicile en France.“ (Nrt. 13 des 
Code eiv. vgl. Folleville ©. 540.) 

Dagegen erflärt der Urt. 7 bes cit. Englijchen Geſetzes vom Jahre 1870 
ben durch Naturalifationspatent Aufgenommenen ala volltommen glei mit bem 
natural born » Engländer, vorausgejegt, daß derjelbe in feinem eigenen Heimaths- 
ftaate als Engliſcher Unterthan gilt. ©. hierzu Weſtlake a. a. D. ©. 303. 

) Ein tiefer Kenner des Belgiſchen Rechts, Laurent, erflärt zum 
minbeften, daß eine fichere begrifflihe Abgrenzung jener naturalisation ordinaire 
nicht zu gewinnen jei. „Le naturalis® ordinaire est donc Belge, et il ne l’est 
pas, c'est un &tat intermediaire entre la condition de l’ötranger exclu de 
tous les droits politiques et le Belge qui en jouit. Qu'est ce que cet état 
interm&diaire et comment le qualifier? On ne le sait.“ (a. a. ©. p. 334.) 
©. hierzu die durch das Belgiſche Gejeg vom 6. Wuguft 1881 bewirkte Er- 
feichterung im Erwerb der grande naturalisation; das Geſetz hat aber in ber 
von uns im Texte behandelten Frage keine principielle Aenderung gebracht. Bgl. 
Louis Renault's Studie zum genannten Gejeg im Annuaire de lögisl. 
comp. 11. Sahrgang (1882). 
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Literatur: ©. die Ungaben zu den vorjtehenden 88. Ferner: Dubs, Das 
öffentlihe Recht der Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft. — Hamafer, Das 
intern. Privatredt. — Jellinek, Die Lehre von den Gtaatenverbindungen. — 
Bfeiffer, Das Princip des internationalen Privatredt3. — Unger, Syitem 
des Oeſterreichiſchen allgem. Privatrechts J. — ©. ferner die Verhandlungen 
des Institut de droit intern. über „conflit de lois* im Annuaire V. 
1881—1882. p. 41 ff., VIL, 1883—1885, p. 42 ff. 


Aus dem Wechfelfpiel der im Borftehenden individuell bezeichneten 
und behandelten Snötitute der Auswanderung und Ausbürgerung einer 
jeit3, der Einwanderung und Einbürgerung andererfeits ergeben ſich nun 
gewiſſe typiſche Grundformen, auf welche fi) der geſammte Völker— 
verkehr zurückführen läßt, und deren rechtliche Natur eben durch das ge— 
ordnete Ineinandergreifen, durch die rechtliche Congruenz oder durch die Incon⸗ 
gruenz der gegenüberſtehenden verſchieden⸗ſtaatlichen Inſtitute beherrſcht wird. 
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Die ganze in unjeren Tagen zu außerordentlicher Lebhaftigkeit und Aus- 
dehnung gejteigerte Communication der Volkstheile aller Staaten jet fich 
aus einer Fülle von einzelnen Verkehrsfällen zufammen, die, auf ihre 
innere juriftifche Structur geprüft, jeweilig in eine der nachfolgend auf- 
geführten Gruppen und damit Hinfichtlich ihrer rechtlichen Dualification 
unter die Normen fallen, welche für jede dieſer Gruppen vorherrfchend find. 

Jede Wandlung im phyfiihen oder im rechtlichen Zuftande der 
Staatsangehörigfeit eine Individuums, jeder einzelne Verfehrsfall aljo 
muß Hinfichtlich feiner jurijtiichen Merkmale unter eine Formel des nad). 
jtehenden Schematismus zu bringen ſein. 


1 


to 


Die Wandlung jtellt fih dar ald Auswanderung aus dem 
Heimathsſtaate ohne Ausbürgerung im eigenen und ohne 
Einbürgerung im fremden Staate.!) Das pofitive Ergebnif 
dieſes Vorganges für den internationalen Verkehr liegt in der 
Uebertragung der Fremdenqualität auf den in das diesfeitige 
Staatögebiet eintretenden Angehörigen eined andern Gtaates. 
Entiprechend der oben gegebenen Charafteriftif der Auswan— 
derung al3 der Lediglich factifhen Suspenfion des normalen 
jtaatlihen Berbandverhältnifjes bewirkt fie — lafjen wir die 
Strafen der rechtswidrigen Auswanderung, vorausgejegt, Daß 
dieſe nicht die Staatsangehörigfeit ſelbſt betreffen, hier unbe- 
rüdfichtigt — feinerlei rechtliche Veränderung in der politifchen 
Mitgliedichaft des im Auslande befindlichen Staatdangehörigen. — 
Nähere Prüfung findet übrigens diefes Verhältniß bei der Betrad)- 
tung der Nechtöitellung des Inländers im Auslande unter B. 


. Die Auswanderung mit Ausbürgerung ohne Einbür- 


gerung begründet für den Eingewanderten ebenfall3 nur die 
Nechtsitellung eines Fremden. Da die Praxis der modernen 
Staaten aber den Berfehr ftaatenlofer Individuen nicht duldet, 
jo bleibt daS Verbandverhältniß der jo Ausgebürgerten (aber 
in feinem andern Staate Eingebürgerten) zu ihrem alten 
Heimathöftaate völferrehtlich unberührt. Der hier behan- 
delte Fall kann de jure bei den Angehörigen folder Staaten 
nicht eintreten, welche die Einbürgerung in einem fremden 
Staate oder die Zuficherung der Aufnahme in denjelben als 
conditio sine qua non für die Entlaffung aus dem Staat3- 
bürgerverbande fordern. Wo die Dauer der Abwejenheit während 
eines gejeglich bejtimmten Zeitraumes, der unautorifirte Eintritt 
in fremden Staatsdienft 2c. den Verluſt der Staatsangehörig- 
feit nach fich zieht (Beifpiel $ 21 des Deutfchen R.-Gej. 
vom 1. Juni 1870), kann auch der urjprünglic” nach dem 
Typus von Nr. 1 zu beurtheilende Fall unter die hier maß— 
gebenden Gefichtspunkte treten, da dann Die zeitliche Ab- 
wejenheit, die Führung des fremdherrlichen Amtes ꝛc. das 
dort fehlende Requijit der Ausbürgerung zur rechtlihen Folge 
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hat. Die Rechtsſtellung des Ausländer zur Staatögewalt im 
Inlande wird im 8 120 näher behandelt werden. 

3. Die Auswanderung ohne Ausbürgerung, aber mit 
Einbürgerung im fremden Staate giebt zum Nejultate den 
widerſpruchsvollen Zuſtand der formellen Häufung zweier Staats- 
bürgerqualitäten, welche überall da eintreten kann, wo die 
Gefeggebung des verlaffenen Staates® mit dem Erwerb einer 
fremden Staatsangehörigkeit nicht ipso jure den Berluft des 
bisherigen Staatsbürgerrechts verbindet. Die überwiegende 
Mehrzahl der modernen, internationalen Rechtöverfehr pflegenden 
Staaten fteht auf dem Boden des ſog. Franzöſiſchen Princips, 
formulirt im Art. 17 Code civil: „La qualit6 de Francais se 
perdra 1° par la naturalisation acquise en pays 6tranger; während 
das Deutjche Reich, die Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
Defterreich zc., auf dem entgegengejegten Standpunkte verhar- 
rend, „die Prätenfion erheben die Nationalität ihrer Bürger 
auch nach effectuirtem Uebertritt in einen fremden Staatsverband 
fortdauern zu laffen” (v. Marti a.a. ©. 1151) und damit 
der Möglichkeit Raum bieten, die Staatdangehörigfeit in meh— 
reren getrennten Gemeinweſen zu cumuliren. 

4. Die Auswanderung mit Ausbürgerung in der alten 
und mit Einbürgerung in der neuen Heimath bildet den 
typiſch volllommenften, gejeglich correcteften Fall der Staatswahl 
Sie bewirkt die volljtändige Abftreifung der Unterthansqualität 
(allegiance) gegenüber dem bisherigen Heimathsſtaate, die redht- 
lihe Entziehung aus feiner Perjonalhoheit und die vollwirk— 
fame Unterwerfung unter die Berfonal- und Territorialhoheit 
des Mdoptivvaterlandes. Cie hat fortan einen vollftändigen 
Wechſel in der Duelle der Statusrechte des Naturalifirten 
zur nothiwendigen Folge. Bon dem Tage der redtlih er- 
folgten Einbürgeruug ab liegt diefe Quelle in der Gefeßgebung 
des aufnehmenden Staates, wie fie logiſcherweiſe bis zu jenem Zeit. 
punkte in der Geſetzgebung des entlafjenden Staates ihren Siß hatte. 

5. Die Ausbürgerung ohne Auswanderung und ohne 
Einbürgerung vermag weder ftaatsrechtlich noch völferrechtlich 
einen Wechjel in der Staatsangehörigfeit hervorzurufen. Als 
Vorbereitungshandlung bleibt fie injolange wirkungslos, bis fie 
entweder durch phyfiiche Entfernung aus dem bisherigen Hei- 
mathögebiete oder durch rechtliche Erlangung einer neuen Staats— 
angehörigfeit joweit ergänzt wird, daß ein in den Rahmen des 
internationalen Berfehrs fallender Thatbeftand hergeftellt wird. 
Ohne diefe Ergänzung wird die in den rechtlichen Formen er- 
langte Ausbürgerung regelmäßig hinfällig; die Entlafjung wird 
refolutiv unwirkſam, jo daß auch pendente conditione Die 
ftaatsbürgerlihen Pflichten erfüllt werden müfjen. 

Handbuch des Völterredhts II. 40 
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6. Die Ausbürgerung ohne Auswanderung, aber mit 
Einbürgerung in einem andern Staate ift regelmäßig 
unzuläffig; geftattet ift fie nur a) wenn der Wechjel der Staats- 
angehörigfeit fich innerhalb folder Staaten vollzieht, welche 
durch ein bundesrechtliched VBerbandverhältnig einem Staats 
organismus höherer Ordnung eingegliedert find. So ift zweifellos 
die Ausbürgerung eines Angehörigen der im Neichsrathe ver- 
tretenen Königreiche und Länder (Eisleithanien) und defjen Ein: 
bürgerung in Ungarn rechtlich ohne nothwendige Verlegung des 
Wohnſitzes geftattet. Ebenjo wird in jedem Deutjchen Bundes- 
ftaat die Entlafjung jedem Staatsangehörigen ertheilt, welcher 
nachweift, daß er in einem andern Bundesftaate die Staats- 
angehörigfeit erworben hat, ohne daß dabei eine Verlegung des 
Wohnfiges in den anderen Bundesſtaat ftattfinden müßte;?) 
— b) bei Frauen und Kindern in den Fällen der durch 
familienrechtliche Verbindung begründeten Wandlungen der Staats: 
angehörigfeit, und c) bei Gebietsceffionen. Diejenigen im intact 
bleibenden Gebiete des cedirenden Staates domicilirten Perjonen, 
welche in den abgetretenen Gebietätheilen zuftändig (originaires) 
find und von der ihnen freigeftellten Optionsbefugniß feinen 
Gebrauch machen, erleiden einen Wechjel ihrer Staatsangehörig- 
feit ohne Rüdfiht darauf, ob fie eine Verlegung ihres Domicils 
nad) der neuen Heimath vorgenommen haben oder nicht. 

Die Einbürgerung ohne Einwanderung aber mit Ausbürge- 
rung aus dem alten Staat bildet an fich feinen felbftftändigen Typus; 
dafjelbe unter Nr. 6 in Betracht gezogene Lebensverhältniß kann aud) 
unter die hier aufgezählten Merkmale fallen, jobald wir es nicht wie 
dort vom Standpunkte des entlafjenden, jondern von dem des eriwerbenden 
Staates ind Auge faffen.?) 

Die im Vorftehenden gegebene Ueberfiht läßt nun auch jofort er- 
fennen, daß die dem internationalen Recht hier erwachſenden Schwierig- 
feiten ihren Grund darin haben, daß jeder Verkehrsfall, vorausgejett 
natürlich, daß er thatfächlich einen über die Landesgrenzen hinaus: 
reichenden, alſo internationalen Thatbeitand darbietet, feiner Natur nad) 
in zwei Theilacte ſich auflöfen Yäßt, deren jeder unter das Richtmaß 
der Gefehgebung eine® anderen jelbititändigen Staates fällt. Der 
Bufammenhang des ftaatlichen Expatriirungs- bezw. Naturalifationsrechts 
mit dem Grundſatze der ftaatlihen Souveränetät ift ein jo inniger, daß 
bei ftrenger Durchführung und Feſthaltung desfelben Eollifionen zwifchen 
den einzelnen Staaten mit abweichenden oder geradezu widerfprechenden 
Gejehgebungen in weit größerer Zahl eintreten müßten, würde ſich nicht 
die Staat3prari3 in der jüngften Zeit regelmäßig dazu bereit finden, 
jene jchroffen Gegenjäge theild im Wege internationaler Verträge auf- 
zubeben, welche fich dann zumeist derogirend zum Landesrechte verhalten 
(fiehe die fog. Bancroftverträge der Vereinigten Staaten von Nord- 
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amerifa mit den größeren Europäiſchen Staaten), theils im Wege ftill- 
chweigender Duldung und durch Herftellung eines modus vivendi, der 
fich regelmäßig damit begnügt, nur Diejenigen Gegenfäge auszujcheiden, 
welche aus dringenden Gründen im Intereſſe der ftantlichen Autorität 
nicht ohme empfindlichen Schaden feitens der ftaatlichen Organe*) überjehen 
werden können. 

Ohne dieſe Mbleitungen tritt der Conflict der Gejehgebungen im 
Rechtsleben des Einzelnen infoferne ein, als die inappellablen Normen 
zweier Staaten dasſelbe thatſächliche Lebensverhältnig von der einen 
Seite als rechtmäßig, von der andern als rechtswidrig erjcheinen laſſen. 
Die Rechtswiſſenſchaft hat den Zugang zu einer principiellen Löfung 
folcher Widerfprüche durch die Erörterung der Vorfrage zu gewinnen 
gefucht: Welche Gejehgebung iſt als Kriterium für die Nedt- 
mäßigfeit eines Berjonenverlehrsactes anzujehen? Zur Beant- 
wortung derfelben genügt es aber offenbar nicht, wenn, wie es Häufig 
geichieht, nur der eine Theil des Verkehrsactes und zwar mit Vorliebe 
der der Einbürgerung ind Auge gefaßt wird, dem gegenüber die Aus— 
bürgerung dann entiveder mit dem Hinweis auf die „völferrechtliche 
Auswanderungsfreiheit”“ feine oder doch nur beſtensfalls mit Bezug 
auf die Militärpflicht zweitlinige Berüdfichtigung findet. Lediglich die 
genetische Unterfuchung, d. 5. die Aufrollung und juriftifche Prüfung 
aller die Einheit des Verkehrsactes ausmachenden Momente und 
deren außftrahlenden Beziehungen, ermöglicht eine erjchöpfende Auskunft 
und principiell fundirte Antwort auf die Frage über die Statusrechte 
des Individuums und deren Wechfel in jedem Stadium des Berfehör- 
acted. Wenn jede Phafe desjelben auf ihren juriftiichen Gehalt geprüft, 
aljo ihre Mebereinftimmung bezw. Nichtübereinftimmung mit dem hier allein 
entjcheidenden Grundmaße der ftaatögejeglih normirten Hand— 
lungsfähigfeit der den Verkehrsact ſetzenden Perſon unterfucht wird, 
dann ift auch im Endergebniß die principielle Rechtmäßigkeit oder Rechts 
widrigkeit des Verkehrsactes ſelbſt feitgeftellt.) Oft verjchließt uns 
allerdings der heutige Stand der nationalen Gejeßgebungen das Be— 
treten dieſes Weges, denn in vielen Fällen gelangen wir eben nur dazu 
die Sprödigfeit der auf jelbititändigem, fouveränem Grunde ruhenden, 
in Correlation gebrachten ftaatlihen Normen zu conftatiren. 

In den Fällen des Widerftreites zwiſchen den Entlaffungsbedingungen 
des heimathlichen Rechts umd den durch das Recht der neuen Heimath 
geichaffenen Befugnifjen eröffnet fih für das in diefem Conflict jtehende 
Individuum die Möglichkeit, daß der von ihm gejegte internationale Ver- 
fehrsact, von drei verfchiedenen Seiten aus einer wechjelnden Beurthei- 
lung unterworfen werfen kann, die ihm dann eine jewweilig local ver— 
ſchiedene Rechtslage begründet: 

1. Bleibt der ohne Rückſicht auf die Beſchränkungen des hei— 
mathlichen Rechts Ausgewanderte, alſo nicht rite Ausgebürgerte 
fortan dauernd innerhalb der Grenzen des neuen Heimath- 
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ſtaates; iſt alſo der von dem gedachten Individuum vorgenom⸗ 
mene internationale Verkehrsact abgeſchloſſen durch deſſen Ein— 
tritt in die volle, ftaatliche nationale Rechtsgemeinſchaft; — dann 
tritt der folchergeftalt Naturalifirte al gewöhnlicher Staatsangehö- 
riger mit allen Nechten und Pflichten unter die Herrfchaft des 
Rechtes ſeines neuen Heimathaftantes. Regelmäßig erinnert 
innerhalb feiner ftantsbürgerlich.nationalen Rechtslage nichts an 
den internationalrehtlihen Charakter feines Eintritt3. 


. Verbinden den fo in der Fremde Naturalifirten noch Rechts. 


verhältniffe mit dem alten Heimathaftaate (Militärpflicht, Amts- 
pflicht, Samilienverband, Vormundſchaft, Euratel zc. [f. 3. B. den 
Fall der Fürftin Bauffremont], jo vermag die ohne Beachtung des 
heimathlichen Rechts vorgenommene Einbürgerung im fremden 
Staate eine Veränderung der perfönlichen Rechte und Pflichten 
de3 Individuums in der alten Heimath nicht zu bewirken. Die 
Naturalifation wird — wie uns der citirte Fall Beauffremont 
beweift — auch im Geltungägebiete des Franzöſiſchen Princips 
„comme non avenue“ betrachtet. Das Individuum bleibt nach 
wie vor der PVerfonalhoheit des Heimathsſtaates unterworfen, 
des letztern Gejehgebung bleibt für feinen Status herrichend, 
und gelangt e3 jelbft einmal wieder in die räumliche Sphäre 
des verlaffenen Staates zurüd, dann lebt das urſprüngliche Berband- 
verhältnig mit allen feinen nur zeitlich fufpendirt gemwefenen 
Wirkungen wieder auf. Die Rechtslage des Emigrirten — 
von Strafen und Straffolgen abgejehen — bleibt im Wejent- 
lichen unverändert. 


. Tritt aber der fo in zweifelhafter Staatsbürgerfchaft Stehende 


in da3 Gebiet und damit in die Rechtsſphäre eines dritten 
Staates ein, dann wird die Frage feiner Staatdangehörigkeit in 
ihrer Beantwortung ausfchließlich von der Rechtsanſchauung des 
Iettern abhängig. Dieſer entjcheidet, ob er in dem aus dem 
Staate X Ausgewanderten einen definitiv Ausgebürgerten und im 
Staate Y rite Eingebürgerten betrachten will oder nicht:®) eine 
Frage, welche in Anjehung der Vermögens- und Familienrechte, 
der Handels- und Bollbegünftigungen, des gerichtlichen Armen- 
rechts, der Ausweifung, der Auslieferung zc. für die Rechtslage 
de3 in Rede ftehenden Individuums von weitreichender, praktifcher 
Bedeutung werden fann, 


2) ir halten es für überjlüffig, im folgenden Schema die Einwanderung 


als einen das Verhältniß beeinfluffenden Factor getrennt zu beobachten. Gie 
gilt als naturgemäße Folge überall da mitinbegriffen, wo die Auswanderung in 
der Formel gemiffermaßen mit pofitivem Vorzeichen enthalten if. Eine Aus- 
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wanderung ohne Einwanderung — phyſiſch undenkbar — liegt für und aud) 
rechtlich nur in dem einen alle vor, wenn der aus einem geordneten, im inter- 
nationalen Rechtsverkehr ftehenden Staate Ausgewwanderte nach einem joldhen Theile 
unſerer Erdoberfläche überfiedelt, welcher von der Territorialgoheit feines Staates 
erfaßt wird. Das Individuum tritt damit aus dem Lebenskreiſe der in einer 
gewiffen, wenn auch noch jo dürftigen Gemeinjhaft von Rechtsanſchauungen und 
Rechtsübungen ftehenden Wölferreht3-Stanten hinaus und jomit aud) aus dem 
Rahmen unſerer dogmatiſchen Betrachtung. 

Ebenſo liegt die Einwanderung als conftitutive3 Element dba mitinbegriffen 
vor, wo wir im Schema bie Einbürgerung al3 vorhanden annehmen, da die 
fegtere, von den im Terte zur Erörterung gelangenden Ausnahmefällen abgejehen, 
regelmäßig die Niederlafjung — zeitlih oder dauernd, je nad) der betreffenden 
ftaatlihen Gejeggebung — bedingt. 

?) Anderer Meinung Laband (a. a. D. I. ©. 172), ber in allen Fällen 
ben Erwerb der Staatdangehörigkfeit in einem anderen Bundesjtaate von der 
Niederlafjung im Gebiete des legtern abhängig madt. Ebenjo Riedel, Die 
Reichsverfafjungsurtunde ©. 258. — Geybel (a. a.D. J. S. 5330) meint dagegen 
mit G. Meyer, Lehrb. des Deutjchen Stantsrechts, $ 76, Zorn, Staatsrecht I. 
81, v. Rönne, dv. Sarwey u. A., daß die Niederlaſſung im Staatsgebiet 
wohl Borausfegung jet für den Anſpruch, aufgenommen zu werden, aber nicht 
Vorausſetzung der völferrechtlichen Zuläffigteit der Aufnahme: „Es darf aljo bie 
Aufnahme aud dann ertheilt werden, wenn ber darum Nachjuchende fich micht 
im GStaatögebiete niedergelafjen hat.“ Wenn Laband im $ 7 bes citirten Ge- 
jeges die Stübe für feine Anſchauung findet, jo iſt dem gegenüber doch auch zu 
berüdfichtigen, daß ber Erwerb der Staatsangehörigfeit nicht blo3 auf die im 87 
bezeichnete Weife, fondern auch nad) 39 durch Amtsbeftallung, welcher nicht noth- 
wendig eine Refidenzpflict im Staatögebiete entſprechen muß, erfolgen kann. 

) Auf die fingulären, mit der Occupation und ber Option zufammenhängenben 
Bildungen, joweit biejelben nicht bereit3 im aufgeftellten Schema enthalten find, jowie 
auf einzelne durch Umkehrung der Merkmale in den Fällen von 1—6 fich ergebende, 
nach den verfchiedenen Landesgeſetzen eintretende, geringfügige Variationen konnte 
hier nicht eingegangen werben, da wir das Naturalijationsrecht auf feinen ſyſte⸗ 
matijhen Aufbau und nicht auf feine Tegislativen Detaild zu prüfen, die Abſicht 
hatten. 

) Beifpiele für dieje ftaatliche EConnivenz find uns gegeben in dem Ber- 
halten der meiften continentalen Staaten eben vor Abſchluß der Bancroft-Berträge; 
ſ. ferner die langjährige Duldung ber fogen. Klaufenburger Ehen in Oeſterreich— 
Ungarn u. |. mw. 

5) Bei dieſem methodijhen Vorgehen wird allerdingd die in ber Literatur 
an vielen Stellen — man vgl. Bluntſchli, Ealvo, Folleville, jelbft v. Bar 
— vorherrſchende Neigung, zunächſt die Einbürgerung und nur jubfidiär die Be. 
ſchränkungen der Auswanderungsfreiheit zu berüdjichtigen, einen empfindlichen 
Rüdihlag erfahren. Die Veurtheilung der Rechts: und Handlungsfähigfeit des 
Einwandernden muß in der That mit logifher Nothwendigfeit und im Gedanken 
an ben ungeftörten Beftand der Staatengejellihaft jeitens jedes einzelnen Staates 
nicht blos von dem Geſichtspunkte aus betrachtet werden, daß ber neue Staat dem 
Einziehenden kraft feiner Souveränetät neue Rechte verleihen kann; e3 muß 
vielmehr auch die Spiegelung des Verhältniſſes im internationalen Verkehr, die 
Thatſache Berüdfihtigung finden, daß dad Individuum nicht aus einer fremden 
Welt, auch nicht aus einer rechtloſen Sphäre in das diesſeitige Gebiet eintritt, 
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fondern aus einem organijirten Gemeinmwejen mit bejtimmter Rechtsordnung, 
welde naturgemäß dem Angehörigen aud eine Summe von Pflichten auferlegt 
bat, die der neue Staat nicht ignoriren fanıı. Geht man aber von der Thatjache 
aus, dab das moderne Recht nur den Berfehr Staatsangehöriger und zwar der 
Angehörigen prineipiel gleihberehtigter Staaten im Auge Hat, jo muß man 
zu bem Ergebnifje gelangen, daß im Eonflictsfalle der ältere Status der wirkſamere 
und demnach ber primäre Heimathsftaat zur Beurtheilung der Staatsangehörigfeit 
des Individuums in erfter Linie competent jei. Dagegen Folleville a.a.D. ©. 353 
aus wenig ftihhaltigen Gründen. — Bermittelnd Zaurent (III. p. 368) der 
bier den vorfihtigen uud billigen Gebrauch der eigenen Rechte empfiehlt, unter 
möglichfter Schonung der begründeten Anſprüche des fremden Gemeinmwejens. — 
In der That fteht hier der ausgleichenden Parallelgefeßgebung auf Grundlage der 
vergleichenden Rechtälehre, und der Vermittlung der Gegenjäge durch internationale 
Berträge noch ein weites Feld fruchtbarer Thätigkeit offen. ©. in demjelben Sinne 
v. Marti a. a. O. ©. 1117. 

©) Ueberaus ſchwierig geftaltet fi) die Sachlage in Bezug auf jene Zandes- 
bewohner eines durch debellatio oder victoria universalis gänzlid in einem 
andern Staate aufgegangenen Gemeinwejens, denen eine Optionsbefugniß feitens des 
Siegers nicht eingeräumt worden ift, die aber gleichwohl sine animo revertendi 
den fremd gewordenen Heimath3boden verlafjen haben, ohne eine beftimmte andere 
Staatsangehörigfeit zu erwerben. Rechtsfall des Grafen von Platen- Haller» 
münbe nad) dem Untergange des Königreichs Hannover. ©. hierüber Näheres bei 
Stoerk, Option und Plebiscit. ©. 150 ff. 


$ 119. 


B. Die redtlie Stellung der im Auslande befindlichen 
Staat3angehörigen zur heimijchen Staatsgemwalt. 


Literatur und Verweiſungen: ©. die vorhergehenden 88. — v. Martig, 
©. 804 ff. — Martend3-Bergbohm I. ©. 335 ff. — Heffter-Geffden 
$ 59a. — Bulmerincq 887 ff. — Bluntjdli, Art. 278 ff. — Vattel, 


Droit des gens II. c. 8 — Hall, International law. p. 236. — 
Lomonaco, Diritto eivile internazionale. p. 100 ff. — PBhillimore 
III. ch. 2 ff. 


Durch die fcharfe Unterfcheidung zwiſchen Auswanderung und Aus- 
bürgerung gelangten wir oben zu dem für den völferrechtlichen Verkehr 
jehr wichtigen Rejultate, daß die rein phyfiihe Trennung vom Staats— 
gebiete in den Statusrechten des Staatsangehörigen eine Veränderung 
nicht hervorrufe. Der Naturerfcheinung der Anziehungskraft vergleichbar, 
die durch die Theile des Ganzen beftimmt auf die Theile de Ganzen 
einwirkt, hält auch der moderne Staat rechtlich feine Beftandtheile injo- 
lange feſt, bis fie definitiv einem andern Staatdganzen ald rechtliche, 
nit blos phyſiſche BeitandtHeile fi angliedern. So lange Dies aber 
nicht der Fall ift, verbleibt der Einzelne auch nad) dem Verlaſſen des 
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Heimathabodens innerhalb der Rechtswirkung der Berjonalhoheit 
ſeines Staates, aljo in ſtaatsrechtlicher Unterworfenheit unter die Hei- 
miſche Staatögewalt. Die völferrechtliche Anerkennung dieſes Grundſatzes 
durch die Staatenpraris verwirklicht das von uns oben ($ 114) formu- 
firte andere Princip der modernen Staatengejellihaft, wonad die Staats. 
angehörigfeit den Durchgangspunct bildet, den das Individuum erreicht 
haben muß, um in das Licht völferrechtlicher Betrachtung zu gelangen. 

Diefe Eontinuität des rechtlichen Verbandes äußert fih innerhalb 
des internationalen Verkehrs durh die Fortdauer der mechjeljeitigen 
Rechte und Pflichten zwijchen Staat und Staatsangehörigen. Lebtere, 
als Dbjecte der jtaatlichen Willensmacht gedacht, jchulden dieſer auch in 
der Fremde die allgemeine Gehorjamspflicht, durch welche fie zu 
Handlungen, Leiltungen und Unterlajlungen nad) Maßgabe bes heimi- 
ichen Recht verbunden find.) Diefelben bleiben jomit auch im fremden 
Lande allen in der Heimath rite publicirten Gejegen und Verordnungen 
unterworfen, allerdingg nur injoweit mit thatjächlihem Erfolge, als 
dies phofiih möglich und angefihts der vom Staate des Aufenthaltes 
erlafienen und für die Ausländer verbindlichen Gefege rechtlich zuläffig 
iſt. Mit anderen Worten: im Wibderftreite muß die Geltung des Ber- 
fonalitätsprincipes dem Territorialitätsprincipe weichen. 

Sp wenig ed nım möglich ift innerhalb de3 ftaatlichen Lebens ein- 
zeln die Pflichten aufzuzählen, welde die Staatsangehörigkeit umfaßt, 
ebenfo wenig läßt fih auch ein erichöpfendes Schema der Verbindlich 
feiten pofitiver oder negativer Natur aufjtellen, welche die Berjonalhoheit 
des Staates dem in der Ferne lebenden Staatsangehörigen auferlegt. 

I. Sie können jowohl die ganze Sphäre des Privatrechtslebens 
ald das gefammte Gebiet der ftaatlichen Verwaltung betreffen; nur in 
Anjehung einiger Punkte, welche fir das Leben der Staatdangehörigen 
auf fremdem Boden von bejonderer Wichtigkeit find, Haben - fih in 
in der Staatenpraxis Einrihtungen mit größerer Schärfe herausgebilbet, 
auf welche ſich conventionell das fachliche Intereſſe bei Betrachtung des 
Rechtseffects der Perjonalhoheit concentrirt. — Sie betreffen: 

1) Die militärifche Dienftpflicht. Der heimische Staat, der feine 
Ungehörigen in Kriegs; oder auch in Friedenszeiten zur Erfüllung ihrer ftaats- 
bürgerlihen Pflicht aus einem fremden Lande weg- und heimruft, fteht in 
der Ausübung der gejeglich ihm zuftehenden Befugniſſe. Beſonderer Hier- 
auf gerichteter Rückberufungspatente (Avocatorien) bedarf es nicht, da 
der im rechtlichen Bande Stehende kraft heimathlichen Gejeges von dem 
zeitlichen Beginn feiner Nüdtehröpflicht Kenntnig haben muß; gleichtwohl 
erfolgt im Syſtem der Wehrorganifation der modernen Staaten die 
Rüdberufung der Einzelnen auch im Auslande mittel3 der Zuftellung 
der Einberufungsordre durch die confularischen oder diplomatischen Functio- 
* des — ꝛe. (Matrikel der Nationalen, Meldung der- 
elben ꝛc.). | 

Wie weit der diesſeitige Staat hierbei auf die Mitwirkung, und 
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Unterftüßung der Organe des Wufenthaltzftaates rechnen kann, hängt 
fediglih davon ab, ob zwiſchen beiden Staaten eine auf gegenfeitige 
Auslieferung der Militärflüchtigen gerichtete Praxis, ein Vertrag, Ueber- 
einfommen zc. bejteht oder nit. Gründe gegen eine folche internatio« 
nale Hülfe im Gebiete eines der wichtigften Zweige der ftaatlihen Ber- 
waltung lafjen fi weder aus der Natur des ftaatsbürgerlichen Ber- 
hältnifjes, noch viel weniger aus allgemeinen ethifchen Geſichtspunkten 
ausfindig machen. Fraglich und bedenklich könnte eine folche indirecte 
Förderung der nationalen Wehrfraft nur im Hinblide auf die Pflichten 
jtrengfter Paffivität fein, welche die neuere Staatenpraris den Neutralen 
auferlegt.?) 

2) Das heimathlihe Finanzredt. Das freie Ermefjen des 
Heimathsſtaates entjcheidet darüber, in wieweit auch der im Auslande lebende 
Staatsbürger zu den Lajten des Gemeinweſens beizutragen verpflichtet 
it. Wenngleih die Steuerpflicht fih in der heutigen Rechtöbildung 
regelmäßig an den Wohnort und nicht an den Gtaatöverband knüpft, 
jo fann der Staat doch zu jeiner finanziellen Erhaltung (to aid in 
its support) zweifellos auch im Ausland lebende Angehörige zu allge 
meinen oder jpeciellen Steuern heranziehen. Thatſächlich in Uebung 
jtehen jolhe in der Form von Abzügen an Penfionen und Ruhegehältern, 
Perfonalbeiträgen zur Iocalen Armenfteuer, Wehrftener (als Surrogat 
für den entfallenden Militärdienft), Wehrgeld zc. 

3) Schärfer entwidelt hat fich ferner in unferer Zeit der völfer- 
rechtlihe Gebraud, daß die Angehörigen eine® Staate® in der Fremde 
nur mit der Zuftimmung ihres Yandesherrn (Träger der oberften Staats- 
gewalt) in fremde Civil- oder Militärdienfte?) eintreten, Rang, Titel, 
Würden, völferrechtlich anerkannte ftaatliche Ordenszeichen ꝛc. annehmen. 
Wo die Annahme diejer fremdherrlihen Aemter, Decorationen 2c. nicht 
gänzlich verboten ift, wie in den Bereinigten Staaten von Nordamerika, 
England (?), erfolgt die Bewilligung dur; Ausfertigung einer amt« 
lichen Urkunde ſeitens der oberften Verwaltungsorgane, in einigen Staaten 
jogar im Wege der Gejeggebung (Eentralamerif. Republifen) und durch 
Publication im Geſetzes- bezw. Amtsblatte des betreffenden Staates. 

Feſtzuhalten ift, daß die in der Staatenpraris zu plaftifherer Aus- 
bildung gelangten, im Vorftehenden verzeichneten Formen keineswegs den ge 
fammten Umfang der rechtlichen Einwirkung des Staates auf feine ihm durch 
die Perſonalhoheit unterworfenen Glieder bezeichnen; auch innerhalb des 
gegenwärtigen internationalen Verkehrsrechts ließe fich das jus avocandi 
in Anwendung denken gegenüber den im Auslande weilenden der Schul. 
pflicht unterliegenden Angehörigen, in Anjehung der im Auslande Stu- 
direnden, in auswärtigen Mlöftern Befindlichen 2c., ebenfo mie auch bei 
einer intenfiveren Ausbildung des Syſtems der Perfonaljteuern eine um- 
fangreichere Heranziehung des ausgewanderten, aber nicht ausgebürgerten 
Staatögliedes zu den Laften der Staatöverwaltung ſich aus dem Unter 
thansverbältnifjie und aus dem Gedanken rechtfertigen ließe, daß der 
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Staatsangehörige auch in der Fremde des völferrechtlichen Schußes 
feine Heimathsſtaates ſich erfreut. 

U. Der Gehorſamspflicht des Staatsangehörigen entiprechen jene 
Aeußerungen der Staatögewalt, durch welche dieſe ihrerjeits die Conti— 
nuität des rechtlichen Verbandverhältniſſes innerhalb des internationalen 
Verkehrs bethätigt. Sie betreffen: 

1) Die Aufnahmepflicht des Staates gegenüber dem wohnberechtigten 
Staatdangehörigen ; deren völferrechtliche Natur und Bedeutung für das Stac- 
tenfyftem haben wir bereit3 oben S11 6) einer nähern Betrachtung unterzogen. 

2) Die Schutzpflicht. Die Sicherheit des internationalen Verkehrs, 
jeine Berläßlichkeit, beruht zu einem großen Theil auf der durch Die 
Staatenpraris begründeten Annahme, daß die Staaten als Subjecte 
dejjelben ihren Angehörigen auch jenfeit3 der Staatgrenzen das Walten 
der Rechtsordnung zu repräfentiren fich für verpflichtet halten. Die inner- 
halb des Völkerrechtsindigenats ftehenden Perfonen Haben durch Ber- 
mittlung jener einen Anſpruch auf völferrechtlichen Schuß.*) 

Sehr wichtig ift hier die Beobachtung des Umftandes, aus welcher 
Duelle das dem Nationalen zugefügte Unrecht ſtammt. Mit Recht jagt 
Bluntihli (a. a. O. ©. 219) daß, falld der Inländer im Auslande zu- 
nächſt nicht durch den fremden Staat d. 5. durch deſſen Organe in jeinen 
Rechten verlegt wird, fondern durch Privatperfonen, denen allein die Rechts- 
verletzung als Schuld angerechnet werden kann, fo tritt feineswegs in 
erjter Linie der heimathliche Staatsſchutz ein, fondern es Hat zunächſt 
der Staat, in deſſen Gebiet die Rechtöverlegung gejchehen ift, durch jeine 
Rechtspflege für Befeitigung des Unrecht, und je nach Umſtänden Be- 
ftrafung der Verbrecher zu forgen. Mit gutem Grunde würde diejer 
Staat, dem allein die Gerichtsbarkeit in feinem Lande zufommt, eine 
unzeitige Einmengung eines fremden Staates in die Verwaltung jeiner 
Nechtöpflege als Nechtsverlegung anfehen. Der beleidigte oder verlegte 
Angehörige eines anderen Staate® muß fich demnach zunächſt an die Be- 
hörden des Staated um Nechtöhilfe wenden, in dem er wohnt. Nur 
wenn ihm der Rechtsweg abgejchnitten und der Rechtsſchutz verweigert 
wird, ijt Grund zu einer Intervention feines Heimathſtaates vorhanden. 
„Man bat fich hier vor zwei Ertremen zu hüten, dem einen, welches 
die Staatdangehörigen im Auslande ſchutzlos der Bedrängniß und 
Mißhandlung preisgiebt — es war das bis auf die neuere Beit die 
wohlbegründete Klage der Angehörigen Deutfcher Klein und Mittel- 
ftaaten —, und dem anderen einer ungebührligen Einmiſchung in die 
fremde Rechtspflege und Verwaltung zu Gunjten von Etaatdangehörigen, 
welche die diplomatifche Unterftügung da anrufen, wo fie gleich anderen 
Privatperjonen nur berechtigt find, ordentliche Rechtsmittel anzuwenden, 
— eine Ueberfpannung des Staatsſchutzes, die man nicht ohne Grund 
zuweilen England vorgeworfen hat. Im erften Falle wird die Sicer- 
heit der Privatperfonen im Auslande gefährdet, im zweiten die Recht3- 
gleichheit der Staaten und die Selbitftändigfeit der Rechtöpflege bedroht.“ 
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Kein Staat ift verpflichtet einen Fremden bei ſich aufzunehmen; 
der ausdrüdlich oder ftillfchweigend im Gebiet Aufgenommene hat aber 
als Glied eine? Staatöwejend Anſpruch auf Refpectirung der feinem 
Staate vertragd- oder gemwohnheitsrechtlich zugeficherten Rechte. Die 
Stantenpraris des achtzehnten Jahrhunderts jchon Hat diefem, aus der 
rechtlichen Gleichheit aller civilifirten, im Wölferrechtöverfehr jtehenden 
Staaten fließenden Grundjage in der Thefe Battel’3 zum Ausdrude ge- 
bradt: ....Des qu’il les recoit, il s’engage à les prot6ger comme ses propres 
sujets, & les faire jouir, autant qu’il d&pend de lui, d’une entire sürete.“ 

An den Hülfsmitteln des gütlichen und gewaltjamen Verfahrens, 
der diplomatischen Anfrage, der diplomatischen Rüge, Repreſſion, Retor- 
fion, Straferecution, nöthigenfall3 im Kriege befigt der moderne Staat 
ein Syſtem fteigerungsfähiger und energijcher Maßregeln zum Schutze 
der eigenen Staatsangehörigen, deren Handhabung eine Hauptaufgabe 
de3 diplomatischen und confularifchen Amtsapparates ausmadht.°) Uebrigens 
liegt das wichtigste Antvendungsgebiet diejes jus protectionis jenjeit3 des 
Europäischen Staatenlebens mit feiner ftreng geordneten und ficher functioni- 
renden NRechtöpflege. In den außereuropäiſchen Ländern hat das Schuß- 
verhältniß weitreichende praftifche Bedeutung‘), und fein im Weltverfehr 
ftehender Staat verabfäumt es, feine Angehörigen an ſolchen Orten, wo er 
eine eigene Vertretung nicht beit, wenigſtens unter den Schuß des Vertreterd 
einer befreundeten Nation zu ſtellen. Mehrfache von Europäifchen Grof- 
ftaaten in den lebten Jahrzehnten vorgenommene Demonjtrationen und 
Straferecutionen?) zum Schutze ihrer im Auslande befindlichen An— 
gehörigen lafjen erkennen, daß die Engliihe Doctrin, wonach im Unter—⸗ 
thanenverbande eine wechjeljeitige Verpflichtung von allegiance und pro- 
tection vorliege, nad) wie vor Das leitende Princip der Staatenpraris 
in dieſer Richtung des internationalen Lebens jei. 


) Wir glauben, daß es hier neben der Betonung der Gehorſamspflicht einer 
bejonderen Hervorhebung der Treueverpflihtung, die juriftiich doch immer 
nur in ihrer negativen Richtung gegenüber einer beftimmten gejeglichen Norm ' 
von Bedeutung ift, nicht bedarf. Die Treuepflicht reicht zweifellos weiter als die 
Gehorjamspflicht, allein in ber Sphäre des thatſächlichen Verkehrslebens tritt nur 
die Verlegung ber Iegtern in bie Erjcheinung. Der Treuebrud) wird nur bort 
juriſtiſch wirkſam, wo er gleichzeitig fich als Thatbeftand eines Gehorſamsbruchs 
erweift, im andern Falle bleibt die rein jeeliiche Dispofition allerdings lediglich 
der ethiſchen Abſchätzung unterworfen. Anderer Meinung: v. Martitz a. a. O. 801, 
zum Theil auch Laband, zulegt in Marquardſens Handbuch (Staatörecht des 
Deutſchen Reiches) S. 30. — Ob der Staat die Verlegung derfelben Vorſchriften auch 
bei dem Fremden beftraft (Hochverrath und Landesverrath) ift für die im Terte be- 
handelte Frage ohne Belang; zum mindeften bereitet die gefegliche Löfung des 
Problems unſerer Auffafjung geringeren Widerftand als der befämpften. Denn 
in Anjehung feiner unmittelbaren Eriftenz als eines Staates, als eines jelbft- 
ftändigen Gliedes ber völferrechtlihen Gemeinſchaft — und dieſe Rechtsgüter er- 
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icheinen eben bedroht, wenn es fi) um Hocverrath oder Landesverrath handelt — 
kann der Staat allerdings aud dem fremden gegenüber normgebend, aljo Ge⸗ 
borjam, nit aber Treue fordernd, gedacht werben. 

) Die in der Literatur bei diefem Anlafje im Friedensrechte regelmäßig 
eröffnete Debatte über die Frage, wie fi ber Aufenthaltsftaat zu diefer Auffor- 
derung des fremden Staates an jeinen eigenen Angehörigen zu verhalten habe, 
ift darum ſyſtematiſch verftellt und in ihren Nefultaten zudem meiftens völlig ver- 
fehlt. — Martens-Bergbohm ©. 336 betont, daß die Deutſchen Militärflüchtlinge 
1870/71, obwohl fie offenbar eine gejegliche Verpflichtung verlegten, von Rußland 
doc) nicht zwangsweile nad) Preußen erpedirt werden konnten. Die Verpflichtung, 
diejelben hinaus zu befördern, hätte der Ruſſiſchen Regierung nur fraft eines diesbe⸗ 
züglichen fpeciellen Uebereintommens mit Preußen obgelegen. Letzteres ift wohl richtig, 
irrig ift e8 aber, wenn ber cit. Autor weiter meint, daß „dergleichen Verträge ſich weder 
durch das Bölferrecht, noch durch diejenigen Berhältniffe dürften rechtfertigen laſſen, 
welche normaler Weije zwifchen einer Regierung und ihren Unterthanen eriftiren 
müſſen“. Es ift fhlechthin fein Grund erfennbar, der fid) innerhalb der beſtehenden 
Staatenprari3 dem Abſchluß eines ſolchen Vertrages entgegenftellen jollte. Die 
einzigen Schwierigkeiten, die fi) der Ausführung derjelben in Krtegszeiten entgegen- 
ftellen könnten, Tiegen eben, wie im Terte bemerkt, nur im Normenjyftem des 
Neutralitätsrehts. — Auch Heffter’3 Parteinahme gegen dieje Mitwirkung aus 
dem Gedanken „des allgemeinen Weltbürgerrechts“ ($ 59a., Note 3), noch vielmehr 
aber Bluntjchli’3 ziemlich banale Motivirung (zu Art. 375 Bölferredht) Tafjen 
ſich theils aus der herrichenden Vorliebe, jede mit dem Staatsganzen in Beziehung 
zu bringende Rechtsverletzung von vornherein des Schußes ber politischen ‚Verbrechen“ 
theilhaftig werden zu laſſen, theils aus der oben ($ 118) erwähnten, in der Literatur 
des Völlerrechts vorherrſchenden Neigung erflären, die Xdee der Auswanderungs- 
freiheit jelbft auf Koften der umentbehrlichjten Grundlagen des ftaatliden Ver— 
bandes in Schuß zu nehmen. 


N Hier tritt die Bedeutung der völferrechtlichen Dehortatorien, der Abmah- 
nungen und ®erbote hervor, in welchen die Staaten bei eingetretenen Kriegsfällen 
ihren, wo immer weilenden Angehörigen, den Eintritt in den Kriegsdienſt eines 
betheiligten Staates bei Strafe verbieten. ©. die Englijchen Foreign Enlistement- 
Acts, die Neutralität3-Erflärungen aller Staaten anläßlich des Deutſch-Franzöſiſchen 
Krieges, in den von der Handeläfammer zu Hamburg herausgegebenen Uctenftüden, 
Beilage zum Staatsardiv 1870, 


*) Artitel 3 der Deutichen Reichsverfaſſung beftimmt: „Dem Auslande 
gegenüber haben alle Deutichen gleihmäßig Aniprucd auf den Schuß des Reiches.“ 
©. Laband, Staatsrecht I. 8 15. Nah Seydel a. a. D. ©. 570 it ber 
Schuß im Auslande fein „Recht' des Staatsangehörigen, fondern eine Gtaats- 
aufgabe. Der Gejandte, der feinen Staatdangehörigen in Schug nimmt, erfüllt 
zwar eme Amtspflicht, befriedigt aber damit nicht einen Anſpruch des Staats- 
angehörigen. Weber dieſe in die Eontroverje über die juriftiiche Natur der Grund» 
rechte fallende frage vgl. Gerber, Ueber öffentliche Rechte; Seydel, Grundzüge 
einer allg. Staatölehre, und Stoert, Methodik des öffentlihen Rechts. 3. Eapitel. 

5) Die gejeglihe Androhung energijcher Retorfionsmaßregeln enthält die 
Roturalifationd-Acte der Verein. Staaten von 1868, deren practiiche Bedeutung 
jedod durch die jog. Bancroftverträge empfindlich gefunten if. Phillimore 
nennt die Act „a strange reprisal, after the fashion of the first Napoleon“. 
Mag er auch Recht haben, wenn er biejelbe in ihrer Abficht „of seizing and 
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imprisoning innocent foreign subjects“ — für ein gefährliches Novum erklärt 
innerhalb des Völkerrechtslebens, zeigt fie doch gleihwohl, in welchem Hohen Maße 
thatkräftige Staaten fid) ihres jus protectionis zu Gunjten ihrer Staatsangehörigen 
im internationalen Verkehre bewußt geworden find. ©. die Act bei Philli- 
more I. p. 451 ff. 

°) Die Handels, Schifffahrts-, Freundſchafts- ıc. Verträge faſſen daher die 
Redjtsverhältnifje der Nationalen im jenjeitigen Staate in Friedens,, wie in 
Kriegszeiten aufs Sorgfältigfte ins Auge. Aus der großen Zahl einjchlägiger 
Quellen vgl. den Vertrag zwiſchen dem Deutſchen Reid; und Hawai v. 25. März 
1879 (Martens N. R. G. II. Serie. VI. 384), zwiſchen dem Deutſchen Neid 
und Banzibar vom 20. December 1885 (Martens 1. c. T. XI. p. 571). Die 
Berein. Staaten nehmen fofort beim Abjchluß ihrer Verträge nicht blos auf ihre 
eigenen Staatsbürger, jondern auch auf ihre Shugbefohlenen Rüdjicht. Ihre Ver- 
träge mit anderen Staaten von geringerer Eulturentwidlung jprechen daher regel- 
mäßig zugleih von den „subjects“ und den „proteg&s“ ber Verein. Staaten. 
©. hierzu die Verträge mit Madagaslar v. 13. Mat 1881 (Martend N. R. G. 
II. Serie T. XI. p. 732.) Unverfennbar zeigt fih im diplomatiſchen Quellen- 
material das Bejtreben ber kleineren transoceanifhen Staaten, die nicht immer 
gerade von den correcteften Elementen der Europäifchen Anfiedler zu ihren Gunſten 
verfuchten diplomatischen Interventionen vertragsrechtlich auf einen möglichft engen 
Anwendungskreis zu beſchränken. So wirb zum Beifpiel im Freundjchafts- und 
Hanbel3-Bertrage zwijchen Belgien und Benezuela ausdrüdlich ftipulirt: 

„Art. VIII. Si un Belge au Venezuela ou un Venezuelien en Belgique, 
venait & prendre part à des luttes civiles, il sera traite, jug& et, s'il ya 
lieu, condamns, comme le serait lögalement tout indigene dans un cas 
pareil, sans qu'il puisse recourir & lintervention diplomatique à l’effet de 
convertir le fait personnel en une affaire internationale, si ce n'est en 
cas de döni de justice ou d’infraction à la loi, constatee dans la procedure, ou 
en cas d’injustice notoire, c’est-ä-dire, s'il y a eu violation des lois du pays 
oü le crime, le delit ou la faute a été commis.“ 

) Die Frage betreffend den. Schuß ber Forderungsrechte, welche den Natio- 
nalen als Gläubigern in Anfehung einer fremden Staatsjchulbenverwaltung zu- 
ftehen, eine Materie, welcher Bhillimore (a. a. O. T. III. ch. III.) ein eigenes 
Eapitel wibmet, fällt nicht in das eigentliche Fremdenrecht, fondern in das des 
internationalen Privatrechts. ebenfalls kann aber auch Hier nicht lebhaft genug 
betont werben, daß e3 jeder juriftiichen Begründung entbehrt, wenn Bhillimore 
(pag. 17) bezüglich) des modernen Staates ohne jede weitere Einſchränkung be 
hauptet: „It is a clear maxim of international law that the property of the 
subject is liable for the debts contracted by the State of which he is a 
member.“ — Das Widerfinnige und Unjuriftifhe der ganzen Theje wird jofort 
flar, jobald man diejelbe mit der au von PBhillimore behaupteten Auswande- 
rungsfreiheit des Staatsangehörigen in fachliche Verbindung zu bringen ſucht. — 
Bol. dazu auch Sigungs-Protofoll Nr. 11 des Berliner Congreſſes vom 3. 1878, 
(Martens N. R. G. II. Serie Tome IIL) 
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C. Die rehtlihe Stellung des Fremden zur Territorial. 
hoheit de3 Aufenthaltsftaates. 


Literatur und Berweijungen: Hanbbucd des Völkerrechts, Bd. I, ©. 219 ff. 
Bb. II. ©. 60 ff., 149 fi.; III. 8 50 ff. — Stobbe, Hanbb. des Deutfchen 
Privatrechts I. ©. 257 ff. — Afjer-Eohn, Das intern. Privatrecht, S. 20 ff- 
— Bulmerincg, Völlerrecht, S. 253 ff. — Bierling, Bur Kritik der 
juriftiichen Grundbegriffe. I. ®b., I. Bud. — Mandry, Der civilrehtliche 
Inhalt der Reichsgeſetze. 3. Aufl., $ 4. — Zorn, Staatsrecht bed Deutſchen 
Reiches I. ©. 260 ff. — v. Holgendorff, „Ausmweifung” im Rechtslexicon. — 
Heffter-Geffden 85 62 ff. — Schlief, Berfafjung der Norbamerif. Union, 
©. 201 ff. — Ealvo II. 8226 — Bonfils, Compötence contre les ötran- 


ger. — Carnazza-Amari, Trait& de droit international trad. par 
Montanari-Revest. T. II. Sect. II. ch. VII. — Sapey, Les Etrangers 
en France sous l'ancien et le nouveau droit. — Weiss-Andr&, Droit 


international prive. p. 335 ff. 


Der rein phyſiſche Anſchluß eines Fremden an das biesjeitige 
Staatögebiet, aljo der Eintritt in die räumliche Machtiphäre eines fremd- 
herrlichen Staates unterwirft den Eingetretenen nach übereinftimmender 
moderner Staatenprarid der abjoluten rechtlichen Herrihaft der Terri- 
torialgewalt.. Es ergiebt ſich dies unmittelbar aus der Natur des 
Staates jelbft in der Weife, daß das Verhältniß ohne ausdrüdliche und 
ausnahmsweije Bewilligung des Staates anders geftaltet gar nicht ge- 
dacht werden kann. Nur diejenige Auffafjung, welche innerhalb des 
ftaatlichen Lebens den Aufbau des rechtlichen Berbandes von der Ver- 
tragstheorie abhängig macht, bedarf zur Erklärung der thatjächlich be- 
ftehenden internationalen Verkehrsordnung der in der völferrechtlichen 
Literatur vielfach gebrauchten Hülfsconftruction, die wir aud in Der 
Formel Phillimore’3 antreffen: „that every individual who enters a 
foreign territory, binds himself, by a tacit contract, to obey the 
laws enacted in it for the maintenance of the good order and tran- 
quillity of the realm“* (a. a. ©. II. ch. 2). Eintritt in den Staat Heißt 
eben fo viel wie Eintritt in die fremde Rechtsordnung, bier liegt dag 
juriftiich Wefentliche (essentiale negotii), nicht eine Bedingung des frag- 
lichen Lebensverhältnifjes.!) 

Die Rechtsſtellung des Fremden innerhalb diefer Rechtsordnung 
kann allerdings mannigfach abgeftuft und bedingt fein und insbejondere 
ift jeit den älteften Tagen der Eintritt jelbft in dieſe ſeitens des 
Staates von der Erfüllung zahlreicher für den Völferrechtöverfehr ent- 
ſcheidender Bedingungen abhängig gemacht worden. Che zur Betrad)- 
tung diejer, das Rechtverhältnig des Fremden charakterifirenden Punkte 
gefchritten wird, find einige allgemeine Erörterungen voraus zu jchiden. 
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Se weiter wir den Blick von unſerer verkehrsreichen Zeit ab- und den 
älteren Berioden de3 jtaatlichen Leben? zumenden, um jo mehr ver: 
ſchwimmen die Umriffe des uns hier bejchäftigenden Rechtsinftitut3 und 
umfomehr nähern wir und dem Vorftellungsfreije, in welchem die Fremd— 
lingseigenfchaft einen für die Eriftenz des Verbandsverhältnifjes feind- 
ihen oder zum mindeften bedrohenden Charakter annimmt. Das Gta- 
dium des unenttwidelten oder noch gering ausgebildeten Verkehrslebens 
wird fast überall durch die exceptionelle Stellung erkennbar, die dem 
Fremden im Aufenthaltsitaate zu Theil wird. Ueberwiegen an der einen 
Stelle nationale und religiöje Differenzgründe, welche dem fremden 
eine unterworfene oder untergeordnete — rechtlich geminderte — Stellung 
zuweifen (Peregrinenrecht Roms, Stellung der Chriften im alten Koran— 
recht der mohamedanischen Staaten) oder ihn doch ftreng auf dem Boden 
feines eigenen nationalen Recht? erhalten (Syitem der perfonalen Rechte); 
jo treten dagegen an anderen Punkten wirthichaftliche Rüdjichten in den 
Vordergrund, melde den Fremden mit Hülfe eines bejonders günftigen 
Berufsrecht3 (Handels:, Wechjel:, Seerecht, Confularrecht 2c. für den mittel 
alterlihen Kaufmann) zum Verkehr veranlafien, oder durch Die Ausfiht auf 
eine dauernd begünftigte Rechtslage zur Einwanderung beftinmen jollen. 
(Verwaltungs, Steuer» ꝛc. Privilegien der Sachſen in Siebenbürgen, der 
Deutfchen in Rußland, Confularjurisdiction in den orientalifchen Staaten ꝛc.) 

An die Mannigfaltigfeit der ijolirt neben einander nach verſchie— 
denen Stammes- und Berufsrechten Iebenden Bevölferungdgruppen bringt 
erjt der große auf monarchiſchen Grundlagen ruhende Proceß der Terri- 
torialbildung den Anftoß zu neuen Formen und Umgeftaltungen. Die 
fleinen, durch Sprache und gefchichtliches Leben, gleiche Sitte, Nechts- und 
Wirthichaftspflege gefchaffenen Localen Gemeinjchaften werden nad) Lleber- 
windung entgegentretender Kräfte (Kampf der Städte, der Ritter, Adels— 
herren, Landesherren) und im Verhältniß zum Wachsthum der Ber: 
fehrömittel zu größeren Territorien verbunden. Vom andgebreiteten 
Studium und Gebrauche des Römiſchen Recht? getragen, dringt der 
Rythmus der Römischen Monarchie durch das Bölferleben Europas, bis 
hier endlich das von der auffteigenden abjoluten Monarchie eriwedte politifche 
Gejammtbewußtjein breiter Bevölkerungsſchichten den Durchbruch der 
modernen Staat3idee, mit dem auf feſtem Staatsgebiete rechtlich ver- 
bundenen Staat3volfe, vermittelt. — Je ſchärfer die Ausprägung der letztern 
ift, um jo beftimmtere Formen nimmt das Nechtöverhältnig des Staats: 
angehörigen an neben dem des Fremden, um fo präcifer lafjen die beiden 
Rechtsfiguren innerhalb des Völkerverkehrs ihre Trennungslinien erfennen. 

Mag nun auch jener Staatenbildungsproce& lange vor der an 
rechtsgeſchichtlichen Wendepunften reichen Epoche des fiebzehnten Jahr— 
Hundert? auf Europäifhen Boden zum Abjchluffe und zur vollen ge- 
ſchichtlichen Wirkfamkeit gelangt fein, jo läßt fich doch nicht ein Gleiches 
von den Nechtsbegriffen der Staatsangehörigkeit und des Staatöbürger- 
rechts behaupten. Die Folge ift daher auch naturgemäß ein Schwanlen, 
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eine völlige, in den Godificationen des achtzehnten Jahrhunderts nach— 
mweisbare und jelbjt bis in die Mitte des umfrigen reichende Unficherheit 
im Rechtsbegriffe des „Fremden“. Und fo wie wir oben ($ 116) hervor- 
gehoben Haben, daß erit die in den letzten Jahrzehnten in den 
meiften Gulturjtaaten vorgenommene Regelung und Neuregelung des 
Rechtes der Staatsangehörigkeit nach feinem Erwerbe und feinem Berluite 
fihere Grundlagen für die rechtliche Beurtheilung der Auswanderung im 
internationalen Verkehr gefchaffen hat, fo Haben auch erjt dieje jüngjten Codi— 
ficationen rechtliche Bejtimmtheit darüber gejchaffen, wer im Verhältniß zu 
einem gegebenen Staate als Angehöriger und wer ald Fremder zu gelten hat. 

Noch in der neueften Auflage wird uns z. B. bei Heffter 8 59 eine 
ganze Stufenfolge von Perſonen vorgeführt, als: eingewanderte Landſaſſen 
mit Domicil, volle Landfaffiaten, in Militär, Eivil- und Schiffsdienit ftehende 
Perjonen, subditi secundum quid, Forenſen, sujets mixtes u. |. w. — Die 
unterſchiedslos als „Staatsangehörige“ bezeichnet, nicht erkennen Laffen, wo 
die begrifflihe Grenze zwifchen Staatsangehörigkeit und Fremdenqualität 
zu fuchen fei.?) Feſtzuhalten ift demgegenüber, daß alle diefe Unterjchiede 
ihre Bedeutung für die völferrechtlihe Staatenordnung für den inter- 
nationalen Verkehr der Eulturjtaaten verloren haben; derjelbe erfennt ala 
DOrdnnungsprincip, als einziges Gliederungsmittel für die rechtliche Orga- 
nifation der Staat3bevölferungen nur die Staatsangehörigkeit an. Dieje 
ift entweder ganz vorhanden oder fie fehlt völlig,?) in welch’ letzterem Falle 
dann das Individuum als Fremder der Territorialhoheit des Aufent- 
haltsftaates gegenüberfteht. 

Ein Ueberblid über den ganzen Compler der hier in Betracht 
fommenden Rechtsprobleme läßt fi nur dann gewinnen, wenn wir Die 
rechtliche Stellung des Fremden zur Staatdgewalt des Aufenthaltes nad) fol- 
genden drei Richtungen hin in den Hauptgrundzügen einer Prüfung unterziehen: 

1. Welche Rehtsumftände find beftimmend für den Beginn jenes 
NRechtsverhältnifjes? 

2. Wie ift die Rechtslage der Fremden innerhalb der ftaatlichen 
Rechtsordnung beſchaffen? 

3. Wie endet das Verhältniß zwiſchen dem Fremden und der 
Territorialgewalt? 

J. In Anſehung der erſten Frage iſt daran feſtzuhalten, daß auch die 
moderne ſtaatliche Rechtsordnung nicht aufgehört hat und niemals aufhören 
kann ein genoſſenſchaftliches Verhältniß als Vorausſetzung zu fordern; 
daß der Eintritt in dieſe Genoſſenſchaft durch die höhere Verkehrsent— 
wickelung unſerer Zeit zwar beträchtlich erleichtert worden iſt, daß aber 
dadurch nichts an der Grundthatſache geändert werden konnte, daß 
der Nichtgenojje eben nur als Gaft dem Rechtskreiſe angehöre. 
Während daher das Staatöglied einen rechtlichen Anſpruch darauf be- 
figt, im Staatögebiete feinen Aufenthalt zu nehmen (Wohnrecht und 
Aufnahmepflicht), hängt es Lediglich von dem freien Ermefjen der Staats- 
gewalt ab, ob fie den Fremden al3 Gast bei fich aufnehmen will oder nicht. 
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Wenn Bluntſchli a. a. D. meint, daß die ältere Lehre von der 
Souverainetät de3 Staates ausgehend daraus die Berechtigung der 
Staatögewalt folgerte, alle Fremden auszuschließen, und dann implicite dieſe 
Lehre für veraltet erklärt, jo hat er es völlig verabjäumt den urfund- 
lihen Nachweis zu liefern für Die eingetretene Aenderung innerhalb der 
Europäifchen Staatenpraxis. ebenfalls iſt diefe Thefe, die natürlich 
wie unfer ganzes Völkerrechtsleben unter den einſchränkenden Po— 
tenzen des hoch entwicelten gegenfeitigen Verkehrs und des auf Reciprocität 
fußenden Gewohnheits- und Vertragsrecht? aufrecht befteht, weitaus 
conjequenter und der Wirklichkeit entjprechender ala die beiden von 
Bluntſchli nebeneinander geftellten, wie Plus und Minus ſich auf- 
hebenden Lehrfäße: 


„Urt. 381. Kein Staat it berechtigt, den Fremden überhaupt 
die Betretung ſeines Gebiet? zu unterfagen und fein Land von 
bem allgemeinen Verkehr abzufperren.“*) 

und: 

„Art. 382. Jeder Staat ift berechtigt, einzelnen Fremden 
aus Gründen ſowohl des Rechts als der Politik den Eintritt 
zu unterjagen.” 


Auf einem Umwege gelangt aljo auch Bluntſchli troß des Vorder— 

faßes zu der unvermeidlichen Gonjequenz, daß die erjte Aufgabe eines 
jeden Staates die Selbiterhaltung ift, und daß es ein Erforderniß der 
Gelbfterhaltung ift gegebenenfalld die Einwanderung zu verhindern, 
wenn anders dadurch das Beitehen oder die gebeihliche Entwidelung 
eine® Gemeinmwejens in Zweifel geftellt erfcheint. 
Bon der Autonomie der örtlichen Staat3gewalt hängt es 
daher auch ab die Bedingungen zu bezeichnen, unter welchen der Eintritt 
in ihr Gebiet im Allgemeinen dem Fremden gejtattet ift. Sie betreffen 
ſowohl materielle Vorausfegungen (Selbftftändigfeit im rechtlichen und 
wirthſchaftlichen Sinne, Unbefcholtenheit, Befig von Wirthſchafts-, Ader- 
baugeräthen 2c.), als formelle Leiftungen (Vorweiſung von Legitimationd- 
papieren, Gejundheitspäffen?) 2c.) 

Bollzieht fih die Zulaffung des Fremden zumeift formlos durch 
einfache Duldung, jo fennen einige Staaten (Frankreich, Bayern, Belgien ꝛc.) 
auch das Inſtitut der formellen Duldungserflärung (autorisation & 
etablir le domicile), welche allerdings dem Eintritt und dem Aufenthalte 
des Fremden im Staatögebiete ftaatlihe Sanction verleiht. — Die Zu- 
lafjung kann fich übrigens auch als eine räumlich beſchränkte darftellen, 
mit Confinationen, wie fie im Orenzverfehr zumeilen, den Angehörigen 
der Europäifchen Staaten in Dftafien vielfach auferlegt werden. 

Wie taftend und vorfihtig übrigens im Gebrauche dieſes feines 
autonomen Rechtes der moderne Verkehrsſtaat ift, geht am beiten aus 
dem Verhalten hervor, welches die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
in der Frage der Ehinefen-Einwanderung beobachteten. Obwohl die in 
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den Sahren 1858 und 1859 mit China gefchloffenen Verträge, wonach 
in jedem der beiden Länder den Angehörigen des Anderen freier Zuzug 
und Niederlafjung geftattet wurde, allmählich zu einem die wirthichaft- 
liche Ordnung und den innern Frieden der Union gefährdenden Zujtande 
geführt hatten, vermochte der im Jahre 1879 auf die völlige Aufhebung jener 
Verträge gerichtete, vom Congreß angenommene Geſetzentwurf doch nicht 
zur Nechtsfraft zu gelangen. Der Präfident Hatte die unter lebhaftem 
Widerfpruche durchgegangene Anti-Ehinejen-Bill mit feinem Veto belegt 
und fie vermochte hierauf nicht die verfafjungsmäßig erforderliche Zwei— 
drittel-Majorität zu erlangen. Auch die jeither auf eine zeitweilige (zehn- 
jährige) Suspenfion jener Einwanderungsfreiheit gerichteten Gef. dv. 6. Mai 
1882 und v. 5. Juli 1884 zeigen von dem fchonenden Gebrauche, den der 
moderne Verkehrsſtaat von jeinem autonomen Rechte zu machen geneigt ift.°) 

II. Was die materielle Rechtslage der in das GStaatögebiet mit 
oder ohne Autorifation eingetretenen Fremden betrifft, jo ift eine prin« 
eipielle Klarlegung aller dieſelbe betreffenden Rechtsfragen an diefer 
Stelle unangebradht und unausführbar, weil fie alle Gebiete des Privat- 
und öffentlichen Rechts umfafjen müßte. Es können daher hier nur 
des ſyſtematiſchen Zufammenhange® wegen die Hauptjächlichiten Rechts— 
gebiete berührt und in den Grundzügen die Stellung bezeichnet werden, 
welhe das Völkerrecht in feiner gegenwärtigen Praris dem Fremden 
innerhalb dieſer Rechtögebiete anweiſt. 

Der Rechtslage des eigenen Staatsangehörigen völlig gleich ift die des 
landesanwejenden Ausländers in Bezug auf die Strafrechtspflege. In 
Strafſachen wird der Fremde wegen der innerhalb des Staatsgebietes be- 
gangenen Handlungen in allen Staaten genau nad) den Grundjähen des 
territorialen Strafgejeßes beurtheilt, da3 Verfahren gegen ihn genau nad) 
den Vorſchriften des ftaatlihen Strafprocefrehts geführt. 

Das Gegenbild zu dieſer volljtändigen Gleichjtellung bietet das 
Nechtögebiet des territorialen Staatsrechts, welches ebenjo überein- 
ftimmenb überall den volltommenen Ausihluß aller im Lande befindlichen 
Fremden vom Genufje der ftaatsbürgerlichen politiichen Rechte enthält. 

An den Nechtögebieten des Privatrechts und des Civilver— 
fahrens, melde noch bis vor Kurzem die zahlreichiten Beſchränkungen 
der im Staat3gebiete anmwejenden, ja ſogar auch nicht im Staatögebiete 
anmwejenden (j. Frankreich) Fremden enthielten, vollzieht fi in unſeren 
Tagen duch: Parallelgejehgebung, Handelsverträge, Verträge -zur Er- 
leihterung der Form der Eheichliegung, zur Gewährung der Rechts. 
hülfe, zur Erecution fremdländifcher Urtheile, Bewilligung des Urmen- 
rechts 2c. eine weitreichende Aufhebung der innerhalb einzelner Rechts— 
ſyſteme zu Ungunften des Fremden noch bejtehenden Unterjchiede in der 
Richtung einer möglichjt dem Verkehrsbedürfniſſe entiprechenden Gleich 
ftellung aller Staatsbewohner.”) Dieſelbe ift zumeift abhängig gemacht 
von dem unfer ganzes Vertrags- und Verkehrsrecht durchdringenden 
großen regulatorifchen Gejeg der Reciprocität unter dem Vorbehalt des 
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Retorfionsrechts. Allgem. Preuß. Landrecht, Einl. SS 41—43; Defter. 
bürg. Geſetzbuch 8 33; befchränft im Urt. 11 de Code Napoleon. 
Der Franzöfifche Gefebgeber betrachtet den Genuß der bürgerlichen 
Rechte noch als eine große Gunft, die man Ausländern nicht gewährt, 
ohne die Garantie, daß der eigene Landgenofje in dem betreffenden 
fremden Lande diefelbe Begünftigung erfährt. Er beftimmt deshalb: 
„Der Ausländer ſoll in Frankreich die bürgerlichen Rechte genießen, 
welche dem Franzofen im Auslande durch Tractat gefichert find.“ ?) 

Der Holländifche Gejehgeber von 1838 Hat diefen bejchränften 
. Standpunkt Schon verlafien: nicht al3 Gunft, fondern als Recht wird 
dort dem Ausländer der Genuß der bürgerlichen Rechte zuerkannt, ohne 
daß die Gegenfeitigfeit zur Bedingung gemacht wird. Nur infofern 
Huldigt er noch der früheren Anſchauung, daß er ſich die Befugniß, 
Ausnahmen feitzuftellen, ausdrüdlich vorbehält. Seine Vorſchrift im Art. 9 
wet houdende algem. bepalingen lautet: „Das bürgerlihe Recht ift 
dafjelbe für Ausländer wie für Holländer, fofern das Geſetz nicht das 
Gegentheil bejtimmt.“ 

Zum vollkommenſten Ausdrud hat der Italieniſche Gejeßgeber von 
1866 die dee der Nechtögleichheit gebracht, denn er beftimmt einfach 
Buch 1, Art. 3 des Ital. Gejehb.: „Der Ausländer genießt gleiche bür- 
gerlihe Nechte, wie der Staatsbürger”, ohne dieſe Eonceffion von ber 
Forderung der Reciprocität abhängig zu machen. 

Das Nähere hierüber fällt theils in das Gebiet des internationalen 
Privatrechts, theil3 in den Rahmen einer dogmatiichen Verwerthung des 
zur Zeit reich angehäuften Quellenmaterial3 über Freundichafts-, Handels-, 
Schifffahrts-, Nechtshilfeverträge u. ſ. mw. 

Für Die Rechtöftellung des Fremden innerhalb des Nechtsgebietes der 
ftaatlihen Verwaltung ift das Maß des Principiellen noch nicht gefunden; 
einheitlihe das Völkerleben durchziehende Grundſätze find mit Gicher- 
heit nur ſchwer erfennbar. Als feititehend kann nur angenommen werden, 
daß joweit die Territorialgewalt für die Zwede der innern Wohlfahrts- 
pflege, Cultur-, Sicherheit3- und Gefundheitspolizei, Bevölkerungscontrole 
(Standesregijter), Armenpflege ꝛe. den eigenen Staatdangehörigen gewiſſe 
Leiftungen und Unterlaffungen zur Pflicht macht, diefe ipso jure auch den im 
Staatögebiete befindlichen Fremden zur Laſt fallen, daß fich dieſe daher 
den ftaatlihen Normen zwingender Natur gegenüber nur auf territorial- 
rechtliche Ausnahmen, Privilegien aber nicht im Widerfpruch zum Landes- 
gejeg auf Perjonalftatuten berufen können. Dagegen fommen auch 
dem Fremden die Vortheile diejer ſtaatlichen Verwaltungszweige im vollen 
Umfange zu ftatten. Siehe 3. B. über die obligatorifche öffentliche 
Unterftügung hülfsbedürftiger Ausländer $ 60 des Deutfchen Reichsgeſ. 
vom 6. Juni 1870. 

Im Mebrigen gilt auch Hier das Princip: In Anfehung aller 
rechtlich relevanten Lebensverhältniſſe, Hinfichtlich welcher weder die volle 
active und paffive Gleichftellung des Fremden mit dem Inländer, noch die 
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Aufftellung bejonderer, die Verhältnifje des Erftern betreffender, gejeb- 
licher Normen erfolgt ijt, tritt für den Fremden die jubjidiäre Wirkſam— 
feit jeines heimathlichen Rechtes ein. 

Das Handels: und Gemwerbebetriebsrecht bildet regelmäßig 
einen durch die Staatäverträge jorgfältig berüdfichtigten, häufigſt auf 
dem Fuße der „Meiftbegünftigung” geregelten Punkt.) Zweifelhaft 
bleibt aber dabei, in welchem Umfange den jo vertragäredhtlih Be— 
günftigten der Schuß der Verwaltungsrechtſprechung innerhalb der ſtaat— 
lichen Berwaltung zu ftatten fommt. In den Gebieten des Vereins, 
Berjammlungs- und Preßrechts unterliegen die Fremden wegen 
der in den einjchlägigen Nechtöverhältniffen vormwiegenden politijchen 
Momente mehrfachen Beſchränkungen gegenüber dem Inländer, mit dem fie 
aber wieder völlig gleichbehandelt werden in Anjehung der Forderungen 
der ftaatlihen Finanzhoheit. Es ift einleuchtend, daß mit der vor- 
Ichreitenden, rechtlichen Affimilirung des Fremden demſelben auch die volle 
Beitragspflicht obliegt zur Dedung der Bebürfniffe der Gemeinjchaft, 
“unter deren rechtlihem Scuße er lebt. Es wäre im andern Falle gar 
nicht abzujehen, aus welchem Grunde dem Fremden eine Begünfjtigung 
von jo großer wirthichaftlicher Bedeutung zu Theil werden jollte vor 
dem einheimischen Bürger, welcher dadurhd — man denke nur an Ge- 
werbe-, Wohnungs, Gehülfenitener zc., an die Krankenkaſſen-, Unfalls», 
Berufsgenoffenjchaftsbeiträge ꝛc. — in die ungünftigften Mitbewerbungs- 
bedingungen gegenüber dem Fremden verjegt würde.!) Der Grundjag von 
der gleihmäßigen Abgabenpflicht ift denn auch vollinhaltlih von der 
Staatenpraris recipirt und in zahlreichen Verträgen zur ausdrüdlichen 
Formulirung gelangt. Dagegen hat fich erſt allmählich die Erkenntniß 
Bahn gebrochen, daß die Leiftung des Militärdienftes ein Amtsdienſt 
ftreng politiicher Natur fei und daher ſowohl als Recht wie als Pflicht 
nur Staatsangehörigen, nicht aber Fremden zuftehen könne Für Die 
Europäifchen Staaten ijt die Aufrechterhaltung dieſes Principes regel- 
mäßig durch das ftaatliche Militärgejeß gefichert!'),; da wo Dies nicht mit 
Sicherheit zu erwarten ift, wird die Frage in Handel! ꝛc. Verträgen 
einer bejtimmten Löſung zugeführt. So enthält beijpieläweije der 
zwilchen dem Deutichen Neih und der Pominicanijchen NRepublit am 
30. Januar 1885 abgefchlofjene Vertrag die mutatis mutandis auch in vielen 
anderen Berträgen gleichlautende Verabredung: 

„Art. 7. Die Deutjchen in der Dominicaniſchen Republik und die 
Dominicaner in Deutichland follen befreit fein ſowohl von allen perjün- 
lichen Dienjten im Heere oder in der Marine, in der Landwehr oder in 
der Nationalgarde, als auch von der Verpflichtung, politifche, adminiftrative 
und richterliche Aemter zu übernehmen, ſowie von außerordentlichen Kriegs— 
contributionen, gezwungenen Anleihen, militäriſchen Requiſitionen oder 
Dienftleiftungen jeglicher Art. Ueberdies können fie in allen Fällen rüd- 
fihtlih) ihres beweglichen und unbeweglichen Vermögens feinen anderen 
Laften, Abgaben und Auflagen unterworfen werden, als denen, welche 
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bon den Landesangehörigen und von den Angehörigen der meiftbegünftig ten 
Nation verlangt werden. (Marten? N. R. G. II. Ser. T. XL) '?) 

II. Das Rechtöverhältniß zwiſchen der fremden und der dies 
feitigen Staatsgewalt endet, ſobald die conftitutiven Elemente deſſelben: 
das Verweilen des Fremden in der räumlichen Machtſphäre des Staates, 
oder des letztern auf die Fortdauer dieſes Duldungsverhältnifjes ge— 
richteter Wille, megfällt. Laſſen wir den oben bereit3 betrachteten Fall 
außer Anſatz, daß der Fremde durch Naturalifation im Aufenthaltsftaate 
feine bisherige Nechtölage verändert, fo ergiebt fi, daß die Eingangs er- 
wähnte Nechtörelation thatfählih nur durch die Entfernung ber in 
das Staatögebiet eingetretenen Perfon aus demfelben gelöft werden fann. 

Diefe Entfernung kann aber entfprehend der Zweiſeitigkeit des 
Srundverhältniffes entweder eine freiwillige oder eine zwangs— 
weiſe fein. 

Die freiwillige Entfernung fteht dem Eingewanderten allezeit frei, 
keinerlei ftaatsrechtliches Band feſſelt ihn dauernd an die Gemeinfchaft; 
gleihwohl wird aber auch Hier dem Staate das Necht zuerkannt werben 
müffen, in analoger Weife wie bei der Auswanderung der eigenen 
Staatdangehörigen auch den Fremden vorher zur Erfüllung fälliger Ver— 
bindlichfeiten (Steuern, Nüderjtattung von Armen- oder Kranfenunter- 
ftügungen im Regreßwege, Strafgelder ꝛc.) anzuhalten. 

Die —— Entfernung iſt entweder 

Auslieferung oder 
b) Ausweiſung. 

Im Grunde genommen iſt auch die Auslieferung Ausweiſung, aber 
mit juriſtiſch beſonders qualificirtem Charakter; während ſie nämlich 
immer zugleich auch — mag man ſie nun als Act der Rechtshilfe oder 
als Act der Strafrechtspflege anſehen — das Rechtsleben eines oder 
mehrerer anderer Staaten im Auge hat, verfolgt der Staat bei Vor— 
nahme der adminiſtrativen Ausweiſung lediglich ſeine individuellen Zwecke, 
er wird ohne völkerrechtliche Beziehung zu irgend einem anderen ſtaat⸗ 
lihen Verbande blos in einer Richtung feiner ftaatlihen Bedürfnifje tätig. 

Gehen wir hier an eine nähere Betrachtung des juriftiichen Fragen- 
freifes, der mit der Ausweifung zufammenhängt, jo muß zunächft hin— 
fihtlih der Frage ihrer AZuläffigkeit betont werden, daß dieſelben auf 
genau demſelben principiellen Untergrunde ruht, wie das Recht der Ab- 
weiſung. So wie fein Fremder nach übereinftimmender Anſchauung der 
im Bölferverfehre ftehenden Staaten einen Anſpruch darauf Hat, ins 
Gebiet eingelafjen zu werden, ebenjo hat auch fein Fremder ein Recht 
darauf, daß ihm die Regierung eines fremden Staate® den dauernden 
Aufenthalt im demfelben geftatte. Die Verweigerung mag nad allen 
Beziehungen Hin den Charakter der Strenge, der Unbilligkeit an fich 
tragen, fie kann in feinem Falle formell unrecht genannt werden. Die 
im einzelnen Falle oder im ausgedehnten Maße betriebene Verlegung 
der comitas gentium fann nur dem Heimathſtaate des Betheiligten An« 
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laß bieten, die Beichränfung des friedensrechtlichen internationalen Ver— 
kehrs zu rügen und äußeriten Falles mit dem Nechtömittel der Netor- 
fion wider die Unterthanen des aggrejfiv getwordenen Staates vorzugehen, 
aber an der Berechtigung des Staates Ausweiſungen in Fleinerem und 
größerem Umfange in Friedens wie in Kriegszeiten zu verfügen, Tann 
nicht gezweifelt werben. 

Buzugeben iſt weiter, daß die Regierung, welche Ausländer in 
größerer Zahl, troß aufrecht beftehender, den Verkehr beider Staaten 
regelnder Verträge ausweift, der betheiligten auswärtigen Regierung Aus- 
kunst jchuldet über die Gründe der verfügten Mafregel. Als ausreichende 
Rechtfertigungen bezeichnet von Holgendorff (a. a. D. ©. 146): die 
Gefährdung der äußeren Sicherheit, die Abwehr eined vom Auslande 
begangenen Unrecht? im Wege der Reprefjalie, die Beforgniß einer von 
den ausgewiejenen Fremden drohenden Störung der Rechts- und Staats» 
ordnung, Schädigung wohlbegründeter Staatsinterefjen durch die Aus. 
gewiejenen „ohne daß deren Verlegung in den Strafgejegen geradezu ver- 
boten zu fein brauchte”. 

Wenn e3 auch bisher an einer gejeglichen Regelung diefer Materie 
faſt überall fehlt, weſentlich wohl deshalb, weil auch eine jolche Codi— 
fication faum alle Anwendungsfälle der abminijtrativen Maßregel er- 
ſchöpfend jpecialifiren fünnte,!?) jo giebt uns doch die Stantenpraris Ge- 
legenheit, um einige in dieſer Frage fie leitende Gefichtspunfte erfennen 
zu lafien. 

Was zunächſt den rechtlichen Inhalt und Umfang des Ausweijungs- 
befehl3 betrifft, jo enthält derjelbe ein Gebietsverbot, dag fich nur auf 
die Perſon des bezeichneten Fremden und nicht nothivendig auch auf deſſen 
Bamilienglieder erſtreckt. Dasjelbe ift überall zeitlich unbefchränft und 
zu jeiner Durchführung an eine meift nur kurze Frift gebunden. 

Wenn die Ausweifung nicht im Wege richterlichen Urtheil3 aus» 
gejprochen wird (wie z. B. in den Niederlanden, in Defterreih als noth— 
wendige Straffolge bei Verurtheilung eines Ausländers), erfolgt die Ver. 
fügung derjelben durch Anordnung der höheren Verwaltungsbehörden; ala 
Retorfionsmaßregel und Reprefjalie immer nur vom Inhaber der oberiten 
Regierungsgewalt. Feſtzuhalten iſt aber dabei jtet3, daß die Ausweifung 
an ſich — mögen die mit ihrer Verhängung nothwendig verbundenen 
Störungen und Schädigungen noch jo empfindlich fein — feinen Straf. 
Charakter trägt, fie bildet feine „Vorſtrafe“, weil der Aufenthalt im 
Staatögebiete für den Fremden bis dahin kein Delict, aljo auch nicht 
ftrafbar war, er wird es erjt nach erfolgtem Gebietäverbot. (Neverfion, 
$ 361 des Deutichen R.St.G.; $ 323 des Oeſterreichiſchen St.G.B., 
Urt. 6 des Belgischen Gejehes vom 6. Febr. 1885 2.14) 

Die gejegmäßige Vorausjegung der Ausweiſung iſt, daß der Fremde 
innerhalb des Gtaatögebietes ein Wohnrecht wie der eigene Stants- 
angehörige nicht beſitzt. Wo dieſe Worbedingung im Syſtem des 
nationalen Rechts jedoch fehlt, wo alfo der Aufenthalt des Fremden unter 
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gejeglichen Cautelen jteht, da iſt naturgemäß auch die ftaatliche Aus- 
weijungsbefugniß dem Fremden gegenüber eine beſchränktere. In jehr um- 
fafjendem Maße ift Dies 3. B der Fall in Belgien. Das oben citirte Geſetz 
über die Fremden vom 6. Februar 1885 beftimmt hierüber, nach einem 
generellen Ausipruche über das dem Staate zuftehende Recht die Fremden 
auszumeifen (Art. 1) im 

Urt. 2. Les dispositions de l’article pr&c&dent ne pourront ötre 
appliqu6es aux 6trangers qui se trouvent dans un des cas suivants, pourvu 
que la nation à laquelle ils appartiennent soit en paix avec la Belgique: 

1° A Pétranger autorisö à etablir son domicile dans le royaume; 

2° A l’ötranger mari6 avec une femme belge dont il a un ou plusieurs 
enfants nes en Belgique pendant sa r&sidance dans le pays; 

30 A lV’ötranger decor6 de la Croix de fer; 

4° A l’ötranger qui, marié avec une femme belge, a fix& sa re6si- 

dence en Belgique depuis plus de cinq ans et a continue A y 
resider d’une maniere permanente; 

5° A Tindividu nd en Belgique d’un &tranger et qui y reside, 

lorsqu’il se trouve dans le delai d’option pr&vu par l’article 9 du 
Code eivil. 

Die lehtere, dem Code entnommene hindernde Einrede gegen die Aus: 
weiſung findet ſich auch im Frankreih, Italien, Niederlande ꝛc. Die 
neben dem Indigenat als felbititändige Rechtsfigur erfcheinende „Unter- 
thanjchaft” verleiht dem Fremden in Dänemark Wohnreht jchon nad 
zweijährigem Aufenthalte mit der Wirkung, daß Ausweifung oder Aus— 
lieferung gegen ihn nicht in Anwendung gebracht werden fünnen. (Geſetz 
vom 15. Mai 1875.)'?) Außerdem ift das Verfahren bei Ausmweifungen 
von Angehörigen zwiichen mehreren Staaten: Frankreih, Bayern, Defter- 
reich, Stalien, Schweiz, Niederlande zc. in einzelnen Abmachungen amt- 
lich geregelt worden!®). — Daß Ausweifungen in Friedenszeiten in unjeren 
Tagen häufiger in Anwendung gelangen al3 dies früher der Fall gewejen, 
it eine unerwiefene Behauptung. Sollte aber auch für Diejelbe der 
ftatiftifche Nachweis erbracht werden können, jo ift hierbei ein Doppeltes 
zu beachten. Zunächit, daß diefe Eorrectur der von den Staaten zu— 
meift ohne ernftliche Beſchränkung geftatteten Einwanderung jebt um fo 
nothivendiger geworden ift, al3 faft überall die früher zuläffige Er- 
figung der Staatsangehörigfeit geſetzlich aufgehoben worden ijt. 
Die Bevölferungsordnung mit ihrem Grundprinzip: daß die dauernden 
Bewohner des Staates auch wirklich Staatsangehörige feien, ift dadurch 
in weit höherem Maße empfindlichen Störungen unterworfen, als in 
irgend einer früheren Epoche. Zum Andern darf aber auch nicht über- 
jehen werden, daß ſich gerade unter dem Schuße jener weitreichenden 
Duldung der Einwanderung vielfach ſolche Verfchiebungen in den Natio- 
nalitätsverhältnifjen der Bevölkerung vollziehen können, daß der Staat aller- 
dings in die Nöthigung gelangen kann, von jener Mafregel zur Erhal- 
tung feiner nationalen Eigenart rechtlich geregelten Gebrauch zu machen. 
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) ©. Hierzu und zum folgenden bie jcharfjinnigen Ausführungen bei 
Bierling a. a. D,, 8. Abſchnitt. 

?) Mit Recht erhebt dagegen Geffcken im Zujag zu Note 2 jeinen princi- 
piell begründeten Widerſpruch. ©. auch Vorbehalt bei Note 7, gleihwohl wäre 
Hier ein völliger Umbau der Darftellung in Heffter3 Syſtem unabweislich geboten. 

) Da wo no in ihrer Rechtsnatur zweifelhafte Uebergänge beftehen, er- 
fahren fie jowohl in der Praris wie ſeitens der Theorie bie lebhafteften Wider- 
fprüde und Belämpfungen. ©. hierzu bie oben $ 117, Note 11 eit. Eontroverfe 
innerhalb des Belgiſchen Rechts. 

*) In gleichem Sinne Pözl, Mohl, der es ſogar „für einen barbariſchen 
Grundſatz erklärt, wenn auf die Grundlage der abſoluten Souveränetät hin jedem 
Staate das unbedingte Recht zugeiprochen werben will, Fremde nad) Belieben zu- 
laſſen oder auszuſchließen. . . . Es können bie künftlich gezogenen Striche auf ber 
Landkarte kein grundjägliches Hinderniß fein, die von dem Schöpfer der Welt- 
ordnung gejtellte Uufgabe des Dafeins zu erreichen” (!) u. f. w. Derartige Ueber- 
fpannungen der Theorie werben Schritt für Schritt von den Thatjachen des BVölfer- 
lebens widerlegt und tragen daher wenig bei zur Befeitigung des principiellen Unter- 
grundes unjerer Lehre. Die Hinweile auf die gewaltjame Eröffnung einiger 
Bugangshäfen in Ditafien entbehren jeder Beweiskraft für die gänzlich verjchieben 
gelagerten Verhältnifje innerhalb des Europäiihen Staatenſyſtems. Die Franzö— 
fiihe Literatur wird merfwürdiger Weije troß ber Verlodungen der „declarations 
des droits‘ den Forberungen des thatjächlichen Staatenlebens leichter gerecht. So 
findet 3. B. mit vielen Underen Pradier-Foder& (Principes generaux de droit 
etc. p. 544): „Dans les Etats europeens l'entröe sur le territoire des diffe- 
rentes nations est libre ... . cependant le droit exclusif que chaque nation 
a sur son territoire l’autoriserait à en fermer l’entree aux etrangers, et, 
par consöquent, ä n’accorder le passage ou le söjour qu'à ceux qui en 
auraient obtenu la permission sp£ciale,‘* 

®) Gibt es 5. B. bei Grenzcordons gegen Seuchen, Reit, Typhus zc. ein feſtländi⸗ 
ſches Analogon zu dem im Seeverkehr ausgebildeten Inftitute der reläche forcée? 

°) Nach dem Belinger Vertrage vom 17. November 1880 (Martens N. 
R. G. II. Serie T. XI. p. 730) foll die gejeglihe Neuordnung nur im Einver- 
ftändniffe mit der Chineſiſchen Regierung erfolgen und fich jedenfall nur auf ein- 
wandernbe Arbeiter (Kuli) erftreden: 

Art. 1. Whenever in the opinion of the Government of the United 
States, the coming of Chinese laborers to the United States, or their re- 
sidence therein, aflects or threatens to aflect the interests of that country, 
or to endanger the good order ot the said country or of any locality within 
the territory thereof, the Government of China agrees that the Govern- 
ment of the United States may regulate, limit, or suspend such coming 
or residence, but may not absolutely prohibit it. The limitation or sus- 
pension shall be reasonable and shall apply only to Chinese who may go 
to the United States as laborers, other classes not being included in the 
limitations. Legislation taken in regard to Chinese laborers will be of 
such a character only as is necessary to enforce the regulation, limitation, 
or suspension of immigration, and immigrants shall not be subject to per- 
sonal maltreatment or abuse. 

Art. 4 The high contracting Powers having agreed upon the fore- 
going articles, whenever the Government of the United States shall adopt 
legislative measures in accordance therewith, such measures will be com- 
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municated to the Government of China. If the measures as enacted are 
found to work hardship upon the subjects of China, the Chinese Minister 
at Washington may bring the matter to the notice of the Secretary of 
State of the United States, who will consider the subjeet with him; and 
the Chinese Foreign Office may also bring the matter to the notice of the 
United States Minister at Peking and consider the subject with him, to the 
end that mutual and unqualified benefit may result. 

”) Ueber den Umfang dieſer Gleichitelung und ihre aus dem national. 
ftaatlihen und internationalen Zeben entipringenden Beſchränkungen j. das alte 
aber feineswegs veraltete Buch dv. Sted3: Verſuch über Handels. und Schifffahrts- 
verträge 1782, 

°) Es fann nicht genug betont werben, wie groß ber Gegenjaß ift, der in 
der Franzöſiſchen Gefeßgebung über die Rechtöftellung der Fremden von allem 
Anfange an zur Geltung fam. Während die revolutionären Verfafjungen nicht 
genug thun zu können glaubten in der „Niederwerfung” der zwifchen dem Völkern 
beitehenden ftaatlihen Schranfen, — gehen gleichzeitig die Nedactoren des Code 
von dem Grundjag aus, daß die Trennung der Völker ein auf Anerkennung 
dringendes fosmijches Moment jei; daß die Völker immer Feinde feien und bleiben 
werben, daß baher ber Einheimijche in ganz bejonderer Weije im Genuß der 
national-bürgerlihen Rechte gegenüber dem Ausländer geihübt werden müßte. ©. 
hierzu und zu der durch die „autorisation“ nad) Art. 13 Code civil bewirkten 
Gleichftellung des Fremden mit dem Franzoſen im Genuß ber bürgerlichen Rechte. 
Saurent III. p. 662 ff.; und über die Fülle von Zweifeln, welche fich an bie 
Rechtswirkungen der „autorisation“ nach Art. 11 Code civil fnüpft, 669 ff. 

) Locale Ausnahmen von der allgemeinen -Geltung des Fremdenrechts 
werben in den völferrechtlichen Verträgen bald zum Nachtheil, bald zum Vortheil 
ber fremden im Grenzverlehr geihaffen. So findet fich häufig, dai Fremden au 
der Grenze der Grundbefig, die Anlage von Fabriken, Niederlagen ıc. verboten 
wird, fiehe hierzu den großen Grenzregulirungsvertrag vom 20. November 1815, 
den Deutſch -Mexikaniſchen Handelövertrag vom 5. December 1882 und aus nenefter 
Zeit den Kuiferl. Auffihen Ufas vom 14. März 1887 (a. St.); begünftigt ift da 
gegen von vielen Staaten wieder der Grenzverkehr der Heinen Grundbefiger, der 
Aerzte und Hülfsperjonen, Hebammen, der Forftbeamten ꝛc. 

1) Der Standpunkt der älteren Literatur, Pözl, Mohl, Heffter ıc. ilt 
von der Praxis in faft allen Staaten widerlegt. — Eorrecter in der ganzen Materie 
die Literatur aus dem Anfange unjeres Jahrhunderts: Martens, Klüber, 
pejonder8 aber Saalfeld. 

1) Siehe zu der noch im Fluſſe der Gejeggebung ftehenden Materie lehrreiche 
Daten bei: v. Martih a. a. O. 802 ff; Grenander, Du droit d’ötre traits 
comme soldat, Paris 1882; und Carlier, Situation juridique des individus 
nes en Belgique de parents frangais etc. Bruxelles 1882. Nach dem Brafilianijchen 
Militärgejeg dv. 26. September 1874 begründet ein einjähriger tadellojer Dienft unter 
der Fahne den uubedingten Anſpruch auf Raturalifation. Nach dem Franzöfiichen Geſetz 
v. 22—25 März 1849 konnte nur derjenige in der Armee Frankreich dienende 
ober gebienthabende Fremde die Franz. Staatsbürgerjchaft nad) Art. 9 reclamiren, 
der von fremden Eltern abjtammte und auf Franzöſiſchem Boden geboren war. 
Nach dem neueren Gejeg dv. 27. Juli 1872 darf aber der fo qualificirte Fremde 
überhaupt erjt dann in den Franzöſiſchen Meilitärbienft eintreten, wenn er vorher 
feine Staatsbürgerjchaft reclamirt Hat, — wohl aber fann er Mitglied der Fremden 
fegion werden. Vgl. zum Terte jedoch aud das Schweizerische Bundesgejeg vom 
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28. Juni 1878 über die Wehrtare der Fremden in Verbindung mit den zwiſchen 
bem Deutſchen Rei; und ber Schweiz ausgetaufchten Däclarations concernant 
leexemption röciproque des sujets respectifs du service et des impöts mili- 
taires; signees le 11/28 oct. 1875 beiMartens, N. R.G. II. Serie T. II. p. 59. 

19, Präciſer in ber Aufzählung ber hier rechtlich relevanten Möglichkeiten 
find bie Verträge der Verein. Staaten. Beifpiel aus dem mit Serbien geſchloſſenen 
vom 2.—14. October 1881: 

Art. 4. Citizens of the United States in Serbia and Serbian subjects 
in the United States shall be reciprocally exempted from all personal ser- 
vice, whether in the army by land or by sea; whether in the national 
guard or militia; from billeting; from all contributions, whether pecu- 
niary or in kind, destined as a compensation for personal service; 
from all forced loans, and from all military exactions or requisitions. The 
liabilities, however, arising out of the possession of real property and for 
military loans and requisitions to which all the natives might be called upon 
to contribute as proprietors of real property or as farmers, shall be excepted. 

), Die bei Bulmerincq (a. a.D. ©. 238) gebotene Ueberſicht über das ge- 
jegliche Material der wichtigſten Staaten giebt im Wefentlihen über die Com— 
petenzfrage werthvolle Aufſchlüſſe 

14) Eine Reihe für die Rechtsmaterie der Ausweiſung praktiſcher Fragen iſt 
anläßlich der jüngſten umfangreichen Ausweiſungen aus Preußen zur Erörteruug 
bezw. zur Löſung gebracht worden. So hat vor Kurzem ber Belgiſche General. 
Director der Öffentlichen Sicherheit ein Rundjchreiben erlajfen, in dem er erflärt, 
daß auf Verlangen ber Preußifchen Regierung mittellofe Fremde nur dann nad) 
Deutſchland ausgewiejen werben dürfen, wenn fie Deutiche find, daß Preußen auch 
nicht duldet, daß Ausländer, die aus Belgien ausgewiejen werben, das Deutiche 
Gebiet zur Durchreife nach ihrem Heimatslande betreten. Das Verlangen Preußens 
rechtfertigt fich durchaus gegenüber dem eingefchlichenen Mifbrauche, die aus dem 
eigenen Staatsgebiete Ausgewieſenen dem unbetheiligten Nachbar zu überlafien. 

Ein anderes völferrechtlich wichtiged Problem tritt und im Folgenden ent« 
gegen. — Mit Rüdficht darauf, daß zahlreichen aus Preußen Ausgewieſenen von 
der Ruſſiſchen Regierung die Rückkehr nad) Rußland nicht geftattet wurde, hat der 
Landrath eines Kreijes in Weftpreußen eine Belanntmadhung erlaffen, deren 
Anhalt folgender ift: „Bon vielen Ruffiich- Polnischen Ueberläufern jeien jo unvoll- 
ftändige, häufig auch unrichtige Angaben über ihre perjönlichen Berhältniffe gemacht 
worden, daß e3 den Preußiichen Behörden oft nicht möglich geweien jei, für die 
Ausgerwiejenen von den Ruſſiſchen Behörden die Erlaubniß zur Rückkehr zu er 
halten. Da aber unter feiner Bedingung ben von der Ausweiſung Betroffenen 
geftattet werben könne, weiter in den Preußiſchen Landen zu bleiben, jo werde 
hiermit allen Denjenigen, welche noch bi8 Martini (11. November) Aufjchub 
erhalten haben, eröffnet, daß fie bis dahin bedingungslos Preußen verlafien 
müſſen, audh wenn fie von der Ruffiihen Regierung nicht die Erlaubniß zur 
Rückkehr erhalten. haben. Es liege alfo im Intereſſe der Ausgewiejenen jelbit, 
fih um die Erlaubniß dazu bei der Ruffiihen Behörde zu bemühen. Sollten jie 
dieje Erlaubniß aber nicht erhalten, dann Fönnten fie jich nad anderen Ländern 
außerhalb des Preußiichen Staates begeben.” Der legte Paſſus contraftirt aller- 
dings mit dem oben Belgien gegenüber erhobenen gerechtfertigten Begehren. 

Endlich mag hier noch eine ben Bancroftvertrag vom 22. Februar 1868 
betreffende Unorbnung Raum finden, melde die Ausweiſung als Rechtsmittel er- 
icheinen läßt, um bie Erfigung der Deutſchen Staatsangehörigkeit zu verhindern. 
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Schon vor einigen Jahren waren nämlich Zweifel entftanden, ob Deutſche, welche nach 
fünfjährigem Aufenthalt in Nordamerika wieder hierher zurüdtehren, während ber 
ersten zwei Jahre ihres hiefigen Aufenthalt nusgewiejen werben können. Dieje 
Frage ift von der Neichäregierung bejahend entjchieben worden, und neuerer Be. 
ftimmung zufolge jollen junge Leute, die offenbar nur, um ſich ber Militärpflicht 
zu entziehen, nach Amerika ausgewandert find und nad fünf Jahren zurüdkehren, 
ausgewieſen werben. Allerdings ſoll den Betheiligten eine angemefjene Frift zur 
Regelung ihrer hiefigen Angelegenheiten belafjen, und deshalb für einige Wochen 
oder Monate ihr Aufenthalt geftattet werden. Aber auch in anderen Fällen, wo 
ein bejonderer Grund dazu vorliegt, joll gegen nicht mehr militärpflidtige Deutjche, 
welche nad fünfjährigem Aufenthalt in Amerila hierher zurüdfehren, von der 
Ausmweifungsbefugniß Gebraudy gemacht werden, che nad zweijährigem Aufenthalt 
ihre Naturalifation in Amerika unwirkſam wird. 

) Die Rechtsſyſteme des Deutſchen Reichs und Defterreihs fennen feinen 
jolhen Aufenthaltsijhug zu Gunften des Fremden, bagegen ift das Einbürgerungs- 
verfahren in beiden Reichen überaus erleichtert. Daß auch der Militärdienft 
biejes Beneficium nicht gewährt, ift durchaus natürlih und in der Militärgefep- 
gebung beider Staaten begründet. — Gelegentlich der jüngjten Ausweifungen in 
Preußen zeigte es fich, dab unter den Ausgemwiejenen auch einige Perjonen fi 
befanden, Die im Reiche den Militärdienft geleiftet hatten. Zur Vermeidung ähnlicher 
Borkommmnifje hat die Preußiſche Regierung nunmehr angeordnet, daß irrthümlich 
zum Militär ausgehobene Ausländer, d. h. ſolche, von welchen feftgeftellt ift, daß 
fie Die Reich®- oder Preußiſche Staatsangehörigkeit nicht befigen, fortan aus jedem 
Militärverhältniffe entlafjen und in den militärischen Liften gejtrichen werben, 
falls die Betroffenen nicht ihre Naturalijation nachſuchen und dieje ihnen nad) ben 
bejtehenden gejeglihen Vorſchriften und grundbjäglihen Beftimmungen gewährt 
werben kann. Die mit Führung der Stammrollen beauftragten Beamten haben 
genau darauf zu achten, daß Perfonen, welche die Deutiche Reichs oder Preußiſche 
Staatsangehörigkeit nicht befigen, nicht aufgenommen werben, und zweifelhafte 
Fälle bei dem Vorfigenden der Erjagcommiffion zur Sprade zu bringen. 

!*, &, Archives diplomatiques,. T.IX. Martens N.R.G. I. Serie T.IV 
und VIII. 


s 121. 
D. Die anormalen perjönlihen Redhtsverhältnifje 
innerhalb des internationalen Verkehrs. 


Literatur und Verweiſungen: Handbudh, Bb. I. 5., 6. und 11. Stüd. 
Bd. III. 18. Stüd. — Bluntſchli, Art. 369. — Blumer, Schweizer 
Bundesſtaatsrecht. p. 440 fi. — Heffter, Sonderredite der jouveränen ꝛc. 
Häufer Deutihlands. — dv. Sarwey, Staatsrecht Württembergs I. 150 ff. 
— Savigny VIO. $ 359. — Seydel a. a. O. J. 64. — Born, Das 
Deutiche Sejandtichafts-, Eonjular- u.Seeredt. Hirth's Annalen 1882. ©. 84 ff. 
— Gtraud, Das Fremdenreht in Goldſchmidts Leitichrift. Bb. 13. — 
Gottſchalk, Exterritorialität der Gejandten. — Dudley- Field -Rolin, 
ss 257 ff. — Ch. Brocher, Nouvelle thäorie du droit international 
prive. p. 160 ff. — Weſtlake p. 19. — Scruggs, Ambiguous Citizen- 
ship. Political Science quarterly. (Columbia College) Juni 1886. 
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Ziehen wir die Refultate aus der bisherigen Darftellung, jo wird es 
erfichtlih, daß der gejammte internatiönale Verkehr der Perfonen, ſo— 
weit er im jeiner gegenwärtigen pofitiven Entwidelung einer völferredht- 
lihen Ordnung zugänglich ijt, durch folgende vier Principien beherrjcht 
wird, die fich unſchwer aus der thatjächlichen Staatenpraris ermitteln 
lafien. Der gejammte Berfehr ruht auf den Rechtsgrundlagen 

1. der Civität; jede im Genuſſe des Bölferrechtsindigenats 
jtehende PBerfon muß nad der beitehenden DOrganijation der 
Staatengejellihaft einem Staatsverbande rechtlich angehören, 
wie jedes Schiff auf dem Meer fich als zu einem organifirten 
Gemeinwejen gehörig befennen muß; 

2. der Specialität der Staatsangehörigfeit; die rechtliche per- 
sona des Andividuums kann nur durch die Statusrechte und 
Statuspflichten einer ftaatlihen Rechtsquelle beftimmt bezw, 
erfaßt werden; 

3. der Perjonalität; die Perfonalhoheit vermittelt die Fort- 
dauer des rechtlichen Verbandes zwiſchen dem Staat und feinem 
im Auslande lebenden Angehörigen; und 

4. der Territorialität; die Territorialhoheit unterwirft den 
ind Land eingetretenen Fremden der vollen rechtlichen Herr- 
ſchaft des Aufenthaltsitaates. 

Die Mannigfaltigfeit des Wölferlebens und das Schwergewicht 
hiſtoriſch befeitigter Formen, welche dem jet vorherrichenden 
Staatsorganismus mit jeiner erſt vor Kurzem zur jchärfern Aus» 
prägung gelangten wichtigſten Rechtsfigur der Staatsangehörigkeit 
um viele Kahrhunderte vorangingen, haben das im VBorftehenden ver- 
zeichnete Schema des normal geordneten Wölferverfehr durchbrochen 
und innerhalb einer jeden Gruppe mehr oder minder wichtige Aus— 
nahmen geichaffen, welche wir als die anormalen perjönlidhen 
Rechtsverhältniſſe innerhalb des internationalen Verkehrs bezeichnen 
und im Einzelnen nunmehr fennen lernen wollen. 

ad 1. Obwohl jede im Umkreiſe der civilifirten Staaten geborene 
Perſon irgend einem Staatöverbande, ſei es num jure orginis oder jure 
soli angehört, läßt fich doch der die jurijtiiche Löjung gewährende That- 
beitand nicht immer mit voller Sicherheit ermitteln; dazu fommt auch noch, 
daß die urjprüngliche Staatsangehörigfeit in Folge der Inconſequenz der 
Geſetzgebungen, ihrer Wandlungen 2c. häufig dem Individuum oder feinen 
Nachkommen entſchwindet, wodurch diejelben in diejenige Rechtslage ge- 
rathen, welche die neuere NRechtswillenichaft mit dem Ausdrucke der 
„Heimathlojigfeit” bezeichnet. Den Gefahren und Störungen, welche 
der internationalen Rechtsordnung angeſichts der jtaatsbürgerlichen Gliede— 
rung der Eulturmenjchheit aus diejer Durchbrechung des Civitätprincipes 
drohen, juchen die modernen Staaten durd eine zwangsweiſe Naturali- 
firung derjenigen Fremden zu begegnen, welche ohne nachweisbare Hei— 
math der Ausmweilung aus dem Staate nicht unterliegen jollen oder 
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tönnen. Der ex officio-Naturalifirung der SHeimathlojen Tiegt aber 
keineswegs die praesumtio zu Grunde, wie Bluntjchli, Dudley- Field, 
Rolin u. A. meinten, daß aus dem Wohnort auf die Staatsangehörig- 
keit gejchloffen werden fünne; regelmäßig iſt gerade umgefehrt alle Wahr- 
fcheinlichkeit dafür, daß die Hier Heimathlojen rechtlich einer andern, nur 
nicht mit Sicherheit ermittelbaren Heimath angehören. Der Zweck 
jener Einrichtung ift eben nur mit Hülfe des einzig möglichen Mittels eine 
definitive Gejtaltung der Staatsbevölferung zu erzielen.!) Das Gleiche 
gilt von der amtlichen Conferirung der Staatdangehörigfeit an Findlinge. 

Einen unfittlihen Auswuchs unſeres modernen Verkehrs bildet die 
jogenannte freiwillige Heimathlofigfeit, die dadurch entjteht, daß 
der im Staatögebiete befindliche Fremde fi der jtaatsbürgerlichen 
Pflichten gegenüber dem Heimathsſtaate völlig entichlägt und allmählich 
aus deſſen Verband ſich loslöſt, gleihwohl aber für ſich und feine Nach— 
fommen auch dem Verbande des Aufenthaltsſtaates nicht beitritt, um 
auch hier nicht allen ftaatSbürgerlichen Pflichten nachkommen zu müfjen. Es 
ift der unſer ganzes öffentliches Recht durchziehende altruiftiiche Gedanke, 
der es fordert, daß jedes Individuum, wie es jelbjt feine ſocialen Le— 
bensbedingungen nur in einer jtaatlihen Gemeinſchaft finden kann, 
auch ſeinerſeits mit feiner vollen Kraft einem ſolchen Gemeinmwejen 
und feinen Zweden dienjtbar ſei. Bei der Entwidelung, welche Die 
Nechtsitellung des Fremden gegenüber den finanziellen Lajten des Auf- 
enthaltsjtantes (j. oben $ 120) genommen Hat, find Die einzielenden 
Reformbeitrebungen in Belgien und Frankreich hauptſächlich darauf ge- 
richtet, die jolchergejtalt „Heimathlojen” zur Ubleiftung des Militär- 
Dienstes, jei es in der alten oder in der neuen Heimath, heranzuziehen.?) 

ad 2. Den directen Gegenfag zu der im Mangel jeder Eivität 
liegenden Anomalie bildet die im offenen Widerjpruche zur Untheilbarfeit 
und AIncompatibilität der jtaatsbürgerlihen Pflichten vorgenommene 
Eumulirung der Angehörigfeit in mehreren Staaten völlig jelbjtändiger 
Natur. Das Ariom, daß die jtaatsbürgerlichen Pflichten im vollen Um— 
fange nur einem Gemeinweſen geleiftet werden fünnen, ift ein logiſch 
und phyſiſch aus dem urewigen Geſetz der Undurchdringbarfeit der 
Körper fließendes Rejultat. Haben wir oben gezeigt ($ 118), auf welchen 
Wegen dieje formelle Cumulirung im internationalen Perſonenverkehr 
eintreten kann, jo erübrigt hier nur zu conftatiren, daß Staatenpraris 
und Gejeggebung fich mit immer fteigender Einmüthigfeit von diefer dem 
Ernſt des ſtaatlichen Verbandsverhältniffes widerfprechenden, der rechtlichen 
Ordnung der Bevölkerung nachtheiligen Cumulirung ab» und dem Principe 
der Specialität zuwenden.“) — Eine eigenthümliche, wenn auch praktiſch 
wenig bedeutungsvolle Duelle für Unbeftimmtheiten Hinfichtlich der ftaat- 
lichen Zugehörigkeit bejteht innerhalb der Deutſchen Einzeljtaaten durch 
die den mediatijirten, ehemals reichsunmittelbaren Fürften und Grafen, 
fowie dem ehemaligen Reichsadel, d. h. den Mitgliedern der Reichd« 
ritterfchaft durch Artikel 14 der Bundesacte vom 9. Juni 1815 einge 
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räumte „unbejchränfte Freiheit ihren Aufenthalt in jedem zu dem Bunde 
gehörenden ... . Staate zu nehmen”; die Häupter der in Rebe ftehenden 
Familien des hohen Adels follen überdies in dem Staate oder in den 
mehreren Staaten, denen fie mit ihren Beſitzungen zugetheilt find, bie 
eriten Standesherren jein, womit ohne Zweifel aud die die Staats» 
angehörigfeit bedingende Mitgliedichaft in der Landesvertretung ge: 
geben ift. — Für die Frage des Rechtsbeſtandes diefer Privilegien inner» 
halb der durch die neuere Gejehgebung gejchaffenen Werhältniffe betont 
Heffter, daß diefe Privilegien auf einem völferrechtlichen Vertragsacte 
aller Deutihen Staatsregierungen beruhen, wodurch der einjeitigen 
Abänderung oder Aufhebung ſeitens der einzelnen Gontrahenten vor« 
gebeugt fei, da doc mit NAuflöfung des Deutichen Bundes die von 
den Mitgliedern deijelben übernommenen Werbindlichfeiten gegen Dritte 
nicht von ſelbſt aufgehoben worden find.) 

ad 3. Solange das rechtliche Band zwifchen dem Staat und 
feinen Angehörigen nicht durch die Ausbürgerung gelöft ift, ftehen beide 
durch die Rechtöfiguren der Gehorfams- und Schutzpflicht in der denfbar 
engften rechtlichen Beziehung. Diejelbe ift ihrer Natur nach eine unmittel- 
bare, die normaler Weife die rechtliche Ingerenz eines dritten Factors 
entſchieden ausjchließt. 

Nur in einem einzigen Falle kennt das gegenwärtige Völkerrecht 
eine Sufpenfion dieſes normalen Verhältniſſes, an deſſen Stelle gerade 
das umgefehrte tritt: Schuß de3 Staatsangehörigen gegen feinen 
eigenen Heimathitaat durch den fremden Staat. Dieſe Even- 
tualität tritt ein auf Grund der in unjeren modernen Anglieferungs- 
verträgen zum Schuße des Princips der „Specialität der Auslieferung“ 
enthaltenen Rechtsvorſchriften. So beitimmt beiſpielsweiſe der zwiſchen 
dem Deutfchen Reiche und Italien am 31. October 1871 abgeichlofjene 
Auslieferungsvertrag im Art. 4: „Die Beitimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages finden auf politiſche Werbrechen oder Vergehen feine An— 
wendung. Die Perſon, welche wegen der im Art. 1 aufgeführten ge 
meinen Verbrechen oder Vergehen ausgeliefert ift, darf demgemäß in 
demjenigen Staate, an welchen die Auslieferung gewährt ift, in feinem 
Falle wegen eine von ihr vor der Auslieferung verübten politiichen 
Verbrechens oder Vergehens, noch wegen einer Handlung, die mit einem 
folhen Verbrechen oder Bergehen im Zuſammenhange jteht, zur Unter 
fuchung gezogen und bejtraft werden. 

Ebenfowenig kann eine folche Perſon wegen eines Verbrechens oder 
Bergehens, welches in dem gegenwärtigen Vertrage nicht vorgefehen ift, 
zur Unterfuchung gezogen oder beftraft werden, es fei denn, daß Diejelbe, 
nachdem fie wegen bes Verbrechens, welches zur Auslieferung Anlaß 
gegeben hat, bejtraft oder freigefprochen worden ift, verfäumt Habe, vor 
Ablauf einer Frift von drei Monaten das Land zu verlaffen oder daß 
fie aufs Neue dorthin komme.“ 

Innerhalb diejer Frift fteht der Staatsangehörige unter dem rechtlichen 
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Schutze des ausliefernden, aljo fremden Staates. Die normale Berjonalhoheit 
der Heimath ift durchbrochen und Hat einer anormalen Rechtsbildung Pla 
gemacht. Die in der Literatur, bei Heffter-Geffden $ 59a, bei Martens 
a. a. D. ©. 336, oft citirte Theſe, daß ein Unterthan in feinem Falle 
den Schub einer auswärtigen Regierung gegen feinen eigenen Staat 
anrufen dürfe, ift daher nur mit diejer Einſchränkung als der völfer- 
rechtlichen Praxis entfprechend anzuſehen.“) — Daß die gewaltfame Zerreißung 
der durch die Perſonalhoheit geficherten, für den Völferverfehr unent- 
behrlichen Continuität des Verbandsverhältnifjes durd die Strafen der 
Verbannung, des Erils nicht mehr den Rechtsgrundlagen unferes 
völferrechtlichen Verkehrs entipricht, ift bereit an anderer Stelle aus- 
führlich erörtert worden. 


Bon Kleinen Anſätzen abgejehen — ſ. die Convention der Deutſchen Staaten 
v. 15. Juni 1851 —, fehlt e3 an einer umfafjenden Ordnung bieier Frage auf bem 
Wege der internationalen Vereinbarungen noch gänzlid); das Stückwerk ifolirter 
gejeßgeberifcher Verſuche oder verwaltungsrechtliher Mahregeln vermag dem 
Uebel nicht wirfjam zu begegnen. Die überftürzte Art, mit der die Gtaatäver- 
waltungen ſeit ber Mitte unjeres Jahrhunderts, ohne irgend ein zwedentiprechenbes 
Surrogat zu jchaffen, im Snterefje der in ihrem Euftureffect einjeitig überſchätzten 
gefteigerten Locomotion, alle auf die Bevölferungscontrole gerichteten Hülfsmittel 
über Bord warfen, macht fih an vielen Punkten des internationalen Verkehrs zum 
entjchiedenen Nachtheil fühlbar. — Mit Recht jagt Andre Weiß: „La lögislation 
n’a pas dit son dernier mot sur la question dellheimatlosat. Les mesures 
déjà prises en appellent d’autres plus önergiques et plus decisives qui, non 
contentes d'atténuer les dangers du „vagabondage international“ le rendront 
definitivement impossible(op. eit. p.10).* Es würde dadurch dem widerlichen und in» 
humanen Zuſchub und Rückſchub heimathlojer Berjonen von einem Staate zum andern 
— häufig unter Anwendung von der jittlihen Natur des Staates wenig angemefjenen 
Mitteln, — ein Ende gejegt fein. ©. hierzu die Schweiz. Bundesgef. v.3. Dec. 1850 
und 3. Juli 1876 und das Belg. Gejeg v. 8. Juni 1870, 18. Gept. 1873 ꝛe. 

) Die in der freien Staatswahl nad) Art. 9 Code civil ftedende freie 
Prämie hat die Zahl der von ausländiichen Eltern auf Franzöfiihem Boden 
Gebornen zu einer überrafchenden Höhe anwachſen laſſen und mehrfache gejegliche 
Remeduren nöthig gemacht. Die durch die Abgeordneten de Rotours, Bater 
und Sohn, gegen dieſen Uebelftand angeregte Tegislative Bewegung fam mit dem 
Geſetz vom 16. December 1874 zum Abſchluß. Die Bedeutung ber durch letzteres ge- 
Ichaffenen Wenderung wirb erft völlig Har, wenn wir feine Beftimmungen Den bes 
ältern Geſetzes vom 7. Februar 1851 zur Geite ftellen: 

Franz. Gejeg vom 7 Februar 1851. 

Art. ler Est Francais tout individu n& en France d’un £&tranger, qui 
lui-möme y est n&, à moins que dans l’anne&e qui suivra lépoque de sa 
majorite, telle qu’elle est fixéé par la loi frangaise, il ne r&clame la qualitö 
d’&tranger par une déclaration faite, soit devant l'autorit@ municipale du 
lieu de sa residence, soi devant les agents diplomatiques ou consulaires 
accr&dites en France par le Gouvernement &tranger, 
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Franz. Geſetz vom 16. December 1874. 

Art. 1er de la loi du 7 fevrier 1851 est ainsi modifi&: — Est Frangais 
tout individu n& en France d'un &tranger, qui lui-möme y est n& & moins 
que, dans l'année qui suivra celle de sa majorit&, telle qu’elle est fix&e par 
la loi francaise, il ne r&clame la qualit& d’ötranger par une döclaration 
faite soit devant l’autorit& municipale du lien de sa rösidence soit devant 
les agents diplomatiques ou consulaires de France & l’&tranger, et qu'il ne 
fustifie avoir conserve sa nationalit& d’origine par une attestation en due 
jorme de son Gouvernement, laquelle demeurera annexee & la dö&claration. 
Cette declaration pourra ©tre faite par procuration speciale et authentique. 
©. hierzu ein umfangreiches Gejekesmaterial aus allen Eulturftaaten bei Weiß 
a. a. D. Titre IV. und bei Marti ©. 1119, 

°) Die Literatur diefer Frage, deren Eitate typiſch geworden find, erjtredt 
ſich auf mahezu zwei Jahrtauſende. Bon Cicero (pro Balbo) angefangen finb bis 
auf unjere Tage alle widerſpruchsvollen Momente, welche in jener formalen 
Häufung gelegen find, ungezählte Male mit Nachdruck und Ueberzeugung betont 
worden; gleihwohl konnte es bisher nicht gelingen, die Möglichkeit diefer Anomalie 
aus ben Rechtsſyſtemen wichtiger Staaten endgültig auszujcheiden. — In Bezug 
auf das Deutiche Reich ift der status causae der, daß das Reichsrecht bie An- 
bäufung mehrerer Staatöbürgerrechte in einer Perjon nicht zuläßt, — ſ. Options 
pfliht in Dänemark, Elfaß-Lothringen, ſ. den mit Amerika geſchloſſenen Bertrag, 
die Vereinbarungen mit Defterreich ꝛc. —, daß aber innerhalb bes Deutjchen Reichsver- 
bandes die formelle Eumulirung der Angehörigfeit in mehreren Bundesftaaten 
nicht ausgeichloffen ericheint. Bei ber Einheit der Militärpflicht und bei ben 
reichsrechtlichen Vorkehrungen gegen die doppelte Beſteuerung hat aber bie Frage 
bier nicht den vollen Inhalt, von dem die Darjtellung oben im Terte ausgeht. — 
Um den Eonflicten vorzubeugen, welde aus dem Beſitze mehrfader Staats. 
angehörigfeiten hervorgehen, jhlägt Laurent (a. a. D. ©. 435) ein Syſtem 
internationaler, die Verftändigung ber Staaten bewirfender Verträge vor, durch 
welche den betreffenden Individuen die Option zur Pflicht gemacht und zugleich 
ber Beitpunft übereinftimmend firirt werden follte, in welchem Minderjährige das 
Recht zur Staatswahl erhalten follten. 

*) Gleichwohl erkennt aber auch Heffter an (a.a. D. ©. 60), daß auch diefe 
Nechtsverhältniffe ebenfowenig wie irgend welche anderer Art auf ewig unver— 
änberlichen Beftand gegen höhere Mächte und zwingende Beitlagen beanſpruchen 
Lönnen. So wie daher die neue Gerichtäorganifation des Reiches den privilegirten 
Gerichtsftand der Mebdiatifirten ſowohl in perſönlicher Hinficht wie wegen bes 
reihsunmittelbaren Beſitzthums aufhob, fo dürfte auch bas für den Erwerb und 
Verluſt der Reichs und Staatsangehörigkeit im Reich und in den einzelnen 
Bunbdesftaaten zur Herrfhaft gelangte neue Recht den Vorrang vor jener älteren 
Rechtsquelle beanipruchen können. — Ueber das Incolat und Indigenat im Ber- 
faffungsrecht Bayerns ſ. Seydel a. a. O. I ©. 519, über die Rechtsſtellung 
ber Indigenen im GStaatsrechte Defterreih-Ungarns j. Stoerf im Ardiv für 
öffentl. Recht. I. ©. 428 ff. — Bal. auch Hye, Sammlung der Erfenntnifie 
des 8. 8. Deiter. Reichsgerichtes. Nr. 55 und 306. 

9) Vgl. hiezu Billot Trait& d’extradition p. 300 sq. Bernard, Traitö 
th&orique et pratique de l’extradition T. I. p. 592 und Lammaſch, Aus- 
lteferungspflicht und Aſylrecht ©. 775 ff. 
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$ 122. 
Fortjegung. Insbejondere die Erterritorialität. 
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Mit Beziehung auf den vierten Punkt (S. 651), d. h. die Terri— 
torialität, iſt Nachſtehendes zu bemerken: 

Von dem allgemein anerkannten Grundſatze der abſoluten recht— 
lichen Herrſchaftsbefugniß des Staates in ſeinem Territorium giebt 
es gleichfalls eine Reihe wichtiger Ausnahmen, welche auch an dieſer 
Stelle beſonders hervorgehoben werden müſſen, weil ſie einen wichtigen 
Theil des praktiſchen Völkerrechts ausmachen, in allen Ländern aus 
weſentlich gleichen Gründen und in faſt übereinſtimmendem Umfange 
anerkannt ſind, gleichwohl aber doch gegen das Licht des gewöhnlichen 
rechtlichen Verkehrs der Individuen gehalten als anormal gelten müſſen. 
Es ſind dies die zu Gunſten einzelner, amtlich charakteriſirter Per— 
ſonen beſtehenden geſetzes-, gewohnheits- oder vertragsrechtlichen Durch— 
brechungen des allgemein gültigen Princips der Territorialhoheit 
des Aufenthaltsſtaates. Wir bezeichnen die im fremden Staatsgebiete 
den weſentlichen Aeußerungen der Staatsgewalt nicht unterſtehenden 
Perſonen als exterritorial, ihren Rechtszuſtand mit dem jene Ausnahmen 
zuſammenfaſſenden Ausdrucke der Erterritorialität.!) Von dem ſtören— 
den Beiwerk der mit der Bezeichnung traditionell verbundenen Fiction?) 
losgelöſt, liegt in der Erterritorialität injofern ein völferrechtliche® Aus- 
nahmsverhältniß vor, als die zu ihrem Genuffe berechtigte Perſon bei 
ihrem Eintritt in den Staat nicht auch zugleich den Eintritt in die 
volle ftaatlihe Rechtsordnung vornimmt. Der Rechtseffect diefer Aus- 
nahme zeigt ſich in allen Gebieten des ſtaatlichen Rechtslebens, im Straf- 
recht, Civilrecht, Proceßrecht, Finanz, Militärreht ze. 

Die Eremtion von der Staatögewalt bedarf als mweitgehendes Pri- 
vilegium zu ihrer juriftiichen Begründung eines bejonderen Rechtstitels, 
der nur in der ausdrüdlichen ober ftillfehmweigenden Bewilligung der 
ZTerritorialgewalt gefunden werden kann. Diefelbe kann ihrer Natur 
nad ebenſowohl fpeciell wie generell fein, wenn nur der Endeffect des 
ganzen Ausnahmsverhältniffes darin gipfelt, daß jede Directe oder in« 
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Directe Einwirkung der ftaatlichen Gewalt auf die Perſon des Exterrito— 
rialen rechtlich verhindert wird. 

Wenn Born dem gegenüber die Theje vertritt, daß die ganze 
Rechtsordnung des Empfangsftantes, ſoweit fie zwingendes Necht ent: 
häft, principiell auch für die Erterritorialen (Gefandten) verbindlich be— 
trachtet werden mülje, und Daß der 'Empfangsjtaat nur auf jede 
Möglichkeit verzichte, die Vorfchriften feiner Rechtsordnung 
gegenüber dieſen Perſonen mit feinen eigenen Mitteln zu er« 
zwingen, fo fommt er mit den Grundlagen jeiner eigenen Lehre in 
einen unlösbaren Widerfprudh. Wenn ihm der Zwang als das unerläß- 
Lichjte, conftitutive Moment des Nechts erjcheint bis zu dem Grade, daß 
er den Monarchen juriſtiſch nicht an die Rechtsordnung gebunden er- 
achtet, weil ein Rechtszwang gegen diejen nicht gedacht werden kann 
(a. a. ©. ©. 117), fo ift doch nicht abzufehen, wie diefes unerzwing 
liche Recht num doch „Recht“ geblieben jein fol, warum gerade der 
Erterritoriale als derjelben Rechtsordnung unterworfen gelten jollte, ob- 
wohl auch gegen ihn ein Nechtszwang nicht ftattfinden darf. Zorn's 
Hinweis, daß die Nechtsordnung des Empfangsftaates für den Gejandten 
und fein Perſonal zwar lex ſei, sed lex imperfecta (S. 113) ijt 
weniger eine Erklärung als vielmehr jelbjt der ‚Erklärung bebürftig. 
Mit ebenjoviel zureichendem Grunde könnte gegen Zorn geltend gemacht 
werden, daß gerade Derjenige, der ſelbſt das Recht giebt, unter dem 
Geſetze ftehend gedacht werden Fönnte, während Derjenige, fiir welchen 
das Geſetz nicht geichaffen ift, der fich nur unter der Vorausſetzung in 
Dad Diesfeitige Staatögebiet begeben hat, daß er hier nicht unter das 
Richtmaß des territorialen Rechts tritt — al3 von feiner Geltung aus 
genommen angejehen werden kann. 

Uebrigens ijt zu bemerfen, daß die Frage in diefer Allgemeinheit 
überhaupt nicht lösbar ift, daß der Umfang der Eremtion als eine recht3- 
geſchichtliche Thatſache erjt nach den gewohnheits-, gejeßes- und vertrags- 
rechtlichen VBorjchriften in den einzelnen Staaten bejtimmt werden kann, 
daß aber das Erxterritorialitätsinstitut in feinen wichtigften efjentiellen 
Grundlagen von allen, völferrechtlichen Verkehr pflegenden Staaten an- 
erkannt wird, und daß diefe Staaten bei Uebung und Aufrechterhaltung 
desjelben nicht mehr und nicht minder durch „moralifch-politifche Pflichten“ 
(Zorn) und Erwägungen geleitet werden, wie etwa bei der Feſthaltung 
der Rechtäinftitute des Privateigenthung, der Monogamie und aller anderen 
GrundbeitandtHeife unferer Europäiſchen Eultur- und Rechtsordnung.) 

Suchen wir nach der juriftiichen Begründung der in der Erterri- 
torialität Tiegenden theifweilen Selbjtverneinung der Territorialgewalt, 
fo finden wir diejelbe in der aus dem unentbehrlichen Verkehrsbedürfniß 
bervorgehenden Nothwendigkeit die fremde Stantsgewalt auf diesfeitigem 
Stantögebiete wirkſam werden zu Laffen, gegen die ausdrüdfich oder ftill« 
Ichmweigend dafür gewonnene Befugniß der Diesfeitigen Staatsgewalt im jen- 
jeitigen Staatsgebiete in gleichem Umfange amtlich thätig werden zu können. 

Hanbbuch des Völlerrechts II. 42 
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Die bezeichnete Ausnahmzftellung wird dem Einzelnen nur kraft 
eine® amtlichen Charakters zu Theil, fo daß wir jagen können: Er- 
territoriale find niemals Privatperjonen im gebräuchlichen 
Sinne diefes Wortes, und umgefehrt: PBrivatperfonen find niemals 
erterritorial. Die Kategorien von amtlich qualificirten Perſonen, 
welhe nun im Laufe einer vieltaufendjährigen rechtsgeſchichtlichen Ent« 
widlung dieſer erimirten Rechtsſtellung im fremden Lande theilhaftig 
wurden, find: 

a) Monarhen, Eouveräne; aljo die regierenden Oberhäupter 
monarchiſch organijirter Staaten, mag deren Titel ein kaijer- 
ficher, königlicher oder jonftwie bejchaffen jein, ohne Rück- 
fiht auf den materiellen Umfang ihrer verfafjungsmäßigen Re— 
gierungsredte;*) 

b) Diejenigen Organe der Staatögewalten, welche die internatio- 
nalen rechtlichen Beziehungen der Staaten amtlih wahrzu- 
nehmen und zu pflegen berufen find; 

e) Kriegsichiffe und Truppen auf fremden See und Gtaats- 
gebieten. 

a. Die Erterritorialität der im Friedensitande auf fremden Staats- 
gebiete ich aufhaltenden Souveräne empfängt ihre Rechtfertigung und Er- 
Härung aus der Thatjache, daß der Monarch der principiell dauernde, 
oberfte, amtliche Nepräfentant, der perjönlihe Träger der Souveränetät 
feines Staates it. Als oberjter Functionär defjelben ift er gewiller- 
maßen immer „im Dienſt“, der Charakter der „Staatlichkeit” iſt ihm. 
daher fo lange innewohnend, al3 er thatjächlic Inhaber der oberjten 
Regierungsgewalt (King in fact, actually King ete.) ift. Alles, was 
die Theorie bisher mit großer Einfeitigkeit lediglich von den Gejandten 
behauptet Hat: fie befinden fich im fremden Lande, um dort FZunctionen der 
Staatsgewalt auszuüben, fie bilden ein Stüd des fremdſtaatlichen Imperiums 
u. ſ. w. — gilt in noch größerer Schärfe von den monarchiſchen Etaats- 
häuptern jelbjt, in denen wir zweifellos auch die rechtsgeſchichtlich älteſten 
internationalen Nepräfentanten der Staaten und Völker erkennen müſſen. 
Daß die praktiſche Ausbildung des jelbititändigen Gefandtichaftsinftituts 
an diefem urfprünglichen, monarchiichen „jus repraesentationis omnimodo“, 
wie es vielfach bezeichnet zu werden pflegt, nichts geändert hat und. 
nicht3 ändern konnte, lehrt ein Blick auf die Anfänge des völferredht- 
lichen Verkehrslebens bei den auf niedriger Culturſtufe ftehenden Volks— 
ftämmen?) und lehrt die Vergleihung der hier gewonnenen Erfenntniß, daß 
ber gefammte auswärtige Verkehr dieſer gering entwidelten Gemein- 
wejen in Berhandlungen, Vertragsabichlüffen ꝛc. unmittelbar durch die 
Perſon ihrer Oberhäupter erfolgt, mit der anderen zweifellojen That— 
ſache, daß die Souveräne der auf höchſter Eulturftufe ftehenden Staaten 
bei befonders enticheidenden Anläßen — Congrefien, Eonferenzen, Entre- 
vues — perjönli in den internationalen Verkehr eingreifen. In diefen 
. Fällen treten dann an die Stelle der Vertreter der perjönlichen Träger der 
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Staatögewalt dieje letzteren ſelbſt, ſelbſtverſtändlich mit all den 
Rechten und Vortheilen, die den erjteren regelmäßig zu Theil werben. 
Die amtliche Dualification de8 Couveränd bedarf jedoch Feines urfund- 
lihen Nachweiſes (Ereditive, Legitimation), da jeiner hervorragenden 
Stellung da3 im Weſen der internationalen Staatövertretung liegende 
unerläßliche Erforderniß der Publicität innewohnt‘) und feinen Amts— 
bandlungen daher auch formale AUuthenticität zulommt; wie weit aber 
zugleich materielle Legalität, entjcheidet fi nad dem innern Rechte 
de3 von ihm beherrichten Staated. Eine weitere Folge dieſes Sach— 
verhaltes ift es, daß der Monarch im fremden Staatögebiete aber auch dann 
der Vortheile der Exterritorialität theilhaftig wird, wenn er dort nicht aus— 
drüdlich zum Biwede der Vornahme von Regierungshandlungen weilt, 
denn fein dauernder amtlidher Charakter fann jederzeit wirk— 
fam werden und demnad jener traditionellen, zum Schutze des inter- 
nationalen Verkehrs dienenden Rechtseinrichtung bedürfen.”) 

Die Erterritorialität als Durchbrechung der normalen ftaatlichen 
Nechtsordnung ift jedoch auch in ihrer Geltung für fremde Souveräne 
von der ausdrüdlichen oder ftillihweigenden Bewilligung des Aufenthalts- 
ftaates abhängig; es erjcheint daher als juriftifch durchaus begründet, die 
locale Eremtion der fremden Souveräne von den Vorausſetzungen ab» 
hängig zu erklären: 1) daß der in das Staatögebiet eingetretene Fürſt 
auch thatlählih von Seiten der ZTerritorialjtaatsgewalt als Träger der 
oberften Regierungsrechte eines befreundeten (d. h. mit ihr nicht im 
Kriegszuftande befindlihen) Staates anerfannt ſei; 2) daß diefem der 
Eintritt in das fremde Staatögebiet oder der fernere Aufenthalt in 
demjelben nicht ausdrüdlih unterjagt worden fei; 3) daß er nicht im 
effectiven Dienſt des Aufenthaltsjtaates ftehe, da er dadurch allerdings 
ber dortigen Staatögewalt, deren Gejegen und Behörden unterworfen 
wird. — Die im höfiichen Verkehr üblich gewordene Verleihung mili- 
tärifcher Chrenjtellen fällt jedoch nicht unter dieſen letzten Gefichtspunft. 

Die Befreiung von der ftaatlihen Aurisdiction reicht ſoweit wie 
der amtliche Charakter des Erimirten, fobald letzterer aufhört, findet 
auch erjtere ihr Ende. Wo dieſes Princip gewohnheitsrechtlich oder 
kraft pofitiven Ausjpruches des Geſetzes geltendes Recht in Anſehung 
der fremdländiichen Gejandtichaften ift, da kann ein begründeter Zweifel 
über die Nechtälage der oberjten und unmittelbaren NRepräjentanten der 
fremden Staaten faum entjtehen. So ericheint es zweifellos, daß inner: 
halb de3 Deutfchen Reichsrechts die Beitimmungen des Gerichtsver— 
fafjungsgejeges vom 27. Januar 1877: 

8 18. Die inländifche Gerichtsbarkeit erjtredt ſich nicht auf 
die Chef3 und Mitglieder der bei dem Deutjchen Reiche be» 
glaubigten Milfionen. Die Chefs und Mitglieder der bei 
einem WBundesftaate beglaubigten Miſſionen find der Gericht3- 
barfeit Ddiejes Staates nicht unterworfen. Dafjelbe gilt von 
den Mitgliedern des Bundesrathes, welche nicht von demjenigen 

42* 
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Staate abgeorbnet find, in deſſen Gebiete der Bundesrath feinen 
Sitz hat. 

8 19. Auf die Familienglieder, das Gejchäftsperjonal der 
im $ 18 erwähnten Perjonen und auf folche Bedienjtete der— 
felben, welche nicht Deutiche find, finden die vorjtehenden Be- 
ftimmungen Anwendung. 

8 20. Durch die Beitimmungen der 88 18, 19 werden die 
Vorſchriften über den ausſchließlichen dinglichen Geridhtsftand®) 
in bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten nicht berührt; — 

diejenige Grenze bezeichnen, unter welche jedenfall3 nicht gegangen werden 
kann, bei Charafterifirung der den fremden Souveränen im Deutjchen 
Neiche geficherten Rechtslage. Daß die Iehtere überdies durch Acte der 
internationalen Courtoifie, in monarchiſchen Staaten durch höfiſchen Ge- 
brauch, noch reicher ausgeftattet zu werden pflegt, hat nach der Natur 
der hier in Betracht fommenden local vielfach verjchiedenen Herfommen 
(Ceremonielle) für die juriftifche Seite des Verhältnifjes regelmäßig feine 
Relevanz. 

Als feſtſtehend kann noch angenommen werden, daß freimillige 
Unterwerfung die jurisdictionelle Eremtion aufhebt, und daß die An- 
ftrengung einer Klage vor Diesjeitigem Gerichte ſeitens eines Exterri— 
torialen für den leßtern die rechtliche Folge hat, daß er fich der Proceß— 
ordnung des anerkannten Gerichtes fiigen muß, ohne weitere Privilegien 
für fich in Anfpruch zu nehmen. „Die Erterritorialen, jagt Weftlafe- 
(Holgendorff), die in England als Kläger auftreten, find ebenjo mie 
juriftiijche Perjonen oder Private gehalten, dem Berflagten in allen 
feinen Prozeßrechten Genüge zu thun, ſich auf Gegenklagen und Gegen- 
anfprüche einzulaſſen.“ Nach Deutſchem Reichsrechte beiteht diefer im 
forum reconventionis liegende Zwang ficherlic) nicht, da die Erterri- 
torialität von der Unterwerfung unter jeden Gerichtsftand, fpeciellen jo gut 
wie allgemeinen — mit Vorbehalt des dinglichen — befreit; der Er- 
territoriale braucht ſich daher mangels ausdrücklicher Tandesgejetlicher 
Norm auf die Widerflage nicht einzulafjen, weil dieſelbe eben eine Klage 
ift, und alle Gründe, welche gegen die Zulaſſung von ſolchen fprecdhen, 
auch vollinhaltlich auf jene paſſen. 

Im Allgemeinen muß eben daran fejtgehalten werden, daß, die 
ftaatlihe Bewilligung vorausgejegt, die Erterritorialität für die rechtlich 
dazu qualifizierten Perſonen die Regel ausmacht, und daß diefer Negel 
gegenüber nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen Ausnahmen ftrictijfime inter: 
pretirt werden müſſen. Sie umfaßt daher innerhalb der geltenden 
Staatenprari auch die in Begleitung des Souveräns befindlichen Fa- 
miliengenofjen, Beamten und Diener des Gefolges („Uniform und Livrse“) 
regelmäßig mit den oben innerhalb des Deutjchen Reichsrechts (S 19 
des Gerichtäverfafjungsgefeges) wirkſam bezeichneten Einſchränkungen. 
Dod wird gerade in Anjehung der durch ihre perfünliche Beziehung zum 
fremdländifchen Souverän beſonders qualifizirten Perſonen — Thron- 
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folger, Negenten, Prinz. Eonforts ꝛc., welche für fich die materiellen 
Erfordernifje nicht bejigen, deren Innehabung conventionell den Anſpruch 
auf die Vorrechte der Erterritorialität begründet, — die Yurisdictions- 
befreiung doc aus Courtoifie in weiterem Maße geübt, als es die recht- 
lihe Conjequenz de3 Princips fordert. 

b. Im Unterjchiede zu den im Vorſtehenden behandelten, mit jach- 
ih und räumlich unbejchränfter Repräfentationscompetenz ausgeftatteten 
Oberhäuptern monarhiiher Staaten durchbrechen die diplomatiichen Ver— 
treter eines fremden Staates das Princip der territorialen Herrſchaftsbefugniß 
des Aufenthaltsjtaates nur daun, wenn ihnen ihr Diplomatijcher Amts» 
charakter in dieſem Staatögebiete zuerkannt wird (Unnahmeerflärung) und 
ftrengvechtlich erft nach erfolgtem Amtsantritte, aljo nad) Entgegennahme des 
Creditivs jeitens des befendeten Staatöoberhauptes. Die Billigfeitsrüdficht, 
für den Gejandten während der kurzen Frift, Die gewöhnlich zwiſchen der An— 
funft und der Empfangnahme liegt, nicht ein anderes Recht gelten zu laſſen, 
al3 nad) diejer Zeit, führt aber dazu, den Beginn der Erterritorialität für den 
Gejandten, wie für jein fremdftaatliches Gefolge, auf den Moment zu ver- 
legen, two der Gejandte in das Land des bejendeten Staates eintritt. 
Uber das Recht erjtredt ſich nicht über diejes Gebiet hinaus, in An— 
ſehung eines dritten Staates wohnt feinem Amtscharakter nicht die die 
territoriale Rechtsordnung durchbrechende Kraft inne. 

Was wir oben über den die Eremtion begründenden Amtscharakter 
der Erterritorialen gejagt haben, Hat daher auch für diejenigen Organe 
der Staatögewalten Geltung, welche die internationalen rechtlichen Be— 
ziehungen der Staaten kraft jpeciellen Amtsauftrages wahrzunehmen und 
zu pflegen berufen find. Die fachliche Literatur und der gewöhnliche 
Sprachgebrauch, fie bezeichneten diefe Perjonen bisher regelmäßig mit 
dem Ausdrude „Diplomaten“ und erblidten nur in dieſen die exterri« 
torialen Functionäre des fremden Staates. Die Verfehrsentwidelung unferer 
Zeit hat uns jedoch gelehrt, da diefe Auffaflung entjchieden zu eng ift. 
Da zudem die rechtlichen Verhältniſſe der diplomatischen Perjonen in 
den bejonderen AUbjchnitten über das Gejandtichafts- und Conſularrecht 
(Bd. III. Stüd 23. 24.) zur jpeciellen Erörterung gelangen, fünnen wir hier 
auf jene eigenthümlichen Durchbrechungen des Territorialitätsprincipeg ein- 
gehen, welche, mit dem gewöhnlichen Verkehr der Perjonen verglichen, als 
anormal fich zu Gunsten gewiſſer Perjonen ausgebildet haben, Die weder in die 
Gruppe der Gejandten im weiteſten Wortfinne, noch in die der Conjuln fallen. 

Der dur) die reich entwidelte DVermwaltungsthätigfeit der Staaten 
mehr als zu irgend einer früheren Zeit gejtiegene rechtlihe Zujammen- 
bang derjelben, ihr ſolidariſches Zuſammenwirken zur Ausführung 
eigener Verwaltungsaufgaben und übertragener Functionen der großen 
internationalen Staatenvereine drängen die Erfenntniß auf, daß nicht 
nur Die eigentlichen, bei den Regierungen der einzelnen Staaten 
accreditirten, zur dauernden Ausübung ftaatlihen Jmperiums befugten 
Beamte, jondern daß alle Functionäre des fremden Staates, welche mit 
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Bewilligung der bdiesjeitigen Staatsgetvalt innerhalb unferer Landes- 
grenzen Acte der Obrigkeit vollziehen, Namens der fremden Staatögewalt 
amtlich thätig werden, innerhalb des ihnen fremden Staates der fremden 
Nechtsordnung nicht und jedenfall nicht völlig unterworfen find. Am 
plaftifcheften tritt diefeg Ausnahmsverhältnig allerdings hervor bei den 
mit jtändigem Amtsauftrag zum dauernden Aufenthalte in das fremde 
Gebiet abgefandten Hohen und mittleren diplomatifchen Functionären: 
Botichaftern, Gefandten 2c., bei den Conſuln jchon im geminderten Um— 
fange. Dieſe Erweiterung des reife der erimirten Perfonen ergiebt 
fih and der unzweifelhaften Thatjache, daß der internationale Verfehr 
der Staaten längſt nicht mehr blos durch die Mitglieder des „diploma- 
tiſchen Corps“ allein bejorgt wird oder bejorgt werden kann. Ihre 
Thätigfeit wird vielfach ergänzt durch internationale Schifffahrtscommis- 
fionen, Gerichtecommiffionen, Schuldencontrollcommiffionen ꝛc. Ihre 
Thätigkeit, den rechtlichen Verkehr der internationalen Staaten aufrecht 
zu erhalten, wird ferner ergänzt durch Delegirte, welche Namens ihres 
Abfendeitaates bei Grenzregulirungen mitwirken oder an„Eonferenzen, 
Berathungen, Commijfionen 2c. mit officiellem Charakter theilnehmen, um 
durch folche den Abfchluß neuer Verträge vorzubereiten oder die gemein- 
fame Durchführung abgefchlofjener zu überwachen. Zorn hebt mit 
Recht hervor, daß während ſchon im früherer Zeit derartige gemeinjame 
Berathungen ausfchlieglich politiicher Natur ftattfanden, die reiche Ent- 
twidelung der internationalen Beziehungen des 19. Jahrhunderts jolche 
entitehen ließ über die verjchiedenften Zweige des ftaatlichen Lebens, 
welche eine internationale Bedeutung gewonnen haben. Ob es fich bei 
diefen Berathungen der Staaten um politiihe Fragen oder um Zoll, 
Münz-, Maß- und Gewicht, Pojt-, Eijenbahn-, Telegraphen-Wejen oder 
andere dergleichen Dinge handelt, ift für die juriftiiche Dualification der 
hierzu abgeordneten Vertreter der Staaten in der That vollfommen irre« 
fevant. „Die Abgeordneten zu derartigen Conferenzen oder Congreſſen 
find in der Negel nicht dauernd im diplomatischen Dienfte, fondern Be- 
amte anderer Zweige des Staatödienftes; fie ſcheiden auch aus der letztern 
Stellung nicht aus behufs der Theilnahme an jenen internationalen Zu— 
ſammenkünften; jo lange fie aber im fremden Staate in amtlicher Eigen- 
ichaften weilen, treffen für fie dennoch alle juriftiichen Merkmale diploma- 
tifcher Amtsträger zu, folglich muß auch das Gejandtichaftsrecht auf fie volle 
Anwendung finden.”) Es gehört durchaus nicht zum Begriff des diplomati- 
Ichen Amtes, daß der Träger desjelben eine politifche Mijfion zu erfüllen 
habe, fondern nur, daß er Staatögejchäfte zu beforgen hat.“ (a.a.O. S. 100f.) 

Während die hier ind Auge gefaßten Fälle ung aber eine nur 
epifodifche Ergänzung der jogenannten diplomatischen Pflege des inter- 
nationalen Berfehrs der Staaten zeigen, zu der die betreffenden Functio- 
näre immer mittelft bejonderer Vollmachten ad hoc erſt Tegitimirt 
werden müſſen, tritt uns eine ununterbrochene Ergänzung in Der 
Pflege der interjtantlichen Beziehungen dort entgegen, wo eine ununter- 
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brochene Berührung der Rechtsiphären zweier Staaten ftattfindet — 
an den Landesgrenzen zweier benachbarten Staaten. Der Poſtbeamte 
des Staated A., der dem Pojtbeamten des Staate® B. an der gemein- 
famen Grenze einen Poſtbeutel mit Briefen übergiebt; die Schaffner, die 
fih an der Landesgrenze ablöfen, ein Verzeichnig der Fahrkarten, Wag- 
gons u. f. w. übergeben; der Polizeibeamte, der den Landitreicher, den 
auszuliefernden Verbrecher an „den MBolizeibeamten des Nachbarftaates 
abgiebt, die Zollwächter, Grenzgensdarmen u. ſ. w., jeder der genannten 
Sunctionäre ift international amtlich thätig; er muß bei Ausübung 
feiner amtlichen Function bald mehr, bald weniger tief in das Gebiet 
be3 fremden Staates eintreten — weil fich ſonſt alle Verkehrsacte ängstlich 
fnapp an der geometrifchen Linie der beiderjeitigen Grenze vollziehen 
müßten. Er muß daher auch dementjprechend, ſoweit jein amtlicher 
Dienſt reicht, Hinfichtlich feiner Perſon, welche fich nicht freiwillig in das 
fremde Staatögebiet begab, rechtlicher Eremtion ſich erfreuen, die natürlich 
nicht nah allen Richtungen hin fich mit dem fir andere Verhältniffe aus. 
geitalteten Inſtitute der Erterritorialität deden kann, noch weniger deden muß. 

Ein jüngjt praktiſch gewordener Fall hat Hier die von der Völker— 
rechtöfehre bisher nicht berüdjichtigte Thatjache Far hervortreten laſſen, 
daß der Grenzverfehr benachbarter Staaten für die denjelben in amt- 
fiher Eigenschaft leitenden Functionäre unter gewiſſen Bedingungen eine 
Eremtion von der Territorialgewalt de3 fremden Staates zur Folge hat. 
An einer Note des Deutſchen Reichskanzlers vom 28. April 1887 ift 
das für die Fortbildung des internationalen Verkehrsrechts fruchtbare 
Princip ausgeſprochen, daß Grenzüberjchreitungen, welche auf Grund 
dienjtliher Verabredung zwiſchen Beamten benachbarter Staaten erfolgen, 
jederzeit als unter der ftillfchweigenden Zufiherung freien Geleites jtehend 
anzufehen jeien. Wenn die Grenzbeamten bei derartigen Gelegenheiten 
der Gefahr ausgejegt wären, auf Grund von Anfprüchen, welche bie 
Gerichte des Nachbarſtaates an fie machen, verhaftet zu werden, jo würde 
in der dadurch für fie gebotenen Vorficht eine Erſchwerung der laufenden 
Grenzgeichäfte liegen, welche mit dem Geiſte und den Traditionen der 
heutigen internationalen Beziehungen nicht im Einklang fteht. — Die 
bier gebrauchte Hinweilung auf das im Deutichen Strafproceßrecht 
zu bejtimmter Ausbildung gelangte Anftitut des freien Geleite berührt 
offenbar nur eine Ceite, eine Wirkung des Verhältniffes, bezeichnet aber 
feinesweg3 den geſammten Umfang der dem fremden Beamten im inter 
nationalen Grenzverkehr geficherten, erimirten Rechtsitellung. Der Aus— 
drud ift nicht im Sinne des $337 der Deutichen Strafprozeß-Ordnung, 
fondern zweifellos in dem viel weitern der in der völferrechtlichen Ter- 
minologie eingebürgerten Bezeichnungen: „sauf-conduit*“ und „sauve- 
garde* gebraucht, wie dies auch aus der Franzöſiſchen Ueberjeßung der 
eitirten amtlichen Note mit voller Sicherheit hervorgeht.!?) 

Das hier von der Reichöregierung zum erjten Male Har formulirte, 
in der Prarid zweifellos ſeit Langem latente Princip verwirklicht jo- 
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mit einen Gedanken, der nahezu eines vollen Jahrhunderts bedurfte, une 
zu einem formulirten Rechtsſatze des internationalen Staatenlebens zu 
werben.) Im Entwurfe des Code civil enthielt der Art. 3 einen ein- 
Ichlägigen Pafjus, indem nach den Worten: „Les lois de police et de 
süret6 obligent tous ceux qui habitent le territoire,“ eingejchaltet war: 
„Les etrangers revötus d’un caractöre representatif de leur nation, em 
qualit& d’ambassadeurs, de ministres, d’envoye&s, ou sous quelque 
autre d&nomination que ce soit, ne seront point traduits, ni en 
matiöre civile, ni en matiöre criminelle, devant les tribunaux de France.“ — 
Der Zuſatz hat jedoch im Gejegbuche Feine Aufnahme gefunden. 

Böllig anormal, nach keinerlei principiellen Gefichtspunften, ſondern 
lediglih nad Maßgabe örtlicher Entwidlung bejtimmt ſich das NRechtöver- 
hältniß der fog. Schutzgenoſſen, de facto-Unterthanen, Schußbefohlenen zc. 
einzelner Europäifher Staaten (Deutſches Reich, Dejterreid-Ungarn, 
Schweiz, Quremburg ze.) in der Türkei, Serbien, Rumänien, China, 
Japan ꝛc. Sie find Hier, wie die eigentlichen Fremden, faſt vollftändig 
von der ZTerritorialftaatsgewalt erimirt und nur der Hoheit der diplo— 
matifchen und confularischen Functionäre desjenigen Staated unterworfen, 
in deſſen Schutzgenoſſenſchaft, de facto-Unterthanſchaft fie eingetreten 
find. Das ganze, in feinen juriftiichen Grenzen durchaus ſchwankende 
SInftitut hängt aufs Engfte mit der Entwidlung der Confulargerichts- 
barfeit in den Levanteſtaaten zuſammen und verliert mit dem Rückgange 
derjelben jeine praftifche Bedeutung, mit dem allmäligen Anjchlufje jener 
Staaten an die geficherte auf dem Territorialitätsprineip beruhende 
Rechtsordnung der Europäiſchen Gemeinwejen den legten Grund feiner 
innern Berehtigung.!?) 

c. Daß fremde Kriegsſchiffe — ebenjo Staat: und auch Privat» 
fchiffe, welche Souveräne an Bord haben und zu deren Beförderung aus- 
ſchließlich beſtimmt find — in diesfeitigen Hoheitsgewäſſern die Vorrechte 
der Erterritorialität genießen, iſt von uns bereit oben im $ 87 des 
Handbuches näher erörtert worden. 

Fremde Truppenkörper bedürfen zur Betretung des Gebietes einer 
befreundeten Macht ftet3 der bejondern Erlaubniß der oberjten Staats- 
gewalt; zugelafien, können dieſeben aber ebenfo wenig wie die Kriegs- 
ichiffe einer fremden Autorität unterftehen, fondern verbleiben aus den 
oben ($ 87) angeführten Gründen im fremden Staatögebiete von der 
Herrichaft der Ortsgeſetze und Drtögerichte erimirt. Die von dv. Bar 
($ 145 a. a. O.) verfuchte Uebertragung des durch den Beichluß des Fran- 
zöſiſchen Staatsrathes von 1806 bezüglich der Vorfälle auf Handelsichiffen in 
Sranzöfifhen Häfen fanctionirten Principes auf die im Freundesland 
verweilenden fremden Truppen, verbietet die Erwägung, daß es fich dort, wie 
Harburger zutreffend Hervorhebt (a. a. O. ©. 132) um Private handelt, 
hier aber Perjonen in Frage ftehen, welche ſich kraft dienstlichen Auftrages 
al3 amtlihe Mandatare ihres Heimathsftantes in der Fremde aufhalten. 

Wenig praftiihe Bedeutung haben fortan in Folge des fcharf ent- 
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widelten Neutralitätsrecht3 unferer Beit die früher häufig gebrauchten 
Etappen, Militärftraßen- oder Truppendurchzugs-Verträge. Solche wurden 
in der Beit des Deutichen Bundes vielfach zwifchen Deutſchen Staaten 
abgejchlofjen und find durch Declarationen vielfach erneuert worden. 
Siehe die Verträge von 1816—47 bei Martens N. R. IV. 321 ff, V. 
210 ff, VI u. ſ. w. Umfafjender in den Eremtionen 3. B. ber 
Etappen-Bertrag zwiſchen Preußen und Frankreich vom 22. Februar 1809, 
Martens, Suppl. au Rec. de Traités. T. V. {N. R. T. L) p. 130 ff. 
Die in neuerer Zeit abgefchloffenen Verträge diefer Art ftellen fich 
entweder als Nahmirkungen dar voransgegangenen Kriegszuftandes oder 
find Zeitläufen entiprungen, welche eine Beurtheilung des Sachverhält— 
niffes nach den Regeln des internationalen Friedensrechtes nicht geftatten. 
So die Deutfch-Franzöfiihen Conventionen vom 15. März 1873 pour 
le payement complet de l’indemnite de guerre et l’&vacuation du terri- 
toire francais (Martens, N. R. G. T. 20. p. 887 ff.); vom 17. April 
1873 pour regler les conditions de l’occupation de Verdun et d’une 
route d’etapes pour les troupes allemandes (Martens 1. c. p. 889 ff.); 
die Ruffifh-Rumänifche Truppendurchzugsconvention vom 16. April 1877. 
(Staatsardiv, Bd. 32, Nr. 6382.) Charafteriftiich für alle drei Fälle 
ift die Neutralifirung des Gebietes, welches durch den Aufent« 
halt fremder Truppen der normalen SHerrichaft des Territorialitäts- 
principes entzogen wird. Es ift dasjelbe Ausfunftsmittel, welches bei Grenz⸗ 
regulirungen dann in Anwendung gebracht wird, wenn einzelne kurze 
Gebietsftreden, die einem Theile zuerkannt find, fich für beide Contra: 
benten als unentbehrlich erweilen für die Grenzaufficht, für den Boll: 
verkehr, für den Wirthichaftsbetrieb auf beiden Seiten der Grenze u. ſ. w. 
So heißt e3 3. B. in dem Deutſch-Franzöſiſchen Grenzprotofoll vom 
26. April 1877 m Urt. III: „Die längs der Deutſch-Franzöſiſchen 
Hoheitögrenze laufenden, in dem anliegenden Verzeichniſſe . . . einzeln 
aufgeführten Wege, welche beiden Grenzjtaaten gemeinfchaftlih waren, 
find behufs Vereinfachung der Unterhaltung auf die Hälfte der Wege 
länge getheilt und in ihrer vollen Breite zu einem Theile ganz zu 
Deutihland, zum andern Theile ganz zu Frankreich gejchlagen worden.“ 

„Dieje Wegeftreden werden in zollrchtlicher Beziehung als neutral 
erflärt. Dies ift dahin zu verjtehen, daß dieſelben einerjeit3 mit zoll 
pflichtigen und anderen Gegenftänden ungehindert paſſirt werden können, 
andererfeit3 die Grenzaufjihtsbeamten beider Staaten befugt 
find, diejelben mit Waffen zu betreten.“ (S. Martens, Nouveau 
Recueil General. II. serie. T. II. p. 226 ff.) 

Im Anſchluſſe an die anormale Rechtsftellung der in das dies. 
feitige Staatsgebiet eingetretenen Perſonen fei hier noch eine neue 
Rechtsentwicklung erwähnt, welche theil3 aus dem Gedanken der procefjualen 
Unverantwortlichkeit eines jouveränen Staates gegenüber dem YAuslande, 
theil3 aus den Bedürfniffen des ungehinderten fihern völferrechtlichen 
Verkehrs ausländischen Sachgütern eine weitreichende Eremtion einräumt. 
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Ausgehend von der Erwägung, daß die Eifenbahnen im öffentlichen 
Intereſſe jowohl, was die Beförderung der Perſonen al, was diejenige 
der Güter betrifft, in regelmäßiger und ungeftörter Weife fungiren müffen 
und daher Alles ferngehalten werden muß, was die Aufgaben derjelben 
erfchweren oder verhindern Fönnte, ift eine Anzahl von Staaten gejeglich 
damit vorgegangen, den ruhigen Fortbetrieb der Eifenbahnen gegen den 
erecutiven Zugriff von Privatgläubigern ficher zu ftellen."?) 

Offenbar finden die allgemeinen Gefichtspunfte, welche für eine 
Immunität der Cifenbahnfahrbetriebsmittel fi anführen lafjen, in 
gleicher Weife auf die Betrieb3mittel der inländifhen Bahnen, mie 
auf die im Inlande befindlichen Betriebsmittel der ausländiſchen 
Bahnen Anwendung. Die auf die Diezjeitigen Bahnen übergeführten 
fremden Betriebsmittel jtehen im Dienjte des inländifchen Eijenbahn- 
verkehrs; jede Störung in ihrem Umlaufe und noch mehr die gänzliche 
Entziehung des fremden Betriebsmateriald trifft diefen Verkehr in 
gleichem Maße, al3 wenn ihm die eigenen Betriebsmittel geiperrt oder 
entzogen würden. Es kann daher nicht zweierlei Recht für inländifches 
und ausländiiches Material gejchaffen werden, fondern es ift nothiwendig, 
das ausländiſche Betriebsmaterial an dem gejeglihen Schuße des inländifchen, 
jofern die Gegenjeitigfeitverbürgtift, vollen Antheil nehmen zu laffen. 

Am Handelsvertrage, abgejchloffen zwiichen dem Deutſchen Reich 
und Dejterreih-Ungarn vom 16. December 1878 (Art. 17, Abf. 2), ift 
vereinbart worden, daß Eijenbahnfahrbetriebsmittel, welche aus dem einen 
Gebiet in das andere übergegangen find, wegen feiner wie immer ge- 
arteten Forderung zum Gegenftande einer gerichtlihen Sicherftellungs- 
oder Erecutiondmaßnahme gemacht werden dürfen. Diefe Immunität 
ausländischer Fahrbetriebsmittel ift aber bei der Verlängerung des Handels- 
vertrages durch die Erklärung vom 31. December 1879 außer Kraft gejegt 
worden. Da aber das Bedürfniß nach einer jolhen Schußmaßregel inter- 
nationaler Natur nachgerade ein dringendes geworden,!t) führte derjelbe 
Gedanke des freien Geleites, deſſen vortheilhafte VBerwerthung wir oben 
fennen gelernt haben, in feiner Anwendung auf den ſachlichen Verkehr 
zu dem Neichögejege vom 3. Mai 1386. Dafjelbe hat durch Errichtung 
einer Executionsſchranke in Anſehung der inländifchen Fahrbetriebsmittel 
und durch die Ausdehnung dieſer Maßregel, unter der Borausfegung der 
Segenjeitigkeit, auf fremdländifche Eijenbahnen dem Grundſatze der Un« 
pfändbarfeit des tranjitirenden Eifenbahnmaterial3 weitere 
Verbreitung im internationalen Rechtsleben gejichert. 


1) Sehr richtig bemerit Seydel, daß bie „Exterritorialität“ kein einheit- 
licher, jondern ein zufammenfafjender Ausdrud für eine Anzahl von Ausnahmen 
fei. „Diefe Ausnahmen find da zu erwähnen, wo der betreffenden Regel gedacht 
wird, 3. B. im Proceßrechte, im Finanzrechte, oder, foweit man fie an einander 
reihen will, da, wo von denjenigen Perjonen gehandelt wird, zu deren Gunften 
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fie beftehen, 3.8. im Gejandtichafts- — (a. a. O. ©. 664 Note 2). 
An gleihem Sinne Zorn a. a. D. ©. 

?) Ueber die völlige juriftifche —— der Fiction, mit deren Hülfe bie 
erterritoriafe Perſon als auf ihrem eigenen GStaatsgebiete befindlich angeſehen 
wird, — und fpeciell über ihre Unbrauchbarkeit zur juriftiihen Begründung des 
Erterritorialitätöverhältnifjes bejteht innerhalb der meuern Fachliteratur kaum 
noch eine ernftlihe Meinungsverjchiedenheit. Feſtgehalten wird diefe von Grotius 
zuerft aufgeftellte: — [„Quare omnino ita censeo placuisse gentibus ut communis 
mos, qui quemvis in alieno territorio existentem eius loci territorio subiicit, 
exceptionem pateretur in legatis, ut qui sicut fictione quadam habentur 
pro personis mittentium, ita etiam fictione simili constituerentur quasi extra 
territorium,“ (II. cap. XVIIL.)], — von Bynkershoek fortgebildete Theorie durch bie 
gejfammte Literatur de3 vorigen Jahrhunderts. In neuerer Zeit wird fie nur 
noch von wenigen lediglich wegen ihres, allerdings auch zweifelhaften, bildlichen 
Werths beibehalten. ©. hierüber Ortolan: „.. on croit avoir donne une 
formule de solution, on n'a donne qu'une image fausse, occasion de contro- 
verses multiples, sous laquelle s’öfface et disparait la veritable raison de 
döcider. Il serait temps de rejeter de la pratique comme de la theorie 
ces Ugures mensongöres. .. . 

®) Zuzugeben ift jedoh Zorn in Anſehung ſeiner überaus ſcharfen, wenn 
auch nicht unbegründeten Kritik der bisherigen traditionellen Darſtellung dieſer 
Lehre, daß die in den völkerrechtlichen Lehrbüchern regelmäßig gebotene Auf- 
löfung der Erterritorialität in das Necht der Immunität, der Heiligkeit, der Un- 
verlegbarfeit, ja ftellenweife auch noch in ein beionderes Recht der „Erterritorialität”, 
in der That jeder juriftiihen Begründung entbehrt. — Bis auf die Unrichtigkeit 
der Behauptung, daß der im $ 104 des Deutſchen Neichsjtrafgejegbuches aus- 
geiprochene erhöhte ſtrafrechtliche Schug für Geſandte „überall auch in anderen 
Staaten anerfannt wird”, muß dem citirten Autor darin Mecht gegeben werben, 
dab für die civilifirten Staaten es heute oberjter Grundſatz iſt, daß nicht allein 
die Perjon der Diplomaten, jondern ebenjo jede andere Perſon unverlegbar und 
in dieſer Unverlegbarfeit ſtrafrechtlich gejchüßt fei. Die ganze Theorie von der 
Unverleglichfeit der Exterritorialen ift daher dermalen in der That ohne jeden 
juriftiichen Werth. ©. hiezu Zorn's Reichs-Staatsrecht. Bd. II. $38. Namentlich 
gegen Heffter-Geffden SS 204 fi. Bluntſchli SS 190 ff. Alt, Handbuch des 
Europ. Geſandtſchafts-Rechts $ 59 ff. 

) Die Beihränfung auf monardiiche Staat3oberhäupter ergiebt fich aus 
der Erwägung, daß nur im diefen perjünlichen Trägern die Souveränetät des 
Staates mit ihren vollen Vorausſetzungen der Ständigfeit und Einheitlichfeit zur 
Erjheinung gelangt. — Zu feiner die unterjcheidenden Merkmale richtig be- 
tonenden Bemerfung, dab bei aller dogmatischen Gleichheit der Staaten, gleid)- 
viel welcher Regierungdform, nicht eine nothmwendig rechtliche Gleichſtellung der 
monarchiſchen und republicanifchen Oberhäupter erfolgen müſſe, weil die Präji- 
denten, ber Verfaſſung republicanifcher Staaten gemäß, nur Vertreter der voll- 
ziehenden Gewalt, nicht aber der Staatshoheit im Ganzen feien, — hätte Mar- 
ten3-(Bergbohm I. $ 80) noch hinzufügen können, daß dieje Berfafjungen 
gerade in Bezug auf die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten ihren 
oberften Staatsfunctionären ziemlich weitgehende, die Actiongfreiheit einengende 
Beihränfungen auferlegen. — Ueberdies uuterjcheidet diejelben efjentiell das 
mangelnde Requifit der zeitlih unbejhränften Dauer ihrer Machtbefugniffe, 
durch welches die monarchiſchen Oberhäupter zugleih zu perjünlichen Vertretern 
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ber Redts- Continuität ihrer Staaten werden. — Pralktiſch fällt der Unterjchied 
natürlich weg, wenn die Oberhäupter republicanijcher Gemeinwejen zu dem 
Bwede völkerrechtlicher Nepräfentation nah Maßgabe des für Gejandte ac. 
geltenden Rechts das Gebiet eines fremden Staates betreten. 

5) ©. das über die Eolonialpolitit des Deutichen Reiches publicirte Acten- 
material bei Martens, N. R. G. II. Serie T. XI. 

°) Hier zeigt fi) die pofitiv-rechtlihe Wirkung und praftiihe Bedeutung 
der innerhalb des Staatenverfehrs üblihen amtlihen Notificirung der Thron- 
befteigung, des eingetretenen Wechjel3 in den Subjecten der GStaatävertretung. 
©. hierzu: dv. Holtendorff, Handb. Bd. II. ©. 85 ff. 


) In der Literatur wird dieſe amtlihe Eigenfchaft der im Auslande 
befindlichen Souveräne regelmäßig überjehen und dadurd bie Frage über bie 
Rechtsverhältniſſe derjelben in ein faljches Licht gerückt. Die Erterritorialität der 
Souveräne, obwohl dem Wejen der Sache und ihrer Geichichte nach das primäre 
Gebilde neben der berivativen Form der Erterritorialität der gejandtichaftlichen 
Functionäre, wird doch nur als die anormale Erfcheinung behandelt und durch 
eine überwiegende Betonung der „comitas gentium“ der „Eourtoifie*, des mit. 
einjpielenden ceremonialen Elements, von ihrer eigentlichen juriftiihen Grundlage 
gehoben. — Ueber die rechtliche Bedeutung des „Incognito“ |. ſchon Günther’3 
Völkerrecht in Friedenszeiten (1792) p. 478 ff. — Handbudy II. ©. 85 Note l. 
— Die Harfte Formulirung des richtigen Princips innerhalb der Franzöfiihen 
Fachliteratur giebt Ortolan (f. Bonfils: La compötence des tribunaux frangais 
à l’egard des ötrangers. $ 390)‘ „... . Ils resument en eux la plus haute 
autorit& de l’Etat: ce caractöre les accompagne et les suit hors du territoire 
national. N’est ce pas lui qui leur donne le pouvoir de venir negocier les 
affaires de l’Etat? ... Ces princes doivent donc &tre inviolables, exempts 
de tout pouvoir: ils ne peuvent recevoir ni mandement ni défense. En fait, 
l’hypoth&se d'une negociation diplomatique devra &tre ordi- 
nairement suppos&e. —“ 


) ©. $ 25 ber Deutſchen Neidhs-Civilprocef- Ordnung: „Für Klagen, durch 
welhe das Eigentkum eine dingliche Belaftung oder die Freiheit von einer 
ſolchen geltend gemacht wird, für Grenziheidungs-, Theilungs: und Beſitzklagen 
ift, jofern es fi) um unbeweglihe Sachen handelt, das Gericht ausſchließlich zu- 
ftändig, in deſſen Bezirk die Sache belegen iſt.“ — Unter dem techniſchen Namen 
de3 bdinglichen Gerichtäftandes entjpringt nad) dem territorialen Princip eine 
eigene Competenz aus dem Umftande, daß eine unbeweglihe Sade im Bezirke 
eines biesjeitigen Gerichtes gelegen iſt. 

Die Erterritorialität verliert aljo ihre Wirkung bezw. kommt überhaupt 
nicht zur Erjheinung bei NRechtsftreitigfeiten über Immobilien oder aus Anlaß 
des Befites von jolhen (Baur, Feuer-, Wafjer- Polizei zc.); ferner dann, wenn 
da3 fremde Staatshaupt eine dauernde Erwerbäthätigfeit hier zu Lande ausübt, 
al3 Privatperjon Erbſchaften antritt sc. So einfach dieſes in der Lehre längit 
anerfannte Princip ift, jo fchwierig zeigt fich feine Durdführung in ber 
Staatenpraris, weil eben die Grenzlinie fich nicht immer mit Sicherheit ermitteln 
läßt, die den Souverän vom Privatmanı, das Individuum von jeiner rein 
wirthichaftlihen Intereſſenſphäre jcheidet. Neben der unzmweifelhaften, aus der 
Exterritorialität fließenden Eremtion von allen perſönlichen Leiftungen ftaatlidher 
- Natut, von aller das Individuum ſelbſt mittelbar oder unmittelbar treffenden 
Etraf- und Polizeigewalt fteht darum dauernd ein Complex zweifelhafter Fragen 
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über ben Umfang der civilrechtlichen Haftung und Verantwortung, welche dem im 
biesjeitigen Staate weilenden fremden Souverän bon biesjeitigen Gerichten recht 
lich auferlegt werden kann. Die an fich bedeutenden Schwierigfeiten der Frage 
wurden noch durch den Umſtand beträchtlich gejteigert, daß die Literatur regel- 
mäßig den äußeren Anlaß der Erörterung der Erterritorialität dazu benußt, die 
Trage betreffend die Eompetenz der inlänbiichen Gerichte gegenüber dem aus- 
wärtigen Staate und feinem perjönlihen Träger der höchſten Regierungsgemwalt 
verbumden zu erörtern, obwohl diefe Materien offenfichtlih mit ber Frage der 
perjönlichen Exterritorialität feinen inneren Zufammenhang haben. — Siehe die 
ſyſtematiſche Behandlung diefer Punkte oben im I. Capitel des 6. Stüdes dieſes 
Handb. II. Bd. ©. 77 und ff. — Beiſpiele einfhlägiger Art aus dem nicht ſehr 
zahlreichen und darum regelmäßig wiederkehrenden Judicatenmateriale bei Mar: 
tens a. a. D.; WeſtlakeHoltzendorff. $ 179a. 180-184. Bluntſchli 
Ss 135 ff. Bonfils $ 39. 


) Da im Sinne Zorn's die Eremtion in ihrem Umfange ausgedehnt oder 
beſchränkt gewährt werden kann, jo giebt Zorn damit allerdings fein bejtimmtes 
Ausmaß der jenen Yunctionären eingeräumten Privilegien. Halten wir uns 
jedod die techniſche, recipirte Bedeutung jenes Ausdrudes vor Augen, jo Liegt 
allerdings feine Nöthigung vor, die vorübergehend im Ausland befindlichen mit 
den ftändig dort fungirenden Amtsträgern auf das gleihe Nivcau der Be 
freiungen zu ftellen. — Bluntſchli's Ausführungen geben uns über die Rechts— 
lage der Agenten und Commiſſäre ($ 243) ebenjo wenig Aufihluß wie Alt’s 
nebelhafte Unterjcheidung der Agenten, Commiflarien und — Deputirten ($ 19—23). 

») Es ergiebt ſich dies ſchon aus einer einfachen Bergleichung des Sach—⸗ 
verhaltes des Falles. Schnäbele mit den geltenden reihsrechtlichen Vorſchriften 
über da3 „freie Geleite*. Nah $ 337 der Straf ⸗Proceßordnung kann das Gericht 
einem abwejenden Bejhuldigten ficheres Geleite ertheilen; es kann dieſe 
Ertheilung an Bedingungen fnüpfen. Das fichere Geleite gewährt Befreiung von 
ber Unterfuhungshaft, jedoch nur in Anſehung berjenigen ftrafbaren Handlung, 
für welche dasſelbe ertheilt if. — Es erliiht, wenn ein auf fyreiheitsftrafe lau— 
tendes Urtheil ergeht, wenn der Beſchuldigte Anftalten zur Flucht trifft, oder 
wenn er bie Bedingungen nicht erfüllt, unter welchen ihm das fichere Geleite er» 
theilt worden ift. — Ueber die Natur des amtlichen Grenzverfehrs ſiehe ben 
Deutih-Franzöfiihen Grenzregulirungsvertrag vom 26. Aprit 1877. (Martens 
N, R. G. II. s. T. p. 222 ff.) Ueber den Gebraud; der Ausdrüde sauve-garde 
und sauf-conduit fiehe die Genfer Convention; Zujchrift des Gejandten der Schweiz 
in Bari an den Kanzler des Nordd. Bundes vom 23. Januar 1871. Nr. 4431. 
Staatsarchiv. Bd. 20. 


ım) Die citirte Note wird baher auch ihren feiten Plab in der Rüftlammer 
der internationalen Nechtsfehre finden, welche durch dieſes Actenſtück werthvolle 
Bereiherung erfahren hat. Ihr Schlußſatz giebt ber Gtreitfrage die knappſte 
Formulirung und zugleich Tichtvollite Löjfung mit den Worten: „.... Der 
Unterzeichnete ift baher der Meinung, daß derartige geichäftlihe Zujammenfünfte 
jeder Zeit ald unter dem Schutze gegenfeitig zugefiherten freien Geleites 
jtehend gedacht werben jollten. In diefem Sinne hat er, unter voller Unerfennung 
der Berechtigung des Verfahren? ber bdiesjeitigen Gerichte und Beamten, Das 
Sahverhältniß bei Sr. Majeftät dem Kaifer zum Vortrag gebracht; Allerhöchſt 
diefelben haben dahin zu enticheiden geruht, daß in Betracht der völlerredt- 
lihen Motive, welche für unbedingte Sicherjtellung internationaler 
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Verhandlungen fpreden, ber p. Schnäbele troß feiner Feftnahme auf Deut- 
ihem Gebiet und troß der gegen ihn vorliegenden Schuldbeweije in Freiheit zu 
jegen fei.” — Es konnte dem Rechtsfalle feine juriftiich einfachere aber auch Feine 
mwürbevollere Erledigung gegeben werden. Gie zeigt den von rechtlichen Motiven 
beftimmten Verzicht des verlegten Theil auf Heinliche Genugthuung im Intereſſe 
eines höheren Rechtsguts, im Intereſſe der Sicherheit des völkerrechtlichen 
Verkehrs. Die Heine Perfon, welche Anfangs im Brennpunkt der Epijobe 
ftand, verſchwindet durch dieſe Löfung immer mehr und mehr und die Sadje 
jelpft, eine große Eulturerrungenjhaft, rüdt dafür immer wahrnehmbarer in 
ben Vordergrund ber kritiſchen Betrachtung. Auf irrigen Vorausfegungen ruht 
die Darftellung des Falles bei Elunet, Questions de droit relatives à lincident 
franco-allemand de Pagny. Paris 1887. 

»2) Ueber bie gefeglihen Vorfchriften nach Deutſchem Reichsrecht ſ. die Ber- 
ordnung vom 1. Mai 1872 über Ertheitung bes Conſularſchutzes, abgedr. bei 
König, Handb. d. Deutihen Conſularweſens, in Hirth's Annalen 1872, ©. 1298 ff.; 
Verordnung des Reichskanzlers vom 10. September 1879, Centralbl. ©. 575. 
Nähere Ausführungen bei Horn, NReichsftaatsredit, Bd. II. ©. 488 fi, Vesque 
v. Büttlingen $15 ff. in Anjehung des Rechts der Defterr.-Ung. Monarchie, deſſen 
Formen für die Levanteftaaten vielfach typiſch geworben find, wie die bes Eng- 
liſchen für die Nechtöftellung der Europäer in den übrigen Staaten Aſiens, 
Afrikas ꝛc. — Eine wichtige Einjchränkung der anormalen Geftalt hat Oeſterreich 
vor Kurzem vorgenommen dur die mit der Rumänifchen Regierung getroffene 
Eonvention vom 2./14. Mai 1887. Nach dem Inhalte derjelben wird Defterreich- 
Ungarn vom 1. Januar 1888 n. Gt. angefangen denjenigen Perſonen in Ru—. 
mänien, bie nicht thatſächlich entweder Defterreichifche oder Ungarische Unterthanen 
find, feinen Schuß nit mehr gewähren. Hiernach hört für Defterreid Ungarn 
mit dem 1. Januar 1888 das de facto -Unterthanen-Verhältnig in Rumänien 
überhaupt auf, zu Recht zu beitehen; e3 werden demnach bie bisher in Rumänien 
bomicilirten Defterreihiich-Ungariichen de facto -Unterthanen vom bezeichneten Tage 
an aus bem Titel des bisherigen Schugverhältnifies die Intervention der K. K. Ber- 
tretungs-Behörden nicht mehr anrufen können; biejelben werden vielmehr, infofern 
fie nicht eine andere Staatöbürgerfchaft erlangt haben würden, in allen ihren 
Nechtöverhältniffen, jomoh! dem Staate als anderen Perfonen gegenüber, aus— 
Ihlieglih den Rumäniſchen Landesgejegen unterworfen fein. Das- 
felbe wird ber Fall fein mit allen jenen Defterr.-Ungar. Schußbefohlenen, welde, 
wenn auc; mit regelmäßigem Schutzpaſſe verjehen und aus einem Laube 
fommend, in weldem das Schutverhältniß noch fortbefteht, fi) nad) dem 1. Yan. 
1888 in Rumänien aufhalten jolten. Ueber die vertragsrechtlihen Grundlagen 
dieſer Regelung eines vielfach ſchwankenden, zur Dedung von Scheinverhältnifjen 
benugten Inſtitutes ſ. die Artifel 44, 49 und 50 des Berliner Vertrages vom 
13. Juli 1878. Martens, N. R. G. I. Serie T. II. p. 449 ff. 

15) Giehe hierzu das Schweizeriſche Bundesgejeh vom 24. Suni 1874 über 
die Verpfändung und Bmwangsliquidation der Eijenbahnen Art. 10. Dejterreidi- 
ches Eifenbahngeje vom 19. Mai 1874. Ruſſiſches Gefeg vom 12. Juni 1885. 

19) Ueber die zwingenden Gründe, welche im Deutſchen Reiche zur Neutrali- 
firung bes jausländifchen Eifenbahnbetriebsmaterial3 führten, jprechen ſich bie 
Motive in eingehender Weife aus und laffen uns zugleich die Stellung ertennen, 
welche bie Reichregierung den jog. Couponsprocefien gegenüber einnimmt. 
Der Mangel einer geieglichen Vorſchrift, heit es daſelbſt (Verhandlungen des 
Deutſchen Neichitages 1885—6 Anl. 2), in der durd; den gegenwärtigen Gejep- 
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entwurf vorgefchlagenen Richtung hat namentlich in Bayern hinſichtlich des Eifen- 
bahnverfehrs mit Defterreih in jüngfter Beit eine wirkliche Nothlage herbei- 
geführt. Schon jeit Jahren ſuchen die Coupongläubiger Defterreichiicher Eifen- 
bahnen, ba fie in Defterreih mit ihren Anſprüchen nicht durchdringen können, 
bie Befriedigung derſelben im Wege richterliher Bejchlagnahme der nach Bayern 
übertretenden Eijenbahnbetriebsmittel der betreffenden Gejellichaft herbeizuführen. 
Das Hahrmaterial ift demzufolge bei bem Webertritt auf Deutjches Gebiet und 
während des Aufenthaltes auf demjelben im ftändiger Gefahr der Beſchlagnahme 
und e3 hat in zahlreichen Fällen eine jolhe Beſchlagnahme von Oeſterreichiſchen 
Zocomotiven, Wagen u. ſ. w., ober eine Pfändung der Anſprüche auf Heraus. 
gabe dieſer Objecte in der That bereits ftattgefunden. Die Folgen eines jolchen 
Vorgehens find bei dem Tebhaft entwidelten, durch vielfältige Anſchlußpunkte 
vermittelten Bahnverkehre zwiſchen Deutfchland und Defterreih von bebenklicher 
Tragweite. Die Defterreihifche Verwaltung wird genöthigt, ihr Material dem 
Mebergang nad) Deutſchland thunlichſt zu entziehen; der Abfertigung burchgehender 
Büge und ber Beförderung ber Güter über die Grenze ohne Umladung, wie auch 
ber für den nachbarlichen und allgemeinen Berfehr bedeutungsvollen gegenjeitigen 
Meberlafiung von Betriebsmitteln erwachſen unüberwindlihe Schwierigkeiten; und 
ſchließlich wird der gefammte Eifenbahnverfehr von Defterreih durch das In⸗ 
land vor ber Frage ftehen, ob er nicht zur Vermeidung ber fortwährenden 
Hemmnifje, Berlufte und Gefährdungen andere Transportwege aufſuchen joll, 
foweit er nur immer von ber Benutzung Deutiher Linien fid frei machen fann. 

Das Reichsgeſetz vom 3. Mai 1886 ift daher das Ergebniß der Rehtsüber- 
zeugung, daß es fich nicht rechtfertige, den Privatinterefien der Gläubiger noch 
länger den Vorrang vor den gefährbeten Intereſſen des allgemeinen internationalen 
Verkehrs zu geftatten. Vgl. hierzu: Bekker, Die Couponprocefie ber Defterreihhtichen 
Eifenbahngejellichaften, Weimar 1881, und Hartmann, Internationale Geld- 
jhulden. Freiburg 1882. 
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40 , vom 30. März 
12 „ NXtt. 54 Nr. 9 
43 „ berüdfichtigt*) 
12 „ Borausjegungen 
37 „ embarcations 
25 „ im Annuaire 
19 „ aectes 

25 „ actes 

11 „ the state territory 
T „  Bodamiei 

19 „ Alberie Rolin 
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vom 31. März. 
Art. 4 Nr. 9. 
berückſichtigt. 
Vorausjegungen. 
m&barcations. 
Annuaire, 

acte, 

acte, 

of state territory. 
Badamici. 
Alberie, Rolin. 
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